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Das Interdict. 

Von Professor Dr. F. Kober zu TQbingen. 

(Vergl. Archiv XXI, S. 5 ff., S. 291 ff.) 

' Dritter Artikel. 

Die Bestimmungen des gemeinen Rechts, 

§. 3. Die Verhängung des InterdicU. 

Das Eecht, di« Strafe des Interdictes auszusprechen , steht al- 
len denjenigen kirchlichen Obern zu, welche eine Jurisdictio in finro 
contentioso haben, sei es, dass sie ihre Amtsgewalt jure divino und 
kraft eigener Auctorität üben oder dass dieselbe' vermöge der G^«^«^?- 
gebung mit dem betreffenden Amte bleibend verbunden sei oder auf 
einem speciellem und vorübergehenden Äußrere beruhe. 

Jure divino und kraft eigener Auctorität haben das Becht, 
von welchem wir reden, der Papst und die Bischöfe^ denn Primat 
und Episcopat sind gottlicher Einsetzung und ihre Träger Judices 
ordinarii. Daraus ergibt sich von selbst, dass auch die Versamm- 
lungen der Bischöfe, je von ihrem verfassungsmässigen Oberhaupte 
berufen und präsidirt, — die öcumenisehen Condlien und die R^(h 
vincialsynoden — die fragliche Befugniss werden beanspruchen kön- 
nen. In der That auch lehrt die Geschichte, dass seit den Zeiten, 
in welchen das Interdict entstand, das Becht, diese Strafe zu ver- 
hängen, von den genannten Auctoritäten thatsächUch geüt>t wurde. 
und die positive Gesetzgebung befindet sich hiemit in vollständiger 
üebereinstimmung ^). Denn wenn die angeführte Stelle mit Um- 
gehung der allgemeinen Concilien blos den Papst, die Bischöfe und 
die Provincialsyneden ausdrücklich hervorhebt, so lässt sich dieses 
Stillschweigen doch nicht in dem Sinne deuten, als ob die Gompe- 
tenz der ersteren in Abrede gezogen werden wolle, im Gegentheil, 
der Canon setzt sie als selbstverständlich voraus und erachtet es gar 
nicht for nöthig, jene Befugniss deni allgemeinen Goncil noch spe- 
ciell zu vindiciren. 

Der Fap^t hat das Becht des Interdictes in der ganzen Eircfae 
■— über alle Orte, Genossenschaften und Personen, denn seine Juris-' 
diction erstreckt sich über die Gesammtkirche und alle Mitglieder 
derselben sind seine Untergebenen. Dass er von diesem Bechte nach 

, 1) C. 1. de sent. excomm. in Clement. 5. 10, 
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all den genanuten Bichtungea den ausgedehntesten Gebrauch gemacht 
habe, bedarf angesichts der vielen geschichtlichen Thatsachen, die 
wir im Verlaufe unserer Untersuchung* bereits dargelegt haben, kei- 
nes weiteren Beweises und auch daran wird kaum nöthig sein zu 
erinnern, dass seine Auctorttät namentlich in den Fällen eintrat, in 
welchen es sich um die Bestrafung ganzer Länder handelte, spwie 
dass der heilige Stuhl einzelnen hervorragenden Fürsten als beson- 
dem Onadenerweis das Privilegium ertheilte, mit Ausschluss aller 
andern hierarchischen Obern nur vom Papste interdicirt zu werden. 
Die Jurisdiction dea Bischofs eifstreckt sich lediglich über die 
Diöcese, darum hat auch seine Befugniss, das Interdict zu verhän- 
gen, an den Grenzen derselben ihre natürliche Schranke. Nur ein 
Fall, der freilich äusserst selten vorkommen dürfte, bildet eine Aus- 
iiabme. Vom gemeinen Rechte ist ausgesprochen, dass, wenn eine 
Stadt ode^ sonstiger Ort mit dem Interdicte belegt werde, auch die 
Vorstädte und alle Gebäude, die so nahe liegen, dass dableibst der 
Gottesdienst von den Bewohnern des Hauptortes mit Leichtigkeit 
besucht werden kann, dem Interdicte verfallen ^). Nehmen wir nun 
an, da^s diese Vorstädte und Gebäude einer fremden Diöcese ange- 
hören,i so müssen auch sie in den Bereich der Strafe fallen , mithin 
die Gerichtsbarkeit des Bischofs die Grenzen seiner Diöcese über- 
schreiten, aber nicht an sich und principiell, sondern nur zu dem 
Zwecke , den. Ernst der Disciplin aufrecht zu erhalten und zu ver- 
hindern, ddss die Strafe nicht illusorisch werde, was nicht ausblei- 
ben k(>(int6« wenn den von ihr Betroffenen die Möglichkeit gegeben 
YiixAy in den nahegelegenen Orten der benachbarten Diöcese dem 
Gottesdienste anzuwohnen und so das Interdict zu umgehen. — Wenn 
wir demgemäss für die gewöhnlichen Verbältnisse an dem Satze 
festzuhalten haben , dass das Becht des Bischofs auf seine Diöcese 
beschränkt sei , so ist auf der anderen Seite ebenso gewiss , dass er 
innerhalb derselben von diesem Bechte den unbeschränktesten Ge- 
brauch machen und nicht nur jeden einzelnen Ort sowie jeden Diö- 
cesaaep, sondern audi die Gesammtheit mit dem Interdicte belegen 
könne. Wie Niemand ohne speciellen Bechtstitel der Gerichtsbarkeit 
des Bischofs entzogen ist, so haben sich Alle ohne Unterschied dem 
von ihm ausgesprochenen Interdicte zu unterstellen und dasselbe zu 
beobachten. Die Begularen und ihre Klöster machen hievon keine 
Ausnahme und weder die Geschichte noch die Gesetzgebung kennt 
eine solche. Bei Gelegenheit des im Jahre 1200 über Frankreich 


1) C. 17. de senl. excomm. VI. 5. 11. 
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verhängten Interdictes berichten die Chronisten, dass nicht blos in 
den Kirchen, sondern auch in den Klöstern der Gottesdienst sistirt 
worden sei*) und als einige Jahre nachher England der gleichen 
Strafe verfiel, wurde die nämliche Praxis eingehalten 2). Die Gesetz- 
gebung aber schärft den Regulären an den verschiedensten Stellen ^) 
mit Nachdruck ein, "Sass sie vom Interdicte des Bischofs keineswegs 
frei, sondern verpflichtet seien, dasselbe pünktlich zu beobachten 
und auch das Tridentmum versäumte nicht, sie im Geiste des bisher 
geltenden Rechts an diese ihre Verpflichtung ausdrücklich zu erin-. 
nern*). Selbst die Exemten geniessen keine weitergehende Ver- 
günstigung. Das ihnen gewährte Privilegium entzieht sie allerdings, 
der Jurisdiction des Diöcesanbischofs und der letztere kann über sie 
und ihre Kirchen das Interdict nicht aussprechen^) ^ aber wenn die 
Strafe von ihm über die Diöcese oder einen Ort derselben verhängt 
wurde, so haben sie die Sentenz zu beobachten und den Gottesdienst 
einzustellen. In diesem Sinne bemerkt der ebenerwähnte Chronist, 
dass in England während des Interdictes sowohl in den Klöstera als 
in den Kirchen der Gottesdienst geruht habe und alle Privil^ien 
ausser Wirksamkeit gesetzt waren (»cessantibus quibuslibet privi- 
legiis«), worunter offenbar nichts Anderes als die Exemtionen ver-. 
standen werden kann. Die Synode von Nimes im Jahre 1284 ver- 
langt unbedingt von den Exemten die Beobachtung der Excomnjiuni- 
cation und des Interdictes mit dem Bemerken, dass sie durch die 
erlangten Privilegien von dieser Vei:pflichtung nicht befreit wen- 
den können*). Auf demselben Standpunkt stehen die kirchlichen 
Gesetzbücher, welche unmittelbar nachher erschienen sind''). . Diese 
wiederholt an die Exemten gestellte Forderung, das vom Ordinarius 


1) Robertus Altisaiodor, , Cbronolog: „Anno Domiiii MCC erat in toto 
regne lugubris erclesiae fäcies, quia nulla celebrabanlur in eccleslis sacramenta 
vel divina officia praeter viaticani et baptisma, nee modo in ecclesiis, sed et itt 
monasteriis cessatam est a divinis." Bouquet, T. XVIII. p. 263. 

2) L, c. ad ann. 1208: „Tota Anglia gravissimo subjicitur interdtcto et 
tarn in monasteriis, quam in ecclesiis, cessantibus quibuslibet privilegiis, Or- 
gana laetitiae divino sunt suspensa silentio."' Bouquet, I. c p. 275. 

3) Z. B. c. ll.X. de privileg. 5. 33; c. 1. de sent. excomm. in Clement. 5. 10. 

4) Sess, XXV. c. 12, de reg.: „Censurae et interdicta, nedum a sede apo- 
stolica emanata, sed etiam ab ordinariis promulgata, mandante epißcopo 
a regularibus in eorum ecclesiis publicentur atque serventur,^* Cfr. 
Benedict XIV., De synodo dioeces. L. IX. c. 15. n. 11. 

5) Gonzalez Tellez, Comment. ad c. 5. X. de consuet. 1. 4 o» 21. , 

6) Conc. Nemnus, De sent. excomm. et interdicti. Hard. YII. p. 933. 

7) C. 8. de Privileg. VI. 5. 7; c« 1. de sepult. in Clement. 3. 7; c. 1, de 
sent. exeomm. eod. 5.-10. 
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ausgesprochene Interdict gleich allen andern Diöcesanen genau zu 
beobachten, verdankt ihren Ursprung einerseits der wohlbegründeten 
Besorgniss, es möchte die Strafe bei der grossen Ausdehnung, welche 
die Exemtionen gewonnen hatten, zur Bedeutungslosigkeit herab- 
sinken und von den Gläubigen durch den Besuch der exemten Kir- 
chen umgangen werden, andererseits dem Bestreben, die Auctorität 
des Episcopates gegen jene Beeinträchtigungen und üebergriflfe zu 
schützen, welche als die unmittelbaren Folgen der Exemtionen überall 
zu Tage traten*). In derselben Absicht, die öffentliche Ordnung 
und das Ansehen der bischöflichen Würde aufrecht zu erhalten, er- 
klärte die Gesetzgebung noch weiterhin, dass auch das Gewohnheits- 
recht nicht angerufen werden könne, um sich der Beobachtung eines 
vom Bischöfe verhängten Interdicts zu entziehen'). — Aber wenn 
durch die angeführten Bestimmungen dem ordentlichen Oberhirten 
der Diöcese die Möglichkeit gegeben war, seine Gerichtsbarkeit in 
ihrem vollen Umfange über die Untergebenen auszuüben und den 
von ihm verhängten Interdicten selbst bei den Exemten die ge- 
bührende Achtung zu .verschaffen, so fand seine diesfallsige Straf- 
gewalt auf der andern Seite wieder dadurch eine Schranke, dass ihm 
vorgeschrieben war, bei Verhängung des Interdicts den Consens des 
Capitels einzuholend^ Es ist nicht zu leugnen, dass diese Anord- 
nung im Geiste des älteren Rechts vollkommen begründet und in 
hohem Grade geeignet war, den Eingebungen der Willkür und Lei- 
denschaft mit Erfolg entgegenzuwirken, aber sie wurde aus Gründen, 
welche wir bereits an einem andern Orte dargelegt haben*), entwe- 
' der in's praktische Rechtsleben nie eingeführt oder doch bald wieder 
ausser Wirksamkeit gesetzt und schön zur Zeit Bonifae' VIIL hatte 
sich die Gewohnheit gebildet und vom Papste die gesetzliche An- 
erkennung erlangt, wornach die Bischöfe bei Ausübung ihrer Straf- 
gewalt, ohne die Zustimmung des Capitels nachzusuchen, völlig frei 
und unabhängig handelten^). Indessen sdieint die letztere Ein- 
räumung gleichfalls keine allgemeine Aufnahme gefunden zu haben, 
vielmehr an manchen Kirchen die strengere Uebung beibehalten 
worden zu sein, wenigstens berichtet Gonzalez Tellez^)^ er kenne 

1} C. 12. X. de excess. praelat 5. 31. 
2) C. 5. X. de consuet. 1. 4. 

^) C. 1. X. de excess. praelat. 5. 31; c. 4. 5. X. de bis, quae flunt a 
praelat. 8. 10. 

4) Die DepoaiHon und Degradation, S. 313 f. 

5) C. 3. de consaet. VI. 1. 4. 

ö) Conhment ad c. 2. X. de bis, qnae jQunt a major, part. capit. 
3. 11. D. 9. 


Die Tf mingmig desselben. 7 

Diöcesen, in welchen der Bischof, ohne sein CapiM befragt zu ha* 
ben, nie ein Interdict verhänge. — Das Becht, diese Strafe in An- 
wendung zu bringen, ist ein Ansflnss der bischöflichen Jurisdictkm. 
Daher kann a. der mm Bischof OewäMte von ihm Gebranch machen, 
sobald er die päpstliche Bestätigung erlangt hat^), denn mit der 
letzteren werden alle Rechte der Jurisdiction verliehön^). b. Nnr 
diejenigen Bischöfe, welche Diöcesen haben, können das Interdict 
verhängen: den Titnlar- oder Weihbischöfen (episcopi in partibtts' 
infidelinm) sind zwar Diöcesen zngetheilt, abei^ sie haben in Wirk- 
lichkeit keine Untergebenen, ermangeln also der Jurisdiction nnd 
ebendarum muss ihnen jene Befugniss abgesprochen werden'); be- 
kleiden sie ein anderweitiges, vom Diöcesanbischof fibertragenes, mit' 
Jurisdiction ausgerüstetes Amt, so können sie allerdiif^gs interdiciren, 
aber nicht proprio jure, sondern blos in Folge des Mandates. 

Der Erzbischof übt das Recht des Interdictes gleich den übri- 
gen Bischöfen blos innerhalb seiner Diöcese, far die Untergebenen 
der Suffiragane ist er nicht competent^), denn diese stehen lediglich 
unter dem eigenen Bischof. Aber die Suffragane selbst waren seit 
dem Entstehen der Metropolitanverfassung und während des ganzen 
Mittelalters seiner Strafgewalt unterstellt , darum hatte ihm das 
Decretalenrecht die Befugniss , über * diese seine Untergebenen das 
Interdict auszusprechen, im vollen Umfange und ohne Einschränkung 
zuerkannt*). Anders verhält es sich seit dem Tridentmumt da die. 
Synode die wichtigeren StraflRllIe der Bischöfe vor das Forum des' 
Papstes und die minder erheblichen vor das Provi'ncialconcil ver- 
weist ^), so ist in ersterer Beziehung die Jurisdiction des Metropo- 
liten gänzlich aufgehoben und hinsichtlich der letztern kann er nur 
in Uebereinstimmung mit den übrigen Suffraganen strafend vorgehen. 
Dagegen wurde seine Strafgewalt, welche ihm über die General" 
vicare und Officiäle Aex Bischöfe gemeinrechtlich'') flr die Fälle 
zustand, in welchen diese unmittelbar das Metropolitanrecht ver- 
letzen®) , von der tridentinischen Gesetzgebung nicht berührt und 


1) C. 15. X. de elect. 1. 6, 

2) C. 9. 17. X. b. t. 1. 6; c. 2. X. de translat. episcop. 1. 7. 

3) SuateZf De Censuris, Disput U. Sect. II. n. 6. 

4) C. 5. de sent exromai« VI. 5* 11. 

5) C. 1. S. 1* de offic. ordinär. VI. 1. 16, Cflr. c. 52. X. de sent. 
excomm. 5. 30. 

6) 8e98, XUI. c. 8; XXIV. «. 5. de ref. 

7) C. 1. de offlc. vicar. VI. 1. 13. ^ 

8) Kirchenbafm, S. 71. 
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bildet heute einen der wichtigsten Bestandtheile in der Zahl der 
wenigen Bechte, welche den Metropoliten von ihrer ehedem so aus- 
gebreiteten MachtfiUle noch geblieben sind. 

Die Jurisdiction des Papstes und der Bischöfe beruht auf ^öM- 
Ueher Institution, sie üben seit Grändung der Eii;che die mit der- 
selben verbubdenen Rechte kraft ^eigener Auetoritat und zwar allein 
und ausschliesslich. Als aber im Laufe der Zeit der Geschäftskreis 
dieser ^ohen Würdenträger sich immer erweiterte und sie nicht mehr 
im Stande waren, allen Anforderungen, ^persönlich zu genügen, ergab 
sich far sie, gaiiz abgesehen von den Fällen einer vorübergehenden 
Verhinderung, di^ Noth wendigkeit , einen Theil ihrer Beftignisse 
durch Stellvertreter ausüben zu lassen. So entstanden jene Aemter 
und Dignitäten, mit welchen vermöge der Gesetzgebung ein bald 
grösserer bald geringerer Theil der päpstlichen oder bischöflichen 
Jurisdiction bleibend verbunden ist und deren Inhaber, obwohl an 
sich blosse Stellvertreter, die ihnen zugewiesenen Bechte kraft ihres 
Amtes als Jurisdictio ordinaria ausüben. 

In diese Categorie gehören die päpstlichen Legaten. Sie hatten 
als die unmittelbaren Stellvertreter des Primates innerhalb ihrer 
Provinz eine Jurisdictio ordinaria ^), also auch das Becht, über alle 
Orte und Personen der Provinz das Interdict zu verhängen. Da 
aber vom Tridentinum die ihnen bis dahin eingeräumte mit der 
bischöflichen concurrirende Gerichtsbarkeit aufgehoben wurde ^), so 
können sie nach dem jetzt geltenden Bechte über die Diöcese oder 
die Diöcesanen das Interdict in «rster Instanz nicht mehr aussprechen 
und da die wichtigeren Vergehen der Bischöfe selbst vor das Forum 
des Papstes gehören, dieser aber die Sentenz persönlich zu fallen 
hat 3), so ist ihnen auch dieser Theil ihrer ehemaligen Jurisdiction 
entzogen. Nur wenn der Papst ihnen in einem bestimmten Falle 
für Verhäugung des Interdicts ein specielles Mandat erthöilte, könn- 
ten sie die Strafe aussprechen, aber dann Sandelten sie nicht kraft 
des eigenen Amtes, sondern in der Eigenschaft eines einfachen De- 
legaten. Die gleiche Stellung nehmen die Nuntien ein. Noch we- 
niger können die Legati nati vom Bechte des Interdicts Gebrauch 
machen, denn sie haben keinerlei Jurisdiction, sondern fahren den 
genannten Titel als blosse Shrenauszeichnung. Dagegen steht den 
CJardinäleH wie ehedem so auch noch heute die Befugniss zu, über 


1) Reiffenstuel, Jos can. L. I. iiU 30. n. 11. 

2) Sess. XXIV. cT 20. de ref. 

3) 8e98. XXIV. c 5. de ref. 
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die Kirchen, bei welche^ sie intitulirt sind oder aber die Kleriker, 
welche daselbst in ihrem Namen den Gottesdienst verwalten, 4a0 
Interdict auszusprechen *). 

Der Generdlvicar ist in Ausübung der Gerichtsbarkeit der 
Stellvertreter des Bischofs und bildet mit ihm eine uuitas personae, 
er hat also auch das Becht, innerhalb der Diöcese das Interdict m 
verhängen, bedarf aber hiezu des specielleu Auftrags seines Man- 
danten ^), Nach den Bestimmungen des Decretalenrechts hatte der 
Erzbischof, wie oben bemerkt wurde, über die Suffragane die volle 
Strafgewalt, diese häite also consequent auch seinem Generalvicar 
zustehen sollen, aber die Gesetze verbieten den letztern ausdrücklich, 
über die Suffragane eine Censur, sei es das Interdict, oder die 
Suspension oder Excommunication zu verhängen, damit nicht durch 
die Sentenz eines in Betreff des Ordo untergeordneten Klerikers die 
bischöfliche Würde beeinträchtigt werde ^). Sollte der erzbischöfliche 
Generalvicar in einer der genannten Sichtungen d^noch vorgehen, 
so würde er sich nicht nur einer unerlaubten Gompetenzüberschrei- 
tung schuldig machen^), sondern die Handlung selbst wäre zugleich 
null und nichtig ^). 

Bei eingetretener Sedisvacanz geht die gesammte bischöfliche 
Jurisdiction mit wenigen Ausnahmen, zu welchen die Strafgerichts* 
barkeit und speciell das Becht, Censur en zu verhängen, nicht ge- 
hört, auf das Capitd über^). Da aber das Tridentinura verordnete^), 
dass dasselbe innerhalb acht Tage nach Erledigung des Stuhles 
einen Capitularvicar zu bestellen habe, der im Namen des Gapitels, 
aber selbstständig und auf eigene Verantwortung die interimistische^ 
Verwaltung der Diöcese führt, so ist nach heutigem Bechte nicht 
mehr das Gapitel in corpore, sondern nur der Capitularvicar berech- 
tigt, sede vacante das Interdict auszusprechen^). 

Im Mittelalter hatte sich die eigenthumliche üebung gebildet, 
dass die Capitel auch bei . besetztem bischöflichen Stuhle theils über 


1) C. 11. X. de raajorit. et obedient. 1. 3S. 

2) C. 2. de offic. vicar. Vi. 1. 13. Befindet sich aber der Bischof ausf^er- 
halb der Diöcese, so kann sein Generalvicar das Interdict auch obne specieliea 
Mandat verhSngen. Clemens XL Const. Ac^ Apostolatus v.J. 1714. Bullar, 
T. Vlil. p. 134 sqq. 

3) C. 1. de offic ordinär. Vi. 1. 16. 

4) Qlossa ad c. 1. cit. verb. Non attentent 

5) L. 5. Cod. de iegib. 1. 14. 

6) C. 3. de sapplend. neglfg. praelat. VI. 1. 8. 

7) Sess, XXIV. c. 16. de ref. 

8} Schmalzgrueber, Jas eccies. L. V. (It. 39. n. 341; 
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einzelne Städte und Ortschaften, theils Aber ganze Districte unab- 
hängig vom Ordinarius und aus eigener Machtvollkommenheit das 
Interdict verhängten. Von diesem Standpunkte aus beanspruchte 
und öMe das Capitel von Le Maus die Befugniss , die Stadt mit 
dem Interdicte zu belegen ^) und wenn wir einen andern Fall uam- 
hÄft machen sollen, in welchem die genannte Strafe in noch grösserem 
Umfange zur Anwendung kam, so erinnern wir an die Ganoniker 
von Chartres, welche über die Besitzungen der Gräfin von Blois das 
Interdict verhängten 2). Dass die Capitel als solche und vermöge 
der Stellung, welche sie der Diöcese gegenüber einnehmen, das in 
Hede stehende Recht nicht beanspruclien können, bedarf keines Be- 
weises, daa Höchste, was ihnen die Gesetzgebung einräumte, bestand 
darin, dass der Bischof, wenn er das Interdict aussprechen wollte, 
Mhren Consens einzuholen hatte und auch dieses wurde entweder nie 
praktisch oder kam doch bald wieder ausser üebung. Wenn gleich- 
wohl die Ansprüche der Capitel, vom Interdicte in grösseren oder 
kleineren Kreisen selbstständigen Gebrauch zu machen, wie die oben 
angeführten Stellen zeigen, gemeinrechtlich anerkannt waren, so liegt 
der Grund in dem Umstände , dass dieses Eecht auf speciellen Er- 
werhstUeln beruhte. Bald haben die Bischöfe, wie der von Cesena 
gethan^), ihren Capiteln über gewisse Kirchen und Orte die bischöf- 
liche Jurisdiction und namentlich auch das Eecht des Interdicts di- 
rect und in der Absicht übertragen j denselben einen besondcni 
Gnadenerweis zu geben ; bald verdankten sie jene Befugniss, wie die 
Canoniker von Chartres andeuten^), einem erlangten JPrivüegmm; 
bald hatten sie dieselbe, gleich anderen Corporationen , durch Ver- 
jährung^) oder G-ewohnheit^) erworben. Wie die Kirche in allen 
anderen Richtungen wohlerworbene Rechte anerkannte und schützte,' 
so ist sie ihren diesfallsigen Grundsätzen auch in dem vorliegenden 


1) In c. 5. X. de consuel. 1. 4. schreibt Innocenz IIL an den Decan und 
das Capitel von Le Mans: „Cum inter vos ex una parte et canonicos sancti Pelri 
de curia ex altera parle super eo, quod dicli canonici sancti Petri generale in- 
terdictmn ab episcopo vestro vel a vobis in civitate Cenomanensi positum non 
ser^'abant, qaaestio vertebatur etc.'' 

2) C. 28. X. de verb. signif. 5. 40: „. . Verum, cum super boc de pa- 
rendo juri comitissa cantionem oflTerret, canonici Carnotenses nihilominus 
terram ejus fecerunt inter dicto supponi: quod relaxare noluefunt, nisi 
prius solveretur emanda." 

3) Thomassin. P. IIL L. II. c. 23. n. 7. 

4) C. 23. X. de verb. signif. 5. 40. 

5) C. 18. X. de praescript. 2. 26. 

ß) C. 1. de sei|t. eiLCprnni« In Clement. 5. 10. 
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Falle gefolgt «nd konnte denselben um so unbesorgter treu bleiben, 
als es sich um keine Beeinträchtigung der bischöflichen Gerecht- 
same im Allgemeinen, sondern nur um vereinzelte und zudem noch 
auf bestimmte Orte beschränkte Ausnahmen handelte. Viel häufiger da- 
gegen kam es vor, dass die Capitel an der eigenen CaihedräU den 
Gottesdienst einstellten und nicht nur ihrerseits die gemeinsame 
Verrichtung der canonischen Tagzeiten unterliessen, sondern auch 
den Bischof an der Vornahme der übrigen Functionen hinderten. 
Die Gründe dieses Vorgehens, für welches sie das Gewohnheitsrecht 
anriefen 1), waren verschieden. In erster Linie stand die Vorent^ 
Haltung der MnJcmfte. So legte im Jahre 1212 das Capitel von 
Itotien auf die dortige Cathedrale das Interdict , weil ihm sein An- 
theil an den Bevenuen der Stadt Dieppe vom Erzbiscbofe nicht aus- 
gehändigt und seine Beclamationen nicht einmal einer Antwort ge-^ 
würdigt wurden 2). Das Becht der Capitel, bei derlei Verkürzungen 
den Gottesdienst einzustellen, fand in den damaligen Zeiten keine 
Beanstandung, auch der Erzbischof von Eouen war in der vorliegen- 
den Angelegenheit so weit entfernt, dasselbe in Abrede zu zieheji, 
dass er vielmehr die Vermittlung seines Suffiraganen von Evreux an- 
nahm und einwilligte, dass der Streit durch ein Schiedsgericht bei- 
gelegt werde; von demselben Standpunkte ging ein halbes Jahrhun- 
dert später das Concil von Main^ aus, indem es den Capiteln, deren 
Bezüge zurückbehalten werden, die Einstellung des Gottesdienstes 
gestattete, vorausgesetzt, dass nicht etwa blos ein einzelnes Mitglied 
des Collegiums, sondern die pars major oder sanier die Massregel 
befürwortete 3). Ein anderer Grund, der die Capitel veranlasste, 
über die Cathedrale das Interdict zu verhängen, war die Absicht, 
ein an der Corporation oder ihrer Kirche begangenes Verbrechen zu 
straf efii oder ungerechte Angriffe und BednprächUgungen zu sühnen *). 
Dass die damaligen Capitel zu ihrer Selbstvertheidigung einer der- 
artigen Waffe bedurften, kann nicht bezweifelt werden und darum 
war ihr Becht, den Gottesdienst einzustellen, im Allgemeinen nicht 

1) Conc. Lugdun. II. ann. 1274 c. 17. Hard. VII. p. 712 and in c. 2. 
de Qffie. ordinär. VI. 1. 16. 

2) Gallia chriatiana, T. XI. p. 59 sq. 

3) Conc. Moguntin. ann. 1261. c. 19. Harzheim, Concil. German. 
T. lü. p. 600 sq. 

4) Conc. apud Vallem Guidon. ann. 1242. c. 6: „Quit vero, peccatis 
nostris exigentibus, ecclesla Dei permissione divina .nosf ris temporibus molestias 
sustinet et pressaras statuimus, ut, si j>rQp(er offensas aliquQrum, ecclesiae 
catbedrales suppositac fuerint interdicto per episcopos vel capitula su^er ?^c 
poteatatem häbentia, canonici ?tc/* .Hard. Yll. p. 349. 
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beanstandet, aber auch an Uebereilungen und vorschnellem Einschrei- 
ten fehlte es nicht. Um den hieraus sich ergebenden Missständen 
und den Ungerechtigkeiten, die sich so leicht an das ßichteramt in 
eigener Angelegenheit knüpfen, vorzubeugen, hatte schon Cölestin IIL 
verordnet^ dass das Interdict über die Cathedrale nie von einzelnen 
Canonikern , sondern nur von der Gesammtheit im Einverständnisse 
mit dem Bischof ausgesprochen werden könne, sonst sei die Sentenz 
wirkungslos *) — und das allgemeine Concil zu Lyon im Jahre 1274 
fugte bei, dass die Canonici den Grund des Interdictes in einer 
öiFentlichen Urkunde anzugeben und Demjenigen, um dessenwillen 
der Gottesdienst aufhören solle, zu notiiiciren haben, unterlassen sie 
dieses oder werde der Grund, welchen sie angeben, als uncanonisch 
erfanden, so müssen sie die während der Sistirung bezogenen Ein- 
künfte restituiren und Denjenigen schadlos halten, gegen welchen 
die Einstellung des Gottesdienstes gerichtet war; umgekehrt aber 
solle der Letztere, wenn der Grund als canonisch sich erweise, vom 
kirchlichen Obern angehalten werden, sowohl den Canonikern als 
auch der Kirche, welche durch seine Schuld des Gottesdienstes ent- 
behrte, Schadenersatz zu leisten^). Endlich haben die Capitel sehr 
häufig aus keinem der angeführten Gründe, sondern lediglich aus 
Opposition gegen den Bischof und um ihrer Missstimmung gegen 
ihn Ausdruck zu geben, an den Cathedralen den Gottesdienst ein- 
gestellt- Einen Hinweis auf diese muthwillige Praxis gibt das vierte 
Lateranconcil 3) und auf einer Synode zu Compiegne im Jahre 1277 
beschlossen die Bischöfe der Rheimser Kirchenprovinz, sich gegen- 
seitig zu unterstützen, wenn die Capitel wie bisher fortfahren sollten, 
ihren rechtmässigen Vorgesetzten Widerstand zu leisten und nament- 
lich den Gottesdienst nach Willkür einzustellen*). Aber wiewohl 
das erstere Concil diese gCAvaltthätigen und unmotivirten Massnahmen 
der Capitel fär wirkungslos und ihre Urheber für strafbar erklärte, 
so hörten die willkürlichen Einstellungen des Gottesdienstes doch 
nicht auf, vielmehr klagt Bonifaz VIIL, dass der Unfug nach wie 
vor fortbestehe und alle, dagegen gerichteten Verbote unbeachtet 
bleiben. Daher schärfte er die älteren Vorschriften, welche die all- 
gemeinen Synoden im Lateran und zu Lyon erlassen hatten, wieder 


1) C. 2. X. de bis, quae fiant a major, part. capit. 3. 11. 

2) Cwie. Lugdun. H. c. 17. Hard. VH. p. 712. and in c. 2. de offlf. 

ordinär. VI. 1. 16. 

3) Conc. Lateran* ann. 1215. c. 7. Hard, 1. c, p. 23, und in c. 13. X. 

de offlc. Jod. ordinär. 1. 81. 

'4) Conc, Compedienß* Hard. 1* c. p. 751« 
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nachdrücklich ein und fagte, um erfindliche Abhülfe za schaffen, 
folgende neue Anordnungen bei. ä. Handelt es sich um die Ein* 
Stellung des Gottesdienstes an der Cathedrale, so muss die Ange- 
legenheit von dem, wie zu einer Wahlhandlung, f&rmlich berufenen 
und vollzählig versammelten Capitel gemeinsam berathen werden, 
b. Spricht sich die Versammlung für 'Sistirung des Gottesdienstes 
aus, so hat sie Denjenigen, gegen welchen die Massregel gerichtet 
ist, zur Genugthuung oder Schadenersatz aufzufordern, c. Wird der 
Aufforderung entsprochen und Genugthuung etc. geleistet, so ist 
von der beabsichtigten Einstellung des Gottesdienstes Umgang zu 
nehmen, d. Bleibt aber die Bequisition ohne Erfolg, so sollen beide 
Theile, wenn ein Ausgleich liicht zu erzielen war, innerhalb Monats« 
frist die Sache entweder persönlich oder durch Procuratoren an den 
heiligen Stuhl bringen und der Papst wird nach gepflogener Unter'» 
suchung die Schuldigen, welcher Seite sie angehören mögen, mit der 
entsprechenden Strafe belegen, e. Wenn das Capitel an die im 
Voranstehenden gegebenen Normen sich nicht hält, so ist unter 
allen Umständen die von ihm ausgesprochene Sistirung ungültig und 
braucht von Niemanden beobaditet zu werden^). Dass diese von 
Bonifaz aufgestellten Grundsätze das Uebel an der Wurzel fassten, 
indem sie das von den Capiteln beanspruchte Becht,. den Gottesdienst 
zu sistiren, den Händen derselben üiatsächlich entwanden und die 
Beilegung des jeweiligen Streites von der endgültigen Entscheidung 
des Papstes abhängig machten, ist nicht zu verkennen und aus dem 
Umstände, dass die früher so häufigen Klagen über Missbräuche 
und Willkürlichkeiten von jetzt an sich nicht mehr vernehmen 
lassen , wird der Schluss gezogen werden dürfen , dass die Capitel 
auf ihr diesfallsiges Becht, das nunmehr fast zur Bedeutungslosig- 
keit herabgesunken war, entweder gänzlich verzichteten oder dasselbe 
innerhalb der von den Gesetzen gezogenen Schranken ausübten. 

Kehren wir zu den Kirchenämtern zurück, mit welchen die 
Ausübung der bischöflichen Jurisdiction verbunden ist, so begegnen 
uns nach der Beihenfolge der hierarchischen Ordnung die Ärchv- 
diacone und Archipresbyter. Dieselben hatten, obwohl ursprünglich 
blosse Delegaten des Bischofs, im Laufe der Zeit wie überhaupt die 
ganze Strafgerichtsbarkeit so auch speciell das Becht des Inter- 
dictes fast überall als Jurisdictio propria beansprucht und von ihm 
ungestörten Gebrauch gemächt. Calixtus IL verlieh dem Capitel 
von Besan9on unter anderen Gnadenerweisen auch das Privilegiuna, 


1) C. S. de offlc. ordinär. VI. 1. 16. 


W Kohevy Das Interdlct, 

d&88 dfe Am gehörigen Kirchen tmd die bei denselben angestellten 
Kleriker von den Archidiaconen und Archipresbytern ohne Zustim- 
mung des Erzbischofs und Capitels fernerhin nicht mehr mit dem 
Interdicte belegt werden dürfen *), was voraussetzt, dass die ge- 
nannten Würdenträger dieses Eecht damals bereits allgemein übten 
und zwar durchaus unabhängig ohne Mitwirkung des Ordinarius. 
Im Jahre 1132 war in dem Sprengel des Pariser Archidiacons Theo- 
baldtts ein durchreisender Canoniker seiner Habseligkeiten beraubt 
worden. Am folgenden Tage belegte der Archidiacon seinen Bezirk 
mit dem Interdicte und den Bäuber mit der Excommunication, ohne 
den Bisehof, der daselbst gerade anwesend war, zu befragen. Als 
der Letztere ) durch das eigenmächtige Vorgehen seines Stellvertre- 
ters beleidigt, die gefällten Sentenzen wieder aufhob , verlangte der 
Archidiacon vom Bischöfe Satisfection. Eine zur Schlichtung des 
Competenzstreites berufene Versammlung des Klerus von Paris 
drückte über das Benehmen des Archidiacons ihr Erstaunen aus und 
erklärte, derselbe habe nicht nur kein Unrecht erlitten, sondern 
wegen seines willkürlichen Einschreitens sogar positive Strafe ver- 
dient. Aber das ßichtercollegium war dabei weit entfernt, dem 
Archidiacon das Kecht des Interdictes überhaupt abzusprechen, dieses 
wurde ihm vielmehr allgemein zugestanden und sein Vergehen le- 
diglich darin 'gefunden, dass er von jenem Rechte in Gegenwart des 
Bis<ßu>fB und ohne dessen Zustimmung so rücksichtslos Gebrauch 
gemacht hattet). Selbst das offtcielle Gesetzbuch der Kirche vin- 
dicirte dem Archidiacon, der allgemeinen Gewohnheit folgend, ohne 
EiBSchränkung die Befugniss, das Interdict auszusprechen 3). Das 
Gleiche ist der Fall hinsichtlich des Archipresby ters ^) , denn .dass 
die Gesetzesstelle mit dem Ausdrucke »plebanus« nicht den Pfarrer, 
sondern den damals sehr mächtigen Archipresbyter bezeichnen wolle, 
dürfte aus ihren Eingangsworten: »Cum ab ecclesiarum praelatis 
eodesiastica seatentia in malefactores aliquos proinulgatur« mit 
Sicherheit hervorgehen. ' Aber die vielen Missbräuche , deren sich 
diese Kirchenbeamten' schuldig machten, ihre Bestechlichkeit und» 


1) Calixt. IL, Ep. Xm. ad canonic. Bisuntin.: „Sane vestris archipresr 
byteris et archidiaconis interdicimus, vX ecclesias vestras et earutn presby- 
terois seo clerices praeter archiepiscopi et totias eapituli vestri commune consillam 
interdictionis sententiae subdere dod praesumant.'' Hard. VI. II. p. 1957 fnit 

2) Epist. abbat, et clericor. Paris, ad Innocent. II. Bei D'Achery, Spi- 
cüeg. T. m. p. 491. 

3) C. 54. $. 4. X. de elect. 1. 6; c. 3. X. de poenis. 5. 37. 

4) C. 3. X. de offic. ]ad. ordinär. 1. Sfl. 
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Habgier, das ungemessene Bestreben nach Machterweiterung und 
die hieraus entstandenen Confiicte veranlassten den Episcopat, die 
Befugnisse derselben zu beschränken. Indessen waren die hierauf 
gerichteten Bemühungen nur yqu geringen Erfolgen b^leitet und 
erst dem Tridentinum ist eine durchgreifende Beseitigung der Miss- 
stände gelungen : die causae matrimoniales et criminales worden der 
Cognition des Decans und Archidiacons gänzlich entzogen % so dass 
dieselben gegenwärtig, wie ehedem^), nur mit der ausdrücklichen 
Ermächtigung des Bischofs die Strafgerichtsbarkeit des letztern. und 
speciell das Becht des Interdicts ausüben können« 

Die Pfarrer haben keine Jurisdictio in foro externo, folglich 
können sie als solche und vermöge ihres Amtes auch das Interdict 
nicht verhängen. Zwar fehlt es der entgegengesetzten Meinung 
nicht an Vertheidigern ^), aber die Mehrzahl der Ganomsten^) spricht 
ihnen die diesfallsige Competenz unbedingt ab imd wie wir glauben 
mit vollem Hechte, denn sowohl die historische Entstehung des Pfarr- 
amtes als auch die rechtliche Stellung desselben zum Bischöfe lässt 
seinen Inhabern keine äussere Strafgewalt beimessen , gleichwie sich 
andererseits keine einzige Gesetzesstelle findet, welche für das Qe-^ 
gentheil einen ausreichenden Stützpunkt darböte. Bisweilen kam es 
allerdings vor, dass die Pfarrer das Becht hatten^ ihre Paroehianen 
mit dem Fe^'^onalinterdicte zu belegen^), aber diese Yolknacht be- 
ruhte entweder auf einer besondern Gewohnheit der Diöcese oder 
auf einer ausdrücklichen Ermächtigung des Bischofs und ehm dieser 
umstand beweist^ dass ihre Incompetenz gemeinrechtlich feststehe 
und als Begel zu betrachten sei. 

Dass die Vorsteher der Klöster befugt seien, über die ihnen 
untergebenen Begularen das persönliche Interdict zu verhängen, folgt 
aus dem Wesen ihres Amtes von selbst und ist allgemein anerkannt 
Ebenso kann nicht bezweifelt werden, dass mit der Prälatur an sich 
auch das Becht verbunden sei, Orte und Kirchen, die ihr unterstellt 


1) Ses8. XXIV. c. 20. de ref. 

2) Ivon. Carnot, Ep. L. ad Richerlum, Senonens. archiepiscop.: y^ae- 
cipite itaque Stampensi archipresbytero , ut vel eos ad salisfactionem ad- 
darat, vel ipsis excommanicatis et locia in qt^bua morantur divinum offi- 
cium interdicat secundum consuetudinem pacis." 

8) Bei Gonzalez Tellez, Comment; «d c. S. X. de offle. ' Jud. ordinär. 
1. 31. n. 1. 

4} Stuirez, 1. c Dispat. II. Sect. U. d. 10 in Sq. Gonzalez TeUez, I. c« 
n. 2. Benedict. XIV., De synod. dioeces. L. V. c. 4. n. 2. 

5) Conr. Nemausens, ann. ]!{84. De seoteniia excAimn. et inierdietf. 
Hard. VII. p. 929. 
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sind, mit dem Interdictum locale zu belegen , aber da ibre richter- 
liehe Geivalt in erster Linie und vorherrschend auf die Regulären 
sich erstreckt und die Yerhängung von 2k>caSnterdicten sehr geeig- 
net w&rOf das friedliche Yerhältniss zum Diöcesanbiscbof za stören, 
so ist den Klostervorstebem vermöge einer allgemeinen Gewohnheit 
das letztere Kecht entzogen^). 

Es erübrigt noch daran zu erinnern, dass wie alle Jurisdiction, 
so auch das Recht, das Interdiot zu verhängen^), vom Papste, den 
Bischöfen und überhaupt von den judices ordinarii durch Delegation 
auf Andere übertragen werden könne. Die Auswahl der Person 
hängt lediglich vom Ermessen Desjenigen ab, der vermöge seines 
Amtes im Besitze der Jurisdiction ist und seine Freiheit ist nur 
durch die Vorschrift beschränkt, dass, weil die Laien der Ausübung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit absolut unfähig sind ^), die Delegation 
auf einen Kleriker lauten muss*).' Im Uebrigen gelten für Voll- 
streckung eines solchen Mandates die gewöhnlichen Grundsätze über 
delegirte Gerichtsbarkeit, wie sie an verschiedenen Stellen der kirch- 
lichen Gesetzbücher sich finden, namentlich aber in den titt. X. und 
VI. de officio judicis delegati zusammengestellt sind. Wir heben 
beisfaelshalber den Hauptgesichtspunkt hervor, der überall entschei- 
dend ist. Wer das Becht, das Interdict zu verhängen, durch De- 
legation vom judex Ordinarius erhalten hat, übt dasselbe nur im 
Namen und als Stellvertreter des letzteren. Daraus folgt, dass die 
Vollmacht eriösche, wenn der Auttraggeber sie widerruft und der 
Delegat von der Bevocation Kenntniss erhalten hat^), so dass ein 
erst nachher ausgesprochenes Interdict wegen mangelnder ^Jurisdic- 
tion wirkungslos wäre. Ist dagegen der Widerruf zwar erfolgt, aber 
noch nicht zur Kenntniss des Delegaten gebracht worden, so hat die 
in der Zwischenzeit verhängte Sentenz ihre volle Bechtsgültigkeit, 
es müsste denn nur sein, dass der Auftraggeber bei der Bevocation 
ausdrücklich den Willen kundgegeben hätte, «s sollen alle Hand- 
lungen des Delegaten nichtig sein vom Augenblicke des Widerrufs 
an, gleichviel, ob er von demselben bereits Nachricht erhalten habe 
oder nicht •). Aus demselben Verhältnisse, wornach der Delegat nur 

1) Suarez, I. c Disput. XXXVI. Secl. I. n, 2. 3. Schmalzgrueber, 

1. c. n. 341. 

2) C. 11. 29. X. de ofßc» jud< deleg«t. 1. 29; c. S. de privlleg. Vf. 5. 7. 

3) C. 10. X. de consüt. 1. 2; c. 2. X. de jadic. 2. 1. 

4) C 22. C. XVI. q. 7: „Indecorum est, lalcura vicarium esse episcopl et 
seculares in ecclesia jadicare/' 

5) C. 8. 13. X. de procarat. 1. 38. 

6) Reiffenatttel, Jos can. L. I. tit. 29. n. 142. 
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im Namen und als Stellvertreter des judex Ordinarius die äbertra- 
gene Gerichtsbarkeit ausübt, ergibt sich als weitere Gonsequenz, 
das^, wenn der Letztere selbst, sei es durch Tod, Absetzung, Re- 
signation, Exeommunieation oder Suspension, sein Beeht verliert, 
auch die Jurisdiction des Delegaten aufhört und jeder richterliehe 
Act desselben ungültig ist^). Soll aber diese Wirkung eintreten, 
so wird einerseits erfordert, dass der Beauftragte vom Tode etc. 
seines Mandanten bereits sichere Kunde erlangt habe und anderer- 
seits muss noch res integra sein, — hat er also mit der Yoll- 
streckung des Mandates schon begonnen, so kann er die Angelegen- 
heit auch zu Ende fuhren, obwohl der Auftraggeber seine Juris«- 
diction bereits verloren hat^). — - 

Nachdem wir die kirchlichen Obern, welche das Intetdiet ttk 
verhängen berechtigt sind , in Kürze namhaft gemacht haben , legt 
sich die weitere Frage nahe, in welchen FSUlett sie zur Anwendung 
dieses ZucMmittels schreOen dürfen. 

Obwohl das Interdict von der Gemeinschaft der Kirche nicht 
ansschliesst, so entzieht dasselbe doch den Gottesdienst, mit wenigen 
Ausnahmen die Sacramente und Benedictionen, sowie das Begräbniss 
in geweihter Erde, die Strafe trifft eine Menge von Unschuldigen 
und ist gerade darauf berechnet, durch, die zugefügten Nachtheile 
das Volk zu veranlassen, in Masse sich gegen die Schuldigen zu 
erheben und deren widerspenstigen Sinn nöthigenfalls durch Gewalt- 
anwendung zum Nachgeben zu zwingen. Bechnen wir hiezu noch 
die schlimmen Einflüsse, welche die Sistirung fast aller kirchlichen 
Thätigkeit auf den religiös-sittlichen Zustand der Betroffenen zu 
äussern pflegt, so erscheint das Interdict nicht nur als eine sehr 
schwere, sondern auch als eine in hohem Grade geföhrliche Strafe. 
In Erwägung dieser Verhältnisse hat die Kirche stets an dem 
Grundsatze festgehalten, dass sie nur im ausser sten NoffifdUe, wo 
alle andern Mittel sich als erfolglos erwiesen haben, zur Anwendung 
gebracht werden dürfe. Schon Iva von Chartres schreibt — >iste 
rigor alibi minime servandus est, nisi ubi culpa sacrilegii vel violatae 
pacis dliter vindieari non poiest^).^ Demselben Gedanken ^bt 
Innocenz IIL^ als er sich anschickte, über Frankreich das Interdict 
zu verhängen, in einem Schreiben an den dortigen Klerus beredten 
Ausdruck, indem er öffentlich und feierlich betheuerte, Alles ange- 


1) C. 1. de offlc. vlcar. Vl.-l. 

2) C. 19. 20. X. de offie. Jud. delegat. 1. 20. 

3) Epist CCLXIV in ftn. 
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wefi^^t, zu haben, um den Sinn des Königs zu ändern, aber immer 
ohne Erfolg: jetzt erfordere die Pflicht des Oberhirtenamtes, die 
Si^rge Iflr das Seelenheil, im Namen des unterdrückten Rechts, wenn 
auch ungern, . zu jenem äussersten Mittel zu schreiten, dessen er sich 
nur bediene, wenn die Wunde attf andere Weise nicht geheilt wer- 
den könne ^). Hiiennit übereinstimmend verordnet eine Diöcesansynode 
von Ecekr im Jahre 1287 für kleinere Kreise, dass die Parochianen, 
welche sich eines Vergehens schuldig gemacht, einzeln zu bestrafen 
£^6p, erst wenn feststehe »omne» vel majon3m partem deliqnisse et 
egrum proterviam ciiter con^sci npn posse^^ dürfe über die 6e- 
jiteinde das Interdict verhängt werden^) — und das ConcU von 
Ravenna im Jahre 1314 sagt, wenn auch allgemeiner, so doch ini7 
<i(erhiA bestimmt genug »sei^tenüae interdicti non debent sifie urgenti 
fieoessüale proferri^).« Aus dieser in der Natur der Sache begrün- 
dete!^ Anschauung musste sich als weitere Consequenz von selbst 
ergeben, das Interdict vorhen-schend da zur Anwendung zu bringen, wo 
d|e Excommunieation als wirkungslos sich erwiesen hatte: wer die 
Ausstossung aus der Kirche spurlos an sich vorübergehen Hess und 
dieses geistige Zuchtmittel stolz verachtete, der sollte in letzter In- 
stanz durch Andere mittelst Zwang zum Gehorsam zurückgeführt 
werden. Dass die Kirche von den beiden Censuren in der erwähnten 
Beihenfolge selir häufig Gebrauch machte, ist eine geschichtliche 
Thatsache und wir wollen zum Beweise nur einige wenige Beispiele 
namhaft machen. Die Synode von lAmoges im Jahre 1031 belegte 
die Baubritter mit' der Excommunieation und als in der zweiten 
Sitzung die Frage zur Erörterung kam, was zu geschehen habe, 
wenn sie hierauf, nicht achten, sondern dem Priedensgebote beharr- 
lich sich widersetzen, wurde auf^ den Eath des Abtes Odolric be- 
schlossen, das ganze Territorium der Stadt mit dem Interdicte zu 
belegen*). Das Concil von Laval im Jahre 1242 stellte den allge- 
jtneine^ örunilsatz auf, dass über die Güter oder Länder eines Jeden, 
der mit dem Banne belegt worden und ein Jahr lang in demselben 
verharre, schliesslich das Interdict zu verhängen sei^). Wenn zwei 
Deceipiien später eine Kölner Synode verordnete, dass die Besitzun- 
gen eines Excommunicirten , der die Strafe verachte und ein Jahr 
lang in derselben verbleibe, alsbald mit dem Interdiete zu belegen 


1) Epist n. 197. 

2) Synod. Exoniens, c. 39. Hard. VIT. p. 1106 sq. 

3) Conc. Ravennat c. 19. Uard, I^ c. p. 1390. 

4) Hard. VI. p. 874. 885. , 

5) Conc. apud Vollem, Guidon, c. 8. flard.^yil p. 350. 
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seien * nnd wenn der nämliche Canon für den Eall^ dass 4er Bep 
treffende keine Besitzungen habe, beifugte'» der weltliche Richter 
solle ihn auf Bequisition des Bischofs zur Wiederversöhnong mit 
der Kirche sswingen^)^ so geht aus dieser Zusammenstellung hervorf 
dass auch das Interdict dem Zwecke dienen sollte, einen Excom- 
monicirten, der beharrlich den Gehorsam verweigerte, zur Unter- 
werfung zu nöihigen. Als Patd V. die Republik Venedig für die 
Gewaltacte, welche sie sich gegen die kirchliche Immunität erlaubt 
hatte, zu züchtigen sich genöthigt sah, verhängte er über, den Dc^en 
und die Mi1;glieder des Senats die Excommunication nnd wenn sie 
in derselben ^drei Jahre lang unbussfertig verharren sollten, über 
alle Besitzungen der Bepublik das Interdict^), So bietet alsio noc^ 
der letzte Fall, in welchem das allgemeine Loealinterdict zur An- 
wendung kam, einen Beleg für den Satz, dass diese Strafe auf die 
Excommunication folgte, um als letztes Mittel Das zu erreichen, 
was der Bann zu bewirken nicht vermocht hatte. Freilich bei dw 
eigentlichen Landesfursten findet sich häufig die umgekehrte Beihen^ 
folge: zuerst wurde, wie z. B. bei KOnig Johann von England ge* 
schab 3), über das Land das Interdict und dann die Excommunicatioi 
über die Person des Herrschers ausgesprochen, eine Praxis, die ihren 
guten Grund hatte. Für EOnige und Fürsten war der Bann die 
schwerere Strafe, denn die Wirkungen, welche das Interdict erst 
herbeifahren sollte , waren mit jenem ipso facto verbunden. Nach 
dem öffentlichen Bechte, welches damak in allen Staaten Eoropa's 
galt, konnte der Fürst, der nicht Mitglied der Eirtihe war, aueh 
nicht mehr Oberhaupt des Staates sein, verfiel er also in die Ex- 
communication und befreite er sich nicht binnen Jahresfrist von 
derselben, so ging er seiner Begentenrechte vpn selbst verlustig^), 
die Unterthanen waren ihm keinen Gehorsa^i mehr schuldig, der 
Papst konnte jederzeit den Eid der Treue lösen und Wenn er ^ 
that, so handelte er nicht in seiner Eigenschaft als Oberhaupt der 
Eirche, sondern vermöge der politischen Stellung, die er im Mittel- 
alter einnahm , lediglich als Vollstrecker des allgemein geltenden 
Staatsrechts. Von diesem Gesichtspunkte aus ist die Furcht leiebt 
begreiflieh, welche die Excommunication auch den trotzigsten Sou- 
veränen eihflösste: sie war, so lange jene Bestinunung des öffent- 

1) Conc. Colon, ann. 1266. e. 37. Hard. I. e. p. 975. 

2) Const. Su^eriorUma v. J. 1606. Bullar, T. X. p. 176 sq. ' 
8) Hefele, Concilieng^esfh. V. S. 727 f. 

4) Wir liaben bieffkr die AShern Nachweise gegeben Im Archh}, 1860, 
Bd. V. S. 152 ff. ^ 
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liehen KecMs in Geltung blieb, das äusserste aber unfehlbare Mittel, 
TSehorsara zu erzwingen und konnte ebendeshalb nicht, wie bei Pri- 
vatpersonen, dem Interdicte vorausgehen, weil die letztere Strafe 
in dieser Beihenfolge weder Sinn noch Zweck gehabt hätte. 
**' Sehen wir indessen von der Bestrafung der Landesfürsten ab 
und kehren wir zu den gewöhnlichen Verhältnissen zurück, so lie- 
fern weiterhin auch die Gründe und Veranlassungen, aus welchen 
die Kirche vom Interdict Gebrauch machte, den Beweis, dass sie 
Istets von der Ansicht geleitet war, dasselbe dürfe nur in den Fällen 
der äussersten Noth, wo kein anderes Mittel mehr ausreicht, zur 
Anwendung gebracht werden. Am häufigsten wurde zur Waffe des 
Interdicts gegriffen : bei gewaltsamen Verletzungen des Kirchenguts ^), 
"Plünderungen und Priedeusbruch'), Mord, Misshandlung, Gefangen- 
setzung eines Bischofs'^) oder sonstigen Klerikers *), Fehde gegen den 
Bischof ,' dessen ßath oder Familie ^), Zerstörung von Kirchen*), 
Verletzung ' desf Asylrechts "Q und des befreiten Gerichtsstandes der 
Kleriker®), willkürliche Auferlegung schwerer Abgaben^), frevel- 
hafte Missachtung der christlichen Ehegesetze ^'''), verbrecherischer 
Lebenswandel *^), gewaltsame Widersetzlichkeil gegen die Kirche und 

€/'t> r ^) Orjegjovn Turon. De gloria Martyr. c. 79. De glor. Gonfessor. c. 71. 
Fulhert Carnot Epist. VI, XXVII. Bouquet, T. X. p. 447. 457. Conc. Co- 
prtniac. ann. 1262. c. i; Conc' Colon, ann. 1266. e. 3. 4; Conc. HerbipoL 
ann. 1287. c. 20. ffard: VII. p. 551. 564. 1137. und an vielen andern Stellen^ 
denp das am K4f€bengate verObte Sacrilegiam war dasjenige Verbrecben, welches 
am bfiullgslen ^ Vcrhfingung des fiiterdicts nolbwendi^ maclit«. 

. 2) ilde»tar. Cbronic. Cabfin. ad ann. 994. Bouquet, 1. e« p. 147. Coac. 
Lemovic, ann. 1Q31. Hard, Vi. p. 885. Calixt, IL Epist. XXXI. Hard. 
VI. II. p. 1974. 

8) Gregor, Turön, Hisf. Franc. L. VIII. c 31. Conc. Salzburg, ann. 
1274. c ZZ, Hard, VII. p. 726 sq.; Conc. Magdeburg, aniK 1312. c. 1. 4. 
Harzheim, T. lU; p. 798 sq. 

4} Conc. Bemens. ann. 1148. c.5. Hani, VI. II. p. 1304; Conc. Mogunt. 
ann. 1559. c. .7. Harzheim, T. IV. p. 578; Conc. Vienn. ann. 1267. c 5. 
Hard. Vil! p. 582. 

5) Conc. Remens, apud St. Quintin. ann. 1231. Gousset, Les Actes de 
k itt^ilice ecdes. de Reims, T. U. p. 362 sq. 

• &) C:one. Colon, nnrsL 1260. r. 3; Salzburg, ann. 1271. c. 22. Hard. 
YIL p. 563. 726. 

7) Conc. Londin, ann. 1286. c. 13. Hard, 1. c. p. 625 .sq. 

8) Conc. Co^on. ano. 1266. c. 11; Conc* Paria, aon. 1347. c 1. Hard. 
1. c. p. 566 sq. 1679. . 

9) Conc. Avenion. ann. 1209. c. 6. Hard. VI. 11. p. 1988. 

IQ) C. 11.. X. de apons. 4. t. CaUxt. IL Ep. XXIX. Hard. l cp. 1973 
toU. Innocent IIL Ep. I. 347. Gesta, c. 51. 

11} Gregor. VIL Ep. I. 35. II. 5. Hard, VI. p. 1224. 1264. 
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Gefährdung ihrer Freiheit*). Aus diesen wenigen Andeutungen 
dürfte zur Genüge ersichtlich sein, dass das Tnterdict nur da zur 
Anwendung kam, wo die Kirche in jenen .Zeiten der Barbarei, des 
Faustrechts und der allgemeinen Zugellosigkeit den IJebermuth, die 
Willkür und Gewaltthätigkeit nur noch dadurch zu bändigen ver- 
mochte, dass sie ihre Thätigkeit einstellte, sich zurückzog und di^ 
Beseitigung des Unrechts dem in seinen religiösen Interessen schwer 
bedrohten Volke anheimgab. 

Aber wiewohl die kirchlichen Obern durch die Natur der Sache 
und die positiven Vorschriften der Gesetze angewiesen waren, nui; 
in den äussersten Fällen und gleichsam im Stande der Notbwehr 
vom Interdicte Gebrauch zu machen, so finden sich auf diesem Ge-i 
biete, entsprechend der menschlichen Leide'nschaft, doch auch eine| 
Reihe von Missbräuchen , die mit dieser schweren Styafe 'getrieben 
wurden. Oft kam sie zur Anwendung wegen rein persönlicher An- 
gelegenheiten. Aus einem Canon der dreizehnten Synode von Toteda 
ersehen wir, dass die dortigen Priester ihre Kirchen schlössen und 
den Gottesdienst systirten, um sich für erlittene Beleidigungen zu 
rächen 2), der streitsüchtige und gewaltthätige Bischof Hincmar von 
Laon verhängte, wie gleichfalls schon oben bemerkt worden, über 
seine ganze Diöcese das Interdict für den Fall, dass er -von seinen 
rechtmässigen Richtern soUtd gefangen gesetzt werden ^), Erzbischof 
Robert von Roueu (989 — 1037) belegte die Normandie mit dem 
Interdicte, weil der Herzog die Stadt Evreux belagert und ihn zur 
Flucht genöthigt hatte*), der unwürdige Metropolit Gaufrid von 
Narbonne griflF zu derselben Waffe gegen seinen frühem Freund und 
nunmehrigen Gegner Berengar, um an ihm in einer reinen Privat- 
angelegenheit Rache zu nehmen ^). *Der Erzbischof von Cänterbuiy 
belegte die Besitzungen des Prinzen Johann von England mit dem 
Interdicte wegen einer Heirathsangelegenheit, die ihm nicht behiagte; 
der Bischof von Clermont that dasselbe, weil ihm die Bewohner 
seines Sprengeis bei seinem. Einzüge keine Freudensteuer, joyeus'o 
enträe, bezahlen wollten; der Bischof von Regensburg bannte die 
ganze Bürgerschaft, weil einige ihm eine Schuld nicht pünktlich 


1) Alexand. IIL Ep. LVn. ad regem Scotiae. Hard. \l II. p. 1422. 
Jnnocent IIL Ep. X. 119. 

2) Conc. Toletan, ann. 683. c. 7. HarfL HI. p. 1749« 

3) Hincmar, Remena,, Ep. I. III. IV. Hard. V. p. 136!, 1372. 11377. 

4) Willelmus Gemetio. Hist. Noroian. L. VI. e. 3. Bouquet, l c, p. 191. 

5) CoDC. ToloSian, anp. 1056. QaeFiinMiiii Per^qgarii Vic^conittis. Hard. 
VI. p. 1046 sqq. 
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zurücl[zahllen*),€ Bei Innocenz HL erhoben die Pfarrer der Diöcese 
Soissons daiüber Klage ^ dass der Bischof und die Archidiacone sie 
mit ungerechten Abgaben belasten nnd dann ihre Personen öder 
Kirchen, um die Erpressungen durchzuführen, unter völliger Miss- 
achtang der gesetzlichen Rechtsnormen mit Excommunication oder 
Interdict belegen ^). Dieses willkürliche, von Innocenz entschieden 
missbilligte Verfahren in der genannten Diöcese führt uns auf die 
zMoe^ Quelle der bestehenden Missbräuche, nämlich auf das Bestre- 
ben der kirchlichen Obern , in gewöhnlichen Geldsacken mit dem 
Interdicte die Bezahlung zu erzwingen. Nachdem schon Alexan- 
der HL sich veranlasst gesehen hatte, gegen die Archidiacone (in 
England), welche von den Geldstrafen einen allzu ausgedehnten Ge- 
brauch machten und die auferlegten Summen durch Anwendung der 
Suspension und des Interdictes eintrieben, mit Nachdruck vorzu- 
gehen ^), war es zur Zeit Bonifaz" VLLL, zur allgemeinen Gewohn- 
heit geworden, dass die kirchlichen Kichter wegen blosser Geld- 
forderungen das Interdict über ganze Provinzen, Territorien, Städte 
und Ortschaften zu verhängen sich nicht scheuten : der Papst erklärt 
alle Sentenzen dieser Art für null und nichtig und schreibt für die 
Zukunft vor, dass in Geldsachen nur mit der speciellen und schrift- 
lieh zu ertheilenden Erlaubniss des apostolischen Stuhles vom Inter- 
dicte Gebrauch gemacht werden dürfe *). Indessen war diese Anord- 
nung nicht im Stande, dem allgemein verbreiteten Unwesen ein 
schnelles Ende zu bereiten, denn sie musste von den Goncilien immer 
aufs Neue eingeschärft werden ^) und selbst päpstliche Delegaten 
vermochten sich der unwürdigen Praxis nicht zu entziehen^. Die 
dritte Form des Missbrauchs bestand darin, dass über Orte, Städte 
und selbst Provinzen das Interdict ausgesprochen wurde wegen einer 
einzelnen Privatperson, um diese durch den auf die Gesammtheit 
geübten Druck zum Nachgeben zu zwingen. Die Strafe musste also 
gerade von Denjenigen getragen werden, welche mit dem etwaigen 
Vergehen auch nicht in der entferntesten Beziehung standen, was 
eine offenbare Ungerechtigkeit, eine rücksichtslose Willkür und jene 
Art brutaler Bequemlichkeit in sich schloss, die unbekümmert um 
Becbt oder Billigkeit eben auf dem kürzesten Weg zu ihrem Ziele 


1) Raumer, Gescb. der Hobenstaafen, Bd. VI. S. 234. 

2) Innöcent JIL Ep. XIL S7. 
41] C« S. X. de poenis. 5. S7. 

4) C. 2. de sent. excorom. Extra vag. comm. 5. 10. 

5) Cone. Mardac ann« 1326. e. 55. Hurd. VII« p. 1530. 

6) CoDC Prägern, aon. 1349. e. 12. Harzheim, T. TN, p. S84. 
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gelangen will. Di« Concilien ermangelten nicht, diesen Ausschrei- 
tungen entgegenzutreten und solche Urtheilssprüehe fflr ungültig xti 
erklären ^), aber auch hier ohne den gewünschten Erfolg. Noch das 
Ooncil von Ba^el war genöthigt, sich mit der Angelegenheit zu 
befassen. Die diesfallsige Verordnung lautet dahin, dass eine Stadt, 
überhaupt ein grösserer oder kleinerer Ort nur dann mit dem Inter- 
dicte belegt werden dürfe, wenn die Einwohner oder der Hen* des 
Ortes oder seine Beamten eines Vergehens sich schuldig gemacht 
haben; wegen einer blossen Privatperson vom Interdictc Gebrauch 
zu machen sei nur unter der Voraussetzung zulässig, dass dieselbe 
vorher feierlich und öffentlich excommunicirt worden sei und dfer 
Herr des Ortes oder dessen Beamten trotz der Requisition des kirch- 
lichen Richters innerhalb zweier Tage sich nicht herbeiliessen , deil 
Excommunicirten entweder vom Besuche des Gottesdienstes abzu- 
halten oder ihn zur Genugthuung zu zwingen; erst nach Ablauf 
jener Frist sei die Verhängung des Interdicts gestattet, aber wenn 
der Gebannte nachträglich vom Besuche der Kirche ferngt)hälteii 
werde oder den Ort verlasse • oder Genugthuung leiste, so könne der 
Gottesdienst alsbald wieder fortgesetzt werden ^). Wie weitverbreitet 
und tiefgewurzelt der Missbrauch, von welchem wir reden, noch da- 
mals gewesen sein müsse, geht aus dem umstände hervor, dass die 
Verordnung des Concils wörtlich in die pragmatische Sanction von 
Bourges (1438) übergingt), vom fönften Lateranconcil widerholt 9 
und schliesslich auch dem Concordate zwischen Leo X. und Franz I. 
einverleibt wurd3 5). — Indessen darf bei Erwähnütig all der Miss- 
bräuche, die an das Interdict sich knüpften, nicht unbeachtet blei- 
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1) Conc. Aschaffenburg, ann. 129?. c. U. Uarzheim^ T. IV. p. U. . . 

2) Conc. Basih Sess. XX. e. 3: ,^Quoniam ex inctiscreta interdicteruin 
promalgaüone roaUa consueverunt scandala evenire, statait baec'säncta synodus, 
qnod nalla civifas, oppidnm, casfrnm, vtna aat locas eeclesfastico snpponi ' possinC 
inleriUclo, nisi ex caasa sev culpa ipsonim loconim aat demini sea rectormn vd 
offlciaUum. Propter culpam autejn seu caußam al<|erius cujuscoraqae privaiae 
personae hujastnodi loca interdict nequaquarn possint auctoritate quacumqae er«* 
dinaria vel delegata, nisi talis persona prius faerit excommanicata ac denuntiata 
seo In ecclesia publicata ac domini sea rectores vel- officiales ipsoram locorum 
auctoritate jadicis reqoisiti hajosmodi personam excommanicalam inlta biduunf 
inde cam efiTeeta non ejecerint aal ad satis faciendum compalerint: qua etiam 
post bidaam ejecta, recedente vel satisfaclente , mox divina resumi possint/* 
Hard. Vm. p. 1195. 

3) PragmaHca Sandio, ed. Guimier, Paris, 1546. fol. 399 sqq. 

4) Sess. XI. Hard. IX. p. 1820 sq. 

5) Art. XXXI. Hard. L e. i». 1879. 
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bea, dass sie nur von einzelnen mehr oder weniger untergeordneten 
Bichtem ausgingen, dass die höchste Auctorität der Kirche sich von 
denselben nicht nur selbst fernhielt, sondern ihnen auch stets ent- 
gegenwirkte ^; sämmtliche Decretalen und Goncilienbeschlüsse , aus 
welchen wir oben das Vorhandensein der Uebelstände nachwiesen, 
verdanken ihren Ursprung dem aufrichtigen Bestreben, sie zu besei- 
tigen und stets erinnerte < die Gesetzgebung an den althergebrachten 
Grundsatz, dass das Interdict nur >aus gerechten Ursachen, nach 
reiflicher Ueberlegung und mit der nöthigen Feierlichkeit« verhängt 
werden därfe^). Ganz in demselben Sinne sprach sich das Triden" 
iinum aus und machte für den sparsamen und vorsichtigen Gebrauch 
der Excommunication und des Interdictes als Motiv geltend, dass 
sie im entgegengesetzten Falle, wie die Erfahrung lehre, mehr ver- 
achtet als gefürchtet werden und eher verderblich als heilsam wirken ; 
darum solle sie der Siebter in Civil- wie in Criminalsachen nichl^ 
zur Anwendung bringen, so lange mit anderen Mitteln zum Ziele zu 
kommen sei, nur wo das Letztere als unmöglich sich herausstelle, 
därfe von den beiden Censuren wirklich Gebrauch gemacht werden ^). 
Unter ausdräcklicher Bezugnahme auf diese vom Goncil gegebene 
Anweisung sagt auch Benedict XIV., dass die kirchlichen Obern 
nach den genannten Zuchtmitteln, weil Schuld und Strafe immer 
im richtigen Yerhäitniss stehen sollen, nur bei den schwersten Ver- 
gehen greifen dürfen^). 

Die dargelegten Principien beziehen sich zunächst und vor- 
herrschend auf das XocaZinterdict als die wichtigste und häufigste 
Form der Strafe, aber sie galten und gelten — mit den durch die 
Natur der Sache gebotenen Modificationen — auch far das Inter- 
dictum personale. Der Gebrauch desselben ist gleichfalls auf die 
äussersten Fälle beschränkt und soll nur nach sorgfaltiger Unter- 
suchung des Thatbestandes und in gesetzlicher Weise zur Anwen- 
dung kommen. Insbesonders wurde immer mit Nachdruck hervor- 
gehoben, dass ganze Communitäten nie wegen emtsdner Mitglieder, 
sofern diese als blosse Privatpersonen erscheinen, mit deu} Interdicte 
belegt werden dürfen, — hier seien die Schuldigen einzeln und für 
sich allein zu bestrafen; das Interdictum personale generale setze 
vielmehr immer voraus, dass das Vergehen in iigend einer Weise 


1) Raumer y a. a. 0. 

2) Conc. Arelat, ann. 1275. c 5. Hard. VII. p. 728. 
S) St88. XXV. c. 3. de ref. 

4) De aynod. dioeces. L. X. e. 1. iL 2 sqq. 
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von der Oe$ammiheit begangen wurde, sei es vom Vorstände der-: 
selben ^) , welelier in ihrem Namen handelte oder von Allen ohne 
Unterschied oder doeh von der MehraaJd^ die relbhtlicb als Yertre* 
tenn der Gesammtheit th&tig war '). Und was das Intetdictnm per« 
sonale particulare betrifft, so ist selbstverständlich, dass dasselbe bei 
den grossen Nacfatheilen, die es für den Betroffenen im Gefolge hat, 
einerseits nur wegen eines schweren Vergehens und andererseits als 
persönliche Strafe nur wegen einer persmlichen Schuld in Anwen- 
dung kommen dürfe ^). 

Wir haben im Bisherigen dargelegt, dass die Kirche stets von 
dem Gedanken geleitet war, vom Interdict dürfe nur aus wichtigen 
Gründen Gebrauch gemacht werden. Aber ihre Gesetzgebung blieb 
bei dieser allgemeinen, je nach den subjectiven Anschauungen des 
Bichters sehr dehnbaren Vorschrift nicht stehen, sondern knüpfte die 
wirkliche Verhängung der Strafe, um jenen allgemeinen Gedanken 
im concreten Falle auch zur thatsächlichen Ausfahrung zu bringen, 
an bestimmte äussere Formen oder >Solenmtäten,€ wie das eben 
erwähnte Concil von Arles sich ausdrückt. Einige dieser Feierlich- 
keiten and vom Bichter zu beobachten vor Verhäogung der Sen- 
tenz, andere begleiten dieselbe und wieder andere folgen ihr nach. 

Da das Interdiet nur in den äussersten Nothf&llen zur An- 
wendung kommen darf und andererseits sein Zweck darauf gerichtet 
ist, die positive Widerspenstigkeit, den bewussten Ungehorsam in 
letzter Instanz zur Unterwerfung zu zwingen, so muss, ehe die Strafe 
ausgesprochen wird, zweifellos feststehen, dass ein solcher Nothfall 
wirklich vorliege und der Betreffende in seinem Starrsinne unbeugsam 
verharre. Zu dieser Erkenntniss ist aber nicht anders als dadurch 
zu gelangen, dass der Ungehorsame zur Unterwerfung direct aufge- 
fordert und ihm far den Fall des Widerspruchs das Interdict in 
Aussicht gestellt werde. Erst wenn er diese feierliehe Mahnung 
unberücksichtigt lässt und nach wie vor auf seinem Willen best^t, 
erst dann liegt die vollendete Widersetzlichkeit und die ausge- 
sprochene Verachtung der kirchlichen Gebote in einer Weise vor, 
die keinen Zweifel mehr zulässt. Demgemäss erfordert das Wesen 
und der Zweck des Interdictes, dass ihm der Bichter eine Warnung 


1) C. IS. de sent. excomm. VI. 5. 11. 

2) CoDC. Eatoniens^ ann. 1287. c. 39: „Parodiianos pro suis delictis et In 
personis statuinms panieDdos, nisi omnes vel majorem partem eonstll^iit de* 
liquisse/' Hard. \ll p. 1106 sq. CIY. Suarez, 1. c. Dispat. XXXVI. Sect. 
Jll. n. 4. 5. 

9) Suarez, I, ^ n^ 2. 9, . . i 
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wrat4«M^idbe und erst, wenn diese wirkungslos bleibt, zur Verhän- 
gttng desselben schreite« So wurde e& in der Praxis immer gehalten. 
Als Alextmder HL im Begriffe stand , gegen den EOnig von Eng- 
land , den Klagen der Söhne nachgebend , mit Strafe vorzugehen, 
ermahnte er ihn theils selbst, theüs durch Andere und bestimmte 
eine peremtorische Frist, innerhalb welcher er den Forderungen der 
Kirche sich zu ftigen habe, widrigenfalls das Interdict werde aus- 
gesprochen werden^). Womöglich mit noch grösserer Sorgfalt ^ng 
Innocenjg, III . zu Werke, als es sich darum handelte, Frankreich 
mit jener Strafe zu belegen : er habe den König, heisst es in seinem 
an die gesammte französische Geistlichkeit gerichteten Schreiben, 
schon früher durch den Bischof von Paris ^) und nachher durch den 
Legaten 3) ermahnen lassen, er habe e^ selbst wiederholt gethan^) 
und beauftrage jetzt den Episcopat und Klerus noch einmal, den 
König mit Bitten und Warnungen zu bestürmen, auf dem Wege, 
den er eingeschlagen, umzukehren, die Bnhlerin zu entfernen und 
die legitime Gemahlin in ihre Bechte wieder einzusetzen, damit der 
Papst als Wächter des Sittengesetzes und als Beschützer der ün- 
sehuld nicht genöthigt werde, zum Aeussersten zu greifen'^). Erst 
nachdem alle diese Anstrengungen als nutzlos sich erwiesen hatten, 
erfolgte die angedrohte Sentenz. Das gleiche Verfahren beobachtete 
InnoGenz gegen Johann von England. Er ermahnte und warnte ihn 
nicht nur persönlich in der eindringlichsten Weise % sondern befahl 
auch den Bischöfen von London, Ely und Worcester, noch einmal 
zum Könige zu gehen, ihn zum Gehorsam aufzufordern und erst, 
wenn auch dieser Schritt erfolglos bleibe, ihren Auftrag zu voll- 
ziehen und das Land mit dem Literdicte zu belegen "0. A]ber nicht 
blos beim allgemeinen Localinterdict über ganze Länder und Pro- 
vinzen, sondern auch da, wo es in kleinem Kreisen oder als Inter- 
dictum personale über Genossenschaften und einzelne Personen ver- 
hängt wurde, ging der Sentenz immer eine Warnung voraus und 


1) 0» 11. X. de sponsal. 4. i. In derselben Weise bedrohte der Papst den 
König von Schottland mit dem Interdide, wenn er nicht binnen zwanzig Tagen 
den Befehlen des apostolischen Stuhles unbedingte;n Gehorsam leiste. Alexand IlL 
Ep. LVII. Hard, VI. IL p. 1422. 

2) Innocent. IIL Ep. I. 4. 
S) Ep. U. 847. 

4) Ep. l 171. «48. • 

5) ^. U. 197. . 

6) Ep. VL 200. 

7) Jg^. X. 118. Cflr. Matth. Paris, Hist. anglic. ad ann. 120S. Bouquet, 

T. XVn. p. 688. 
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die letztere ist auch gemeinrechtlich vorgeschrieben — mit dem Bei- 
^tze, dass ihre Unterlassung das ganze Verfahren nicht nur gesetz- 
widrig, sondern geradezu ungültig mache ^). Die* weiteren Modali- 
täten, welche bei der Admonitio canonica zu beobachten sind, ergeben 
sich der Hauptsache nach schon aus den angeführten Beispielen: 
sie muss vom competenten Richter ausgehen, dem Schuldigen per- 
sönlich insinuirt werden und speciell mit der Drohung verbunden 
sein, dass, wenn sie nicht beachtet werde, unmittelbar das Interdict 
nachfolge. In gewöhnlichen Verhältnissen soll eine dreimalige War- 
nung vorausgeschickt werden, aber wenn die Dringlichkeit der Lage 
es erfordert, reicht auch eine einmalige Admonition hin, nur muss 
dann bemerkt werden, dies sei die erste und letzte Warnung'); auf 
der anderen Seite steht aber, wie gleichfalls die obigen Beispiele 
zeigen, in besonders wichtigen Fällen kein Hinderniss entgegen, die 
Warnung öfter als dreimal zu wiederholen. 

Ist die Warnung unbeachtet geblieben, folglich die Widersetz* 
lichkeit constatirt, so dari der Bichter gleichwohl noch nicht zur 
Fällung der Sentenz schreiten, vielmehr hat er den Betreffenden 
vorzuladen y damit er sich zu vertheidigen Gelegenheit habe oder 
wenn ihm Letzteres misslingt, das Vorhandensein des Verbrechens 
gerichtlich bewiesen werden könne. Dies ist ein Postulat der natür- 
lichen Gerechtigkeit und eine ausdrückliche, auf alle Strafsachen 
sich erstreckende Vorschrift der kirchlichen Gesetzgebung ^). Die 
Verhängung des Interdictes darf hievon, je schwerer die Strafe ist, 
desto weniger eine Ausnahme machen. Als der päpstliche Legat 
gegen Ende des Jahres 111)9 in der Absicht, den erhaltenen Wei- 
sungen gemäss das Interdict über Frankreich anszusprechen, nach 
Dijon ein Concil berufen hatte, wurden zwei Aebte an den König 
entsendet mit dem Auftrage, ihn vor das Forum der Synode zu 
laden, dieser liess zwar die Boten durch Gewaffnete zum Palaste 
hinauswerfen, aberkannte aber die Kompetenz des Gerichtes und die 
Bechtmässigkeit der Gitation doch insofemei als er zwei Abgeord- 
nete schickte, die gegen jede Beschlussfassung zu protestiren und 
zu erklären beauftragt waren, ihr Gebieter habe bereits beim hei- 
ligen Stuhle Berufung eingelegt^). Bei Landesfarsten und anderen 


1) C. 13. de sent. excomin. Vi. 5. 11. 

2) Vgl. die näheren Nachweisangen filier die gesetzlichen Erfordernisse 
der eanoDischen Admonition in meiner Schrillt: Der Kirchetib.annf S. 150 ff. 

a) C. 11— -13. C. lU. q. 9; c ]• X. de caosa possessioo, 2. 12; e. 48, X* 
de sent. exeoimn. 5. 39. 

4) Hurter, a. a. 0. S. 34S, 
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weltlichen Grosses liegt es in der Natar der Verhältnisse, dass sieh 
die Vorladung nur selten bewerkstelligen lässt und noch seltener 
werden sie derselben Folge leisten, weshalb bei Interdicten über 
ganze Länder etc. y<Hi den Qeschichtschreibern gewöhnlich nur der 
vorausgeschickten Admonitionen Erwähnung geschieht und die Citation 
mit Stillschweigen übergangen wird — zum Beweise, dass ^ie unter- 
blieb; aber sie war unter derlei Umständen auch gar nicht nöthig, 
da es sich um notorische Verbrechen handelte und die Notorietät 
jedes gerichtliche Beweisverfahren überflüssig macht ^). Dagegen 
setzt das örtliche Interdict von kleinerem Umfange und das persön- 
liche über Genossenschaften und einzelne Individuen die Citation ^) 
'nnd Herstellung des gerichtlichen Beweises ^) in der Art als noth- 
wendiges Requisit voraus, dass ihre Unterlassung die Nullität der 
Sentenz im Gefolge hätte. 

Sind die gesetzlichen Vorschriften über Warnung, Citation und 
gerichtliches Beweisverfahren erfällt und hat sich das Vorhandensein 
des Verbrechens als unzweifelhaft herausgestellt, so kann zur Mi- 
lang der Sentenz geschritten werden. Auf der Synode zu Dijon 
geschah dies in folgender Weise. »Nachdem die Versammlung 
sieben Tage gedauert hatte, verkündete um Mitternacht der dumpfe 
Hall der Glocken den Zustand eines mit dem Tode Bingenden. 
Schweigend zQgen bei Fackelschein die Bischöfe und Priester in die 
Domkirche. Die Stiftsberren erhoben in dem Trauergesang: ,Herr 
Gott erbarme dic6 unser!' zum letztenmal ihr Flehen zu dem Vater 
aller Barmherzigkeit für die Schulderfüllten; ein Schleier bedeckte 
das Bild des Gekreuzigte^ ; die Ueberbleibsel der Heiligen waren in 
die unterirdischen Grüfte gefluchtet ; die Flammen hatten den letzten 
Best des geweihten Opferbrodes verzehrt. Da trat vor allem ver-r 
sanunelten Volk in violetter Stola, wie am Leidenstage des Welt- 
heilandes, der Legat hervor und sprach im Namen Jesu Christi über 
das ganze jG^ebiet des Königs von Frankreich das Interdict, so lange 
er seinen ehebrecherischen Umgang mit Agnes von Meranien nicht 
aufgeben würde. Seufzen schwebte durch die Hallen der Kirche, 
unterbrochen von dem Schluchzen der Weiber, Greise, Kinder; der 
grosse Tag des Gerichts schien angebrochen; die Gläubigen sollten 
fortan vor Gott treten, ohne der Fürsprache der Kirche sich getrosten« 


1) C. lö. 21. C. IL ^. 1; c 3. X. de lest, regend. 2, 21; c. 9. X. de 
accusat. 5. l. . 

. 2) L, 47. big. de re jodifjit« 42. t ; L. 7. Cod. Qaomodo et qatodo etc. 7. 43. 

8) C. 10. X. de constit. 1. 2; c. 5. X. de in integr. restit. 1. 41; c. 2. de 
verb. signif. in Ciement. 5. 11. 
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zu dfirfeü ^).€ Es ist anverkennbar, dass hier die Verh&ngung des Inter- 
dicts mit ganz besonderen Feierlichkeiten nmgebeft worde, sie erfolgte 
auf einem Coneil, das speciell za diesem Zwecke bemfen war tmd in 
einer Situation, wo es sich for die Aactorität der Kirche nm Sein 
oder Nichtsein handelte. In gewöhnlichen Verhältnissen genügt die 
Beobachtung derjenigen Solennitäten , welche f&r Fällung jeder an*- 
dern richterlichen Sentenz gemeinrechtlich gefordert sind^). Um 
jedoch ungerechte, vorschnelle, lediglich von der Leidenschaft ein- 
gegebene Urtheilssprfiche möglichst zu verhüten und im Bicliti^ 
zur Vorsicht gleichsam zu nöthigen , hat das allgemeine Goncil zu 
Ijyon im Jahre 1245 in Betreff der Gensuren und speciell auch des 
Interdictes zu der längst bestehenden Vorschrift, dass die Sentenz 
ßehrifüieh abzufassen und dem Verurtheilten persönlich vorzulesen 
sei, noch folgende Bestimmungen hinzugefügt ^): a. in der Sentenz 
ist der Grunde aus welchem die Strafe verhängt wurde, Msdrücklich 
namhaft zu machen, b. der Bichter hat dem Schuldigen, falls er von 
ihm binnen Monatsfrist darum angegangen wird, eine authentische 
Copie der Sentenz auszuhändigen, c. wer diese Anordnungen nicht 
achtet, verfällt för die Dauer eines Monats in das Interdictum ab 
ügressu ecclesiae und in die Suspension von allen Functionen des 
Ordo, :8o zwar, dass die Vomahnie irgend einer solchen Handlung 
die Irregularität, von welcher nur der Papst dwpensiren kann, zur 
Folge haben würde f auss^dem soll er von seinem Obmm zur Tra«- 
gung der Kosten und Sclmdloshaltung des Interdicirten angehalten 
und wenn es die Umstände erfordern, mit noch anderen, arbiträttn 
Strafen belegt werden^), Der WorUaut der Sentenz ist dem Er«*' 
messen des Bichters anheimgestellt, es genügt zu ihrer Gültigkeit, 
wenn die Absicht, das Interdict zu verhängen, deutlich ausgesprochen 
und die Person, welcher das Urtheil gilt, genau bezeichnet ist, ge- 
^ehe. es durch Anfahrung ihres Namens oder Angabe solcher Eigen^ 
Schäften und Umstände, dass über die Frage, uxer gemeint set,> kein 
Zweifel bestehen kann^)« 

t) Hurter, a. a. 0. S. 348 f. 
2) Vgl Kirchenbann, S. 170 f. 
a) C 1. de sent. excottim. VI. 5. tl. 

4) Die Uebertragung und Anwendung dieser gemelareebttklien BesCiA*- 
mungen speciell auf das Interdict. ist in einet eig«iieii, fOr den Klert^ vetrfassten 
Instmetion sehr anschaolieli aasg#^)irt vom Cönc* l^maus. anti. l%Si< tit. De 
sent. exeomm. et interdlDti. Mmrd. Süi p. <M29 "sq. Cf. Cone. Vai^Mki. ann. 
1255. c. 1. Hard. 1. c p. 1175. 

5) Die ebenorwähnte Instrdclion des'CencUs von Nimes gibi aber das 
Formelle der Sentenz folgende Anleitung: ,,Sentenliaiai forinare poterint 4n hunc 
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Was* das Yerhalten des Biehtars nach geMter Sentenz oder 
die Publication der letzteren betrifft, so ist dieselbe beim Local- 
interdicte absolut nothwendig, weil ohne sie weder der Verurtheilte, 
noch Diejenigen, welche es beobachte, beziehungsweise vollstreckeB 
sollen, yom Vorhandensein der Strafe sichere Kunde erlangen könn- 
ten. Die feierliche Bekaxmtmachung des Interdictes mit dem Befehl 
an El^xus und Volk, es zu beobachten, ist daher auch immer jertolgt. 
Das über Frankreich wurde zwanzig Tage nach seiner Verhängung 
vom Legaten auf einer nenen Synode (zu Yienne) öffentlich bekannt 
^macht ^) ; in England nahmen im Auftrage des Papstes die Bischöfe 
von London, £ly lond Worcester die feierliche Publication Yor^), die 
Conoilien von SaUhurg^) und Ärhs'^) bestimmen, dass die voü 
/einem Bi$chofe ausgesprochenen Interdicte alsbald auch den übrigen 
Sttffraganen zu pubjiciren und in deren Territorien aufrecht zu er- 
halten seien -r- und wenn wir noch ein neueres Beispiel anföhren 
sollen, so erinnern wir an das Interdict, welches F<ml V. über Ve- 
nedig verhängte : der Papst liess nicht nur in Bomf die feierliche 
Publication vollziehen, sondern befahl auch sämmtlichen Bischöfen 
im Gebiete der Bepublik, die BuUe beim öffentlichen Gottesdienste 
vor versammeltem Volke verlesen und an den Thüren der Kirchen aa- 
befiien sm lassen ^). Dass das Interdict in der letztgenannten Weise 
jedem Mnadnen zur Kenntniss gebracht werde, ist keineswegs noth- 
wendig, vielmehr reicht die einfache Thatsache der allgemeinen und 
$&ntUeben Publication vollständig hin, Jeden, der irgendwie von 
dir ^rfblgten Bekanntmachung Kenntniss erhält, zur Beobachtung 
der Strafe zu verpflichten % Wenn der Papst im vorliegenden Falle 


modum. Cum ego prior, reclor vei capellanas talis ecclesiae Nemausensis loo- 
nuerim semel, secundo et tertio, ut de talibus decimis et pecunia is -satisfaceret 
sea legatis vel tale quid faceret ^ul tenetür et ipse non curaverit obedire: ideo 
propter ejus eontamaciam in scriptls soppono eum eedesiastico interdicte. Vel 
4leat ste^ in scriplis ei ingressom ecclesiae interdico: et sie dicet, enra vuU ali« 
quem interdicer6 nominatim. Si aulem in genere veHt ferre Sjententiam i(iter4tft{, 
dicet Sic: Cum ego rector vel capelianus talis ecclesiae monuerim generatiter 
omnes fn tait ecdesia primo, secundo et tertfo, ut quicumnue talam talen fecerit 
vel ignem apposuerit vel tale furtum contmistrit, ut saüd faeeroot in die tali ]am 
elapso, et nullus satisfacere curaverit: ideo cum vel eos, qoi praedicta ferenint, 
in scriptia siwene iDterdicto eedesiastico.'" 
I) hmOQetU4 m, GefltA« c. LI« 
Z)MaUh. Pari$y.h e. Bot^gtut, T.XSll p.e^ 
a^CMict Salsihurg. ami; U7^« e. 18. ß^d. Vit. p. 726» 
4) Conc. Arelat ann. 1275. c. 5. Hard, l c. :p. 728/ 
&) Const. SuptrioHhus v. J. 1606« Bullar, T. X« p. 177. 
: 6> €. L X.ide pastulH. I. 5. 


noch eiae speeielle Fromulgatioii in den «^Bzelnen Klrcben Tersehrieb, 
so geschah es, irie er selbst sagt, »ad majorem cautelam,« d. h. in 
der Absicht , der Sentenz die grdsstmdgliche Pnblieitftt am ver*- 
schaffen nnd die gewöhnlichen Enteehaldigangen, Ton ihr nichts ge- 
wnsst zu haben, im Voraus abzuschneiden ^}. — Wenn demgemäss 
beim Loealinterdicte die nachfolgende Bekanntmachung als ein we* 
sentliches Erfordemiss zn betrachten ist, so hat es mit dem Inter- 
dictum personale, mag dasselbe aber eine ganze Genossensehaft oder 
nur über eine einzelne Person verhängt worden sein, eine andere 
Bewandtniss. Die Publication ist weder durch die Natur der Strafe, 
noch durch ein positives Gesetz gef(»rdert, der Richter kann sie also 
unterlassen und dem Gewissen der Interdicirten anheimstellen, sidi 
von der Theilnahme am Gottesdienste fernzuhalten.- Auf der andern 
Seite untierliegt es aber auch keinem Zweifd, dass er zur (Hfent^ 
liehen Bekanntmachung eines solchen Interdictes berechtigt und 
sogar- vei^iöhtet sei, ^enn die obwaltenden Verhältnisse , die Per- 
sönlichkeit des Schuldigen, die Grösse des Vergehens, das gegebene 
oder genomm^ie Aergerniss etc. diesen Schritt als nothweiidig oder 
zweckmässig erscheinen lassen^). Die Publication i&t zugleich eine 
wesmtliche Verschärfung der Strafe, weil dem Klerus wie dem Volke 
ans ihr die Pflicht erwäch&A, den Interdicirten vom Gottesdienste 
förmlich auszoischliessen und die Strafe in allen ihren Wirkungen 
an ihm zu ' vollstr ecken. 

Schliesslich möge noch gestattet sein, die Bemerkung bei^- 
fagen, dass Jeder, der in Folge des Interdictes Unrecht erlitten zn 
haben glaubt, vom Bechtsmittel der AppeUation Gebrauch machen 
könnet). Ueb^ die Art und Weise, derlei Berufungen einzulegen 
und zu verfolgen, gelten dieselben gesetzlichen Bestimmungen, die 
bei allen andern Appellationen in Anwendung kommen ' und nur in 
dem einen Punkte bildet , wie die übrigen Gensuren , so auch das 
Interdict eine Ausnahme ^ dass die Appellation blossen Devolutiv«- 
und keinen Suspensiveffect hat, d. h. die^Btrafe Meibt trotz der 
AppeUation bestehen und muss beobachtet werden, denn ihre Wir^ 
kungen sind wesentlich spiritueller Natur, sie treten in dem Augen- 
blicke, in welchem das Ürtheil gefallt wird, jvm selbst oin, .Ueizaiii 
kann eine nachher erhabne. Beruliu^ nichts mehr ändern, ieigfidi 
bleibt das Interdict bis zur höheren Entscheidung in \dQht Ktäfb"; 


1) C. 40. X. de Simon. 5. 3; c. 13. X. poenitent. 5. 38. 

2) Suarez, 1. c. Disput, in. Sect. XI V. u. 2. : 

2) £in Eeispiel fip^et sieb hei Innoeent, UL Ep. lUl^ IM< 
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^dererseits ist dasselbe eine poena medicinäliSf ein Correctionsmittel, 
welcdies die Besserung des Ton ihm Betroffenen znm Zwecke hat, 
die Erreichong dieses Zieles könnte aber von der Böswilligkeit be- 
liebig und jederzeit vereitelt werden, wenn ihr die Möglichkeit ge- 
geben wäre, mittelst der Appellation die Wirkungen der Strafe auf- 
suheben und sich von denselben bis zur Entscheidung der höheren 
Instanz frei zu machen <). Dagegen hat die v&r Verhängung des 
Interdiets eingdegte Appellation in vollem Umfange S^spenräveffect 
und die vom Bichter erst nachher ausgesprochene Sentenz wäre null 
und nichtig^). Derselbe Gesdchtspunkt ist entscheidend, wenn er die 
Strafe nicht direct verhängt, sondern sie blos cmäroU für den Fall, 
dass innerhalb einer bestimmten Frist diese oder jene Bedingung 
nicht erfüllt werde: die in depr Zwischenzeit eingelegte Appellation 
bewirkt, dass die in Aussicht gestellte Strafe, obwohl die Bedingun- 
gen unerfüllt blieben, weder von selbst eintritt, noch vom Bichter 
-naeiiträglich in rechtskräftiger Weise ausgesprochen werden kann^). -r 
Wir haben im Bisherigen ausschliesslich das Interdict in den 
Kreis un^iejrer Erörterung gezogen, welches nach vorausgegangener 
Warnung und Untersuchung mittelst specieller Sentenz v(mi Biehier 
verhängt wird '— Iitterdictüm ferendae sententiae. • Aber . nachdem 
^ Kirche angefis^ngen hatte, diese Strafe unter dem Gesichtspunkte 
einer Ceusur aufzufassen, sie mit der Eücommunication und Suspen- 
sion auf die gleiche Linie zu stellen und itach denselben Orund- 
jiAtzeii zu beurtheilen^), wurde sie in das fax die letztem geltende, 
bereite ausgebildete Bachtssystem eingefügt und nach den Prindpien' 
gestaltet I welche auf diesem Gebiete längst in allgemeiner Uebung 
waren. Seitdem die Bechtsentwickhing den angedeuteten Weg ein- 
geschlagen, kennt die Gesetzgebung auch Interdicta lätae senten- 
tiae, d. h» die Strafe ist vom Gesetze für bestimmte Vergehen an- 
igedroht und tritt in dem Augenblicke, in welchem eines dersdben 
h^gangen wird, ohne jede Mitwirkung des Bichters ipso fiEicto ein. 
Da wir uns : fiber das Wesen , das Alter und die Bechtmässigkeit 
dieser Art von Strafen bereits anderwärts^) des Nähern ausge- 

1) Aus dem gleichen GrfiDde haben auch die Appellationen, welche gegen 
4^ vom Biscbof bei der Visitation der Diöeese erlassenen Anordnungen oder aas- 
gtfl|iröclienen Strafen ertioben werden,, leinra SaspensiveflTect Trid. Sess. XXIV. 
x..l0..;de. ref« 

2) C. 55. X. de appellat. 2. 28. 

3) Vgl, das Nähere in meiner Schrift: Die Suspension der Kirchen' 
diener, S. 85 f. 

4) C. 20. X. de verb. slgntflcat. 5. 40. 

5) Kirtikenbannf S. 51 IT. Suspension der Kirchendiener, S. 45 IT. 
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sprochen lia1)eii, so Icörnnen wir uns hier daran! beschränken, die 
Fälle namhaft zu machen, an welche die Gesetze das Interdictum 
latae gententiae geknüpft hahen. Dabei müssen nach der Natur der 
Sache und im Interesse einer leichteren üebersicht die verschiedenen 
Formen des Interdicts auseinandergehalten werden. 

I. Dem allgemeinen Xocafinterdicte verfallen gemeinrechtlich 
ipso facto: die Länder derjenigen Fürsten, welche die päpstlichen 
Legaten oder Nuntien nicht zulassen und sie an der Ausübung ihrer 
amtlichen Functionen hindern^), die Städte, welche den Mord, die 
Misshandlung oder Gefangensetzung eines Cardinais durch Bath oder 
That unterstützen oder binnen Monatsfrist die Thäter nicht zur 
verdienten Strafe ziehen^), Städte und Ortschafken, deren Magistrate 
von Kirchen oder kirchlichen Personen willkürlich Abgaben fordern 
oder erpressen 3), Städte, deren Herren oder Obrigkeiten nach dem 
daselbst erfolgten Tode des Papstes die vom allgemeinen Concil zu 
Lyon über die Papstwahl erlassenen Vorschriften nicht befolgen oder 
die Befolgung derselben hindjBrn*), die Territorien derjenigen geist- 
lichen Fürsten oder kirchlichen Genossenschaften, welche fremden 
Wucherern das Betreiben ihrer gesetzlich verpönten Geschäfte durch 
Vermiethen von Wohnungen etc. ermöglichen und. in den Censuren, 
welchen sie um desswillen verfielen, über einen Monat unbussfertig 
verharren 5), die Städte, deren Bewohner den eigenen und Gebiete, 
deren Herren irgend einen Bischof misshandeln oder gefangen setzen 
oder an einem solchen Verbrechen durch Auftraggeben, Hulfeleistung, 
Begünstigung oder nachträgliche Gutheissung sich betheiligen •). 

IL Das besondere iocaönterdict ist als ipso jure eintretend 
nur für zwei Fälle angedroht. Bekanntlich räumt die Kirche jedem 
Gläubigen , der • über seine Person frei zu verfügen im Stande ist, 
das Becht ein, sich seinen einstigen Begräbnissort selbst zu bestim- 
men^ und in Folge hievon Hessen sich die Kleriker, getrieben von 
egoistischen Motiven, häufig beikommen, fremde Parochianen schwören 
oder doch versprechen zu lassen, dass sie bei ihrer Kirche die Grab- 
stätte wählen und diese Wahl nicht mehr ändern wollen. Bonifais VIIL 
erklärte derlei, gewöhnlich durch Ueberredungskünste erschlichene 


1) C. unic. de consaelud. Extravag. comm. 1. 1. 

2) C. 5. de poenis Vf. 5. 9. 

3) C. 4. de cens. VI. 3. 20. 

4) C. 3. de elect. VI. 1, 6. 

5) C. 1. de usur. VI. 5. 5. 

6) C. 1. de poeftis in Clement. 5* 8« 

7) C. 3. 7. X. de sepalt. 3. 28« 

ArcklT fir KiitheniMlit. UU. 
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Yersprechungen für ungältig und verordnete, dass Diejenigen, vekbe 
sie gegeben hätten, nicht bei den gewählten Kirchen, sondern da zw 
beerdigen seien, wo sie gemeinrechtlich ihren Begräbnissplatz haben. 
Sollten aber die Kleriker, welchen es früher gelangen, ein solches 
Versprechen zu erlangen, die betreffenden Personen gleichwohl bei 
ihren Kirchen beerdigen, so haben sie auf Verlangen den Leichnam 
auszuliefern und binnen zehn Tagen Alles zurückzngeben, was ihnen 
bei dieser Gelegenheit zugewendet worden; unterlassen sie es, der 
genannten Verpflichtung in ihrem vollen Umfange nachzukommen, 
so seien ihre Kirchen und Friedhöfe auf so lange dem Interdicte ver- 
fallen, bis sie die vorgeschriebene Bestitütion geleistet haben ^). Der 
üweite hieher gehörige Fall betrifft einen andern und far die öffent- 
lichen Verhältnisse noch gefährlicheren Missbranch. An vielen Orten 
bestand die Sitte, dass die neugewählten Bischöfe, Prälaten, Cano- 
niker und. sonstige Pfründner sowie weltliche Beamte zu schwören 
hatten , die Statuteit und Oewohnheiten des Orts , gleichviel ob ge- 
schrieben oder ungeschrieben, in Allem unbedingt anerkennen und 
beobachten zu wollen. Da aber solche Statuten etc. nicht selten 
auch Punkte enthielten, welche unerlaubt, moralisch unmöglich oder 
der Freiheit der Kirche zuwider waren, so hatte schon Nicolais IIL 
erklärt, die durch den Eid übernommenen Verpflichtungen beziehen 
sich blos auf das Erlaubte und alles Andere brauche nicht beobachtet 
zu werden^). Indem Gregor XIII. im Jahre 1584 diese Weisung 
aufs Neue bestätigte und auf die Statuten und Gewohnheiten, welche 
dem Tridentinttm widersprechen, ausdehnte, fügte er neben anderen 
Strafbestimmungen bei, dass Bischöfe, welche derlei eidliche Zusagen 
abfordern, der Suspension, Capitel und Convente aber, die es thun, 
nicht nur selbst, sonderii auch deren Kirchen dem Interdicte ver- 
fallen sollen^). — Ausser den beiden angefahrten Fällen läs^t sich 
kein anderweitiges Vergehen ausfindig machen, welches ipso facto 
das Interdictum locale particulare nach sich zöge. Wenn in diese 
Categorie auch das c. 2. de haeret. VI. 5, 2. gerechi^t wurde *), so 
ist leicht ersichtlich, dass der Ausdruck »et locus ille perpetua 
careat sepultura« iiicht von dem eigentlichen Interdicte rede und 
zu demselben Resultate fuhrt eine nähere Betrachtung jener zahl- 


1) C. 1. de sepult. VI. 3. 12. 

2) C. 1. de jarejarand. VI. 2. 11. 

3) Gregor. XIII., Const. Inter apostolicaa. PuUar* 1. II. p. 513 sq. 

4) Ferraris, Prompta bibliotb. s. v. Jfderdiciwn, art. Hl. n. ft. 


Die VerMngaiig d^si^lben. ' 35 

reichen Oegietzesetellen, welche von den älteren Canbnisten auf das 
besondere LocaJinterdict bezogen wurden^). 

f 

III. Das allgemeine PersonalmteTiict trifft ipso jnre: die 
Communitäten, welche in der eben erwähnten Weise ihre Statuten 
oder Gewohnheiten beschwören lassen, die Collegien und Capitel, 
welche von päpstlichen Entscheidungen an ein allgemeines Concil 
appelliren oder eine solche Berufung durch Beihülfe , Rath oder Be- 
günstigung unterstützen 2) , Genossenschaften, die an auswärtige 
Wucherer Wohnungeh vermiethen und ihnen dadurch den Betrieb 
ihrer unerlaubten Geschäfte ermöglichen^), Communitäten, welche 
»Repressalien« (nach damaliger Sitte willkürliche Pfändungen, wobei 
Jemand statt eines Andern beschwert und für den letztern zur 
Schadloshaltung des Beschädigten einzutreten gezwungen wurde) 
gegen kirchliehe Personen oder deren Guter in Anwendung bringen*), 
Genossenschaften, welche die Constitution Suscepti regiminis Jo- 
hannis XXII. nicht beobachten^), Capitel, welche innerhalb des 
ersten Jahres nach eingetretener Sedisvacanz den Ordinanden Dimis- 
sorien ausstellen^). 

IV. Am zahlreichsten sind die Vergehen, für welche die Ge- 
setzgebung das iesmidere Personalinterdict angedroht hat. Wir 
bemerken jedoch, dass sie in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht 
die Strafe in ihrem vollen Umfange, sondern blos das Interdictura 
ab ingressu ecclesiae nach sich ziehen und bezeichnen die wenigen 
Fälle, in welchem das Erstere zutrifft, mit einem Sternchen. Dem 
Personalinterdicte verfallen ipso jure: *Alle Diejenigen, welche zur 
Verhängung des Localinterdicts Anlass gaben '), die Kleriker und 
Regularen, welche das Interdict verletzen®), die kirchlichen Richter, 
welche bei Verhängung der Censuren die gesetzlich vorgeschriebenen 
Solennitäten nicht beobachten^), die Cardinäle »nd Prälaten, welche 


1) Z. B. c. 11. C. I. q. 4; c. 5. 10. 26. Disf. I de consecrat.; c. f. 2. X» 
de jare palronat. 3. 38. 

2)- Bulla Coenae Dom, §. 2. Bei Reiffemtuel^ Joa.can. L. V. tit. 39. 
n. 129. , 

3) C. 1, de asur. VL 5. 5. 

4) C. unic. de injar. e( damno dat. Vf. 5. 8.. Cdr. SHar€%, h c. Dbpaf. 
Xllf. Sect. IV. n. 48 sqq. 

5) C. anic. ne sede vacant. Exiira^ag* coflum. 3* 3. 

6) THd. Sess, VIF. c. 10. de ref» 

7) C. .16. de sept excomm. VI. 5. 11«. , ' . 

8) C. 8. de Privileg. VI. 5. 7. • 

9) C. 48« X. de sent. excomm. 5. 39; e. K b«p'K VF^ K lli: » 

3* 
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sich der confideBtiellen Simonie schuldig machen <), der Metropolit, 
welcher es unterlässt, die bereits nber ein Jahr andauernde Nicht- 
residenz der Suffragane und der älteste Suffraganbischof , welcher 
säumig ist, die des Metropoliten innerhalb dreier Monate dem Papste 
zur Kenntniss zu bringen 2), die. Bischöfe, welche nach erlangter Be- 
stätigung und vollzogener Consecraüon nicht binnen der gesetzlichen 
Frist an ^hre Kirchen sich begeben, um daselbst Resid^z zu hal- 
ten ^), die Bischöfe, welche die Güter oder Einkünfte vacanter Pfrün- 
den an sich reisseu^), Bischöfe und Aebte, welche die Güter ihrer 
Kirchen veräussern, ohne die hiefür bestehenden gesetzlichen Vor- 
schriften zu beobachten^), Bischöfe, welche bei der Visitation der 
Diöcese neben der ihnen gebührenden Procuration noch Geschenke 
annehmen und nicht binnen Monatsfrist den doppelten Betrag des 
widerrechtlich Empfangenen restituiren ^), die Prälaten, welche zu den 
Decreten des Tridentinums ohne päpstliche Erlaubniss Gommentare, 
Glossen, Annotationen, Scholien etc, veröffentlichen'''). Diejenigen, 
welche ein Bisthum, eine Abtei oder sonstige Digiiität von einem 
Laien sich übertragen lassen®), *die Bischöfe, deren Officiale oder 
Delegaten, welche Pfrundner, die in Bechtsgeschäften nach Rom 
reisten, der Beneficien berauben, sowie Diejenigen, welche derlei 
Pfründen annehmen^), *Jene, die von Kirchen und kirchlichen Per- 
sonen willkürlich Abgaben fordern oder erpressen ^®;, die Vorsteher 
von Kirchen, Capiteln, Collegieü, Hospitälern etc., welche Messstif- 
tungen ohne Erlaubniss des Bischofs annehmen oder solche Legate 
nicht alsbald in Immobilien umwandeln und fruchtbringend anle- 
gen ^^), endlich alle Majoristen, die im Concubinate leben ^^). 


1) Piu8 IV,, Const. Romanum Pontificem v. J. 1564. Plus V,, 
Const. Intolerabilea v. J. 1569. Bullar, T. H. p. 128. 302. Cfr. Reiffen- 
atuel, L. Y. tit. S. n. S2 sqq. 

2) 7Wd. Sess. VI. c. 1. de ref. 

3) Urban VIIL Const. Sancta Synodus v. J. 1634. Bullar, T. V. 
p. 26#. 

4) C. 9. de offic. ordinär. VI. 1. 16. 

5) C. imie. de rebus eccles. non alienand. Extra vag. fomm. 3. 4. 

6) C. 2. de cens. VI. 3. 20; c. unic. h. t. Eil ra vag. comin. 3. 10. 

7) Piua IV., Const. Benedictua Dens v. J. 1564. Bullar, T. II. p. 111. 
und in deh Ausgaben des Confils. 

8) C. 12. C. XVI. q. 7. 

9) C. 3. de Privileg. Extravag. rbinm. 5. 7. 

10) C. uU. de cens. in Clement, d. 13. 

11) Urban VIIL, Const. Cum aaepe contingat v. J. 1625. Bullar. 
T. V. p. 89. 

12) C. 15; Bis«. UXXI« " ' # 
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Seiner Niitiir nach tritt das Interdictam latae eententiae in 
dem Augenblicke ein, in welchem das Vergehen, auf das es gesetzt 
ist, begangen wird : aber bei Beantwortung der Frage, ob die Skafe 
gleich von diesem Momente an oder erst nach erfolgter Pablicafcion 
in Wirksamkeit trete und beobachtet werden müsse, ist zwischen 
dem Local* und Personalinterdiete za unterscheiden. Das erstere 
berührt immer nur den betreffenden Ort und nicht die Personen, es 
kann sich also nicht selbst vollstrecken, die Execution muss vielmehr 
von den Bewohnern des Orts dadurch vdlzogen werden, dass sie 
sich, der acitiven und passiven Theilnahme am Gottesdienste etc. 
enthalten. Daher trat schon nach älterem Rechte die Verpflichtung, 
das Tnterdict zu beobachten, erst dann ein, wenn das Vergehen offen« 
kundig geworden war^) und seit der Constitution Martinas V. Ad 
vUanda wird erfordert, dass der ipso jnre erfolgte Eintritt des Inter* 
dicts vom Richter specieU publicirt worden sei. Anders verhält es 
sich beim Personalinterdict. Dasselbe trifft unmittelbar die Person, 
es vollstreckt sich also selbst und darum ist Jeder, der ein mit 
dieser Strafe bedrohtes Vergehen begangen hat, von dem Augen- 
blicke der That an verpflichtet, sich als interdicirt zu betrachten 
und vom Gottesdienste etc. fernzuhalten. Hieran änderte die Con- 
stitution Ad viUmda Nichts, denn sie wollte den Sdmldigen keine' 
Einräumung machen, andern nur den Gläubigen eine Gunst erzeigen 
oder eine Erleichterung verschaffen. Wenn daher die Letzterii nach 
älterm Beehte die Interdicirten vom Gottesdienste auszuschliessen 
und im kirchlichen Verkehr zu meiden hatten , sobald äie von dem 
Verbrechen Kunde erhalten hatten und nur für Ausnahmsfälle (zur 
Verschärfung der Strafe) eine Publication vorgeschrieben war^, so 
greift für sie nach neuerer Disciplin jene Verpflichtung ei'st Platz, 
nachdem der Richter das ipso facto eingetretene Int^dict ÖffeiAlieh 
bekannt gemacht hat^). Schliesslich wird kaum nöthig sein, zu be- 
merken, dass bei beiden Arten des Interdicts die richterliche Publi- 
cation eine Untersuchung voraussetze, um zu constatiren, dass das 
Ver gehen j auf welches die Strafe gesetzt ist, toirJdich vorlieget). — 

§. 4. Die Verletjsung des Interdicts. 

Dass in der Verletzung oder Nichtbeobachtung eines in recht- 
mässiger Weise ausgesprochenen Interdictes offener Ungehorsam und 

i) Conc. Colon. aDD. 1266. c. 42. Hard. Vll. p. 576. 
2) C. alt. de cens. in Clement. 3. 13. 
3} Suare», L c* Disput. XXXVH. Sect. H. n. 1 sqq. 
4) EngeU CoUeg. jur. ein. L. V. iit. 39. n^ 90* 
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direcie Widersetzlichk^t gegen die hierarehisohen Obern, welche die 
Strafe verhäagteo, zu Tage trete, kaim nicht dem geringsten Zweifei 
unterliegen und wurde stets von der Kirche in diesem Sinne aufge- 
fasst^). Ebensowenig wird sich in Abrede ziehen lassen, dass der 
thatsächliche Ungehorsam, welcher sich so leicht und unbedingt über 
die Vorschriften und Forderungen der kirchlichen Obern hinwegfeetzt, 
in hohem Orade geeignet sei , die AudoritM der Kirche eu unter- 
graben^ ihre DisdpUn zu lockern und beide der Missachtung preis- 
zugeben^). Endlich ist nicht zu verkennen und nie verkannt wor- 
den, dass Diejenigen, welche das Interdict nicht beobachten, die 
Erreichung des guten Zweckes y d^oa die Strafe dienen sollte, un- 
möglich machen f die wohlwollenden, auf das aHgemeiue' Beste ge- 
richteten Intentionen der Kirche vereiteln, sich fahii^fl,ächtig auf 
die Seite ihrer Feinde stellea und letztere in ihrem Widerstände 
uiiterstätzen 3). 

Bei däeser Sachlage hat es die Praxis wie die Gesetzgebung 
nie unterlassen, die Forderung -zu stellen, dass gegen di<e Vei*ächter 
des Interdicts mit strenger Strafe eingeschritten , der ^sich kund- 
gebende Ungehorsam .gebrochen, der Ernst der Disciplin, die Auc- 
torität der Kirche aufrecht erhalten und durch Verbreitung einer 
heäsamen Furcht für die Zukunft die Wiederkehr ähnlichen Aerger^ 
mysseß.jaach Möglichkeit verhindert werde^).' 
, : , Die Straf ea aber , welebor zu verschiedenen Zeiten zur Anwen- 
dung .baimen , rvjraran aititrijr und richteten sicii je nach den obwal- 
tenden Verhältnissen. Was die Laien betrifft, s^ blieb eine gemein- 
same Verlatsmng. dea Lopulinterdictes cegelmäissig ohne weitere 
Abndwg, dQnn .die härtere Strafe des Bannes erwies sich gegenäber 
der Ii$asse einer ganzen Bevölkerung als unausführbar; nur wo es 
s|cb: »w Einzelna handelte und das Vergehen von besonderer Bös- 
willigkeit zeugte, wurde von der ßH?mlichen EKcommunication'G^- 
brauclf gemacht^). — DsKgegen kehrte sich die strafende Hand der 


1) Ivo Carnot Ep. LXU. c. uU* X. de excess. praeUt. 5. 31. 

2) Gofiridus, Ep. U. 17. c^ 5. X. de consuet. 1. 4. c. 1. de sent. excomm. 
in Clement. 5. 10. , 

3) Innocent. llt, Ep. in. 20. Clemens XI. ^ Const. Ubi alias vom 
J. 1714» % U Bullae. 1 VOI. p. 139. 

. i) Ivoi l Ck ^offrid, 1. c. c* 1. X. de |»os4itl«t« 1. 5. 
5) CoDC. Coprimac. ann. 1262. c. 5.: „... inhibeatar, quod parochiani 
et subditi non accedant ad ecdesias soas inflra mettis loci inlerdicti causa audi- 
endi in eis divina durante interdicto. St si seeus egerint, excont^unit^rUur 
et excommunicati dewiMioientwr" Hard. YIL p: 552. Conc, Alschaffen- 
bürg, ann. 1292. c. 9.: ,,.«• statoimoa et matidamus^ nt qüieinnqa«. aiHodlB intra 
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Kirehe , wo immer ein Tnt^rdict missachtet wurde , in erster Linie 
gegen die Kleriker und dies mit fiecht, denn sie machten, sei es 
durch directe Theilnahme oder schuldbaie Connivenz, den Laien die 
Umgehung des Interdicts in den meisten Fällen erst möglich und 
wären bei ihrer amtlichen Stellung doppelt yerpflichtet gewesen, die 
Anordnungen der Obern durchzufuhren und denselben beim Volke 
Achtung zu verschaffen. Aber auch in diesen Kreisen gab es keine 
festbestimmten Strafen, sie richteten sich vielmehr nach den Um- 
standen — nach der Grösse der Yerschuldung, des Aergemisses oder 
der Gefahr, welche aus der Nichtbeobachtung erwachsen konnte. 
Gewöhnlich bestand die Strafe in der Suspension^, bei schwerem 
Fällen in der Entziehung der Beneficien^) und in der Unfähigkeit, 
solche zu erlangen^, und unter besonders dringenden Umständen in 
der förmlichen Absetzung, wie z. B. Gregor IX. im Kampflß mit 
Friedrich 11. jeden Geistlichen, der an eineih Orte, wo der Kaiser 
sieh befinde, Öffentlich oder insgeheim Gottesdienst halte, mit der 
immerwährenden Deposition bedrohte*). Endlich wurden die Mönche, 
falls sie Kleriker wareu, far Verletzung des Interdictes suspendirt^ 
und Jene, die keinen Ordo hatten sowie die Nonnen zur Busse in 
strengere Klöster verwiesen*). 

Das gemeinei und jetzd geltende Becht hat dieses gegen die 
Verletzer des Interdicts bisher beobachtete Verfahren theils einfach 
recipirt, theils erweitert und näher formulirt, theils durch neuhinzu- 
gefügte Strafformen ergänzt. Die Laien sind auch jetzt noch mit 
keinen besonderen Strafen bedroht, ausgenommen die adeligen Grund- 
herren, welche die Geistlichkeit eines interdicirten Ortes zur feier- 
lichen Abhaltung des Gottesdienstes zwingen oder das ihnen unter- 


eoemeteriam loci interdicti aliquod corpus vel corpora defUoctorum sepelire prae^ 
sumpserint • . • excommunicationis sententiam incurrant ipso facto/^ Harz- 
heim, T. IV. p. 11. 

1> Innocent IIL, desta, e. 51 in flu. Ep. III. 20. 43. VI. 13. Gre- 
gor., IX, in e. ult. X..de excess. praelat. 5. 31. 

2) Innocent IIL, Ep. X. 62. 

3) Innocent IIL Ep. Ilf. 20. u. in 6.A. X. de postalat. 1. 5. 

4) Gregorius IX., Eneydifca ad nniversos praelat. v. 7. April 1239. 
Huillard-Br^holles, Hfst. diplomat Fffderici H. T. V. p. 293. 

5) Matthaetta Paris, Hist. anglic ad ann. 1208: „Eodem anno albi mo- 
nadii in principio interdicti cessantes p6stea ad mähdatam abbatis sui priocipalis 
divina celebrare praesuropserunt; sed haec praesabpüd eum ad summi Pontifids 
DOtfflam pervenisset, ad majorem soi <idnhislbDem denuo sutit suspenH»'*^ 
Bouquet, T. XTIL p. 689. 

6} Innocent. III., Ep. X. 62. 
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gebeiie Volk zam Besuch der Earche öffentlich auffordern oder den 
Excommunicirten und Interdicirten verbieten, gemäss der Auffor- 
derung des functionirend€ai Geistlichen die Kirche zu verlassen oder 
welche in eigener Person, excoxnmunicirt oder interdicirt einer solchen 
m sie ergangenen Weisung nicht Folge leisten: in allen diesen 
Fällen trifft die Widerspenstigen die ipso jure eintretende und dem 
heiligen Stuhl reservirte Excommunication ^). — Die strafrechtlichen 
Bestimmungen sind wie ehedem so auch jetzt noch aus den bereits 
oben angegebenen Gründen vorherrschend gegen die Diener der 
JErcÄe gerichtet. Jeder Kleriker, welcher, sei er Weltpriester oder 
I(egulare, an einem interdicirten Orte oder im Stande des Personal* 
interdicts eine heilige Handlung, die durch den Empfong eines Ordo 
bedingt ist, wissentlich und in böser Absicht vornimmt, verfällt in 
die Irregularität^). Letztere findet sich zwar in den Decretalen 
Gregor's IX. noch .nicht ausgesprochen, sondern erst der Liber 
sextus redet von ihr, aber dass sie von Bonifaz YIIL nicht neu ein* 
gefuhrt wurde, vielmehr schon früher in üebung war, zeigen die 
Synoden von Cöln (1266) und Nimes (1284)3). Weiterhin ver- 
lieren Säeular- wie Begularkleriker, welche das Local- oder Personal- 
interdict verletzen, das active und passive TTaWrecÄ^, sp dass sie 
der Theilnalime an einer kirchlichen Wahlhandlung unfähig sind*) 
und für Erlangung eines Kirchenamtes weder gewählt noch poÄulirt 
werden können ^). Die dritte Strafe besteht in dem Verluste des 
den Klerikern verliehenen Privilegimns, zur Zeit des Interdictes auf 
dem Friedhofe beerdigt zu .werden^). Wenn wir noch der Excom- 
munication Erwähnung thun, welche Denjenigen angedroht ist, die 
während des Localinterdictes eine kirchliche Beerdigung vornehmen 
oder persönlich und mit Anführung ihres Namens Interdicirte in 
geweihter Erde bestatten^, so haben wir sämmtliche Strafen nam- 
haft gemacht, welche den Säeular- und Regularklerikern gemeinsam 
sind. Daneben kennt das gemeine Recht noch anderweitige Zucht- 
mittel, diq.blos auf den^ SämlarklQTns sich beziehen. In diese 


i) C. 2. de sent. excomm. in Clement. 5. 10. 

2) C. 18. 20. de sent. excomm. VI. 5. 11. 

3) Conc. Colon, c. 41. Synod. Nemaus* De sent» excomm. et interdict. 
Hard. VII. p. 576. 931 sq. 

4) C. 18. de sent. excomm. VI. 5. 11. 

5) C, 1. X. de postiüat. 1.5« 

6) C. 11. X. de poenit. et remission. 5. 38; c. 20. de sent. excomm. 
VI. 5, 11. 

7) C. 1. de sepirit, in Clement, 3. 7. 
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Categorie gehfirt die SuspensioB« fön welcher im c. 18. X. de exeees. 
praelat. 5. 31. die Bede isi. Wenü ifidesseii eiiuelne Canonisten 9 
in der aBgeföhrteiit ^oa Gregor IX. herrühre&deii Stelle die SM* 

pensio latae sententiae finden wollten, so mochten sie Ar itare Mei- 
nung einen Stützpunkt in dem Umstände erblicken, dass diese Form 
der Strafe bereits zur Zeit des grosse iber Fraokrdch verhängten 
Interdicts Yom päpstlichen Legaten in Anwendung gebracht worden 
war^), aber ebenso gewiss ist, dass neben ihr auch die Suspensio 
ferendae sententiae und zwar als Begel vorkam ^), davon ganz ab- 
gesehen, dass der klare Wortlaut des c. 18. cit. — »omnes alios, 
qui praefatum interdictum damnabiliter violarunt, suspmias auctori* 
täte apostolica ab officio et beneficio« nur von der Suspensio ferendae 
sententiae verstanden werden kann. Wenn die Gesetzgebung den 
Klerikern, welche durch Abhaltung des Gottesdienstes das IiOcaU 
interdict verletzen, auch die Entziehung der Benefici^n in Aussicht 
stellt^), so beschränkt sich diese Strafe, welche gleichfalls nicht i][»o 
jure eintritt, gemäss dem in der Decretale dargelegten Thatbestand. 
auf die Fälle des schwersten Ungehorsams und einer Widersetzlich- 
keit, die sich selbst durch die vorausgegangene Excommunication 
nicht hatte beugen lassen. In derselben Weise ist die im c. 4. X. 
de cleric. excomm. minist. 5. 27. angedrohte Peposition als ausser^ 
stes und letztes Strafraittel anzusehen mit dem einzigen Unterschiede, 
dass es sich hier nicht um Verletzung des Local- , sondern uip eine 
eclatante Nichtbeachtung des Personälinterdictes handelt. *- Die. 
Suspension, die Entziehung der Beneficien und die DepQsition sind 
speciell gegen den Säcularklerus gerichtet, aber das gemeine Becht 
kennt noch zwei weitere Strafen, welche ausschliesslich lär die 
Begularm bestimmt sind. Wenn dieselben trotz des Localinterdictes 
den Gottesdienst fortsetzen und auch durch die Excommunication 
von 'dem frevelhaften Beginnen sich nicht abbringen lassen, so sollen 
sie zum Zwecke angemessener Busse in strengere Klöster verwiesen 
werden^). Der zweite der erwähnten StrafläUe liegt dann vor, wenn 
die Mönche eines Ortes, wo die Gathedral- oder Pfarrkirche, wie sie 
sehen oder wissen, das bestehende Interdict beobachtet, in ihren 
Kirchen den Gottesdienst dennoch feiern und, damit das Volk wenig- 
stens von aussen an demselben theilnehmen könne, die Thfiren d^rch- 


1) Bei Reiffenatuel, Jas can. L V. tit. S9. n. 218. 

2) Innocent IIL, Gesta c 51 in Oa Ep^ HI. 20, 

3) Innocent Ep. VI. 13. Matthaeus ParU, 1. c. 

4) C. 7« X. de derico cxeomok mioistrant. (k 27. 

5) C. 7. X. de cl^ilfi. exj(omnt niisi^t« 5. 27. 


bohren, dasrtbat C)effiMiiigi»n anbringe« oder uderer derartiger Be- 
trügereioa sich bediraen. Auf diese hinterKstige und ansgesnehte 
üngehiing de» Interdicts ist die ipso focto eintretende Excommnni- 
cation gesetst^). — 

V 

§. & Die Auf hebimg des hUeräiets. 

Das Interdict, welches gleich anfänglich nur auf eine be- 
stimmte Zeit verhängt wurde, hört mit dem Ablauf dieser Zeit ohne 
specieüe Absolution von selbst auf, denn wie die Verhäugung so 
vollzieht sich auch die Aufhebung der Strafe lediglich durch einen 
Wülensact des Bichters: hat nun der letztere gleich anfangs aus- 
gesprochen, das Interdict solle nur die von ihm festgesetzte Zeit 
und nidit länger andauern, so ist der für die Aufhebung erforder- 
liche Willensact zum Voraus gesetzt, er tritt mit Ablauf der Frist 
von selbst in Wirksamkeit und ebendamit hört das Interdict ohne 
weitere Däzwischenkunft des Richters ipso facto auf'). Derselbe 
Gesichtspunkt ist entscheidend , wenn das Interdict verhängt wurde 
mit dem ausdrücklichen Bemerken, es solle so lange in Kraft blei- 
ben, bis eine ihm speciell beigefugte Bedingung erfüllt sei^): auch 
hier hebt sich die Strafe von selbst in dem Augenblicke, in welchem 
die Bedingung erfüllt wird*). Nur dann, wenn vor Ablauf des fest- 
gesetzten Termins oder vor Erfiillung (ler beigefügten Bedingung 
sich die Umstände in einer Weise gestalten sollten, dass die gänz- 
liche oder vorübergehende Aufhebung als gehoten oder wünschens- 
werth erscheint, ist das unmittelbare Eingreifen des Bichters noth- 
wendig, um die Strafe durch Absolution für immer zu beseitigen 
oder mittelst Dispens die Wirkungen derselben auf eine bestimmte 
Zeitdauer ausser Kraft zu setzen. Ferner erlischt das Interdict von 
selbst, wenn es auf eine einzelne -Kirche gelegt ist und die letztere 
zerstört wird oder sonst wie zu existiren aufhört, denn weil die 
Strafe an diesem Objecto haftete und nur durch dasselbe Bestand 
hatte, so muss sie mit dem Untergänge ihres bisherigen Trägers 
oder Substrates selbst untergehen. Anders verhält es sich mit dem 
Friedhofe, der die Kirche umgab: dieser verfiel als Accessorium 
gleichzeitig mit ihr dem Interdicte, hört aber nach dem Untergang 
der Kirche zu' bestehen nicht auf, folglich bleibt das Interdict an 


1) C. 1. de sent f X4)#iiiffl/ in Cfentent 5. W. 

2) Suare», 1. c. Oitpal.* XXXVIH« Seet. I. n. 3. 

8) Z. B. AlexandeP HL, Bp.lTIi Hatd. VI. B: p. 1471 sq. 
4) eiossa ID c. 11. X. de tpeiMifc 4. i. y/€tb. Dtmec 
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ihm haften oad 69 ist ^badbfit, bis dfe Strafe specMl glohobeii mM^^ 
die Vornahme des kirphliohen BegräMs^tes «nstattbaft. In denel* 
ben Weise und aas dem glekben Grande eeesirt das allgmieiae 
Persenalint^rdict, welches öb^ eine Geaessenachiift oder ConHnonitftt 
verhängt warde, unmittelbar mit der Aitfhebuig oder dem Auf- 
hören der betreffenden Corpoüstion. Wenn eine oder mehrere Per* 
sonen, die der aufgelösten Qenossensehaft angehörünh noch fortleben, 
so sind sie yon der Strafe frei, denn diese big a«f ihnen ak BDt- 
gliedern der Communität, dies zu sein haben sie aber jetet aufgehört 
und wie sie die corporativen Yortheile nicht mehr gemessen, so 
können sie auch von den Lasten und Naefatheflen, welche an der 
Gesammtheit hafteteui nicht mehr berührt worden. Nach denselben 
Principien sind Diejenigen zu beortbeileni wekhe ans einer noch 
bestehenden Communität ausaebeiden xmi ihre bisherige YerUndung 
mit ihr gänzlich lösen« Jedoch biUea in beiden Fällen Jene eine 
Ausnahme, welche das bitejdict urspcänglich veranlaisst hatten — • 
sie befinden sich im Interdietum personale spedalei dieses bat d^ 
Grund seines Bestehens nicht in dcir Iifitgliedschaft , sondern ruht' 
aui den Personen als solchen ui¥l UAgt ihnen^ wohin immer sie sich 
begeben mögen ^). Sias Wesen des Interdictom raistum oder deam^ 
bulatorium besteht darin, dass. es. an einer Person haftet und jeden 
Ort, an welchen diese ^h-b^ebt, ffir die Dauer des Aufenthaltes'^) 
dem Localinterdicte u^tevstellt , fdlgüch . hebt sich das letztere ipso 
facto in de;^! Moinei^« in weUhem j.ene Person den Ort wieder 
verlässt, esmusste denn nur seinf dass das G^entfaeil, wie bis^ 
weilen geschidi^)« gleich bei Verhtegiing der Senleite sf^eiell ans» 
gesprochen uud verfögt worden wäre , das Interdict sdle an dem 
Orte auch noch mxch dem .Abgange -der betreffenden Person fori* 
dauern. Endlich h^t. das Interdict von selbst auf, wenn es Die- 
jenigen, zu deren Gunsten es Terhftngt werdea war, selbst nicht 
beobachten, »ne videant^r de afiomm flet« ridore^).« 

In allen anderen Fällen m«ss. das Interdici durch einoi 1)e« 
sonderen richterlidien Act, die Absoiutim, speeiell aufgehobot wer* 
den, denn gleichwie die Strafe in ihreib Anfange durch die kitch- 
liehe Auctorität gesetzt wurde , :S0 kaam rie auch mir Ton dersrtben 
Auctoritat wieder hinweggenonmseii: weHben:'). Ffir das Intaidieta» 

1) Suarez, 1. c. n. 15 sqq. Schmalzgrueber, I. c. n. 999. 

2) C. 11; X. de sponsal. 4. 1. ^ 

S) Cone. Copriniac, 9Xm. 1261 t. 1. Härd, VH. p. 551. 
4) C. 20. X. de Privileg. 3. n. 

53 C. 1. X. de reg. Jar. 5. 41.: „OMnis res, per ijaascanqae eauMs nas^- 
Uir, per easdem dissolvitur/' ' 


feremhie septentite gilt ids oberster Gmndsatz, dass dasselbe, mag 
es da» örtliche oder persönttche, das allgemeine oder besondere sein, 
nur YW demjenigen kirchlichen Obern, der es ausgesprochen hat, 
oder Ton seinem StellTertret^, Nachfolger oder nnmittelbaren Vor- 
gesetzten wieder anfg«hoben werden könnet). Die Art nnd Weise, 
in welcher dieser allgemeine Satz priAtiseh zur Anwendnng kotiimt 
und die Ansnahmoa, welche er znlftsst, haben wir bereits an einem 
anderen Orte^) ansfahrMch dargelegt uud glauben , auf die dortigen 
Auseinandersetzungen, die auch fm: das Interdict massgebend sind, 
der Kürze halber einfach verweisen zu sollen. — Bei dem Intej*- 
dictum latae sententiae fragt es sich in erster Linie , ob die Los- 
sprechung reservirt ad oder nicht. Im erstem Fälle kann selbst- 
verständlich nui^ Derjenige es aufbeben, der das betreffende Gesetz 
gegeben und in demselben die Ertbeilung der Absolution sich selbst 
vosbehaUeb hat. * Handelt es nefa aber um kein Interdictum reser- 
vatumt so ist bei der Frage nach dem Recht der Aufhebung wieder 
zwischen den tenschiedenen Formen dieser Strafe zu unterscheiden. 
Das Interdictum loeale, das allgemeine wie das besondere, k^nn 
•ndben dem Papste nur der Diölsesanbischof aufbeben, denn ^le Spen- 
dung der Absolution ist ein Aet der Jurisdictio externa und eine 
solche hat ober den interdimten Ort, von anderweitigen Ermäch- 
tignngen oder Privilegien, die bisweilen ausnahmsweise vorkommen, 
abgesehen, nur der BkK^höf. In derselben Weise verhält es' sich 
mit dem Interdictum j^^^cmc«!^^ welches über die Bevölkerung einefr 
Stadt, ^er eine ganze Corporation etc. ausgfesprochen wurdet das 
Becht der Absotntion kommt audi hi^r ausschliesslich dem Bischöfe 
zu, weil nur er übar • die betreffenden Genossenschaften eine Juris- 
dietio externa hat. Die Regulären, welche das Privilegium, von den 
Censuren zu afosolviren, erlangt haben, können in dem vorliegenden 
Falle, von der ihnen gewordenen Ermächtigung keinen Gebrauch 
machen, da sich die letztere lediglich auf Spendung des Busssacra- 
mentes in föro interne bezieht und eine Gommunität als solche des 
Empfangs der Saoramente unf&hig ist. Auch die einzelnen Mit- 
glieder derselbe können dtircfa jene Begularen vom Interdicte nicht 
befreit werden , d^n dieses lasfet auf ihnen, weil sie der Genossen- 
sduift angehören, aber nieht in der letztere Eigenschaft, sondern 


1) L. 3. Dig. de re judicat 42. i.: „ Qai damnore potest, is absolvendi 
qaoqae potestatem babet.*' C. 51. Dist. I. de poenit: „Dominas por jus et sd- 
vendi esse voluit et ligandi, qai utramque pari condii^ne permisit. Ergo qoi 
solvendi Jas. non babet^ nee Uganda babel/' 

2) Der Kirchenbann, S. 452 ff. 


als PriviU^piQisQiiep emj^angan , sie das Saariuneiii; andererseits könnie 
die entgegeagesetzte UeboiDg zu grossen hconvenienrnn führen, ia- 
sdTern die Möglichkeit geboten wäre, dass . äUe. anf dem genannten 
Wege die Absolution erhielten , also dad Juterdict that^hlieh für 
die Gesammtheit hinnreg^Qle, während der kirohlicfae Obere dasselbe 
vieUeicht aufrecht erhalten .vroHte uad vorerst keineswegs die Ab- 
sicht hatte, es aufzuheben. Was endlich das Interdietum personelle 

^partieülare betrifft , so steht das Beobt der Ateolutioti »icht folos 
dem Bischöfe und den besondere erm&ehti^ftes fieUgtosen, sondern 
auch, wie die Canonisten übereinstiiQmend und mit Beeht behaupten, 
dem Pfarrer und jedem andern approbirten Beiebtvater zuy denn 
wenn dieselben von der sohwereren Strafe der Exedmmunication los- 
zusprechen befugt sind, so mäsßen sie dieses Becht. nm so mehr 
beim InterdijCte haben*)» 

Es wird kaum der Bemerkung bedürfen, dass, wie die übrigen 
Censuren, so auch i^s Interdiet erst aufgehoben werden kdnne, nach- 
dem der Zweck, dem es dienen soUte, vollständig erreicht ist, die 
von ihm BetroffenBL der KiriOhe sich unterworfen, Genngthuung ge- 
leistet, das begangene Unrecht gesühnt, das gegebene Aergemiss 
beseitigt und den etwa angericht^en Schaden ersetzt haben. Wie 
diese Forderung in der Natur der Sache liegt, so hat auch Praxis <) 
und Gesetzgebung 3) stets m ihr festgehalten. Gleichwohl wird 
nicht bezweifelt werden können^ dass der competente Obere , in 
dessen Vollmacht es steht, daa Interdict gänzlich aufzuheben, auch 
das Becht habe, die Strafe, obgleich Busse und Besserung hoch ni<;ht 
eingetreten ist, for bestimmte Zwecke z. Bw um ein kindliches Fest 
begehen, die Ordination ertheilen, einen Todten beerdigen zu können 
etc., anf die hiefÜr erforderliche Zeitdauer entweder ganz oder theil- 

- weise zu stispendireny d. h. sie vorübergdikend und in dem durch 
den Zweck gebotenen Umfange ausser Wirksamkeit zu setzen. Die 


1) Gloaaa in c. 10. de scnt* excoam^ Vi» ^;.tU verb. GeneraliUr, 
Suarez, h c. Sect. Jl. n. 7 sqq. Schmälzgrueber , 1. c. n. 4Q1. Die Absolu- 
lionsformel, deren sieb Jeder Priester bei Spendung des Busssacramenles bedient, 
lautet: „nominiis noster Jesus Christus te absolvat et ego auctoritate ipsius te 
absolvo ab omni viiieule excommonieationis, (suspensionis) et inff^rdicfi / in 
quanUim possum ei tu indlges/' Rit. Rom, De sacrament. poenit. 

2) Const. Qualteri Senon. c. 14. Conc. Lemovicens, Sess. 11« Hard, 
VL p. 5eO. ßS5. ImQ. CarMot Ep. XCIV« Itmaeent. III. ^ Geata, e. 5S. 54. 
Ep. W. 14; XIIL 43. Cone. . Av^niofK ann. 1209. c. 12. Hard. VI. II. p> leSe. 
Cooc Nemans* ann, 1284. De $ea(. -encomni. et interdict. Hard* VII« 
p. 934 sq. . 

S) C. uK. de sent. eteomm. VI« 5. 11. 


46 m>her,9i» füMliel; 

ZoUssiglEek mmtB saldMi Ghiadenactes ist tob keinem Gesetze ^direct 
beajM^tandet und aaf der anderen Seite bftngt die Daner einer jeden 
Censiir sowie die Art ihres Fortt)e8tehens lediglich vom Willen Des- 
jenigen ab, der sie verhängte^). 

Wenn aus unserer bisherigen DarsteHnng das Besnltat sich 
ergibtr dass im Grossen und Ganzen f&r Anfhebung des Tnterdictes 
dieselben GrondsStze massgebend sind, welche bei den übrigen Cen- 
snren zur Anwendung kommen^ so haben wir schliesslich doch noch 
Hittf ein Mon>^ aufmerksam zn machen , das zwiscfien Excommuni- 
eatien nnd laterdict einen wesentlichen unterschied begründet. Wenn 
ein. Gebannter yer dem hdhem Richter die Nullität der über ihn 
verhfti^ten Sentenz behauptet und die Beweise hiefür zu liefern be- 
reit ist, HO muss er gehört nnd die Angelegenheit untersucht wer- 
den, er selbst aber bleibt nach strengem Rechte ein Excommuni- 
cirter und hat sich als solcher zu benehmen. Da aber — wenigstens 
in ffuberes Zeiten — bei den vielen Förmlichkeiten des Process- 
verfafareas derartige Untersnchnngen oft sehr lange währten und in 
dem Falle, von welchem wir reden, die begründete Besorghiss nahe 
lag, es mdehte ein Unschuldiger diese lange Zeit hindurch alle 
Nachtheile des Bannes zn tragen haben, so konnte dem Appellanten, 
nm das angedeutete Unrecht abzuwenden , bis zum Austrag der 
Sache die Absolutio ad cautelam ertheilt^), d. h. die Excommuni- 
^atiott von ihm genommen werden: lautete die endgültige Entschei- 
dung anf Nullität, so blieb' die Strafe aufgehoben , stellte sich aber 
ihre Rechtmässigkeit heraus, so trat sie wieder in Kraft. Unver- 
kennbar hat diese Form der Absolution ihren Grund in der Milde 
und Nachsieht der Kirche, welche nicht will, da,sä ein vielleicht 
völlig Unschuldiger ffir die ganze Dauef einer langsam sich hin- 
schleppenden Unto^nehnng nicht nnr von allen geistigen Gnaden 
und Woblthaten ai»geschlüssen nnd so der dringenden Gefahr des 
Seelenheiles ausgesetzt sei, sondern auch des äussern Verkehrs mit 
den Gläubigen entbehre. Bei dem allgemeinen Localinterdicte ist 
— nnd hierin Hegt der Unterschied zwischen beiden Strafen — die 
Absolutio ad cautelam' positiv untersagt und \^qnn sie dennoch er- 
theilt würde, f^r ungültig erklärt^). Das Motiv des Verbotes ist 
leicht ersichüieh. Ate< Segd hat die Gesetzgebung immer den Satz 


■**" 


. 1) e. 35. X. de apfeltot. t* 2S. ^irhing, fas iJan.n.. V: iit. S9. n. 2:52. 
iJotoTTUviaa, Alma liaUr, P. U. }. 2. n. 4. Vgfl. Ober di« entgegengesetzte 
ADsidit Bnrhi^Ba, De oCflc. et polest, epfsfop. P. A. Allegat. 3S. 

2) C. 40. X. de sent. excoinm. 5. 89.; e. 2. 7. i. 6. b. t. VI. 5. 11/ 
a) C. lö. b. t. Vi. 5. 11. ' 
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aofi^M ^rhalte&, daa» tei dda Cauaiireii die AlN9(4ott(m in 4«fiti{tiV^r 
und endgfiltiger W^eiae ertbeitt w^e, fSr die Kxeommonicatioü ge- 
stattete sie in der Form der Absolutio ad canMam eine Aasnabme, 
um die schweren Fplgim des Baanes und die drohende - Gefahr des 
Seelenheiles von einem wenigstens der Wahrsolieinlichkeit nach ün- 
scbn^digen fern za halte». Da wm aber beiai Interdicte jene Folgen 
weniger schwer und diese Qißfehr keinesw^ dringend ist, insofern 
die von ihm Betroffenen weder ans der Gemeinschaft der Kirche, 
Qoch von allen Sakramenten, noch dnrcbgäikgig von' der Theilnahme 
am Gottesdienst, noch vom Verkehr mit Andern ausgeschlossen wer- 
den, so liegt hkr kein Grund vor, von der allgemeinen Regel^ abzn- 
gehen und fSr den Fall ^iner Appellation jene voritafige Losspreehnng 
zu gestatten. Indessen veitietet das Gesetz blos hinsichtlich des 
allgemeinen Localinterdicts die Ertheilnng der Absolatio ad cantelam 
und hieraus wurde d^ Schlnss gesehen ^ dass sie bei den übrigen 
Formen des Interdikts gestattet sei^X Allein bei dem über eine 
einzelne Kirche verbäogten Tnt^dictiun speciale kann von Nach- 
theilen und Ge&hre|ii der oben geschilderten Art noch viel weniger 
die Bede sein^ indem die Parochianen in einer anderen Kirche ihres 
Wohnortes oder der nächsten Umgebung nngehindert den Gottes- 
dienst besuchen und die Sacramente empfangen können, weshalb wir 
glauben, dass die Absolutio ad cantelam hier gleichihlls unzulässig 
sei. Anders dagegen gestaltet sich die Sache, bemn i^r^onoZinter- 
dicte, mag es eine ganze Genossenschaft, oder eine einzelne Person 
betreffen. Die Strafe schliefst gleich der Excommimication vom 
Besuche des Gottesidicmstes und vom ElmpfiEmg der Sacramente ans, 
die Gr&ide, welche Sie Klrahe veranlassten, beim Bann die Absolutio 
ad cantelam zu gestatten^ tireffen hier wfemgstens theilweise zu und 
daram sind die Canonisten übereinstimmend der Ansicht, dass Den- 
jenigen^ welche BerujGdng eingelegt haben, bis zur endgültige Ent- 
scheidung jene vorläufige Absolution eftiieilt werden dürfet). 

§, 6. Das Interdid in der neuern Zeil. 

Das Concil von Trient , auf dessen Bestimmungen das- neuere 
Recht aufgebaut ist, hat die Principi/en der ältere Gesetzgebung 
festgehalten und die verschiedenen Formen des Interdicts, wie wir 
sie im Bisherigen dargelegt haben, ausdrücklich aneri^nnt. In 
seinem Beformdecrete wird sowohl das Personalinterdict über ein- 


1) Covarruviat^ Leu, 5. ß%mr9Zy\. t. SecJ. Hl, n. X 
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Efiliie Iidividaeii^) ab auch fiber ganxe Oenoasensehaften^ als ein 
zu Kecht besteb^ides Strafmittel i)i Anwendung gebracht; nicht 
minder hat die Synode des allgemeinen Loealinterdicts speciell Er- 
wähnung gethan^) und wenn das Interdictum locale speciale nicht 
direct heryorgehoben wird^ so gidt es doch in der Praxis als ein 
lebendiger Bestandthett der Kirchendisciplin *) , wie aus dem um- 
stände hervorgeht, daas hmoeenB XL im Jahre 1687 die Kirche 
St Lnigi, in Veleher der Yon ihm excommunicirte Gesandte Lud- 
wigs XIV. einem feierlichen Hochamte angewohnt hatte, mit dem 
Interdict belegte^). Ebenso wird das Interdict in der Form und 
dem Umfange , den die älteren Qesetao ihm gegeben hatten , von 
aämmtlichen Ganonisten, an ihrer ^^Wsa Benedict XIV.% als ein 
wesentlicher und integrirender Theil des modernen Strafrechts auf- 
gefasst und dargestellt. Daher kann nicht ' besweifelt werden, dass 
das jetzt geltende Recht der Kirche an die Bestimmungen des Cor- 
pus jur. einfach sich anschliesst nnd das in Bede stehende Zucht- 
mittel nach allen Bicbtnngen unvorändert aufrecht erhält. Aber so 
gewiss und unbestreitbar dieser-'Satz in der Theorie feststeht, so 
. weoiig Iftsst sich verkennen , dass das praktische Rechtsleben im 
Laufe der Zeit von ihm abging und eine wesentliche Modification 
eintreten liess, insofern das allgememe Localinierdict ausser Uebung 
kam. Dasselbe wnrde nicht mehr beobachtet, es erwies sich eben- 
darum als meck* und erfolglos und konnte in Folge hievon ohne 
schwere Gefthrdong der kirchlichen Auctorität nicht mehr in An- 
wendung gebracht werden. Schon in den Arfiheren Jahrhunderten 
waren die Klagen, dass das Interdict vielfach missachtet werde, zu 
einem stehenden Artikel anf den Concilien geworden und der Epis- 
copat glaubte durch verschärfte Strafen dem Uebel abhelfen zu kön- 
nen^). In dem gleichen Siniie redet Clemens V, von weltlichen 
Herren, welche zur Zeit des Interdicts den Klerus zwingen, feier- 
lichen Oottesdienst zu halten , ihre Untergebenen durch alle Mittel 
der Verlockung und Gewalt veranlassen, die Kirchen zu besuchen. 


'^ 1) 8e88, VI. c. 1. de ref. ^ 

2) 8e88, VIf. c. 10. de ref. Cfr. Congregat. Conr. bei Richter, Conc. 
Trid. p. 442. n. 4. 

3) Se88, XX Y, c. 12. de reg. Congregat. Gene, bei Richter ^ 1. c. 
p. 440. n. 2. 

4) Vgl. Archiv Bd. XIX. S. 348. 

5) Ranke, Die rOmiscben Pftpste, Bd. Hl. S. 166. 

6) De synpdo dioeces. L X. «. 1. n. 3. ' 

7) Z. B. GoDC. Rßvenn. nn. IMU f. 28« JETol^d. VH; p. 1376 sq. 
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die Excommunicirten und Interdicirten hindern, gemäss der Auf- 
forderung des functionirenden Geistlichen den Gottesdienst zu ver- 
lassen und Letzteres selbst nicht thun, wenn eine solche Aufforderung 
an sie gerichtet werde: der Papst befarchtet eine immer grössere 
Verbreitung dieser trotzigen Widersetzlichkeit und belegt die Con- 
travenienten mit der dem heiligen Stuhle reservi^ten Excommuni- 
cation*). Aber die angedrohten Strafen waren weit entfernt, ihren 
Zweck zu erreichen, vielmehr nahm der Geist des Ungehorsams, der 
in der Verachtung des Interdicts offen zu Tage trat, in der Folge- 
zeit an Kraft und Ausdehnung immer mehr zu. Als Paul F. aus 
guten Gründen und mit vollem Rechte im Jahr 1606 über die Be- 
publik Venedig das Interdict aussprach, wurde von der bürgerlichen 
Behörde den Geistlichen die Beobachtung desselben bei Todesstrafe 
verboten, die meisten Regularen verliessen, um dem Papste den Ge- 
horsam bewahren zu können, Stadt und Gebiet, ihre zurückgeblie- 
benen Genossen und die Mehrzahl des Weltklerus, selbst viele 
Bischöfe Hessen sich einschüchtern und setzten den Gottesdienst fort, 
welcher von der Einwohnerschaft jetzt ganz besonders eifrig besucht 
wurde, mit Ausnahme Spaniens neigten sich alle bedeutenderen Höfe 
auf die Seite der stolzen Republik, in den protestantischen Ländern 
hearschte ungeheurer Jubel über die dem Papste drohende Nieder- 
lage ^). In der That musste Paul V. schon im folgenden Jahre zu 
einem für das Ansehen des heiligen Stuhles sehr nachtheiligen Ver- 
gleiche sich herbeilassen, das Interdict aufheben, während Venedig 
auf dem eingenommenen Standpunkte verharrte, von dem Gesche- 
henen nichts zurücknahm und so aus dem gewaltigen Kampfe sieg- 
reich hervorging. Dieser unglückliche Ausgang und die geringe 
Unterstützung, welche der Papst für die gerechte Sache, die er ver- 
trat, bei den katholischen Völkern und Regierungen gefunden hatte, 
bewirkten, dass fernerhin das Interdict über das Gebiet eines ganzen 
Staates nie mehr vorhängt wurde. Nur in kleineren Kreisen kam 
es bisweilen noch zur Anwendung. Als Clemens XI. im Anfang 
des vorigen Jahrhunderts die sogenannte Monarchia Sicula wegen 
der vielen Missbräuche, die sich an dieses Institut knüpften, aufhob 
und der König, um seine vermeintlichen Rechte zu schützen, Wider- 
stand entgegensetzte, wurde über die Diöcesen Lecce, Girgenti und 
Catania' das Interdict gesprochen, aber die Massregel hatte auch hier 
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die gehoffte Wirlning nicht mehr. Die Bischöfe wurden vertrieben, 
die Kirchen gewaltsam geOffnet ^ das Volk zum Besuche derselben 
genöthigt, die Geistlichen, welche sich der rohen Gewalt nicht fug- 
ten, mit schweren Geldstrafen, Geiängniss, Exil belegt^) — und so 
zweifelhaft scheint der Ausgang des Streites gewesen zu sein, dass 
der Papst sich veranlasst sah, allen Denjenigen, welche das Inter- 
diet beobachten wurden, einen vollkommenen Ablass zu verleihen^). 
Trotzdem musste die Strafe im Jahre 1719 zuräckgezogen werden, 
ohne dass das angestrebte Ziel erreicht worden wäre. Einige Jahre 
später finden wir ein Localinterdict von noch geringerem Umfange, 
denn es betraf nur das Gebiet einer Abtei. Daselbst hielt der 
Bischof von Gapaccio (Provinz Salerno) die gesetzlich vorgeschriebene 
Kirchenvisitation und als sich zwei Priester weigerten, vor ihm zu 
erscheinen, belegte er sie nut der Suspension. Darob entstand ein 
Volksauflauf, seine Diener wurden beschimpft und misshandelt, er 
selbst musste fliehen und verhängte, in der nächsten Stadt ange- 
kommen, über das kleine Gebiet das Interdiet. Aber auch liier 
scheinen die Betroffenen sich der Strafe nicht gefügt zu haben. 
Dafür spricht einerseits die Aufregung, in welcher sie sich befanden 
und die Heftigkeit, mit der sie ihrem Oberhirten entgegentraten, 
andererseits der Umstand, dass die Angelegenheit, um entscheiden 
zu lassen , ob das Vorgehen des Bischofs gerechtfertigt sei , an die 
Gongregatio Concilii gebracht wurde ^), was sicherlich nicht gesclie- 
hen wäre, wenn das Volk freiwillig sich unterworfen und die Sache 
ruhig den gesetzlichen Verlauf genommen hätte. 

Sei dem übrigens wie ihm wolle, so viel ist aus dem Voranstehen- 
den jedenfalls ersichtlich,, dass das [gener eUe Localr\ Interdiet, dieses 
ehedem so häufig und mit so grossem Erfolge in Anwendung gebrachte 
Zuchtmittel, nach und nach immer seltener wurde, immer an Umfang 
verlor und schliesslich ganz ausser Gebrauch kam. Die Strafe fand 
allgemeinen Widerstand und wurde einfach nicht mehr beobachtet. 
Diese Erscheinung kann für Denjenigen, der den Gang der Geschichte 
und die sich allmählig vollziehende Neugestaltung aller Verhältnisse 
im Auge behält, nichts Auffiallendes haben, vielmehr liegen die Ur- 
sachen, welche zu jenem Resultate führten, offen zu Tage. Das In- 
terdiet hat seinen Anfang und Ursprung in den eisernen Zeiten des 


Clemens XL, Consr. Ad plurimaa v. J. J7I3. Bullar, T. VI II. 
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•Faustrechts, die Strafe war eine Art der Nothwehr gegen die kleinen 
und grossen Tyrannen, deren gewissenlose Gewaltthätigkeit und 
freeher Trotz in der allgemein herrschenden Kechtslosigkeit und 
Anarchie nicht mehr anders als dadurch sich beugen liessen, dass 
der Gottesdienst eingestellt und das gläubige Volk genöthigt wurde, 
gegen seine Bedränger sich zu erheben und durch Anwendung physischer 
Gewalt dem verhöhnten Rechte Achtung zu verschaffen. In diesen 
schrecklichen Zeiten hatte das [allgemeine] Interdict seine volle Berech- 
tigung, dasselbe wurde von den Völkern als eine Wohlthat begrusst, 
und verfehlte damals, wie die Geschichte lehrt, selten seinen Zweck. 
Nun ist es aber ein überall sichtbares und stets sich wiederholendes 
Gesetz der historischen Entwicklung, dass jede menschliche Insti- 
tution, die aus bestimmten Verhältnissen hervorwuchs und von ihnen 
getragen war, nach gänzlicher Umgestaltung der letztern als über- 
flüssig oder gar nachtheilig von selbst aufhört. Folglich musste 
dieses Interdict in demselben Masse, in welchem die Sitten milder, die 
öffentlichen Zustände geordneter und die staatliche Rechtspflege ge- 
regelter wurden, allnaählig an Halt und Boden verlieren, die Gründe, 
welchen es seinen Ursprung und sein zeitweiliges Bestehen verdankte, 
fielen hinweg und schliesslich war *sein definitives Verschwinden das 
natürliche Resultat eines Entwicklungsprocesses , der sich im Laufe 
der Jahrhunderte lautlos, aber mit innerer Nothwendigkeit vollzogen 
hatte. Dabei sind zwei Momente, 'die fördernd und beschleunigend 
mitwirkten, nicht zu übersehen: einerseits die bekannte und oft be- 
klagte Thatsache, dass dieses Interdict dem sittlich-religiösen Leben 
des Volkes verderblich sei und andererseits der Gedanke, dass unter 
der allgemeinen Einstellung des Gottesdienstes nicht nur die Schul- 
digen, sondern auch und noch mehr die Unschuldigen zu leiden ha- 
ben, also die Massregel mit einem Postulate des natürlichen Rechts- 
bewusstseins in directem Widerspruch stehe. Diese doppelte Er- 
wägung musste das endliche Verschwinden dieses Interdicts gerade 
den edlem Naturen als ein im höchsten Grade wünschenswertbes 
Ziel und als einen wahren Triumph der fortschreitenden Gesittung 
erscheinen lassen. 

Indessen haben an dem successiven Erlöschen der Strafe noch 
anderweitige und weniger lobenswerthe Factoren mitgearbeitet. Die 
Beobachtung des Interdicts und die schliesslich e Erreichung seines 
Zweckes beruht wesentlich auf der Ehrfurcht und dem aus ihr ent- 
springenden -^Gehorsam gegen die Kirche und ihre Obern, Aber 
hierin ^finden wir schon frühzeitig einen beträchtlichen Abmangel 
und eine mächtige, sich ihrer Ziele bewusste, mit Leidenschaft und 
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zäher Ausdauer geführte Opposition der Laien gegen den Klerug. 
Schon um die Mitte des dreizehnten Jahrhunderts schlössen die welt- 
lichen Grossen Frankreichs ein förmliches Bündniss unter sich, um 
die kirchliche Gerichtsbarkeit auf ein Minimum zu reduciren, die 
Geistlichkeit durch Entziehung ihrer Güter zur Armuth zurückzu- 
fahren und die deshalb in Aussicht stehenden Kirchemtrafen gar 
nicht zu beachten^). Die in der angedeuteden Richtung gegen den 
Klerus in Scene gesetzte Agitation war so allgemein und nachhaltig 
geworden, dass die folgenden Concilien immer wieder auf diese Bünd- 
nisse zurückkommen und deren Auflösung mit allen Mitteln herbei- 
zufahren bestrebt sind^), aber anstatt sich zu mildern, stieg der 
Hass gegen die Geistlichkeit bis zu dem Grade, dass die weltlichen 
Herren ihren Untergebenen verboten, mit Klerikern zu verkehren, 
ihnen Wasser und Feuer zu geben oder etwas an sie zu verkaufen ^) 
— und wenn die Bischöfe mit Strafen einschritten, so wurden sie 
von den Mitgliedern jener Bündnisse geplündert, vom Gebrauche der 
Mühlen, Backöfen, öffentlichen Wege etc. ausgeschlossen*). Boni- 
foLz VIIL schildert die klägliche Situation des Klerus mit den be- 
rühmt gewordenen Worten — >Clericis laicös infestos oppido tradit 
antiquitas, quod et praesentium experimenta temporum manifeste 
declarant, dum suis finibus non^contenti nituntur in vetitum, ad 
illicita irena relaxant nee prudenter attendunt, quam sit eis iu cle- 
ricos ecciesiasticasve personas et bona interdicta potestas etc.^)« und 
er hat mit jenem allgemeinen Satze eher zu wenig als zu viel ge- 
sagt. Ist es ein Wunder zu nennen, wenn unter solchen Verhält- 
nisssen das Interdict sehr häufig nicht mehr beobachtet wurde und 
die Kirche von demselben immer spärlichem Gebrauch machte ? Die 
Spannung zwischen Laienwelt und Klerus dauerte nicht nur fort, 
sondern steigerte sich, die Abneigung wuchs, die Gegensätze ver- 
schärften sich und mit dem überall um sich greifenden Abfall 
von den christlichen Principien galt die Opposition und der Wider- 
stand gegen die Kirche als erste und wesentlichste Eigenschaft Des- 
jenigen, der auf der Höhe der Zeit stehen wollte. Ist es zu ver- 
wundern, wenn das Interdict einer allgemeinen Verachtung begegnete, 


1) Hefflr, Condliengc seh. V. S. 1009. 1030. 
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gänzlich erfolglos blieb und schliesslich aus der Zahl der Kirchen- 
ßtrafen verschwand? 

Das Zuchtraittel , von welchem wir reden , hat den lebendigen 
christliehen Glauben zur unerlässlichen Voraussetzung: nur wer von 
der Wirksamkeit der Sacramente, von der erlösenden Kraft des 
göttlichen Wortes und von den heilbringenden Einflüssen der gan- 
zen kirchlichen Thätigkeit innerlich überzeugt ist, wird in der Ent- 
ziehung all dieser Wohlthaten ein Unglück erkennen und sie als 
schwerste Strafe empfinden. So erklärlich daher die Furcht ist, 
welche das Interdict in den glaubensstarken Zeiten des Mittelalters 
wenigstens beim bessern Theile des Volkes hervorrief, so natürlich 
erscheint die Gleichgültigkeit, welche der spätere Unglaube ihm ent- 
gegentrug und die Kirche nöthigte, es zurückzuziehen, ohne irgend 
einen Erfolg erreicht zu haben. Dazu kommt ein weiteres Moment, 
das wir nicht ausser Acht lassen dürfen. Früher bestand allgemeine 
Glaubenseinheit, der Abfall von der katholischen Lehre war kirch- 
lich wie staatlich verpönt und kam wohl sporadisch, aber nie in 
grösseren Dimensionen vor. Mit -der Reformation trat ein völliger 
Umschwung ein, es bildeten sich religiöse Genossenschaften, welche 
von der Kirche sich getrennt und für ihre Existenz die staatliche 
Anerkennung erlangt hatten, der massenhafte Uebertritt war nun- 
mehr leicht zu bewerkstelligen und ebendamit einer interdicirten 
Provinz oder Stadt far den Fall, dass der competente Obere mit der 
Aufhebung der Strafe zögerte oder sie gänzlich verweigerte, die 
Möglichkeit geboten , durch einen Religionswechsel sich selbst vom 
Interdicte zu befreien. Es ist nicht zußlllig, dass gerade während 
der Zeit, in welcher die genannte Strafe über Venedig verhängt 
war, der dortige Servitenmönch und neuemannte Staaterath Paul 
Sarpi sich mit einem Genfer Geistlichen in Verbindung setzte und 
demselben meldete, »er arbeite schon seit Jahren an der Vereinigung 
der beiden Seen^)« (des Genfersees und der See von Venedig) d. h. 
er wolle seine Vaterstadt calvinisch machen und sei jetzt zur Aus- 
führung der längstgehegten Absicht entschlossen. 

Ziehen wir aus dem Dargelegten das Resultat, so ergibt sich, 
dass sowohl die tridentinische Gesetzgebung als auch die nachfol- 
gende Wissenschaft die althergebrachten Formen des Interdicts fest- 
hielten, keine derselben wurde durch ein neueres Gesetz ausdrück- 
lich aufgehoben, sie bestehen also sänomitlich noch jetzt zu Recht, 
aber das allgemeine Localinierdict hat sich bei der gänzliqhen Um- 
gestaltung der socialen und religiösen Verhältnisse nicht nur als 
überflüssig, sondern auch als der Kirche gefährlich erwiesen, es fand 
an dem Geiste der Neuzeit einen unversöhnlichen Widersacher und 
konnte nicht mehr durchgeführt werden. Seit Jahrhunderten ist 
dasselbe ausser Uebung gekommen und hat durch den Nonusus auf- 
gehöiii, ein lebendiger Bestandtheil der EärchendiscipÜn zu sein. 

fleljer die Anwendung und Anwendbarkeit des mterdictum locale 
speciale und personale In der Gegenwart vgl. Archiv IX, 174.] 

Joh V, Müller, Sämmtllche Werke, Cotta 1881, Tbl. XXXII. S. 8. 
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lieber die Amovibilität der sogenannten 

Desseryants, 

Verhandlungen einer eigens für diese Frage niedergesetzten Comnus- 
sion zu Born vom Jahre 1S68 [vgl. Archiv Bd, XXI, S. 423 ff.], 

mügelheilt von Abbe Henrt Pricolle. 

Eine der wichtigsten und bedeutendsten Fragen, welche schon 
seit Langem von Zeit zu Zeit unter dem französischen Klerus dis- 
cutirt wird, ist die über die parochi amovibiles, die den sogenannten 
»Succursalen« vorstehen und »Desservants« genannt werden. 

Es ist bekannt, dass nach ,der Bestouration der kirchlichen 
Verhältnisse in Frankreich durch das Concordat von 1801 die dortigen 
Canonisten zwei Arten von Pfarreien unterscheiden, die eigentlichen, 
auch DecanatS' oder Cantons-Pfarreien genannt, und die sogenannten 
Succursalen. Die erstem haben alle Bequisite des jus commune, 
sie werden mit canonischer Institution in titulum perpetuum ver- 
liehen; ihre Inhaber sind inamovibel in dem Sinne, dass sie ohne 
canonischen Prozess ihrer Pfarrei nicht entsetzt werden können. Die 
Succursalen sind auch wahre Pfarreien, weil sie ein von jeder andern 
Kirche getrenntes und unabhängiges Territorium haben ; der Succur- 
salpfarrer erhält auch die canonische Institution, applicirt die Messe 
pro populo, assistirt den abznschliessenden Ehen unabhängig vom 
Cantonalpfarrer und übt alle andern pfarrlichen Functionen aus, so 
dass kein anderer Pfarrer in der Succursale irgend eine Function 
vorzunehmen das Eecht hat. Diese Jurisdiction der Succursalpfarrer 
rührt wenigstens nach der am meisten recipirten Ansicht nicht von 
einer stricten und eigentlichen Delegation her, wie bei den Vicarien, 
sondern sie wird von ihnen in eigenem Namen, vermöge einer po- 
testas ordinaria oder, wie Einige lieber wollen, quasiordinaria aus- 
geübt. Nur das unterscheidet sie von den eigentlichen Pfarrern, 
dass sie ad beneplacitum installirt werden, dass sie mithin amovibel 
sind ad nutum Episcopi {Bauvier, Institut, theolog., tractat. de ec- 
clesia p. IL, cap. 2. propos. 5.; Praelect. jur. canon. habitae in 
seminario S. Sulpitii p. I. sect. 7. ; Bouix, tractat. de parocho sect. 
3. cap. 7. §. 3.). Auch das ist nicht zu übersehen, dass auch nach 
dem Civilgesetz, besonders in Gemässheit des Fabrikdecrets vom 
80, December 1809 die Succursalkirchen vollständig fähig sind, zu 
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besitzen und ihre Guter und Einkönfte anabhängig und in gleicher 
Weise wie die Gantonalpfarrkirchen , mit denen sijB die »Kirchen- 
faforiken« gemein haben, zu verwalten. 

Vor der Revolution wurden in Frankreich in den weitaus meisten 
Fällen die Pfarreien als titulus perpetuus verliehen, und selbst die 
vicarii curati der Abteien, Priorate, Capitel, denen die cura anima- 
rum annex war, mussten perpetni sein, wie dies ausser Anderem aus 
den Decreten verschiedener Provincialconcilien und aus einer der 
bekannten Declarationen des Klerus vom Jahr 1657 hervorgeht 
{Thomassin,^ de veteri et nova ecclesiae discipl. üb. IL, c. 27.; van 
Espen, jus eccl. univ. pari II. tit. 84.). Es gab auch damals Suc- 
cursalkircben , aber diesem Namen entsprechend waren es wirkliche 
Hilfskirchen, gelegen innerhalb des Territoriums einer P&rrei, in 
denen für den von der P&rrkirche zu weit entfernt wohnenden Theil 
der Bevölkerung ein Vicar unter der Oberleitung des Pfarrers pfarr- 
liche Functionen ausftbte. In gleicher Weise kannte man »Desser- 
vants ,« aber ganz verschieden von den jetzigen (Succursalpfarrern) 
waren es nur einfache Vicarien, die nur provisorisch mit der Seel- 
sorge betraut wurden, zumeist während der Erledigung einer Pfarrei, 
oder während der Pfarrer suspendirt war. Es ist also klar, dass die 
damaligen Succursalen und Desservants von den heutigen ganz und 
gar verschieden sind (Gours alphab^tique de droit canon, verb. Suc- 
cnrsale-Desservant). Durch die beklagenswerthe Constitution civile 
du clerg^ vom August 1790 wurde bestimmt, dass in allen Städten 
oder Ortschatten mit weniger als 6000 Seelen nur eine einzige Pfarrei 
bestehen bleiben, die andern aufgehoben werden sollten. Ferner 
wurde bestimmt, dass die assembl^es administratives im Einver- 
ständniss mit dem Diöcesanbischofe die Zahl der Succursalkirchen 
festsetzen sollten, und welche erhalten, neu gegründet oder unterdr&ckt 
werden sollten je nach dem Bedürfiiiss der Bevölkerung. Den Pfar- 
rern wurde das Recht zuerkannt, sich ihre Vicarien zu wählen, so 
jedoch, dass sie dieselben nicht entlassen könnten, es sei denn aus 
legitimen und vom Bischof als solche erkannten Gründen. Aber es 
scheint nicht, dass jene Constitution directe Bestimmungen in Bezug 
auf die heutigen Succursalkirchen und deren Rectoren als amovibües 
ad nuium Episcopi hatte. Diese Constitution civile du clerg^ sollte 
auch nur deshalb erwähnt werden, weil in ihr schon das Princip 
hervortritt, die Pfarreien zu vermindern und die Succursalen zu 
vermehren, welcher Grundsatz später von den organischen Artikeln 
wieder aufgenommen wurde. Im Concordat von 1801 findet sich in 
Bezug auf die Errichtung der Pfarreien nur folgender Artikel: 
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>Episeopi in sua quisqne dioecesi novas paroecias circumscribent ; ' 
quae circumscriptio £iuum non sortietar effectum , nisi postquam gu- 
bernii consensus accesserit. lidem Episcopi ad paroecias nominabunt, 
nee personas seligent, nisi gubernio acceptas.« In diesem Artikel 
ist nnr von wahren, eigentlichen Pfarreien die Rede; nur ist darin 
dem Staate das grosse Zugeständniss gemacht worden, dass ohne 
seine Zostimmung die Circumscription der F&rreien nicht rechts- 
kräftig werden sollte, was ihn vermöge Missbrauchs der eingeräumten 
Befugniss in den Stand setzte, die Zahl der Pfarreien durch engere 
oder weitere Abgrenzung der Territorien zu bestimmen. Ausserdem 
mussten die neuen Pfarrer der Begierung genehm sein, was auch 
wieder von schweren Polgen war, weil der Bischof einen solchen mit 
Qenehmigung der Begierung eingesetzten Pfarrer seiner Stelle nicht 
berauben konnte, ohne Grefahr zu laufen, in unangenehme Yerhand-r 
lungen beim Cultusministerium verwickelt zu werden , ehe dieses 
zu der Entsetzung des bisherigen und zur Einsetzung eines neuen 
Pfarrers seine Zustimmung geben würde. 

Bald darauf 1802 erschienen die organischen Artikel. Obgleich 
der heilige Stuhl nie aufgehört hat gegen dieselben zu protestiren, 
so sind sie doch noch immer, wenigstens zum grössten Theile, bei der 
französischen Begierung in Uebung. In sect. 2. tit. 4. dieses Ge- 
setzes wurde betreffe der Umschreibung der Pfarreien Folgendes be- 
stimmt: >I1 y aura au moins une paroisse par justice de paix. II 
sera en outre ^tabli autant de su^cursaies, que le besoin pourra 
Texiger. Ohaque eveque de concert avec le prüfet reglera le nombre 
et r^tendue de ces succursales. Les plaus arretes seront soumis 
au gouvernement et ne pourront etre mis ä ex^cution sans son 
autorisation. Aucune partie du territoire franjais ne pourra etre 
^rig^ en omSs ou en succursales sans Fautorisation du gouverne- 
ment. Les pretres desservants les succursales seront nommes par 
Föveque.« In sect. 4. tit. 2. heisst es: »Les curfe sont immödia- 
tement soumis aux ^yeques dans Fexercice de leurs fonctions. Les 
vicaires et desservcmts exerceront leur ministere sous la surveülance 
et la direction des eures. II seront approuves par F^veque et revo- 
cables par lui.« 

Was die Verminderung der Pfarreien und die dadurch nöthig 
gewordene Vermehrung der Succursalen anlangt, so sieht man in 
diesen Dispositionen deutlich die Spuren der Constitution civile du 
clerg^; denn es ist absolut unmöglich , dass ein einziger Pfarrer in 
einem ganzen Friedensgerichtsbezirk, der oft mehrere Städte um- 
fasst, die Seelsorge in der erforderlichen Weise ausübe; diesem 
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Bedärfiiis8 wurde also durch die Errichtung der Succursaten abge- 
holfen, über deren wahren Charäcter jedoch jenes von einer ganz 
iaconipetenten Behörde ausgegangene Gesetz Zweifel zu lassen scheint. 
Während es nämlich in sect. 4. tit. 2. bestimmt, däss die Desser- 
vants von den Bischöfen emamü werden sollen, ohne von ihrer Ab- 
hängigkeit vom Pfarrer und ihrer Amovibilit&t zu sprechen, heisst es 
in sect. 2. tit. 4., dass die Vicarien und Desservants vom Bischof 
approbirt werden mussten und von ihm amovirt werden konnten, 
und dass sie unter der Aufsicht und Leitung des Pfarrers ihr Amt 
ausüben sollten. Es scheint also, dass das Gesetz einen Unterschied 
machen wollte zwischen den Succursalpfarrern und den Pfarrvicaren 
oder Caplänen. Gemäss der allgemeinen Interpretation jedoch besteht 
zwischen beiden in Bezug auf die Amovibilität kein Unterschied. 
Aber auch gemäss dieser Interpretation kann man sich die heutige 
Stellung dar Succursalpfarrer nicht hinreichend erklären. Man muss 
vielmehr annehmen, dass die Bischöfe, indem sie die Unmöglichkeit 
einsahen, gegen den Willen der Begierung Pfarreien in genügender 
Anzahl zu errichten, den organischen Artikeln gemäss Kirchen er- 
richteten, die dem Namen nach und der Regierung gegenüber Suc- 
cursalen waren, im Grunde aber abgesehen von der Amovibilität 
ihrer Bectoren , die jedoch nicht blos wegen des Gesetzes , sondern 
auch aus andern spl^ter zu erörternden Küeksichten beibehalten 
wurden, alle Merkmale von wahren Pfarrkirchen an sich trugen. 

Auf diese Weise ist es gekommen, dass die Zahl der in titulum 
perpetuum verliehenen Pfarreien in Frankreich verhältnissmässig 
sehr gering ist; es waren ihrer im Jahre 1851 nicht mehr als 3315 
und ihre Zahl hat sich seitdem nicht sehr vermehrt, während es 
damals nicht weniger als 28,822 Succursalen gab, deren Zahl sich 
jetzt wohl auf 30,000 beläuft. Dass* eine so ungeheure Anzahl von 
Priestern, die sonst alle Rechte und Pflichten der Pfarrer haben, 
in einer ganz nnsichern Stellung sich befinden, die vom Bechte nicht 
geschützt ist, das ist allerdings ein anormales Verhältniss, das wohl 
einer ernsten Erwägung werth ist, und es ist zwar traurig, aber 
nicht zu verwundern , dass von Zeit zu Zeit gegen dieses System 
heftig Opposition gemacht wurde. Viele trugen unglücklicher Weise 
kein Bedenken, die Begierung um Abschaffung jener Artikel anzu- 
gehtti, von denen man die Amovibilität herleitete, weshalb ein be- 
rühmter Schriftsteller {Dam. Queraitger^ Abt von Solesmes) es for 
nöthig hielt, darauf aufmerksam zu machen, dass ein derartiger Becurs 
an die weltliehe Gewalt verboten und init kirchUchen Censuren be- 
droht seL Indessen richtete der Gultusnunister doch ein vertrauliches 
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Gircularschreiben an die Bisehöfe, um ihre Ansicht aber diese An- 
gelegenheit zu vernehmen, ohne jedoch zu verhehlen, dass es ihm 
zur Erhaltung des innem Friedens in der Kirche und der Sittenrein- 
heit des Klerus besser schiene, keine Neuerungen zu machen und 
auf die Wunsehe einiger unruhiger, ungeduldiger Köpfe wenig Bück- 
sicht zu nehmen. Die Antworten der Bischöfe sind nicht bekannt. 

Im Jahr 1839 erschien ein Werk unter dem Titel: »Der heu* 
tige Stand der Kirche in Frankreich c von den Gebrfidern AUignol, 
worin das Recht der Inamovibilität auch für die Desservants in 
Anspruch genommen wird, und worin sidi ausser einigen gegen die 
Bischöfe gerichteten unpassenden Ausdrücken auch etliche falsche 
Doctrinen vorfinden, die schon von verschiedenen Doctored der alten 
Sorbonne, bekannt durch ihre von Presbyterianismus und Jansenis- 
mus inficirten Principien, gelehrt worden waren. Der französische 
Episcopat gerieth deshalb nicht wenig in Aufregung, zumal sidi die 
der Religion feindlichen Leute der Frs^e bemächtigten. Deshalb ver- 
dammte der Erzbischof von Paris ein schlechtes Blatt, das die Ver- 
theidigung der Theorien der Qebruder Allignol übernommen hatte, 
dabei aber die verwerflichsten Grundsätze aussprach und weit über 
die Brüder Allignol hinausging, die ihrerseits, mehr aus Unwissen- 
heit, denn aus Bosheit fehlend, nach ihrem Aufenthalte in Rom, wo 
es sich darum handelte, ihr Werk auf den Index zu setzen, sich 
unterworfen zu haben schdnen. 

Nicht lange nachher richtete der damalige Bischof von Lüttich 
folgende Anfrage an Se. Heiligkeit Gregor XVL: »Infirascriptus 
efHscopus Leodiensis omni qua decet veneratione humiliter petit, ut 
examinetur sequens dubium, sibique pro conservunda in sua dioecesi 
unitate inter clericos et ecclesiae pace communicetur solutio: An 
attentis praesentiuni rerum circumstantiis in regiönibus, in quibus, 
uti'in Belgio, suffieiens legum civilium fieri non potuit immutatio, 
valeät et in conscientia obliget usque ad aliam S. Sedis dispositionem 
disciplina inducta post concordatum anni 1801, ex qua Episcopi 
rectoribus ecdesiarum, quae dicuntur suceursales^ jurisdictionem pro 
cura animarum conferre selent ad nutum revocabilem, et illi, si 
revocentur vel alio mittantur, toneantur obedire. Ceteruiä Episcopi 
hos rectores revocandi et transferendi auctoritato haud freqtienier 
et nonnisi prttdenter ac pateme uti solent , adeo ut saeri minisieni 
stcibüitatii qmntum fieri potest^ ex his rerum adjuncHs satis eonsul' 
tum videatur ?€ Nach reiflicher Untersuchung der Anfrage, der Zeit- 
verhältnisse ete. erstattete der damalige Präfect der Congregatio 
Concilii Cardinal Polidori Bericht an den heiligen Vater und es 
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erfolgte folgendes Bescript: »Ex andientia SSmi. die 1. Maii 1845. 
SSmos. Dominas Noster aniversa rei, de qua in precibus, ratione 
matore perpensa, gravibasque ex caosis unimani sunm paoventibus, 
referente infrascripto Cardinali S. Congregationis Concilii Praefecto 
benigne annuit, ut in regimiue ecclesiarum succarsalium, de quibas 
agitur, nuUa immutatio fiat, doneo aliter a S. Apostolica Sede sta- 
tatum faerit.€ 

Diese Entscheidung, die in Belgien vom genannten Bischof und 
aach in Frankreich von einigen Bischöfen in Hirtenbriefen pablicirt 
wurde, beruhigte die Gemüther, zumal von verschiedener Seite, z. B. 
vom genannten Abt v(m Solesmes, darauf aufmerksam gemacht 
wurde, dass jene Frage zu den causae majores gehöre, und ihre Lö- 
sung dem heiligen Stuhle reservirt sei. Uebrigens waren die Bischöfe 
zufriedengestellt, indem sie sahen, dass der heilige Vater ihr Ver^ 
fahren nicht missbilligte, ja gewissermassen legitimirte , und anderer- 
seits hatte der Klerus keinen Grund sich zu beklagen, weil doch die 
Amovibilität nur provisorisch der Zeitumstände halber zugelassen 
war. Zudem hatte der Klerus eine Garantie in den beigefügten 
Bedingungen, dass die Bischöfe nicht häufig und in weiser, väter- 
licher Weise von ihrem Rechte Gebrauch machen sollten, so dass 
die Stabilität des heiligen Amtes möglichst gesichert sei. 

Jene Entscheidung diente auch den heiligen Congregationen 
als Norm, um auf gestellte Anfragen zu antworten oder über die 
häufigen Becurse der Desservants gegen ihre Bischöfe zu urtheilen. 

Im Jahre 1848 wurde die Amovibilitätsfrage wieder lebhafter 
discutirt, und nicht blos die Zeitungen, sondern auch die National- 
versammlung fing an, sich damit zu befassen. Der Nuntius in 
Paris, sowie der Bischof von Langres wandten mh deshalb an den 
Cardinal-Staatssecretär , damit Vorsorge getroffen würde. Die po> 
litischen Wirren jedoch und die auf den damals in Frankreich abge- 
haltenen Provincialconcilien über diesen Gegenstand getroffenen 
Bestimmungen bewirkten, dass die Frage wieder ruhen gelassen wurde. 

In jenen Goncilien wurde die Amovibilität feierlich proclamurt, 
ihre Vortheile hervorgehoben und ihre Widersacher verurtheilt. So 
heisst es z. B. im Provincialconcil von Bordeaux: »Synodus improbat 
et damnat eos omnes, qui auctoritate Episcoporum contempta insta- 
bilem istam plurium parochomm conditionem quasi juris communis 
eversivam sacrisque canonibus prorsus contrariam reprehendere non 
dubitarent. Imo synodus hanc disciplinam hisce nostrorum tem- 
porum angnstiis et necessitatibus omnino congruam esse existimikic 
In gleicher Weise sprechen die Concile von Tours, Bheims, Toulouse, 
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Avignon, Auch und die übrigen, welche Aber diesen Punkt der 
Disciplin handeln. 

In der letzten Zeit wurden nun wieder einige Schriften von 
Desservants über unsere Frage veröffentlicht, zu dem Zwecke, um 
wie sie sagen, die öffentliche Meinung zu ihren Gunsten zu stimmen 
und besonders um den heiligen Stuhl, dem sie ihre volle Unter- 
würfigkeit bezeugen, in den Stand zu setzen, definitiv hierüber zu 
erkennen. Die Verfasser dieser Schriften verfallen nicht in den Irr- 
thum der Priester Allignol; aber mit nicht leidenschaftsloser und 
oft den französischen Episcopat beleidigender Lebhaftigkeit behaupten 
sie, dass das gedachte System mit der sonst überall herrschenden 
Disciplin der Kirche in Widerspruch stände, dass die Bischöfe oft 
von ihrem Rechte Missbrauch machten durch häufige Remotionen 
und Translationen auf eine andere minder bedeutende Pfarrei , dass 
es nicht anginge, so 30,000 Priester immer in unsicherer Stellung 
zu lassen, so dass es nur des Gesuches eines Regierungs- oder Ge- 
meindebeamten, oder des Drängens einer etwas mächtigern Familie 
des Orts bedürfe, damit ihn der Bischof von seiner Kirche entferne, 
welch' letzteren es nicht immer leicht wäre, solchen Anmuthungen 
zu widerstehen, die um so zudringlicher sind, je mehr man weiss, 
dass die Remotion nur von der Willkür des Bischofs abhängt. 

Im Jahre 1863 trat ein gewisser Dagonier, Succursalpfarrer 
der Diöcese Evreux mit einer Schrift auf, unter dem Titel: Rehabi- 
litation du desservant. Der Bischof von Evreux verurtheilte die 
Schrift unterm 22. December desselben Jahres, weil sie den Decre- 
ten der Provincialsynode und den Diöcesanstatuten zuwider ohne 
Erlaubniss des Ordinarius veröffentlicht worden sei und wegen ihres 
ungerechten, injuriosen, verleumderischen und irrigen Inhalts, weil 
darin schon allein der Ausdruck : parochus amovibilis als ein Scandal, 
die Amovibilität als ein von der Kirche verworfener Missbrauch be- 
zeichnet sei, weil die Intentionen der Bischöfe verdreht würden, als 
wenn sie ohne Gründe die Pfarrer durch häufige Versetzungen be- 
unruhigten. Der Verurtheilung war der Befehl beigefugt, das Buch 
aus dem Verkehr zurückzuziehen, und die ipso facto zu incurrirende 
Suspension angedroht, wofern er renitent bliebe. 

Dagomer unterwarf sich vorläufig, bis der heilige Stuhl über 
das ihm vorgelegte Werk geurtheilt haben würde. Die Congregatio 
Episcoporum et Regularium, der der heilige Vater die Sache über- 
geben hatte, liess unterm 1. September 1864 dem Bischof von Evreux 
schreiben, dass sie das betreffende Buch misshillige, sowohl weil 
Dagomer bei der Veröffentlichung die Diöcesanstatuten und die 
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Deerete des Provincialcondls nicht beobachtet, als auch deshalb, 
weil er die Bischöfe angeklagt habe, als wenn sie uobedachtsam, 
ohne vernünftigen Grund die Versetzangen der Desservants verfugten, 
und weil er sich zum Bichter aufgeworfen über eine dem heiligen 
Stuhle reservirte Trage, in welcher unter Sr. Heiligkeit Gregor XVI. 
von der Congr, Conc, folgende Antwort gegeben worden sei. (Hier 
folgt das oben citirte Bescript an den Bischof von Lüttich vom 
1. Mai 1845.) 

Bei dieser Besolution ist wohl zu be^ierken, dass sie sich nur 
auf äussere Gründe stützt und es durchaus vermeidet auf das Meri* 
torische unserer Frage einzugehen, über welche sein definitives Ur- 
theil abzugeben der heilige Stuhl bis jetzt noch niclit für gut be- 
funden hat: 

Fast gleichzeitig erschien von einem durch Cardinal Gonsset 
reraovirten Desservant Maurice ein: »Memoire ä consulterc und von 
einem Desservant der Diöcese Avignon, Andr^: »Les lois de T^glise 
sar la nouiination, la mutation et la r^vocation des cur^s,« worin 
schonungslos die vermeintlichen Uebelstände bloss gelegt werden, 
die durch die häufigen olt auf Bequisition der Fräfccteu, Bürger- 
meister und sogar .der Dorfschulmeister erfolgenden Versetjsungen 
bewirkt würden, worin einem grossen Theil des franz()i3ischen Episco- 
pats Despotismus gegen den Klerus und Servilismus gegen die 
Beamten vorgeworfen wird, da diese Beamten sehr häufig selten 
deshalb gegen die PfaiTcr eingenommen wären, weil diese g^en 
eingerissene Missbräuche ankämpften, so könne jenes System, wo- 
durch die Pfarrer zu wandernden Sacristanen heruntergedrückt wür- 
den, nur dazu dienen« ihnen die so nöthige Auctorität zu rauben. 
Der verstorbene Cardinal, Erzbischof von Bheims verurtbeilte l>eide 
Schriften und legte sie der Congregatio Indicis zur Verurtheilung 
vor. Diese verwies jedoch unterm 19. December 1865 die Sache 
an die Congregatio Concilii, ohne es jedoch zu unterlassen, ihre An- 
sicht, ähnlich wie vorher die Congr. Episc. et Beg. , über den Fall 
zu äussern. Der genannte Maurice veröffentlichte gegen ein Pasto- 
ralschreiben seines Erzbischofs ein zweites Schriftchen : » Defense des 
lois de i'äglise et de T^tat ä Toccasion d'un mandement de Mon- 
seigneur Gousset Cardinal Archeveque de Bheims«« Der genannte 
Andr^ publicirte noch: »Exposition de quelques principes fondar 
mentaux de droit canonique möconnus dans T^glise de France,« fer- 
ner gegen ein Schreiben seines Erzbischofs, worin dieser das von der 
Congregation erhaltene Bescript kund macht: »Comment le Gallicano** 
Janseniame interpr^te les documents venus de Bome.t 
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Nicht lange nachher erschien ein anderes Buch: »NnlUt^ des 
censures portäes par Monseignenr Antoine J. H. Jonrdany Eveque 
de Fr^jns contre Mr. Marins-Boch Begnard, cnr^ de Yarages.! Die- 
ser remloVirte Succnrsalpfarrer recurrirte an die Oongregatio Concilii, 
wo man sich schon mit dieser Sache zn beschäftigen angefangen hat. 
Ausser diesen gibt es noch viele F&He, in denen sich solche Desser- 
vants an die Gongregationen wenden gegen ungerechte Verdetzungen. 
Diese Sachlage veranlasste den Gardinal-Präfecten der Oongregatio 
Concilii, dem heiligen Vater zu berichten, und dieser verordnete, 
dass eine Particnlarcongregation gebildet werde, die nach Verthei- 
lung einer klaren und genauen Belation über jene Frage Bericht 
erstatten solle. 

Unter drei Gesichtspunkten kann man die vorliegende Frage 
betrachten. 1. Ob es gut sei, das gegenwärtige System zu ändern 
oder nicht ? 2. Wie die Bischöfe von ihrem Rechte Gebrauch machen 
müssen , wenn es bei der jetzigen Ordnung der Dinge bleiben soll ? 
3. Ob, wie und bis zu welchem Punkte die Becurse der Desservants 
von der Oberbehörde berficksichtigt werden sollen? und diesen drei 
Gesichtspunkten entsprechen die zum Schluss dieser Relation aufge- 
stellten Dnbien. 

Was den ersten Punkt anlangt, so wird von den Gegnern d6s 
jetzigen Systems behauptet, dass es in vollem Widerspruch mit der 
alten und allgemeinen Disciplin der Kirche stehe; denn diese ver- 
lange far die Pfarrer wie ftir andere Beneficiaten Stabilität in ihrem 
Amte ; es sei denn es erfolge ein freiwilliger Verzicht oder ein cano- 
nisches ürtheil. Hierffir werden ausser den Stellen des corpus juris 
besonders viele Particularsynoden citirt. Sie verstärken ihren Be- 
weis durch die Bestimmungen des Concils von Trient und durch 
mehrere päpstliche Constitutionen, besonders von Pius V. und Bene- 
dict XIV., wo von dem für die Besetzung der Pfarreien vorgeschrie- 
benen Goncurs die Rede ist; denn, sagen sie, der Concurs gibt ein 
Recht auf die institutio canonica, und diese bewirkt einen titulus 
perpetuus. 

Sie machen femer darauf aufmerksam, dass in der Bulle: »Qui 
Christi Domini von 1804, nachdem von der Circumscrii)tion der 
Pfarreien die Rede war, Pius VII. hinzufügte: »Quam (circumscrip- 
tionem) minime dubitamus talem futuram, quae fidelium in una- 
quaque dioecesi existentum tam copiue, tam necessitati respondeat;« 
denn hiermit seien dem Bedürfnisse entsprechend wirkliche und 
eigentliche Pfarreien verlangt. Sie fügen hinzu, dass die im Ver- 
hältniss zu den eigentlichen Pfarreien ungeheure Zahl der Suocur- 
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salen Ugea Ursprung aus der berfichiigten Gonstitntion civile du 
derg^ herlmte mid die Ainovibilitftt aas den verworfenen organischen 
Artikeln oder wenigstens aus der ihnen gegebenen Interpretation. 
Es worden dadurch dem Klerus alle Oarantien Ar die Sicherheit 
seiner Stellung entflogen, da die Bisch(Mb nicht einmal ein Motiv för 
^ne Tramlation anzugeben brauchten. Auch ein Bischof blmbe 
immer eiu Mensch, sei daher nicht frei von Leidenschaften und vom 
Irrthnm ; ein Bischof ier gleich Verdacht schöpft, leichtgläubig und 
von weniger weisen M&nnern umgeben ist, könne leicht einen guten 
Pfarrer, der lange Jahre treu im Dienste war, entfernen. 

Obwohl nicht geleugnet werden könne, dass im Allgemeinen 
die Bischöfe Frankreichs wegen ihrer Frömmigkeit, ihrer Wissen- 
sehaft, ihres läfers und aufrichtiger Anhänglichkeit an den heiligen 
Stuhl das Vertrauen des Klerus verdiene, so möge man doch be* 
denken, was eintreten wurde, wenn bei einer Curie jene Eigenschaf- 
ten nicht waren, wenn dieselbe gewisse der Regierung angenehme 
Prineipien (OalUeanismus) dem Klerus aufitränge» wolle; auch der 
beste Klerus müsste am £nde sich beugen, da er der Curie gegen- 
über durchaus kein Becbt habe. 

Die Unsicherheit ihrer Stellung, und die angeblich häufigen 
Verätzungen bätteu dem Ansehen der Pfarrer bedeutend geschadet; 
denn, sobald dieselbe besonders einem vornehmen Pfarrkinde unan- 
genehm worden, wären sie nicht mehr ihrer Stellnng siclier; hänfig 
genug höre man: »Wir wissen schon, wie wir den Pfarrer weg- 
schairen,€ nämlich durch Anstiftung irgend eines Zerwürfnisses, um 
Grund zu haben, beim Bischof die Abberufung zu beantragen. 

Auch der Priestermangel rühre zum Theil daher, wie denn 
ein durch seine Bechtschaffenhelt bekannter Schriftsteller erzählt, 
er habe oft selbst Landleute sagen hören, sie zögen es vor, ihre 
>S5bne an den Pflug zu setzen, als sie dem Dienste der Kirche zu 
weihen, um sie dann später beständig von einer Pfarrei zur andern 
wandern zu sehen. 

Hierauf lassen sich also die Argumente der Gegner der Amo- 
vibilität zurückfahreq, dass sie der allgemeinen Disciplin der Kirche 
zawider sei, ihren Ursprung von reprObirten Civilgesetzen herleite, 
ungerecht gegen den Klerus sei und zuletzt schlimme Folgen nach 
sich zieh^. 

Zu diesen Klagen kommt dann noch die hinzu, dass die Bischöfe 
häufig die Suspension ex informata conscientia anwendeten. Es 
wäre zwar den Bischöfen vom Concil. Trid. (s. 21. c. 1.) wenn es 
8idi um eine culpa gravis et occulta handelt , die Befogniss einge- 
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räumt, ex iaformata conscientia nicht blos einen Prlestei^Ton den 
priesterlichen Functionen, sondern auch einen Pfiirrer von seinem 
Amte Suspendiren zu ktanen, ohne vorhergehende monitio canonica uüd 
ohne über den ärund der Suspensiv einem Andern, als dem hei* 
ligen Vater Bechensehaft geben zu mässen; wenn aber die Schuld 
nicht eine geheime sei oder vom Bischöfe selbst im Acte der Sus- 
pension offenkundig gemacht werde ^ dann sei die Suspension ex in- 
formata conscientia nicht gestattet, wie die Gongr. Goncilii mehr- 
mals entschieden hat. Aber dieser Punkt soH ausser Acht bleiben, 
weil er nicht zum eigentlichen Thema dieser Belation gehört. 

Als Vertheidiger der AmovibiUtät tritt uns zunächst entgegen 
Bamier, der verstorbene Bischof von Mans, der in seinen geschätzten 
Institut, theolog. tractat. de ecclesia p. IL csq>. 2. prop. 5. et tract. 
de ordine sect. 3. de parochis gegen die Herldtang der Inamoyibilität 
der P&rrer aus der alten und allgemeinen kirchlichen Disciplin Folgen- 
des bemerkt : »Saltem in tribus primis ecclesiae saeculis et probabilius 
in sequentibus adhuc saeculis territorum diversamm dioeceseon non 
erat in paroecias divisum. Una communiter erat ecclesia, in qua 
Episcopns coetibus fidelium praeerat, verbum divinum praedicabat et 

missae sacrüicium pro populo offerebat Multitudine fidelium 

nimis crescente permittebat, ut novi coetus alibi fierent Hujus- 

modi coetus decursu temporum multiplicati sunt et paulatim con- 
versi sunt in paroecias .... primum in villis et vicis , quibus prae- 
ficiebantur sacerdotes ad nutum Epkcopi revocabiles; serius in ipsis 
civitatibus episcopalibus , ubi scilicet major erat fidelium numerus, 

quam ut omnes in ecclesia cathedrali coadunarentur Sacerdotes 

ad nutum Episcopi ita missi sie et revocari poterant. Decursu tem- 
p<»rum, ut regimen ecclesiae firmius esset, et praesertim ut gravia 
toUerentnr incommoda ex anaovibilitate provenientia , v. g. dissidia, 
ambitiones, simoniacae conventiones .... statutum est non in aliquo 
concilio, vel aliqua constitutione Apostolica generali, sed paulatim ei 
usu , ut titulares semel instituti revocari seu amoveri non possent, 
nisi secundum regulas sat difficiles, unde dicti sunt inamovibiles. 
Quo tempore haec inamovibilitas evasit generalis et firma, non con- 
stat. Nardi, auctor eruditus contendit eam non fiiisse consumatam 
nisi in duodedmo saeeulo.c Dies bemerken ausser dem gelehrten 
Bibliothekar von Rimini, Nardi, auch Thomassinus Marius !^upas und 
ist jetzt communis opinio der Gelehrten, wie aus den trefflichen An- 
merkungen Pius VIII. bei Devcii de parochis zu ersehen ist. »Fal- 
sum igitur est, so fährt B<Hmer fort, paroehorum inamovibilitatem esse 
juris naturalis aut divini, ut volebant fratres AUignoL i|ju8 eiistentia 
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a jare ecdeBiastioo dumtsaat repetenda est , et ideirco varias srübire 

potest mutationes Si ^go in praesenti , rerara statu Apaä 

nos parocbi, vulgo dicti desservants, sunt ainf)Tibiles, nihil est contra 
primitivam ecclesiae eonstitntionem dt inde nata est in mnltis dioe- 
eesibtts aceurata diseiplina, quae alias non exstitisset.« Uebrigens 
leugnet dieser gelehrte Bischof, der in diesem Punkte die Andioht 
des ganzen französischen Episcopats vertritt, durchaus nicht, dass 
die jetzige französische Praxis nicht mit der vor etwa sieben Jahr- 
hunderten vorher übereinstimmt; nur meint er, die Sachen der Dis- 
ciplin seien veränderlich und aus der in Frankreich eingetretenen 
Veränderung sei ein besserer, sittenreinerär Klerus hervorgegangen; 
audi gebe es weder einen Canon eines allgemehien Concils, noch eine 
päpstliche Constitution für die ganze Kirche, wodurch die Inamovi- 
bilität der Pfarrer so vorgeschrieben sei, dass nicht die Bischöfe 
nach Umständen andere Anordnungen treffen könnten. In der That 
heisst es im Conc. Trid. s. 21. c. 13. de ref.: »ut (Episeopi) distincto 
popnlo in certas propriasque paroecias umcuique suum perpetwun 
peculiaremque parochum assignent .... aut alio utiliori modo, prout 
loci qualitas exegerit, provideant.« .Hia'aus ist leicht zu entnehmen, 
dass das Concil ton -Trient zwar der Inamovibilität der Pfarrer sicher 
den Vorzug gibt, ohne jedoch den Bischöfen durchaus zu^ verbi^n, 
die Amovibilität zu bestimmen, wenn die Umstände es fäthlich 
machen. Dies sucht besonders. P/^na^Z2i in consuli 143. tom. 9. 
zu beweisen, und unter den Neuern ist es besondes Bouix, der in 
seinem Tractatus de parocho mit Entschiedenheit die Behauptung auf- 
stellt, dass weder das vortridentiuische Beeht, noch das Tridentinum 
selbst es den Bischöfen verbiete, aus guten Gründen amovibele Pfar- 
rer zu bestellen. 

Es kann hier nicht eingehender diese Streitfrage behandelt 
werden, aber das muss doch bemerkt werden, dass, gesetzt auch, 
es sei den Bischöfen nicht verboten, Pfarreien mit amovibeln Pfor- 
rern zu constituiren , es doch unmöglich zu verkennen ist, dass das 
canonische Recht der Perpetuität der Pfarrer, wie der andern Be- 
neficiaten entschieden den Vorzug gibt; ist es doch bekannter 
Massen die Ansicht der gelehrtesten Canonisten, dass die sogenann- 
ten Manualbeneficien, eben weil ihre Besitzer amovibel sind, ni(^t 
den Namen eines kirchlichen Beneficiums im eigentlichen und stren- 
gen Sinne des Wortes verdienen. Diese sog. manualitas wird als 
eine Ausnahme betrachtet, »cum Status beneficii curati de jure oom- 
muni Sit status perpetuitatis et non manualitatis (Leuren^ for. benef. 
part. I. quaest. 177.) et parochiales ecclesiae de sui natura conferri 
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ddi^eant in perpetttum et non amovibiliter« (Giraldi append. 2. n. 11. 
ad tract. de parochis Barbosae,). Deshalb muss es allerdi&gs ^uf 
den ersten Aagenblick sehr überraschen, zii sehen, wie ia Frank- 
reich das zur Begel geworden ist, was die Ausnahme bilden sollte. 

Diese Schwierigkeit scheint auch den Vätern des Conciliums 
von ßheims (1849) nicht entgangen zn sein. Nachdem «ie die 
Amovibilität als Begel aufgestellt Imbeii, fugon sie hinzu: »Nihilo- 
nainus, quoniam paucissimae sunt ecdesiae titulares, quibus «nempe 
adnexä fuit inamovibilitas , atque titulum reclamare vide^ur ipsa 
plurium aliarum ecclesiarum antiquitas simul ac fideli'wn nainero- 
sitas, nee non plurium rectorum m«rita, peroptandum saue est, ut 
tu Omnibus et singulis decanatibus seu regionibus (cantons) alii 
praeter decanum duo saltena atque etiam tres quatuorve pro unius- 
cujusque regionis paroeciamm Bumero, rectores csmoniee constituantur 
inamovibiles debitumque Stipendium percipiant. Operam igitur da- 
bunt Episeopi, ut gubemii oonsensus, quem concordatum reqnirit, 
iieeedat, atque votum tarn legitimum, qued emittit haec synodus, 
quam primum adimpleatur.« Doch bei der Bevision dieses Artikels 
wurde von der heiligen Gengregation folgende Correctur gema<;ht: 
»lidem Emi. Judicium oomperiendinandum duxerunt, quousque alia 
concilia provincialia hac saper re sedulo expendexint« In den gleich- 
zeitigen oder spätem Provincialconcilion wurde jedoch ein ähnlicher 
Vorschlag nicht mehr gemacht. Die Vertheidiger des gegenwärtigen 
Systems, die behaupten^ es sei den Bischöfen nicht verboten, amo- 
vibele Pfarrer anzustellen, berufen sich auf das Beispiel derjenigen 
Didcesen, in denen der Bischof sich die primaria cura animarum re- 
servirt und ^u deren Besorgung nach Bedürfoiss und nach seinem 
Ermessen Priester schickt und zurückruft, wie dies in vielen Theilen 
Spaniens, Sardiniens und Siciliens der i^'all ist, oder auf die Art und 
Weise, wie die Dignitäten, Capitel, Universitäten mit annexor Seel- 
sorge diese ausüben. Aber diese Beispiele treffen doch nicht ganz 
zu, weil jene die Seelsorge Ausübenden im Bechte ni<^hts anderes 
sind, als einfache Vieare^ wohingegen die Desservants wahre Pfarrer 
sind, wie früher schon bemerkt wurde. 

Bouix meint, jene Succursalen seien von den Bischofen mit der 
Bedingung der AmovibiUtät errichtet worden und nach allen Bechts- 
grundsätzen müssten die einer Fundation beigefügten Bedingungen 
oder Modi respectirt Werden. Aber auch diese Bemerkung geht fehl. 
Denn abgesehen davon, dass nach der gewöhnlichen Ansicht der 
Canonisten die Bedingung der Manualität nicht zugelassen werden 
darf bei Errichtung von Curatbeneficien , eben weil die h^tige 
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Disciplin, abgesehen von besondern Umatäaden, die Amoribüijtftt bei 
Seelsorgsstellen far schädlich hält {Leuren. loc. dt.) : so ist .doch 
ein grosser Unterschied zwischen dem Stifter eines Benaficiiiais» der 
mit der Hergabe eines Stiftungsfonds auch ein gewisses Beeht liat, 
Bedingungen m stellen , und dem , der blos das Beneficium cano- 
nisch errichtet; letzterem stehen nicht die Bechte des erstem za. 

Es bleibt also dabei , dass die Hauptgmnde , die sich iur das 
jetzige System in Frankreich beibringen lassen, auf den besonderen 
tactischen Verhältnissen beruhen, in denen die französischen Bachöfe 
sich befanden und grossentheils noch befinden. Diese besoÄdirrn 
Umstände, die auch den heiligen Stuhl bewogen habe», bisher keine 
Veränderung vorzunehmen , lassen sich auf drei Categorien zwräck- 
föhren : 

1. Wie oben bemerkt gestattete die französische B^ierung 
vermöge Missbrauch der ihr eingeräumten Befugniss nur die Sr- 
richtung von wenigen eigentlichen Pfarreien. Um d^m Bedürfniss 
der Gläubigen zu genügen hatten nm die Bischöfe kein anderes 
Mittel, als Succursalen zu errichten, deren Beotor^ sie nach den 
organischen Artikeln oder vielmehr nach der ihnen, auch olBdell 
gegebenen Intorpretation ad beneplacitum eruentten durften« Das 
thaten auch die Bischöfe aus guten Gründen. Sie musstea nämlibh 
Anfangs des Priestermangels wegen solche Pferreien Pnestern an- 
vertrauen, die aus den Stürmen der Bevolution nicht ganz makellos 
hervorgegangen waren oder jungen kaum aus dem Seoiinar entlas- 
senen Geistlichen. Und auch jetzt hat noch jimmer die Kahl der 
Priester nicht so sehr zugenommen, dass nicht viele Suocur^al^ mit 
jungen oder sonst mit den erforderlichen Eigenschafjben nicht yer- 
sehenen Priestern besetzt werden mussten, die als innmovibel eu 
erklären, wirklich schädlich wäre. 

2. Die Verleihung der Inamovibilität an die pesservants würde 
die Fessel der französischen Kirche noch vermehren. Die Begieru^Bg 
nämlich , welche den organischen Artikeln . gemäss siich berechtigt 
glaubt, bei Errichtung von Pfarreien und Succursalen mitzuwirken, 
prätendirt auch in Kraft des Goncordats, dass kein inamovibeler 
Pfarrer installirt werde ohne einen formellen Act der Genehmhaltung 
von ihrer Seite. Die Folge davon ist, dass ein solcher Pfarrer auch 
nicht seiner Stelle, wenigstens nicht der Temporalien beraubt werden 
kann ohne Intervention der Begierung, was nicht selten verdriess- 
liche Debatten vor dem Staatsrath nothig macht, bevor d^r Bisi^öf 
den neuen Pfarrer installiren kann. Diese von den französischen 
Ganonijsten sogenannte inamovibilit^ ciyile mit ihren traurige» Folgen 
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existirt bei den Desservants nicht. In dieser Beziehung mnss noch 
bemerkt werden, dass, da oft gerade ein Verbrechen gegen die Sitt- 
Hebkeit Grund der Remotion ist, es wahrhaft beklagenswerth ist, 
Öffentlich , Tor dem Staatsrath , der nur aus Laien und häufig nicht 
sehr religiösen zasammengesetzt ist, die Moralität eines PfaiTers 
discutirt zu sehen, wie dies vor nicht Langem in der Sache des 
Pfiirrers von Neuilly, die schon von der Congr. Concilii zu Gunsten 
des Pfarrers entschieden ist, geschah, wo es sich darum handelte, 
ob der Erzbischof von Paris jenen Pfarrer gerechter oder ungerechter 
Weise wegen vorgeblichen Concubinats removirt habe. Auch die 
Gegner der Amovibilität verabscheuen diese civile Inamovibilität und 
wollen nur die canonische, d. i. die Möglichkeit der Beraotion aus 
canonischen Gründen und durch canonischen Process. Aber es ist 
nur txi sehr zu flrchten, dass die Regierung, die Gleiclistellung der 
Desservants mit den Cantonalpfarrern bemerkend fär <iie Anstellung 
und Entfernung Jener dasselbe beanspruchen würde, was sie in Be- 
treff dieser schon hat. Diese Furcht bestimmte wenigstens wesent- 
lich die Congregatio negotiorum extraordinariorum vor einigen Jahren, 
keine Entscheidung betreffs der Amovibilität zu treffen; und auch 
die Väter des Provincialconcils von Rheims verhehlten bei ihrem 
Wunsche, die Zahl der eigentlichen Pfarreien zu vermehren die 
Nothwendigkeit nicht, sich deshalb mit der Regierung in's Einver- 
nehmen zu setzen, auch schon wegen des entsprechenden Gehalts. 

3. Endlieh müssten bei Verleihung der Inamovibilität an die 
Desservants wieder die alten officialitös, d. i. collegialische geistliche 
Gerichte eingeiHchtet werden, da der Klerus es nicht sehr liebt, von 
einem einzelnen (Jeneralvicar abgeurtheilt zu werden. Diese officia- 
lit^s scheinen aber den Bischöfen nicht genehm zu sein, weil es 
schwierig wäre, genug im canonischen Recht hinlänglich bewanderte 
Leute zu finden, und weil sie sich zur Errichtung derselben wieder 
mit der Regierung schon wegen der allerdings tadelnswerthen , aber 
häufig genug vorkommenden appels comme d'abus verständigen 
mfissten. 

So viel wäre zu sagen über den ersten Punkt, ob es gut sei, 
das jetzige System zu ändern. Er wurde so weitläufig erörtert, weil 
die Erörterung zugleich zur klaren Darstellung der zwei andern 
Punkte dienen kann, nämlich wie die Bischöfe von ihrem Rechte 
Gebrauch machen^ sollen, wenn es bei der jetzigen Ordnung der Dinge 
bleibt, und in welcher Weise den Recursen der sich verletzt fahlen- 
den Desservants Gehör geschenkt werden könne. 

Bs scheint unzweifelhaft, dass von Anfang an, d. i. gleich nach 
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dem Conc^rdat von 1801 bis zum hentigeii Tage die AosteUung der 
Desservants immer mit der Clausel: ad beneplacitum erfolgte, and 
wenn sie zuweilen nicht beigefügt wurde, 80 war dies doch die In- 
terpretation, die man ihrer Anstellung vermöge des allgemeinen Ge- 
wohnheitsrechts in Frankreich geben musste« Dies vorausgesetzt 
kann man die Desservants entweder itls vicarii amovibiles ad bene*^ 
placitum et nutum (synonime Ausdrücke nach PignaieUi in der cit» 
Consultatio) Episcoporum, welch* letztere die cura primaria behalten, 
oder als Inhaber eines Manualbeneficiums betrachten, dessen Existenz 
im Kirchenrechte anerkannt ist , wenn man auch darüber breitet, 
ob ihm der Charakter eines wahren Beneficiums beigelegt werden 
könne. 

Bei der ersten Annahme h&tte man denselben Fall, der din 
Entscheidungen der S. Bota vom 20. April 1640, 21. Juni 1641 
und 23. Juni 1642 coram Peutingero zu Grunde lag. Hierdurch 
wurde erkannt, dass die cura aninutrum beim Erzbischofe von Sevilla 
sei und ausgeübt werde durch vicarii amovibiles, die vom Erzbischole 
removirt werden konnten ad beneplacitum etiam sine causa 'partiou- 
lari. Diese in unserer Materie anerkannter Massen Norm gebenden 
Botalentsoheidungen finden sich auch bei Fagnani cap* Ad monast^ 
rium de statu monachorum n. 38., der auch dafär h&lt, dasß ähn- 
liche Vicare frei removirt werden könnten, wenn nicht malitia oder 
dolus obwalten. Die zweite Hypothese, wonach die Succursalpfarnar 
Inhaber eines beneficium , manuale wären, »quod non confertur alicui 
in perpetuum, sed ad nutum conferentis, ita ut beneficiatus pro lu- 
bitu amoveri possit« passt besser zum Charakter der Desserviuits, 
weil sie obwohl ad nutum amovibiles doch nicht als vicariii sondern 
proprio nomine die Seelsorge ausüben. Obwohl femer die sogenannte 
Manaalität für eine Pfarrei nicht angemessen ist und deshalb nur 
ans besonderen wichtigen Gründen zugelassen werden kann, so findet 
sie sich doch zuweilen, wie IHfrrhus CarraduSy praxis benefic. L 3. 
c. 1. n. 1. bemerkt, festgesetzt ex fundatione, statuto vel consuetu- 
dine, und die Succnrsalen sind in der That als manuale Beneficien 
errichtet worden, und werd^ als solche betrachtet von den Diöcesan- 
statuten, den Decreten der Provincialconcilien und der Gewohnheit 
in Frankreich. Nur das wäre zu berücksichtigen, dass auch in Be- 
treff der Bemotionsgrfinde die oben angedeuteten Bechtssätze über 
die vicarii amovibiles zu gelt^ scheinen, indem auch der äkbabes 
eines Manualbeneficiums ohne einen vernünftigen Grund entfernt 
wwden kann, und der vernünftige Grund nur nöthig ist ad honesta- 
tem, nicht ad validitatem der Bemolaon, wofern nur malitia und 
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doltis atisgeschlossön sind {JPyrrhus Corradus, prax. benef. 1. 1. c. 6. 
n. 269. ; Reiffensti^el, jtis can. tit. de praeb. et dignit. n. 45.; 
Leuren. for. benef. p. L qu. 72.; Schmalzgrueher , jus eccl. tit. de 
praeb. et dignit. n. 37.). 

Wenn man nun nach diesen Gründen fragt, die eine Bemotion 
nicht' blos gültig, sondern auch erlaubt machen, so ist klar, dass es 
nicht einer jener Grunde zu' sein braucht, die zur Privation eines 
benefieium perpetuilm erforderlich sind, weshalb Leuren, 1. cit. qu. 
74, bemerkt, »eam esse non tantum culpara aliquam beneficiati, sed 
quamcumqüe utilitatem vel commoditatem ecclesiae (vel religionis, 
si beneflciattis est religiosus) cum haec remotio non sit poena neque 
actus justitiae vindicativae, sed actus prudentis regiminis beneficii.« 
Aöhalich Berardi in append. de benefic. impropriis ad jus eccl. univ. ; 
dies Tersteht sich übrigens von selbst, sonst wäre ja kein unter- 
scfhied zwischen benefieium raanuale und perpetuum. Nichtsdesto- 
weniger werden gemeinhin von den Canonisten einige Beschränkun- 
gen der Befugnies zu removiren angeführt, welche Cardinal De Luca 
de beneflc. disc. 97.de manualibus seu ad nutum amövibiiibus n. 6. 
et seqq., nachdem er aufgestellt, dass »posita manualitate regula 
est lila, (beneflcia) posse auferri possessoribus per superiorem ad 
ejä^ nutam et arbitrinm sine causa,« so zusammenfksst : »Prima est, 
übt räiotio fieret ex odio vel malitia,« was zwar bewiesen werden 
nwiBS, aber deutlich aus den Umständen hervorgehen kann z. B. 
(Leui^en. loc. eit. qu. 76.); *si ad instantiam beneficiati fieret inqui- 
sü^ adfversuB praelatum, quia tunc praesumi potest ex animo vin- 
dietae fftisere remotionem. 

»SiBOundo limitatur, so fährt De Luca fort, ubi ex amotione 
ddtedHs ve! infamia seu aliud magnum praejudicium ejecto causa- 
rötur, a. B. wenn der Obere die Bemotion vornahm pendente accu- 
sati^ vel inqiHSftione adversus beneftciätum« {Leuren.), weil in 
diesem l^lle das Deliot schön als erwiesen gelten würde \ oder , wie 
ein franssdsiscber Oanonidt in Bezug auf die Desservants bemerkt, 
wenn ein Desservant von seiner Stelle entfernt würde , ohne dass 
ihm eine ändere gleiche angewiesen würde, aiis dem Grun'&e, weil 
er, ^r cura änimarultn beraubt, eiites schweren Vergehens schuldig 
zu sein schiene. 

Teftto, so säg* weiter De Luca, licet de stricto jure non probato 
o#fo Vd' calumnia di<6ta facultas (temovendi) competat , nee curato, 

qttod superioi^ non esset selitus amovere . attamen ex quadam 

non seriptia aeqmtate competere yidetur recursus vel querela ad 
s«pciriorem ]^ro* int^rpositioB^ ärbitrii super aliqua saltem suäimaria 
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cognitione causae, ob quam bojasmodi ejectio fiat, cum non soleat 
dari casus (d. i. wenn der Obere nicht gewohnt ist zu removiren 
oder die Gewohnheit nicht zu vemoviren besteht) absque aliquo odio 
yel absque dicto praejudicio in fama vel alias resultaate. 

In diesen drei Fällen durfte eine Bemotion nicht ohne eine, 
justa causa erfolgen und wäre demnach ein Becurs an die Ofoeni 
gestattet, wie ausser De Luca auch Fargna (p. IL can. 2. cas, 10«) 
bemerkt. Hinzugefügt wird noch als vierter Fall , wte&n die Ab«* 
berufung zum Schaden der dem Betreffenden anvertrauten Pfanei 
gereichen würde, in welchem Falle der Pfan*er selbst und die Pa^ 
rochianen Becurs ergreifen könnten. Man sieht leicht, idass dies» 
Ausnahmen in der Praxis eine ziemlich ausgedehnte Anwendung 
haben können, weshalb derselbe gelehrte Cardinal (1. c. n. 9. 10.) 
bemerkt, dass die ganz unbeschränkte Befugniss zu removiren ohne 
Gefahr eines Becurses an die Obern leichter bei den ein&dien Caplar 
neien, als bei den Manualbenefiden angenommen werden könne 
wegen der vielen Ausnahmen, denen die Hauptregel onterworien ist 
(potius procedit in officiis et capellaniis servitorüs regulandis jure 
cnjusdam famuiatus, quam in veris heneficiis, quamvis eerum natura 
in hoc aiterata sit circa manuaütartem, ob plures excqptiones). 

Diese Praxis mit den Manualben^eien scheint also ganz auf 
die Succursalen zu passen, d^en Inhaber ja auch wirkliche Pfarrer 
sind, nur dass sie ad beneplaeitum angestellt werden. Zudem, darf 
man nicht vergessen, dass in dem Beseript an den Bischof voa 
Lüttich , wodurch die jetzige Praxis vorläufig approbirt wurde , klar 
gesagt ist, die Befugniss zu removiren dürfe gebraucht werdeii »band 

frequenter et nonnisi prudenter ac pateme adeo ut sacri mini** 

steril Stabilität!, quantum fieri potest, consulatur.« Diese Ausdrücke 
setzen sicher eine causa justa et rationabilis remotionis vooaus. Es. 
scheint also, dass wir für unsern Fall die Conclusion ven CUraldi in 
sdnen Noten zu JBarbosa de offic. et potest. parochi (app^d. &. 
c. 95. n. 16. 19.) adoptiren können: »Etsi parechi amovibiles vale« 
ant taties quoties opus est, amoveri, attendere tarnen oportet, ut def 
facto non amoveantur absque legüima cama .... nam in hoc har 
benda est ratio justitiae et removendonun bonori con^enduoh« 
Diese Backsichten der Gerechtigkeit und BiUigkät fuar die Mre der; 
Geistlichen, däe solche amovibele Officien haben und um diesdSMin 
vor andeen Naohtheilen zu bewahren, sind in der Praxis von solokm> 
Gewidit, dass in ein«? eansa Bomana, Suspensienis onerum 28. Martü 
1801, wo es mh. btos um eine am^vibflis oap^ania missarum huif^ 
delte, der Seoretär der Gongr. Goncilii in seinen BemarkuDgen es 
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* officio Folgendes aufzustellen kein Bedenken trug: »Sunt porro, qui 

arbitrantur libere dimitti posse capellanos ad nutum amovibiles 

aequiori tarnen sententia requirit. S. Congregatio justam et rationa- 
bilem eorum dimissionis causam, qua deficiente, non raro redintegravit 
dimissos,« wofür dann mehrere Beispiele angefahrt werden. Wenn 
dies von einfachen Caplänen gelten kann, wie viel mehr muss es auf 
die Desservants angewendet werden, die doch wirkliche Pfarrer sind ! 

Dies ist so einleuchtend, dass auch Bouvier sagt : » non tarnen 

nrotari ac multo minus rey^cari debent absque rationabili causa, 
quod omnes concedunt, sed prudenti Episcoporum judicio subjiciun- 
tar,« (institut. theol. tractat. de ord. sect. 3. de parochis.) Dies 
gilt um so mehr, als von den Canonisten und der Coogr. Conciüi 
der leichte und häufige Wechsel der Pfarrer als der guten Wahr- 
nehmung der Seelsorge schädlich betrachtet wird; weshalb man die 
Amovibilität nur als eine auf die Einrichtung der Mönchsorden be- 
gründete Ausnahme für diejenigen Beligiosen ansieht , welche die 
dem Kloster annexe Seelsorge zu verwalten haben ; diese können dann 
vom Bischof und ihren Obern ohne Angabe eines Grundes entfernt 
werden (Constitut. Beneäicti XIV.: Pirmandis 6. Mov. 1744 §. 11.), 
während auch bei diesen wegen der Rücksicht auf ihren guten Namen 
Vorsicht ungerathen wird {Giraidi loc. cit.). 

Eil ist schon darauf aufmerksam gemacht worden, dass die an- 
gedeuteten Grunde nicht die Bedeutung derjenigen zu haben brauchen, 
welche nach canonischem Becht zur Privation eines Beneficiums er- 
forderlich sind, dass im Gegentheil auch minder wichtige Motive 
hinreichen, welche es einem weisen und väterlichen Eirchenregiment, 
sei es mit Bücksicht auf die begangene Verschuldung, sei es in 
Betracht des Nutzens der Kirche angezeigt machen, eine Bemotiim 
vorzunehmen, vorausgesetzt immer das Becht der amovibeln Priester, 
wofern sie unschuldig sind, das als die congrua ihnen Zuständige zu 
erhalten und keinen grossen Schaden zu leiden. Dies ist nun, wie 
mmn leicht sieht, eine Sache des arbitrium im rechtlichen Sinne des 
Wortes, d. i. nicht reiner Willkar, sondern de9 arbitrium boni viri, 
eines vom Bechte normirten Willens. »Amplius dico, so spricht sich 
hierüber Berardi 1. cit. aus, regulariter datam revocandi facultatem 
non adeo libere explicari posse ab eo, cui competit, ut sine ulla 
oausa ad revocandum deveniatur .... arbitrium boni viri potius 

• qnam liberum pladtum electum pr^i^sumitur.« Es ist daher ein- 
leuohtend, wie sch<m De Luca (de canonicis diso. 1. p. 8.) bemerkt, 
da»' ein Becurs an den Obern Statt haben kann, ^ damit dieser das 
arbitrium, wenn es wirklich unvinrnünftig war^ rectificire. 
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Wofern nur für die unfreiwillige Versetzung eines Desservant 
zumal aut eine schlechtere Pfarrei, und besonders für die Bemotion 
desselben die oben angeführten causae justae et rationabiles als er- 
forderlich anerkannt und der Becurs zugelassen würde, so würde 
daraus nothwehdig folgen, dass in einem solchen Fall^ ein wenn 
auch nicht gerichtliches und formelles, so doch aussergerichtliches, 
summarisches Processverfahren eingeleitet werde zum Beweise des 
Vorhandenseins der gerechten und vernünftigen Motive (»pro aliqua 
saltem summaria cognitione causae, ob quam hujusmodi ejectio fiat,< 
wie oben vom Cardinal De Luca bemerkt wurde) weil sonst der Obere 
nicht in der Lage wäre, über die Zulässigkeit des Becurses zu ur- 
theilen. Hierbei muss man aber wieder die besonderen französischen 
Verhältnisse im Auge bebalten, durch die es den Bischöfen sehr 
schwer wird, den doch nöthigsten Zeugenbeweis beizubringen.» Haec 
communicatio (es handelt sich um die Zeugnisse) est saepe ita diffi- 
cilis apud nos, ne impossibilem dieam, üt judex debcat causam in- 
di^cossam dimittere aut testes secreto audire, nomina illorum occul- 
tando,« ähnlich wie bei den Inquisitionstribunalen (Praelectiones jur. 
can. in seminario S. Sulpitii p. IV. n. 677.). ' 

Bei Gelegenheit dieses Processes oder dieser summarischen Unter- 
suchung fragt es sich auch, ob die canonischen Monitionen, von 
denen in Gemässheit der * früheren canpnes das Concil von Trient 
(s. 21, 6.) redet, wo es über das Processverfahren gegen die Pfarrer 
handelt, einer Bemotion vorhergehen müssen. Obwohl an dieser 
Stelle das Concil sicher nur die parochi perpetui im Auge hat und 
deshalb nach strei^em Bechte für Absetzung der Desservants die 
Monitionen nicht verlangt werden können, so wird es docli immer 
ztUräglicher und entsprechender sein, dieselben vorauszuscjiicken als 
eine Pflicht brüderlicher Liebe oder vielmehr väterlicher Handlungs- 
weise eines Bischofs nach der Lehre unseres göttlichen Erlösers. 
Dies scheinen auch die Ausdrücke im Bescripte Gregorys XVI. über 
die Behaadlungsweise der Desservants: ^pateme et prudenter^ an- 
zudeuten; denn abgesehen von einem vollendeten, notorischen Ver- 
brechen, wird kein Vater seinen Sohn strafen, ohne ihn vorher er- 
mahnt zu haben und kein vernünftiger, weiser, gemässigter Mann 
wird einen Untergebenen Jiüchtigen, ohne ihn vorher zur Besserung 
aufgefordert zu haben. Deshalb müsste in den Fällen, in denen es 
sich nicht um ein dgetitliches Deliet handelt, für dessen Bestrafung 
die IMögliehkeit ^o^ soboellen und freien Bemotion gerade ein 
V<»^heil des ßTstans der Amovibilität ist, also in Fällen d^ Ver- 
nachlässigung piarramtlicher Pflichten, bei onkkigieD Massregeln, bei 
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kleineren Zerwürfnissen mit den Pfarrkindern und Aehnlichem die 
Monitionen, wenigstens kategorische Briefe vorauszuschicken nicht 
unterlassen werden. 

Zum Schluss wäre nun noch die Frage zu beantworten , wie 
die Hecurse *an den Obern zu behandeln seien, ob in der Form einer 
fotmellen Appellation (was wohl nicht zulässig erscheint) oder in 
rein summarischer, privater Weise, so dass weiter nichts verlangt 
wird , als dass der Obere sich ' ein Urtheil bilden könne über die 
Verordnung, gegen die recurrirt wird. E9 ist nur zu fürchten, dass 
es sich immerhin in der Praxis als eine schwierige und delicate 
Sache herausstellen wird, über eine ihrer Natur nach arbiträre Ma- 
terie zu urtheilen, wobei allerdings eine Ungerechtigkeit unterlaufen 
kann, ffir deren Bestimmung jedoch zu weite Grenzen gesteckt sind. 
Die Canonisten, besonders die firanzösischen, betrachten jene .Unter- 
suchungen als aussergerichtliche , als Administrationssachen, fax 
welche es nicht rathsam wäre, ein gerichtliches Verfahren einzu- 
fahren, ziimal auf das Ansehen der Bischöfe Bücksicht genommen 
werden muss und da es sich um eine Sache handelt, von der die 
Begierung und die Bischöfe die Besserung der kirchlichen Disciplin 
herleiten, wie alle Provincialconcilien erklärt haben. Es darf end- 
lich das schon früher Erwähnte nicht vergessen werden, dass nach 
strengem Bechte die ad nutum amovibiles, wenn keine malitia oder 
dolus dabei ist, ftei von ihrer Stelle entfernt werden können, und 
dass ihnen keine förmliche Appellation zusteht, und da^s die jenem 
Grundsatz beigefügten Bestrictionen nur auf der Billigkeit beruhen. 

Von der anderi^ Seite muss man a-ber auch wieder bedenken, 
dass diese Billigkeit im Grunde nichts anderes ist, als eine justitia 
non scripta und deshalb beachtet werden muss. Die gegenwärtige 
Lage jener Desservants, die einen so grossen Theil des französischen 
Klerus auamachen , verdient alle mögliche Bücksichtnahme und es 
kann nicht stark genug der Wunsch ausgesprochen werden, dass, 
wenn und solange die jetzige Disciplin forbesteht, die Bischöfe nur 
mit der grössten Vorsicht von ihrem Bemotionsrechte Gebrauch 
machen und nicht Desservants versetzen, zumal nicht auf schlechtere 
Pfarreien und viel weniger ganz absetzen, es sei de^n selten und 
dann aus entsprechenden gerechten Gründen. 

Die oben schoE angedeuteten Dubian I^utetn: 

L An Sit probanda' discif^a apud Oiaflos indiicfca civoa amovibiü* 
tatem rect^riim eeclediarom parooUalium sseocnrsalittm ^ quos 
Foeant »dessecwnitsP« : 
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2. An ad eofutndem rectorom remotionem vel translatiowem sit 
exigenda rationabilis causa? 

Et quatenns affirmative! 

3. An et quomodo pracmittendae sint monitiones canonicae et con- 
ficiendus summarias processns, anteqoam ab Episcopo «dat«r 
decretum translationis tel privationisP 

4. An et quomodo a judicio Episcopi admittendus sit recurMus ad 
Superiorem? 

Ausser vorstehender Relation wurden noch, wie der Referent 
es gewünscht hatte die Gutachten französischer Bischöfe eingeholt. 
Cardinal Bonnechose, Erzbisehof von Ronen, nachdem er die Rechts- 
beständigkeit der jetzigen Praxis, ihre Uebereinstimmung mit der 
ältesten Disciplin der Kirche und dem Concil von Trient, ihre 
grossen Vortheile und die Unmöglichkeit einer Aenderung hervor- 
gehoben, schliesst folgender Massen: »On all^gue, que depuis quel- 
ques ann^es beaucoup de r^clamations arrivent a Rorae et que plu- 
sieurs eccl^siastiques ^crivent des livres contre cet ^tat de la disci- 
pline en France. Je dirai ouvertement que la cause de ce mouvement 
n'est nuUement la multiplicit^ d'actes arbitraires devenus plus 
nombreux que par le pass^, mais qu'elle est dans les encouragements 
r^sultant, de Taccueil trop facile fiiit a ces r^clamations par quelques 

membres des Congregations romaines Le Saint Siege , qui a 

sanetionn^ les conciles tenlis en France en 1849 et 1850, ne pourrait, 
Sans se donner un ddmenti ä, lui mSme, soumettre ä son controle 
l'usage, que les 4veques fönt du pouvoir, qui leur a et^ accordö jui?- 
qu'ä pr^ent de revoquer ou de transf^rer les desservants ad ntUum. 
Pour toutes ces raisons je conclus ainsi dans cette question : »Nihil 
innovetur.« 

Der Cardinal Mathieu, Erzbischof von Besan9on, sagt in Bezug 
auf den ersten Punkt, dass die von den Gegnern der Amovibilität^ 
hervorgebrachten Gründe falsch seien , dass es inopportun und* un- 
möglich sei, das jetzige System zu ändern. In Bezug puf den zweiten 
Punkt behauptet er, dass der französische Episcopat sich durchaus 
an die Worte des Rescriptes an den Bischof von Lüttich halte, in- 
dem sie band frequenter, prudenter ac paterne Versetzungen oder 
Absetzungen vornahmen ; die Monitionen und categorischen Schreiben 
seien überall in Gebrauch, und man könne die Bischöfe eher an- 
klagen, zu wenig von ihrem Rechte Gebrauch zu machen. In Bezug 
auf dub. 3. sagt er, es sei nicht schwer, einen summarischen Frocess 
anzustellen, und es geschehe dies auch durch die für die Informatio- 
nen statt findende Gorrespondenz. Das Schlussvotum ist, es sei 
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höchst aoglöcklich und höchst unkluge eine Veränderang am jetzigen 
Stande der Dinge vorzunehmen. 

Die Erzbischöfe von Tours und von Bheims bitten, dass die 
Stellung der inamovibeln und amovibeln Pfarrer endlich einmal de- 
finitiv geordnet würde. Dasselbe tfaut der Bischof von Versailles 
mit der Bemerkung, dass in Frankreich am besten die jetzige Praxis 
beibehalten und definitiv festgestellt würde. Der Generalvicar von 
Chaors bittet bei dem Mangel jedweden gerichtlichen Verfahrens in 
Frankreich wenigstens um Feststellung der nöthigen Formen für die 
summarischen Verhandlungen. (Auch der Erzbischof von Bheims 
fragt, ob die alten ofiicialitäs wieder hergestellt oder wie sie ersetzt 
werden könnten.) Der Generalvicar von Chaors meint, es sei zwar 
schwer, alle Processformen des canonischen Bechts in Frankreich zu 
beobachten, aber die üimiöglichkeit eines sumiikrischen Verfahrens 
sehe er nicht ein. Thatsache sei, dass Suspensionen auf sonderbare 
Weise verhängt wurden, oft par tme simple lettre ^ ohne vorherge- 
gangene Information, ohne den Incriminirteu gehört zu haben und 
wegen gar nicht geheimer, sondern öffentlicher Dinge ; dies Verfahren 
schwäche das Ansehen der Obern; es sei deshalb die Feststellung 
einer Begel für diesen Punkt nothwendig. 

Auf die oben aufgestellten dubia wurde, wohl mit Bücksicht 
auf die Schwierigkeit und Wichtigkeit des Gegenstandes, aber auch 
mit Bücksicht auf das bevorstehende allgemeine Concil, das voraus- 
sichtlich auch in dieser Sache eine Entscheidung geben wird, mit 
einem »Dilata« geantwortet. 
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Zur PnMcation der Trlenter Beschlüsse in Polen, 

von Dr. Udalrich He yz mann, Frofessor der Rechte an der Hocbsrliale za 

Krakau. 

Angesichts der eifrigen Vorbereitungen zum Zusammentritte eines 
öcumenischen Qoncils, an welches die ganze katholische Welt, ins- 
besondere aber die vielgeprüften Katholiken polnischer Zunge, ihre 
Erwartimgeu kn^fen , dürfte ea nicht upzeitgemäss sein , die Er- 
innerung an die letzte allgemeine Kirchenversammlung., an jene 
von Trient, wachzurufen. 

Drei Jahrhunderte sind vorübergegangen seit dem feierlichen 
Momente, da 255 in der \^Xm Sitzung dieses Kirobei^ratbes ver- 
sammelte Väter einstimmig ausrirfen: saerosaocta o^cumeniea tri- 
dentina synodus: ejus fidem confiteamur, ejus decreta- semper ser- 
vemus — und dieses bedeutungsvolle »semper« ist noch beute nieht 
verklungen, und wird voraussichtlich in nächster Zukunft einen kräf- 
tigen Nachklang erfahrm. — 

Hier soll blos eine, darauf Bezug habende, Thatsache näher 
beleuchtet werden: die Fublication der Tridentinischen Best^hlüsse 
im ehemaligen Polen. 

Nach den, in dieser Richtung uns bereits vorliegenden, zahl- 
reichen Werken, möge das Zurückgreifen auf diesen Gegenstand durch 
die doppelte Bncksicht gerechtfertigt erscheinen: dass einerseits bis 
auf die jüngste Zeit herab — selbst von Seite p<dnischer Gelehrten 
— Ansichten hierüber laut wurden, welefae mit der historischen 
Wahrheit keineswegs in Einklang gebracht werden können ; anderer- 
seits aber, dass soeben eine, diese Frage mit wissenschaftlichem 
Ernste behandelnde, Schrift erschienen ist, welche näher gewürdiget 
zu werden verdient. 

Es ist dies das bis jetzt zwei Bände umfaBsende, derzeit noch 
unvollendete Werk über »Polnisches Recht *),« welches den, in 
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Polens gelehrten Kreisen bekannten, Professor Dr. Peter Burzyäski 
zum Verfasser hat. 

Im ersten, das Familienrecht behandelnden. Hefte des zweiten 
Bandes dieses Werkes finden wir nämlich eine erschöpfende Abhand- 
lung über die Kundmachung der Trienter Beschlüsse im ehemaligen 
Polen, welche Frage der Autor, bei der Erörterung des Eherechtes, 
selbstverständlich unmöglich unberücksichtigt lassen konnte. 

Dieser Frage wollen, auch wir uns im Folgenden zuwenden. 
^ Die reiche titeiratüt id^s OonciliutB® von t ti^t ist tekta^t. 
Weniger bekannt mag es sein, dass ;n den letzten Decennien mehrere 
polnische Schriftsteller sich ex professo mit dem Trienter Concil, 
insbesondere aber mit der Beleuchtung der Publicationsart der Be- 
schlüsse desselben in Polen beschäftiget haben. 

So namentlich Xaverins Szaniawski, Johannes Yincenz Bandtkie- 
StgÄy&ski, Dr. Felix StötwiAski und in jüngster Zeit Professor Peter 
Burayfiski — ohne schon der , diese Materie minder ausRihriich be- 
handelnden, Schriften eines Bielski, Skarszewski, Woronicz, Ostrowski 
u. A. erwähnen zu wollen. J 

Vor Allen verdienen die Ausfahrungen. des Bandtkie«St§zy6ski 
und Burzjöski beachtet zu werd^; ^wobl in Anbetracht ihrer er- 
schöpfenden DarstellttQgsweise ; als auch in Bü^sioht auf. den umstand, 
dass diese Autoren nicht nur differirende, sondern geradezu divergirende 
Ansichten vertreten. 

Eine ViM'nrtheilsireie Gegenüberstellung der b^derseitig^ An- 
sichten und ihrer Begründung, wird uns die Wahl niebt schwer 
werden lassen, an welchen dieser Schriftsteller wir uns auzuschlies- 
«en haben. 

Was zunächst Bandtkie anlangt , so wirft er in seiner weit 
verbreiteten polnischen fiechtsgeschichte ^) ' folgende vier, unsere 
Materie betreffenden, Fragen auf, von welchen die ersten zwei eigent- 
lich Vorfragen zu nennen wären. 

L Was hat man unter der Beception der Tridentinischen Be- 
schlüsse zu versteh^n^ und eine wie viel£ac)ie konnte sie gewe- 
sen sein? 
IL Bedürfen die Anordnungen der höchsten kirchlichen Gewalt, 
insbesondere jene der Päpste, einer Sanction von Steite des Staates ? 
III. Wie wurden die Trienter Beschlüsse in Polen von der Hierarchie 
aufgenommen? — und / 


1) Siebe Seite 499 ff. des, in Warschau im Jahre 1850 unter dem Titel: 
Hisiorya prawa polsklego u. s. w. erschienenen Werkes dieses Autors. , 
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IV. Wie FO^ielt sieh hierbei die Staatsgewalt? 

Bei Beantwortung dieser Frage» iBommt nun Bandtkie-Sfag^yiski 
ztt Haehstohe&den Residtatea. 

I. 

Mit Bezug auf die erste 5Präge stellt er an die Spitze seiner 
Deduction folgenden, hier wörtlich wiedergegetenen Satz: 

»Die höchte Kirchengewalt — des Promulgationsrechtes ent- 
blösst — macht die Annahme ihrer gesetzlichen Anordnungen von 
den geistlichen und weltlichen Local-, Provincial- und Landesbehör- 
den abhängig.« So habe jauch der Tridentinische Kirchenrath eine 
zweifache Art der Eeception seiner Beschlüsse angeordnet: durch 
Vermittlung der Synoden , wie dies aus cap. II. de ref. der XXV. 
Sitzung des T. C. erhellet — und der Staatsgewalt, was durch Be- 
rufung auf den Passus: »Ideoque tandem buic sacro concilio finera 
imponere necesse sit« u. s. f. des Decretes: de recipiendis et obser- 
vandis decretis concilii nachgewiesen wird. 

Unter weiterer Berufung auf das soeben citirte Decret — ßlhrt 
Bandtkie fort: habe das Concil im Hinblick auf die Hindernisse, 
welche der Beception seiner Beschlüsse in den einzelnen Ländern 
erwachsen dürften, den Papst angegangen, erstere auf jede mögliche 
Weise zu beseitigen. 

Auf solche Schwierigkeiten bei der Beception der Triejiter Be- 
schlüsse in Polen sei eben auch der im Jahre 1564 dort angelangte, 
päpstliche Legat Commendoni gestossen, und habe dieser namentlich die 
Obstinacität des Primas UchaAski zu brechen gehabt, wie dies Palla- 
vicini in seiner Geschichte des Trienter Concils (Lib. XXIV. cap. XIII. 
n. 1.) hervorhebt. 

Ja derlei Schwierigkeiten seien damals von der allgemeinen 
Stimmung in Polen, und zwar mit Grund, zu befürchten gewesen, 
was die Beschlüsse der, neun Jahrer später, nämlich im Jahre 1573 
stattgeftmdenen General-Conföderation beweisen, welche, anstatt die 
Häretiker auszustossen , wie dies das Trienter Concil haben wollte, 
dieselben vielmehr »Brüder« nennt. 

IL 

Die zweite Frage beantwortet Bandtkie folgenderniassen : 
Wiewohl in ier Sammlung der Trienter Beschlüsse selbst die 
Receptioasart eben dieser Beschlüsse ansdräokJich bestimmt wird, 
so könnte man doch auf die Einwendung stessen, dass ja das von 
der hdehsten Eircbeng^walt ABgemxliBete ipso facto Gesetzeskraft 
habe, dass^eltooeptioaquoad dogmalaüberflfifisigs«!, dass iiaitimt-> 
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lieh die Staatsgewalt hier nichts ändern kOnne, sondern das Kirchen- 
gesetz nur zn agnosciren habe. 

Ohne einen vermittelnden Gtedanken führt nun Bandtlde sofort, 
nnter Berufung auf die voluniina legum, Beispiele aas der polnischen 
Geschichte an, welche wahrscheinlich "die obige Einwendung zu wider- 
legen bestimmt sind. 

So habe Casimir III. die Zeugenaussagen excommunicirter Per- 
sonen far gültig erklärt, selbst wenn die Bitte um Lösung des Ban- 
nes unerhört geblieben war. 

Casimir lY. habe anlässlich der Bestätigung der dem Zbigniew 
ertheilten Cardinalswürde festgesetzt ,. dass man sich künftighin nur 
mit Genehmigung der Staatsgewalt (des Königs und sära.mtlicher 
Käthe) in Rom um diese Würde bewerben dürfe. 

So konnten päpstliche Bullen nur mit besonderer Genehmigung 
der Staatsgewalt in dieLandesgesetzsammlangen(vol. leg. I. f. 105. 109. 
338. 854.) namentlich in die Acten der königlichen Canzlei und die 
grodgerichtlichen Acten (vol. leg. III. f. 857.) eingetragen werden, 
und selbst Concordate bedurften der Sanction der Stände, so wie der 
entsprechenden Kundmachung unter Beidrückung^ des Insiegels des 
Monarchen, wie dies zu Sigismund I. und Ladislaus IV. Zeiten 
geschah. 

Da Professor Burzjfiski sich blos den zwei letzten der von 
Bandtkie aufgestellten gleich näher zu besprechenden. !t>agen zu- 
wendet — so mag hier bezüglich der, bis nun angeführten Erörte- 
rungen des Bandtkie nur bemerkt werden, dass wir dieselben, ohne 
uns in eine specielle Behandlung dieser umfassenden Materie ein- 
lassen zu wollen, keineswegs für unanfechtbar halten. 

Schon der von Bandtkie apodictisch an die Spitze seiner Aus- 
führungen gestellte Satz: Die höchste Kirchengewalt — des Pro- 
mulgationsrechtes entblösst — macht die Beception ihrer Gesetze 
Von den geistlichen und weltlichen Local-, Provincial- und Landes- 
behörden abhängig — muss in dieser allgemeinen Fassung wie er 
dasteht, als ungenau bezeichnet werden. 

Die "höchste Kirchengewalt wäre wahrlich ein leerer Schall, 
die eeclesia congregata des öcnmenischen Concils ein völlig ohn- 
mächtiges Organ der höchsten kirchlichen Legislatur, wenn sie die 
Gültigkeit ihrer Anordnimgen von der Annahme von Seite einer 
Provincialsynode äbhänngig machen müsste. 

Dass nach Auflösung eines öcnmenischen Concils in der ganzen 
katholischen Welt ProvinoiakontiUen abgehalten werden, und dass 
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auch der Tridentinische Kirchenrath hiezu auffordert, erklärt sich 
ganz einfach aus. dem Zwecke, welcher Provincialconcilien gesetzt ist. 

Sie haben das auf dem allgemeinen Concilium geschaffene jus 
commune zu erklären, die Ausfahrung desselben in zweckmässiger 
Weise zu veranlassen, insbesondere aber das allgemeine Recht, wel- 
ches eben als solches kein particuläres sein kann, den localen Ver- 
hältnissen anzupassen — ihnen kömmt das Gesetzgebungsrecht se- 
cundum et praeter jus commune in ausgezeichnetem Grade zu. 

Deshalb bezeichnet das Concilium von Trient, im obbezogenen 
cap. n. der XXV. Sitzung, diese Synoden gerade als solche: a 
quibus nominatim decreta concilii solemniter recipi et doeeri debeant. 

In demselben caput wird ja auch — was Bandtkie verschweigt 

— angeordnet, dass die Trienter Beschlüsse von den Universitäten 
feierlich angenommen, erklärt und ausgelegt werden sollen. Auch 
dies geschah nicht zu dem Zwecke, damit besagte Beschlüsse da- 
durch in Kraft erwachsen, sondern eben in Würdigung der von Uni- 
versitäten, beziehungsweise theologischen Facultäten, zu erfüllenden 
Berufspflicht. 

Wollte aber die höchste Kirchengewalt — wie Bandtkie sagt 

— ihre Gesetze von der Annahme von Seite des Staates abhängig 
machen, so würde sie hiemit ihr ureignes Dasein negiren. 

Die Geschichte ist allerdings Zeuge, dass der Ausführung der 
Kirchengesetze von Seite der Staaten (namentlich durch allzuschroffe 
Handhabung des Placets) kaum bezwingbare Hindemisse in den Weg 
gestellt werden können^); daraus lässt sich aber keineswegs der 
Schluss ziehen, dass die Kirchengewalt es ist, welche a priori die 
Gültigkeit ihrer Anordnungen von deren Annahme von Seite des 
Staates abhängig mache. 

Sie kann hier höchstens nur anstreben, dass solch traurigen 
CoUisionsfäUen durch Concordate in ähnlicher Art vorgebeugt werde, 
wie dies beispielsweise im H. , HI. und IV. Artikel ^) des österrei- 

1) Man denke nur an Frankreich ond an die Haltung des französischen 
Episcopates anlässlich der Püblication der Trienter BescklGsse in diesem Lande. 

2) IL Art. Da der römische Papst den Primat der Ehre wie der Ge- 
richtsbarkeit in der ganzen Kirche, so weit sie reicht, nach götdiehem Gesetze 
inne bat, so wird der Wechselverkehr zwischen den Bischöfen, der Geistlichkeit, 
dem Volke und dem heiligen Stuhle in geistlichen Dingen und kirchlichen Ange- 
legenheiten einer Nothwendigkeit , die landesfQrstliche Be\villigHng nachzusuchen, 
nicht unterliegen, sondern vollkommen frei sein. — ///. Art Krzbischöfe, 
Bischöfe und alle Ordinarien werden mit *tier Geistlichkeit und dem Volke ihrer 
Kirctaensprengel zu dem Zwecke, um ihres Hirtenamtes zu walten, firei verkehren, 
frei werden sie auch Belehrungen und Verordnungen Ober kirchliche Angelegen- 

AicktY nr liiclMiineht. UU. 6 
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chischen Concordates vom Jahre 1855 geschah — - für alle Fälle hält 
sie aber far ihre Sphäre den Satz mit allen seinen Consequenzen 
aufrecht : publicatio urbi est etiam publicatio orbi facta. Den besten 
Beleg für die Richtigkeit dieser Ansicht findet man in der Bulle 
Papst Pius IV. vom 26. Januar 1564 über die Bestätigung des 
Trienter Concils. 

Aber selbst die von Bandtkie aus Polens Geschichte gewählten 
Beispiele der Staatsingerenz in das kirchliche Gesetzgebungsrecht — 
und um dieses handelt es sich eben — sind nicht gerade die glück- 
lichsten. 

Dass Casimir III. die vor Gericht abgelegten Zeugenaussagen 
excommunicirter Personen für gültig erklärt — beweiset nur, dass 
sich schon damals der Civilprocess selbstständig neben dem canoni- 
schen Processe ausbildete. 

Die Anordnung Casimir IV. dass künftighin kein polnischer 
Staatsangehöriger ohne Vorwissen der Staatsgewalt sich um die 
höchsten Kirchenwürden, die eines Cardinais oder Legaten, bewerben 
dürfe, basirt sich auf dem, von allen Staaten beanspruchten, und in 
den meisten auch vom Apostolischen Stuhle förmlich anerkannten 
Bechte der staatlichen Einflussnahme bei der Besetzung höherer 
Beneficien. 

Dass man in Polen zur Eintragung päpstlicher Bullen in die 
Landesgesetzsammlungen, namentlich in die Acten der königlichen 
Canzlei die Genehmigung der Staatsbehörde verlangte, war ganz 
correct. Denn so wie es leges canonizatae gibt, so erhalten auch 
päpstliche Bullen durch deren Eintragung in die authentischen Eeichs- 
gesetzsammlungen den Charakter von Staatsgesetzen, was selbstver- 
ständlich ohne Zuthun der Staatsbehörde nicht geschehen kann. Es 
wäre hier nur zu beweisen gewesen, dass eine, in Polen in diese 
Sammlungen nicht eingetragene Bulle gar nicht verbindliche Kraft 
.hatte; was nicht geschah. 

Dass schliesslich selbst Concordate — worauf Bandtkie ein 
besonderes Gewicht zu legen scheint — ohne Genehmigung des Staa- 
tes nicht publicirt werden durften, ist ebenfalls sehr erklärlich, da 
sie ja, als Quelle des sogenannten gemischten Rechtes, ohne Mit- 
wirkung des Staates auch nicht zu Stande gekommen wären. 

Nach dem Gesagten können wir daher dem von Bandtkie zur 

betten kundmachen. — IV, Art lit e. Ebenso werden Erzbischdfe und Bischöfe 

die Freiheit haben Provinctalconcilien und Diöcesansynoden in Gemassheit 

der heiligen Kirchengesetze za berufen und zu halten, und die Verbandlangen der* 
selben fcondzumBchen« 
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Basis seiner Deduction gewählten, die Promolgaticm nnd das In»- 
lebentreten kirchlicher Gesetze in zn enge Schranken bannendeUf 
Satze nicht beipflichten. 

Wenden wir uns nunmehr unserer eigentlichen Aufgabe, das 
ist der Besprechung der von Bandtkie nnter IIL und IV. aufge- 
stellten Fragen zu. 

in. 

Welche Aufnahme fanden die Tridentinischen Beschlüsse in 
Polen von Seite des Klerus? 

Bei der Lösung dieser. Frage kömmt Bandtkie im Wesentlichen 
zu folgenden Resultaten: 

Die Trienter Beschlüsse sollen in Polen auf der, unter dem 
Vorsitze des Primas Uchaäski im Jahre 1577 — also 14 Jahre nach 
Auflösung des Trienter Kirchenrathes — in Piotrkow abgehaltenen, 
Provincialsynode recipirt worden sein*). 

Achtundfünfzig Jahre nach Schluss des Concils von Trient, 
das ist auf der, unter dem Vorsitze des Laurentius Gembicki, eben- 
falls in Piotrkow im Jahre 1621 abgehaltenen Provincialsynode ward 
der Vollzug der Trienter Beschlüsse angeordnet 

Auf beiden Synoden erfolgte jedoch die Annahme unter ge- 
wissen, durch locale Verhältnisse gebotenen, Reservationen. 

Diese Reservationen bezogen sich nicht nur auf die discipli- 
nären Decrete des Trienter Kirchenrathes, sondern auch auf dog- 
matische Beschlüsse! 

Die Beweise für obige Behauptungen will Bandtkie aus den 
Synodalstatüten der Gnesener Provinz , und namentlich aus der im 
Auftrag des Gnesener Erzbischofs Johannes W^k herausgegebenen 
Statutensammlung geschöpft haben. 

Mit der Herausgabe dieser authentischen Sammlung ward der 
Krakauer Typograph Dr. Andreas Piotrkowczyk betraut; sie erschien 
auch in dessen Druckerei im Jahre 1630 in fünf BücbjE^rn und wurde 
auf der, unter dem Vorsitze des Mathias Lubieüski abgehaltenen 
Synode approbirt. 

An vorstehenden Behauptungen Bandtkie's findet nun Professor 
Burzy6ski Vieles zu berichtigen. 

Nachdem er vorerst in einigen einleitenden Sätzen den Unter- 
schied zwischen disciplinären und dogmatischen Goncilienbeschlüssen 


1) Es unterliegt keinem Zweifel, dass die in Frage stebendd Reception dort 
wfrWicti erfolgte, wie sich die» Im Verlünfe dieser Abh^mdlang zeigen wird. 

6* 
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treffefid präcisirt, wendet er sich der Bandtkie*schen Deduction zu, 
und trachtet vor Allem jene Trißnter Beschlüsse klar zu stellen, deren 
Modification die Geistlichkeit Polens anstrebte. 

Dieser Umstand wird uns die Ausföhrungen Bandtkie's in 
einem neuen Lichte erscheinen und zugleich die Ueberzeugung 
schöpfen lassen, dass Bandtkie — selbst bei den ihm zugänglichen 
Quellen — über die Beception der Tridentinischen Beschlüsse in 
Polen anders hätte berichten können und sollen. 

Um also die fraglichen Modificationen evident zu machen, ci- 
tirt Professor Burzy&ski zunächst eine, bei Theiner (Mon. Pol. V. 
iL p. 708. und 709. ann. 1564) abgedruckte, dem heiligen Vater 
Pius IV., anlässlich der Annahme der Trienter Beschlüsse in Polen, 
am 13. April 1564 unterbreitete, Vorstellung des polnischen Episco- 
pates, aus welcher wir nur zwei Stellen, als die bezeichnendsten 
hervorheben. 

Nach einer längeren Einleitung lesen wir dort, wie folgt: 

Verumtamen optaremus, ut Concilii Tridentmi decreta, prae- 
sertim de dericis exauthorandis et ad tmicum benefidum curatum 
ac ad residenliam in eo personalem redigendis in meliora incidissent 
tempora, quae si ut tenemur, ad debitam hoc tempore exequutionem 
deducere conati fuerimus, metuimus, ne et Begnum hoc, et totam 
Ecclesiam nostram magnis difficultatibus involvamus: nam quae 
nobis hinc immineant incommoda et pericula, Sanctitati Vestrae 
paucis declarandum esse censuimus. 

Nachdem sodann betont worden, dass eine schonungslose Durch- 
tührung der bezüglichen Decrete in dem, von Dissidenten beunru- 
higten Lande, diesen nur ein erwünschtes Mittel zu neuen Machi- 
nationen gegen die katholische Kirche bieten würde, heisst es am 
Schlüsse dieser Vorstellung wörtlich: 

Agnoscimus equidem, et ut filiis obedientibus par est, profite- 
mur multa e^se, aut potius omnia in illo sacro coetu (nämlich auf 
dem Concil von Trieut) laudabiliter et optime iustituta, sed non 
omnia his perditis temporibus nostris expedire : nam haud scimus, 
an aliquando tale fuerit tempus', quo fortasse minus expedierit cU- 
ricos spoliari beneßdiSy quorum fructus partim belli ac milituni 
rapinis, partim etiam haereticorum in nos et nostrum ordinem fu- 
rentibus odiis ita sunt apud nos attenuati et imminuti, ut vix aegre 
vitam sustentare possint, vel si aliquot sacerdotia possideant, etiam 
talia, quorum unum antea honesto victui sacerdotis satis erat. 
Diese Worte nun, in Zusammenstellung mit den, von Bandtkie 
selbst citirten zwei Hauptstucken der Piotrkower Provincialsynode 
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vom Jahre 1577 — namentlich die Worte des IL caput ^) : »exhibita 
sunt nomine totius cleri istius provinciae Reverendissimo Dno. Sanctae 
Sedis Apostolicae Nuntio certa capita, ex decretis ejnsdem concilii 
(des Concils von Trient) desumpta, quae moderatione et relaxitticme 
aliqua indigeant« — sind schon, ohne von dem grundsätzlichen Un- 
terschiede zwischen disciplinären und dogmatischen ConcilienbeschlnEP- 
sen Erwähnung zu thun, Beweis genug, dass die Geistlichkeit Polens 
es nie im Sinne gehabt haben konnte, sich gegen die Annahme der 
canones des Tridentinischen Concils zu sträuben, und dass sie auch 
nur gegen jene Trienter Decrete — und zwar auf legalem Wege — 
remoustrirte^), welche die Cumulation der Beneficien und die rest- 
derdia persondlis betrafen. 

Bandtkie jedoch, indem er die, eine Belaxation der Triden- 
tinischen Anordnungen anstrebenden, Beschlüsse der in Piotrkow in 
den Jahren 1577 und 1621 abgehaltenen Synoden mit einander ver- 
gleicht und namentlich darauf hinweiset, dass in der authentischen 
Ausgabe eben dieser Beschlüsse vom Jahre 1630 — blos das decre- 
tum de ref. matr. ex sess. XXIV. aufgenommen erscheint, dagegen 
die zwölf anathematisirenden Canones gänzlich ausgelassen sind, 
kömmt — gegen Szaniawski^) polemisirend — zu dem Schlüsse: 
dass es sich bei den Bemonstrationen des polnischen Klerus keines- 
wegs blos »de pluralitate beneficiorum et residentia penes beneficia 
handelte, sondern dass auch die Annahme änderer Decrete, ja selbst 
der Tridentinischen Canones auf Widerspruch stiess. Diese Be- 
hauptung Bandtkie's ist es nun, welche Professor BurzyAski in fol- 
gender Weise widerlegt: 

Vorerst beruft sich Burzyfiski auf die — von Bandtkie selbst 
als authentisch anerkannte — über Auftrag des Gnesener Erzbischofa 
und Primas von Polen Johannes W§iyk im Jahre lö30 verfasste 
Sammlung von Provincialstatuten, und eigentlich auf die, vom Pri- 


1) S. Bandtkie 1. c. S. 508. 

2) Das ProTincialeoncil kann Ja eben so wie der Episcopal, weldier das Jas 
commane den localen Verhältnissen anpassen soll, in die Lage kommen, diesbe- 
zOglicb dem 4postolis€hen Stabie Vorstellnngen im legalen Wege za anterbreiten. 

3) P. Xaverios Szaniawski batte in seiner , im Jabre 1S30 in Warscban 
erschienenen, Schrift za beweisen gesucht, dass die Trister Beschlösse in Polen 
ihrem ganzen Inhalte nach recipirt worden seien, al90 sidit bkis die canones — 
von deren Nichtannahme von Seiten der Provincialklrchen der katholischen WeU 
nicht einmal die Rede sem darf -^ sondern auch sftmmtliche Decrete, mit Aoa- 
nähme der die comniatio benefidomm und die Residenzpflicht beireffenden. Die 
Motivirang dieser Ansicht ist jedoch nicht so. prompt wie bei Dr. Barzyiiski. 
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mas W§zyk an die Bischöfe Polens gerichtete, Vorrede zu dieser 
Sammlung. Nachdem hier Primas Wgzyk das Wesen und die Be- 
deutung der Provincialsynoden, so wie deren Stellung dem jas com- 
mune^gegenüber in echt kirchlichem Geiste besprochen, stellt er die 
Sammlung selbst als auf dem, im Jahre 1621 beschlossenen Decrete 
der Piotrkower Synode, de recipiendis et imprimendis constitutionibus 
basirt -— dar. 

Dieses Decret enthält die bei Abfassung einer Synodalstatuten- 
saamilung einzuhaltenden Segeln, deren dritte wörtlich lautet: Ut 
constitutiones , quae juri communi, Goncilio Tridentino adeoque sibi 
inricem contrariae videbantur, accomodarentur, ac bis repetitae, uti 
superfluae, delerentur. 

Hieraus erhellt einerseits in welchem Ansehen die Beschlüsse 
des Tridentinischen Goncils beim polnischen Klerus standen ; anderer- 
seits aber, dass man bei der Compilation von Synodalbeschlüssen und 
namentlich auch bei der Abfassung der im Jahre 1630 erschienenen 
authentischen Sammlung den Grundsatz festhielt: in diese Sammlung 
— bei Vermeidung überflüssiger Wiederholungen — nur solche 
Synodalcondusa aufzunehmen, welche dem jus commune und insbe- 
sondere den Tridentinischen Satzungen nicht widersprechen. 

In Ausfuhrung dieser Norm entstand also die W^zyk'sche 
Saqimlung. 

Im V. Buche derselben, welche die Acten der, zum Zwecke 
der Reception der Trienter Beschlüsse im Jahre 1577 gefeierten, 
Piotrkower Synode *) enthält, wurden nicht nur die zwölf, die Ehe 


1) Wie scbon oben erwftbnt worden, scbeint Bandtkie die auf dieser Sy- 
node erfolgte Annahme der Trienter Beschlüsse zu bezweifeln. Darauf deuten die 
S. 506. and 508. seines angezogenen Werkes ausgesprochenen Aeusserungen hin. 
Merkwfirdigerweise gerlth aber Bandtkie in Widerspruch mit den, von ihm 
selbst dtirten BeweisstelleD. So lautet das von ihm, S. 508. L c. angefQhrtP, auf 
der Piotrkower Synode vom Jahre 1577 beschlossene, caput I. wörtlich: (Aus- 
gabe vom Jahre 1578) »Canones et decreta sacrosancti concilii Tridentini re- 
eepta et debitae exequutioni demandari jusaa. Cum autem nihil, quod 
9& doütriiMR! «ülitatem vel ad vitae morumque reformattonem, fpsiusque reiigionis 
catholicae propagationem pertineat, Sacra Synodus salutarius, tttilius, et ad reme- 
dta praeseBtlum maloiram accomodatius, magisque necessarium canonibus atque 
decretis Sacroäanoti i^ncilli Tridentini esse jam pridem ihtelligeret, eaque 
redpere et in esfequutionem deducere ouperet, neque tarnen propfer 
Buperiorum temporum iniquitatem , contkiuatasque provinciäe istiüs 
perturbaHones usque adhuc id facere potuisBet, nunc Candem aüqaanto 
Iraiiqnilins atqae opportnnliis tempus nacta, eosdem canones atque deereta, Hne 
«IIa exceptUme^ sande et reverenter recepii et redpit, etc. 

Im Ih Caput lesen wir aber: »Capiia certa candlii Tridentini ei parte hujus 
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betreffenden, sondern sämmtliche auf dem Concil von Trient be- 
schlossenen Canones, als ohnehin bekannt, ausgelassen. 

Sollten sie somit — nach der Theorie des Bandtkie — eben- 
falls nicht recipirt worden sein? Was wurde also recipirt? 

Die Beschlüsse der Provincialsynoden müssen bekanntlich vom 
Apostolischen Stuhle approbirt werden. 

Würde nun Papst Gregor XIII. — wenn sich die Sache so 
verhielte, wie sie Bandtkie darstellt — das fünfte, die Acten der 
Piotrkower Synode vom Jahr 1577 enthaltende. Buch der Wgzyk- 
sehen Sammlung bestätiget haben, wenn auf dieser Synode nicht 
sämmtliche in Trient beschlossenen Canones ausnahmslos und förm- 
lich angejiommen worden wären? Hätte ihn sö^t die Beception 
der Trienter Beschlüsse in Polen so freudig berühren können, wie 
er dies in einem, an König Stephan Bathory am 29. December 1578 
gerichteten Schreiben manifestirte ; indem er wörtlich sagt: »Incre- 
dibiliter laetati sumus, sie enim cognovimus, fuisse sanctissimo 
jurejurando admissa Decreta et Canones S, S. Concüii Trideniini?^ 
Hätte sonst Papst Gregor XIII., auf Ansuchen des, von der Piotr- 
kower Synode nach Bom entsandten, Jacob Brzeznicki, eigene Exe- 
cutoren benannt, welche er mit der Durchführung der, auf dieser 
Synode im Jahre 1577 gefassten Beschlüsse betraute^)? 

Somit Mit die Ansicht Bandtkie's über die Nichtannahme der 
in Trient beschlossenen dogmatischen Declarationen von Seite des 
polnischen Klerus in Nichts zusammen; sie konnte eben nur von 
einem, der katholischen Kirche ferne stehenden, Autor aufgestellt 
worden sein. 

Zur näheren Begründung der Behauptung, dass der polnische 
Klerus sämmtliche in Trient gefassten Beschlüsse, mithin auch jene 
zwölf Canones über die Ehe recipirt, und nur in der ersten Zeit 
nach Auflöstmg des allgemeinen Kirchenraihes eine zeitweise Auf- 
schiebmig der Ausführung der die Cumulatian der Beneficien und 
die Besiden^pßicht betreffenden Decrete in gana legalem Wege an-- 
gestrebt habe, führt Dr. Burzyüski noch folgende Documente an: 

1. Erstens eine (bei Theiner 1. c. B. II. S. 731. im Jahre 1568 ab- 
gedruckte) Vorstellung des Krakauer Domcapitels vom 15. Juni 1568, 
worin an die Schilderung der damaligen Verhältnisse Polens sich 
nachstehender Passus anschliesst: 


provinciae nioderation(v indigentc u. s. w. Um die nfthere Beleucbtang dieser 
Moderationen handelt es sich eben. 

1) S. S. 403., 410., 412. der W^k'schen Sammking vom Jahre 1630. 
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Quas ob res coacti sumus ante tres annos S. Sedis Apostolieae 
eju8que Praesidis Sanctissimi Doraini nostri piae memoriae Pii IV., 
et mox Pii V. opem üostro et communi totius Cleri Gnesnensis Pro- 
vinciae nomine implorare : et irapetravimus a Sanctitate ejus trienne 
laiamentum sive suspensionem exequutionis eorum decretorum, quae 
ad pluralitatem sacerdotioriim et residentiam pertinent, ostensis et 
probatis caosis, propter quas id indulgeri non modo expediebat, sed 
propemodum necesse erat. Quoniam autem ejus laxamenti terminus 
jam in proximo est, manent atque adeo magis etiam urgent eaedem 
et plures aliae causae, cur laxamentum illud in longius tempus 
prorogari conveniat: supplicamus denuo Sanctitati ejus, ut eadem 
benignitate et indifigentia nos deiuceps etiam persequatur. 

2. Zweitens citirt Burzynski mehrere, in der Ingellonischen 
Universitäts-Bibiiothek in Krakau befindliche und die Annahme der 
Trienter Beschlüsse in Polen betreffende Handschriften, theils auto- 
theils apographa. 

So die einschlägigen Schriften des Hosius, Beszka, Stanislaus 
Karnkowski , Solikowski , Herburt und anderer geistlichen und welt- 
lichen Dignitäre ; die auf unsere Frage Bezug nehmenden Correspon- 
denzen der Könige Sigismund August und Stephan Bathory u. s. f. 

Dass die Krakauer Universitäts-Bibiiothek derlei Handschriften 
in so grosser Reichhaltigkeit aufzuweisen hat, ist leicht erklärlich, 
wenn man bedenkt, welch' hervorragende Stellung Hosius und an- 
dere polnische Delegaten auf dem Trienter Concil eingenommen 
haben. 

Hier soll nur der Inhalt einer derartigen Schrift ^angefahrt 
werden, und zwar der, die Aufschrift: Ao. 1665 die 16. Maij« fuh- 
renden (enthalten in dem, mit der Man. Statut. Zahl 878 bezeich- 
neten Manuscripten-Convolute). Er lautet: 

Beverendus d. Stanislaus Crassi^ski Archidiaconus Lenciciensis 
et Gnesnensis ac Plocensis Canonicus etc. Ad Curiam Bomanam 
Nuntius ab universo Clero Regni Poloniae et Provlnciae Gnesnensis 
in negotio Decretorum Tridentini Concüii, pluralitoMsqtse benefido* 
rum utcunque adhuc reiinendae certisque respedibus non tarn subito 
abolendae — pleno informatus postridie diei suprascrlptae est feli- 
citer profectus. Cui quidem omnes instructiones literae plurrimae 
missiles et mandata in domo Beverendi d. Andreae Przeclawski per 
Dominos capitulariter congregatos, simul cum viatico et in expeditio- 
nem causae totius ducatorum (leerer Baum) fuerunt datae et con- 
signatae. 

Diese Handschrift , verglichen mit der oben angezc^enen Vor- 
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Stellung des Krakauer Domcapitels vom 15. Juni 1568 beweisen, 
dass der polnische Klerus sämmtliche Trienter Beschlüsse recipirte 
und Mos durch seinen, im Jahre 1565 an den Apostolischen Stuhl 
entsandten Abgeordneten Stanislaus Krasi&ski um Aufschiebung der 
Execution der die Cumulation der Beneficien und die Residenzpflicht 
betreffenden Trienter Decrete bittlich ward; dass er die verlangte 
Suspension auf drei Jahre zugesagt erhielt, und nach Ablauf dieser 
Zeit seine .diesfällige Bitte wiederholte. 

3. Drittens endlich werden vom Professor BurzyAski vier Briefe 
des GardinaLs Hosius angefahrt , welche ebenfalls in der Krakauer 
Universitäts-Bibliothek (in dem, mit der Stat. Z. 164 bezeichneten, 
Hsrndschriften-God^) vorfindig sind. 

Sämmtliche vier Briefe betreffen die im Jahre 1577 gefeierte 
Piotrkower Synode. 

Von diesen, in den Jahren 1577 und 1578 geschriebenen, die 
Annahme der Trienter Beschlüsse auf der eben erwähnten Piotrkower 
Synode ausser Zweifel setzenden Briefen, wollen wir deii am 10. Juli 
1577 an den Bischof von Cujavien gerichteten hervorheben. Wir 
finden darin folgende Stellen: 

Mihi vehementer haec Synodus (die Piotrkower Synode vom 
Jahre 1577) placuit etc. Jam quod eam quae debetur ab omnibus 
Smo Dno Nro subjectionem et obedientiam detulistis; gMod acta 
Sctae Synodi Tridentinae sine tdla exceptiane recepistis; quod 
vestrae quoque Synodi Decreta, non prias esse rata voluistis, quam 
a S. Sede confirmata fuissent, et juxta veterem in Ecclesia Dei 
morem ab omnibus catholicis observatum jam ind^ a multis saeculis 
omnia judicio illius sabjecistis; quum haec omnia pie, catholice, et 
orthodoxe facta sunt. Iterum atque iterum et pradentiam hanc et 
pietatem gratulor, atque ut exquutioni mandentur aliquando, quam 
pie sancteque sancita sunt, opto ; cum nullus legum sit usus, si nulla 
fuerit earum exequutio. Verum hoc opus-hic labor est. 

In ähnlichem Sinne sind die übrigen, an den König Stephan 
Bathory und an zwei geistliche Dignitäre gerichteten, Briefe ab*- 
gefasst. 

Diese Briefe sind um so wichtiger , als sich Hosius , der ja 
bekanntlich als Cardinallegat auf dem Goncil von Trient eine ein- 
flussreiche Stellung einnahm , f&r die Ausfobrung der Trienter Be- 
schlüsse in Polen besonders int^essirte. Die Art und Weise der 
DurchfuhruBg dieser Beschlüsse ist es andi, auf die er in den er- 
wähnten Briefen das grösste Gewicht legt. 

Aus dem Angeführten ergibt sich somit zweifsllos, dass die 
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Tridentinischen Beschlüsse in Polen auf der Piotrkower Provincial- 
Synode vom Jahre 1577 . ausnahmslos von Seite des Klerus ange- 
nommen wurden, dass deren Befolgung auf dem Piotrkower Concil 
vom Jahre 1621 blos eingeschärft wurde; und dass die polnische 
Geistlichkeit blos um zeitliche Aufschiebung der Ausführung der die 
cumulatio beneficiorum und die residentia personalis betreffenden 
Trient^ Decrete beim Apostolischen Stuhle — und zwar nicht ohne 
Erfolg — bittlich wafd, 

IV. 

-Wir wenden uns , nunmehr der vierten und letzten der von 
Bandtkie aufgestellten Fragen zu: wie verhielt sich in Polen die 
Staatsgewalt den Beschlüssen des Trienter Kirchenrathes gegenüber? 

Um diese Frage gehörig beantworten zu können — sagt 
Bandtkie — möge man vor Allem erwägen, dass in Polen zu jener 
Zeit die Annahme eines Gesetzes durch den diesfälHgen Consens des 
Senates und der Abgeordnetenkammer bedingt war. 

East alle polnisehen Schriftsteller geistlichen Standes — föhrt 
Bandtkie fort — behaupten, dass die Reception der Trienter Be- 
schlüsse in Polen von Seite der Staatsgewalt auf dem, im Jahre 
1564 in Parczow abgehaltenen Reichstage erfolgte. 

Nachdem nun Bandtkie vorerst die Existenz dieses Reichstages 
ganz überflüssigerweise angezweifelt, um sie hierauf durch die glaub- 
würdigsten Urkunden zu beweisen — hebt er, mit Berufung auf 
den Biographen Commendoni's Gratian und auf Dhigosz ^) hervor, 
dass in den einschlägigen Berichten und Correspondenzen nirgends 
von einer, im Wege der Abstimmung erfolgten, förmlichen Annahme 
der fraglichen Beschlüsse durch den Senat die Bede sei, sondern 
überall nur gesagt wird : dass der päpstliche Legat Commendoni die 
decreta tridentina in Parczow (in frequenti Senatu) dem Könige 
überreicht (oblata), und dieser den tridentinischen Codex aus des 
Legaten Händen übernommen habe. 

Deshalb habe der, mit der Sachlage genau vertraute, Erz- 
bischof von Gnesen, Olszewski in einem, an Cardinal Altieri im 
Jahre 1675 gerichteten, vertraulichen Briefe (Zaluski, Epistolae 
historico-familiares , T. I. p. 665.) die Frage angeregt: utrum rex 
et ordines saeculares Poloniae conciKi Tridentini reformationum de- 
cretis ligentur? (cum nullibi in actis et decretis publids exstet, a 
rege et ordinibus saecularibus aeceptnm esse). 

Deshalb lesen wir aneh in dem in Amsterdam im Jahre 1756 


1) lllustrium viroruw «pisUiAae. Dtiigoszios, U, p. 1640, 
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erschienenen Werke: Histoire de la reception du concile de Trente 
dans les differens etats catholiques — im I. Bande S. 148.: »Fac- 
ceptation du concile de Trente en Pologne doit etre plutdt regard^e 
comme Touvr^e de Sigismond, que celui de la diete.« 

Es seien anch ausgezeichnete KircbenschriftsteDer wie Barbosa 
der Aiisicfat, dass die Trienter Beschlüsse in Polen nicht recipirt 
worden. Barbosa berufe sich bei der Aufstellung seiner Behauptung 
auf verschiedene bewährte Autoren, namentlich auf Thomas Sanchez 
welcher in seinem Werke: Disp. de Sancto matrimonü sacram. etc, 
üb. IIL disp. XVIII. n. 1. ausdrüeklich sagt: Praemittendum est 
in aliquibus christianorum provinciis decretum Tridentini non fuisse 
promulgatum äut receptum: ut in quibusdam Galliae partibus et in 
Polonia etc. (Antwerp. Ausg. rom Jahre 1626 S. 238. des I. Bandes). 
Auch Papst Gregor XlII. spreche in dem, bereits erwähnten, 
an König Stephan Bathory gerichteten Schreiben blos von der Re- 
ception der Trienter Besehlusse Seitens des polnischen Klerus. 

König Bathory selbst berufe sich anlässlich der ehelichen 
Zwistigkeiten mit seiner Gemahlin -^ nicht auf das Concil von 
Trient, sondern »auf die Schrift und das Wort Gottes!« Vol. leg. 
IL f. 901. 

Auch habe man ihm (dem Bandtkie) gesagt, dass in den 
Sochaczewer Acten sich eine gegen die Annahme der Trienter Be- 
schlüsse in Polen gerichtete Protestation befinden soll. 

Deshalb sei die Ansicht Szauiawski's , dass die Annahme der 
Trienter Beschlüsse sowohl quoad dogmata als quoad discipliriäm in 
Polen, als in einem katholischen Lande, selbstverständlich ist, 
irrthümlich. 

Denn wir haben ja gesehen, ruft Bandtkie aus, dass quoad 
dogmata in der, im Jachre 1630 entstandenen, authentischen Syno- 
dalstatntensammhing die zwölf anathematisirenden canones de matri- 
monio ganzlich fehlen. Quoad disdplinahi dagegen wurden ja bei 
uns (in Polen) die Menschen — über Auftrag des heiligen Vaters 
und angeblich zur Ehre Gottes — dem Feuertode nicht überliefert, 
wie dies in Spanien u. s. f. geschah. 


Auch diese Behauptungen Bandtki^'s werden von Professor 
Burzy^ki mit gewohnter Gründlichkeit widerlegt. 

Es wird zwar zugegeben , da^ in Polen schon seit dem 
Nieszawaer Statute vom Jahre U54^ die Erlassung von Gesetzen — 
mochten diese öffentliche oder Privatver&ältnisse normiren — einen 
diesfUligen Meichstag^eschlms voraussetzte. 
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Das Badoraer Statut vom Jahre 1505 schärfte dies noch 
mehr ein. 

Alleiov sollten diese Statute auch auf Beschlüsse eines öcume- 
nischen Concils Anwendung finden ; sollten auch dogmatische Decla- 
rationen unter die Bestimmung dieser Statute subsumirt werden? 

Die polnischen Becbtssaromlungen Weisen uns keine Spur eines 
zur Zeit, Yon welcher wir sprechen, von Seite der Staatsgewalt ge- 
übten placetum regium auf. 

König Sigismund August hat also das placetum regium ge- 
Wissermassen, ausnahmsweise, de facto ausgeübt, als er die, vom 
päpstlichen Legaten in Parczow, im Jahre 1564, in öffentlicher Se- 
natssession ihm überreichten Tridentinischen Beschlüsse annahm, 
und diese Annahme durch seinen Kanzler in derselben Sitzung amt- 
lich bestätige liess. 

Geschah dies aber in öffentlicher Semitssitzung und ward da- 
gegen weder vom Senate, noch von der, damals in Parczow tagenden, 
Abgeordnetenkammer nicht der geringste Einwand erhoben, so wurde 
auch eben dadurch dieser Act des Königs tacite vom Senate und 
den Abgeordneten approbirt. 

Dass sich die Sache wirklich so verhielt erhellet daraus, dass 
seit jener Zeit die Tridentinislchen Beschlüsse in Polen tarn quoad 
dogmata, was selbstverständlich ist, als auch quoad leges disciplinares 
ein ungeschmälertes Ansehen bewahrten ; dies bestätige ja selbst die 
an den Apostolischen Stuhl gerichtete Bitte des polnischen Klerus 
um Aufschiebung der Ausführung js;umer Tridentinischen Decrete; 
haec exceptio firmat regulam. 

Die Oeschichte lehrt uns andererseits, dass in Polen das Ge- 
wohnheitsrecht — sowohl im öffentlichen als Privatleben — eine 
bedeutende Bolle spielte, und dass selbst in . neuerer Zeit, ja bis 
zum Jahre 1795 sehr wichtige Angelegenheiten, als Erbschaftssachen, 
Königswahlen, Conföderationen u. A. — in Ermangelung einschlä- 
giger Beichstagsconstitutionen — im gewohnheitsrechtlichen Wege 
behandelt wurden. 

Woher also das kategorische Verlangen Bandtkie's, dass gerade 
die Beschlüsse des öcumenischen Concils in Polen mittels einer 
Beichstagsconstitution (Konstytucya sejmowa) publicirt werden sollen? 

Dass die Trient^ Beschlüsse in Polen faktisch — ja wenn man 
will, sogar förmlich — von Seite der Staatsgewalt recipirt wurden, 
dass die polnische Begierung seit der 24eit Sigismund August die- 
selben, wie überhaupt alle Kirehengesetze respectirte, und bei jeder 
passenden Gelegenheit auf deren Befolgung drang, mcht Dr. Burzyüski 
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durch mehrere Citate ans den Beschlüssen der am 27. April 1733 
— dann am 7. Mai 1764 berufenen General -Conföderationen nach- 
zuweisen. — Dies möge genügen, um sich die Uebersengung zu ver- 
schaffen , dass die Beschlüsse des Trienter Concils in Polen sowohl 
kirchlicher- als staatlicherseits recipirt worden seien. 

Zum Schlüsse unterzieht noch Dr. fiurzy^ki die von Bandtkie 
angefahrten Beweismittel einem näheren Examen. 

Nach dem bereits Gesagten schwindet zwar die Bedeutung der- 
selben von selbst; der Vollständigkeit wegen möge jedoch noch 
Folgendes aus den diesfälligen Ausführungen des Professors Bur- 
zyäski hier Platz finden: 

Dass der Gnesener Erzbischof Olszewski in dem an Altieri 
gerichteten, vertraulichen Schreiben einige Zweifel über die, übrigens 
bereits constatirte Eeception der Trienter Beschlüsse in Polen an- 
zuregen sucht, hat — nach Burzyüski — einen ganz besondern 
Grund. Olszewski nahm Zuflucht zu diesem Mittel, um so möglicher- 
weise den Anmassungen des Krakauer Bischofs Trzebicki zu be- 
gegnen, welcher das Recht den König zu krönen für sich in Anspruch 
nehmend, die Bestimmungen des Concils von Trient über die Besi- 
denzpflicht als Vorwand benützte. Diese legen dem Gnesener Erz- 
bischof die Pflicht auf, fortwährend in Gnesen zu residiren ; er könne 
somit den Krönungsact in Krakau nicht vornehmen. — Es ist jedoch 
gewiss, dass Olszewski seine, nur vertraulich im Briefwechsel ausge- 
sprochene Ansicht öffentlich nicht vertheidigt haben würde. Zu 
dieser Annahme berechtiget uns schon der Inhalt des erwähnten 
Schreibens *). 

Was die Ansichten der von Bandtkie berufenen Gelehrten an- 
langt, so wissen wir ja, welches Gewicht der opinio doctorura bei- 
zulegen sei. Sobald die Ansicht eines Schriftstellers mit der wahren 
Sachlage nicht übereinstimmt, verliert sie auch an Bedeutung. Bar- 
bosa hat offenbar die Verhältnisse Polens nicht der Art genau ge- 
kannt, dass seine Aussprüche über Polen als unumstössliche gelten 
sollten. 

Die Bemerkung Bandtkie's: Er habe gehört, dass die So- 
chaczewer Acten einen Protest gegen die Tridentinischen Beschlüsse 


1) Der betreffende» AbsaU lautet: Ultra cum noo ignoretis ... an non etiam 
perieulosam sit disputaiioni locum praebere: utram rex et ordines saeculares Po* 
loniae concilii tridentini rerormationum decretk ligentur? (ean ete* . .»>'pniden» 
llae, «laonun inttrist, expendendum reUn^QO. 
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enthalten sollen — sei ganz bedeutungslos. Mit derl^ vagen Be- 
hauptungen ist nichts bewiesen. 

Was Bandtkie schliesslich nochmals über die Nichtannahme 
der Tridentinischen, dogmatischen Declarationen vorbringt, ist bereits 
als jeder wissenschaftlichen Grundlage entbehrend refutirt worden. 

Der Schlus9satz Bandtkie's dagegen, worin gesagt wird: dass 
auch die disciplinären Beschlösse des Trienter Concils in Polen nicht 
der Art Geltung hatten, wie dies Xaverius Szaniawski behauptet: 
»da man ja in Polen Menschen zur Ehre Gottes nicht verbrannte, 
wie in Spanien u. s. f.« verdient als eitle Phrase gar keine Wider- 
legung, ist übrigens auch deshalb ganz bedeutungs- und gegen- 
standslos, weil kein einziges der Trienter Decrete Bestimmungen in 
dieser Bichtung enthält. 

Um zu zeigen, dass auch das, vom Trienter Concil im cap. I. 
der XXIV. Sitzung de ref. matr. über die Eingehung der Ehe Vor- 
geschriebene in Polen publicirt und genau befolgt wurde, citirt Pro- 
fessor BurzyAski (S. 86. L Heft, II. Band s. W.) einen in der oben- 
erwähnten W§zyk'schen Sammlung (p, 380.) enthaltenen Synodal- 
beschluss. Er lautet: 

Cap. XXX. De clandestinis matrimoniis. Decretum Sacro- 
sancti Concilii Tridentini adversus matrimonia clandestina, inviola- 
biter jubet Sacra Synodus observandum. Propterea curent ordinarii 
hoc ipsum Decretum populo publicari et explicari in singuUs Pa- 
rochiis mar um Dioeceaum^ idq.m primo anno quam sqepissime^ 
deinde vero gpioties expedire viderint. 

(üebrigens wird ja die Reception der Trienter Beschlüsse in 
Polen auch in den, von Sr. Heiligkeit dem Papste Benedict XIV. 
an den polnischen Episcopat gerichteten Schreiben , namentlich in 
jenem vom 18. Mai 1743 vorausgesetzt.) 

Wir hielten es für zweckmässig, vorstehende schätzenswerthe 
Aufschlüsse des Dr. Burzyüski über die Reception der Trienter Be- 
schlüsse in Polen im Vorstehenden übersichtlich zusammenzufassen 
und hiebei eigene Bemerkungen einzuflechten. 

Immerhin dürften dadurch mehrere, die Annahme der Triden- 
tinischen Beschlüsse in Polen betreffende und bisher vielleicht un- 
bekannte, Einzelheiten weiteren Kreisen zugänglich gemacht wor- 
den sein. 

Zum Schlüsse sei es uns noch gestattet zu erwähnen, dass 
auch der verewigte polnische Canoni^t Dr. Delix Stotwi^ki^ in seiner 
in Erakau im Jahre 1857 über das GoneiL von Tri^ eischienen^ 
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Abhandlung 1) , die Frage der Annahme der Trienter Beschlüsse in 
Polen zu Idsen versucht. Er steht jedoch mit seiner S. 58. dieses 
Werkes ausgesprochenen Ansicht: dass die Trienter Beschlüsse in 
Polen erst auf der im Jahre 1626 in Gneseu gefeierten Synode 
recipirt worden seien — isolirt da. Dagegen sind die, vom Wilno'er 
Bischöfe Adam Stanislans Erasiäski in seiniam im. Jahre 1861 
erschienenen kirchenrechtlichen Werke ^), über die Reception der 
Tridentinischen Satzungen in Polen ausgesprochenen Ansichten mit 
den in gegenwärtiger Abhandlung entwickelten ganz übereinstim- 
mend. 

KrasiAski sagt nämlich (S. 55. seines ebeh bezogenen Werkes) 
ganz bestimmt : Die Beschlüsse des Coucils von Trient wurden zuerst 
iii Polen, und zwar im Jahre 1564 auf dem Parczower Eeichstage, 
sodann auf der, in Piotrkow im Jahre 1577 abgehaltenen, Provin- 
cialsynode recipirt. — 


1) Dzieje powszecbnego Soboro Trydenfsklogo — sireScit FpRx Siolwiiiskl. 
Krakaa. Badw^iser. 1857. 

2) Prawo kanoDiczne krötko zebrane przez A^lania Slanhiawa Krasinskiego, 
Biskapa Wileüskiego. Wilno. Zawadzki. 1861. 
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Hitgetbeilt und ertlotert von P. 6. Sehneemann, S. J. 

Am 21. September 1866 wurde mit grossen Feierlichkeiten 
die grösste Synode geschlossen, die Amerika je gesehen hatte. Das 
grossartige Ereigniss zog die Aufmerksamkeit Aller auf sich. Wir 
wollen nicht von der ungeheuren Menschenmasse reden, welche zu 
demselben herbeigeeilt war; denn das darf bei der Schaulust der 
Amerikaner imd ihrer Vorliebe far prächtige Aufzüge nicht im Ge- 
ringsten auffallen. Aber selbst' der Präsident der Union wollte der 
hehren Versammlung durch seine Gegenwart einen Beweis seiner 
hohen Achtung zollen, und die gesammte Presse äusserte durchweg 
Ehrerbietung oder doch Staunen und Bewunderung ob der maje- 
stätischen Grösse, mit der die katholische Hierarchie aus den Stür- 
men des schrecklichen Bürgerkrieges hervorgegangen war. Von 
einer unwillkommenen üeberraschung fühlten sich freilich Viele be- 
troffen. Je mehr manche Sectirer, besonders in den Staaten Neu- 
Englands, mit der äussersten Verachtung auf die Katholiken herab- 
gesehen und sie vor dem Kriege kaum mit einem andern Namen, 
als dem eines schmutzigen Parry (Irländers) bezeichnet hatten, um 
80 mehr wurden dieselben Leute jetzt von Furcht ergriffen: die 
katholische Kirche, deren Glaubenseinheit und Schönheit des Cultus, 
deren grosse Ausdehnung und feste Organisation auf dem Baltimorer 
Concil so lebendig hervortrat, möchte nun, nach Besiegung der 
grössten Schwierigkeiten, mit Sturmschritten in der Bezwingung des 
unsäglich verkommenen und zersplitterten Sectenwesens voranschreiten. 

Den katholischen Historiker ergreift eine ähnliche Ahnung 
und Hoffnung , wenn er auf jenes Ooncil schaut und die demselben 
Torausgegangenen Zeiten der Kirche in Amerika betrachtet. Er 
sieht in dieser Synode ein Zeichen, dass die erste Periode der nord- 
amerikanischen Kirchengeschichte, die Zeit der Grundsteinlegung 
und des Aufbaues, die unter unsäglichen Drangsalen und Gefahren 
geschah, vorüber ist. Er wird darum jenes Concil gewissermassen 
mit dem Nicänum vergleichen, welches der erstaunten Welt durch 
die Vereinigung so vieler Bischöfe bewies, wie gewaltig und glorreich 
die Kirche sich aus den Fluthen dreihundertjähriger Verfolgung er- 
hoben hatte. Freilich hat die Kirche in Amerika nicht solche blutigen 
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Kämpfe zu bestehen gehabt, dafür musste sie aber mit anderen Hin- 
dernissen ringen, welche filr die Gläubigen verderblicher waren, als 
je Feuer und Schwert es gewesen. Es war das besonders jenes ir- 
dische, auf Gewinn gerichtete Treiben, das wie ein Alles mit sich weg- 
reissender Strom, so leicht diejenigen erfasst, welche in jene neue 
Welt übersiedeln. Es lebte jenseits des Oceans jener puritanische, 
von Hass gegen die Kirche erfüllte Geist, der von den alten eng- 
lischen Colonien aus sich über das ganze Unionsgebiet verbreitet hat. 
In einen solchen Strom mussten nun die Fundamente der Kirche 
hinein versenkt werden. Was Wunder, dads zahllose Steine von der 
Fluth hinweggerissen wurden? Besonders vermochte sich oft der 
Einzelne im Kampfe mit so feindlichen Elementen gar nicht zu hal- 
ten, und so gingen unzählige Seelen zu Grunde, da puritanisdie In^ 
toleranz vor der ünabhängigkeitserklärung , nachher aber Prierter- 
mangel und Armuth die feste Organisation der Kirche entweder- 
gänzlich oder doch theilweise verhinderten. Diese Zeit ist nun , irie 
das Concil von Baltimore zeigt , Gottlob vorüber. Die Fundämönte 
der Kirche sind glücklich gelegt, diese selbst erhebt sich wie ein 
majestätischer Bau und zeigt, dass sie allein noch der amerikanischen' 
Freiheit und Ongebundenheit, welche alles Kirchenwesen zu zerstören 
droht und wirklich die Secten immer mehr zersplittert^ zu wider- 
stehen vermag und im Stande ist, bei der Atiflööung der andern 
Beligionsgesellschaften die guten Elemente sich einzuverleiben. 

Wir dürfen uns freilich nicht verhehlen, dass dieser' Fortschritt, 
ebenso wie der Anfang, mir durch gewaltiges Bekämpfen und Be- 
legen der vielen Hindemisse zu Stande kommt, und dass, wie es 
eben bei grossen Kämpfen nicht anders gehen kann, der Sieg nicht 
ohne ungeheure Verluste errungen wird. Doch die Sicherheit und 
Schnelligkeit, mit welcher sich die Kirche in der hord amerikanischen 
Union unter den schrecklichsten Schwierigkeiten aus den kummer- 
lichsten Anföngen zu ihrem jetzigen Glänze emporgeschwungen hat, 
bietet uns ein hoffnungsvolles Unterpfand f&r die Zukunft. 

Als im Jahre 1790 John Carrol zum Bischof ernannt wurd^, 
mochten in seiner die damaligen Unionsstaaten umfassenden Diöcese 
kaum 40,000 Katholiken zerstreut leben. Das seiner Administration 
übergebene Gebiet wurde bald darauf noch durch die beiden Lousiana 
vergrössert, die ihren ersten Bischof 1802 durch die Traasferirung 
Penalver*8 (seit 1793 Bischof von New-Orleans) verloren hatten. 
Nene Bisthümer mussten wegen dieser immensen Ausdehnung der 
Baltimorer Dideese ^eschiaffen werden , obwohl man die Oberhirten 
bei dem Mangel an Priestern, Seminarien, Kirchen und irdischen 
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Hilfsmitteln, bei der damaligen Gleichgültigkeit der alten Welt ge^ 
gen Missionen nur auf die Hilfe des Himmels verweisen konnte. So 
wurde denn Garrol 1808 Grzbischof, und.es wurden ihm als SuflEra« 
gane die ^eucreirten Bischöfe von New -York, Boston, Bardstown 
(später Louisville), Philadelphia untergeben. Zu diesen Su£Eraganen 
kamen 1820 noch Charleston und Norfolk (später Bichmond), 1821 
Cincinnati, 1825 St. Louis, 1829 Mobile, 1833 Detroit, 1834 Vin- 
cennes, 1837 Dubuque, Naschville, Natchez, 1834 Chicago, Hartford, 
Littlevock, Milwaukee, Pittsburg. 

Einen weiteren Schritt zur Organisation d^r Kirche in der 
Union that Pius IX., indem er bald nach seiner Erhebung auf den 
päpstlichen Stuhl die kirchlichen Metropolen in der Union vermehrte. 
1846 wurden in Oregon -City ein Erzbisthum gegründet und ihm 
WaUa-Walla (später Nesqualy), so wie der Apostolische Yicar von 
Britisch ColumMa als Sufiragane untergeordnet. 1847 wurde St. 
IiQuis gar Metropole erhoben, und 1850 ihm zu Suffiraganen Chicago, 
Dubuque, Milwaukee, Naschville und das in demaelben Jahre ge- 
ffirundete St Paul, 1853 Quiery (Alton) und Santa Fe gegeben. 
Zugleich wurden dem Erzbischofe von St. Louis die beiden Aposto^ 
liacben Vicariate Kansas (1850 ^) und Nebraska (1857) unterstellt. 
Im Jahre 1850 erhob der heilige Vater die Kirchen von New-York, 
Cincinnati und New-Orleans zu Metropolen Als Suffragane wurden der 
ersten Albany (1847), Boston (1808), Brooklyn (1853), Buffalo (1847), 
Burlington (1853), Hartford (Providence) (1844), Newark (1853), Port- 
\wi (1853); der zweiten Cleveland (1847), Covington (1853), De- 
tr<>it, Port Wayne (1857), Louisville, St. Marie (1857), Vincennes; 
der dritten endlich Galveston (1847), Littlerock, Mobile, Natchez, 
Natchitoches (1853) beigegeben. Californien wurde, als es diureh 
die Auffindung der Goldfelder zu einer so raschen Blüthe kam, 
gleichfalls ciine Kirchenprovinz. Defn in seiner Hauptstadt St. Fran- 
cisco 1853 errichteten erzbischöflichen Stuhle wurde der 1840 in St. 
Diego gegründet^ und 1850 nach Monterry verlegte Bischofssitz 
sammt dem Apostolischen Vicariate Marysville (1860) untergeordnet. 
Der kirchlichen Provinz von Baltimore, deren jeweiligen Oberhirten 
1858 der Vorrang ^) vor allen Bischöfen der Union zuerkannt wurde, 


f) Diese in Klammern stehende Zaiil bezetehnel das Datum der Gründung 
dfs Vlcariates (Bisthams)* Dasselbe Ist in den folgenden Zeilen der Fall. 

%). »Loci praerogathra, ita ut in Condliis« coetibas et condUis qaibuseamiqac 
Arcbiepiseppo Baltimoreosi pro teropoie existent! praeeedentia priQcepsqqe in se- 
iende locus sqpra quosvis istarnm Provineiaram ArclUfspiseopes, si qai adsint^ 
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verblieben sohin noch die Bisthümer Charleston, Philadelphia, Pitts- 
bnrg, Eichmond, zu welcheii 1850 die von Wheeling und Savannah, 
1853 das von Erie, 1857 das Apostolische Vicariat von Florida hin- 
zugeftgt wurden. Demnach sind von den Unionsstaaten die atlan- 
tischen in zwei Kirchenprovinzen getheilt, die nördlicheren (Neu- 
Englandsstäaten mit Einschluss New-Tork's) gehören zu New-fork, 
die südlicheren mit Einschluss Pensylvaniens und Delaware's zu 
Baltimore. Die Golfstaaten und Arkansas sind New- Orleans zuge- 
theilt. Die Staaten am stillen Ocean zerfallen gleichfalls in zwei 
Provinzen: Oregon -City und San Francesco, von denen die erste 
(nördliche) Oregon, so wie die Territorien Columbia und Idaho, die 
zweite (südliche) Californien und Nevada umfasst. Das ganze Gebiet, 
welches sich zwischen den an den beiden Oceanen gelegenen Staaten 
erstreckt , gehört mit Ausnahme des oben angefahrten Arkansas zu 
den beiden Provinzen Cincinnati und St. Louis. Das erstere umfasst 
aber nur die kleinere nordöstliche Hälfte (Michigan, Ohio, Indiana, 
Kentucki). So begreift die Provinz St. Louis ungefähr die Hälfte 
des ganzen TJnionsgebietes, und erstreckt sie sich von den Grenzen 
der Hudsonsbailänder bis nach Mexiko hin. Wegen dieser ungeheu- 
ren Ausdehnung bat das jüngste Plenar-Concil den heiligen Stuhl, 
dass im Norden jener Provinz eine neue Metropole errichtet, und 
von ihr nodi Tennesse, welches in die anderen Kirchenprovinzen 
hineinläuft, abgelöst und der Metropole Cincinnati unterstellt würde. 
Der heilige Stuhl hat jedoch die Ausführung dieses Wunsches noch 
verschoben. Vielleicht liegt der Grund hievon in den unaufhörlichen 
Veränderungen, wdche die rasche Entwickelung des zur Provinz 
St. Louis gehörigen Gebietes mit sich bringt. 

'Das ist in kurzen Zügen die Organisation der mit so wunder- 
barer Schnelligkeit aufblühenden Kirche der Vereinigten Staaten. 
Wir haben sie nicht nur deshalb hier dargestellt, weil sie auf der 
jüngsten Kirchen Versammlung einen so glänzenden Ausdruck ge- 
funden hat, sondern darum besonders, weil sie eine vorzugliche 
Frucht der grossartigen mit jenem Plenar-Concil abschliessenden 
Synodalthätigkeit war; denn zumeist auf die Vorstellung der Pro- 
vincialconcüien hat der heilige Stuhl in besagter Weise die ameri- 
kanische Kirche organisirt. 

Abgesehen von der Besetzung der Bischofssitze mit ausge- 
zeichneten Oberhirten, was gleichfalls zum Theil ein Verdienst der 


nun« babita raüone promotionis sea ordinationis, babeatur.« Decret. S. C. de 
Prop. I^de, approbat. a. SS. D. N. Pio PP. IX. d. 25. Jal. 1858. 

7* 


A 


100 Schneemann, Das zweite PlenarconcU von Baltimore (1806). 

die Candidaten prüfenden Provincialsynoden ist, hat wohl nichts 
dieser jungen Kirche mehr genützt, als jene Vermehrung der Bischofs- 
stühle. Sie bildeten den anfangs oft unscheinbaren Cristallisations-' 
kern, an den sich alsbald die zerstreuten katholischen Elemente 
anschlössen. Der Papst gründete die neuen bischöflichen Stühle auf 
Bitten der Öberhirten, aus deren Diöcesen sie gebildet wurden, und 
dies zeigt einen erfreulichen Unterschied von den Streitigkeiten, 
welche die Dismembration der Diöcesen so häufig in früheren Zeiten 
hervorrief. 

Noch erspriesslicher sind die Concilien in Amerika in Bezug 
auf die Ausbildung des kirchlichen Lebens gewesen, indem sie die 
Kirchenzucht mit Berücksichtigung der eigenthümlichen Umstände 
und V erhältnisse der Vereinigten Staaten herstellten, aufrecht hielten 
und sie immer mehr und mehr dem gemeinen Kirchenrechte gleich- 
förmig zu machen suchten. Eine schwierige Arbeit! Die Hilfs- 
mittel der jungen Kirche waren so gering, die Zustände so ausser- 
ordentlich, die Verhältnisse der Neuen Welt nicht nur von denen 
der Alten verschieden, sondern geradezu diesen entgegengesetzt» 
Zuerst hatte es hier die Kirche mit dem atheistischen (d. i. prin- 
cipiell confessionslosen) Staat zu thun, der aber häufig genug aus 
seiher Indifferenz heraustrat und sich ihr feindselig erwies. Je 
schwieriger die Aufgabe war, um so mehr ist die Energie und ins- 
besondere die Ausdauer zu bewundern , mit welcher der Episcopat 
von Amerika dieselbe auf seinen 24 Provincial-, beziehungsweise 
Plenar-Synoden , andere kirchliche Versammlungen nicht mitgerech- 
net, zu lösen trachtete. Das Studium ihrer Beschlüsse ist deshalb 
höchst anziehend und erhält dadurch noch für den Canonisten die 
grösste Wichtigkeit, dass uns in Europa dieselbe völlige Trennung 
zwischen Staat und Kirche mit all' ihren unheilvollen socialen Polgen 
droht^ welche in Amerika längst zur Thatsache geworden ist. 

Die ersten Anfänge der grossartigen Synodalthätigkeit, welche 
wir in der Kirche der Vereinigten Staaten bewundern, fallen mit 
dem Beginn derselben zusammen. Denn CarroU versammelte, kaum 
zum Bischöfe erhoben, seine Priester zu einer Diöcesansynode. In 
gleicher Weise berief er, zuna Erzbischofe ernannt, sofort seine Suflf- 
ragane sammt seinem Coadjutor zu einer Zusammenkunft in Balti- 
more. Alle erschienen mit Ausnahme des Bischofes von New-York, 
der krank in Neapel darniederlag, wo er auch starb, ohne sein Bis- 
thutn je gesehen zu haben. Der Nachfolger Carroirs, sein früherer 
Coadjutor, Leonard Neale, stand der Erzdiöce'se zu kurze Zeit vor, 
als dass er eine Provincialsynode hätte berufen können. Bie&ies 
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that erst im Jahre 1829 Erzbischof James Whitfield, der durch die 
Berufung des ersten Proyinciakoncils von Baltimore in die von 
CarroU geöffnete Bahn trat. Es war, neben dem von Tuam (1817), 
das erste dieser Art, welches nach fast hundertjähriger Unterbrechung 
unter freudiger Zustimmung des heiligen Stuhles nach den canoni- 
schen Vorschriften in der katholischen Kirche gefeiert wurde. 

Dem Erzbischof Whitfield war es vergönnt , noch ein Provin- 
cialconcil im Jahre 1833 zu halten. Sein Nachfolger, Samuel Ec- 
eleston, hielt nicht weniger denn fünf Provincialsynoden ab: 1837, 
1840, 1843, 1846, 1849. BeMe Oberhirten waren Gonvertiten. Es 
war aber nicht blos ein rücksichtsloser, den Gonvertiten so häufig 
eigener Eifer, sondern auch grosse Klugheit nothwendig, um alle 
Schwierigkeiten zu überwinden, welche sich der Wiedereinführung 
eines lange verschwundenen Institutes entgegenstellten. Eine solche 
Klugheit leitete die Bischöfe, als sie in der das erste Provincial- 
Concil vorbereitenden Berathung als ersten Beschluss festsetzten: 
nichts anzuordnen, was nicht leicht ausgeführt werden könne. Eben- 
deshalb unternahm die Synode auch nicht eine Regelung des Ge- 
sammtgebietes der Kirchenzucht, sondern begnügte sich die aller- 
nothwendigsten Punkte durch wenige Ganones zu ordnen. Dasselbe 
Verfahren schlugen die folgenden Goncilien ein, so dass daher die 
Beschlüsse der ersten zwanzig Synoden kaum zwanzig Octayseiten 
füllen. Wir stehen gar nicht an, die Frequenz der Synoden in 
Nordamerika unter Anderm auch diesem nüchternen und besonnenen 
Vorgehen zuzuschreiben; dasselbe war aber um so bewunderungs- 
würdiger, als gerade die vorhergehenden, nachtridentinischen Goncilien 
insgemein dagegen gefehlt hatten. Man wirft häufig die Frage auf, 
was die Ursache der grossen Unterbrechung der Synodenfeier im 
vorigen Jahrhunderte gewesen sei; man sollte lieber fragen, warum 
das Tridentinische Gesetz über die Frequenz der Provincialconcilien 
nirgends in das kirchliche Leben übergegangen sei, und man würde 
dann ausser andern Ursachen, die ich nicht bestreiten will, auch die 
Weitschichtigkeit der auf den nachtridentinischen Synoden gefassten 
Beschlüsse finden. Was von jener Zeit gilt, gilt auch von der 
nnsrigen. Man erlaube mir hier den Gedanken eines unserer tüch- 
tigsten Ganonisten auszusprechen. Nie wird man die so sehr ge- 
wünschte regelmässige Feier der Synoden, ohne welche dies Institut 
der Kirche keinen grossen Nutzen bringt, ausfahren, wenn man nicht 
mit den Amerikanischen Goncilien zu dem beschränkten Masse der 
Ganones, welches die ähnlichen Versammlungen der ersten Jahrhun- 
derte und des Mittelalters in der Begel einhielten, wieder zurück- 
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kehrt. Die Provincialconcilien unterscheiden sich dadurch von einer 
öcumenischen Kirchen Versammlung, dass sie keine am^erordenüiche 
Massregel, sondern eine ordentliche, wenigstens alle drei Jahre zu 
wiederholende Handlung des kirchlichen Lebens sind. Schon deshalb 
allein dürfen sie keinen ausserordentlichen Aufwand von Kosten, 
Zeit und Anstrengungen erfordern. Zudem steht die Menge der 
gefassten Beschlüsse gewöhnlich im umgekehrten Verhältnisse zu 
der Zahl der ausgeführten. Nichts schreckt aber mehr von einer 
weiteren Feier der Synode ab, als das Bewusstsein, die meisten Ca- 
nones seien nicht ausgeführt. Es ist ja aber auch , wenn nur das 
Tridentinische Oesetz beobachtet wird, nicht nothwendig, dass Alles 
auf Einem Concile geschieht. Was auf der einen Versammlung nicht 
vollendet wird, kann nach drei Jahren wieder in Angriff genommen 
werden. Wenn wir ein jedes Jahr, meint Thomas von Kempen, 
auch nur Einen Fehler ablegten, so würde es bald besser um uns 
stehen. Das Gleiche könnte man von den regelmässig gefeierten 
Synoden sagen : würde auf jeder auch nur Ein Punkt der Kirchen- 
zQcht gründlich gebessert, es stünde bald besser mit dem kirchlichen 
Leben. 

Den hier entwickelten Grundsätzen gemäss hatten die Ameri- 
kanischen Bischöfe über 20 Synoden gefeiert. Jetzt konnte man es 
ihnen nicht verargen, dass sie nun endlich auch einmal in ausser- 
ordentlicher Weise das gesammte bei ihnen geltende Eeeht^ auf 
einem Flenarconcil zusammenfassten. 

Das VII. Frovincialconcil von Baltimore (1849) beschäftigte 
sich mit der Organisation und Eintheilung der Nordamerikanischen 
Kirche in Provinzen, und der heilige Vater billigte 1850 vollkom- 
men die von demselben gemachten Vorschläge. Es sollte jedoch 
achon nicht mehr alle Oberhirten der Vereinigten Staaten umfassen, 
da bereits Oregon als kirchliche Provinz von Baltimore abgetrennt 
war und auch schon 1848 die erste Provincialsynode gefeiert hatte. 
D^ nun folgende^ 1852 in Baltimore gehaltene Concil vereinigte 
indess wiederum alle Bischöfe der Union, denn Pius IX. hatte auf 
Bitten der VII. Provincialsynode die Feier eines National -Concils 
unter Vorsitz des Erzbischofes von Baltimore als Apostolischen De- 
legaten gestattet. 

Seit dieser Zeit wurden, soweit es die umstände gestatteten, 


1> Eben so wenig wird es zu tadeln sein, wenn ein Biscbof die in seiner 
Di&eese zu Reebt bestellenden BestimmaDgen zusammenfasst und auf einer DiOee-* 
sikDsynode publidrt. 
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in den einzelnen Kirchenprovinzen Synoden gehalten, nämlich in 
Baltimore 1855 und 1858; in New-York 1854, 1857, 1861; in Gin- 
einnati 1855, 1858, 1861; in St. Lonis 1855, 1858; in New-Or- 
leans 1856, 1860. Dass vom Jahre 1860 an die Feier der Prö- 
vincialconcilien etwas nachliess, hat seinen Grund in dem schreck- 
lichen Krieg, welcher auch die Abhaltung einer Plenarsynode im 
Jahre 1862 verhinderte. Wenn in Oregon und Galifomien keine 
Goncilien mehr gehalten wurden, so liegt die Ursache davon wohl 
in der geringen Zahl der Suffragane jener Provinzen. San Fran- 
cesco hatte Anfangs nur Einen Sufiäraganen (den Bischof von Mon^ 
terey). Auch war die Frage, ob dem Erzbischofe Ton Oregon-City 
der Apostolische Vicar Ton Brittisch Columbia unterstehen sollte, 
noch nicht entschieden. 

Auf. den Inhalt der auf den erwähnten Synoden gefiässten Be- 
schlüsse brauchen wir hier nicht weiter einzugehen i weil in die 
Canones der II. Plenarsynode yon Baltimore, mit der wir uns mm 
beschäftigen wollen, die wichtigsten aufgenommen sind, und wir bei 
deren Anfahrung, so weit es nöthig ist, auch die frühere Synodal- 
thätigkeit beräcksichtigen werden. 

Die Acten und Beschlüsse dieses Condls erseUeiien 1868 in 
Baltimore (bei J. Murphy) unter dem Titel: CancUii Henarii Bal^ 
ümorensis IL in Ecdesia Metropolitana BaUimorensi a ä. 7, ad 
d. 21. Octobr. Ä. D. 1866. habita et a Sede Äpostolica recogniü 
Acta et Decreta. (Lexiconformat ; CLIV, 346, UV Seiten). Drneh 
diese Ausgabe sollen die Canones als promnlgirt gelten ^), wasindess 


1) Die Redaction des Archiv's hftlt dafQr, es sei bier am Platti, at»- 
drOektieli hervorzubeben, dass die Decrete einer Provincial' und Diöceaafi' 
Synode förmliche Kirchengesetze sind, and nicbt ein sehriftstellerisches 
Pastoralweric der Biscböfe der Provinz oder des Difteesanbisfbofs oder der mil 
der Abfassung der Decrete oder Entwürfe derselben beauftragten Personen. Die 
Redaction sieht daher in der Hingabe der Decrete ebner Synode von Seiten des 
MetropoffVien oder des Diöcesanbiscbofs an einen Verleger zar ttertMüBtig etiler 
gedradcten Aasgabe and zur bachbSndlerischen Verbreitong derselben, tmeh hör 
die Hingabe des Verlags der offlciellen Ausgäbe, einerlei ot der Verlei;er 
fOr diese VerlagsObemabme ein Honorar zahlt oder nicht. Das Archiv hat seiner 
Aafkrsbe gemftss alle seit 1858 wieder in Oesten'eiiitt und Ungarn und Preasseh 
gehaltenen Provincial- and DiOcesan- Synoden zwar nicht in ihrem vollstlndigen 
Wortlänte, weil dazu der Raum mangelt, aber doch in llngeren AaszQgen ond 
zwar das Wichtigere vollstSndig and aach das Ausgeüibgene meistens mit den Worten 
des Originals aaf Grand der ofDciellen Aasgaben mitgetheilt Und so folgt aach 
in dieser AbhamHang^^des HochwOrdigen P. Schneemann ehie längere Reihe von 
Deereten der Baltimorer Synode fai wörtlichem Abdratk. Nadi dem OlTentlidien 
Zwecke ond natb der Oifeiitlichen Aaf||abe, die der Kirche von ihrem gOttifdieo 
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ihre weitere Promulgation durch Provineial- und Diöcesan- Synoden 
nj^ht aufbeben soU. 

Auf das Decretum promulgationis folgen die Acten, welche in 
drei Theile zerfallen: Acta Concilio praevia, A. in Concilio, A. posjfc 
Qon^^ilium: dann koi^men die 534 Beschlüsse des Concils, endirch 
ein Appendix, ein ausiiihrliches Sachregister und einige auf das Cen- 
tenarium des heiligen Petrus . bezügliche Actenstücke. 

Aul den Wunsch der amerikanischen Bischöfe hatte Pius IX. 
<^ch das Breye Apastolici minüterii^) vom 16, Febr. 1866 ihnen 
die Feier eines Plenarconcils gestattet, den Erzbischof Joannes Martin 


Stifter gegeben sind, erseheinen die Acte der kirchlicbeu Gesetzgebung, aucb die 
blos fOr ein Glied des klrcblichen Organismus, für eine Kircbenprovinz oder eine 
DfOcese erlassenen Deerete einer Provincial- oder Diöcesan-Synode nicbt als ein 
Mvatwerk der BiscbOfe, sondern als öffentliche Arte, die ihrer Natar nach fQr 
Blfiglii^tä-dffentliclie Verbreitung in der Kirche hestimmt sind, wie dieses gant 
analog mit den universalen wie particnlaren Staatsgesetzen für das Gebiet des 
Staates der Fall ist« Allerdings können die Bischöfe in den Synodaldecreten selbst 
zugleich besondere ausdrückliche Bestimmungen Ober die Art der Publication und 
des Abdrucks derselben treffen ; aber soweit solche nicht vorliegen , bleibt es bei 
den aUgeraeinen in der Natur der Sache liegenden Hegeln, wornach eine jede 
WeitenreröffentHchuog von Gesetzen, Kirchen- wie Steats-Gesetzen» also auch die 
dar^ AbdrudL derselben einem Jeden gestattet ist. Die Redaction hebt die vor- 
stehenden Sitze deshalb hervor, weil sich kOrziich ein katholischer (!) BucbhSndler 
wegen angehlichen Nachdrucks beklagte, als das Archiv aus den im Verlage 
Jenes Buchhändlers erschienenen Decreten einer DiOcesansynode einen alles Wich- 
tigere wörtlH^h enthaltendet) langen Auszug gebracht hatte. Die Redaction hat, 
^ajeaer Bodibtadler nach s^ner Angabe dem Generalviearlaie — also sicherlich 
fQr iiirchlicbe Zwecke — ein hohes Honorar gezahlt hatte, uro auch den Schein von 
VnbiUigkeit zu vermeiden und nicht auch noch einen Aergerniss gebenden Geldstr^it 
Ober Jene Synode entstehen zu lassen, jenen Verleger durch ein nachtrigliches 
Honorar von Selten des Archiv* s zufriedengestellt, obschon bei ihr. nach ^ie 
vor die Ueberzengung feststeht, dass der Wiederabdruck von Synodal -Decreten 
rechtlich etwas an sich voUkommen erlaubtes ist, und obschon sie bezweifelt, dass 
der nicht im erwarteten Masse erfolgte geringere Absatz jener offlciellen Ausgabe 
dorch das Ar(^hvv herbeigeffibrt wurde, indem die Publicationen des Archiv*s -erst 
ungefähr ein Jahr nach Erscheinen der offlciellen Ausgabe erfolgten, also zu einer 
Zeit, wo erfahrungsgemäss der Absatz eines derartigen Werkes im Wesentlichen 
gemacht sein mnsste f wenn er Oberhaupt in grösserem Masse erfolgen wollte^ 
und da ausserdem das im Archiv Mitgetheilte sich unter Erwähnung und Empfeh- 
lung der offlciellen Ausgabe doch ausdrOcklich nur als ein Auszug aus den Decreta 
Qnter völliger Uebergehung der Acta der Synode darstellte. WQnschenawerth 
wäre, es wohl, wenn künftig agif den Synoden auch über die Bedeutung der Pabli- 
catjon derselben und den etwaigen gänzlichen oder theilweisen Wiederabdruck 
derselben ausdrQckli^he Bestimmungen getroffen wQrden , falls man, In «dieser Be- 
;ciehang Beschränkungen machen wollte« 
1) P. XX. 
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Spalding von Baltimore als Apostolischen Delegaten bestellt und ihm 
die Zusammenbemfung der Synode, so wie den Vorsitz auf derselben 
übertragen. Als Zweck bezeichnete . der heilige Vater: d^e Herstelr 
long einer grösseren Gleichförmigkeit in der Disciplin, die weitere 
Gründung von.Diöcesen nnd das Wachsthum di^ kathplischen Beli- 
gion. In einer Instruction der Congregation der Propaganda ^) wor- 
den dann diese Zwecke noch näher bestimmt wd insbesondere auf 
folgende acht Punkte hingewiesen: l) die sorgfältigeHre Beobachtung 
der theils in früheren Decreten, theils in einer am die Bischöfe des 
gesammten Nordiamerika (d. 21. Jan. 1861) erlassenen Encyclica 
enthaltenen Norm, welche die Ernennung und Prüfung der Candidaten 
zu den bischöflichen Stühlen r^elte ; 2) die sorgfältige Beobachtung 
der Ganones der früheren Concilien von Baltimore; 3) die grössere 
Vorsicht bei Aufnahme fremder Priester in den Klerus der Diöcese ; 
4) die Gründung von^Seminarien; 5) die Beobaditang der Fest* und 
Feiertage; 6) die Sicherung des kirchlichen Guterwesens und Bei- 
legung der daimber zwisiohen Bischöfen uni Beg^laren ausgebrocbe- 
nen Streitigkeiten; 7) die Gründung neuer Diöcesen , besonders im 
Nordwesten der Union; 8) die besonders dringende gleichförmige 
Begelung der Negerfrage. In Betreff des fünften Punktes wurde 
wiederum eine bereits dem ersten JPlenarconoil gemachte Bemerkung ^) 
in Erinnerung gebracht, dass maji nämUeh die Gleichförmigkeit in 
der Disciplin nicht in der Abweichung von den allgemeinen Eirchen- 
gesetzen, sondern vielmehr in der Annäherung zu denselben suchen 
solle, das erstehe könute leicht den Schein eines National - Kirchen- 
thumes machen; darum möchte man den vier allgemein .in Nord- 
Amerika zu feiernden Festen (Nataüs, Ascensionis, Assumptionis et 
Omnium Sanctorum) noch den Tag der Beschneidung des Herrn und 
der unbefleckten Empf&ngniss Marions hinzufugen. Der Apostolische 
Delegat sandte mit d^en Utterae indictionis Concilii diese Instruction 
den einzelnen Oberhirten zu und forderte sie auf, ihm ihren Bath 
nicht vorzuenthalten und- etwaige Entwürfe von Decreten wo möglich 
noch vor dem 3. Mai mitzutbeilen. 

Für die Discussion,; besonders in den Privatcongregationen der 
Bischöfe stellte derselbe Delegat einige Begeln^) auf, die er zum 
grössten Theile den im Senate und andern politischen Versammlun- 
gen der Vereiuigten Staaten geltende ParUafneniarif JUdes ent- 
nommen hatte. Es sind fdgende: 

1) P. XXIV. 

2) Conc Plenariom Baltimori haMtoni a. 1852. Baltiroeri 1S58. p. 56. 
8) P. XXX. 
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»Quae caiqae p^oponerd placet, in scriptis tanttim et Latino 
sermone proponantor. Quae tarnen neqne in deliberationem cadere 
neqtie saffragiis eommitti.possint, nisi proponenti acoedai alter, qni 
ipsi in deliberatiöne postnianda sülßragetnr; 

Nihil proponere liceät, quod ad Titulös, de quibus agitnr, band 
pertineat; 

Brevitas, quam tarnen Incidus ordo comitetur, in proponendo, 
exponendo ac disputando servari debet. Ke quis inutili et vago ser- 
mone tempns terat, sednlo caveatnr; 

Concedendüm omnibus, iteo snadendnm, ut libemme qnae sen- 
tiant loqnantar, intra eos tarnen, qni deceant limites. Si qnis ni- 
nsinn) temporis insnmi aut Üimgins aberrari in disceptando arbitretnr, 
jus habet quilibet, palam conquerendi portulandiqne ut ad propo- 
flitam redeator; 

Promotoris erit, ad has, qoas comhlemoravirnus leget provocare, 
easque servandas tü^ere, qnoties neeesse erit, qno faciUns atqne 
exp^itivs res pertractentar: qnod si dnbinm ottnm fberit, ntram in 
eas peccetnr, ne<5ne, p^nes Praesidem esto jndidnm.« 

Ibi der Privateongregation der Bischöfe wurde noch Folgendes 
beobachtet: 

Adstitere Congregationibns privatis Assistens Promotor, No- 
tarins, GanceHarins cum Assistente et Secretarii. 

»Suffiragia Patmm, re, qnae in qnaestionem venerat, pi^posita, 
per Promotorem exqnirebantnr; si dnbinm circa nnmemm ex una 
vel altera parte exortnm esset, snrgebänt primo affirmantes, deinde 
qni parti neganü fiivebant; in negofciis vero gravioribns singniomm 
snffiragia nominatim postnTabantnr et in tabnias a CanceHario et 
Seeretariis referebantnr. 

Decreta, qnae Patmm examini snbjecta sunt, prius lecta sunt 
in pleno coetn per Assisteütem Promotoreih^).« 

Der Entwnrf der Deerete , wichen Erzbischof Spalding hatte 
verfertigen lass^, War sehr nmfoägreldi. Bevor die einzelnen Punkte 
desselben der Discussion in den Congregationen der Bischöfe unter- 
breitet wArden, sollte darüber durch die beim Condt anwesenden und 
in sieben Privatcongregationen vertheilten Theologen ein Referat ge- 
macht werden. 

Nach einigen vorbereitenden Yersamrnlüngen wurde am 7. Oc* 
tober das Goncil eröffnet, und seine ffitzungeh mid Congregationen 
dauerten bis zum 21. desselben Monats. Die durch den Druck ver-^ 
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dSentlichten Acten behanieln eingehend auch die Diseassionen, welche 
in den Prlvatcongregationen der Bischöfe über ienk erwähnten Ent- 
warf stattfanden. Anfangs wurde auch in diesen Versammlungen 
Punkt für Punkt debattirt, aber bald gewahrte man, dass fies we- 
gMi.der grossen Zf^ der Deerete unmöglich biim^ der for das 
Concil festgesetzten . Zeit geschehen könnte. Da man am 15. Octe- 
ber nicht einmal drei Titel durefagenoBHBen hatte, kam man äbereia, 
mehr summarisch zu rerfahren und einigte sidi mit allen gegen äne 
Stimme zu folgendem Beschlüsse : 

>Postquam omnia in übdlo tfpis impresso ab initio usqud ad 
Num. 136. inclusive Patrum judicio ab lU** rt Rev"* Ddegato 
Apestol. seriatim 8al)||eeta ftiennt, et ab iisdem post quasdam emen-^ 
dationes probata, experientia <xNBpertam est, tempns hnic Plenario 
Goneilio praestitutum haud suffleere, ut reüqsa omnia eidem minuCo 
examini dabita com deUberakio&e 8ub)ici pessint. Quaforopter cen- 
fttlüts duxemnt Patres, statuere, «t ex nuiteria, qua^ superest, per 
Patrom quevumdam CosgregationeiD una com Delegato Aposbd. ea 
decreta seligantur, quae ad praxim tantummodo pertineaiit, aut ma- 
joris momenti esse Tideantur; atcpie haec quam primüm Patribus 
examinanda proponantur. ^^uftns rite discossis, si tempus suppetat, 
caetera quoque examini subjicere liceai 

Patres de(areti8.pratiticis,8i pröbata iuerint, eo smisu subscri- 
bent, ut iterum suis in locis (unde scilicet pro examine excerpta 
sunt) inserantur inter caetera dogmatica aut pastoralia, quae ob an- 
gustias temporis ad trutinam revocari forte nequefmt; atque boe 
modo omnia ad S. Pontifieem transraittaotiiry ejus supreme judide 
eorrigenda atqne, si placeat, probanda.€ 

In BetreiT der Punkte dogfnoHschen und paräneHschen Inhaltes^ 
die nicht voU^ändig debattirt werden konnten , liess dann der Prä* 
sident des Concils in der zehnten Privatcca^egatioja folgende Gr* 
klarung verlesen: 

»Beverendissimiis Ddegatns ApoetoHcüs rogat omnes et siu- 
gnles Patres hie congregatos, ut dquis circa praedicta decreta aliqnid 
ezquirendum, suggerendunii proponendum habeat,. id pleno ac libere 
significare velit HL et Bev. Ep. Natchetensi, qnocum co^janguntor 
B. B. Savannensis et Mobilaensis, qniqne secretarios ad hoc depu- 
tatur, ut omnes htgusmodi suggedkieiies ao proposttion^ excipiat, ad 
ftnrmam debitam redigat atque ad Delegatum Apostolicum de iisdem 
referat Hie vero suo, nomine, tamquam Delegatus Apostolicus» 

1) P. LXXIl. 
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eadem ad S, Ponüficem, ut ab ipso ^xaminentar atque, si opus 
fiierit, c(»rrigantQr9 transmittenda cnrAbit^).€ 

Anf diose Weise gesdiaii es, dass die Provincialsynode ihre 
wiehtige Aufgabe am 21. October vollendete. Die Decrete enthalten 
nicht weniger als 534 Nummern und unterscheiden sieh dadurch 
wesentlich von den Ganones der früheren Goncilien von Baltimore, 
dass sie nicht blos einige wenige Punkte der Disciplin kurz behan- 
deln, sondern sieh sehr amrfBhrUch über Glauben Und Kirehenzucht 
yerbreiten. Ausserdem wurde noch ein ausführliches Hirtenschreiben 
über die wichtigsten Fragen erlassen, sowie ein Synodalschreiben an 
den heiligen Vater verfasst 

Eine ausf&hiüche Iffitth^ung der Verhandlungen und Beschlüsse 
des Coücils^ sowie dje daduidi veranlassten Instructions, Antworten 
und Decrete der SL Goiigr. de pr(^. Fide ^) würde uns weiter führen, 
als der Baiim des Arehip's es gestattet; aber wir k(tamen uns nicht 
versagen, die Punkte hervorzuheben, welche für das canonische Hecht 
von giTüsserer Wichtigk^ sind odfirallgemei&es Interesse beansprudien. 

Die Decrete zerfallen in 14 Titel : 
L De fide orthodoxa, dequ« erroiribus eerpenMbus. 
II. De Hierarchia et regimine Eodesiae. 
in. De personis ecclesiasticis. 
lY. De eceleriis bonisque eecleoiastids tenendis tutandisque. 

1) P. LXXVJII. 

2) Sehr lehrreich sind die Antworten tmd Instructionen^ welche die 
8, Congteg. de prop, Fide sowohl in Betreff der letzten Plenarsynode als 
«Qdi Aber die früheren Cendüea erlassen hat. Sie zeigen, mit welcher Mfis!»i- 
gong, Weisheit and Gerechtigkeit man in Rom vorangeht. Sie beweisen aber 
auch, welch* thitige Liebe man dort fOr die Deolsdie NationalHIt hat. Wieder- 
holt worden die Concilien darauf anfmerksam gemacht, dass Biscbdfe and Priester 
In den Gegenden, wo viele Deutsche sich angesiedelt bitten, der deutschen 
Sprache mächtig sein mUssten, }a das «r^^e A'ctenstOek, das uns in den 
Acta et Beereta des Plenarconcils mitgetheilt wird, enthält die dringende Mahnung 
des Cafdinal Bamabo, doch fUr eine grossere AbmIiI deutscher Priester im Nor- 
den der Vereinigten Staaten Sorge zu tri^en. Auch die deutsche Ordensprovfaiz 
der Jesuiten weiss aus Erfahrung, wie sehr rpan von Rom aus dringt und treibt, 
sich doch der armen deutschen Auswanderer anzunehmen. Obwohl sie in Indien 
ein an Fllcbeninhah unserra YMerlande gleichkommendes Miföionsgeblet zu ver- 
walten hat, dann die Sorge fOr die geistig ganz verlassenen und vergessenen 
ientschen in SOdbraaltien, Sft4ehlU und ^en La Katastaaten Oberaommen und 
ausserdem noch gegen 100 Ihrer Mitglieder in andere Previozen, gleichfalls zum 
grossen Tbeil fOr die Seelsorge unter den Deutschen, gesandt, wurde sie nichts- 
destoweniger heaer veranlasst, eine nodi viel bedeutendere Missionsthltigkeit 
unter den im Norden der Vereinigten Staaten ansissigen Deutschen in Angriff 
XU Böhmen. 
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Y. De Saoramentis. 

YI. De calta divino. 

YII. De disciplinae uniformitate proiiio?eiida. 
Yni. De Begobiribug et Monialibiie. 

IX. De javentate institaenda pieque eradienda. 

X. De salot^ animanun efficaeios piomoveada» 

XI. De libtis et ephemeridibus. 
XU. De Soeietatibus Seer^tia. 
Xm. De oovanim Sediam lepiseopaUaro. erertione, deqiie Candida* 

tonun praesentaüoiie. 
XIY. De efficaciori Decretomtn Baltiiuoreasiain eiecutione promo- 
yenda. 

Das Goncil hebt zuerst die Notbwendigkeit der göttlichen Offen- 
barung ond des Glaubens hervor, so wie die schwere allen Menschen 
obliegende Verpflichtung, in die römisch-katholische Kirche einzu- 
treten. Macht der in Amerika herrschende erschreckliche Indifferen- 
tiamus es vor Allem nöthig, in flieser Weise das Dogma der allein 
sdigmachenden Kirche voranzustellen, so unterl&sst die Synode doch 
nicht zu bemerken , dass der sogenannte error invincibilis auch in 
Qlaubenssachen weder eine Schuld begrfinde, noch Strafe verdiene ^). 
Zugleich dringt sie wiederholt auf grosse Liebe gegen Anders- 
giftubige»). 

Die Synode schreibt in gleichem Geiste über die Behandlung 
der Goniraverspunkte in Predigten folgendes ^) vor: 131.^) Haec 
igitur ornnia clare et lucide explicet; non tarnen quasi cum adver- 
sariis ageret, quem>dmodum fit in scho|is/ aut apud polemicos, ut 

ajunt, theologos ; non disputantis more, sed docentis Poterit 

quidem praecipua haereticorum argumenta et objecta breviter ac 
solide retundere, quin tarnen eos nominet, aut ex proifesso id ager3 
videatur. Quodsi fecerit, remissoque, leni et urbanp, non severe et 
acerbo dicendi genere usus fuerit, duplex inde commodum orietur. 

Eine solche Bebandlui^ der Gegner contrastirt freilich mit der 
in politischen Dingen beliebten und von manchen Sectirern auch auf 
das Religiöse übertragenen amerikanischen Art und Weise zu reden, 


t) Vgl. Archiv Bd. VI, 8. 330 ff. > : 

2) Derr. 7. S* p. 8. 9. Cfir. et Encyel. ad Archiep. et Cpisr. Iraliae Aug. 
10. 186S. 

S) P. S«. 

4) Diese Zalil, so wl« die vor dea weiter folgenden Citaten stelieDdeil 
Zahlen, bezeictitien die Nummer der DeeretCi : 


110 Sdmitmmin, Oas xwdt^ Fi«Mr«aneil v<m BilltitMre (1866). 

trotzdem macht sie den grössten Eindruck auf Anderdglftulnge und 
yerfeblt nicht, yiele derselben fbr den Glauben za gewinnen. 

Grosse Schwierigkeiten bereitete die Auswahl , beziehungsweise 
Bevision einer englischen Bibelübetsebfung^). Schon Erzbischof €ar* 
roll hatte bei der «vsten Versammlung der Bischöfe in Baltimore 
(1810) befohlen, sich d^ Dowai Bible bei Gitaten in Oebetbfichern 
und ascetischen Schriften zu bedienen. Das erste Prövincialconcil 
beschäftigte sich wiederholt mit derselben Angelegenheit, die um so 
dringeiider war, je mehr yon den MisridnsgeBellschaften die Verbrei- 
tung protestantischer Uebersetzungen unter den Katholiken ange- 
strebt wurde. So erliess denn die Synode Aber diese Sache ihren 
neunten Canon, welcher nach der von der S. Congreg. de propag. 
Fide gemachten Gorrectur also lautete; »Statuimus igitur, iit Dua- 
censis versio, quae in omnibus ecclesiis , quarum Sdelefs Anglice lo- 
quuntur, recepta et a praedecessoribus nostris usui fidelium merito 
proposita est, omnino r^tineatur, Curabunt autcon episeopi, ut juxta 
exemplar probatissimum ab ipsis designandum, omnes tum Novi tum 
Veteris Testament! I>uacensis versionis editione? in posterum emen- 
datissime fiant, cum adnotationibus , qua^ ex SS. Ecelesj^e Fatribus 
yd ex doctis catholici^que viris tantum desumptae ßint.« 

Der in diesem Canon angejordneiteuBeyision. hatte sich der ge** 
wiegteste Theologe der jungen amerikanischen Kirche, Fr. K^nrick 
(Bischof von Philadelphia, später Erzbischof von Baltimore) unter- 
zogen. Darum berieth sich die IX. Proviiicialsynode von Baltimore 
über die Approbation der so revidirten Version^. Die Bischöfe 
feierten mit grossen Lobsprüchen die von ihrem Metropoliten ge- 
machte Revision und beschlossen einstimmig, dass aus ihr die für 
den allgemeinen Gebrauch bestimmte üebersetzung gefertigt würde; 
doch weil sie vernommen, die englischen Oberhirten hätten Newman 
mit einer ähnlichen Verbesserung der Dowai Bible beauftragt, so 
beschlossen sie, deren Vollendung abzuwarten, damit ans der Ver- 
gleichung der beiden Bevisionen, wo möglich, eine für alle Länder 
engliffcher Zunge geltende und mit päpstlicher Approbation versehene 
Bibelfibersetzung zu Stande käme. Für die Besorgung dieser Sache 
wurde eine Gommission aus drei Bischöfen eingesetzt. 

Auf der Plenarsjnode von 1866 kam die Sache wieder zur 
Sprache. Eine besondere Congregation von Bischöfen wurde zu ihrer 


1) ConclHa Prov. Baltimori btbita ab •• 1 829—1849. Baltlmori 1851. 
|K 42. a7. 76. 

t) Conc Raiüin. Prov. IX. p. 90. 
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Prfifimg eingesetzt; diese entschied sich ftr die Ton Fr. Kenrick 
verfertigte Bevisioo , die jedo^^h wiederum reyidirt und mit den 
gleichfalls zu reridirendeii nnd zu verbessernden Noteii Challoner's 
zu vermehren sei. Jedoch die Väter konnten sich nicht zur An- 
nahme des besagten Yarscblags einigen ^), und so wurde zuletzt das 
17. Decret des Entwurfes, und damit die definitive Lösung der Frage 
fallen gelassen. 

Die Congregation der Fropeganda fordert^ in ihrer Instructio 
de decretis Concilii corrigendis {lu 3.) nicbtsdestoweiuger den Erz- 
bischof von Baltimore auf, zu ein^r Revision und Verbesserung der 
Dowai Bible Hand an's Werk zu legen; sie zweifelte nicht , dass, 
wenn eine solche Revision gelänge, aUmälig auch die Bischöfe an- 
derer Diöcesen dieselbe annehmen, und dsmn ein zukünftiges Plenar- 
concil sie für den allgemeinen Gehmuch billigen und vorschreiben 
werde; die Sache sei dringend wegen der grossen Qefahr, die aus 
protestantischen Kbelubersetzungen den Katholiken Amerika's drohe^). 

Im 7. Capitel behandeln die Väter des Concils auf den aus- 
drficklichen Wunsch des heiligen Stuhles die in Amerika grassiren- 
den Irrthumer. Nachdem sie zuerst das sich dort ungebunden 
entwick^de Seämwesm berührt, gehen sie auf deja IndiffereniiS" 
mu8j Vmtariemus und Univ^^salismuSs Pantheismus, endlich auf den 
Magnetismus und Spiritismus über. In ; Betreif des Magnetismus 
wird auf die beiden Entscheidungen der Congregatio S. Officü auf- 
merksam gemacht: »Ut Magnetismi siutem abusus eliminarentur, 
simplicesque ejus praestigiis haud seducerentur , simulque scientiae 
verae jura indubia sarta tecta servarentuf , sapiens haec regula agendi 
fuit a S. Sede constitnta: >Bemoto omni.errore, sortilegio, explicita 
aut implidta daemonis invocatione, usus Magnetispi, nempe merus. 
actus adhibendi media physica aliunde licita, non est moraliter ve- 
titus, dummodo non tendat ad finem illicitnm, aut quomodolibet 
pravum. Applicatio autem principiomm et n^ediprum (oire physi- 
comm ad res et effectus vere supematurales, ut physice explicentur, 
non est, niri deoeptio omnino illicita et haereticalis.« (Decisio S. 
Congr. S. Oif. Julü 28. 1847.) 

Propositae vero regulae explicationem eadem S. Congr. fradit 
hujusmodi : >Quamquam generali hoc decreto satia explicetur licitndo 
aut illicitudo in usu aut abusu Magnetismi, tarnen kdeo crevit ho- 
minum malitia, ut neglecto licito studio scientiae, potius curiosa 


1) P. LXX. 

2) P. CXXXVHI. 
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sectantes magna cum anin^arum jactura ipsinsque civilis societatis 
dettiniento aiiolandi diTinandil^Qe principium quoddam se nactos 
glorientur. Eine Sommambulismi et Glarae Intuitionis, nti vocant, 
praestigiis miüierctilae iHiie gestictdationibus non semper verBCundis 
abreptae, se invisibilia quaeque conspicere effotiunt , ac de ipsa Re- 
ligione ' sermones institnere, animas ^örtnomm etocare, responsa 
accipere, ignota ac longijiqita detegere aUaqne id genns superstitiosa 
exercere au^ teitierario praesumuni, magnmn quaestum sibi ac do- 
minis suis dirinando certo consecQturae. In hisce omnibüs/ qua- 
cunque demum utantur arte vel illusione, cüin ordinentür media 
physica ad effectus non naturales , reperitur deceptio dmnino illicitä 
et haeretica&s et scandalum contra honestatem morum.« (Decis. S. 
Congr. Off., Jul. 2Ö., 1847^. 

In Betreff des Spiritismus behaupten die Obeiliirten, viele der 
Phänomene, die in den demselben dienenden Cirieln vorkommen, 
seien erlogen oder beruhen auf Täuschung und Leichtgläubigkeit ; 
nichtsdestoweniger glauben sie andere aus diabolischer Dazwischen- 
kunft herleiten zu müssen, weil sie sonst unerklärlich wären. Es 
sei auch nicht zu yerwuiidem, dass der alte Feind des Menschenge- 
schlechtes die Kunst der alten Magie, jedoch unter andern der heu- 
tigen Welt mehr zusagenden Formen zum Verderben der Menschen 
einzufuhren und mit dem Heidenihum auch die unreinen Gebräuche 
der heidnischen Magie zu erneuem trachte (n. 36. 34.). üebergute 
Christen hätte Satan keine iGfewalt, wohl aber über die Ungläubigen. 
Da also die Anzahl der Üngetauften so ungeheuer Sei, wie sollte es 
da noch auffallen, dass solche unter der Herrschaft des Fürsten der 
Pinsterniss blieben oder wenigstens dessen Angriffen gegenüber wehr- 
los wären ! üebrigens constatirt die %node mit Freude , dass die 
Katholiken in Amerika bislang noch nicht vom Spiritismus ange-= 
steckt worden; sie ermahnt schliesslich, auf keine, auch nicht auf 
indirecte Weise deni Spiritismus Vorschub zu leisten und nicht 
einmal aus Neugierde dessen Cirkel zu besuchen. 

Wer die Oeschichte des Aberglaubens und die heutigen Zu- 
stände Nordamerika*s kennt, wird den Worten der Bischöfe völlig 
beistimmen. Immer und überall , in älterer wie in neuerer Zeit, in 
der neuen wie in der alten Welt, wo z. B. heutzutage bei manchen 
orientalischen Völkern die ]\i[agie völlig im Schwung ist, hängt Un- 
glaube und Aberglaube eng zusammen Je mehr darum die unge- 


1) Vgl. aocb das Rundsrfa reiben an di« BischOfe des Kirrhensiaates vom 
tl. Hai 1856 im Archiv 0, 80 f. 
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heure Masse der Beligionslosen und üngetaufken in Amerika zQnimmty 
um 90 mehr wird auch der Spiritismus seinen Spuck treiben. Ist 
doch die Sache schon so weit gekommen, dass nicht nur der Spiri- 
tismus mehrere Zeitungen und Zeitschriften zu seinen Organen, ja 
in allen grösseren Städten sogar Tempel zur förmlichen Ausübung 
seines Cultus und Orakel ertheilende Priesterinuen hat, sondern 
Instrumente^) für Mediums selbst in Kaufläden feilstehen. Ausser- 
dem lassen sich bereits die Neger in den südlichen Staaten Magier 
aus Afrika kommen, und der greulichste Fetischismus beginnt unter 
ihnen um sich zu greifen. 

Mit ganz besonderer Vorliebe verkündet das Concil im II. Titel 
die grossen Vorrechte des Primates und hebt seine höchste nie ge- 
brechende Lehrgewalt hervor, so wie auch die Atdoriiät der ro- 
mischen Congregationen , wofür das bekannte apostolische Schreiben 
(Tuas libenter) an den Erzbischof von München angefahrt wird; 
endlich betont sie den Nutzen und die relative Ncthwendigkeit der 
toeltlichen Herrschaft des Papstes. Um den Papst auch durch Geld- 
spenden zu unterstützen. y wird folgendes festgesetzt: 48. >Spectata 
demum inopia, qua ex sacrilega majoris et locupletioris partis Patri- 
monü sui spoliatione laborat amatissimus Pater Pins Papa IX., aequum 
plane, dignum justumque omnino esse reputamus, si catholicus orbis 
univerßus, cujus bono spirituali totis viribus magnisque impensis die 
noctuque incumbit, illi in succursum perlubentissime veniat, Qua- 
propter, ut etiam piae hac in parte fidelium Nobis commissorum 
erga Pontificum devotioni faciamus satis, statuiraus, ut in singulis 
herum Statuum ecclesiis, ubicunque existant, omnibus annis, Dominica 
infra octavam festi S. S. Petri et Pauli, sive alio opportune tempore, 
mandantibus locorum Ordinariis, quorum mandatum Dominica ante- 
cedente populo perlegetur a Pastore, Aant Colleetae in subsidium 
Gonfraternitatis S. Petri; quarum summae, et quidem ante festum 
Assumptae in coelum B. V. Mariae, ab Ordinariis respectivis locorum 
ad Metropolitas mittantur, qui illas quamprimum ad Pontificis manus 
pervenire satagant; aut si uni vel alteri Ordinario magis placuerit, 
directe mittantur ad S. Pontificem. Hae autem Colleetae fient sin- 
gulis annis per omnes nostras Provincias ; donec S. Pontifex in jura 
sua feliciter restitutus vel alia ratione a divina Providentia suble- 
vatus, amplius ejusmodi haud indigeat auxilio^).« 


1) Es sind das kleine Bretter (planc&ette), die auf zwei BSderchen and 
einem Stifte ruben. 

2) P. 39. 
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Ausführlich verbreiten sich sodann die Väter über den Zweck 
und den hohen Nutzen derProvincidlconcüien; sie billigen^) die >höchst 
weise« Verordnung, dass deren JDecrete keifte Geltung haben sollen^ 
bis sne durch den Papst revidirt seien^). 

Das 60. Decret setzt folgendes über die Mitglieder der Synode 
fest: ^»Provincialibt^ atUem Conciliis dehent iwleresse primum omnes 
Episcopi suffraganei ; Dioecesium Administratores a S. Sede constituti, 
legitime afosentium Praesulum Procuratores, nee non et ii, qui sede 
vacante Dioeceses regunt; demum Vicarii Apostel. , qui intra Pro- 
vinciae limites jurisdictioneta exeicent. (Cum ejusmodi enim Vicarii, 
licet a S. Sede iramediate pendentes et charactere episcopalf sint 
insigniti et jurisdictionem intra districtus praefinitos ex mandato 
Apostel, habeant ab Ordinariis locorum independentem, quaeque juris- 
dictioni Ordinariae quodammodo aequiparari videatur; cumque ejus- 
modi districtuum negotia spiritualia ac temporalia in Conciliis Pro- 
vincialibus repraesentent, aequum profecto videretur, si voto polleant 
decisivo ; quod etiam praxi ac consuetudine hisce in Provinciis firmatuir.) 

1) P. 40. 47. 

2) Gewöhnlich wird angenommen, dass erst Sixtus V. durch seine Bulle 
»Immensa« (1588) der S. Congr. Concilü die Revision der Provinciatconcitien über- 
tragen habe. SixLus hat indessen nur ausgesprochen, was zu seiner Zeit allgemeiner 
Brauch war. Nicht nur die von Asgirre herausgegebenen Acten der Concitlen 
von Valencia (1565), Toledo (1582), Mexll^o (1585) beweisen solches, auch der 
heilige Karl BorromSas schickte die Acten seiner Mailändischen Concilien 
nach Rom ; ebenso handelten die französischen Conrilien Jener Zeit , wie die von 
Konen (1581), Tours (158S), Reims (1583), Bordeaux (1583), Beurges (1584), 
Aix (1585). Cfr. Harduin t. X. p. 1267. 1305. 1390* 1451. 1514. 1585. End- 
lich sandten die Concilien von Mainz (1549; sithe die von Colet besorgte Aus* 
gäbe der Conciliensammlung von Labhi t. XIX. p. 1440), Salzburg (1569; siehe 
Dalhafiij Conc. Salisburg. p. 548 ^eqq.) und Mecheln (1570) ihre Beschlösse an 
den Apostolischen Stuhl« Mit Recht konnte darum Cardinal CarafTa, Vorsteher der 
besagten Congregation, von dieser im Jahre 1586 (also noch vor dem Erlasse der 
Sixtinischen Bulle) behaupten, es sei Brauch, dass sie die Provincialconrilien re- 
vidire {ßenedict XIV. de Syn. dioec. XIII. 3. 7.). Ingleichen durfte Assemani 
vt)n derselben Congregation sagen, sie habe alle nach dem Concile von Trient 
getaltenen Provincialconcilien revidlrt (de oratorüs dornest icis c. 3. n. 18. Edit. 
Roman. 1770 p. 129.). Es scheint uns das von der höchsten Wichtigkeit zu sein. 
Die dem heiligen Stuhle feindseligen Canonisten haben bekanntlich so viel Ober 
]ene Revision der Concilienacten als einen willkürlichen Eingriff der römischen 
Curie in die bischöflichen Rechte gelärmt. In Wahrheit aber haben die Bischöre 
selbst die Billigkeit und Nothwendigkeit dieser Massregel erkannt und sie zur 
Anwendung gebracht, noch bevor sie vom Papst geboten war; letzterer hat viel- 
mehr hierbei, wie in so vielen andern Fällen, durch sein Gesetz nur demjenigen 
Ausdruck verliehen, was schon frQher im Rechtsbewnsstsein der Kirche sich aus- 
gebildet hatte. 


f 


tJeber die Provincialconeilien and das Stimmrecbt auf denselben. ll& 

Hi omnes et soll juxta jus commune votum habent decisimm ; deinde 
cum voto consultativo Episcopi auxiliares (nisi contigerit, quod hi 
aliive Episcopi titulares sine ordinaria jnrisdictione intra fines Pro- 
Tinciae degentes, unanimi Patram saffragio ad votnm decisivum 
habendum admittaniur; juxta decisionem per summaiia precum a 
S. Concilii Congi'egatione, die 24. Aug. 1850, in Aquensi redditam. 
Ad quaesitum nempe , utrum ejusmodi Titulares >votum decisivum 
f erre in Concilio Provinciali possint ac valeant ?« Kespondit S. C. C. 
>Negative, nisi omnes et singuli Episcopi consentiant.«), Capitulorum 
si quae sint Cathedralium Procuratores, Abbates, Praepositi provin- 
ciales Regularium, Seminariorum majorum Rectores, si ita videatur 
Patribus, aliique omnes, qui de jure vel consuetudine vocandi sunt; 
»et demum, si qui sunt alii, qui ut interessent, e re communi foret, 
aut quorum opera Episcopi uti vellent.« (Conc. Colon. A. D. 1860 *).« 

Bei diesem Decrete glauben wir einen Augenblick verweilen 
und dasselbe durch die Praxis der früheren amerikanischen Provin- 
cialconeilien erläutern zu sollen. Gegenwärtig, wo die Synodalthä- 
tigkeit einen so grossen Aufschwung erhalten hat^ wird man uns 
schon diese kurze Erörterung über das StimmrecJU auf den Can^ 
cüien verzeihen. 

Votum decisivum auf den Synoden ist ein Act der bischöflichen 
Jurisdiction; darum haben diejenigen, welche im ßesitze einer solchen 
Gewalt sind, das Recht dazu, mögen sie auch nicht durch die 
bischMiche Weihe, die Potestas Ordinis, erhalten haben. Wer also 
vom Papst zum Bischof ernannt oder von ilim als solcher bestätigt 
ist, hat nach Empfang der BuUe^) auch das Stimmrecht auf dem 
Provincialconcil, wie z. B. Dupanloup, Bischof von Orleans, auf dem 
letzten Concil von Paris (1849) sich dessen erfreute^). Dasselbe 
gilt von den durch den Papst bestellten Administratoren der Diöcesen, 
wie z. B. der Bischof Lefevre als Administrator der Diöcese von 
Detroit auf mehreren amerikanischen Concilien erschien; ferner von 
denen, welche bei Sedisvacanz das Bisthum verwalten^), weshalb der 


1) P. 47. 48. 

2) Nach Barhoßa wird jedoch noch aasserdem gefordert, dass derselbe 
Besitz von seiner Kirche genommen habe. Collectanea in jus Pontiflcium ad c. 
Si episcopus. d. 18. n. 3. 

3) Der Papst hatte gewQnscht, dass derselbe dem Concile beiwohne. 

4) In Nordamerilia sind beitanntlich keine Capitel. Wo ein solches besteht» 
kann es bei Sedisvacanz den CapKelsvicar als seinen Procurator zur Synode sen-^^ 
den, der in diesem Falle eine entscheidende Stimme hat. Petra (Commentar. 
ad Const. Apostol. Const. Honorli 11. n. 35.) beruft sich hierför auf Quaranta^ 

8* 
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Administrator von Erie, J. Coady, eine entscheidende Stimme auf 
dem letzten Plenarconcil hatte ; dann von den Apostolischen Vicaren, 
welche innerhalb der Provinz Jurisdiction ausüben, endlich von den 
niedern Prälaten, die eine jurisdictio quasi - episcopalis über einen 
üistrict besitzen. Hatten die drei Apostolischen Vicare auf den 
holländischen Concilien (Batavia, Curacao und Surinam) kein Stimrii- 
recht auf dem letzten Provincialconcil von Herzogenbusch (1867), 
so ist die Ursache darin zu suchen, dass ihr Verwaltungsbezirk nicht 
zur Provinz Utrecht gehört. 

Weil das votum decisivum öin Act der Jurisdiction ist und 
zwar der Jurisdiction innerhalb des Bezirkes, für den die Synode 
Gesetze gibt, so haben weder die Weihbischöfe, noch die Coadjutoren, 
wenn sie nicht Administratoren der Diöcesen sind, noch die zufällig 
anwesenden Bischöfe fremder Provinzen ein Stimmrecht. In Betreif 
der Coadjutoren cum jure successionis gab in neuerer Zeit die Congr. 
de Pi'opag. Pide wiederholt eine Entscheidung^). 


Piacecius u. A. Auf dem Concil von Bourges (1584) unterschrieben die Pro- 
curatoren der Capitel von Castres und Clermont, deren BischofsstQhte vacant 
waren, und zwar vor den Procuratoren der abwesenden Bischöfe. 

O EpiStola Conr. D. Card. Praef. S. C. de Prop. F., d. 30. Jnn. 1839 ad 
Emum. Archiep. Westmonasteriensem. (\\h Conc. Westmon.) 

»Le comanico, quanio recentemente ha avato luogo in proposito de'diritti 
che possono competerenei Sinodi ai Coadjutori con fatara successione^presso la 
Propaganda. Nel Gennaro del corrente anno in occasione che esaminavansi gli 
Attl e Decreti del 3. Sinodo Provinciale dl Taam fa discusso se i Yescovi Coad^ 
jutori avessero o no diritto di sedere nei Sinodi con voto deliberativo. 11 con- 
sultore che aveva emesso il sao Voto sub Sinodo Taamense citava per Taffer- 
mativa ona decisione della S. C, dei Riti che trovasi nel Gardelli Tom. I. p. 24. 
ediz. 3. h. gli Emi. Padri giudicarono invece che non facesse essa at proposito. 
Imperocche dalle parole del Decreto Coadjutores cum futura successione in Synodo 
provinciali sedeant juxta tempus eorum promotfonis, si rileva hensi ehe i Coad- 
jutori hanno laogo nei Sinodi secondo fordine di loro promozione, ma non sembra 
punto potersi dedurre il loro diritto al voto deliberativo, tanto piü che seguirebbene 
in tal caso che ad una medesima Chiesa competerebbero due voti. Ma v'^ anche 
dt piü. Imperocche avendo il Sinodo Provinciale di Quebec ammesso nei Yescovi 
Coadjutori della Provincia il diritto dt sedere nel Concilio con voce decisiva, nella 
Generale Adunanza di Maggie del 1852 fu proposto ü dubbio »se dovesse farsi 
alcuna osservazione sugli Atti del Concilio Qaebecense,« e gli Emi. Padri rispo- 
sero Affirmative et ad mentem. Mens est, che si scriva una lettera nella quäle 
si faccia conoscere che non conviene dare ai Coadjutori voto decisivo, e che per 
ogni maggior eautela, si e implorata dal 8. Padre la sanazione degli Attl.« Wir 
theilen diese Entscheidung mit, da Bouix sich vergebens nach einer solchen um- 
gesehen hatte. Tractatus de concilio provinc. Ed. iL Parisiis 1862. p. 123. In 
gleicher Weise wie die Congregation der Propaganda bat übrigens auch die S, 
Congr. Conc. entschieden, indem siedle ihr zugesandte Instroctloa: de Conciliorum 
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Die Weihbischöfe und Coadjutoren können aber das Stimmrecht 
auf einem Proviucialconcil erhalten, wenn der Metropolit sammt allen 
seinen Snfifraganen einstimmig ihnen ein solches bewilligt. Der Grund 
davon liegt in dem umstände, dass die Bischöfe ihre Jurisdiction 
gemäss der durch das Recht durch die Gewohnheit gebildeten Norm 
Andern mittheilen können, das votum decisivum aber ein Act dieser 
Jurisdiction ist. Da jedoch die Gesetze eines Provincialconcils für 
alle Diöcesen der Provinz gelten, und es unbillig wäre, dass ein 
Bischof wider seinen Willen seine Jurisdiction einem Andern über- 
tragen müsste, so wird zur erwähnten Gewährung des Stimmrechtes 
Einstimmigkeit von Seite aller Mitglieder des Concils erfordert. So 
verstehen wir die Antwort der Congreg. Concilii vom 24. August 
1850, welche auf eine Anfrage des Erzbischof es von Aix in der an- 
gegebenen Weise die Sache entschied. Was vorliegenden Falles in 
Betreff eines Bischofes , der resignirt hatte, entschieden wurde , gilt 
auch von Weihbischöfen, Coadjutoren und den Bischöfen fremder 
Provinzen ; ja die in der Antwort angezogenen Worte Petra's lauten ^) 
so allgemein, dass sie auch auf Nicht-Bischöfe bezogen werden könn- 
ten. An und far sich wäre es nun freilich nicht undenklich, dass 
die Synode das votum decisivum, weil es ja nicht ein Ausfluss der 
bischöflichen Weihegewalt ist, einem einfachen ihr genehmen Priester 
ertheilen dürfte; dem steht aber die Gewohnheit entgegen*). Die 
Procuratoren abwesender Bischöfe können jedoch auch jetzt noch, 
wie wir bald sehen werden, das besagte Stimmrecht erhalten, wenn 
es dem Goncil geföUt. Sollten nicht auch die Aebte in Bezug auf 
diesen Punkt den Weihbischöfen gleichgesetzt werden dürfen, da sie, 
wie das Beispiel der öcumenischen Synoden beweist, des Stimm- 


prov. Convocatione , welche im Anhange der Acten des Wiener Concils sieb 
befindet, billigte. Dort beisst es nSmlicb: Episcopi auxiliares, vel Metropolitae 
vel aliis Concilii patribus adjaucti, ... ad Conc. prov. vocandi sunt et consoltati- 
vam in eo suffragium exercent 

Ad quae (vota) praestanda admittuntur principaliter Episcopi cam Metro- 
politano et ii, qui exconsensa Concilii voluro decisivam haberent, qui nominantar 
a MetropolitanO; et reqairitnr consensus omniam Coepiscoporum Commentaria ad 
Constit. -Apostol. Constit. Honorii U. n. 69. Ebenso Qavanti Manuale Episco- 
porum V. Conc. Prov. n. 59. Poterunt alii habere vecem etiam decisivam, acce- 
dente consensu omnium suffraganeorum. 

2) Benedicti XJV, de Syn. dioeces. XIII. 2. 5. Yemm, qaamqaam olim 
fberit in potestate Episcoporam Presbyteros atqne interdum etiam Diaconos ad 
Coneillum Provinciale cum jure sufftagii adoiittere, postea tarnen samragium deci* 
sivom concessam füisse solis Abbatibos, habeniibus Jurisdictienem qaasi ei^scopa- 
lem, ejToitar ex Conc. Londinensi a. 1075. 
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rechtes auf Concilien theilhaftig werden können? — . Dazu koramt 
noch ein anderer Grund. Die Bischöfe können auf dem Concil kraft 
Apostolischer Delegation Vieles festsetzen, das auch die Exemten 
beobachten müssen, das aber durch die erwähnte Delegation durch- 
aus nicht der ordentlichen Jurisdiction der Ordensprälaten entzogen 
worden und folglich auch von diesen kraft eines Votum decisivum 
geregelt werden kann. Doch es wird Zeit, nach Darlegung der 
Principien ihre Durchführung in der Praxis zu erwägen. 

Schon auf der ersten Versammlung der Bischöfe in Baltimore 
(1810) unterschrieb der Coadjutor Leonard O'Neale, Bischof von 
Grortyna mit, ja vor den andern Suffraganen. Desgleichen bewilligte 
man auf dem zweiten Goncil von Baltimore (1837) das Stimmrecht 
J. B. David, Coadjutor des Bischofs von Bardstown, mit Berufung 
auf eine von Ferraris (biblioth. pr. can. verbo Coadjutor n. 65.) 
mitgetheilte Entscheidung der Congregatio rituum; femer auf dem 
dritten Concil (1887) ohne weitere Untersuchung den beiden Coad- 
jutoren von Bardstown und Charlest(m, obgleich des letztern Ordi- 
narius auf dem Concil gleicherweise zugegen war; auf dem fünften 
CoBcil (1843) den Coadjutoren von Louisville und St. Louis; auf 
dem sechsten Concil (1846) denen von Louisville, New -York und 
Boston. Hier kam jedoch die Sache wiederum zur Erörterung, und 
es wurde der Beschluss gefasst, die Coadjtdoren mit dem votum de- 
cisivum jsujsftdassen^ jedoch ohne Fräjudiß für zukünftige Concilien. 
Als aber das Concil von Quebec (1852) den Coadjutoren mit den 
Bischöfen einfachhin das Stimmrecht gegeben hatte, wurde von der 
Gongr. de Prep. Fide solches missbilligt, und die oben erwähnte 
Entscheidung der Congr. S. Kit. mit Eecht blos auf die Präcedenz 
beim Gottesdienste, nicht aber auf das Stimmrecht bezogen. Auf 
dem letzten Plenarconcil wurde dem Coadjutor von Ciiicinnati ge- 
mäss der früher berührten Entscheidung der Congr. Conc. (Aquens. 
24. Aug. 1850) das Stimmrecht gewährt, weil alle Mitglieder des 
Conciles einstimmig sich dafür aussprachen. Die Congregation der 
Propaganda wollte aber dieses in der Form der Unterschrift durch 
die Worte: »accepto per Patres Concilii voto decisivo,€ erwähnt 
wissen. 

Was die Bischöfe fremder Diöcesen ^) betrifiFfc, so gewährte das 


1) Was die Praxis Mberer Concilien angeht, so war auf der 1.58a abge< 
haltenen Synode von Bordeaux der Biscbof von Bazas, der zur Provinz At$ch 
geborte, zugegen, und wie es scbeint, mit einem vdtum dedsivam; wenigstens 
wird in den Acten sein und der ilbrigen KscbÖfe Ausspruch und Urtbeil (senten- 
tia et Judicium) dem Rathe (consilium) der Qbrigen Bischöfe entgegengesetzt 
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vierte Coociliura von Baltimore dem damals gerade dort weileuden 
Bischöfe von Nancy das votuni decisivum ; das erste Plenarconcil aber 
gab dem Bisch ole von Toronto nur ein votum constiltivum. In 
letzterer Weise verfuhren gewöhnlich die Provincialconcilien der 
neuern Zeit. So das zweite und dritte Concil von Westminster (1859) 
mit dem Erzbischof von Sidney , das Concil von Herzogenbusch mit 
den Apostolischen Vicaren aus den holländischen Colonien ; das Con-* 
eil von Lyon (1850) mit dem Erzbischofe von Auch, dem Bischöfe 
von Annecy und dem Coadjutor von Toulouse. 

Wir kommen jetzt zu den Aebten und den Procuratoren der 
abwesenden Bischöfe. Auf eine Anfrage des Concils von Rouen 
(1689), welches behauptete, gemäss den Acten aller nach dem Tri- 
dentinum gefeierten Concilien. wäre den Aebten und Procuratoren 
keine entscheidende Stimme gewährt, hatte Gregor XIII. nach ver- 
nommener Relation der Congr. Conc. folgendes erwidert: »Abbatest 
conmaendatarios, capitulorum deputatos vocem dumtaxat consultivam 
habere; episcoporum procurator^s posse, si Concilio pr.ovinciali pla- 
cuerit, et decisivum habere.« 

Auf dem Concil von Trient hatten die Procuratoren der ab" 
wesenden Bischöfe keine entscheidende Stimme, Freilich hatte der 
Papst Paul IIL bereits eine Bulle verfasst, worin er den deutschen 
Bischöfen aus Rücksicht auf den Cardinal Otto Truchsess von Augs- 
burg gestattete, ihr Stimmrecht durch einen Procurator ausüben zu 
lassen, aber seine Legaten wagten nicht, die Bulle zu promulgiren, 
weil sie von dem den Deutschen vor den andern Nationen gewährten 
Vorzuge grosse Unzufriedenheit fürchteten. 

Demgemäss kann es keinem Zweifel unterliegen, dass an und 
für sich dem Stimmrechte der Procuratoren Nichts im Wege steht. 
Sicher gelten von der Ausübung der Jurisdiction die beiden Regeln: 
»Potest quis per alium, quod potest facere per se ipsum. Qui facit 
per alium, est perinde, ac si faciat per se ipsum.« Reg. LXVIII. 
LXXII. de reg. juris in 6. (V, 12.) Der Grund aber, warum nichts- 
destoweniger die Kirche nur bedingt den fraglichen Punkt gestattete, 
ist wohl ein doppelter: einmal, weil sie den wesentlichen Charakter 
der Provincialconcilien als Versammlungen von Bischöfen möglichst 
gewahrt wissen will und darum das persönliche Erscheinen der Bischöfe 
urgirt; dann aber, weil die Bischöfe unmöglich voraussehen können. 


iHarduin X. 1389). Das bekannteste Beispiel bietet ans aber die Synode voa 
EAibron (1727), auf uelcber zebn Bischöfe von den umliegenden Provinzen Stimm" 
recbi aosQbten. 
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was Alles auf dem Concile verhandelt wird. Ein brieflicher Verkehr 
der Abwesenden mit ihren Procuratoren über die einzelnen Verhand- 
lungen des Goncils könnte leicht zu einer Verletzung des in Betreff 
des Gonciles zu beobachtenden Schweigens fuhren, was die Väter des 
ersten Westminsterconciles dem Procurator des Bischofs von Liver- 
pool, der solches begehrte, entgegen hielten. Wollen die abwesenden 
Bischöfe sich aber ein£achhin den dort gefassten Beschlüssen unter- 
werfen, so braucht es dazu keines votum decisivum. 

Was nun die Concilien von Amerika betrifft, so verweigerte 
das dritte von JSaltimore dem Procurator des Bischofes von New- 
York das votum decisivum; das letzte Plenarconcil gab es dagegen 
dem Procurator des Apostolischen Vicars von Kansas, ja es fasste 
den von uns schon mitgetheilten Beschluss, künftig schlechthin den 
Procuratoren der wegen einer rechtmässigen Ursache abwesenden 
Bischöfe ein votum decisivum zu geben. Das erste Concil von West- 
minster verweigerte hingegen solches den beiden Procuratoren der 
Bischöfe von Liverpool und Nottingham , während das von Paris 
(1849) es dem Procurator des Bischofes von Chartres, und das von 
Lyon (1850) den Procuratoren der Bischöfe von St. Cloud und Gre- 
noble, das von Venedig (1859) es dem Procurator des Bischofes 
von Vicenza ertheilte. So viel möchte aus dem Gesagten folgen, 
dass die Kirche noch heutzutage an der Entscheidung Gregor's XIII. 
über jene Procuratoren festhält. 

Derselbe Papst bestimmte zugleich, dass den Achten nwr eine 
beraihende Stimme zustände. Solche hatten auf den allgemeinen 
Synoden des Mittelalters und auf dem Concü von Trient ein votum 
decisivum gehabt. Beides lässt sich gut vereinen. Eine öcumenische 
Synode repräsentirt die Kirche nicht nur durch ihr Haupt, den Papst, 
sondern auch durch die unmittelbaren Vorgesetzten ihrer einzelnen 
Theile. Da also die Diöcesen dort durch ihre Bischöfe vertreten 
sind, so wäre es Unrecht, dass der von den Bischöfen exemte Ordens- 
stand, sicher ein wichtiges Glied der Kirche, nicht durch seine Prä- 
laten auf der Synode repräsentirt würde. Das allgemeine Concil 
erlässt sodann häufig auch Gesetze nicht nur für die Gläubigen und 
den Weltklerus, sondern auch über die innere Klosterzucht, in der 
die Regulären von den Bischöfen exempt sind; es ist darum billig, 
dass zu seiner Gesetzgebung nicht nur die Bischöfe , sondern auch 
die Ordensprälaten concurriren. Anders verhält es sich mit den 
Provincialsynoden, denen die ßegularen, in wiefern sie Exemtion von 
der bischöflichen Jurisdiction besitzen, nicht unterworfen sind. Aus 
Anlass dieses Punktes hatten sich nämlich bei der Feier des Concils 
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von Koaen (1581) manche Schwierigkeiten und Streitigkeiten ergeben. 
Mehrere Eegularen waren gegen die ihnen auferlegte Verpflichtung, 
an dem Provincialconcil Theil zu nehmen, aufn^etreten ; die Capitel 
hatten dagegen bemerkt: wenn sie trotz ihrer Exemtion zum Concil 
verpflichtet seien , so waren es auch die Klöster. Deshalb bat das 
Concil den Papst, doch zu erklären, ob dergleichen Klöster und an- 
dere Exemten zur Beobachtung d^ Beschlüsse der Provincialcon* 
cilien gehalten seien. Gregor antwortete hierauf nach Anhörung der 
Belation der Congr. Conc. : »iVbn teneri Tiisi eos , qui de jure vel 

consuetudine Interesse debent ; obligari autem ad decreta Con- 

cilii provincialis omnes, qui jurisdictioni Episcoporam subduntur, 
exemptos etiam in casibus, in quibus a jure oommuni vel Tridentino 
specialiter Episcopis aut Concilio provinciali in ipsos potestas tributa 
Sit.« Da nun die Aebte nur insofern Stimmrecht auf Synoden bean- 
spruchen können, als sie eine von den Bischöfen excmte Jurisdiction 
über ihre üntergebdiien besitzen, von der andern Seite aber wegen 
dieser Exemtion nicht strenge verpflichtet sind, den Provincialcon* 
cilien beizuwohnen: so kom;nt hier die Bechtsregel in Anwendung: 
»Qui sentit onus, debet sentire commodum et e cwUra.€ Beg. LV. 
de regul. juris in 6. (V, 12.) So wenig die exemten Aebte eine 
Verpflichtung haben beim Cimcil zu erscheinen, so wenig können sie 
ein Stimmrecht haben, üebrigens gibt gerade diesen Grund die 
gleichfalls durdi Gregor XIII. bestätigte Synode von Bheims (1583) 
ausdrücklich an ^). 

Umgekehrt wollte der Cardinal von Lothringen auf einem frü- 
heren Concile von Kheims (1564) den Begularen das Stimmrecht in 
den Dingen geben, die sie an das Concil bringen würden: »in re- 
formandis monachis haue esse ineundam rationem, ut ipsi considerent, 
quae sint ea in re concilii partes; eos ipsos, qui ad concilium refe- 
rent, futuros esse arbitros eorum, quae sunt corrigenda ; nee ignorare 
concilium, esse plurima, quae sunt relinquenda Abbatum et Priorum 
correctioni, nee immerito dici: Tractent fabrilia fabri.« In der That 


Eadem die Domini promotores animadvertudam esse monuerunt^ abbates 

tarn reguläres quam cdmmendatarios invitari quidem ad synodum provin- 

clalein, sed non compelli potoisse: ideo DOllam eis vocem in eadem synodo com- 
petere, saltem decisivam, eüamsi personaliter eompareant. HardiUn X. 1316. 
6anz durrhscblagend ist fteiHch der Grund nicbt; denn das Concil liann kraft 
Ajn)$toliscli.er Delegation Manches festsetzen, indem einestlieils die Regalaren ver- 
pflichtet sind zu gehorchen, anderntheils aber die Aebte ihre Jurisdiction behalfen 
und diese zugleich mit den Bischöfen ausOben kbnnen. 
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unterschrieben auf dem Kutheoischen Nationalconcil (1720), das sich 
auch mit der Klosterzncht beschäftigte, die Archimandriten, wie die 
Bischöfe. 

Ein anderer Qrund, welcher Gregor XIII. vermochte, den Aebten 
das Stimmrecht auf den Synoden zu verweigern, dürfte wohl in i}iTer 
grossen Anzahl gesucht werden. Gab es doch damals in der Kir- 
chenprovinz Bheims auf 9 Bischöfe 124 Aebte. Hätten diese alle 
eine entscheidende Stimme auf Provincialsynoden ausgeübt, so wäre 
der Schwerpunkt der kirchlichen Regierung von den Bischöfen weg 
in die Hände Derjenigen gekommen, welche keine Jurisdiction über 
das Volk besassen. Auch auf dem Goncil von Trient wurden den 
drei anwesenden Aebten der Gassinensischen Benedictinercongregation 
nur Eine Stimme gewährt. Heutzutage kann natürlich wegen der 
Säcularisation der Klöster dieser Grmid nicht mehr geltend gemacht 
werden. 

In der neuern Zeit wurde auf den AmeHkanischen Goncilien 
sowohl, als auf denen der verschiedenen Länder Europa's Aebten, 
welche keiner Jurisdictio quasi-episcopalis über das Volk sich er- 
freuten, immer nur eine beratbende Stimme gewährt. Das letzte 
Plenarconcil von Baltimore, auf dem sie jedoch an den Privatcon- 
gregationen der Bischöfe tbeilnahmen, verfuhr in gleicher Weise mit 
ihnen. Darum ist es auffallend, dass sie nichtsdestoweniger mit 
»definiens subscripsi« die Decrete unterschrieben. Was zur Erklä- 
rung dieser Tbatsache gesagt werden kann, haben wir weiter oben 
berührt. 

Da wir gerade von den Mitgliedern der Provincialconcilien und 
den XJnterschriflen handeln, so dürfte es angezeigt sein, etwas über 
die Form der letztem, wie sie heute zu Tage gebräuchlich ist, zu 
erwähnen. Wir können eine dreifache Form unterscheiden. Die 
Väter des Goncils können nämlich alle ausdrücklich bei ihrer Unter- ^ 
Schrift bezeugen, dass sie eine entscheidende Stimme bei den Be- 
schlüssen gehabt. So unterschrieben die Mitglieder des Tridentinums 
alle mit: definiens subscripsi. Oder es thut solches nur der Vor- 
steher des Goncils, wie auf dem Goncil von Florenz nur der Papst 
mit: definiens st4bscripsi, die andern Bischöfe einfachhin mit: sub- 
scripsi unterzeichneten. Das geschah auch in der Zeit nach dem 
Tridentinum auf den meisten französischen Synoden, von dem Goncil 
von Bouen (1581) an bis auf das von Embrun (1727) hinab; glei- 
cherweise ist solches mit dem Goncil von Bom (1725) und endlich 
wiederum mit den Goncilien der Fall, welche in den Jahren 1849 
und 1850 in Frankreich gefeiert wurden« In der Mitte zwischen 
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beiden Formeln steht diejenige, welche uns bei den durch den hei- 
ligen Carl abgehaltenen Mailändischen Synoden begegnet und nach 
dem Zeugnisse Fagnani's zu dessen Zeit allgemein angewandt wurde. 
Der Erzbisdiof unterschreibt : de consilio et assensu RR. DD. Coepis* 
coporum nostrorum definientes subscripsimus , und die Mitbischöfe: 
consentiens subscripsi So unterschrieben auch die Mitglieder der 
Concilien von Benevent (16Ö3, 1698), Avignon (1725) und Fermo 
(1726); in derselben oder doch in ähnlicher Weise wurden auf den 
Condlien von Albi (1850), Auch (1851), Wien (1858) und auf der 
IT., IIT. und IV. Synode der Provinz Bordeaux unterzeichnet. Am 
meisten wird jedoch gegenwärtig die erste Form gebraucht, gemäss 
welcher alle Väter mit: d^niens stibscripsi, oder mit einem ähn- 
lichen Ausdruck unterschreiben. Sie tritt uns ständig auf den vielen 
Concilien in den Missionsländem (Nordamerika, England, Hofland) 
entgegen, femer auf den Concilien von Rennes (1849), Lyon (1850)*), 
Rheims (1857)3), Prag (1860), Oolozka (1863), Köln (1860), Ra- 
venna (1855)»), Venedig (1859). Freilich wollten die Väter der 
ersten Synode von Baltimore den Untersch^ zwischen dem £rz- 
bischofe lind den Suffraganen walten lassen, dass der erstere: de- 
finiens, die letzteren hingegen nur : consentiens unterschrieben ; doch 
die Congregation der Propaganda verlangte, dass alle auf gleiche 
Weise mit : definiens subscripsi, unterzeichneten und begründete diese 
Forderung auf folgende Weise: Episcopi Concilio etiam generali tam- 
quam judices adsunt; et prout apparet ex subscriptionibus Concilio 
Tridentino appositis, etiam Episcopi in eo Concilio usi sunt sub- 
scribendi ratione : Definiens subscripsi : idem, et graviori etiam ratione, 
dici debet de Concilio Provinciali. Satis est prae oculis habere, 
quae Benedictus XIV. scripsit (De Syn. dioec. XIII. 2. 4.): Etiam 
in Concilio ProvinciaK Episcopi Suffraganei adsunt tainqimm ju- 
dices, ita tU eorundem aut majoris parüs earutn senientia prae- 
vcdeat sententiae Metropoliiani. In subscriptione igitnr Decretorum 
Sjmodi Provincialis Baltimorensis , quemadmodum ab Archiepiscopo, 
ita ab Episcopis vox Definiens usurpanda erit. Soviel über die Form 
der Unterschriften, über welche num, wie schon das Schwanken ver- 
räth, vielfach in üngewissheit war. 

Was die testes synodales betrifft, so bemerkt die jüngste Ple- 
narsynode von Baltimore, mit den Worten Benedict XIV., dass die- 
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3) Interftil, decrevi et subscripsi. 
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selben fast aberall, ausser Gewohnheit gekommen und an ihre Stelle 
die bischöflichen Piscale und Dechanten getreten seien. Freilich 
suchten in neuester Zeit einige Provincialconcilien, wie die von Paris, 
Reuen , Ravenna u. A. wiederum dies Institut zu erwecken ; aber es 
muss uns die Zeit noch lehren, ob es lebenskräftig sei. Kehren wir 
nun zu unserem Plenarconcil zurück. 

Nach dem Capitel über das Provincialconcil wird die ZWöcesaw- 
synodß behandelt Die Väter des Plenarconciles erneuerten zuerst 
das bekannte Decret dee^ Tridentinums , milderten es. jedoch in so 
weit, dass, wenn die Ausdehnung der Diöcese.die jährliche Abhal- 
tung einer Synode zu schwierig mache, doch nach jedem Provincial- 
concile eine solche gehalten werden sollte, auf der die dort gefassten 
Beschlüsse publicirt würden. Dann (n. 68.) werden Pastoralconfe-^ 
renzm der Geistlichkeit, nach VOTgang des I. Concils von New-Or- 
leans, des II. Concils von St. Louis und des I. Concils von Cineinnati, 
angeordnet. Letztere Bestimmung ist indess nur eine weitere Aus- 
führung des 5. Canon von Cineinnati (Cum valde in votis habeamus), 
enthält aber eben so w^nig. als dieser, ein strenges Gesetz, welches 
wohl wegen der mancnerorts stattfindenden Schwierigkeiten noch 
nicht erlassen werden konnte. 

Für die innere Organisation der Amerikanischen Diöcesen ist 
das nun folgende 5. Capitel des II. Titels äusserst wichtig, weshalb 
wir es ganz hier abdrucken lassen. Es zeigt, wie die Kirche in den 
Vereinigten Staaten sich immer mehr und mehr, so weit es die Um- 
stände erlauben, dem allgemeinen Rechte zu conformiren trachtet. 
Vor 20 Jahren gab es dort von den Aemtern, über welche das fol- 
gende Capitel handelt, kaum ein anderes als das des Generalvicars, 
und auch dieses war noch dazu häufig mit dem eines Curatgeistlichen 
verbunden. 

Cap. y. D« GoBsiiltorxl^ii«, Yicario generali, Archidiacoiio caeterisque 

fipiacapi OtAcialibia. 

Quum Episcopi hisce praesertim in provinciis sint adeo laboribus onusü 
curisque in dioecesana adminisiratione (am in temporatibns quam in spiritualibus 
distenti, nt gravibus qnibns inrumbant ronneribus rite adimplendis vix soli sufli- 
ciant, in adjiitoriam snum sacerdotes pietate, zelo, prudentia ac doctrina conspi- 
cttos vocare oportet, qui consiliis sapientibus eos adjuvent nonnibilque gravissimi 
oneris ac soUicitadinis episcopalis in bumeros suos libenter suseipiant. Hcyusmodi 
qaippe agendi ratione secandas ordo sacerdotalis ordini primo in socrarsuro venit, 
coromunique omniam consensa ac saflVagio et unitas administrationis firmaiur, et 
omnia suavius foriiasqae ad majorem Dei gloriam animaramqae saiutem pera- 
gontur. 

Qaapropter Concilii plenarii Baltimorensis primi Patres bortandos Episcopos 
ceosaerunt, ut ubi fleri poterit, in sais dioeceaibos aliqoos sacerdotes aetate, 
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scienfki, integritale et rerain agendarom peritia ronspfcuos sellgant, qoos Con- 
sultores consüloant, et qaotum sententias in atiniinistraiione dioeceseos, cum opus 
füerit, exqairanr. T^udandom etiam censuerant consuetiidtnem alirubl vigentem, 
singnlls saltem mensibus, die defermlnaia. \ms ronvocandl, nt quae ad dioecesin 
pertinenf, disratiantar. (Ball. Nttm. 83.) Visum est etiam Patiibas valde expedire, 
ut in imaquaqae dioecetl Cancelhiriam sfatnat Ordtoarias pro raciliore rernm ecrle- 
siaslicarum admhiisiratiODe ei ad stabilem in iis negotüs agendi normain ronse- 
qucsidam (ibid, Nu«. 84.). 

»In Ecclesia (Romana) aiii sunt Viearii generales EpIscAporum, alii Virarii 
Foranei et alii Officialesc (Conc. Prov. Liban. A. D. Y738; edit. Romae 1820, 
p. 206.)« Viearius generalis . ab Episcopo designatos eandem ru:n eo rooralem 
gerit personam eandemque erdesi«5t1ram constitott curiam; aiqiie quam sit Archi- 
Presbyter, omnes alios in dioecesi presbyteros ei dignifaies praer«*!!^. Nikitl tarnen 
potest sine Episeopi delegata potestate; nee juxta S.rSedis insrnirilonem ultimam 
potest uti faruitaiibns exlraordinariis , nisi per unum hiiegrum diem Ordinarius 
absens sit futunis. 

lUi praetipit SacFosancta Tridenlina synodus : »Arcliidiaeoni, qui ocuti dicun- 
tur Episeopi, sint in omnibus eccieslis, abi fieri poterit, magisiri in Tlieologia seu 
doctores aut licentiati in Jure canonicoc (Sess. XXIV. c. 12. de Reiorm.)- Eorum 
est, Episcopis non solum in Ainctionibos soiemnibus peragendis, »ed eliam in aliis 
obeundis adminislralionis snae muneribus praesto esse aiacresque adesse adjutores. 
' Praeter Virarium generalem poterit Episeopus magno religionis bono quos- 
(lam.etiam designare Vicarios particolares cum racultadbus dHegatts plus minusve 
t'xcensis, qui Viearii Foranei seu Derani Rurales vorantur, quique discrictibtis sibi 
ab Episcopo adsignaiis praesint juxia normam ab eo iradendani. Herum erit, 
inflrmis sacerdotibus intra suum degentibus territorium impendcre curam mortuo^ 
riimque exequiis adsistere; sacerdotibus junioribus ac minus pericis suis adesse 
ronsiliis; Collationibus sive Congressibas sacerdotum pro rebus (be<)logicis discu- 
liendis praesidere; ecciesiarum ac bonorum ecdesiiisticorum cuslodiae et conser- 
\alioni invigilare; demum Episcopo seu ejus Vicario generali, quae emeudatione 
egere yideantur, singulis annis vel saepius, si fnerit opus, referro. t^usmodi 
Vtcarios constituendos ab Episcopis staluit S. Carolus Horromaeus: »ut Ivpiscopus 
in urbe eiiam externum gregem facilius quasi praesem intueri et rurare possK, 
dilig:at aliquot probatos sacerdotes, quibus singulis imposiio Virarii KorauH no- 
mine iribuat certas regionis dioecesis suae .... Hi auteni Viearii regionis sibi 
per Episcopum commissae presbyteros eujuscunque rondiitonis curam animarum 
babenies semel singulis mensibus modo in unam, modo in aliam e'iMn regionis 
parocbialem ecrlesiam cogant, idque in orbem eodem erdJne semper raciant .«.. 
Deinde ronferant inter se^ quae ad boni pastoris officium et ad curam animarum 
rerte gerendam pertinent; et consulant de diffici^ltatibus et incomroodis suae pa- 
rocbiae, quorum expUcatio vel remedium aliorum. consilium et operam requirat« 
(Acta Eccles. Mediol, sup. cit. p. 21.). 

Praeter Secretarium et Caneellarium neenon et Notarium, qoandoeunqne 
pro documentis conflciendis testlmonilsque moniendis, acils synodaitbos aliisque 
bi^usmodi inslrumentis firmandls erit opus, valde in Episeopi solatlum Ecciesiaeque 
utilitatem verteret, si etiam Oeeonomum seu In tempm'alibus rebus gerendis Pro« 
curatorem, laicnm sive ciericum nominaret, eujus foret muneris, domus eplicopalis 
curam in temporaUbus babere neenon ecciesiarum bonorumque ecdesiasticorum 
ad nutum £pisco[^i temporalem gerere ainisiatrationam, eidemque statutis lern« 
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poribus omnioro sibi commissoroin districlMB reddere rationem. Quam eniai 
dieente Apostolo Paalo ad Timotheam Episeopom scribente, »Nemo oiUitans fteo 
implicat se negotii» saecalaribas , ut ei placeat, cai se probavK« (II. Tim. II, 4.); 
profecio deberent Episeopl, in qiios ineumbit »sollidtudo omnium ecdesiarom« 
(IL Cor. Xi, 280i quibosqae »non est aeqaum derelinqttere verbum Dei'et mini- 
strare mensis,« potlus vero »oraiioni et ministerio verbi insiantes esse« (Acr. 
Apost. VI. t, 4.x ita in omnibus dioeeesiom anarom ordinäre administrationem, ut 
curis rerum temporalium band nimis distenti liberiores sint, «pii moneribus spirt- 
toalibus pro animarom salate procaranda vacent* 

Juxta Tridentini Concilii praescriptiim »Examinatores singalis annis In dtoe- 
cesana Synodo ab Episeopo vel ejus Vicario ad minas sei proponantur, qui Synodo 
satisfaciant et ab ea probentur« (Sess. XXIV. eap. 18. de Reform.). Qaamvis 
aatem Examtnatomm manus ad ea, quae parocbiales Concarsus respiciant, qui 
bisce in provindis band adbue obtinent, praedse spectet, tamen ad examina etiam, 
qoae sacroram Ordinam collationem racaltatamqae eonfessiones » excipiendi con- 
cessionem debeant praeredere, jure roerito extendi potent nee non et ad Literas 
Testinioniales exarandas, quae Episeopo sint praevle tradendae. Hine nominandos 
esse ejusmodi Examinatores in dioei!esanls Bynodis vel cieri Conventibus con- 
sulimus. Ob sacerdoiom vero hisce in provineiis inopiam, poterunt etiam inter 
Consultores Episcopi numerari, de qnibus In Decreto superiori erat mentio. 

Demum ex eorumdem Consultorom numero, si Episeopo videatur, seligantur 
Judices causarom, qui sacerdoies criminis postolatos in prima instantia ex Episcopi 
delegatione jadicent, juxta normaitfi, quae in Coneitio provindali S. Ladovid anno 
1855 babito a S. Sede recognitam praescribebatur, quamque legis esse communis 
statuunt bujus Plenarii Concilii Patres. Deerelum autem praedictum est hu- 

jusmodi: 

»Saeerdotes, quibus per Ordinarti sentendam sacerdotii exerciiium inter- 
dictum fuerit, nullom jus babent ad sustentationem at) eo petendam, quum Ipsi 
se sua culpa missionibus operam navandi ineapares reddiderint. Ut autem oranis 
causa querelarum tollatur, eensent Patres, omnino expedire, ul Ordinaril in causis 
crtminalibus clericorum aut presbyterorum servent certam judicii formam, quae 
ad illam a Concilio Trident. (Sess. XXV. c. 6. de Reform.) praescriptam quam 
proxime aceedat; sdüeet, ut Episcopu«» seu ejus VIcarius generalis de ip^ius rom- 
mlssione duos ejusdem Episcopi Consullores, nee semper eosdem, eligat, qui ei 
presbyterum criminis postulatum judiraturo, coram Notario (amen ipsius Episcopi 
assistant. Unum aulem sit utriusque votum, possiique alter Episeopo aceedere. 
Quodi^i ambo ab Episeopo seu ejus Vicario discordes füerint, (ertiom tunc ex 
praedictis suis ConsuKoribus ipse eligat, et juxta eam partera, cum qua tertius 
eonvenit, causa terminelur. Si autem contigerit, omnes Consultores ab Ordinario 
electos ab ejus sententia dissidere, tunc ad Metropolit anum causa referri debet, 
qui sententiarum motiva expendet et Judicium feret. Qoando autem quaestio erit 
de subdito Melropolitani criminis postulato, et omnes Assessores Metropolitanl ab 
ejus sententia dissenserint, tum appellatio fiat ad seniorem Episcopum compro- 
vlncialem, cujus sententia finalis erit, saivis semper Sedis Apostolicae privilegiis 
et auetoritate.« 

Der IIL TUd handelt de persanis ecclesiasHcis. 

Der Ursprung der IfetropoUtanverfassung wird mit: den Worten des unter 
dem Vorsitze Assemani 1736 abgehaltenen Condls der Maroniten auf die aposto- 
iiscben Zeiten und den heHigt-n l*etnis Kuföckgeroiirt. Als Rechte der Metro- 
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politen werden hi n. 8t. fbl^enie aafg^efObrt: »Ad qirinque fere redocuntur jara, 
quae ex bodlerna Ecciesiae praxi Metropolita in sulTraganeos exercet: 

I. Comprovincialem Episeopum non residentem et ultra tempus a sacris 
canonibQs concessam cum contumada absentem tenetur intra 3 menses per literas 
sen nuntlum Sedl Apost. denuntiare; ipsum vero MeiropoIKam similiter absentem 
antiqotor provindae Episeopus denuntiare tenetur (Conc. Trid. Sess. Vi. rap. 1. 

de Reform.)* 

II« SufTraganeos unoquoqoe sattem triennio ad Ooneilinm provinciale con- 
vocat; Metropolita autem legitime impedito, coepiscopus antiquior id praestabit 
(Ibid. cap. 2.). 

III. Negligentiam suflTraganeorum in casibus a jure statutis supplet (Cap. 8. 
de OrOe. Jod. Ordin. Cap. 7. de Sent. Excom. in Cf Cap. t. de'censibus $. no- 
loria in 6<>. Conc. Trid^ Sess. XXIY. cap. 3. de Keform. Ibid cap. 16. Cflr. 
Decr. S. Congr. Conc. 19. Dec« 1569, et Nov. 1590, apud Zamb. Coli. Detl. S. 
Congr. Conc., Tom. VI. p. 63.). 

IV. Appellationes a sentenlia sufltaganeorum Juxta reguias a sanctis cano« 
nibtts deflnitas recipit. 

V. Hetropolitae licet obirunque per provinciam crucom, jorisdictionis suae 
insigne prae se ferro, popalo benedicere et Patiio uti, quoiiesconqoe in Ecdesia 
Metropolitana illa uti posset (Clementin. Cap. 2. Arcbtepisropo de Privileg.). 

In Betreff der Aosubung des Rechtes^ an den MeirapoUten eu 
appeUiren, waren schon auf dem zweiten Ooncil von Gincinnati 
Zweifel aufgestiegen, und darum im 8. Decrete eine Instruction vom 
heiligen Stuhle erbeten. Die Gongregation der Propaganda verwies 
auf die »bewährten Auetoren und besonders auf die Bulle Bene- 
dictes XIV. Ad müÜantis Ecclesiae.€ Bei .dem letzten Plenarconcil 
entspann sich indess wiederum eine Discussion über die Rechte der 
Metropoliten, und in Folge dessen wurden die eben citirten Alinea 
III. und IV. unterdrückt. Dieselben wurden aber von der Gongre- 
gation der Propaganda wiederhergestellt. 

Den Bischöfen wird n. 80. das Decret des Tridentinums über 
die Visiiation der Diöcese an's Herz gelegt. Die Visitation der 
ganzen Diöcese soll, falls sie nicht, wie das Tridentinum vorschreibt, 
alle zwei Jahre geschehen kann, wenigstens in drei Jahren vollendet 
sein ; die vorzüglicheren Kirchen aber sollen jährlich visitirt werden. 

Die Bischöfe werden ferner wiederum an den ersten Ganon des 
dritten ConciFs von Baltimore erinnert: »Quum ex Apostolico indulto 
consueverint, plerumque clerici saeculares ordinari in his Foederatis 
Provinciis tittdo missionis , monemus Jlpiscopos , ut eos tantum eo 
titulo ad sacros Ordines evehant, qui idonei sacris missionibus vide- 
antur vel alias religionis profectui Episcopi judicio inservituri, emisso 
prius jurejurando se perpetuo missioni, cui deputantur, operam da* 
turos.« (Baltim. 40. Pius PP. IX. die 3. Octbr. 1852 benigne con- 
cessit singulis Foederatarum Provineiarom Episcopi facultatero a die 
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1. Januar« 1853 ad qi^inquennium durai/üram , promorendi elericos 
titulo missionis ad sacros ordines usque ad sacerdotium inclusive. 
Postea extensa est haec facultas.) 

Auch das c. 90. und 93. erneuern frühere Canones, welche diese 
Ordinatio tituio missionis betreffen. Das yeranlasst uns, etwas weiter 
über diesen Ordinationstitel auszuholen, in wiefern er in den Beschlüssen 
der Nordamerikaniscben Coneilien zur Sprache kam. Derselbe war 
nämlich wegen der grossen mit ihm verbundenen und weder von der 
Gesetzgebung noch vftn der Wissenschaft geebneten Schwierigkeiten 
wiederholt Gegenstand der Discussion; wiederholt wurde auch Born 
um eine lusbraction iingegangen. Auf einige Zweifel ist freilich von 
dort geantwortet, auch der in Bezug auf unsere Frage wichtige 
III. Canon der VIII. Synode von Baltimore approbirt worden. Eine 
ausführliche Instruction über diesen Gegenstand steht aber noch in 
Aussicht. Die Propaganda wollte dieselbe nämlich nicht eher er- 
lassen, als bis nach Vernehmung der Wünsche und Vorschläge des 
Amerikanischen Episcopates, sowie der Erkundigungen über die Ver- 
hältnisse der verschiedenen DiOcesen eine mdglichst reifliche Ent- 
scheidung getroffen werden könnte. Da sich in der Umon keine 
kirchlichen Pfründen befinden, so werden fad Alle, die nicht titulo 
paupertatis in einem reliffiösen Orcien geweiht werden^ titulo mis- 
sionis ordinirt. Die Vollmacht hiezu ist aber den Bischöfen nicht 
für immer gegeben, sondern muss von Zeit zu Zeit erneuert werden* 
Das letzte Rtenarconcil wandte sich, wie es bereits die erste Pro- 
vincialsynode von St. Louis gethan , mit der Bitte an den heiligen 
Stuhl, dass die Ordinatio titulo missionis auch ohne das eidliche 
Versprechen, sich für immer der Mission zu wfdraen, geschehen 
könne; doch bis jetzt ist diesem Begehren noch nicht entsprochen 
worden. Kraft dieses eidlichen Versprechens darf kein Priester die 
Diöcese und die in ihr erhaltene Mission ohne canonische Entlassung 
von Seiten des Bischofes verlassen; aber auch, wenn er das auf 
rechtmässige Weise thut, so verliert er sofort den titulus missionis, 
incurrirt damit die Suspension und erhält jenen Titel nicht wieder, 
bis er in einer andern Diöcese denselben Eid leistet. Dasselbe ist 
mit den europäischen Priestern der Fall, welche nach Amerika kom- 
men und ihren Ordinationstitel verloren haben. Kein Bischof soll 
aber einen Priester entlassen, wenn es nicht gewiss ist, dass ihn der 
Ordinarius der DiScese, in welche er sich begeben will, aufnehmen 
will. Ebenso sollen keine europäischen Priester aufgenommen wer- 
den, wenn sie nicht nach vorheriger Sendung eines Zeugnisses von 
3eite ihrer Bisohöfd die Zusiinämong des Ordinarius, in dessen Diöcese 


Sedisvacanz der ftiöcese, fiinkomilaen und Wühl der BisfchöFe. ^ I2d 

sie sich begeben wollen; erlangt haben. »Nolumus,. sacerJotes ex 
Europa advenientes in clerum n^ostrum cooptari, nisi litteris suorum 
Episeoporum prius missis consensum Episcopi, in cujus dioecesina 
transire desiderant, obtinuerint.« Wer titulo missionis geweiht ist, 
kann auch nicht ohne Erlaubniss seines Bischofes in einen Orden 
eintreten. 

Noch eine andere Schwierigkeit ist mit jener Ordinath) titula 
missionis und dem Mangel aller Beneficien verbunden, nämlich der 
Unterhalt kranker und altersschwacher Priester, da die Pfarreien, 
in denen die Geistlichen in gesunden Tagen gewirkt haben, nicht 
immer im Stande sind, sie im Alter zu unterhalten. Von Born aus 
war schon früher der Wunsch ausgesprochen worden, doch Asyle für 
dieselben zu gründen. Verschiedene Male wurde der Gegenstand ein- 
gehend auf den Concilien erörtert; so auf dem IIL Concile von Bal- 
timore, auf dem I. und III. Concile von Cincinnati; die beiden 
zuletzt gehaltenen Concilien erachteten es jedoch noch nicht für 
möglich, ein solches Asyl zu errichten; sie begnügten sich, an den 
Canon des IIL Concils von Baltimore zu erinnern. Auch die Plenar- 
svnode von 1866 hat nichts Anderes bestimmt. Sie erneuerte den- 
selben und ermunterte die Bischöfe, zu dem besagt^^n Zwecke einen 
Fond zu stiften,- aus dem jedoch Niemand unterhalten werden soll, 
der suspendirt oder gegen seinen Bischof halsstarrig ist oder sich 
auch nicht dazu verstehen wollte, zu diesem Fond beizutragen. 

Ueber die Verwaltung der Diöcese bei Sedisvacanz^ über da» 
Einkommen und die Wahl der Bischöfe handeln sodann die Num- 
mern 96 — 107. Wegen ihrer Wichtigkeit und Eigenthümlichkeit 
theilen wir sie vollständig mit. 

96. Unusquisqae Episcopus acreptas a Sede facattates idoneis sacerdotibus, 
qui in eorum dioecesibas laboraverint, communieare potest; 6t praesertim tempore 
SOI obitas, at sede vacanle sU, qui po$:sit Episropl defuncti vices sapplere, donec 
Apostoi. Sedes certior facta, qiiod quamprimum fieri debebit, alio modo provideat. 

97. Qnodsi Arcbieplscopo aut Rpiscopo obeunte nemo aüsit, qai praedicta- 
rom facultatom communicationem rite ab eodem obtinuerit, seu aliler, qaam per 
Aniistitis obitnm dioecesim varare contigerit, Metropolitanus Antisfes, vel in ipsius . 
defectu, aut si de ipsa Metropolitana ecclesia agatur, senior ex suflTraganeis ido- 
neum viruro ecclesiasticam designet, qui dioecesis regimen gerat, cum usa facul- 
tatom, qaae in prima formola recensenfur, donec Apostoi. Sedes certior facta secus 
de re non disposoerit (Ex Brevi PH PP. IX. die 13. Januar. 1854 dato). 

98. S. Sedi vero supplicandum duximus ob pIuriifTa incommoda, quibus 
aliter provideri vix potest, ut in supradictis casibus Episcopus, aut prout casus 
feret, Metropoiita vel senior Episcopus possit presbylero sedis vacantis Administra- 
tor! tribuere eas omnes facultates tarn ordinarias quam extraordinarias, quibos 
giudeDt Episcopi ex S. Sedis concessione« 
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99. Administratores, gai ecclesiam sede vacante earant, sedalo .monemus, 
ipsis non licere, temere aliquid in dioecesi innovare, aere alieno dioecesim gra- 
vare aat bona ecdesiastita alienare. Meminerint etiani, se (eneri, acruratan ad- 
ministraüenis 9H9^ ^plseopo ad vacantem sedem pronioto mtionem reddere. Porro 
Ipse banc r^ti^nepi^ exigere potcst ac debet; et ad Ipsam spectat, in eos animad- 
veitere, si ogiid in orflcio suo seu administratione deliquerint (Conc. Trid. Sess 
XXIY. cap. 15. de Reform.). 

100. Demum quuro aequuro plane sit ac justum, ut fideles omnes unias- 
eolusqne dioeceseos congriiae contribaant sosteniaiioni Episcopi, qui omnium gerit 
aolUdludlnem, censuerunt Patres hac de re pertractandum in dioecesanis Synodis, 
in quibus colIaU9 inter se consiüis sacerdotes curam babentes anUnftrann conve- 
niant de certa pensione Ordinario quotannis tribuenda, quae ex porlione singula- 
ram ecciesiaram redituum determinala coaleseat. Ejusmodi auiem assignatio vel 
distributio, qaam fuetit ab Ordinario recognita ar probata, sea lex dioecesana ab 
Omnibus servanda evnigabitur. 

Caput Ilf. De Episcoporum electione. 

101. Non alios ad Episcopalem dignilatem assamendos jabet Conctiium 
Tcldent., quam »maxime dignos, qoonimque prior vita ac omnis aetas a puerilibus 
exordiis usqoe ad perrectiores annos per discipiinae stipendia ecclesiaslicae lau- 
dabiliter acla testimonium praebeat« (Sess. Yf. cap. 1. de Reform.). Quum autem 
S. Congr. de Prop. Fide aliquot abbinc annis exquisierit, num aliquid in modo de- 
dignandl presbyteros ^ad Episcopatum promovendos mutari oporteret, censuerunt 
Patres bujos Concilil Plenarii, rem adeo gravem iterum esse pertractandam. 

102. Diversa fuit pro tempomm varietate ratio eos deligendi, qui ad 
Eplfcopales sedes promoverentor. Hodie vero jus eligendi Episcopos jure merito 
et sifpientissimas ob ratiOQes S. Pontifici reservatnr; quae quidem dtsdplina a pluri- 
bus jam saeculis felieiter invaluit. 

103. Modus bucusque apud nos servatus eos designandt, qui ad Episcopa- 
tum promoveantur, indicalur in Decreto S. Congr. de Prop. Fide die 18. Mart. 1834 
edito »super methodo servanda in Episcoporum dioecesium Foederalaru» Americae 
septentrionalis provindarum electione,« quod sie se habet: 

»Quum ad religionis incrementum in Foederatis Americae regionibus stabi- 
lius prorurandum in priipis conferat, ut Episcoporum dioecesium ibi statularum 
eiectionis gravissimum negotium rite sancteque absolvatur, S. Congr. de P. F. 
valde opportunum esse ad hoc consequendum existimans, ut certa methodus obi- 
que in illis dioecesibus servandas st4lu«atur, qua fiat, ut Sedes Apost. exploratan 
notitiam habere possit roeritorum sacerdotum, pro quibus commendallones alTe- 
runtur, in generali Conventu die 18. Mart. a. 1834 habito, et referente Emo. et 
Revmo. D. J. Antonio S. R. E. Card. Sala, censuit ac de,crevit, in ea re esse ser- 
vanda, quae sequuntur. 

»Quum aliqua sedes Episcopalis vacaverit, requirendom est Episcoporum 
omnium provinciae ecclesiasticae sufnragium de sacerdotibns singulis, qui Sedi 
Apost. commendandi esse videntur pro nova Episcopi electione. Quonlam vero id 
in Concilio provinciali facillime et accurate fieri potest, si intra tres menses ab 
obitu Episcopi Concilium provinciale habendum est, expectanda erit Condlii cele- 
bratio, anteqnam ad commendandos sacerdotes, qui Episcopatu digni censentur, 
ad S. Congregationem scribalur. In Concilio autem coUatis inter se sententiis 
Episcopi statuant, quos sacerdotes S. Sedi commendent vere idoneos etvde Ecciesi« 
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bene meritos, qui sedes vacantes obtineant vel Coadjutoris officium suscipiant 
illius Episcopi, qui auxilio Coadjutoris indigere censeaiur. 

»Quod spectat vero ad casus, quibus, prout superius statum est, Concilii 
provinc. celebratio non ita proxiina Sit, ne sedes Episcopalis aliqua diu vacet, 
priinum hoc luagnopere opportunum factu est, ut singuli Episcopi literas subscriptas 
et sigillo dupllcl munilas exemplo apud se babeant, quibus contineantur nomina 
triuin saltem sacerdolum, quos fdoneos arbitrentur ad dioecesirri regendam; hae 
autem litterae ita exterius obsignari debent, ut adveniente Episcopi morte Vicario 
generali tradendae esse intelligantur; Vicarius vero generalis alterum earum litte- 
rarum exemplum ad Arcbiepiscopum , alterum ad propinquiorem vel'seniorem ex 
duobus Kpiscopis propinquioribus deferendum curet. Eo lillerarum exemplo ac- 
cepto Episcopus propinquior ad Arcbiepiscopnm scribet suasque animadversiones 
adjiciet. Epistola Episcopi propinquioris ad Archiepiscopum delala, vel si neglexerit 
is scribere rationabili eiapso temporis spatio, Archiepiscopus ad omnes Episcopos, 
ne propinquiori quidem excepto, scribet et nomina illa cum suis animadversioni- 
bus communicabit, aliorum etiam noroinibus additis, si Uli, quos Episcopus desig- 
naverat, Archiepisropo idonei minime videantur. Post acceptas Arcbiepiscopi iiiteras 
omnes Episcopi ad S. C. sine mora scribent snas sententias et suffragia de tribus 
Ulis vel sex comraendatis exposituri. ' ^, 

T»Vacante vero sede Metropolitana litterae Arcbiepiscopi demortui 
nomina trium sacerdotum designantes a Vicario generali ad Episcopum propin- 
quiorem et ad sufTraganeum Episcopum seniorem mittendae sunt. Episeopus autem 
senior suffraganeus faciet ca omnia, quae de Arcbiepiscopo superius statuta sunt, 
ubi agitur de Episcopi electione. Quodsi apud Episcopum vel Archiepiscopum de" 
mortuum litterae memoratae de trium sacerdotum designalione non reperiantur, 
Vicarius gen. Episcopum propinquiorem vel seniorem ex 2 propinquioribus de ea 
re cerüorem statim faciet, ut Episcopus propinq. 3 designet sacerdolum nomina 
epistola ad Archiepiscopum mittenda. Archiepiscopus ea accepta ad omnes Epis* 
copos scribet, et ea omiiia flent, qua jam iudicata sunt circa agendi rationem 
tenendam, ubi litterae Episcopi aut Arcbiepiscopi sacerdotum nomina ante mortem 
designantis fuerint rcpertae. Si Episcopus propinq. ad Archiepiscopum scribere 
neglexerit, Archiepiscopus ipse 3 nomina sacerdotum suflTraganeis omnibus, pro- 
pinquiori non excepto, designabit. Si agatur de Arcbiepiscopi electione, senior 
Episcopus suffraganeus faciat omnia, quae in Episcopi electione ab Arcbiepiscopo 
facienda esse decretum est. 

»Quod pertlnet ad electionem Coadjutorum, excepto casu, quo Sedes 
Apost. alia ratione agendum esse statuerit, Episcopus, qui Coadjutorem petit, no- 
mina trium sacerdotum Arcbiepiscopo et Episcopis suflTraganeis significabit, sup- 
plicem libellum de en re ad S. C. mittet, et Archiepiscopus et Episcopi S. Congr. 
meutern suam de Coadjutore eligendo communicabunt. Haec sunt, quae in com- 
mendandis Sedi Apost. sacerdotibus pro Foederatae Americae Episcoporum electione 
S. C. servanda praescripsit. Ea vero decernens, notum omnibus esse volult, in 
ntteris de hac pertractantibus ad S. Sedem transmittendis nihil inveniri deberi^ 
quod electionem aut nominationem prae se ferat, ita, ut etiam ex litterarum forma 
pateat, nullam in S. Sedem inferri obligationem eligendi aliquem ea commen- 
datis: salva enim manere debet et illaesa Sedis Apost. libertas in ellgendis Epis- 
eopis, commendationes vero lumen tantum et cognitionem S. Congr. non autem 
obligationem afferent. 

»Datum Romae ex aedibus S. Congr. de Prep. Flde, die 14. Junii 1834.« 

9* 
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104« Hole «afeni Decreto Emi, et Rmi. Patres S. bajus Congr. in eon- 
venta generali babito die 10. Aagusti 1850, et aliud addendum censoernnt se- 
qoentis tenoris: 

AS. Congr. de Prop. Flde d. 14. Jan. 1834, Decretum edidit, quod incipit: 
Quum ad religionia incrementum^ inscribitur vero : De methodo servanda 
in Episcoporum dioecesium Foederatarum Americae Septentrionalis 
provinciarum electione. Quum vero deinde, Deo favente, dioecesium numero 
per illam regionem aucio, ecciesias, quae antea uni Metropolitae suberant, kiter 
plures partiri necesse fuerit, aliquid supradicto Derreto seu instruciioni addendum 
Visum est, u( eoramendaiio sacerdotum pro vacantibus ecclesiis ea ratione fiat, 
quae cum nova illaruro partitione ac provinciarum statu cohaereat. Proinde S. C. 
in generali Conventu die 10. mensis Junii, anni bujus babito, rererente Infrascripto 
ejusdem Praefecto, omnibus mature perpensis, ratione quoquc voti babita ea de 
re ab Episcopis exbibiti ex Concilio YIl. Baltimorensi , decrevit, ut in poslerum 
servatis quoad reliqua iis, quae in supradicto Decreto conlinentur, Arcbiepiscopus 
provinciae, ad quam pertinet erclesia de novo Pastore providenda, commendallo- 
nem sacerdotum, qui proponuntur, ad caeteros Arcbiepiscopos transmittat, qui S. 
Sedi soam sententiam de sacerdotibus sie commendatis aperiant. Datum etc.« 

»Mense tarnen August i anni 1856 idenw S. Consilium provinciis ecclc«iasticis 
Baltimorensi, S. Ludovici, Nev^Aurelianensi ac Cincinnatensi indulsit, »ut de com- 
mendandis candidatis pro sedibus vacantibus agatur in coetibus Episcoporum com- 
provinciaUum , addita tantum obligatione scribendi ad Metropolitanum vel Episco- 
pum non comprovincialem , quum res sit de candidatis a provincia extraneis. In 
comitiis vero generalibus diel 7. Aug. 1859 et illud Decretum fuit, ut, quum novus 
Arcbiepiscopus vel Arcbiepiscopi coadjutor eiigendus sit, omnes circa ejusmodi 
electtonem Foederatornm Statuum Metropolitani consulantur.« 

105. Ista metbodus tarnen quum adbuc in melius mutari ac ulterius perfici 
posse videretar, Emus. Praefecius dictae S. Congr. per litteras d. 25. Maji 1859, 
ad Arcbiepiscopos in bis provinciis Foederatis datas eos rogavit, ut »perpenderent 
coram Deo vigens systema antistltom eligendorum ,< atque ipsi »proponerent, 
qoae arbitrati fuerint profUtura ad lUud, ut par est, emendandum; quo videlicet in 
posteram ii tantum constituantur Episcopi, qui doctrina, prudentia, locall peritia 
ac pletate füerint idonei ad officium Episcopale rite subeundum atque gerendum.« 

106. Quibus litteris quum omnes ad anum Arcbiepiscopi respondlssent, S. 
Congr. praelaudala die 21. Januar. 1861 censuit: 

»Haad qoldem recedendum esse a Decretis supra relätis dd. 14, Junii 1843 
nee non 10. Aug. 1850, ac posterioribus declarationibus , quibus vigens per Arne- 
ricam electionum systema innitltur, verum iilis, qoae sequnntur adjicienda pata- 
runt atque ab omnibus, ad quos spertat, S. Sedi proponere viros ecclesiasticos 
pro vacantibus dioecesibus Foederatorum Statuum, stricte servanda mandarunt. 

1, Omnes ac singuli Foederatorum Statuum Antistltes tertio quoque anno 
tum Metropolitano provindae suae tum S. Congr. de Prop. Fide nomina sacer- 
dotum exbibebunt, quos dignos atque idoneos ad munus Episcopale obeondum 
existimaverint. Id vero secretissime praestabunt, ne forte cujuspiam ambitio 
exeitetur. 

n. In notolis ejusmodi eonficiendis maxima pro viribus utentur cura, ut 
de qualitatibus eorum, qui commendantar, certiores fiant 

III. Quom aüqua sedes vacaverit sive Episcopalis sive Metropolitana, An- 
tiatitcs omnes, ad quos pertineblt, S. Pontifld commeiHlare viros ecclesiasticos, ut 
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eornm anas vacanti Fcclesiae praeponatar, in Synodam aut in specialem coetum 
convenient, ut proponendorum qnaülates discutiant ad tramitem Qnaestiomim, qaae 
hanc in rem typis impressae praesentibus litreris apponantur. 

IV. Antequam vero praedictus eonventus convoretar, ad Archiepiseopum 
vel seniorem provinciae Episcopum eoram nomina transmittentur, quos singolt 
AntiStiles commendandos esse putaverint. 

Y. Qualilates Candidatorum publice in coetu Episcoporam discaHentor prae- 
sidenfe Archiepiscopo vel seniore pro\inciae Antistite; saflTragta vero serreto in 
urnam immittentor. 

VI. Acta denique conventas ad S. Congr. de Prep. Fide ab Archiepiscopo 
\e\ Episropo provinciae seniore deferentor.« 

107. Sequuntur notalae, quarum mentio habetur in praediclo Decrelo, et 
qaarum ratio in designandis presbyteris pro dignitate Episcopali seniper ha- 
bend a est: 

»Notiones ae quaestiones circa qoalltates, quae neeesaariae sunt In promo- 
vendis ad Cpiscopale munos ac dignilatero. 

). Nomen, cognomen, aetas, patria Candidati, 
11. Cujus dioeeesis sit ac provuiciae ecclesiasticae? 

III. Ubinam stodiis theologils vacaverit et quo profeelu? 

IV. An gradus assecutus füerit, et quos? 

V. An Professor extiterit, et cujus facnltatis? 

VI. An et ubi missiones sacras obierit, et quam in eis experientiam obtimieritf 
VII. Quot linguas calleat et quas? 
VIII. Quibus ofQciis sit perfünctus et quo successu? 
XI. Quam prudentfam exhibuerit in deliberationibns et agendi ratiooe? 
X. An Sit corpore sanus; fTogi, patiens atque in administratione rerum tem- 

poralium versaius? 
XI. Utnim Sit propositi tenax, an ingenio mutabilis ? 
XIL Num gaudeat fama bonestatis, et an fnerit unquam in eo quid emitra 

mores? 
Xni. An m exercendis sacerdotalibus munits sit attentus» compositus cum aedifl- 

calione, rubricarum stodiosus oi)serva(or? 
XIV. An habitu, gestu, incessu, sermone aliisque omnibus gravitatem ac religio- 
nem prae se ferai?« 

Diese vielen Bestimmungen über die Wahl der Bischöfe dürfen 
nicht auffallen. Sie sind nach reiflichster üeberlegung mit den 
Bischöfen Amerika*s, auf deren Vorschlag, in Anbetracht aller dort 
geltenden Verhältnisse, mit Benutzung einer langjährigen Erfahrung 
erlassen. Wer bedenkt, dass das ganze kirchliche Vermögen einer 
Diöcese auf den Namen des Bischofes eingetragen ist, dass ein sol- 
cher, uneingeschränkt durch die vielen anderswo geltenden Garantien 
gegen möglichen Missbrauch, in exeptionelle Verhältnisse gesetzt 
und ihrethalben mit ausserordentlichen Vollmachten ausgerüstet ist, 
wird die äusserste Sorgfalt billigen, welche die Eirche bei der Aus- 
wahl von Personen zu einer so schwierigen Stellung anwendet. 

Das folgende IV. Gapitel des dritten Titels handelt über die 
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Seelsorger. Vergleicht man dasselbe mit den Canones der vorher- 
gehenden Concilien, sowie mit den früheren Umständen, so gewahrt 
man sofort, mit welcher Sicherheit die Gesetze der Amerikanischen 
Kirche immer mehr sich dem allgemeinen Kirchenrecht nähern. 
Früher, als nur wenige Priester in den Vereinigten Staaten zerstreut 
lebten, konnte von einem eigentlichen Pfarrsysteme gar keine Rede 
sein. Die Bischöfe stipulirten gar auf ihrer ersten Zusammenkunft 
(1810), dass die für eine Diöcese approbirten Priester auch in den 
benachbarten Diöcesen ihre Vollmachten gebrauchen könnten. Diese 
TJebereinkunft wurde nun freilich, um dem Unwesen des Umher- 
schweif ens der Priester vorzubeugen, auf dem zweiten Concil von 
Baltimore (1833) wieder aufgehoben. Wiö wenig aber zu der Zeit 
noch eine feste G>estaltung der pfarrlichen Verhältnisse sich gebildet 
hatte, zeigt der vierte Canon des ersten Cöncils (1829). Derselbe 
verbot, künftighin mehreren Priestern ex aequo die seelsorgliche Ge- 
walt über Eine Kirche oder Einen District zu gewähren , und be- 
stimmte, der Bischof solle so bald als möglich, wenn mehrere Priester 
an einem Orte wären. Einen als den Pastor des Ortes, die andern 
als dessan Gehilfen bestellen; geschähe dieses nicht, so wäre der 
zuerst Angestellte der Pastor, die andern seine Gehilfen. Das erste 
Plenarconcil machte dann im zehnten Canon die weitere Verfügung, 
die kirchlichen Districte (Congregationen, die unsern Pfarreien ent- 
sprechen) genauer zu begrenzen; die Bischöfe könnten aber je nach 
umständen die Districte ändern, sowie sie bestimmten Kirchen zu- 
tiieiien« Auch das erste Concil von Neu -Orleans mahnte die Ober- 
hirten, doch so bald als möglich die Pfarrdistricte zu begrenzen. 
Die Väter des letzten Plenarconcils setzten endlich, nachdem sie 
erklärt, dass sie, da die Zeitumstände noch nicht die Errichtung 
eigentlicher Pfarreien gestatteten, doch in diesem Punkte so viel als 
mAglifih sich, dem g^flaeineiji. Bechte zu cpnformiren trachten würden, 
folgende, Decrete fest: 

\24, Volumps igitur, ut per omnes hasce Provincias, praesertim majoribus 
iD arbibas, ubi plares sunt Ecciesjae, districtus qaidam, paroeciae instar, descriptis 
accorate limitibais, anicuisque ecclesiae assignetar; ejnsqiie rectori jura parocbialia 
vel qaasi-paroefaiaiia, tribuaotar. 

i;2^. Paro.clMali^. juris, paroeciae, et paro<^i nomina usurpando, nuUatenas 
iptf!|i^dj|iLi{9. Ecclesiae, c,oJu^)ibet rectori Jas, ut i^ont, inamovibilitatis tribuere; aat 
pq(estatem iilam^tpUere seQ ullo modq imminuere, quam ex recepta in bis pro- 
vinciis dtsciplina habet £piscopus quemvis sacerdo(em manere privandi aut alio 
transferendi. Monemus aotem et hortamur ne Episcopi hoc jure sao, nisi graves 
ob camas et hsbiia meritorum ratione, ati velint. 

IjKQ^ (HmiH a|Vffi9ruiB saluti isadtime ejtpediai;. a dignis atqoe idcmeis pa- 
rpcjfls. rjBjjl, Trj^ei^linj, If Pf ciuijafl^esj., pe.q^ ajl rv*jocbWi^ e/tjcle^sia^ rcgi- 
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meD assumatur, nisi prius, per concursum, coram Episcopo et (ribus saltem 
examinatorlbos idoiyeus probetur ac dignus qni id maneris suscipial. Quöd apud 
DOS, etiam si veri nominis paroebos habererous, servari vii posset. Ut (amien 
mentem Eeclesiae baee praecipientis, quantum licet, sequamor; nemitieni parodiitU 
Gcelesiae praeponendum censemus, quin examen coram Episcopo et duobus pres- 
byteris ab Episcopo designatis antea sobierit. Neque ullus ad boc eiamen ad- 
mittaiur, qui in dioecesi, ubi parocbia sita est, säcris missionibus per quinqnennium 
saltem operam non dederit. Qnod s1 sacerdos <id plifocbfalis eedesflie cntim 
assummur, qui nondum in dioecesi quinqu« annos in sacri» missfoMÖ)!» Insumsert, 
tanquam paroeciae admistrator tantum babeatur; neque, nisi ex^^leto qulAqü^nnk», 
flfttoque ut supra examine, parocbi nomen et jura obtineat: qnod quidem* RegQ- 
lalfes, qui quinqae annos in bis Provinrüs vixerint. non attingat. 

tesen wir in dem 125. Decrete die Worte: nisi graves ob 
causas, so hat das Goncil gleich andern französiscb6n Synoden wohl 
Rücksicht auf die Erklärung genommen, welche Gr^or XVL den 
1. Mai 1845 auf eine Anfrage des Bischof es G. van Bommel von 
Lüttich erliess. Der Papst nämlich wollte nicht eher in die durch 
die organischen Artikel und eine fast fünfzigjährige Gewohnheit den 
Bischöfen zugesprochene Vollmacht, die Succursalpf^rer zu ver- 
setzen, einwilligen, als bis jener Oberhirte erklärt hatte ,^ dass er 
von derselben nicht häufig und nur in kluger und väterlicher Weise 
Gebrauch machen wolle, damit so viel, als die Verhältnisse gestat- 
teten, die Stabilität des Seelsorgeramtes gewahrt würde. Demgemäss 
erfreuten sich die Vorsteher der amerikanischen Pfarrcongregationen, 
yikm\ dife Disicröte von Baltimore durchgeführt wurden , so ziemlich 
derselben Bechte, als die Dese!rvanten der iSuccursäl^irchen in den 
Cändem des französischen Rechtes. Aber es fehlt noch viel an der 
Ausfahruög' jener Öecrete. Nicht nur auf dem llande, bcüsonders 
dort, yfb wöiügö Katholiken zerstreut Ibben, sondern selbst in grösseren 
Städten, ja in Bischofssitzen ist die Eintheilung in Pfarrdistricte 
noch nicht überall durchgeführt. Schuld daran ist' zum grossen 
Theil delr Mangel einer genügenden Zahl von Priestern, dann aber 
auch die Verschiißdenheit der Nationen. Da gibt es neben eng- 
lischen, französischen und deutschen Ejrchen noch andere für Italie- 
ner, Polen, Böhmen, Spanier, Farbige, und in den grossen Städten 
sind diese Nationen oft in demselben Dist'ricte sehr mit einander 
vermischt. Ifi St. Lovtis, dösöeü Bevölkerting nach der neuestien 
Schätzung <) die Zahl voii 261,000'Einwohnern erreicht, leben 61,dÖÖ 
Deutsche, 50,000 Franzosen, 36,000 Irländer, 144,000 (?) Amerikaner, 
8000 von andetti Nationalitäteti. Um litir von den Deutschen und' 
Katholiken englischef]^ Z^ge zu rädeir, sTo besteht für sie ein dbp- 
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peltes Pfarrnetz, dessen Grenzlinien aber nicht mit einander überein- 
stimmen. Die Schwierigkeiten , die sieb aus dieser Yerscbiedenbeit 
der Nationalitäten ergeben, drohen tür die Zukunft noch grösser zu 
werden. Jede andere Nationalität löst sich früher oder später in 
die englische auf, und dieses beginnt oft schon in der ersten 6e- 
neratioUf so dass es dann schwer hält, zu sagen, wohin diese halb- 
französische, halb-deutsche, halb-englisclie Katholiken gehören, ob 
in die englisch«, französische oder deutsche Pfarrei. Und doch muss 
68 bestimmt werden, sonst hören die Streitigkeiten nicht auf, weil 
der Priester zum grössten Theil von den Casualia lebt, und es ihm 
schon darum nicht einerlei sein kann, welche Gläubigen in seine 
Kirche gehen oder nicht. Dazu kommt aber noch die Eivalität 
zwischen verschiedenen Nationen. Keine Nationalität stirbt ohne 
Kampf, und bei der Deutschen wird dieser Kampf um so grösser 
sein, als die rege deutsche Presse, die sich in jüngster Zeit so sehr 
gehoben hat, und die Errichtung so vieler deutscheu Schulen ihr 
einen Halt zu geben verspricht. 

Die beiden folgenden Capitel : De verU Bei praedicandi ratio- 
nibus; De vita et honestate clericorum, haben, so ausführliche und 
trefSiche Instructionen sie auch enthalten, doch mehr ein Interesse 
für Pastoral, als für das canonische Eecht, weshalb wir gleich zu 
den Decreten über die Seminarien^) übergehen wollen. 

Eines der allergrössten üebel in Nordamerika ist der Priester- 
mangel. Es ist unglaublich , wie Viele dadurch der Kirche ent- 
fremdet wurden. In einem Auswanderer , der selten oder nie einen 
Priester sieht, dagegen von Allem umgeben ist, das ihn von der 
Beligion abzieht, muss natürlich der Glaube geschwächt werden. 
Und wenn es ihm auch noch gelingt, dieses Licht zu bewahren: aber 
seine Eander, die noch dazu vielleicht in confessionslose Schulen ge- 
hen! Wie häufig geht in ihnen der Glaube unter! Der Priester- 
niangel hat aber nicht nur die schlimmsten Folgen für die Gläubigen, 
sondern auch für den Klerus. Da muss man die Jünglinge nach 
einer kurzen Vorbereitung, die sie kaum mit den nothwendigsten 
Kenntnissen ausrüstet, zu Priestern weihen, . kann nicht sehr schwierig 
bei der Auswahl sein, weil die schreiendste Noth die Ordination ver- 
langt. Die Priester selbst sind so von Geschäften und Arbeiten 
überladen, dass sie keine Zeit zum Studium und zur sorgfaltigen 
Pflege des innern Lebens finden. Wundern wir uns darum nicht, 
dass der Priestermangel den Befrain aller Klagen aus Nordamerika 
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bildet. Die Ursachen dieses Priestemiangels liegen auf der Hand. 
Der Beruf zum geistlichen Stand wird in den Amerikanern selbst 
bei dem dortigen materiellen Treiben leicht erstickt, und leider sind 
mit den* flunderttausenden von Einwanderern nicht eine auch nur im 
Entferntesten entsprechende Zahl von Priestern nach der neuen Welt 
gezogen. Mit Becht sehen die Bischöfe das wirksamste Mittel gegen 
das besagte Uebel in Senünarien. Wiederholt kamen sie in ihren 
Versammlungen auf diesen Punkt zurück. So dankbar sie auch die 
Errichtung von Amerikanischen Seminarien in Rom, Irland, Belgien, 
Spanien, Deutschland anerkennen, so genügt ihnen das doch nicht; 
darum erneuerten sie den schon früher gefassten Beschlüsse dass in 
jeder Kirchmprovinz zum wenigsten Ein grösseres Seminar ^ ein 
SeminariMm puerorum cAer tco möglich in jeder DiöcesCj jedenfcMs 
jedoch in jeder Provinz errichtet werde In den grösseren Semina- 
rien soll man vor Allem Dogmatik und Moral lehren, dann aber 
auch Kirchenrecht, Exegese und geistliche Beredtsamkeit ^). Insbe- 
sondere wird auf biblische Studien Gewicht gelegt, wozu in Amerika 
noch ^ nn besonderer umstand drängt, der Kampf mit Sectirern , die 
immerfort auf die Bibel pochen; auch die Systeme der Philosophen, 
vorzüglich der neuern, sollen so auseinander gesetzt werden, dass 
die Seminaristen die Lösung der Schwierigkeit, welche man daraus 
gegen die Religion ziehen könnte, zu finden verstehen. Obwohl das 
Decret von d^ Kirohengeschichte schweigt, so zweifeln wir dennoch 
nicht, dass dieselbe in den amerikanischen Seminarien berücksichtigt 
werde. Freilich ist es wahr, dass der Amerikaner sich mehr der 
Gegen\^art, dem Praktischen zuwendet, während wir Deutsche uns 
gern mit der Vergangenheit und Theorien beschäftigen und darum 
den geschichtlichen Forschungen und Speculationen so zugethan sind. 
Am Schlüsse des Gapitels wird noch besonders dagegen ge- 
eifert, dass die Zöglinge von einem Seminar in das andere ziehen, 
und die Erlernung der deutschen Sprache in den kleinen Seminarien 
aller Diöcesen oder Provinzen, in denen Deutsche sich befinden, zur 
Pflicht gemacht. 
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Ueber die Haftbarkeit des Fiscus als Bechtsnach- 
folger anfgehobener Stifter und 


Ein Erk€nntnis8 des Königl, preussiachen Ober-TribünaU vom 
1. Februar f869 ist van Wichtig^keil fOr die frage der Haftbarkeit des Füscus aris 
Rechtsnaebfolger aafgebabener StiAer und KlAsler. In neuerer Zeit wollte num 
in Verwaltangskreisen, namentUcb von Seiten des preossiscben Finananinisteriou» 
Hfomöglicb den Grundsalz aufstellen, Fiscus harte nur bis zum Belaufe des incor- 
poHrten Pfarrvermögens, niebt einmal bis zur Höbe des gesammten KToster- 
vermOgens <vgl. Archiv XXI 402 IT.)« Das Urtbe il legt dem Flseü;? di^ Haftting 
bia zur H4be des gesammten KiostervormOgetis auf, and erOrMrt ObenUes^ iloeh 
andere für die VerbAltnisae aus der Incorporalion wichtige PrajodüriaMraieo. Im 
Narhfolgenden der Wortlaut des erwähnten Obertribunals-Urtbeils. 

Jm Namen des Königs. 

Ib Sachen des Köiiigliehen Fiscus, ^ertrefeea darch die Ktoigl. 
Begierung za Arnsberg, Verklagten jetzt Revidenten nnd Implieranten, 

wider 
die katholische Kirchengemeinde zu Niedermarsfoerg , Klägerin , fie- 
visin und Implorantin, 

hat der erste Sen^t des Königl. Ober-Tribunals in seiner Sitzung 
vom 1. Febfuac 1869, an welcher TheH genomnea haben : 
der Chef-PrteidiBnt, Staatsminister Uhden, 
die Geheimen Ober-Tnbuiials-Bätiie: Dr. Deeker, Dr. Vos- 
winkel, Brunnemann, Heinecoius', W^ltemas, Weatzel, 
Lympins: und von. Vangerow, 
für. Recht erkalint: dass? auf die Revision und auf die als Revision 
zu behandelnde Nichtigkeitsbeschwerde des Verklagten, das Ei^kennt- 
niss des Königl. Appellationsgerichts zu Arnsberg vom: 2. Mai 1868 
dahin zu bestätige und beziehungsweise abzuändern: 

1. dass der Verklagte schuldig, für die Kosten des Kirchen- und 
Thurmbaues zu Niedermarsberg mit dem Werthe des säcula- 
risirten Stiftsvermögens von Obermarsberg, welches dieses jetzt 
hat, einschliesslich des Erlöses der etwa veräusserten Theile 
desselben, so wie mit den a^it dem Jahre acht und vierzig von 
diesem Vermögen gezogenen Nutzungen aufzukommen; 

2. dass der Verklagte auf seine für den Kirchenbau zu Nieder- 
marsberg geleisteten Zahlungen, als Grosszehntberechtigter in 
der Feldflur der Parochie Niedermarsberg nur den Werth seiner 
Zehnten, einschliesslich jedoch der seit dem Jahr acht und 
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vierzig davon gezogenen Nutzungen, in Anrechnung zu bringen, 
verbunden sei; 

3. dass der Verklagte nicht auch als Rechtsnachfolger in das Ver- 
mögen der Abtei Gorvey verpflichtet gewesen, die Kosten des 
Kirchenbaues zu Niedermarsberg zu bestreiten; 

4. dass die Kosten aller Instanzen, unter C(»npensation der ausser- 
gerichtlichen, jedem Theil zus Hälfte aufzuerlegen, die gericht- 
lichen Kosten jedoch ausser Ansatz zu lassen. 

Von Bechts wegen. 

Gründe. 
In Folge des fiesoluts der Königl. Regierung zu Arnsberg vom 
29. April 1849 hat Fiscus ^u dciin Bm der Pfarrkirche zu Nieder- 
marsberg, 28,523 Thlr. 13 Sgr. und die KirchejigemraDde zu dem 
Thurmbau dieser Kirche die Sunune von 6539 TUr. 22 Sgr. 9 Pf. 
verwendet. Diese letztere Summe nebst Zinsen, fordert die Kirchen- 
gemeinde von dem Königl. Fiscus, ote Nachfolger in das Stifl Ober- 
marsberg, zi^ück. Der verklagte Fiscus hat auch seine Verpflich- 
tung iur die, dem Betrage nach nicht bestrittenen Thurmbaukoste^ 
au&ukommen, insofern und insoweit aoierkannt, als d&s Vermögen 
des säcularisirten Stifts Obermarsberg , wie solches auf den Eisous 
übergegangen sei , zu den Kirchen- und Thui^baukosten ausreiche. 
Bei d^r Feststellung dieses Betrages sqU es jedoch nach seiner An« 
sieht nur auf den Zustand und Werth dieses Vermögens, wie solches 
zur Zeit der . Säcularisation im Jahr 1808 beschaffen war, ank(»n- 
men« Die KU^rin behauptet dagegen« dass sich der Verklagte den 
Werth des säcularisirten Stifts- Vermögens, den solches jetzt, wo der 
Bau nothwendig geworden sei, habe anrechnen lassen müsse. Hierauf 
bezieht sich der erste Theil der in dem Urtel vom 16. März 1866 
zur Entscheidung gestellten Präjudicialfeage: 
1. ob Fiscus für die Kosten des Kirchen- und Thurrabaues zu 
Niedermarsberg mit dem Werthe des säcularisirten Stiftsver*- 
mögens von Obermarsberg nur zur Zeit der Säcutarisation, oder 
mit dem Werth dieses Vermögens, welches* es gegenwärtig hat, 
einschliesslich des Erlöses der etwa ver&nsserten' Tbeile, aufzu- 
kommen verbunden sei? 

Der Richter ersteig Instanz hatf sich, nach der Aitsidbi^ des 
Verklagten,, für die ^ste Alternative^ d«r Aj^pellatioaarichter hat sieh 
hingegen für die letztere Altemsiti^ eotsohiedeni Diese Ansieht 
mi^ss auch, mit d^ vorigen Bii^hter/ fbt b^gritedet« evaohtet weideBi 
Denn dii^, ^n .ä(^ iieiiitstAhondei am dfffi iMenpeMiiitenides Vennögena 
%; P^lfir^ v^ MfA^rpmJii^ vm daub ^tanQgeni dee^^tiftei z» 
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Obermarsberg entstandene Verbincllichkeit zur Bestreitung der Kir- 
chen- und Thurmbaukesten der Kirche zu Niedermarsberg lastete 
auf dem Vermdgen des Stifts zu Obermarsberg. Sie war keine per- 
sönliche Verbindlichkeit des Stifts, wie der Bevident behauptet, da 
sie sonst als solche nicht aut den Fiscus übergegangen sein und sich 
auch nicht auf den Betrag des Stiftsvermögens beschränken lassen 
würde. Mit dem Obermarsberger Vermögen, in seiher Gesammtheit, 
ist dann jene Verbindlichkeit, auf Höhe dieses Vermögens für die 
Baukosten aufzukommen, auf den Fiscus übergegimgen. Die Höhe 
oder der VTerth dieses haftbare Vermögens lässt sich aber nach 
keinem anderen Zeitpunkt bemessen, als nach dem, wo die Ver- 
pflichtung zur Er^llung dieser Verbindlichkeit eintritt, da eben das 
Stiftsvermögen für die Bestrdtung der Kosten des in diesem Zeit- 
punkt Yorzunehmenden Baues aufkommen muss. Der Revident will 
nxu^ zwar aus der S&cularisation des Stifts durch den Reichsdeputa- 
tions-Hauptsohluss vom 25. 'Februar 1803 §. 35. folgern , dass das 
Stiftsvermögen nicht als eine selbstständige Vermögensmasse auf den 
j^eusmschen Fiscus übergegangen sei. Dasselbe sei durch die Säcu- 
larisation mit dem Hessen - Darmstädtischen Staats - Vermögen ver- 
mischt und in demselben auf- und untergegangen. Auf den preus- 
siachen . Fiscus sei nicht dae Obermarsberger Stifts - Vermögen als 
solches, sondern nur ein Theil des Hessischen Staats-Vermögens 
übergegangen und zwar mit der Verpflichtung, welche der Hessische 
Fiscus durch die Säcularisation des Stifts überkommen hatte. Diese 
Verpflichtungen hättea aber nicht weiter gereicht, wie der /Vermö- 
gensbestand, um wdchen der Hessische Mscus durch die Säculari- 
sation reicher geworden, und derselbe sei nur um den damaligen 
Werth des Stiftsvermögens reicher geworden. 

Dieser Ausführung kann jedoch nicht beigepflichtet werden, 
untergegangen isrf; das Stiftsvermögen auf keine Weise ; es steht be- 
reits fest, dass dasselbe noch besteht, in dem Besitz des Fiscus sich 
befindet und für ^ fraglichen Baukosten, soweit es zureicht, auf- 
kommen soll. Das Vermögen des Stifts ist auch in Folge der Säcu- 
larisation auf den Hessischen und von diesem auf den Preussischen 
Fiscus und zwar mit der hier in Bede stehenden dinglichen auf dem 
Stiftsvermögen in mner Gesammtheit haftenden Verbindlichkeit über- 
gegangen. In Folge Mevon ist es denn auch wohl begründet , dass 
was det Verklagte auch eingeräumt hat, d^n Werthe des in Be- 
tradit kommefiden V^rmdgens auch der Erlös der etwa veräusserten 
Theile desselben fainzu^arechnen ist, eo dass Klägerin nicht etwa 
den jetzigai^ Weiih sdäher veräuififearten Theile , die der Fiscus als 
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EigenthümBr des Yermögeus zn veräüssern befugt war, in Anspruch 
nehmen könnte. Ueberdem ist es auch nicht richtig, dass der Fiscus 
nur mit dem Geldwerthe des Stiftsvermögens zur Zeit der Säculaii- 
sation reicher geworden, 4a er in den Besitz des Stiftsvermögens, 
dessen Werth wandelbar war, verblieb und dieser Werth es gerade 
ist, der bei der Erfüllung der gegenwärtigen Pflicht zur Bestreitung 
der Baukosten nur in Betracht kommen kann. 

Diese Qrundsfttze sind auch in dem diesseitigen Erkenntnisse 
vom 23. October 1865 in Sachen des Fiscus contra die Eirchenge- 
meinde zu Medebach, wo dieselbe Frage zur Entscheidung kam, als . 
die richtigen anerkannt worden. Das vorige Erkenn tniss war daher 
in diesem Punkte zu bestätigen. 

Was sodann den zweiten Theil der ersten Präjudieialfrage 
betrifft:, ob nämlich Fiscus mit den von dem Stiftsvermögen seit dem 
Eintritt des Baubedür&isses gezogenen Nutzungen aufzukommen 
verbunden sei? so ist in der gleichartigen SachB des Fiscus contra 
die Eirchengemeinde zu Medebach allerdings angenommen worden, 
dass der Fiscus auf seine Verwendungen auch die seit dem Eintritt 
des Bedürfhissfalls gezogenen Bevenuen in Anrechnung bringen müsse. 
Denn wenn auch der Fiscus die Nutzungen nicht < für einen künftigen 
Bedürfnissfall eines Eirchenbaues aufzusammeln habe, so folge doch 
aus der Haftbarkeit d»s Vermögens für die Eirchenbaupflicht weiter, 
dass sobald der Fall , zu dessen Befriedigung das Vermögen be- 
stimmt ist, eintritt, Verklagter verpflichtet sei, mit allen Theilen 
des Vermögens, also auch mit den reinen Revenuen für die Hinweg- 
räumung eines einge1a*etenen Bedürfnisses aufzukommen, und der 
Verklagte, sobald er Eenntniss davon erhalten, sich dieser Verpflich- 
tung in gutem Glauben nicht mehr entziehen könne. Dieser An- 
sicht folgend ist dann auch von beiden Vorderrichtern der Fiscus 
zur Anrechnung des seit dem Jahre 1840, als dem anerkannten, 
ihm bekannt gewordenen Eintritt des Baubedürfnisses, von dem 
Stiftsvermögeu gezogenen Nutzungen für verbunden erklärt worden. 
Der Verklagte hat hiergegen, in seiner nach Art. 4. der DeclaTatmn 
von 6. April 1839 als Sevision zu behandelnden Nichtigkeits^- 
schwerde jedoch ausgeführt , dass er jedenfalls nicht aus einer Zeit 
mit den Bevenuen haften könne, wo es noch ungewiss gewesen, ob 
und wie gebaut werden würde, sondern h^hstens mit den Bevenuen 
von der Zeit ab, wo mit dem Bau begonnen wurde Und wo zuerst 
Baukosten aufzuwenden wareii, von einer bona oder mala fides aber, 
da er Eigenthümer des Stiftsvermögens geweaen, nicht die Bede 
sein könne« 
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die Bevennen des Stiftsvermögen« in Anrechnung zu bringen sind, 
betrifft^ filr begründet erachtet und in soweit jene frühere Ansicht 
modtfidrt werden müssen. Im Allgemeinen ist daran festzuhalten, 
dass der Fiscus die Revenuen nicht fir einen künftigen Banfäll auf- 
zusammeln hat und ihm auch als Eigenthümer des Stiftsvermögens 
der Vorwurf einer mala fides wegen Bezugs der Bevennen im ge- 
setzlichen Sinne nicht treffen kann, dass es vielmehr nur darauf 
ankommt, von welchem Zeitpunkte an die Verpflichtung ftir den 
Piaeus entstand, die Baukosten aus dem Werthe des Stiftsvermögens 
zu bestreiten. Denn von diesem Zeitpunkte an hatte er auch die 
Revenuen desselben Vermögens hierzu allerdii^gs zu verwenden. Diese 
Verpflichtung des Fiscus, welche in der Hergabe der Baukosten, 
nicht aber in der eigenen Besorgung des Baues, die vielmehr Sache 
der geistlichen AuMchtsbehörde war, bestand, trat hiernach erst 
dann ein, wo zum Bau, beziehungsweise zur Vorbereitung desselben, 
Zahlungen zu leisten waren. Der Fiscus hat nicht dafür einzuste-, 
hen, wenn der Bau, obwohl ein Bedürfniss dazu vorlag, sich ver- 
zögert hat, wenn "also die Verpflichtung, zur Entrichtung der Bau- 
kosten, erst später für ihn entstand und ihm, was hier nicht einmal 
behauptet ist, ein Verzug in dieser Beziehung nicht zur Last föllt. 
Hiernach sind alsdann die Revenuen des Stiftsvfermögens nicht schon 
seit dem Jahre 1840, wo das Bedürfniss zum Bau eintrat, sondern 
erst von dem Zeitpunkte an in Anrechnung zu bringen, wo, weil 
mit dem Bau vorgeschritten und wenigstens Vorbereitungen dazu 
getroffen wurden, Kosten dazu von dem Fiscus zu verwenden imd 
zu zahlen waren, üeber diesen Zeitpunkt ist nun zwar nicht be- 
sonders verhandelt' worden ; da aber aus der vom Verklagten pro- 
ducirten amtlichen Nachweisung vom 12. December 1867 (Blatt 324.) 
über die von ihm für den fraglichen Bau geleisteten Zahlungen her- 
vorgeht , dass bereits am 7. December 1847 eine Zahlung für An- 
fertigung eines Kostenanschlags geleistet ist, so hat es gerechtfertigt 
nden werden müssen , die Anrechnung der Revenuen seit dem 
re 1848^ statt 1840, anzuordnen, und hiernach das vorige Ürtel 
abzuändern. 
2. Die zweite Präjudioialfrage ist, was die Hauptsache betrifft, in 
beiden Instlanzen übereinstimmend dahin beantwortet worden, 
dass der Verklagte auf seine für den Kirchenbau zu Nieder- 
marsberg geleisteten* Zahlungen , als Grosszehntberechtigter in 
der Feldflur der Parochie Niedermavsherg nui^ den Werth seiner 
Zehnten in Anrechnung zu bringen verbunden« Hiergegen ist 
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anch ein Bechtsmittel nicht w^er eingeleitet worden. Der Ap-' 
pellatioQsrichter hat jedoch hinzugefügt: einschliesslich der seit 
dem Jahre 1840 davon gezogenen Nutzungen, und hiergegen 
hat der Verklagte Beschwerde erhoben. Es kann dahin gestellt 
bleiben y ob «s dieses Zusatzes, nachdem schon zu 1. die An- 
rechnung der BeTenuen vom ganzen Stiftsvermögen, zu welchem, ^ 
so viel erhejlet, »ach die fraglichen Zehnten gehörten, ange- 
ordnet war, noch bedurft habe. Jedenfalls wird dadurch dem 
Missverständniss vorgebeugt, als ob «durch Beantwortung dieser 
Präjudicialfrage in Betreff der Zehntrevenuen etwas Anderes 
ausnahmsweise gelten sollte. Da hier dieselben Grunde, wie 
vorstehend zu 1. in Betreff der Anrechnniig der Bevenuen, zu 
treffen upd dieselben auch mit der neueren Entscheidung vom 
30. September. 1867 in Sachen des Fiscus contra die Parochianen 
der Kirche zu Galle übereinstimmen, so war auch hier der Zeit- 
punkt der Anrechnung seit dem Jahre 1848 zu bestimmen und 
hiernach das vorige ürtel abzuändern. 
3. Die dritte Präjudicialfrage. 

ob Fiscus anch als Bechtoiachfolger in das Vermögen der Abtei 
Corvey verpflichtet gewesen sei, die Kosten des Kirchenbaues 
zu Niedermarsberg zu bestreiten? 
ist vom ersten Bichter verneint, vom Appellationsrichter bejahet 
worden. Sie ist aber aus mehreren GrSnden zu verneinen. Klä- 
gerin leitet jene Verpflichtung der Abtei zu Corvey aus folgenden 
historischen Umständen her: 

Am 20. Juni 826 habe Ludwig 'der Fromme dem Kloster Corvey 
die von Karl dem Grossen im Jahre 799 gegründete Kirche (Ca- 
pelle) und das Kloster zu Cresburg mit allem Zubehör geschenkt, 
jedoch mit der ia der Urkunde von 826 und der Bestätigungs-Ur- 
kunde Ludwigs des Deutschen vom 22. Mai 853, sowie in der Ur- 
kunde vom 3. September 1039 ausdrücklich enthaltenen Verpflich- 
tung : ut vidssim ab ipsis procurentur subjectae plebes in baptismate 
in eucharistia, in supulturis, in eonfessione peccatorum audienda. 
Zu den subjectae plebes von Cresburg hätten insbesondere die Ein- 
wohner der Villa Horhnsen (Niedermarsberg) gehört. Dies gehe 
hervor aus der Urkunde vom 12. October 910, worin König Ludwig 
dem Kloster Cresburg einen öffentlichen Markt, Münze und Zölle in 
der viUa Horhusen verliehen habe, sowie aus der Urkunde vom 
9. Juni 962f w<mn Kaiser Otto der Erste den Einwohnern der villa 
Hor.hxis«;a daa Dortmunder Stadtrecht mit dem Zusätze ihres Sub-- 
jectiona-Verhältoissea oiiter die Abtei* Corvey verliehen habe. Dar 
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proonrare in baptismate etc. könne aber nur dahin gedeutet werden, 
dass dadurch der Abtei Gorvey die Sorge für ein Qotteshaus auf- 
erlegt sei, weü Taufe etc. ein solches bedingten. Die Abtei Gorvey 
habe auch diese Verpflichtung anerkannt, indem sie unter dein Abt 
Fruthmann von Corvey in der Zeit Yon 1019 bis 1043, zufolge der 
Dotations*X}rkunde vom 27. Juli 1043, die Pfarrkirche ad St. Mag- 
num in Niedermarsberg erbaut und dotirt habe, zu welcher Dotation 
denn später noch manche Dotation von Privaten hinzugetreten seien. 
Diese Güter zusammen h&tt^ die Ausstattung der Magnus-Eirche 
gebildet, bis der Abt Conrad von Corvey laut Urkunde vom 25. 
März 1176, oder eigentlich erst der Abt Heinrich von Corvey laut 
Urkunde vom 6. Januar 1294 cum consilio et consensu capituli sui 
ecclesiam parochialem Si Magni in vflla Horhusen cum jure patro- 
natus et omnibus pertinentiis suis dem Kloster zu Gresburg (Ober- 
marsberg) geschenkt habe. Es sei dies unter der, auch anerkannten, 
Verpflichtung der Propstei Marsberg geschehen, dass sie die kirch- 
lichen Bedürfnisse für die Kirchengemeinde Niedermarsberg bestreite. 
Sobald aber das Propsteivermögen hierzu, wie gegenseits behauptet 
werde, nicht ausreiche, müsse auf die Abtei Gorvey zurückgegangen 
werden. Denn durch die Schenkung der Magnus-Kirche an Ober- 
marsberg sei die Abtei Corvey von ihrer ursprünglichen durch das 
.kaiserliche Qeschenk begründeten Verpflichtung zur Bestreitung der 
kirchlichen Bedürfnisse und des Kirchenbaues in Horhusen oder Nie- 
dermarsberg nicht befreit worden. Dieser Ansicht ist der Appdla- 
tionsrichter beigetreten. Er findet auch in den Urkunden vom 
20. Juni 826 und 22. Mai 853 die Verpflichtung der beschenkten 
Abtei Corvey: für die Unterhaltung eines Gotteshauses in Horhusen 
zu sorgen, begründet, hält dafür, dass in Folge dieser Verpflichtung 
die Kirche zu Niedermarsberg (Horhusen) von der Abtei zu Corvey 
erbaut und dotirt worden sei und dass, weil die von dieser Abtei 
durch die Ai^nahme der kaiserlichen Schenkung übeniommene ver- 
tragsmässige Verpflichtung ihrer Natur nach eine dauernde gewesen, 
dieselbe auch durch die Schenkung der. Magnus-Kirche und ihrer 
Dotation an die Propstei Obermarsberg nicht erloschen sd, vielmehr 
fortbestanden habe und insofern wieder aufgelebt sei, als die Dotation 
der Kirche zu^ Erfüllung jener Verbindlichkeit nicht ausreichte. 

Dieser Ansicht kann jedoch nicht beigetreten werden. Sie ist 
in ihrer ersten. Grundlage eine nnberechtigte, selbst wenn man die 
Urkunden, worauf die Klägerin sich beruft, und namentlich die ge- 
genseits nicht anerkannte, blos in Abschrift vorliegende Urkunde vom 
28, Mai 853| dessen Original nicht mehr voriiegt^ 
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(cfr. Schreiben des Königl. Archiv -Baths Dr. Willmanns vom 

8. Januar 1867, fol. 230.) 
als acht und glaubwürdig, mit Bücksicht auf die weitere bestätigende 
Urkunde vom 3. September 1039 betrachtet. In der anerkannten 
Urkunde vom 20. Juni 826 (Blatt 258. Seibert^; ürkundenbuch Nr. 2.) 
schenken Ludwig der Fromme und Lothar dem neuen an der Weser 
gegründeten Kloster Corvey: capellam, quam dudum dominus et 
genitor noster Carolus Imperator in castello quod dicitur Horesburg 
construi jussit, cum omnibus rebus ac mancipiis ac decimis ad eam 
pertinentibus, quantum cunque Dominis et genitor noster eidem ca- 
pellae pia devotione contulisse denoscitur; aber keimswegs unter 
irgend einer Verpflichtung, sondern zur freien Verfügung', eo vide- 
licet modu, ut quidquid ab hodierno die de praedicta capella, vel 
de his, quae ad eam pertinent, rectores et ministri supra memorati 
monasterii ... vel fratrum in eo degentium voluerint, absque ullius 
injusta contradictione ordinent atque disponant et faciant quidquid 
utilitatibus praedicti monasterii congruere et convenire perspexerint. 

In der. Urkunde vom 28. Mai 853 Ludwig's des Deutschen ist 
zunächst in Erinnerung gebracht die Gründung zweier Klöster durch 
seinen Vater, nämlich von Corvey und Herford, sowie die Schenkung 
an Corvey also: et Ecclesiam Cresburg, quam avus noster Carolus 
primo extinens in Saxonia decimis dotavit circumquaque habitantium 
per duas saxonicas rastas, praefatus noster genitor ad novum Cor-> 
beiam tradidit, ad Herfordiensis autem monasterii adjumentum dedit 
(es werden dann zwei Kirchen nebst Pertinenzien genannt). Ita sane 
ut decimaru^ aliorumque redituum i)roventiones praefatis cederent 
monasteriis, et ab ipsis vicissim procurentur subjectae plebes in 
baptismate, in eucharistia, in sepulturis, in confessione peccatorum 
audienda. Et presbyteri, qui principales ex his ecclesias tenerent, 
archipresbyterorum officio fungerentur ad omnia, quae solent fieri ab 
archibresbyteris Episcoporum. 

Zunächst ist hier in Beziehung auf Corvey nur von den Zehnten 
und deren Schenkung die Bede , welcher auch in der Bestätigungs- 
Urkunde des Papstes Leo III. vom 24. December 799 

{Seibertjg Ürkundenbuch Nr. 1. und in fronte actorum, die aber 

nach der Bemerkung des Archiv- Baths Willmanns Bl. 230. 

unterschoben seia soll.) 
und 80 auch später wieder in der Urkunde Papst Lucius III. vom 
29. October 1184 {Seiberte 1. c. S. 118.) dahin Erwähnung geschieht, 
dass Karl der Grosse dem Kloster zu Cresburg diese Zehnten auf 
zwei Meilen in der Bunde (decimas circa montem per duas saxonicas 

4rchiT Ar Klrchanrecht. XIU. 10 


\ 


146 tJrtbeil des k5n. preuss. Obeitiibanals vom ]. Februar 1869. 

rastas) geschenkt habe; diese Betrachtung würde dann schon , in 
Folge der Beantwortung und rechtskräftigen Entscheidung der zwei- 
ten Präjudicialfrage ergeben, dass der Fiscus auch hier als Gross- 
zehntberechtigter nicht über den Betrag derselben haftbar sein 
könnte. Es kann jedoch hierauf kein entscheidendes Gewicht gelegt 
werden, da in der betreffenden Stelle auch von anderen Einkünften 
die Bede ist und es gewagt sein würde, dies lediglich auf das Kloster 
Herford zu beziehen. Es kann aber, hiervon abgesehen, aus der ge- 
dachten Anordnung, nach welcher das Kloster für oder gegen (vi- 
cissim) Entrichtung jener Einkünfte den subjectae plebes, Taufe, 
Messopfer , Begräbniss und Beichte gewähren oder besorgen sollte, 
auf keine Weise die Verpflichtung hergeleitet werden, in der villa 
Horhusen ein Gotteshaus zu bauen. Denn, wenn auch die Einwoh- 
ner von Horhusen zu den subjectae plebes und auch gewiss nicht 
allein gehörten, so hatten sie doch, nach den gedachten urkundlichen 
Nachrichten, ihre Kirche in Cresburg (Obennarsberg) , von der^n 
Geistlichen die gedachten Parochialhandlungen zu besorgen waren. 
Es mag dahin gestellt bleiben, ob in Folge jener Schenkung die 
Abtei Corvey verpflichtet war, die Kirche in Cresburg, welche, wie- 
wohl anzunehmen ist, damals schon als Parochialkirche bestand, in 
baulichem Zustand zu erhalten. Es kann aber eins jener Lage von 
Horhusen in der Nähe von Cresburg und daraus, dass die Einwohner 
derselben zu den in jenen Urkunden gedachten subjectae plebes ge- 
hörten, auf keine Weise eine Verpflichtung der Abtei hergeleitet 
werden, dort oder an den Wohnorten anderer zu der Kirche von 
Cresburg gewiesenen Einwohner, welche ebenso zur Entrichtung der 
Zehnten und sonstigen Abgaben verpflichtet waren, eine Kirche zu 
bauen. Der Umstand, dass durch die Urkunde vom 12. October 900 
der Abtei Corvey oder zu Gunsten derselben, ausser andern Bechten, 
auch das Becht auf einen öffentlichen Markt, Münze und Zoll in der 
villa Horhusen verliehen ward (Seiberijs S. 5.), dass ferner zufolge 
der Urkunde vom 9. Juni 962 {Seihertz S. 13.) den Einwohnern der 
villa Horhusen bei Cresburg die Bechte der Einwohner von Dort- 
mund verliehen wurden, ohne, dass dadurch ihr Subjectionsverhält- 
niss unter der Abtei Corvey geändert werden sollte, ist fär die vor- 
liegende Frage ohne alle Bedeutung. Diese historischen Tbatsachen 
weisen vielmehr auf die Territorialherrschaft jies Abtes zu Corvey 
in jener Gegend hin. Fehlte es aber nun hiernach an einer Ver- 
bindlichkeit fär die Abtei zu Corvey, in Horhusen eine Kirche zu 
bauen, so ist es auch eine durchaus willkürliche und in keiner Weise 
nachgewiesene Behauptung und Annahmei dass in Folge dieser V^* 
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pflicMung der Abt von Corvey in den Jahren 1019 bis 1043 die 
Kirche St. Magni in der villa Horhusen erbaut und vollständig do- 
tirt habe. Die Stiftungs-Ürkunde von 1043 

{Seibertz Seite 98. in der Nete, welche indessen der Archiv- 
Batli Dr. Willmanns Bl. 280. ebenfalls als unechtes modernes 
Fabricat bezeichnet,) 
enthält hierüber gar nichts. Aus der Thatsache selbst aber, dass 
erst zu dieser Zeit eine eigene dotirte Pfarrkirche in Horhusen er- 
richtet wurde, dass also erst jetzt eine Kirchengemeinde daselbst 
entstanden ist, ergibt sich vielmehr zugleich, neben jenem Grunde 
des ursprünglichen Nichtvorhandenseins einer Kirchenbaupflicht der 
Abtei Corvey in Horhusen den dortigen Einwohnern gegenüber, dass 
diese erst weit später, nach 853, gegründete und zu einer juristischen 
Persönlichkeit erhobene Kirchengemeinde jedenfalls nicht berechtigt 
und nicht legitimirt sein konnte und ist, von der Abtei Corvey zu 
verlangen, dass sie, auf den Grund jener älteren Anordnung: der 
Besorgung von Parochialhandlungen für die subjectae plebes von 
Cresburg gegen Leistung von Abgaben , die erst später von ihr er- 
richtete Kirche unterhalten und neu bauen soll. Von einer solchen 
vertragsmässigen Verbindlichkeit zum Kirchenbau in Horhusen konnte 
überall nicht, noch weniger denn einer erst später in*s Leben ge- 
tretenen Kirchengemeinde gegenüber, die Bede sein. 

Hiermit zerf&Ut denn der Grund, aus welchem die Nieder- 
marsberger Kirchengemeinde behauptet, dass der Fiscus auch als 
Rechtsnachfolger in das Vermögen der Abtei Corvey verpflichtet ge- 
wesen sei, die Kosten des Kirchenbaues zu Niedermarsberg zu be- 
streiten, als unhaltbar. Aus der Dotation der Pfarrkirche zu Nie- 
dermarsberg selbst aber kann diese Baupflicht nicht hergeleitet 
werden, da dieselbe dotirte Kirche, worüber die Parteien einver- 
standen sind, laut Urkunde vom 25. März 1176 durch den Abt 
Conrad von Corvey mit allem ihrem Vermögen dem Stifte Ober* 
marsberg übertragen und incorporirt und diese Incorporation laut 
Urkunde vom 1. December 1293 und 6. Januar 1294 vom Bischof 
Otto zu Paderborn und dem Abt Heinrich von Corvey genehmigt 
und bestätigt worden ist {Sdberte S. 97. 546. 547.). In dieser 
rechtsgültigen Incorporation liegt eben der Grund, weahalb das Stifts- 
vermögen nach seinem vollen Betrage für die Kosten des Baues der 
Kirche zu Niedermarsberg und auch des Thurmes, um dessen Kosten 
es sich hier handelt, aufkommen muss. Es ist endlich auch nicht 
erfindlich^ wie sie subsidarische Verbindlichkeit der Abtei von Conrey, 
für die fraglichen Kirchenbaukosten aufzukommen, aus einzelnen 

10* 
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Acten, welche der Abt zu Corvey, als Vorgesetzter des Stifts Ober^ 
marsberg vorgenommen haben soll, und namentlich daraus hergeleitet 
werden könnte, dass nach äef Urkunde vom 8. April 1247 der Abt 
Hermann von Corvey, nnter Zustimmung jedoch des Stifts zu Ober- 
marsberg, eine Zehntrente, welche das Kloster Brodelar der Kirche 
ad St. Magnum in Horhusen zu zahlen hatte, veräusserte {ßeibertis 
S. 312.). Da der eigentliche Grund, aus welchem die Verbindlich- 
keit der Abtei Corvey, für die fraglichen Baukosten, wenigstens 
subsidarisch aufzukommen von der Klägerin aus der Schenkung vom 
Jahr 826 und aus der Bestimmung in der Urkunde vom Jahr 853 
insbesondere hergeleitet worden ist, nach der obigen Ausfuhrung 
völlig unhaltbar erscheint, so rechtfertigt sich hiernach die vernei- 
nende Beantwortung der dritten Präjudicialfrage. 

Als Besultat der vorstehenden Ausfuhrung ergibt sich, dass zu 
I. und IL des Appellations-Erkenntnisses nur in Betreff der Nutzun- 
gen des Stiftsvermögens und der Zehnten dahin abzuändern war, 
dass diese Nutzungen erst vom Jahre 1848 an in Anrechnung zu 
bringen sind, im Uebrigen bei diesen Punkten zu bestätigen war, 
zu III. aber dasselbe Erkenntniss abgeändert und das erste Erkennt- 
niss bei diesem Punkte wiederhergestellt werden musste. 

In Betreff der Kosten rechtfertigt es sich, nach Lage der Sache 
und §. 10. Tit. 23. der Process-Ordnung, die Kosten aller Instanzen, 
unter Compensation der aussergerichtlichen , jedem Theil zur Hälfte 
aufzuerlegen, die gerichtlichen Kosten jedoch, wegen Sportelfreiheit 
des Fiscus und Unvermögenheit der Klägerin ausser Ansatz zu lassen. 

Hiernach rechtfertigt sich die getroffene, die Beantwortung der 
aufgestellten Präjudicialfragen darstellende Entscheidung. 

Ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des Königl. Ober- 
Tribunals. 

Berlin, den 1. Februar 1869. 
(L. S.) gez. Uhden. 

Für Verklagten 
An 
Herrn Begierungs-Präsidenten von 
Holzbrink zu 

Arnsberg. 
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De noYis religionariis legibus Hungaricis a« 1868 et 
agendig sacrorum Curionum circa illas 

seripsit Joannes Simor, princeps arcbiepiscopas Strigoniensfs, primas Hungariae. 

(Vgl. Archiv XXI, 474.) 

Duae in ultimis Begni Gomitiis latae sunt leges, religionem et 
Ecclesiam proxime concernentes, quas nosse, et circa qnaram ma- 
teriem incumbentes sibi obligationes probe tenere oportet V. Clerum 
Coratam. 

Lex ona definit reciprocam inter legitime receptas in Begno 
christianas confessiones relationeiUf lex altera stabilit jadicstum in 
controversis mixtorum matrimoniorum caosis. 

Lex prior disponit de transUu ex una ad alicnn canfessionem, 
porro de mixtis matrimonüs , proliomque ex illis progenitamm reli- 
giosa edncatione, item de dominicis ac festis diebos, deniqne de 
coemeteriis. Qaae in eadem lege insuper occurrunt, in se clara sunt, 
nee uberiorem deposcont explicationem. 

I. Lege novellari transitus ex ona ad aliam confessionem licitos 
declaratur, dnmmodo qni fidem mutare vnlt, decimum octavnm 
aetatis annnm saperaverit, qaae aetas in omni ad aUam fidem tran- 
sire cnpiente reqairitar, praeterquam in sexus seqnioris nnptai jam 
traditis personis, quae etiam praeaitacta aetate minores ad aliam 
confesfidonero transire possnnt. 

Artic. 26. 1790. §. 13. transitum a Beligione CathoUca ad 
alteratram ex evangelicis confessionibus Catholicae Beligionis prin- 
cipiis adversari ennnciavit, atqne ad impediendam transitas temeri- 
tatem Begiae Majestati jus tribuit, re adhnc integra, fini congroa 
media adhibendi. Artic. 3. 1844. transitnm faciHorem reddidit, 
certis illom dnmtaxat alligans conditionibas , qnas a fide deficere 
volentes Gatholici obsenrare debebant. Dum e contrario Evangelid 
irreatricta pollebant libertate in amplect«ida fide Gatholicat qnin 
qnaspiam a politica lege stabilitas solemnitates ante transitnm vel 
in transitn observandas habnerint. Deinceps in seqaelam noyellaris 
legis acatholici ad fidem Catholicam transire cnpientes iisdem prorsas 
conditionibns respondere debebnnt, sine qnibus Gatholids fidem mn» 
tare cantnm est. Niminim jnxta novellarem legem etiam acatholi* 
008 soam ad fidem Catholicam transeimdi intentionem coram dnobns, 
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per se assnmendis testibus, Pastori insinuabit, et post quataordecixu 
dies, vel ad summum ante effluxum triginta diemm suam in hoc 
proposito perseverantiam coram duobus roi'sus abs se adhibeudis 
testibus eidem Pastori declarabit, atque ab illo super insinuatione 
semel ac iterum apu3 eum facta testimoniales litteras requiret, qui 
si testimoniales litteras sive super insinuatione prima, sive super 
declaratione altera extradere noUet, testimoniales requisitas exarare 
ad testes in insinuatione prima ac altera praesentes pertinebit. 
Transire volens ambas litteras testimoniales Parocho exhibebit, qui 
Ulis habitis eumdem in sinum Ecclesiae Gatholicae recipere poterit, 
Fastori autem transitom consummatum esse significabit. Suapte 
intelligitur, quod in gremium Ecclesiae coaptandum in fidei et morum 
dogmatibus rite instructum esse oporteat. 

Hae ipsae mutationes sive modificationes artic. 3. a. 1844. 
afficiunt etiam Catholicum posthac a fide deficere volentem, qui 
defectionem intra quatordecim dies consummare poterit, eadem con- 
cernentem Pastorem manente obligatione consummatam Catholici a 
fide defectionem Parocho Catholico notificandi. Lex noyellaris con- 
formiter artic. 3. 1844. Parochum ad exaranda de deficiente Ca- 
tholico requisita testimonia non obligat; disponit enim, utSaeerdote 
testimonia extradere nolente, talia etiam a testibus in prima et 
altera insinuatione praesentibus exarari queant. Gonsultum itaque 
est teneritudini conscientiae, qua Parochus prohibetur, quominus de- 
fectioni a fide quocun^ue demum modo cooperari yideatur. 

Dum autem hujus politicae legis de transitu ex una ad aliam con- 
fessionem recens latae meminimus, non possimus Y. Clero Curato in 
memoriam non revocare monita sacris Curionibus a. 1844. ab Epis- 
copis in eodem objecto impertita: ut nimirum transire ?olentis in- 
smuationem sedato et ad omnem moderationem composito animo 
excipiant , procul absit quaevis in illum , aut in confessionem , ad 
quam deficere parat, dirigenda exprobatio, qui potius cum man- 
puetudine ad gravissimas intentionis suae sequelas serio expendendas 
refiectatur. Nee negligant Parochi occasionibus intervallo duarum 
yel respectiye quatuor hebdomadum occursnris ad confirmandmn in 
fide Catholiea parochianum talem opportune nti ; vel maxime autem 
ad suam fiddiumque suorum obligationem pertinere reputent, fratri 
vel sorori gratiam ex Alto assiduis predbus implorare, sibique ipsis 
illam coBSolfttioiiem asserere, quod neminem ex illis, quos Pater 
Coelestis ipsis dederat, perdiderint 

II. üt novellaris l^s circa mixla matrimonia dispositionifous 
raispondere valeant sacri Curion^^ sequentia observabunt : Matrimonia 
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mixta ternis vicibus defiuncianda sunt; per se patet nonnisi üla, 
qaibas praevie jam cognitam quodpiam dirimens impedimentum v. g. 
liganiinis, yel ordinis, aat voti solemnis non obstat. 

Lex civilis mixtonim matrimoniorttm denunciationeiü diserte 
praecipiens apnd nos adasque non exstilit, nihilominua lila promul- 
gari poterant, et etiam promulgata fnernnt. Quamvis enim Ecclesia 
GathoUca a niixtis matrimoniis abhorreat, iQoram tarnen promol- 
gationem sive denunciationem , sicut ipsa etiam mixta matiimoma 
tolerare maloit. Signanter apud nos proclamationes mixtorum ma- 
trimoniornm institui posse ex instructione S. Sedis Apostolicae jnssu 
die 30. Aprilis a. 1841 ad Archi-Episcopos et Episoopos Hungariae 
exarata, oppido liquet. Lex itaque novellaris, quae promnlgationes 
sive denunciationes mixtornm matrimonioram tarn in Ecclesia partis 
CathoUcaef quam in Oratorio partis acatholicae fieri decendt, de- 
creto hoc nihil disponit, quod esset disciplinae apud nos de jure 
vigenti adversum. Circa modum denunciationes idmodi matrimonio- 
rum instituendi nihil mutandum, sed tenendus est modus iUe, qui 
hucdum obtinuit ad exigentiam instructionis sub 16.>Novembri8 1840 
dimissae. Fromulgationes matrimoniorum Ecclesia quidem e gra:- 
vissimis rationum momentis urget, maxime vero ideo, ut impedimenta 
matrimonialia facilius detegantur, et inyalida.matrimonia pracpediantur. 

Quamvis autem stricta sit Parochi obligatio legem Ecclesiae 
de bannis nuptialibus latam observandi, nihilominus proclamationes 
ad solemnitates essentiales, matrimonii non pertinent. Nihil igitur 
a jure alienum statuit lex novellaris decemendo, quod ad mixtum 
matrimonium contrahendum sufficiat promnlgationes factas fuisse in 
uno loco, si nimirum in alio loco is, ad quem pertinebat, illas etiam 
provocatus facere detrectaverit, hocque ipsum testes scripto testi- 
monio comprobaverint. 

De institutis proclamationibus, si petantur, extradendae sunt 
testimoniales litterae, (lex civilis dimissoriales dicit,) in quibus (dum- 
modo nuUum adsit dirimens impedimentum) id solum enuncietur, 
quod peractis tribus denunciationibus nullum tale impedimentum, 
ob quod matrimonium inter hos desponsos valide contrahi nequirei, 
detectum sit, nihil ultra addendo, unde consensus vel approbatio 
Sacerdotis testunonium dantis subinferri posset, prout instructione 
die 20. Januarü a. 1845 edita constitutum est. 

Non facile ereniet casus, ut Parochus peractis promulgationi- 
bus, testimoniales litteras exarare detrectei Quodsi tarnen casus 
iste acdderet, e disposrtione novellaris legis litteras idmodi exarare 
detreetaiktem Pttrochum vd ministnim duo d^onsorum testes acce- 
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dent, eum ad extradendas testimoniales litteras provocatori, quas si 
ig nunc quoque denegaverit, ab uno testium ad dandum eatenus 
responsum nitro provocabitur , utrum impedimentum quodpiam circa 
intentum matrimonium deQunciatum fuerit nee ne? Super dato vel 
denegato respoaaq testes testimonium dabunt, quod dimissionis yicam 
plene supplebit. 

Quod lex novellaris ultro statuit, nimiruni ut Paroehus vel 
minister denuneiatum sibi matrimonii impedimentum reticena, praeter 
poenam diaciplinarem a concernente ecclesiastica potestate dictandam 
insuper mnlcta.pecuniaria usque summam 500 florenorum, «t carcere, 
qui ad $ex usque menses protendi possit , plectatur , confidimus in 
Domino, nuUum uuquam futurum esse Gatholicum Sacerdotem, qui 
bis poenis se dignum reddat. Lex enim Ecclesiae, quae praeeipit, 
ut detecta vel denunciata impedimenta matrimonii ad superiorem 
deferantur, sub gravi obligat; cui non propter iram sive poenam, 
dse propter eonscientiam promtissimum exbibendum est obsequium. 
Mixta matrimonial si illis nuUum obstet impedimentum, praeter ve- 
titum mixtae religionis desponsorum tam coram parocbo pariis Ca- 
tholicae, quam coram pastore partis acatholicae valide contrahi posse 
nemini apud nos ignotum est. Dum igitur lex novellaris hoc idem 
declarat, nee quidquam novi statuit, nee quod in diseiplinam Eccle- 
siae apud nos vigentem impingat. 

III. Gravissimam mutationem introduxit lex novellaris circa 
^ucatianem prolium e mixtis matrimoniis progenitarum. Artic' 26. 
a. 1790 §. 15. statutum fuit, ut proles ex mixtis matrimoniis sus* 
ceptae, si pater catholicus fuerit, illius religion^n sequi obligentur, 
si vero mater fuerit catholiea, tunc proles maseulae patris religio- 
nem sequi possint. Arlic. 3. a. 1844 nihil plane circa praecitati 
articuli dispositionem mutavit. Lex novellaris decernit, ut proles e 
mixtis matrimoniis progenerandae filii quidem patris, et filiae matris 
religionem seqi^antui:, et quosvis huic dispositioni contrarios con- 
tractus, quasvis contrarias ordinationes, aut reversales pro iavigorosis 
coram jure declarat. Lex eadem porro disponit, quod stabilitam sie 
religiosam prolium educationem nee mors, nee vinculi matrimonialis 
dissolutio alterare valeat. Eand^ porro normam praescribit quoad 
religiosam educationem prolium per subsequens parentum matrimo- 
nium legitimatarum , quemadmodum etiam quoad rdigiosam educa- 
tionem prohum extra matrimonium progenitarum, sive illegitimarum, 
si illae a patre pro suis reeognoscantur , quae secus in religione 
matris edueandae erunt. Declarat lex, quod piurentum altero ad 
aUap religionem transeunte, proles, quae nondum septimum aetatis 
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aanum attigemiit, juxta sexam snsceptam parentis fldera seqnantnr. 
De infantibus expositis, yel quornni parentes generatim non no8can<> 
tiir, disponit lex, nt ii in religione illorom edncentur, a quibus 
adoptantur, si vero ad hospitimn hajasmodi parvulis sQstentandis 
destinatum recepti öierint, hocqne hespitium sit altcoi cönfessioni 
proprium, in bac confessicHie, si deniqoe nentmni bornm obtineat, 
in illa i^ligifme edacentBr, qnam major parsiacolarum in loco, quo 
infans repertos est, prefitetnr. 

Haee snnt, qnae lex dyilis de educatione proliun) e mixtis ma* 
trimoniis pregemtamm diaponit; partem taHien catboUcam, qnae 
miximn matiiEDoninm contrabit^ coram Deo 6t conscientia gravis 
manet obUgatio emnes proker in catboliea religione educandi. Adns- 
qae catboliea omnium prolinm edücatio obtin^ ac in tato locari 
poterat; Qom enim civilis toc patria eatbidici, in mixto matrimonio 
viventis, omnes sine dismmine sexos proles in catboKca patris reli*- 
gione edacandas jnsserit , patris vero acatbolici mascnlas proles in 
acatboUea patris confessione edncari non praeceperit, sed dnmtaxat 
p^rmiserit, catbolieae sponsae non Jiiit adempta occasio obtinendi, 
nt omnes proles in catboliea religione edncentnr. Post banc legem 
obligationi buic, quam Dens et Ecclesta imponit parentibus, satis 
faeere ad mixta connnbia convolatori aegre potemnt. Unde con^ 
sequiinr, quod catbelici fideles sine manifesta conscientiae suae 
laesiime bujusmodi makimonia inire band possint, si tarnen non 
obstantibus parocbi mcmitis tidia matrimonia eontraxerint, sibi om- 
nino tribnendum babeant, qnod benedictionem naptiaiem impetrare 
non valeant, quae impertiri hequit niä üs^ qni ecMiditionibns ab 
Ecclesia praestitäis satk^dnnt, qmrum praecipna est, secoritas de 
Omnibus proliboe in catboliea religione educandis. Ob defectnm bnjns 
de omniom prolmm catbolioa edncatioae securitatls mixtis matrimo*- 
nüs^ benedictio in Ecclesia impendi neqoit; fim nihilomiüns poterit, 
ut matrimonium mixtum coram parocbo (»tholioo contrahatur ; qni 
sponsis volentibtts, matrimonio passive assistet, enjns passivae assi- 
stentiae praestandae modnm praescribunt instructiones die 22-a Jnlä 
1840 et itemm die 16. Novembris e. a. editae, qnarum reliqoae 
etiam di£|K)sitione8 , qnai» nunimm ad Sacramenti Poenitentiae dis- 
pensation^si, et impertiendäm mnlieri post partum benedietionan 
refernntur, ad amussim observenkir^ est neöesse. 

Si vero desponm ab aeceptanda passiva assistentia prdrsns 
aUem forent, et ad iBam dedioandam non obstantibus parodii mo- 
nitis miiüstrum evangelicum fine oontrahendi coram ipso matrimonii 
adire maU^nt, in lioc sno proposito impedki non poenatf piowt nee 
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adttsqae poteraot, qaandoqaidem matrimonia niixta etiam coram 
ministro partes evangelicae valide apad nos inenntor. 

IV. Vi artic. 26, 1790. §. 17. Aagostanae et Helveticae Goa- 
fessioni addicti fesüvüates Catholieorum quoad foram externniD, non 
tarnen in p^vatis, nbi, praeter strepito^s, qnivis alii labores peragi 
poterant, ad eyitandas pablicas offensiMies ebser?are debebant, quam 
ohligationeo) lex novellaris «ostolit, qua non aliud statuitur, quam 
ut festis diebus in vicinia templi, et occanone processiimum eccle- 
siastioarum iis in foris ac platels, per quas proeesdones ducuntur, 
removeantur ea omuia, per qnae ritus reUgiosus turbari posset. 

Parochomm eatit j^ondi suae solttdtudini oommissnm fidetem 
populum ädhortari ae commonere, ut dies festos omni studio ac pie- 
tate sanctifioet abstinendo a servilibos operibus, eaque omnia adim- 
plendo, quae ad Dei cilltum , obsequiumque diebus festis praestanda 
esse, Religio nos docet, et Ecclesia praecipit. »Neque enim, ^icente 
Benedicto XIV. dies festi ad id instituti sunt, ut Christianus populus 
epulis, ^brietatibus, altisque idgenus liberius vacet, sed ut fideles in 
precibus divinisque laudibus frequentes et assidui sint, ut Ecclesiis 
intersint, Saeramenta ad animae vdlnerum curationem instituta ad- 
hibeant, seduloque se exerceant in iis operibus, quae veram pietatem 
continent.« CansL NihÜ profeck^. — Lege novellari diebus Dominicis 
omnes publici, noc inevitabiliter necessarii labores prohibentur, cigus 
exocutionem procurare ad partes pertinet dvilium Magistratuum. 

V. Denique e dispoatione noveUaris legis in coemeteriis di- 
versarum roUgiosarum communitatum membra mixtim et sine impe- 
dimento sepeliri possunt. Iis in locis, in quibus quaevis ibidem, 
oxistens rdigiosa ccmimunitas proprium coemeterium habet, usus 
ratione sepulturae adusque vigens, posthac etiam vigobit. Bxperien- 
tia autem dooebit, an et quibus in locis praescribelne adhibereque 
oporteat ritnm in singulis casibds benedicendi in communi coemeterio 
fsssam redpiendo defoncti Gatholici corpori destinatam, quo nimirum 
satisfiat pristino voto Suictae Matris Ecdolriae, quae ut teneram 
Buam soUicitudinem, fiKorumquo suorum etiam dignitatem evidentius 
ostenderet: e<Mrpora fidelium in Domino deflmctorum in loco ad hoc 
q[>ecialiter destinato,'et precibus sacrato sepeUri roluit, donec verbo 
virtutis Dei ad vitam aetemam in gloria resurrectura smit. 

VI. Alia lex ad juiicaium im camis divotiialilms ae vineur 
lafibus mizt&rum maMmmiorum refertur. Ecclesiae Catholicae de 
hoc objecto doctrinam dogmatice deflnirit SS. Ooncilium Tridenti- 
num: »St quis dixerit,« qvae quidem defoitio etiam causas matri* 
iBonldes mbtae f el^ms dfsyonsoniiii Deflgoeii Mirum pmxA^ non 
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est dictamine etiam Artic. 26. a. 1790 §. 17. causas matrimoniornm 
iam eoram, quae jam tempore, quo illa inita sunt, mixta erant, 
quam etiam eorum, quae alterutrius partis ad sacra Catholica trän- 
.aitn mixta effecta essrat, cum utrebique de veri oominis Sacramento 
agatur, sedibus Catbolicorum spiritaalibus apad nos delata fiiisse. 
Per novellarem legem pro hujusmodi caiisis eognoscendis ac deciden- 
dis duptex forum stabilitur, pro parte nimimm catholiea spirituale 
eathoUcum, pro parte vero acatholiea forum illnd, ad qtrod causae 
matrimoniales act^hriicoium pertinent, quod apud nos in Hungaria 
forum dvile eat. Seatentia itaque in foro spirituali eatholico lata 
normam constituit pro solo cath^co oonjuge, sententia vero in foro 
ciTäü pronunciata ooutroversam causam dirimet tantum pro conjnge 
acathoUco. Suapte intelligitmr forum spirituale secundum principia 
Ecdesiae Catholicae, ci?ile vero forum secundum principia acatboU- 
coram propomtam ^usam cogniturum ae deeisurum esse. Unde se- 
quitur fieri &cUe posse, ut matrimonii rinculum sententia fori civilis 
dissolvatur, in foro autem catholico non dissolyatur, quandoquidem 
acathdici pluribus e causis matrimonii vinculum dissolvant, pro 
Catholicis autem stet illud Domini »quod Dens conjunxit^ bomo non 
separet.« Videant itaque catholici in mixtis eonnubiis viventes, aut 
postbac victuri, cuinam periculo matrimonium suum remque suam 
fauEiiliarem objiciant. Non jam ipsis opitulabitnr impedimentum U- 
gaminis, quod ad usque mixta etiam matrimonia alTecit, atque impe- 
divit, quomiuus aeatholieus eonjux divortium sive totale sive partiale 
alüs e i^ausis sollicitare potuerit, quam quae etiam catholicae parti 
devortii petendi jus tribuerunt. 

Vinoüi matrimonialis securitas pro parte catholiea non ampliuö 
firmis Ecclesiae Catholicae principiis innititur; liberum enim est 
acatholicae parti divortium suis e principiis sollicitare. 

Sententia quidem in foro non spiritualia catholico lata catho- 
licum conjugem non obligat. Hinc tarnen parum aut nihil consola- 
tionis in ipsum redundabit, quandoquidem pars acatholiea, soluto 
pro eadem per forum suum vinculo e causis, ob quas illud pro parte 
cathdica sdvi nequit, libere ad alias nuptias convolabit, cathoUca 
parte vinculo ligata manente. Haec cum ita sint DD. Curatorum 
erit , curae suae creditum fidelem populum de teuere praecitatae 
legis* edocare , ne nimirum ullum Gathdicorum lateat deteriorem 
redditam esse conditionem partis catholieae in matrimonio mixto 
viventis quam illa staute §. 16. a. 1790 faeni. 

Si unquam alias, nostris profecto diebus ad summas catholici 
populi indigentias pertinet, ut sedulo ae «olide de matrimonio insti« 
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tuatnr« »quod docente S. Thoma (in 4. dirt. 26^) institatnm fnit in 
officium natnrae in atatn innocentiae; deiade Uli in stata natarae 
corraptae additam AiH , ut 688et . in remedium ; et tandem in lege 
nova a Christo institatnm fnit in Sacnunentnm.c Hoc magnnm in 
Christo et in Eccleaia (Epbes, 5i 12.) matrimomi Sacramentum pn- 
rissimi aeterniqne »noris mjatarimn exprimit, qno Christas dilectam 
e proprio latere effonxiatam Speosam, Eoelesiam nempe, non haben- 
tem macnlam neqne mgam proseqnitur. Itaqne^ ne a filüs Sancto* 
ram cdebretnr matrimoBiam more gentium) quae Ignorant Denm, 
sacri Cnriones freqn^dios edoeeaat fideles« qnanta sit ejnsdem Sa- 
xramenti dignitas, atque praestantia, ut ita non hnmanam dnmtaxat 
aliquam rem se aggredi existimentt sed divinam, in qua singnlaris 
mentis integritas, et animi pietas leqniritiir, emnqne difficile sit 
»bono peragi exitu, qoae malo sunt indioata principio« (ean. prind- 
patns caus. 1. 9. 1.) moneaat nnptarientes, ut Sacramentom et my- 
steril^, quae in illp abduntur, prae oculis babentes, a peccatis omni- 
bos emundati nuptias celebrent, quas in sanctificatione et honore 
(1. Thess. 4, 4.) habeadas esse ab ipsa fide edocemnr. Imprimis ad 
doctrinam Ecdesiae Catholicae de miitis matriraonüs proponendam 
omni cum zelo, omnique cum patientia incombant saeri Curiones, ut 
fidelibas constet^ illa ^b Eeclesia Catholica non approbari, sed ad 
]^aeca¥enda graviora fieandala ac mala nonnist tolerari; ut probe 
teneant, cujus reatus se participes faeiant, hnjusmodi nuptias cum 
violation^ sanctionum canoniioanim contracturi, coi pericnlo se, fii- 
turamque sobolem committant, et quae sunt similia. Ne antem haec 
ipsa institutio optato careat effectu, inculcare non desinent sacri 
Curiones fidei articnlum de Cathdüeae fidei atque unitatis necessitate, 
ad consequendam salutem. Excitetur fidelis populus ad Catholicam 
fidem atque unitatem tamquam ad uaicam salutis viam ardentiori 
usque studio custiTdiendam, atque adeo ad crnme illius deserendae 
periculum vitandum. Quae quidem Catholicae unitatis tenendae 
necessitas , ubi fuerit impressa in cunctis fidelium animis alteqne , 
deiiza, band fädle deincerps irrita emnt monita, atque adhcnrtationeSy 
quibus ipsos avertere conabuntur Curati ab idmodi matrimoniis. 
(Gregor. XVI. in Bren ddto 27. Maji 1832 dimisso.) 

Quae porro ad observantiam praedtatarum legum attendenda 
sunt, ex illorum contextu patebit^). 

Datum Strigonii, die 30. Pecembris 1868. 

1) 0« der Text derseHien utift leider nur tn imgifisrher Spraelie Terliegt, 
mOssen wir den Abdruck bis zur Erlangang einer dentscben Uebersetzun^ verscbieben« 
Veber das neae ungarische Volkssehiilgtsttz Im nScbsten Hefte. 
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Nene Gesetze und Yertyrdnungen 

ib«r 4u TerfeiltBlti der itaatsg ewilt la ClalettkuteB nr Urehe «}. 

1. Gesetz vom 10. Juli 1868, 

btftreiTend die Beweiskrafl der Getmns , Traaungs- und Sti>rb«ina(riken der 

Israeli en. 

(ReichsgesetsbUtt vom 26. Januar 1869 St. VII. Kr. 19.) 

Mit ZnstimiDnng beider Häuser des Beichsrathes finde Ich 
anzuordnen wie folgt: 

Artikel L Die Matrikenbucher, welchen von den zur F&hrung 
derselben obrigkeitlich bestellten und besonders beeideten Israeliten 
über die Geburten, Trauungen und Sfterbeßllle der Glaubensgenossen 
ihres Bezirkes geführt, sowie die Matrikensc^eine , welche als Aus- 
züge dieser Bücher von ihnen ausgestellt werden, haben als öffent- 
liche Urkunden volle Beweiskraft. 

Artikel IL Die bisher angeordnete ControUe, Beglaubigung 
und Vidirung der israelitischen Matrikenbücher und der Auszüge aus 
denselben durch den katholischen Seelsorger hat zu entfallen. 

Artikel IIl. Die bestehenden Gesetze und Verordnungen über 
Matrikenfuhrung bleiben in den, durch Artikel I. und 11. nicht ab- 
geänderten Bestimmungen aufrecht. 

Artikel IV. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kund- 
machung in Wirksamkeit. 

AHikel V. Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes sind 
die Minister des Gultus und des Innern, sowie die übrigen Minister, 
in deren Wirkungskreis die Vorschriften desselben zur Anwendung 
kommen, beauftragt. 

Laxenburgy am 10. Juli 1868. 

Franz Joseph m. p. 
Auersperg m. p. Hasner m.p. Giskram. p. Herbst ro. p. 

^. Cultu8''Minist€ridlverordnung vom 22. Jänner W69, Z. 11,264 

ex 1868, 

an sfimnitllehe politlscbe Understellen, das UnIversUlts-ConsIstorlttm in Wien, die 
arademisehen Senate in Prag, Graz, Innsbruck. Lemberg, KralLaa; dann an die 

tbeologiscben Facaliiltett in Ohndiz and Salzberg, 

betreffend den Uebertritt von biscbOllicb«*n Knabenseoiinarien an die Ibeologlschen 

Faeoltfiten und Diöcesanlebranstalien. 

(Im Verord.-B). für den Dieostbereloh des Hiniiteriiims fUr Cultus ttnd Unterricht 1869 

S. 81 f. des ErgänsQngshefts unter Kr. 17. publioirt) 

In Beantwortung einer an mich gerichteten. Interpell^tation 
habe ich im Abgeordnetenhanse des Beichsrathes oacbistohende amt* 

1) Das Osterreleltisf be VoNtsscbotgesetz vom 14. Ilai 1S69, und dfe Landes* 
gesetze Ober die ScbnlaaMcbt and. die daraaf bezQglieben neqeren Ittniaterial*. 
Verordnangen sind in der Wiener Hof- and Staatsdruckerei (k 20 Neukr.) gesaoi- 
nett ersciiieneii.. Wir können aof den Iniittt in einen btaenderen Artikel larQck» 


15$ Oeiterr. €iUBibi.*Verordti. v. kt. hn, .f^09: Knabensem.-CnterHdit. 

* 

liehe Erklärung, betreffend 4en üebertritt von bisöhCflieben Knaben* 
Seminarien an die theologiscbw Facnltftten und DiOcesanlehr- An- 
stalten abgegeben: 

»Der Unterricht in Enaben-Seminarien ist, insolange dieselben 
das Beeht, staatsgfiltige Zeugnisse auszustellen, nicht erlangt haben, 
als Privatunterricht zu betrachten. 

Hieraus folgt : 

1. dass die von der Direction der erwähnten Gymnasialschulen 
ausgestellten Zeugnisse nicht die Stelle jeuer Seniestralzeugnisse zu 
vertreten geeignet sind, auf Grund deren Studirende nach §. 2. der 
Ministerialverordnung vom 16. September 1851 (B.-G.-Bl. Nr, 216.) 
ausnahmsweise zu den Studien an einer theologischen Facultät zu- 
gelassen werden können. 

Es folgt aber noch 

2. das Weitere daraus, dass diese Zeugnisse, da sie überhaupt 
der Regierung die Ueberzeugung nicht zu verschaffen vermögen, 
dass Jene, welche sie beibringen, das Unter- und Obergymnasium 
mit hinreichendem Erfolge zurückgelegt haben, auch nur zur Auf- 
nahme in theologische . Diöcesananstalten im Sinne der Ministerial- ' 
Verordnung vom 29. März 1858, R.-G.-Bl. Nr. 50., nicht genügen, 
welche verfügt, dass nn die theologischen Stadien nur Solche auf- 
eunehnien seiend welche das Unter ^ und Obergymnasium mit hin- 
reichendem Er feige zurückgelegt haben.t Denn die Ueberzeugung 
hievon ist eben für die Regierung nur durch ein staatsgültiges 
Zeugniss zu gewinnen. 

Nur wird, was die Durchführung der letzteren Vorschrift an- 
belangt, der wesentliche Unterschied, welcher zwischen den theolo- 
gischen Faeultäten und den Diöcesauanstalten besteht, massgebend 
sein. Insoferne die letzteren rein kirchliche Institute sind, hat auch 
die Allerhöchste Entschliessung vom 8. März 1858, mit welcher die 
in der Ministerial-Verordnung vom Jahre 1858 enthaltenen Bestim- 
mungen über das theologische Studium genehmigt worden sind, 
lediglich die Zuversieht ausgesprochen^ dass die in derselben geneh- 
migten, von den Bischöfen im Jahre 1856 vereinbarten Bestimmun- 
gen genau in Ausführung kommen werden, und ist ein directer 
Zwang auch nicht wohl zulässig. 

Allein, so wenig die Tüchtigkeit des Priesterstandes und somit 
seifie vi^kommene Durchbildung der Regierung überhaupt und so 
wenig ihr somit die Einrichtung der bischöflichen Seminarien und 
theologischen Diöcesananstalten ^— welche zudem aus dem vom 
Staatsschatae naml^ subventioairten ReUgiamfonde dotirt sind und 
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den PriesterstuidscandidateA der sogenannte Tischtitel fast ausnabros- 
los (Salzburg) aus dem genannten Fonde zugesichert wird — gleich- 
gültig sein kann, eben sowenig kann sie sich des indirecten Ein- 
flusses auf diese Studien entsehlagen, soweit derselbe nur irgend mit 
der grundgesetzlich anerkannten Unabhängigkeit der Kirche tereinbar 
ist. Aber auch hiefnr hat bereits die oben erwähnte Allerhöchste 
EntSchliessung vom 8. März 1858 vorgesorgt, insofern sie androht, 
dass, falls ihre Bestimmungen nicht eingehalten werden sollten, bei 
Besetzung von geistlichen Pfründen, welche dem landesfürstlichen 
Patronate oder dem eines öffentlichen Fondes unterstehen, wie auch 
bei der Verwendung von Priestern zu öffentlichen Lehrämtern auf 
den Umstand Bucksicht zu nehmen sein werde, ob die Bewerber ihre 
Studien nach den erwähnten Bestimmungen zurückgelegt haben. 

Die Regierung wird darüber wachen, dass an den theölogisclhen 
FacuUäten die oben wörterten Bestimmungen strenge eingehalten 
werden ; sie wird soweit erforderlich, von den eben angefahrten Mit- 
teln, um indirect auf ein gleiches Verfahren an den theologischen 
Diöcesananstalten hinzuwirken, Gebrauch machen und sollten die- 
selben nicht zum Ziele fuhren, nöthigenfalls mit Entziehung der 
Dotation aus dem Beligionsfoude vorgehen.« 

Von dieser meiner Erklärung setze ich die sämmtlichen Lan- 
desbehörden und academischen Senate mit dem Auftrage in Eennt- 
niss, im Sinne derselben vorzugehen und die nöthigen Verständi- 
gungen zu veranlassen. 

3. Erlass des Je. Jt. Ministeriums des Innern vom 24. Mai 1869, 

Z 2196'M. J., 

an slmmtlictie LAndercheCi, 

betreffend den Tolfzi^ von wider katholische Geistliche vethSngten Freibeiissi raren. 

Qm y«rordiu-Blfttt des llinisteriiims de« Caltus und Unterrichts 1869 S. 151 f. unter 

Nr. 4$. pttblkirt) 

In dem Ministerialschreiben vom 25. Jänner 1856, Z. 137 1/C. 
U. M., womit das Concordat sämmtlichen Länderchefs, Erzbischöfen 
und Bischöfen mitgetheilt wurde, findet sich die Verfägung, dass 
die Erzbischöfe und Bisehöfe in jedem Falle der Verurtheilung eines 
Geistlichen durch die weltlichen Gerichte vor Bezeichnung des geist- 
lichen Detantionshauses , in welchem der Vemrtheilte nach Ar- 
tikel XIV. des ConC(Mrdates die Strafe abbüssen sdite, mit dem be- 
treffanden Landeschef das Einvernehmen zu pflegen haben. 

Da jedoch — wie insbesondere auch durch wiederholte Snt- 
scl^idungen des k. k. Obersten Gerichtshofes anerkannt ist — das 
dm kathoUichen Oetstlicbeii nadi Artikel XIV. des Concordat^ im 
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Falle ihrer Venurtheilang wegen Verbrechen , Vergehen oder üeber- 
tretung rücksichtlich der ihnen anzuweisenden Straforte eingeräumte 
Vorrecht zu Folge des §• 2. des Staatsgmndgesetzes vom 21. De- 
cember 1867, B.-Q.-B1. Nr. 142., nieht mehr besteht, so entfällt 
nunmehr auch selbstverständlich jeder Ankss f&r die politische Lan-- 
desbehörde zu Aeussemngen über geistliche Det^ktionshänser, welche 
in der irrigen Ansicht über den Fortbestand jenes früheren Vor-^ 
rechtes der katholischen Geistlichen als Straforte allenfalls namhaft 
gemacht werden« 

Ich sehe mich daher im Einvernehmen mit dem Herrn Minister 
für Cultns und Unterricht und mit dem Herrn Jostizminister zu der 

Weisung veranlasst, dass Bure jede Einflussnahme bei Nam- 

haftmachung eines geistlichen Detentionshauses als Strafortes für 
Geistliche abzulehnen und bei ein^ allftlligen Auflforderung hiezu 
unter Beziehung auf die den Gerichten diessfalls zustehenden Ver- 
fügungen darauf hinzuweisen haben, dass das mehrerwähnte aus 
Artikel XIV. des Concordates abgeleitete Vorrecht der katholischen 
Geistlichen zufolge §• 2. des Staatsgrundgesetzes vom 21. December 
1807, B.-G.-B1. Nr. 142. ^ über die allgemeinen Hechte der Staats- 
bürger nicht mehr bestehe. 

! 

4. Cuit.'Ministerialerlass vom 7. Juni 1869, Z, 4443,, 

an sa mint liebe Ldnderchefs, 
bpirelfend (Ten Vollzug solcher bischftflicber Erkenntnisse, welche auf Einschltessung . i 
eines Priesters in eine geistliche Correctionsanstalt iauieii. I 

(Im Verordii.-Biatt des Uioisteriums für ColtoB und Unterricht 1869 S. 163 f. unter 

Nr. 52. publlohrt.) 

Aus Anlass eines vorgekommenen Falles ist die Frage ange- 
regt worden, ob die politischen Behörden gegenwärtig noch [gemäss 
Art. XI. und XYI. des Concordates] ihre Executiv-Gewalt zur Voll- 
streckung solcher bischöflicher Erkenntnisse zu leihen haben, welche 
auf Einschliessnng dnes Priesters in eine geistliche Correctionsan- 
stalt lauten. 

Ich bin nach gepflogenem Einvernehmen mit dem Herrn Justiz- 
minister in der Lage, Eurer . . . . , zur Benehmung in Fällen dieser 
Art Nachstehendes eröffnen zu können: 

Die von den Bisohöfea in AncHxinung ihrer Disciplinargewalt 
fiber die ihnen unterstehenden Glieder des Klerikalstandes verfögte 
Vorweisung einzelne Priest^ in ^ne geistliche Gcnreotionsanstalt 
ist mit dem zum Schatze der persönlichen Freiheit erlassenen Ge- 
setze vom 27. October 1862, B.-G.«B1. Nr. 87., nur msoweit ver- 
einbar, als damit der nicht erzwungene Aufenthalt eines Priesters 
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in einer solchen Anstalt und die Beanfsichsigung desselben wthrend 
dieses Aufenthaltes angeordnet wird, woraus folgt, dass eine derartige 
bischöfliche Anordnung nur insofern und insolange wirksam sein 
kann, als der durch dieselbe betroffene Priester sich derselben frei- 
willig fagt. 

Hiernach sind die Organe der öffentlichen Gewalt bei dem der- 
zeitigen Stande der bürgerlichen Gesetzgebung nicht befugt, eineti 
von seinem Bischöfe in eine geistliche Correctionsanstalt verwiesenen 
Priester anzuhalten und dahin abzuliefern. 


Das kirchliche Lehramt der Bischöfe und die 

Staatsgewalt in Oesterreich^ 

ein Beitrag zar Lehre von der freien Kirche im freien Staate. 

• 

I. Der Episcopat von Böhmen erliess in Betreff der neuen 
österreichischen Gesetze vom 25. Mai 1868 über die Ehe und 
Schule unter dem 24. Juni 1868 einen gemeinsamen Hirtenbrief y 
und unter dem 3. Juni 1868 eine gemeinsame Instruction an den 
Klerus. Einige Monate darauf veranstaltete eine in Prag unter dem 
Titel Bldhovest Katolicke Hlasy in böhmischer Sprache erscheinende 
Wochenschrift eine private Uebersetzung dieser beiden bischöflichen 
Erlasse. Hierauf wurde von den k. k. österreichischen Gerichtsbe- 
hörden auf Antrag des Staatsanwaltes in allen drei Instanzen erklärt, 
der Inhalt des Hirtenbriefes und der Instruction begründe das Ver* 
brechen, de7* Störung der öffentlichen Ruhe nach §. 65. a. und 6. 
des Strafgesetzbuchs, und es wurde zugleich die Verbreitung dieser 
Bruchstücke nach §. 36. des Str,-G.-B. verboten. Die sämmtlichen 
hierauf bezüglichen Actenstücke, 1. der Hirtenbrief, 2. die Instruc- 
tion, 3. das Erkenntnis3 des Prager Landesgerichts vom 28. Septem- 
ber 1868 (diesem in deutscher uebersetzung, da es den vier Bischöfen 
in böhmischer Sprache zugestellt wurde), 4. die gegen dieses TJrtheil 
gerichtete Recursschrift des Cardinal Fürsterzbischofs vom 6. Octo- 
ber 1868 , 5. , das Erkenntniss des Prager Oberlandesgerichts vom 
n. November 1868, welches das Urtheil I. Instanz bestätigte, 6. 
die Beschwerdeschrift des Cardinal Fürsterzbischofs vom 23, Novem- 
ber 1868 an den obersten Gerichtshof, 7. das Endurtheil des k. k. 
obersten Gerichtshofs zu Wien vom 11. Januar 1869, welches ohne 
weitere Gründe die ürtheile der beiden unteren Instanzen bestätigte 
— alle diese Actenstücke sind zusammen mitgetheilt in einer sehr 
lesenswerthen Schrift: 
Ber Episcopat in Böhmen und Oesterreichs Justiz. Regen^rg. 

Pustet. 56 S. 8, (21 kr. rh., 35 kr. Oe. W.) 
Die Gerichte hielten sich bei ihren Urtheilen nicht an den deutschen 
Originaltext der Erlasse, sondern an die böhmische Uebersetzung im 
Blahovest, eine reine Privatarbeit, die wie der Cardinal in seiner 
Beschwerde an den obersten Gerichtshof hervorhob, die Instruction 
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ia (einem der besonders incrimioirteu S&tze sogar ganz unrichtig 
wiedergab. Die Beschwerdeschriften von Seiten des Gardinais stützen 
sich auf die der katholischen Kirche in Oesterreich gesetzlich ssuer* 
kapnte Freiheit, ihre Angelegenheiten selbststäudig zn ordnen. 

II. Eine Denkschrift des böhmische^i Episcopats die dem 
Qrafen Taaffe zur Zeit seiner definitiven Ernennung zmn Minister- 
präsidenten übersandt wurde, hob anlässlich der geriehtliÄshen Ver- 
folgung von Hirtenbriefen, wie die Prager »Zeitc meldete, in sehr 
klarer Darstellung hervor, dass [von Seiten der österreichischen Ge^ 
richte in den eben bemerkten Entscheidungen} namentlich drei Vor-, 
würfe gegen die Haltung des Episcopates gemacht werden, worin 
man nicht sowohl diesen selbst oder seine subjective Anschannng, 
als vielmehr die anerkannten Glaubens- und Sittenlehren der katho- 
lisdien Kirche bekämpft. Man bat nämlich den Bisehöfen sfum 
schweren Vorwurfe gemwMy dass sie lehrten: 

1. Die kirchlichen EJiegesetze besässen ihre Qiiltigkeit in sich 
selbst, ohne Bücksieht darauf, ob sie vom Staate anerkannt seien 
oder nichts 2. die Gläubigen seien verpflichtet ^ sich auch in Ehe- 
Sachen an das Gesetz der Kirche und das Urtheil der geistlichen 
Behörde jm halten^ und 3, die blosse Civilehe sei sündhaft^ und vor 
Gott und dem Gewissen eine ungültige^ auch wenn sie staatlich als 
gÜUig anerkannt werde. Eben so bitter wurde die alle ihre Wei- 
sungen an den Klerus durchdringende Grundidee angefochten, dass 
die kirchliche Elhegesetzgebung ungeachtet der durch das bürgerliche 
Ehegesetz bewirkten Veränderungen in ihrer Bechtskraft fortbestehe 
und der Klerus sich in Zukunft nach den kirchlichen Vorschriften 
zu benehmen und jene Katholiken, die etwa eine Civüehe schliessen 
sollten^ als ScJiein- Eheleute und wie öffentlicl^ Sünder zu behandeln 
habe. Ja die aus derselben Grundidee fliessenden Weisungen in 
Betreff der Sühnversuche hei EhescJieidungsklagen und für die 
Rührung der Matriken wurden förmlich als Aufwiegelung zum or-- 
ganisirteti Widerstände gegen das Gesetz vom 25> Mai 1868 be- 
trachtet. 

Nun seien die oben angeführten Lehren, wie jedem gläubigen 
Katholiken bekannt sein muss, sämmtlich und ausdrücklich Glau- 
bens- und Sittenlehren der katholischen Kirche und die hierauf ge- 
stützten Weisungen an den Klerus solche, welche einzig und allein 
der Glaubenslehre entsprechen, und sonach in der Praxis der ge- 
sammten Kirche unveränderlich festgehalten werden. Es ist Glau- 
benslehre 1. dass die Kirche aus eigener Machtvollkommenheit, die 
sie von Christus dem Herrn erhalten, in Ehesachen Gesetze zu geben 
und Becht zu. sprechen hat. Das Goncil von Trient hat noch über- 
dies .diese durch alle Jahrhunderte constanto katholische Lehre in 
ganz unzweideutiger Fassung unter seine Canones aufgenommen. 

Daraus folge nothwen<Üg 2. die allgemeine katholische Sitten- 
lehre, dass die uläubififen verpflichtet sind, sich in Fragen der Ehe 
ohne Schädigung der berechtigten Anordnungen jeder weltlichen Ge- 
setzgebung an das Gesetz der Kirche und an das ürtheil der geist- 
liche;) Behörde zu halten, so wie es. andererseits heilige Pflicht der 
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Bischöfe und Priester ist , den Gläubigen dieses Gesetz der Kirche 
%n Törkünden, dieses Urtlieil der Kirche zu sprechen. 

Nicht minder ergebe sich 3. die notbwendige Anwendung dieser 
katholischen Glaubens- und Sittenlehre auf die blosse €ivilehe dör 
katholischen Christen, wetehe gegen die Tridentinische Nörni, ohne 
Beisein des Pfarrers eingegangen wird uiid welche das Ooncil Tor 
Gott und dem Gewissen für ungültig erklärt hat. Es sei Gewissens- 
pflieht des Katholiken, solche Ehen IBr ungültig im halten, es sei 
Pflicht der Bischöfe und Priester, diese ihre ün^ttigkeit ' zu lehren, 
was auch immer ein weltliches Gesetz darüber zu bestiinmen fthr 
gut findet. ' , 

So verfahre die katholische Kirche in allen Ländern des Christa 
liehen Erdkreises, in denen das diesbezügliche Decret des ConciFs 
von Orient publicirt wurde und kirchlich Geltuhg besitzt; ttnd sie 
fcönne und dürfe nicht andets verfahren , möge in einem Staate <tie 
facttltative oder die obligatorische Civilehe eingeführt sein. So werde 
die blosse Civilehe als kirchlich ungültig behandelt in PrankreicJi 
und Italien, in Spanien und Portugal nicht minder als iif Polen und 
den meisten Gegenden Deutschlands, in Mexiko und nnderen Diö- 
cesen Amerika's , kura in allen Pfarreien , in welchen jenes Deutet 
verkündigt worden ist. 

Ebenso sei constante uüd allgenieine Lehre der Kirche, dass 
in allen anderÄi Ländern und Diöcesen , wo die blosse Civilehe für ' 
gültig zn erachten ist, diese Gültigkeit für das Gewissen nicht aus 
einer Norm des bürgerlichen Gesetzes, sondern aus dein Gesetze der 
Kirche entspringt, weil das Tridentinische Beeret in diesen Ländern 
noch nicht publicirt worden ist-, oder durch ein besonderes p&pst^ 
liches Decret als in seiner Geltung fär gewisse Fälle, nämlich die 
gemischten Ehen, suspendirt erklärt wurde. Zeuge dessen seien die 
Catecbismen verschiedener Länder, z. B. jener der französischen 
Kirche, sowie sämmtliehe Lehrbücher der Moral und des canonischen 
Rechtes, welche diese Fragen nach dem Geiste und der Lehre det 
Kirche behandeln. 

Nachdem so der böhmische Episcopat seine Stellung zur neuen 
Ehegesetzgebung vom kirchlichen Standpunkte aus sich gewahrt und 
als im vollsten Einklang mit der katholischen Lehre , mithin auch 
mit der wallen Katholiken gewährleisteten Gewiseensfrdheit und Selbst-^ 
ständigkeit ihrer Kirche dargestellt hat, geht er nun auch daran, 
jenes folgende Missvei^ständniss aufzuklären, als ll^ge es im Sinne des 
Episcopates, die Ungültigkeit des bürgerlichen Gesetzes über die 
Civilehe auszusprechen. Die Bischöfe versäumen bei dieser Gelegei^ 
heit nicht, ihre tiefe üeberzeugung auszusprechen, dass die beiden 
Ordnungen des Staates und der Kirche in gegensdtiger TJeberein- 
stimmung das Leben der Völker leiten sollen ; auch sie sind von 
dem innigen Wunsche» beseelt, dem drohenden Z wiespalte zwischen 
der Begienmg und dem bischöflichen Amte zu begegnen, und hiezüt 
kann waiirhaftig nichts mehr beitragen, als wenn auch voft welt-^ 
licher Seite das sdiwere Missverstindniss' aulgegeben wird, dasi^ 
9Clion in der Verktudigung der katholischen Glaubens-^ und Sitten^ 
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Idbre, welche die blosse Givilehe fär unerlaubt, vor Gott und dem 
Gewissen für ungültig erklärt, eine Herabsetzung oder Verachtung 
des bürgerlichen Gesetzes enthalten sei. Allerdings durften die 
Bischöfe ihrem Klerus die schweren Nachtbeile nicht verschweigen, 
welche aus einer widerstreitenden Gesetzgebung über die Ehe, die 
Grundlage der gesammten Gesellschaft, bei welcher der natürliche 
Vertrag von dem Sacramente sich nicht scheiden lässt, erwachsen 
müssen; ja sie haben auch der Begierung ihre wohlbegrundete üeber- 
zeugung nicht verhehlet, wie verderblich und unmöglich das Gesetz 
über faeultative oder obligatorische Givilehe in Oesterreich sei. Allein 
80 sehr die Kirche die Einführung der Noth - Givilehe bedauert, so 
liegt es doch ausser ihrer Macht, sie zu verhindern; sie wird, so 
versichert die Denkschrift ausdrücklich, die gesetzliche Thatsache 
anerkennend, der Givilehe jene bürgerlichen Wirkungen nicht ab- 
sprechen, welche der Staat ihr zuerkennt. Und auch dann, wenn 
die obligatorische Ehe eingeführt werden sollte, wird dem Gesetze 
in diesem Sinne die bürgerliche Geltung nicht bestritten w^den. 

Die Gläubigen werden von der Kirche nicht gehindert werden, 
sich dieser vom Staate verlangten Form zur bürgerlichen Anerken- 
nung ihrer beabsichtigten Eheschliessung zu unterwerfen. Allein 
diesen Formen Geltung vor Gott und dem Gewissen zu geben, in so 
weit als das kirchliche Gesetz dieses verbindert, vermöge keine ir- 
' 4ische Gewalt: vielmehr würde der katholische Cfarisirdie bürgerliche 
Form mit dem Bewusstsein zu vollziehen haben, dass die Schliessung 
der Ehe vor Gott und ^em Gewissen erst dann gültig erfolgt, wenn 
das nach dem kirchlichen Gesetze Wesentliche beachtet wird« Die^ 
Kirche anerkenne das Becht der bürgerlichen Lebenssphäre in der 
Gesetzgebung des Staates, wahi*e hingegen ebenso ihr eigenes Becht 
in dem Gebiete des Gewissens und der kirchlichen Gemeinschaft. 

Wohl könne das oben erwähnte Missverständniss durch die 
frühere Einheit der österreichischen Gesetzgebung auf diesem Gdi)iete 
veranlasst sein; allein nicht die Kirche könne der Vorwurf treffen, 
die so wünschenswerthe üebereinstimmung auf diesem Gebiete gdöst 
zu haben. »}Iat aber, fragt nun die Denkschrift^, irgend ein Staat 
den Entsehluss ge&sst, die bürgerlichen Beziehungen ohne Bücksicht 
auf das kirchliche Gesetz zu regeln, will er St^t und Kirche ge- 
trennt wissen : kann er dann mit irgend einem Schatten von Fug 
i^nd Becht verlangen, dass die Kirche seinen Anschauungen und 
Festsetzungen folge, und dasjenige, dem er Geltung verleiht, als 
gültig auch auf ihr Gebiet über&age ? und dies sogar dort , wo die 
ihr anvertraute göttliche Lehre, oder das allgemeine kirchliche Gesetz 
es ihr untersagt?« 

Die Denkschrift geht nun dazu über, die gleichfalls an vielen 
Mi$sverständni8sen schuldtragende Nichtunterscheidung des kirch- 
lichen und des staatlichen Forums zu besprechen. Die Bischöfe be- 
. klagen es zwar, wenn die Begierung der bischöflichen Gmchtsbar- 
k^t jenen Bechtssehutz entziehen sollte, welchen sie selbst in heid- 
nischen Ländern genossen hat, und in vielen Ländern z. B. in dem 
vorwiegend protestantischen Preussen noch fortwährend geniesst; 


Eine Denksebrift des bOhmlseheti Episeopats (]S6t>). 163 

allein ans dieser Schntzlosigkeit dieNiefatexistenz der bisehöfliehen 
Begiernngsgewalt im kirchlichen Bereiche folgern, ja das Behaupten 
der letzteren zur Begründung eines Verbrechens gegen den Staat 
verwenden wollen, das heisse überhaupt den Unterschied zwischen 
Staat und Kirche verkennen, heisse den Staat zum Herrn in Sachen 
der Beligion und des Oewissens machen und die katholische Kirche 
als ein unsichtbares Luftgebilde behandeln , welche nicht das Beeht 
besitze, den Inhalt der Olaubens- und Sittenlehre im wirklichen 
Leben zur Erscheinung zu bringen. 

Man möge doch nicht vergessen, dass die katholische Kirefae 
den Erfolg ihrer Begierungsthätigkeit zwar auf das Gewissen und 
die TJeberzeugUng ihrer Gläubigen baut, somit auch des staatlichen 
Schutzes entbehren kann, wenn sie ihn nicht erhält, dass es aber 
zu ihrem Wesen , als einer sichtbaren sittlichen Gesellschaft gehört, 
ihre religiösen Gebote stets und überall, und selbst unter den bär- 
testen Verfolgungen, in dem ftnsserea Leben der Gläubigen zum 
Ausdruck gelangen zu lassen. 

Schliesslich erörtert die Denkschrift auch die Anschauung, als 
ob Art. 15. des Gesetzes vom 21. December 1867, nach welchem 
jede gesetzlich anerkannte Kirche und Beligions-Gesellschaft ihre 
inneren Angelegenheiten selbstständig ordnet und verwaltet, aber 
den allgemeinen Staatsgesetzen unterworfen bleibt, dabin zu ver*« 
stehen sei, dass es keiner Kirche gestattet ist, etwas Anderes für 
erlaubt oder sundhaft, far Becht oder Unrecht zu erklären, als was 
die Staatsgesetze als solches bezeichnen, oder dabin, dass jede Kirche 
gehalten ist, die staatlichen Nonnen für ihr kirchliches inneres und 
äusseres Leben als massgebend anzuwenden. Durch eine solche In*» 
terpretation würde nicht nur die Selbstständigkeit, sondern auch die 
Existenz der Beligions-Genossenschaften und Kirchen als solche ver» 
nichtet, das Gewissen und die Beligion von der Gesetzgebung des 
Staates ccmfiscirt. 

In kurzen schlagenden Sätzen fasst nun die Dciikschrift noch«- 
mals zusammen, dass die Bischöfe B^äimens stets und imme^ ihrer 
von Gott erhaltenen Vollmacht und Pflicht getreu die Lehre des 
Glaubens und der religiösen katholischen Sitte nach wie vor unver^ 
ändert verkünden, die ihnen anvertrauten Priester und Gläubigen 
nach den Gesetzen der Kirche zu ihrem ewigen Heile leiten und 
daher auch das Becht , ihnen die entsprechenden Weisungen unab- 
hängig von dem Staatsgesetze zu ertheilen, ausitben; dass sie auch 
in Zukunft nicht unterlassen werden, wie sie bisher gethan, zu lehren, 
dass die kirchlichen Ehegesetze ihre Gültigkeit in sich besitzen, ohne 
Büeksicht, ob sie vom Staate anerkannt sind oder nicht, dass die 
Gläubigen verpflichtet sind, sich auch in der Ehe an das Gesetz Aex 
Kirche und an das Urtheil der geistlichen Behörde zu halten, daiss 
die blosse Givilehe vor Gott und dem Gewissen ungültig, und Jene, 
welche eine solche gegen das Gesetz der Kirche schliessen, von ihr 
als Schein-Eheleute und Sünder zu behandeln sind, welche als Bolchü 
der kirchlichen Gnadenmittel unwürdig erscheinen. Allein in dieser 
lärfüllung ihres bischöflichen Amtes würden sie zugleich bemüht sei&r 
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ihren GUlabigen die burgerliehen PfUehten, deren EriÜUung auf dem 
Grande der religiösen Treue die festeste Bürgschaft findet, einzu^ 
dehärfen, sowie aucli der Begierung den Ausdruck der Bereitwillig- 
keit zu wiederholen, mit welcher sie, gemäss ihrer eigenen lieber* 
xeugung von dem Segen des friedlichen Verhältnisses zwischen Kirche 
nnd Staat , den berechtigten Wünschen der Staatsgewalt auf dem 
Gebiete des öffentlichen Wirkens entgegenkommen werden. 

III. Si&rung der öffenüichen Buhe soll nun auch der hoch- 
würdigste Bischof von Linz durch seinen Hirtenbrief vom 7. ßfep- 
ie»Aer iStf^ verbrochen haben» üeber das Strafverfahren gegen den 
Bischof Franz Joseph Budigier zu Linz gibt folgende Mittheiinng 
Nachricht^ die derselbe unter dem 24. Januar 1869 bei Mittheilung 
der Fastenordnung an seine Pfarrämter richtete (vgl. Linzer Diöce» 
sanblatt 1869 Nr. IL): 

Andere Jahre habe ich mit der Fastenordnung einen Hirt^i- 
brief an die Gläubige der Diöcese verbunden. Zu meinem tiefen 
Leidwesen kann ich das im heurigen Jalire nicht. Der Grund dieser 
Unmöglichkeit liegt in Folgendem. 

Um den eben so zahlreichen als gefährlichen Lügen, welche 
*>- besonders in der Tagespresse — hinsichtlich der Staatsgesetze 
vom 25, Mai v. J. [Archiv XX, 157 AT.] verbreitet wurden, entge* 
genzutreten, habe ich am 7. September v. J. einen Hiitenbrief an 
dk Gläubigen der Diöcese geschrieben, und darin die Fragen be- 
antwortet, welches der Inhalt dieser Gesetze sei, und wie katholische 
Christen in Bezug auf dieselben zu denken und zu handeln haben. 
Dieser Hirtenbrief wurde aber am 12. desselben Monats, als er kaum 
gedruckt war^ mit .Beschlag belegt, und das hiesige k. k. Landesge- 
rieht hat mir mit Erla^ vom 18. ejusdem Z. 6513. eröffnet, dass 
es die Beschlagnahme weg^ des darin enthaltenen Verbrechens der 
Störung der öffentlichen Buhe §. 65. a. und b. Si-G. über Antrag 
der k. k. Staatsanwaltschaft vom 15. September 1868 gemäss §. 8. 
P.-'&* zu bestätigten beschlossen habe. 

Unter dem 25. September 1868 Z. 6728. theilte mir das k. k. 
Landesgericht einen weiteren Beschluss mit, wonach es über Antrag 
der k. k. Staatsanwaltschaft auf Fahrung einer gerichtlichen Vor-- 
Untersuchung gegen mich wegen des durch die mit Beschlag bC'- 
legte Druckschrift vom 7. September 1868 in objectiver Beziehung 
als vorliegend erkannten Verbrechens der Störung der öffentUciien 
Buhe beschlossen, habe, 1. es sei zur Amtshandlung in strafrecht- 
lichesr Beziehung gegen mich zuständig, und 2. die nach §. 9. des 
Gesetzes über das Strafverfahren in Fresssacben von der k. k. Staats- 
anwaltschaft beantragte gerichtliche Voruntersuchung sei nach ein- 
getretener Bechtskraft dieses Beschlusses durch meine Vernehmung 
zu pflegen. 

Ich habe, unter Hinweisung auf die rein kirchliche Natur 
eisiger vom Landesgericht verurtbeilten Sätze meines Hirtenbriefes 
und insbesondere auf Artikel XIV. des Goncordates gegen : die Zu- 
ständigkeit (Gompetenz) des Landesgerichtea in dieser Angelegenheit 
m das k. k. Oberlandesgerioht recurrirt, und von demselben zurück- 
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gewiesen habe ich am 20. November 1868 diesfalls ein Bevisfons- 
gesach an den hohen obersten Gerichtshof eingereicht, von welchem 
eine Erledigung noch nicht erfolgt ist. 

Um nun nach Anführung dieser Thatsachen den Grund präci9 
anzugeben, warum ich gegenwärtig einen Hirtenbrief an das christ~ 
liehe Volk nicht hinausgeben kann, so sage ich, es ist mir unmög- 
lich, einen solchen hinauszugeben, weil ich über die Gesetze vom 
25. Mai 1868 nicht schweigen, aber auch nicht anders reden könnte, 
als ich in dem Hirtenbriefe vom 7. September gerodet, somit eine 
abermalige Gonfiscation erwarten mfisste, und ihn hinauszubrmgen 
nicht im Stande wäre. 

Ich könnte über die gedachten Gesetze nicht schweigen, weil 
die Gläubigen, gewohnt über die in kirchlicher Beziehung wichtigen 
Zeitfragen in den Hirtenbriefen Belehrung zu erhalten, diese Gesetze, 
die doch so wichtig sind, durch ein solches Schweigen für nicht 
wichtig anzusehen veranlasst würden. 

Und ich könnte auch heute nicht anders über dieselben reden, 
als ich im Hirtenschreiben vom 7. September geredet habe. 

Es ist gewiss : ich wollte einen katholischen Hirtenbrief schreiben. 

Die Katholicität eines Hirtenbriefes begreift aber auch dessen 
Loyalität in sich, d. h. Ehrfurcht gegen die weltliche Obrigkeit, 
und Gehorsam bis zu derjenigen Grenze, die mit den Worten der 
Apostel bezeichnet ist: »Man muss Gott mehr als den Menschen 
gehorchen,c Also ich wollte einen loyalen Hirtenbrief schreiben. 

Ob der Hirtenbrief in diesem vollen Sinne auch wirklich katho- 
lisch und sohin loyal ist, muss der contpetente Richter beurtheilen. 

Ich bin in meiner Sache nicht competent. 

Viele durch Bang und Geist ausgezeichnete Männer, unter 
denselben nicht wenige Bischöfe, die ihn auch katholisch, sohin auch 
loyal gefanden haben, sind auch nicht competent. 

Die bestehenden kaiserlichen Gerichtsbehörden, namentücfa das 
hiesige k. k. Landesgericht, welches das Verbrechen der Störung 
der öffentlichen Buhe in demselben g^nden hat, kann ich auch 
nicht für competent ansehen. 

Competent ist das im Artikel XIV. des Goncordates vorgese- 
hene Gericht. 

Dem Ausspruche dieses Gerichtes, aber auch nur diesem, werde 
ich mich ohne Weigerung, er mag lauten wie immer, pünktlich 
fügen. 

Käme es blos auf meine Neigung an, so würde ich gern in 
öffentlicher Verhandlung die Stellen des Hirtenbriefes beleuchten, in 
denen obiges Verbrechen gefunden wird; allein ich kann ohne Ver- 
letzung meiner Pflicht auf das Privilegium nicht verzichten, welches 
das — vor Gott und dem Gewissen in voller Kraft bestehende — 
Concordat meinem Stande zugewiesen hat. 

Ich empfehle mich in das Gebet der Hochwürdigen, im Herrn 
geliebten Geistlichkeit, und ermahne sie, unter allen umständen 
dem Kaiser und den von AUerhöchstdemselben aufgestellten Behörden 
bis zu der oben angegebenen, durch den Glauben bestimmten 
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Grenze den nnverbrüeblichsten Gehörsam za beweisen, und bei den 
Gläubigen mit dem Aufgebote ihres ganzen Einflusses zu verschaffen. 

Ich theile der Hochwürdigen Geistlichkeit noch den Wortlaut 
der erwähnten Erlässe des k, k. Landesgerichtes mit, wobei ich be- 
merke, dass in jenem Yom 25. September wohl nur durch ein Ver* 
sehen Artikels XXJK statt Artikels XIV. geschrieben ist. 

Weitere Mittheilungen behalte' ich mir für die Zeit vor, da 
ich solche, so Gott will, ohne die Gefahr eines Conflietes mit dem 
Fressgesetze werde machen können. 

Nr. 6513. 

Im Namen Sr, Majestät des Kaisers 

hat das L k. Landes- als Pressgericht zu Linz beschlossen, die am 
12. September 1868. erfolgte Beschlagnahme des Hirtenbriefes des 
Bischofes Franz Joseph zu Linz vom 7. September 1868 wegen des 
darin enthaltenen Verbrechens der Störung der öffentlichen Ruhe 
§. 65. a. und b. des St.-G. über Antrag der k. k. Staatsanwaltschaft 
vom 15. September 1868 gemäss §. 8. Pr.-G. zu bestätigen. — 

Gründe. 

In der erwähnten, mit Beschlag belegten Druckschrift, welche 
in einer Anzahl von 5200 Stücken bestellt war, werden die Staats- 
gesetze vom 25. Mai 1868 besprochen und es wird bei Yergleichung 
dieser Gesetze mit den Bestimmungen des Concordates gesagt* Se. 
Majestät hatten sieh verpflichtet, den Diöcesan-Schulen-Oberaufseher 
aus den vom Bischöfe vorgeschlagenen Männern zu ernennen ; bei 
Gelegenheit des Concordatsabschlusses erhielt der heilige Stuhl von 
der österreichischen Regierung das Versprechen, dass die bestehen- 
den Gesetze m Betreff der religiösen Eindererziehung in ihrer Gel- 
tUBg verhleiben werden ; ein Mann , ein Wort, Versprechen macht 
halten; der Kaiser konnte den von ihm berufenen Theilnehmfiern an 
der Gesetzgebungsgewalt keine andere Macht ertheilen, alis er selbst 
hatte; hinter allen zur Bechtfertigung des Concordatabruches ange-* 
führten Gründen stecke der Gedanke: »Die Kirche hat überhaupt 
kein Recht, auch kein Becht zu existiren.« 

In der Belehrung ^ wie katholische Christen über die Gesetze 
vom 25. Mai d. J., die gleich im Eingange als Ausfluss der Lüge 
hingestellt werden , denken sollen und wie sie in Betreff derselben 
zu handeln haben, wird gesagt,, dass diese Gesets^ dem göitlicheB 
Willen widersprechen, dass sie daher aller verbindenden Kraft ent- 
behren und die Apostolische Kegel zur Anwendung komme, dass man 
Gott mehr gehorchen muss als den Menschen. 

Bezüglich des Schulgesetzes wird gelehrt, es werde durch die 
Trennung der Schule von der Kirche die Entchristlichung der Ju- 
gend beabsichtigt — 

Bezüglich des Gesetzes in Betreff der Civilehe wird erklärt, 
dass diese ein ganz unsittliches Verhältniss ist 

Bezfl^lich des Gesetzes in Betreff der Begräbnisse wird gelehrt, 
dass nur die Kirche zu bestimmen hat, wer und von wem auf dem 
katholischen Friedhofe begraben werde und dass der Staat^walt 
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Hur Verfugungen in Bezug auf Gesundheitsrücksichten und Bauvor^ 
Schriften zukommen. — 

Alle diese Angriffe sind gegen die Staatsgesetze vom 25. Mai 
1808 iind gegen die Begierung und Staatsverwaltung gerichtet« 
welche diese Gesetze geschaffen hat. 

Wer es aber wagt, in solcher Weise die Begierung und Staats- 
verwaltung anzugreifen, iver sich nicht scheut, der Begierung und 
Staatsverwaltung so unehrenhafte Beweggründe und Absichten zu 
unterstellen, wie die Absicht der Entchristlichung der Jugend und 
der Förderung ganz unsittlicher Verhältnisse, wie der Gedanke^ die 
Kirche habe überhaupt kein Becht, auch kein Becht nur zu existiren, 
wie der Vorwurf, die Bqgierung verletze den göttlichen Willen< wer 
den fär alle österreichischen Staatsbürger ohne Unterschied verbind- 
lichen Staatsgesetzen die verbindende Kraft abspricht und lehrt, 
denselben nicht Folge zu leisten, wer auffordert^ nach dieser Lehre 
auch zu handeln und diese seine Lehren und Bathschläge in Tau- 
senden von Briefen, sowie durch die angeordnete Vorlesung in den 
Kirchen verbreiten will, von dem muss gesagt werden, dass er in 
Druckwerken zur Verachtung und zum Hasse gegen die Begierung 
und Staatsverwaltung aufzureizen und zum Ungehorsam, zur Auf- 
lehnung und zum Widerstände gegen die Gesetze aufisnf ordern , an- 
zueifern und zu verleiten sucht. 

Ein solches Vorgehen begründet nach Lehre des §. 65. a. und 
b. St*-G. das Verbrechen der Störung der öffentlichen Buhe. — 

Weil der Thatbestand dieses Vwhrechens in der mit Beschlag 
belegten Druckschrift erkannt wird, ist die erfolgte Beschlagnahme 
im Gesetze vollkommen begründet, daher zu bestätigen, -r^ 

Linz, den 18. September 1868. 
Czerny m. p. A. Weiland m. p. 

Straf. Nr. 6728. 

B eschluss. 

Im Namen Sr. Majestät des Kaisers hat das k. k. Landesge- 
richt in Linz über Antrag der k. k. Staatsanwaltschaft vom 23. Sep- 
tember 1868 Z. 1207* auf Führung einer gerichtlichen Vorunter- 
suchung gegen den Herrn Bischof Franz Joseph Budigier in Linz 
wegen des durch die mit Beschlag belegte Druckschrift vom 7. Sep- 
tember 1868 in objectiver Beziehung als vorliegend erkannten Ver- 
brechens der Störung der öffentlichen Buhe (§. 65. a. und b. St.-G.) 
beschlossen: 

1. Es sei zur Amtshandlung in strafrechtlicher Beziehung gegen 
den Herrn Bischof Franz Joseph Budigier zuständig und 

2. Die nach §. 9. des Gesetzes über das Strafverfahren in 
Presssachen von der k. k. Staatsanwaltschaft beantragte gerichtliche 
V(Hruntersuchung sei nach eingetretener Bechtskraft dieses Beschlusses 
durch Vernehmung des Herrn Bischofes zu pfl^en. 

Gründe, 
Die von der k. k. Staatsanwaltschaft beantragte Führung der 
Toruntersuchung darf yoh^ Strafgerichte nadi dem Gesetze nicht 
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verweigert werden, sobald die Zuständigkdtsfrage bejahend ent« 
sebieden werden muss. 

Die Znständigkeitsfrage muss aber bejahend beantwortet wer- 
den. Denn die dnrch das kaiserliche Vollzagsgesetz vom 2L Deceni'- 
ber 1867 Nr. 147. mit dem Tage der Eimdmachong in Wirksamkeit 
getretenen Staatsgmndgesetze spredten aus: Vor dem Gesetze sind 
alle Staatsbürger gleich (Art. 1. des Staatsgrundgesetzes vom 2L 
December 1867 Nr. 142.). — Jede gesetzlich anerkannte Kirche 
und Beligionsgesellschaft ist, wie jede Gesellschaft den allgemeinen 
Staatsgesetzen unterworfen (Art. 15. des Staatsgmndgesetzes vom 
21. December 1867 Nr. 142.); — Alle Gerichtsbarkeit im Staate 
wird. im Namen des Kaisers ausgeübt (Art. 1. des Staatsgmndge* 
setzes vom 21. December 1867 Nr. 144. des Beichsgesetzblattes.). 

Diese neuen Staatsgesetze kennen daher keine Ausnahme der 
römisch-katholischen Bischöfe von den allgemeinen österreichischen 
Staatsgesetzen. Nach dem allgemein geltenden Grundsatze lex poste- 
rior derogat priori sind durch diese neuen Gesetze die früheren Ge*- 
setze insoweit aufgehoben, als sie mit den Bestimmungen der neueren 
Gesetze im Widerspruche stehen würden; ein solcher Widerspruch 
ist aber zwischen den neuen Staatsgrundgesetzen und dem 2. Ab** 
satee des Artikels XXIV. des Concordates vom 5. November 1855 
vorhanden; es muss daher diese Gesetzesstelle durch die neueren 
Gesetze für abgeändert angesehen und auf Grund dieser neueren 
Gesetze sich dahin ausgesprochen werden, dass das Landesgericht 
zur Ausübung des Strafrichteramtes gegen den Herrn Bischof zu 
Linz berufen sei. 

Gegen diesen Beechluss steht dem Herrn Bischöfe frei, binnen 
acht Tagen die Beschwerde hiergerichts zu überreichen. 

K. K. Landesgericht Linz am 25. September 1868. 
Der k. k. Landesgerichts-Präsident 
Czerny m. p. 

Schon im Linzer Diöcesanblatt 1868 St. XV. in dem Aus- 
schreiben an seine Gastlichkeit hatte der Bischof von Linz unter 
Mittheilung der Gesetze vom 25. Mai 1868 u. A. hervorgehoben 
(S. 138.), »dass die österreichischen Staatsgrundgesetze nach der 
Ansicht der Bischöfe durchaus eine mit dem Concordate vereinbar- 
liehe Auslegung zulassen,« ferner (S. 146.) : »unsere oonstitutionellen 
Rechte und Pflichten bleiben ohne Ausnahme -nach wie vor in Kraft,« 
und (S. 147.): »die christliche Pflicht der Ehrfurcht und Treue ge- 
gen den Kaiser bleibt nach wie vor ohne Ausnalime in voller Kraft.« 
Eine Verläumdung ist es, wenn man, wie das Salzburger Kir^ 
chenblatt 1869 Nr. 24. meldet, jetzt in officiösen Artikeln behauptet, 
dass der Bischof von Linz die Staatsgesetze in dem confiscirten Hir- 
tenbriefe als Lug und Trug erklärt habe. Einer Anzahl von Prie- 
stern , die dem Bischöfe am 14. Mai d. J. ihre Theilnahme aus- 
drückten, erklärte derselbe nach dem Salzburger Kirchenblatt in 
Betreff des Hirtenbriefes: 1. eine falsche Beschuldigung sei, dass 
der Hirtenbrief sage: »die Gesetze vom 25. Mai seien eine Lüge,« 
wUirend in dem ärtenbriefe nur stehe: »an diesen Gesetzen erprobt 
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die Lagö ihre Kraft« — es sei die Journalistik gern eint, der Za- 
saannenhang zeige es. Ebenso unwahr sei die Behauptuhg, in dem 
Hirtenbriefe stehe : »es werde von der Regierung beabsichtigt die 
Entsittlichung der Jugend,« während der Hirtenbrief sage: der Li- 
beralismus beabsichtig etc « Niemals aber könne man Regierung 
und Liberalismus in Oesterreich als gleichbedeutend erklären. 2. 
Manches, welches man dem Hirt^briefe vonverfe, stehe da, sei 
aber katholische Lehre, z. B. laute eine Beschuldigung: »die Civil" 
ehe werde in dem Hirtenbriefe ein unsittliches Yerhältniss genannt.« 
lieber Sittlichkeit oder ünsittliehkeit zu entscheiden stehe nur der 
Kirche 2u, die den Auftrag ethi^: »Lehret sie Alles halten, was 
ich euch befohlen habe.« Sine andere Beschuldigung laute: »es 
stehe im Hirtenbriefe, das» die Kirche über Begräbniss und Gottes- 
acker zu bestimmen habe.« Das liege in der Natur der Sache. 
8« Manches stehe in dem Hirtenbriefe, was auf Thatsachen und 
Grundsätzen beruhe, z. B.: »der Kaiser kann nur die Gewalt mit- 
theilen, welphe er selbst hat. Ein Mann, ein Wort — Versprechen 
macht Halten -^ das Gericht selbst müsse auf dieselben Grundsätze 
sich berufen, wenn über Verträge verhandelt werde.« 

Gegen die obigen Erlasse des linzer Landesgerichts recurrirte 
der Bischof von Linz an das Oberlandesgericht zu Wien , und als 
dieses in gleichem Sinne entschied, an den obersten Gerichtshof. 
Da der oberste Gerichtshof in seiner Entscheidung vom 20. Januar 
1869, wie der Oesterreichische Volksfreund 18*9 Nr. 28. bemerkt, 
die Entscheidung des Wiener Oberlandesgerichtes, wie es heisst, in 
einem Senate von zehn Mitgliedern unter dem persönlichen Vorsitze 
seines ersten Präsidenten, Herrn von Schmerling, »mit überwiegender 
Majorität« bestätigt hat, und zwar ohne besondei-e Motivirung, so 
ist der Schluss berechtigt , dass der oberste Gerichtshof in seinem 
Erkemrlmisse , welches die Unterschrift des Heirn von Schmerling 
trägt, die Motive des Oberlandesgerichtes, welche die Unterschrift 
von Schmerling's und Hein*s tragen, sich angeeignet habe. Es liegt 
also auf der Hand, dass diese Motive, wenn wir ihnen auch keines- 
wegs das Gewicht einer authentischen Interpretation beizulegen ver- 
mögen, doch von besonderem Interesse sind. Nachdem diese Motive 
zunächst das Berufnngsrecht des hochwördigsten Bischofs von Linz 
anerkannt haben, geben sie zu, dass im zweiten Absätze des Art. XIV. 
des Concordateä die Bischöfe von der weltliche Jurisdiction aus- 
drücklich ausgenommen sind , weil sich in diesem Absätze auf die 
XXIV. Sitzung des Conciliums von Trient bezogen wird, »nach 
dieser aber die schweren Criminal-Gegenstände der Bisehöfe, welche 
ihrer Entsrtzang und Amtsberaubung werth sind, nur von dem iPapste, 
die geringeren aber nur in den Provincial^Concilien oder von den- 
jenigen zu ßecht erkannt und beendigt werden sollen, welche von 
dem letzteren dafür abzuordnen sind.« Zu dem Schlüsse des zweiten 
Absat^^ds: »Zur Behandlung derselben werden der hdlige Vater und 
Seine kaiserliehe Majestät, so es nötfaig sein sollte, Vorsorge treffen,« 
bemerken die Motive, der Beisatz »so es nöthig sein sollte,« könne 
yrohl keinen andern Sinn haben, als den : »wenn der Fall eintreten 
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sollte , dass ein Bischof sich eines Verbrechens oder Vergehens ge* 
gen dk österreicbischen Strafgesetze 'schuldig machen würde,« dann 
faliren die Motive (und Uer ist es von Interesse sie wörtlich anzn- 
f Öhren) fort: 

»Es sind also im zweiten Absätze des Art. XIV. allerdings be* 
sondere Bestimmungen über die Behandlung der causae graviores et 
minores der Bischöfe beabsichtigt; allein es sind die Bertiminungen 
des Gonciliums von Trient, wonach die causae graviores lediglich 
der Beurtheilung des Papstes oder eines von ihm bestellten Gerichtes, 
die causae minores aber der Entscheidung der Provincial-Synode an- 
heimfieleOf durch den Absatz 2. des Art. XIV. seitens Sr. Majestät 
keineswegs als verbindlich anerkannt und ebensowenig auf die staat- 
liche Genchtshoheit über die Bischöfe verzichtet worden, sonst wäre 
die Behandlung derselben (nämlich die Bestellung eines Gerichtes 
und die Bestimmung des modus procedendi) nicht einer erst zu 
treffenden Vorsorge und Vereinbarung vorbeiialten worden. So lange 
eine solche Vorsorge nicht getroffen wurde, mussten die BischSe 
irgend einer Gerichtsbarkeit in Strafsachen unterstehen, weil sie 
nicht ex leges sein und ebensowenig einen Freibrief für jedes Zu- 
mderhandeln gegen die Osterreichischen Strafgesetze erhalten konnten. 

Diese Gerichtsbarkeit konnte nur die der österreichischen 
Strafgerichte sein, weil, wie schon erwähnt, Se. Majestät in keinem 
Theile des Goncordates auf seine Gerichtshoheit über die Bischöfe 
yerzichtot hat, aber auch nicht auf die staatliche Gerichtshoheit 
über einen Theil seiner ünterthanen ohneweiteres und unbedingt ver- 
zichten konnte. 

Diese vorbdialtene Vereinbarung ist aber während der abso- 
luten Herrschaft Sr. Majestät nicht getroffen und nicht als Gesefz 
hmdgemachi ufordeti und konnte seit dem Bestände der österreichi- 
schen Verfassung nicht mehr ohne Mitwirkung des Reichsralhes ge* 
troffen werden, weil diese Angelegenheit nach §. 11. k. und m. des 
Staatsgrundgesetzes über die Reichsvertretung in den Wirkungskreis 
des ßeichsrathes gehört. 

Sodann wenden sich die Motive zu der Auseinandersetzung, 
dass Art XIV. des Goncordates durch die Staatsgrundgesetze ausser 
Kraft gesetzt worden sei und fa^en bei: 

Denn mit diesen Gesetzen ist eine ausnahmsweise Stellung ein- 
zelner Staatsangehöriger, vermöge welcher sie in Bezug auf straf- 
bare Handlungen, die sie in den Ländern, far welche diese Gesetze 
kundgemacht wurden, begehen, der Jurisdiction einer auswärtigen 
MaeU zu unterstehen hätten, ganz unvereinbar. 

Um eine sdche exceptionelle Stellung aufzuheb^, bedurfte es 
nicht, wie es hinsichtlich anderer in den Staatsgrundgesetzen ent- 
haltenen Bestimmungen der Fall ist, einer besonderen Aurfuhrungs^ 
Verordnung. Das Gesetz selbst in seiner allgemeinen, auf alle künf- 
tigen Fälle sich erstreckenden Fassung genügte, um ein derlei mit 
demselben in offenbarem Widerspruche stehendes Privilegium ausser 
Wirksamkeit zu selben, da nicht angenommen werden kann, dass 
die Gesetzgebung einen Ausnahmszusfamd zur selben Zeit fortb^tehen 
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lassen wollte, als es demselben geradezu widerstreitende Nennen als 
allgemeine Staatsgrundgesetze proclamirte. Dagegen kann nicht ge- 
sa^ werden, dass, da bereits in den am 31. Deeember 1851 kund- 
gemachten Grundsätzen bestimmt wurde, das Richteramt im ganzen 
Beiche werde im Namen Sr. k. k. Apostolischen Majestät ausgeübt, 
das Staatsgrundgesetz vom 21. Deeember 1867, im Artikel 1. blos 
eine Wiederholung enthalte, welche die für die Bischdfe festgesetzte 
Ausnahme nicht aufhebe, weil bei Auslegung späterer Gesetze der 
Grundsatz zur Anw^dung kommt, dass, wenn bei einer solchen 
Wiederholung die alte Regel als absolut und für alle Fälle geltend 
ausgesprochen wird, eben dadurch die Ausnahmen, die bisher ygü 
der Regel galten, für aufgehoben gelten. 

Nach Artikel 2. des Staatsgrundgesetzes vom 21. Deeember 
1867 sind Ausnahmsgerichte in den vom Gesetze im voraus bestimm- 
ten Fällen allerdings zulässig. Allein hieraus kann nicht gefolgert 
werden, dass die dem Papste über die Bischöfe in Strafsachen ein- 
geräumte Gerichtsbarkeit aufrecht zu bleiben habe, weil der Artikel 
2. des citirten Staatsgrandgesetzes sich offenbar nur auf die von der 
Regierung eiugesetzten inländischen Gerichte bezieht, welche, wenn 
sie auch als Ausnahmsgerichte bestehen, doch die Gerichtsbarkeit 
im Namen des Kaisers ausüben. 

Endlich konnte auch die in der Beschwerde erhobene Einwen- 
dung, dass durch die Staatsgrundgesetze das Concordat als Ver- 
trag nicht einseitig abgeändert werden konnte, nicht berücksichtigt 
werden, weil nach Artikel 7. des Staatsgrundgesetzes vom 21. De- 
eember 1867, die Prüfung der Gültigkeit gehörig hundgemachter 
Gesetze den Gerichten nickt zusteht. Es musste demnach der in 
Beschwerde gezogene Beschluss bestätigt werden, c 

Mit der Schlussbemerkung schiBinen die Motive die ganze Ent- 
scheidung umzustossen, denn das Concordat ist ja doch auch ein 
gehörig kundgemachtes Gesetz, und wenn die Prüfung der Gültigkeit 
gehörig kundgemachter Gesetze den Gerichten überhaupt nicht zu- 
steht, wie kommt dann das Wiener Ober - Landesgericht dazu, die 
Gültigkeit des Artikel XIV. des Goncordates zu prüfen und ein Ur- 
theil darüber abzugeben? Und weil der Fäll, der durch eine spe- 
eielle Vereinbarung zwischen Papst und Kaiser behandelt werden 
sollte , bisher nicht eingetreten , soll nun eine solche Vereinbarung 
überhaupt ausgeschlossen sein? Die Bischöfe sollten ex leges sein, 
weil ihre möglichen Vergehen (»so es nöthig sein sollte«) nicht in 
gemeinrichterlichem Wege, sondern von Fall zu Fall — durch diplo- 
matische Verständigung zwischen dem Kaiser und dem heiligen Stuhl 
behandelt werden sollten? Wäre der Artikel XIV. des Goncordates 
wirklich durch ein Gesetz aufgehoben, so liesse sich allerdings ju- 
ristisch behaupten, der österreichische Staatsbürger und als solcher 
auch der Bischof von Linz habe sich einfach dem Gesetze zu unter«* 
werfen, gegen den Vertragsbruch zu reclamiren sei Sache des be« 
treffenden Faciscenten. Es ist auch wohl zu bemerken, dass der 
Art. XIV. des Oesterreichischen Goncordates eine lei specialis ist« 
welcher, durch die neue lex generalis, d« i. den Art. 2. des Staats-^ 
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grundg^setees über die allgememen Bechte, nach allgemein aner- 
katintea Bachtsgrundsätzen nicht derogirt wird. 

Der Bisehof wurde nun aber Tom Linzer Landes^ericht am 14. Mai 
nnd 1. Juni 1869 wiederholt geladen^ um sich in der gegen ihn einge- 
leiteten Vorontertochung Ternehmen zu lassen. Am 2. Juni führte 
man ihn mit Polizeigewalt per Droschke Tor Gericht (vgl Oesterr. 
Volksfreund 1869 Nr. 129. Salzburger Kirchenblatt Nr. 23.). Der 
Bischof protestirte wiederholt' gegen die Gompetenz des Gerichts^. 
Man bat ihn aber för den 12. Juli 1869 vor das zum ersten Male 
loisamm^tretende Schwurgericht zu Linz gewiesen. Der Kaiser 
versagte die Interventioo, die eine Deputation yotl Linzer Katholiken, 
an der Spitze Graf Brandis zu erlangen suchten. Das Linzer katho-^ 
lisdie Casino, wohin eine Katholiken »Versammlung ausgeschrieben 
war^ wurde anfgehob^ und die Versammlung verboten, während eine 
socialdemokratische Arbeiterversammlung zu Linz mit heftigen Reden 
und einer Besolulion gegen den Bischof gestattet wurde. 
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Staat und Kirche von Florian Riesa, Stimmen aus Maria Laach. XIL 
Freiburg 1869. Herder, 239 S. 8. 

Die vorliegrende Scbriit besclilies.st hi wQrdiger Weise den Laacher Brochfi- 
rencyclus Ober die pSpsüiche Encyelira vom 8. Deceinber 1864 [Laacber Stimmen 
Ober ,,das öcumenische ConciV' baben sieb jetzt daran za reiben begonnen}. 
Obige Schrift von Dr. Biess steht in innigem Zusammenhange mit Nr« IX. dersel- 
ben Sammlung von Tb. Meyer über die GrundsStze der Sittlichkeit und des Recbts. 
(Vgl. Archiv Bd» XX, S. 349 fgg,) Meyer zeigt die ünzertrennlichkeit von ReM- 
glDn. und Moral, und von Moral und Hecht. Riess wHl die Unzertrennllebbeit 
der Gesellächaftslehre und der giitdicheo Ordnung, die Unzerlrenniicbkelt vor 
Staat und Kirrhe darlegen und das Verderben der Gesellschaft als die unfehlbare 
Folge des atheistischen Staates nachweisen. In beiden Schriften werden die Recht 
und Staat zugleich bedrohenden Theorien de«) Absolutismus i)n<l ' Materialismus 
bekSrnpfr. — 

Rioss beschäftigt sich hier mit den Thesen 39—55. und 77—80. im Sylla- 
bus §. VI. und §. X , und den dazii geh&rigen Stellen der Encyclica Quanta 
cura. Während man einerseits behauptet T „der Staat als Ursprung aller Rechte 
besitzt ein gewisses anbegrenztes Kecbt'' (Th. 39.), so steüt man andererseits den 
Satz auf: „die L^hre der kaiboli^cben Kirche widerstreitet dem Wohle und den 
Interessen der menschlichen Gesellschaft'' (i^* ^0.). Hieraus leitet man . für die 
Staatsgewalt zunächst eine Indirecte negative Gewalt in geistlichen Dingen ab, 
insbesondere das Recht des sogenannten Exequatur und der sogenannten appel- 
Ittio ab abttsu (Th. 41.). B^i einem Conflicte zwischen wehlichem und kirch- 
Ucbem Rechte soll ersteres den Vorzug haben (Tb, 42.); ja es soll sogar die 
weltliche Gewalt die Befugnlss. haben, die Concordute einseitig aufzulösen (Th. 430* 
Der weltliche Regent soll nicht nur von der kirchlichen Jurisdiction exempt sein, 
sondern auch bei Entscheidung von Jurisdiciionsf ragen liber der Kirche stehen 
(Tb. 54.)* Man vindicirt dem Staate ferner das Redbt, sich in das dfTentlicbe Le* 
ben der Kirche einzumisclieii« so dass er 3ich in SMicben nuschen kann, welebe 
sich auf die Religion, die Sitten und. die geistliche Leitung beziehen (Tb. 44.); 
insbesondere auch in die Erziehung der Geistlichen (Th. 45 — 48.). Ebenso soll 
4er geislRcbe Verkehr mit dem Papste, die Ein* und Absetzung der Bischöfe und 
die GrAddtiBg von BistbaflDeni von dttr Staatsbehörde abhängen (Tb. 49>-51.) -^ 

1) Heft XI. Der moderne Staat und die christliche Schule, von Florian 
JBiess wird gerühmt, Ist ans aber nicht zu Gesicht gekommen. 

(Die Red, des ArcM/v^sJ) 
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Aosserdera aber wird dem Staate das Reebt des BingrilTs in das Sodaileben der 
Kirtbe zagesprecben, wonach er ntcbt nar die Bedingungen lur Abiegang der 
OrdensgeiObde selbst regeln soll (Th. 52.), sondern aucb die Geseize eum Schatze 
der rel^iftaen (ienossenscbaften absefaalTen, den Abnil von denselben begOnstigen 
und sie mit Einztebang ihrer G&ter und EiniiOnrte gSnzlicb aufbeben, k^na 
<Th. 53.)- — I>as siod die fleebte, die matt fQr den Staat der Ktrefae gegenfiber 
in Ansprurb nimmt. Weiche Stellung soll nun aber die Kirche dem Staate gegen* 
Ober einnehmen? — Yer Allem, b«isst es, seien beide Gewalten durchaus zu 
trennen (Th. 55.). ki unsnrr Zielt sei es nicht mehr cutriiglicb, dass die katho* 
»sehe Religion als einzige StaalsreligioiK gelte (Tb. 77.); die staatlich bewilligte 
Cokusfreibeit sei nur zu loben (Tb. 78.)., da man mit Unrecht Ton dieser die 
Verderbniss der Sitten und Gesinnungen der Völker und die Verbreitung des In^ 
differentismus ableite (Tb. 79.). — Schliesslich stellen diejenigen, welche einer^ 
selts nüt der Kirche nicht brechen, andererseits aber aucb die modernen Ideen 
nicht aufgeben wollen, die Zumuihung an den belegen Vater, er soUe sieh mit 
dem fortsrhrirtlichen Liberalhrdus auss&hnen und verständigen (Tb. SQ.). — 

Die päpstlichen AUocutlonen and Sendschreiben, woraus die angeftthrten 
Thesen entnommen sind, bezogen sich theils auf die Grandirnh&mer der Zeit 
ftberbaopt, wie die pipstlichen Schreiben Qui pluribus vom 1. November 18^ 
Jam dudum vom 10. MUrz 1861, die AUocution Maxima quidem vom O.iunl 
1862 gtf^n die materialistiscben Irrlehren und die Geheimbftnde zur Umwälzung 
viMi Staat und Kirche o. s. w., tbeils waren sie gegen einzelne bestimmte Vor*- 
ginge gerichtet, die sich In diesem oder. }enem Lande ereigneten. 

Hierhergehört vor Allem der Confiict zwischen der plemontesisdien Re« 
gierung und dem heiligen Stahle seit dem Jahre 1848, indem erstere nicht nur 
durch Beanspruchung des königlichen Placet das Concordat bedrohte, sondern 
anch, wie sie es nannte, „die natOrtIchen Grenzen der beiden Gewalten'' Qber^ 
baupt wiederherstellen wollte. Am 25. August 1848 wurden Ordensleute bei- 
derlei Geschlechts ohne Jede Veranlassung des Landes verwiesen; am 4. October 
1848 unterwarf das Gesetz Buoncompagni den Religionsunterricfat der staatlichen 
Regelung; am 25. Februar 1850 hob das Gesetz Siccardi die ImmunitAten auf, 
beschränkte die kirchlichen Feste und bedrohte auch das kirchliche £igy>nthum. 
Viele Priester, worunter auch die Erzbischöfe von Sassari und Turin, wurden we« 
gen geistlicher Amtshandlungen von dem weltlichen Gerichte mit bfirgerlicben 
Strafen belegt, oft sogar mit langer Getängnisshaft und. Verbannung. Diesen 6e- 
waltacten der sardinischen Regierung suchte der königliche Professor des Kirchea* 
rechts in Torin Nuytz durch seine Im Syllabus verworfene Lehre zu rechtfertigen. 
Aehnliche kircbenfeindliche Grundsätze wurden von den Staatsregierungen in 
SOdwestdeutschland adoptirt, als sie einseitig die mit dem heiligen Stuhle abge- 
schlossenen Conventionen unter sophistischen Ausreden auflösten. Mit derselben 
WiltkQr wie In ItaKen hausten die Liberalen aucb in Ainertka, indem sie in Neu* 
Granada und Mexico die der Kirche treuen Geistlichen, unter diesen den Erzbischof 
von Santa Fe dl Bogota, vertrieben, religiöse Orden mit Conflscirung ihres Ver« 
mögens verbannten und die Verpflichtung der OrdensgelQbde nicht anerkannten. 
Die Regierung von Neu-Granada masste sich ausserdem das Recht zur Circum* 
scription und Erection von Diöcesen an, während die mexikanische liberale Re* 
gferung insbesondere den aus dem Ordensstande Austretenden Ihren Schutz zu- 
sicherte. Wie Nuytz in Italien, so war hier der Bibliotbecar Vigil aus Lima der 
Haoptvertreter des angeföhrten Systems, das er in einem von Rom verortheiltea 
Buche grosseniheils zu begründen und zu rechtfertigen suchte. — In Spanien 
gaben sich die liberalen Tendenzen bei den Verletzungen des Concordates von 
1851 kund, hidem die Cortes am 30. April 1855 die unbeschränkte ReHgionsflrei- 
hett gestatteten, wie dies ebenso in der 1851 erlassenen Verfassung von Neu^ 
Granada geschehen war und 1856 auch durch die Liberalen In Mexiko gesciiab» 

Dies ist das historische Fundament der oben erwähnten Thesen des Sylla* 
bus (S. 6-r60.>- Die Gründe, womit der Verfasser das Verdammungsurtheü der- 
selben als gerechtfertigt nachweist, sind kurz folgende: 

Vor Allem berichtigt er die falschen Ansichten Ober Staat und Kirche. 
Zwischen den materialistischen und Idealistischen Theorien die Mitte haltend legt 
er dar, dass, wie in der menschlichen Natur die göttliche Ordnung und die 
menschliche Freiheit neben einander be9tänden, so auch das Rec^t von Gott und 
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Staat entsprifige, }edocli $o, dsss das vom Staate ausgehende Recbt mit dem von 
Ciott ausgebenden nicht in Widerspruch treten dürfe* Wenn daher *aucb aller- 
dings der Staat Rechte erzeogen könne, so doch keineswegs alle; das Recht des 
Staates selbst stammte von Gott, der es innerlieh wie äosserlieb begrenzt bat. 
Die inneren Frenzen ergeben sich aus der Nator des Rechtes, insofern es eine 
Ordnung begr&ndet, mit welcher die mbegrenzte Staatswillkür onvereinbar wäre; 
die äusseren Grenzen feigen einmal aas dem Besteben des positiven göit^- 
lichen Rechts der Kirche, sodsnn aber auch aus den schon vor der Existenz 
des Staates vorhandenen Reehtsquelien : Besit 3^, Vertrag, Gewohnheit (& 61--^ 79.>. 
— Hierauf weist Riesa den sensualistisehen Kationalöconomen Italiens. gegenAber 
die Religion Oberhatipt «Is die nothwendige Grundlage aller menschlichen Ver^ 
biltnisse nach mid bespricht dann insbesondere die Stellung der katholischen Lehre 
zum geseilsehaftiichen Wohle. Die Anklagen gegen den Kaiholiclsnuis , als be«* 
schränke er die menschliche Freiheit und hindere er die Staats wablTahrt, ent* 
krifiec er dnrch den klaren Beweis des geraden Gegentheils (79-r-102,>. — Die 
natürlichen Grenzen von Staat und Kirche beireffend begründet der Verfasser fol- 
gendes Princip: „Durch die Trennung der Staatsgewalt von der Kirche werden 
die geistlichen Rechte von dieser Ober die katholischen Unterthanen ebensowenig 
aufgehoben, als das Recht der Unterthanen auf den staatlichen Schutz derselben. 
Daher erwirbt der getrennte Staat keine Rechte Ober das katholische Gewissen ; 
CS behaupten in diesem nach wie vor bei der Collision mit den politischen Pflich- 
ten die kirchlichen das Uebeirgewicht, und wo immer der getrennte Staat zur 
Kirche In direcle Beziehung tritt, mu&s .er sie als eine heterogene unabhängige 
Gesellschaft behandeln'' (S. 102—119.). 

Die nun folgepden Fragen sind zum Theil sdion im Archiv des Weiteren 
besprochen. Sie betreffen die vom liberalen Suate beanspruchte iadirecte nega* 
tive Gewalt in Spiritnalibus^ das Placet, den Recurs, das Verhäitniss des weltlichen 
zum geisttichen Recht (S. HO— 138.), insbesondere auch die Aufhebung der Con- 
cordate (S. 139—15*2.); sodann die angeblichen Hechte des Staates bezOglicb der 
Amtshandlungen und der Erziehung der Geistlicben, bezüglich des geistlichen Ver- 
kehrs mit dem Papste, der canonisciien Einsetzung und des gerichtlichen Ver- 
fahrens gegen sie, sowie bezüglich der Gründung von Bisihümern (S. 153—163.); 
das Verhäitniss des Staates zu den piae causae und den religiüsen Orden (Seite 
163—18«.). — 

im letzten Abschnitt zeigt der Verfasser das Verderbliche einer Trennung 
von Kirche und Staat in den dreifachen Folgen, indem das liberale Staatsprlncip 
die religiöse Grandlage aufgibt, die Religion nur als Mittel der Politik gelten 
lässt und zuletzt die Gewissensfreitbeit adoptHrt, womit dann die Cultusfreiheit enge 
zusammenhängt. Obwohl indessen die Gestattung der Religionsfreiheit, weil sie 
den Irrtfaum begünstigt, principiell immer als «n Uebel zu betrachten ist, so kann 
sie in concreto doch ein nothwendiges üebel sein, nnd so kommt es, dass unter 
Umständen das Abweichen von der Glaubenseiuheit seitens des Staats nkht allein 
erlaubt, sondern selbst lobwürdig ist. Die feine und scharfsinnige Entwickelung 
über diese schwierigen und viel bestrittenen Fragen, die wir hier des mangdnden 
Raumes halber kaum andeuten kOnnen , bildet mit die interessanteste Partie des 
Buclies (8. 187—211.). 

Sehtiesslirh wird die schon in der Natur der Sache liegende und von den 
Päpsten mehrfach ausgesprochene Unmöglichkeit einer Versöhnung der Kirche mit 
den modernen liberalen Ideen noch kurz ausgeführt (S. 211—218.). 

Die Beilage (8. 219^-^230.) «ithält eine ,,nähere Beleuchtung der Staatsidee 
Hegers,^' der seine absolutistischen Theorien der Philosophie ^es Spinoza ent* 
nehmend «n die Stelle der christlichen Lehre die sogenannte „absolute Sittlich-» 
keit,*' das sogenannte „griechische Princip'' setzte utid es in seiner ^Philosophie 
der ^leschichte'' schlechthin adszttsprechen sich nicht entblödete, „dass mit der 
katholischen Religion keine vernünftige Verfassuqg möglich'* sei. 

Dr. Rieh, Foesser. ' 

►»»^^^^^^^ • 
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DftB zweite PlenareoncU ron Baltimore (1866). 

Mitgellieilt und erlSatert von P. G. Schneemann, S. J. 

(Scfatois9. Vgl. Archiv XXII, 90 ff.) 

Der vierte Titel enthält die wichtigsten von den Provincial- 
concilien getroffenen Bestimmungen über das Vermögensrecht ' in 
Nordamerika, welche wir hier ganz abdrucken lassen; zuvor jedoch 
einige Bemerkungen zum bessern Verständnisse derselben. Die Ca- 
Dones der ersten Concilien von Baltimore sind gegen die Anmassun-, 
gen der Trustees gerichtet, von denen Sahbacher ^) seiner Zeit uns 
ausfuhrlich berichtete. Obwohl nun dagegen als das wirksamste 
Mittel der Beschluss, künftighin das Kirchenvermögen auf den Namen 
des Bischofes einzuschreiben, gefasst und dann auch ausgeführt 
wurde,' so wollte man doch dadurch die Laien nur vom Eigenthum, 
nicht aber vpil aller Verwaltung des Kirchenverraögens ausschliessen. 
Mancherorts empfand man auch die Nothwendigkeit, sie zu letzterer 
noch mehr hevanzuzielien , wofür das dritte Concil' von Nöw-Yörk 
Regeln aufstellte, die sofort auch iu Cincinnati, dann aber auch vom 
letzten Plenarconcil gebilligt wurden. 

Dai^aus, dass der Bischof für seine Privatperson das kirchlich« 
Vermögen besitzt, können leicht Schwierigkeiten bei deni Tode des 
Bischofes und bei der testamentarischen Uebertragung der Eirchengäter 
auf seinen Nachfolger entstehen. So greifen z. B. gegenwärtig die 
Verwandten eines jüngst verstorbenen Bischofes. dessen Testament an. 
Um derartigen Verwirrungen vorzubeugen, welche möglicher Weise 
ans der ümstossang des Testamentes eines Bischofes entstehen 
könnten, riethen die Väter des IL Concirs von Cincinnati, das« die 
Bischöfe ihr Testament auf einen ausserhalb ihres Staates wohnen- 
den Geistliehen machen sollten, damit bei Anfechtung, seiner Ver- 
fügung an den höchsten öerichtshof der Vereinigten Staaten appellirt 
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werden ktonte. Letzteres ist nämlich nur dann erlaubt, wenn die 
Streitenden verschiedenen Staaten angehören. Einfacher ist es frei- 
lich, wenn der bischöfliche Stahl als solcher die juristische Persön- 
lichkeit^ die Vermögensfähigkeit besitzt, wie das z. B. mit LouisTille 
in Kentucky der Fall ist, und ein ähnliches Vorrecht, wenn nicht 
dem Namen, doch der Sache nach dem Metropolitensitze von Balti- 
more zukommt. Aber das ist selten; wir hoffen jedoch zuversicht- 
lich, dass die Kirche diese Anerkennung ihrer Vermögensfähigkeit 
auch in andern Staaten durchsetzen wird. Wenig hätte gefehlt, so 
wS(re im Bepräsentantenhause von Indiana das Gesetz durchgegan- 
gen ^ welches dem Bischöfe von Fort Wayne gleichfalls juristische 
Persönlichkeit zusprach. 

Von der Begel, dass iks kirchlidie Vermögen auf den Namen 
des Bischofes geschrieben werden muss, machen die Güter ^ Re- 
gulären eine Ausnahme. Aus Anlass dessen waren manche Zwistig- 
keiten zwischen Bischöfen und Ordensleuten entstanden. Diese be- 
trafen besonders den Fall, wo den Begularen eine Pfarrkirche 
übergeben war. Auf dem Plenarconcil wurde eine besondere Gon- 
gregation zur Prüfung der Differenzen eingesetzt. Sie schlug vor, 
dass die Pfarrkirchen, welche den Begularen zur Verwaltung über- 
geben werden, in derselben Weise Eigenthum der Bischöfe seien, 
wie die Güter des Secularklerus ; dass auch bei den andern Kirchen 
und Häusern der Begularen eine Scheidung gemacht werden sollte 
zwischen denen, die den Begularen in Hinblick auf Diöcesanzwecke 
geschenkt würden, und den übrigen Gütern. Doch dieser Vorschlag 
erhielt nicht die Billigung der hohen Versammlung, so dass er nicht 
unter die Decrete, sondern nur unter die Acten aufgenommen wurde. 
Ebensowenig hat die Congregation der Propaganda ihn den Decreten 
beizählen lassen. Es wurde aber von dem Goncile zur Verhütung 
künftiger Differeozen der 203. Canon erlassen, den wir jetzt mit 
den andern mittheilen wollen: 

Titiüiu IV. 

De Ecclesiis Bonisque Ecclesiasticis tenendis tutandiaque, 

Caput unicum. 

1S2. Qao recüos reram ecciesiasticarum ordinaretur adininistraiio aedi- 
lueroDiiiae lakorum reprimerentar abosas, Conciliam Ballimorense priniaiii, qaae 
seqttontor, tulit Decreta: 

183. Cam saepios aeditui laid abusi sint Jare sibi a eivUi potestate tri- 
buto, in magnum relig^onis detrimentum , non sine fidelium scandalo, optarotts 
maxime, nallam in posteram erigi ecelesiam aat eonsecrari, nfsi ftieHt episcöpo 
in ciijos dioecesi ertgenda est, in ealtam divinum et aiititatem fideiiain Insiru- 
mento seripto adsignata, quandocamque id flerl poterit: Regnlariom etiam priviie- 
gtts sartls tectia servatls, seeaBdiin ea qoae a Jure eanonieo et RonaDorum Pen- 
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tiflcam constitntionibu» decreta sunt. Hoc tarnen decrete nihil fnnovare volonnis 
in ea ratione agendi, quam in sna dioecesi Episcopus Carolopolitanas jam serval. 
184* Qaoniam graves ortae sunt tnrbae diversis temporibos in hisce sta- 
tibus, laids bominibus, praesertira a^dituis, sibi perperara assnmentibus Jos patro* 
natus, et (qood magis mirandam esi) ]q$ instUntionis ad ecdesias sea mfssiones, 
adeo at pastores sen missionarios sibi eligere vellent, etiani invito episcopo 
eosqae relinere in pastorali mnnere contra episcopi volantatem; vel eos , qaos 
eplscopas probaverafc, rejicerent vel dimittere agrgrederentur, vel manerfs stfi ex- 
ercitiam impedire, substdiis ad vitae sustentationem subdoctis, sea alia qaavis 
ratione; qnoram conatibus nonnulU sacerdotes sinistros ob flnes favisse aliqoando 
noscantor: Litteris Apostolicis sac. mem. Pii Vill., et Leonis XII., ac S. Congre* 
galionis responsis inhaerentes, hoc nostro decreto declararous, repagnare prorsus 
doctrinae et diaciplinae Ecclesiae Jos illad a laids assomtam instltnendl sen di- 
mittendi pastores; et insoper declaramus, noilam Jas patronatas eajoscamqoe ge- 
neris, qaod sacri agnoscant canones, competere nanc alicai personae, laicorom 
congregationi , aediiaoram coetus sea aliis qaibuscamqoe personi3 in hac pro- 
vincia. Declaramus etiam stipendia sea subsidia qaaecamqae, qoae solent a flde- 
libus tribai, vel ob loca qoae in ec^lesiis occupant, vel ob servitium qood ecde- 
siis seu missionlbus sacerdotes impendant, vel ot fondas ad ecclesiam aediflcandam 
comparetar vel at ecclesia eitroatar, (qoae subsidia pieromqoe tribountur collatitia 
stipe , et nulla assignata . ecclesiae certa dote^) nailum Jos iriboere patronatas, 
qaod a sacris caponibus agnosealur. 

185. Insaper vehementer orgemas omnes hajas provindae praesales, nt 
religioni, päd Ecclesiae, et sacerdotalis ordinis dignitati consolant; sattem faeal- 
tates statim revocando, vel ab omni sacro munere suspendendo, quoadasque post 
integram poenitentiam et satisfactionem ipsis praesalibus visam in Domino fuerit, 
quemcumqae dericum qui, aliquatenns asarpaiionis bujasmodi fabricator seo ei 
consentiens fuerit, proot a Tridentinis Patribus est statutum. 

186. Praelerea, sl plebs atiqaa, seu congregatio, seu aedituorum coetus, 
sea alii qaieumqae agressi fucrint aliqua ratione contra praesulis voluntatem in 
ecclesia iiuacumque retinere sacerdotem aliquem, qui a praesale non fuerit appro«- 
batus, vel cujus facultates fuerlnt ablatae, vel qai suspensus fberit, (quamdiunon 
fuerit a legitimo Saperiore rehabiiitatus) ; vel si congregatio illa seu aedituorum 
coetus molestiam inferai in suo munere obeundo alieoi sacerdoti sacrum munus 
exercenti cum praesulis approbatione, aut subducat vel retineat consnetam sabsf- 
dium ad illins sustentationem: praesules nrgemus omnino ut (um demum Inter- 
dicant ipsonnn ecclesiam (quoadusque tanto malo remediam afTeraiur), cum cetera 
omnia remedia inotilia esse appareat. Hortamur etiam omnes praesales in hac 
regione, at saepe saepius administratoribus rerum temporalium, quae ad ecde- 
siasticos et piÄs usus destinantur, proponant et inculcent, et executioni deman- 
dari curent, quae a concilio Tridentino in hanc rem sunt sanctissime decreta 
(Sess. XXII. Cap. 11. de Ref.). 

187. Pafres vero Concilii Baltimorensis tertii, pia moti sollicitudioe , ne 
Deo dicata bona in alios dlverterentur usus haec decreverunt: 

Ne fidelium pia volontas suo fraudetur eifectu, et quae Deo dicaverint in 
Ecclesiae utilitatem, ad alios transferantur usus, monemus episcopos, sacerdotes 
et alios omnes, penes quos bona sunt mobilia vel immobilia ad ecclestasticos usus 
data, at, ea quae in singulis Foederatis Provinciis tutlssima videbftor ratione, 
qaamprimum curent ea, Juxta leges dviles, osibas a donatoribus designatls ser^ 
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vanda. Qaod si quis clerieomm vel laicoram, bqjasmedl bona a designatis usibos 
contra donatorom volttotatem averterit, se in poenas a concilio Tridentino tatas 
(Sesa« XXII. cap. 11. de Ref.) incnrrere noverit. 

188. Qao efficacius Ecelesiastiforom Bonorain secarttati providerent, baec 
Uianper stataemnt ConcUii Balliraorensis IV. Patres. 

Praesttlea omnes monemas, ot secaritati bonomm ecciesiasticorum sednlo 
prospiciant omni qua valent ratione, ideoque legum sea aactoritatis civilis praesi- 
diam qoaerant, abicamqae baberi possit, salvo tarnen libero episcoporam jare. 
Qaodai neqneant illud obtinere, saltem testamento jaxra legis dispositiones scite 
facto, cigos daplicatam babeant, caveant, ne bona sibi in qsqs ecciesiasticos com- 
missa a sab flnibos avertantar. Habeant etiam bonomm ecciesiasticorom inven- 
tariam et titalos et instrumenta omnia rite disposila. Et si contigerit eos extra 
dloecesim versari, litteras procarationis apad quemdam virnm probatem relinqoant, 
qai «a bona valeat usibus ecclesiasticis servare. Monemas insoper episcopos, ne 
sinant sacerdotes penes se retinere suo nomine, qnae a fldelibas in publicos et 
ecciesiasticos usas donata sunt, eorumqae fidei commissa. 

189. Sacra Congregatio de Propaganda Fide die 15. Dec. 1840 decretum 
de Bonis Ecclesiasticis toto servandis edidit, cujus summa est, debere Episcopum 
UBumquemqoe testamenturo condere, quo unum ex suis bujus regionis coepiscopis, 
quem magis idoneura In Domino Judicaverit, baeredem constitnat, eo fine ut sie 
constkotus baeres soccessori Episcopi roorte sublati omnia tradat bona, quae ipsi 
bi^osmodi baereditatis jure obvenerint; id tarnen in ipso testamento mfnime ex- 
primeridum, sed significandum baeredi sie Institute per literas, quas perlectas bic 
comburere debeat Episcopus qul, coa4jutorem babet, illum debet baeredem con- 
.Htituere. Quoad bona commonitatum sive Ecdesiasticarum slve Rellgiosarnm de- 
crevit eadem Sacra Congregatio: 

»Arclüepiscopom et Episcopos post decreti istius receptionem, ad Superiores 
Praefectos, vel Praesides communitatum , quae intra dioecesis snae fines reperl- 
rentur, scribere debere, illique omnibos auctoritate S. Congregationis , qoae illis 
omnibos ad boc specialiter delegara fuerit, praecipere, nt quam primum fleri po- 
tuerit, certtorem per literas Episcopum facerent: I»*> An, quae et quo onere bona 
possideat communitas, cui praesit? \l^»- An suae commnnitati facultas seu jus a 
civili potestate datnm fUerit, bona omnia vel eorum partem possidendi et ad 
sofcessores transmittendi? (If tbey bave been incorporated and empowered to 
bold all or any part of tbeir property, and wbat?) HI^- An bona omnia, vel 
aliqua eorum pars, a Superiore vel ab aliquo communitatis membro vel a plu- 
ribus coQjunctim possiderentur? IV^- An aliquem invenerint modum tnto ad 
successores bona praedicta transmittendi, et quis sit modus iste? An noUus allos 
baberetur modus praeter testamemnm?« , 

100. Dlterius eodem decreto statutum fbtt: Episcopum, response accepto, 
si nonnisi per testamentnm bona ad successores transmttti posseht, praecipere 
debere Superioribus vel illis, qui suo proprio nomine communitatis bona possiderent, 
ot statim testamentnm juxta leges civlies duplici exemplari aeque autbentico con- 
fleerent, qoonim unum in communitatis scrinis dillgenler asservaretur, alterum 
vero ad Episcopum Dioecesanum in arcbivio cnstodiendum mitteretur. 

101. Hujus S. C. Decreti intuita quinti Concilfl Baltimorensis Patres ita 
declaramnt: 

Perpenso decreto S. Congregationis de bonis temporalibus Ecdesiae, Patres 
aniONun maxime propenaum ad mentem S. Sedls in omnibus sequendam osten- 
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deruDi, sed censaeruiit speciales leges SUtaam singolorum , loeoraoHiQe adjQncto, 
gravia afferre incommoda deereti executioni; singQloram tarnen episcoporoni 
conscientiam onerandam esse, ut tSsUiineDto vel alio iDStramento consahuit se- 
eoritati bonorum ecclesiasdcorum, qoae penes se saot: quorum testamentoram 
daplicatam exemplar apod archiepiscopam deponant, arcbiepiscopus autem apad 
seniorem episcopum, intra (res menses a saa coDsecraiione : qaod si neglexerit 
episcopus aliqois, monebit eum offlcii Arcbiepiscopus eamqae diu cessaDtem ad S. 
CoDgregationem deferet. Idcirco orant Patres, ut S. Sedes dignetor deereii rigo« 
rem bac ratione mitigare. 

1 92. Ne ecclesiae aere alieno graventur, et ne earom bona male admintstreotur 
vel dissipeotur, in eodem Concilio bis quae sequuntor decretis sa^oiter caatom est: 

Monemus episcopos, ut invigilenl, ne sacerdotes vel ecdesiis temere erigen« 
dis aut reparandis, vel alia ratione aere alieno contrahendo, res ecclesiae o&erent, 
aut fldem fallant cum religionis decore: ideo exigant rerum rationem saltem quo- 
tannis, nee sinant eos aes atienom absque licentia scripto data, ecdesiae nombie 
vel causa, contrahere. 

193. Moneantur sacerdotes, ne res suas rebus ecclesiae immisceant, codi 
famae suae discrimine vel oflTensione fldelium, qoi injuriam fieri ecdesiae fädle 
exlstimanf. Idcirco babeant librum, quo res omnes ecclesiae recenseontur; et d 
ipsi pecuniam in ecclesiae usum contnlerint; id flat probante episcopo , et com vi- 
rorum fide dignorum notitia, et in libro referator, ut ^iseopus visitatiooem babens 
possit singula inspicere et Jura omnium tueri* 

194. Ut ecclesiarum sanctitatem ab omni profane uso immunem senrarent, 
ab ejusdem Concilii Patribus latum est boc decretum: 

Stattttum est, ne laids personis unquam permittatur verba ad popnlom fi- 
cere in ecdesiis, sine Ordinarii licentia, postquam consecratae vd tantnm bene- 
dictae füerunt. 

195. De bonis Ecclesiasticis Patres Concilii septimi hoc statuemnt generale 
principium : 

Statuernnt Patres, ecciesias omnes ceteraque bona ecdesiastica, qoae vel 
dono vel fldelium oblationibus acqnisita, in cbaritatis vel rdigionis operibos sont 
impendenda, ad Ordinariom pertinere; nisi appareat scriptoque constet, lila OrdinI 
alicui regulari vel sacerdotom Congregationi in ipsorum osum tradita fbisse. 

196. Demum, quae sequuntur, decreta circa eandem materiam promolga- 
runt Patres Plenarii Concilii Baltimorensis primi: 

Patres censuerunt omnino expedire, ut Joxta mentem Condlii Tridentlnl 
(Sess. XXn. Cap. 9. de Ref.) Ordinarius aut per se,'aot per sacerdotem, coi hat 
in parte vices suas committat^ ab administratoribus rerum ecdesiae temporaliom, 
sive laicis sive clerids, rationem eorum administrationis süigulis annis exigat. 

197. Quoniam qoae Deo sunt donata in coltom divinum et opera cbari- 
tatis in Ecdesiae transeont potestatem, cojos est invigilare, ot donatorom pia 
voluntas fldeliter impleatnr, ideoque sacris canonibos a laicorom osorpatlone ste- 
pius vindicata sont; distride vetamos, ne laid sese ingerant ils administrandis 
absque episcoporum libero consensu. Quodsi eorom iidosso eas osorpent et ad 
soos usus divertant, vel alia qoacomqoe ratione donatorom volontatem flrostrentur 
et flraudent, vel quae fldd et corae episcoporum eommlssa sont, ex eorom ma- 
nibos eripere, etiam legis praesidio, conentor, eos poenis a Tridenttails Patiibos 
irrogatis rerom Ecdesiae osorpatoribos, (Seas. XXII. Cap. 11. de Ref.) ipso fado 
sobjacere decemimos et dedaramos« 
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198. MoDemos sacerdotes qui ecciesias administraDt, qaaram titalas episcopis 
traditas est, ne aedituos in iis absqoe episcoporam aactoiitate constitaant vel eligi 
a fldelttNis permittant, ne liberae earam administrationi impedimentam aliqnod 
nascator. 

169. Qaam ia StatitNis bisce Foederatls civibos omnibos et incolis integrum 
Sit, jaxta religionis soae praeeepta Kbere et impone sese gerere, idque leges 
civiies agnoscant ac praedfcent; nihil omnino obstare viderelnr, quominus eas 
Ecdesiae leges accarate sefvemas, qaae ad Bona Ecelesiastiea rite aeqairenda et 
sarta tectaqoe servanda a Conciliis et Pontifidbos hacasqae latae faerant. Optant 
proinde Patres, at in ocalis oninium et in plenissima civitatis luce soam Ecdesiae 
)os vindicetnr, liceatque Cattaolicis civibos hac in re, nempe in obtinendis ba- 
bendis tatandisqoe bonis sacris, qaalia sant fondi in qutbas templa extrauntor, 
templa ipsa, presbyterla, scbolae, coemetn^ia et caetera bojasmodi, Ecdesiae Catbo- 
Ucae leges et insiitata ob ocalos habere. 

200. Haec autem plena libertas tanc tantum eiistere did posset, si ieges 
et provisieoes ab ipsa Ecdesia factae in foro qooqne civil! qooad baec admitte- 
rentur, iisque hoc modo vis civilis triboeretur. His omnium jura sarta tecta ser- 
vantar; abosibos si qai forte occurrant abande obviam itar; et poiestas Episco- 
porum nedom sie augeretor, minaeretur potius per provisiones ab ipsa Ecdesia 
factas. Ut enim se tatari possint ab indebita ingerentia tribunaliam laicoram, 
qaae Ecdesiae leges vix et ne vix quidem in praxi agnoscerent, nil nunc remanet 
Episeopis, ot omnla ad normam legam Ecclesiasticamm fleri cnrent, nisi at plenis- 
simaro reram administrationem in facie potestatis civilis sibi vindicent. Cum aatem 
illA legam et tribunalium Ecdesiasticorum agnitio in Staiibus quibusdam nondum 
existat, nostrum est ita res componere, ut in locis, ubi per leges dviles melius 
provisom band fuerit, impedimenta quae libertati Ecdesiae et bonorum securitati 
e legibss civilibus orlantar vel moveantar, prorsus vel in quantum fieri potest 
minuantur. 

201. Ut autem inflra debitos limites cobibeantur aeditoi laici, quocumque 
demum modo eligantur, haec jam in concilio Provinciali Neo-Eboracensi Tertio 
statuta et ab Apostolica Sede recognita, ad omnes harum provinciarum ecciesias 
exteodlmus et ubiqne servari consulimus. 

»Visum est Patribus, praescriptionibus ac declarationibus inhaerendo ab 
Apostolica Sede saepius editis , praesertim vero a Summis Pontiflcibus Pio Vü. et 
Leone Xfl. in suis literis »Non sine magno,c die 3. April. 1823 et »Quo longins,c 
die 16. Aug. 1828, regulas quasdam mature compingere, quae normam praebeant 
ac veluti formam tum aedituos eligendi, tum eorum acta moderandi. Sunt vero 
bojusmodi : 

1. »Ut ne ille Aedituorum numero adsciscatur, de quo» sab ipsam electio- 
nem, vel paulo ante, constiterit, eum .Societati cuivis secretae nomen dedisse vel 
Sacramenta Paschaüa non sascepisse. 

2. »Probe intelligant Aedituli nefas sibi omnino esse, vel minimäm bono- 
rom Eeclesiae partem in suos asus quovis titnlo vel praetextu traducere, ant in 
extraneos nisi de venia Episcopi, ac servatis constitutionibus Apostolicis de rerom 
Ecclesiastiearam allenatione. 

8. »Ordinarils samptibus exceptis ne liceat Aeditais pecanlae summam 
altra trecentos scotatos nommos in allam peculiare opus erogare, nisi Episcopus 
de scripto assentiatur. 

4. »Norint Aeditai, penes Episcopom esse «rbitrium nominand! et ereandi 
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Parochom Erctesiae, eumqne in oflkia detinendl, vel «min. Ipsios qu^qae Epi$r 
copi unke est, cerUm numworam sammam Pastpribos animarum attriboere pro 
eoronden? sustentatione; neqne licet aedituis stipendia ejasmodi retlnere, vel im- 
minere, vel augere. 

5. »Pastoris est desigoare Organistam, cantores, sacristam, cnstodem sev 
apparitorem, ludimagistrani, (si qua scbola In Parochia eistat) et bqias generi» 
bomines aiios, qui AHari vel Templo inservianL 

6. »Caveant A,editQi, ne farocbo inconsolto quidpiam tanquain legem aut 
normam Parocbianis praefli^ant. Si q^ua porro discrepantia Pastorem inter et Aedi* 
tQos de rebus gerendis conferentes exoriatur nee dissensionem componere ipsi 
per se vaieant; controversiam dirimet Episcopus, cujus judicio et sententiae pare- 
bunt orones.« 

202» l>eelaramns enim unlveisalem Catbolicae Ecelesiae legen esse, omnes 
mos, qq) ecelesiae bona quocunque modo administrant, nonnisi consentiente Sede 
Apostolica vel Episcopo, id tidte facere, eosque in illorum administratione auctort- 
tati et Jurisdictioni Episcoporum, vel si exempti sunt, auctoritati et jurisdietloni 
eorom, quos Sedes Apostolica designaverit, esse subjectos. 

203. Quod spedat vero ad controversias, quae Episcopos int^r et Regii* 
lares nonnunqaam sunt exortae, de quibus in Instructlone ad bnjns Coneiltt Patres 
S. Congregatio de Propaganda^ FIde loquituf , eensnemnt Patres facile ejusmodi 
difflcnltates esse componendas, si ti^m Episcopi quam Regularium Superiores et 
canonicas sanctiones, et Deo'eta Baltimorensia bisce super.rebns t^ S. Sede ]am 
recognita, et bene Intelligere stodeant et accorate observare satagant. Omnls 
vero coniroversiae fere toHeretur occasio, si quoties Congregatio qoaedam Reli- 
giosa sive Ordo Religiosus vel Ecciesiam vel Domum in aliqua ftindare Dioeceri 
velit, quod nanquam sine Ordinarii consensu fleri poterit, toties debeat hiter Epis» 
copum et ejusdem Congregationis sive Ordinis Superiorem, vel si opus ftaerit, 
Superiorem Generaiem, in scriptis exarari contractus instrumentnm , quo omnia, 
quae ad fimdationem, ad jnra bide provenlentia et ad offlcia praestanda spectant, 
dare et sine ambagibus eontineantnr: cf^jus iBstrumenti duplex debeat esse exem- 
plar, ut unom apud Superiorem, alterum vero penes Bpiscopum servetor. Quod 
si bene conflciatur, et sincero animo ab utraque parte, uti decet, observetur ejus- 
dem tenor, nuUa certe oriri deberet vel posset cootetstatio, etiam in easu quo 
Religlonis praedictae SocH Dioecesim relinquant. 

204. Demum, quidquid sit de meliere metbodo tenendi ac tutandi bona 
Ecclesiastica^ quaecumque in efflectum deducatur, ad majorem caatelam ae eomn- 
dem securitatem, monemus Episeopos, ut Juxta S. GOng. praescriptum, testamenta 
sua, post consultuin Jurisperitum probatum, accnrate et solerter conflciant, eaqne 
dupliei exemplari diligenter conservare satagant, eo fine, ut si quae, iiils vIta 
deeedentibus, oriatur circa proprietatis titulum difflcultas, üs palam productis in 
curia instrumentis ac legitime probatis, eliminetur, et sarta tecta contra omne 
discrimen bona Ecelesiae eoatodiantur. 

Die vier folgenden Titel: De Sacramentis, Saeramentalibus, 
CuUu dUnnOj DiseipUnae umfarmHakf enthalten neben den kirch- 
lichen Lehren und Bestimmungen über den Gottesdienst und die 
Sacramente wiederum die trefSichsten Pastoralinstructionen, beson- 
ders in Betreff der Ausspendung des Sacramentes d^r Busse, üeberall 
bekundet siöh auch das Bestreben, womöglich sich in Allem der 
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aUgemeinen kirchlicfaen Disciplin anzuscbliessen, strenge werden die 
Beobachtung des Rituale JRomanum *) und verschiedene von den rö- 
mischen Congregafionen erlassene Entscheidungen vorgeschrieben, 
auch altkirphliche Gebräuche empfohlen, und wenn sie bereits an 
einigen Orten bestanden, ihre allgemeine Einführung angestrebt; so 
z, B. die benedictio mulierum a partu recentinm^), die Aufstellung 
der Pathen bei der Firmung ^) , die Feier der Messe bei der feier- 
lichen Einsegnung der Ehe*), die Feier desselben heiligen Opfers in 
Gegenwart der Leiche bei . Beerdigungen ^) , die Anwendung der 
Eulogien*). 

FüDT die Ausspendung der Saeramente wage Niemand Etwas zu 
verlangen, zu begehren, sich auszubedinge»; was aber die Gläubigen 
von selbst, aus religiösem Antriebe nach der Spendung der Taufe 
oder Eingehung der Ehe als Almosen darbieten, dürfe der Priester, 
wenn er wolle, annehmen^). Auch die Bischöfe dürfen in Ausübung 
der ihnen vom Apostoüsehen • Stuhle übertragenen Vollmacht, insbe* 
solidere bei Ehedispensen^ nicht die geringste Taxe erheben, sondern 
dabei nur in gewissen Fällen' den Gläubigen ein Almosen für fromme 

■ < • ■ * 

Zwecke auflegen ^). 

Für die Eiihrtmg der Kirchenbücher wird dstö im Bömi^chen 
Rituale enthaltene Schema als Norm aufgestellt^); da jedoch aus der 
Anwendung der vollständigen Formel mancherorts allzu grosse 
Schwierigkeiten erwachsen würden^ so nehmen die Väter des Concils 
folgende. Abkürzung i^ Aussicht;. »In capite uniuscujusque paginae 
ponatur formula ;Commu«iSi sub qua singulis, ut vopant, ((^lumnis 
suo quidque loeo notetur. .Cujus speeimen Patrum examini sub- 
jiciendüm postea exhibebitur.« 

Es war in Nordamerika wegen der geringen Anzahl der Kir- 
(dien die Sitte oder vielmehr die ?7«sii^, die Tauf e^ . auch abgesehen 
von Noäifälleny in JPriv^thäusern igu ertheilen, aufgekommea. Schon 
das erste Concil von Baltimore wollte solches durch einen Canon 
strenge verbieten. Die Congregation der Propaganda aber milderte 
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dieses Vei^bot, indöm sie auf die Sehwierigkeiten auhtierksatn machte, 
ein allgemeines Gesetz au erldss&n, dem die Oetvohnheit entgegen^ 
stehe^y Unterdessen haben die Bischöfe zu deren Ansrettung so 
kräftig gewirkt, 4a8S sie auf dem letzten Plenarconcile einfacfahin 
die Taufe in Privsthäisem för die Sti&dte und Orte, in denen Kir« 
chen Mch befinden , Nothf&lle natüi^Iibh ausgenommen ^ verbieten 
konnten 2)./ . . ^ 3 . 

Das i^dingtmgsweise Taufen . ,der Owvertiten tmd der von 
Laien (Hebanmer^ Getauflen wird,. nu^. unter der Bedingung ge^* 
stattet, dass . m^^ sorgfältiger Untersuchung des einzelnen Falles ein 
begründeter Zweifel bestehen bleibt, ob die Taufe gültig gespendet 
sei. Für die Aufnahme wird der in einer von der Bömischen Inqui- 
sition 20. Juli 1859 erlassenen Instruction ^) angegebene Bituis vor- 
geschrieben, welcher statt des sogenannten, Tridentinischen Glaubens- 
bekenntnisses' ein. kürzeres, einfacneres angibt. Das. Plenarconcil 
erbat auch vom heiligen Vater, die Yollmacht , bei der bedingungs- 
weifiiw Taiife der Gooveitiitea aU^-Ceresionien wegxiilassefl, wie es in 
England Sitte sei, und für dort auch tom ApMtplischen Stuhle ge- 
duldet werde; dockider heilig« Vat^ wollte darauf nicht eingehen. 
' ' Die ' sogönäntrte österlit%e ZöÜ dauert in den Diöcesen der 
Vereinigten Staaten vom I. Sonntag in der Fasten bis zum Dreifal- 
tigkeitsfest*).. . In Betreff "der IJeit der. ersten Communion wird deren 
Bestimmung dem Pfarrer überlassen; nur wird als gewöhnliche Re-» 
gel angegeben, dam m^ ihr vor dem zdmten Jahre Niemand zuge- 
lassen und nach dem vierzeBhten Jalif^ dieselbe keinem sonst Wür- 
digen verweigert werden sollö; blbs die" zum Tod erkrankten Kinder 
kaim der Pfarrer ia einem Aperen Alter zum Empfange der heiligen 
Wegjsehrwg vorjbereitök*). 

• Was ' die AufbewaJunmg fmd Spendwmg des heiligen Saeta^ 
mattes betrifft; 9b erimiert die Synode ta Verschfiedene Entscheidun- 
gen und Instructionen der Römischen Congregationen, insbesondere 
betont sie die strenge Verpflichtung, die . säcramentalen Species alle 
acht Tage zu erneuern*). 

Folgende- Beatimmungen - trifft das GoBcil för die heiligen Wei^ 
hen: Es eoUen dr^i bis vier Sismiiiatorai aitfgestdlt werden, welche 
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die Pflicht haben, die zn (kdinirenden aber ihre Kenntnisse zu 
präfen und nach soirgftltiger Erwägung der Zeugnisse über deren 
Familie, Person, Alter, Lebenswandel , darfiber dem Bischöfe zu be? 
richten 0* Auch wurden die «kirchlichen Bestimmungen aber die 
Dimissorialien eingeschärft und deshalb eine Insrtmction?) über den 
»Episeopus propriusc gemäss der Bulle lanocenc's XII. »Speculatores,c 
und deren Erklärung durch die Congr. Concilii erlassen. 3) 

Der grosse Bürgerkrieg in den Vereinigten Staaten gab der 
Synode Veranlassung , wiederum eine Norm in^'s Gedächtniss zurfick 
zu rufen, welche die Congr. S. OfBcii wiederholt^) f9r die Fälle ar- 
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4) Das erste Decfet »Com a)i«^c wurde von Clemens X. bestfttif t und st^bt 
im BoUarhiro; das zweite ist in einer Instroetio S. Offlcti Tom 12. Jon. 1822 ent- 
ftalten. Da lelztere unseres Wissens in Deotsebland wenig oder gar nicbt beacbtel 
wiirdt, wollen wbr sie M^ mittheiien: 

Ingentes beltorom dades, aliaeqne Kenrai boBananun coDTer^oes, qoibus 
nostra baec aetas objecta fliit» ftrequentes adbuf sappedttant Beoiae mplierttm et 
qaandoque virorum preces, qai legal! domroen^ iportis coi^iigis lamdiu absenHs 
destituti, IlcenUam tamen sollicitant, qua sibi tice&t ac) alias nuptias, traoslre. 
Jam vero Sedes apostolica seo suprema sarra Eminentissimoram Romanomm 8. 
R. E. Cardtaaliom ad baee depntatomm Congregatio^ eeelesiastids reguUs omnioo 
ihaistit, ex qottpum praeacripto mart ex aMqoot annonm decursu non praesomilor« 
aed probari. debet: Unde Loci! I|l. f^wop^ (cap. Don^nua ext, De secundis nop- 
lüs) a Jure canonioo caiftttiD est, »m nullos «modo ad aecqDda3 miptias roi^rare 
praesomat, donee constet, quod ab bae (vita) migraverit eonjox «das.« Qoalis 
autem probationmn ratio exigator ex decreto: Cum alias dementia lt., perpetois 
ftitoris temporibus valituro, lato fer. ?., 21. Augosti te70, In Bollarian Romanura 
inaerto, babetur, ubi 8. Pontiftx insthiction^fli pooit tim in eoria B. et R. D. 
Card. Urbis Tiparii, qonQi in a^ii« eoi^ia eaelerorum ordlnärioram 8ervaBdam> pto. 
exainine testimn ad contrt(ienda matrimoniii indfictorum, 

Primo ergo autb^icom ipskis ob<to$ doinpuieiitum. eixqnirl debet« abi bab(i;ri 
possit. Nam baec noro. 10. et 11. praeseribuntor: »S| (testis) responderit, ^ontfa- 
bere Talentes bnbuisse uxorem vel maritum, sed esse moirtuos, interrogetor de 
loco et tempore, quo sunt mortui, e^ qoomodo ipse testrs sdat ftoisse coqjoges et 
esse mortnos. St si re^mdcatianatuosi Masc in aliqno bospitaU, vd Tidisae 
sepeliri in certa eeclesia, vel oecasione militiae sepultos fbis^e a militibas, non 
detur licemia contrabendi, nisi prios re(eptp.tesi;iqioni^ aiit^^qticpa ri^ctore eccle- 
siae, in qua bomata fberont cadavera; vel si fieri potest« a duf a ttüos cobortia, 
in qua deseriptns erat mHes. Si tamen bnlasm^i testimouia ^fberi npn possunt, 
Sacra Congregatio non intendit exdudere attas probaiion^, quae de Jqr^ com- 
muni possont admitti, dummodo sunt legitima^ et safll^ntes.« Ex p<^treBris 
bisce verbis babetur regula bi^us S. Congregationis pro C|sib|i8, i|^ qyil^ taifa 
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lassen hat, wo der eine Ehegatte verschollen oder todi geglaubt wird^ 
und der andere eine neue Ehe eingehen wiU. 

Auch die Bestimmangen der Kirche in Betreff der gemisciUen 
Ehen werden wieder eingeschärft; die Seelsorger sollen zum wenig- 
sten einmal im Jahre, insbesondere in der Advents- oder Fastenzeit, 
dieselben durch eine Predigt den Gläubigen an's Herz legen und 
die überaus wichtigen Grande auseinandersetzen , wegen welcher die 
Kirche jene Ehen verboten hat^). Nichts destoweniger soll der 
Priester bei der Handhabung dieser Gesetze Strenge und Milde in. 
folgender Weise verbinden: »Moneantur tarnen pastoresi ut in hisce 
promisfiionibus exigendis fortiter quidem in re, in modo tarnen sua- 
viter se gerant, ne »aemuiationem Dei habentes, sed non secundum 
scientiam,c utrumque sponsnm exäsperent, indeque mala oriantur 
graviora; quod eo magis praecavendum , quum constet« raro hisce 
in regionibus ab Episcopo vel sacerdote pro ineundis ejusmodi nuptüs 
dispensationem peti, donec res jam eonsqae processerit, ut matri« 
monium per Ecelesiae monita abrumpi posse vix sit sperandum.c 


testimoDia obitQs autbentica baberi non possoDt, nempe, ot sappleii valeant alfis 
probatioDlbos legitimis et safftdeDlibus. 

Haram praedpaa exsorgit e <Uctto testimn flde tflgnoinm, de qalbas sie n 
eadem instractione praedpitar: »Pvo testibns in Üae materia redpiantor magis 
eoDsangoinei quam extranei, qui praesamontor melius infonnatf, et dves magis 
quam caeteri; ne admittantar homines vag! et mllites, nisl data causa et maturo 
eonsilio.« 

Tibi aatem de persona testimoniam ferente agitnr, opportune praesfribitur» 
ut »una cum t)er8ona tesüs alia eompareat cognita, notario, et qoae attestator 
de nomine et cognomine ipsios teslis, necnon de idoneitate ejosdem ad testimo- 
nium ferendum.c Verum in tantis, quibus saepe bnjusmodi mortis probationes 
premuntuir dtfOcoltatibus , S. Congregatio nullam respuit, qoae aHqnid ad fidem 
faäendam valeat, ut perspieere possit, an ploribos qoandoqae concurrentibus, 
quae seorsim eertitudinem sufftdentem parere nequennt, omnia tamen simol 
juneia hane effldant Hlnc datur locus praesumptionibus et coi^ecturis, quibus 
testinm dic(a conflrmentur, pubBcae vods et famae ratio babetur. CeriB facta 
autbentica probata, quae mortem snpponant, expenduntur. Etiam eontigit, ut 
testium flde dfgnorum probe itfformatorum dida tempore non suspecto ab aliis 
percepta Aierint; testes autem immediati vel morte vel absentia ant alia de causa 
audfri nequeant, babeantur vero dicta testium de alleno didp deponentium, qui 
tamen omnibos pensatis prudenti mortis secotae Judido ^atis esse censeantur. 

Jam vero cum de re gravissima agatur (matrimonium enim de jure diTino 
indissolubile esse, dogma lldei est, atque aliud matrimonium, priore cqntqgfe vi- 
vente, esse non potest), S. Congregatio singulos casus expendit, audilis plurium 
tbeologorum et Jurisprudentium sufflragUa, liididum deoiqiie suum pronontlat, an 
de tali obitu satis conste^ ti^ nibii obstet, qnofliinus niiöitl transita aA alia vota 
concedi possit. 

1) N. SSe. p. 175« 
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Da die Taufe in Nordamerika so häufig TernacblÄssigt oder 
ungültig gespenciet wird, so tritt bei gemischteu Bhen sehr leicht 
die Gefahr des Ehehindemisses der Bdigio)isuerschiedmheii ein. 
Wie in diesen Fällen zu handeln, ist, schreibt das 339« Decret, 
sammt der beigefugten Erklärung des Apostolischen Stuhles vor, 
die wir hier ndttheilen wollen. 

Haud raro acddit, ot io .qQilNisdain locis paocae qaaedam famiiiae caüip* 
licae degant ioter maximum acatholiconim numemiD, qaorum plerique baptismate 
haud sunt ablutt. Ob sacerdotam vero penuriam loea hujusmodi raro a missio- 
fiarfia perlnsfrantor. Hinc erenH^ a( catboKct non paael ctatn EeHesfa matrimonia 
iavalidfl ivopter iwpedimeiiUiin diaparitiitiB cnnus ineabt Obam vera accesserit 
sacerdos^ enm confitendi causa afeunt' atgo« eo mon^ite peluot, ut soa iiiatri« 
rnonia, quae saepe valida esse bona fide putaverunt, rel^abüitentur. At aeatho* 
licus conjüx consensum renovare plerumque omnino recasat; ob locorum verp 
distantiam et temporis angfustias Episeopus adiii vlx polest, periealum aotem ma- 
nifestum est In mora. Hisce perpensis cen^nerant Patres, orandam esse S. Sedem, 
ut ipaia ftat poteatas communicaDiti misalonariis , qoi talia ioca forte isviserint, 
faeoltatem sanandi Ib radice vel aliaa rebabUitandi buiusoipdi matrimonia iu snpra 
memoratis casibus, prout ipsis in Domino visum füerit; hac tamen adjecta con- 
diilpne, at quamprimum EpLscopum certiqrem fasere debeant, quandocunqae bac 
facültate usi fderint. ,^ - , . 

»Patribus etiam visum est expedire^ ut suppUcatio ad S. Sedem porrigatur, 
ut Episcopis potestas fiat cojomanicandi Yicarii^ generalibus. et urgente necesaltate 
aiiquibus sacerdotibas farultates, quas ipsi/; concedere consuevit S. Sedes, di^en« 
sandi in impediroentis matrimoniaübus, prqut eis in Domino. Visum fberit.« 

De Baptismo haereticorum quoad matrimonia. 

Sancti3simua in audi.entia babita die 20. Dec. 1837« — Audita relatione 
dubü, utrum scilicet in praesumptipne baptismi invalide coUati parti baereticae 
m'atrimoniom eum parte ratholica a Sede Apostel, dispensata inire cnpienti con- 
ferri debeat iterum baptisma sub conditione, dixit: Detur Decretum latnm sub die 
17. Sept, 1830, ut sequitnr: Quaesitum erat, an Calvinistae et Lotherani in iUis 
pariibus degentes, qaorum baptisma dabium et suspoctum est, infideles habendi 
sint, ita ut iptereos et cathoUcps dispiuitatis cultas impedimentum dirimens ad- 
esse censeatur? Cui instantiae responsum. fuit: 1} Quoad baeretieos, quoram 
sectae ritualia praescribunt cojlationem baptlsmi absqae necessario usu materiae 
et formae essentialis, debet examlnati casus particularis. 2) Quoad alles, qvi 
Juxta eorum ritualia baptizant. valide, validum esse baptism|. Quodsi dubium 
persistat, etiam in primo casu, censendam est validum baptisma in ordlne ad va- 
liditatem matrimonii. 3) Si autem certe cogmoscator, nullam baptisma ex con-. 
suetudjne actuali illius sectae» nullum est matrimpniam. 

Hisque omnibus SSmus. superaddi mandavit: in tertio casu praefati Decreti 
respicienti nullltatem certam baptlsmi in parte baeretfca, rerurratur in eaaibus 
particularibus. (p. 317.) 

Auf dem Plenarcoiidl % wie auch taf mehreren andern Synoden 
von Baltimore wurde die Frage aber dats Ehehindemiss der Clanir 
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destinüät erörtert. Dasselbe besteht in den Vereinigten Staaten nur 
an solchai Orten, welehe früher französische und spanische Golonien 
waren. Gegen die allgemeine Promulgation des IMdentinischen Gte- 
setzes haben sich die Bischöfe immerds^f gesträubt; sie haben yiel- 
mehr wiederholt den heiligen Stuhl angegangen, dieses Bhehindemiss 
wenigstens fBr gewisse Orte aufiiuheben, wo dasselbe bestand; so 
das V. Goneil von Baltimore ffir die Stadt Detroit ; das letzte Plenar- 
concil für alle ausser der Eirchenprovinz Neu ^- Orleans gelegenen 
Oegenden. Doch hat der Papst solche Bitten niefftals gewährt. 
Freilich bringt diese Verschiedenheit der Kirchenüucht itt deü Ver- 
einigten Staaten grosse Inconvenienzen mit sich , aber der Aposto- 
lische Stuhl wollte die Oleichförmigltmt der Disciplin in Nordamerika 
nicht durch Derogation der allgemeinen Kirchen^setze , sondern 
durch möglidiste Annäherung an dieselben hefrgestellt Ibissen: 

Der Gebrauch Aer Sacrameniälien wird eindringÜch empfo'blen, 
ebenso aber auch der Missbrauch getadelt. »Budior^m plebeculam, 
quae contrario errore abripitur, etiatii atque iBiäam moneant, ne 
rebus ipsis nimiam efficaciam tribuat, neque eas caeca quadam et 
immodica fiducia servet et superstitiosa veneratione proseiquatilr, 
quasi ipsae per sese, sine pia mentis dispositione plurimum possent. 
nios vero acerrime reprehendant, qui hujusmodi res sacräs, üt eth>- 
nicis moris erat, amuletorum quasi loco habent, qtrae ip^s ^tiam 
foedissimo vitiomm coeno involutos ab ira Dei et ultione praestent 
immunes.c : ^ ^ 

Ueber die Verpflichtung der Seelenhirten, die tmli^e Messe an 
Sonn- und FesHagen- für das Volk eu lesen; hatten ^ich mebrefre 
Zweifel erh()l>en, über welche* an die Cöngregation d'ör Propaganda 
berichtet, und von dieser in folgender Weise entschieden wurde: ' 

»Quum vwo S. Congr. deProp.Pide in Responsione ad dubia 
quaedam de missarum applicatione nuper proposita flie 23; Mart. 
1863), statuerit, missionarios, qui quovis modo sus^ipiunt curam 
animarum in aliquo determinato loco, neque justitia neque cbaritat^ 
teneri ad missam pro populo festis diebus applicandutnr Pd^res öp- 
portunum duxerunt, supplicandam esse ipsius S."Congregatiom, ut 
meutern suam hac de re uberius declarare ac significare dignetur, 
utrum responsio praedicta complectatur^ »ectie, missionarios huju^ 
regioms, ubi paroeciae canonice erectae nondüm existunt.^ Huic 
supplieationi satisest factum per S. Göngregationis Decretum IIL, 
ibi enim renovatur declaratio prius facta per respousionem nempe 
hujusmodi ad duö qnaesita: 

h An Vicarii Apostolici et Missionarii, qui quovis modo curam 


IM) grfcwffioim. Ilai nrdtc rhiMirimi fw Brilia«e (ltti>. 


snnianim in oerto aliqno looo asBomiiiiti muwB indistiBcte obMgen- 
tnr tx jßttUia ad «ppHwuKJjnn Ifianm pro popolo in didbias ftstirä. 

2. An vero de illig, qoi €k jvstitia Bon obligantnr , did debeat, 
Aeairt €X ^aritate, ant faiim ex charitaie ad applicandam Ifissam 
1^0 popolo in diebos fertiYia (p. CXLIX.X 

Ad 1) »aegattre, L e. non teneri, dmunodo non agatar de 
loda» in quibna sedea epiaoopalea'ac paroeciae canonicae ereetae jam 
aint, atqne ad eaa Yicarii apoatolid et miasioiiarii miasi dnt, nt 
kgitinMnrom paatomm Yioea geraat« 

Ad 2) »nkandam esse eq^eaaioiiem »tenoi ex charitate^c dicen- 
dam Ttro eaae »deeere ex cliaritate;« idqne ita, nt nidla proprie 
dietae obligationia aignificatio aj^^aieat^c 

Beaondere Sebwierigkeitai venmacbt in Amerika die ünge* 
wisaheit, wdebe gar bftnfig ober die EeUheii des Messwekies, so 
wie aueh des Ödes obwaltet Daa Concil sondert die Weinsorten, 
welche meiatena der FUachang nnterliegen (Port, Madeira^ Sh^ry, 
Malaga), von den andern ans, fiber deren Echtiidt ein vemonftiger 
Zweifel nicht besteht Es rätb^ wo möglich den Wein unmittelbar 
von nnbescholtenen, katholischen Weinzachtem zu kaufen^). Des- 
halb verarsachte es anch die grösste Freude , dass einer der Vätor 
des ConciFs, der Bischof von Savannab, dem Abte der Trappisten 
von Oethsemane ein grosses Gut anbot zur Production von W^, 
Oel und Wachs für den Gottesdienst. 

Weder hei der Messe^ noch auch hei der feierlichen Vesper 
dürfe man Lieder in der Volkssprache sing^. Die Vesper soll an 
allen Sonn« und Feiertagen in jeder Kirche ganz gesungen werden. 
Hieraber spricht das Concil noch folgenden Wunsch aus: 380. »In- 
super valde exoptandum esse censemus, ut mdimenta Cantus Gre- 
goriani in scholis parochialibus exponantur et ex^ceantnr, sicque 
numero eorum, qui psaUnos bene cantare valent, magis magisque 
inerescente paulatim major saltem pars populi secundum primitivae 
Ecclesiae adhuc in varüs locis vigentem usum Vesperas et alia si* 
milia cum minigtris et choro decantare addiscani Qua ratione om- 
niom aedificatio promovebitur juxta illud S. Pauli: »Loquentes vobis^ 
metipsis in psalmis et hymnis et eanticis spiritnalibu^« (Ephes. V, 19.).« 

In Betreff der Fast^ und Festtage wurde die höchst wünst^ens- 
werthe Gleichfi^rmigkeit nicht erzirit, weil man sich eben nicht durch 
weitere Diapensgesuche für die Diöceaen, worin eine strengere Obser- 
vanz herrschte I noch mehr von der gemeinen kirchlichen Praxis 
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wXkiinhn Irollte. Doteh wairfle die Feier des Fe^s der unbefleckten 
^mp&Agtßss MaJria*)3, als i6t P&ttonin der Vereinigten Staaten, für 
älltB Ottb j^eb<)ten ^}, "hras denn aticli diesiels Jahr überall zur grössten 
Frettd^ A^ Gläubigen geddiäh. 

Eine gtSssere GleickßHhi^hkit wurde in einigen andern Punkten 
der Siirclienzucht {afngestrebt und angecurdbet, z. B. in der ErtkeUung 
ddf Ehtäispen^eny tlb^ Weldlb^^ Punkt sich insb^ondere die Bischöfe 
benachbarter Diöcesen berathen und einigen sollen. l!^ie Lösung der 
GatechiähmiElfirage würde hiicht W^ite^ gefördert, sondern nur ein 
frfiherer Canon erneuert; derselbe bestimmte, dass kein Catechismiis^ 
der nicht vom Ordinarius äjpprobirt sei, gebraucht werden dürfe, 
und iBtelÜ äafin die Anfertigung Eines Catechisnius in Aussicht. 
IHe Einheit in dieser Frage herzustellen, ist ungemein schwierig; 
um so sorgfältiger inuss sie bewahrt werden , wenn es einmal ge- 
glückt ist, sie in einem Lande zu erhalten. 

Ausfuhrlicher Verbreitet sich das ConciP) sodann über das 
hirchliche Begräbniss; es bestimmt, wer davon auszuschliessen sei; 
im Zweifel müsse man den Bischof fragen; wäre dies unmöglich^ 
Milde eintreten lassen, besonders bei plötzlichen Todesfällen. In 
Faraüiengräbem ') dürfen auch Akatholiken begraben werden; Gate- 
chumenen seien nicht des kirchlichen Begräbnisses zu berauben. 
Ein Canon des L ConciPs hatte verboten, kirchliche Ceremonien bei 
dem Begräbnisse der B^atholiken zu verrichten « welche auf den Co- 
meterien der Secten oder auf weltlichen Friedhöfen, falls katholische 
da wären, beerdigt würden. Dieser Canon wurde in etwa for den 
Fall gemildert*), dass die Angehörigen verstorbener Convertiten be- 
reits Grabstätten auf den obenbezeichneten Cömeterien besässen. 
üeberhaupt soll man sich in Betreff des Begräbnisses möglichst an 
die heiligen Canones und das Bituale Bomanum halten, die Armen 
umsonst beerdigen, das aus dem Verkauf von Grabstätten gelöste 
Geld zur Erhaltuhg und zürn Schmucke der Cömeterien gebrauchen ; 
den üeberschüss verwende man lediglich zu frommen Zwecken nach 
der Weisung des Biachofes'). 

Wegen der wunderbar grossen Opferwilligkeit*) der Amerika- 

1) N. 883. p. 199. 

2) N. 888. eqq« 

8) ID sepalcris genlUUiis. Decr. S« Congr. Inquisit. 80. Hart. 18591, 
25. April. 1860. 

4) N. 892. p. 208. 

5) N. 898. p. 204. 

6) Flrettifii ist «odi die Kansl des moneymakUig, wie fkbeilMopi In Nord* 
«Miiluu 90 audi tum Be8t«i UrdiUclier ZwedLe wanderbar gross« 
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nischen EathpUken, yermöge welcher selbst die Amen Alices,. g^en^ 
was sie haben, suche man Gela für : kirchliche Zwecke nicht durch 
solche Mittel aufzubringen, welche leicht Aergemiss verursachen. 
Die zu jenem Zwecke angestellten Pic-Nics und Excursipnen möge 
daher der Bischof entweder gapz verbieten, od^i; strenger beaufsich- 
tigen lassen ^). Auch die Praxis, Geld, vcmt den EarcbthüroQ .voii den 
zum Gottesdienste eintretenden Gläubigen einzusammeln, ward vom 
heiligen Vater sehr missbilligt. , 

Der Missi>r(mcJ^ der JßeligUm . fv^r ,jpolitiscbe Zwecke Jfam 
gleichfalls auf dem Concil zur Sprache.^)«.. Bekianntlich hatten hierin 
während des letzten Krieges in ^rger Weise, mf^i^cha Secteoprediger 
gesündigt. Die Synode. verbietet durchaus über.politischQ Dinge in 
der Kirche zu predigen f schreibt die jbürgerlifl^^Q Obrigkeit Beti^^ 
oder Dankfeste vor, so soll, ipaj^.^ich .genau aja (jie Anordnupg d^s 
Ordinarius halten und überhaupt keine anderen Gebete öffentlich 
sprechen, als welche die Kirche gutheissi Eine solche Mässigung 
hat der Kirche in dem letzten grossen Kriege ungen^ein genutzt. 
dadurch erschien sie., und n)ir sie allein, erhaben über allen poli- 
tischen Parteien. Dazu kam noch die bewunderungswürdige Auf- 
opferung und Liebe, welche die katholischen Priester uud Congrer 
gationen bei der Seelsorge far die Soldaten, sowie bei dej Pflege der 
Kranken und Verwundeten entwickelten. . Beiden . üpständen ist der 
ausserordentliche Umschwung .der öffentlichen Meinung zu Gunsten 
der Kirche zuzuschreiben. Es darf uns deshalb nicht wundern, das3 
die Synode ihnen eine besondere ^fmerksamkeit zuwendet. Wie 
sie den Missl^rauch des Gottesdienstes für politisQl^e Agitatione|i 
strenge verbietet , so empfiehlt sie eindringlich den Bischöfen , auf 
die Seelsorge für die katholischen . Soldaten und die Pflege und den 
christlichen Unterricht far deren W^^isenkinder bedß,cht sju si^in. 

Schliesslich räth das Concil den Bischöfen ^), um eine grössere 
'Gleichförmigkeit im öffentlichen Auftreten zu erzielen, so vieles 
nur inoimer geschehen könn^ olle im CeremonioH^ episcqpormft auf 
die bischöfliche Kleidung sich beziehenden Bestimmungen eu ba- 
obachteff, und erinnert sie daran, dass Pius VII. das von Innocenz X. 
den Bischöfen in den Missionsländern gegebene Verbot, ausser ihren 
Diöcesen die sogenannten Pontificalia auszuüben, sehr gemildert habe. 
In Amerika, wo der Bischof mehr als anderswo ivegen der grössern 
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kirchlichen Centralisation die Kirche repräsentirt , ist es höchst 
wichtig, dass man ihn sofort als katholischen Oberhirten, als Mit- 
glied jenes göttlichen Fürstenrathes erkennt, welcher unter Einem 
Haupte, von Einem Glauben und Einem Geiste durchdrungen, mit 
seiner beseligenden Wirksamkeit die ganze Erde umspannt. Und 
wirklich ehrt man schon mancherorts demgemäss die bischöfliche 
Würde. Haben doch schon protestantische Blätter geklagt, dass 
man Bischöfe ehrenvoller empfange, als selbst den Präsidenten der 
Vereinigten Staaten. 

Der achte Titel handelt über die Regulären und Klosterfrauen. 
Auch von Amerika gilt es, was die Geschichte von allen Missions- 
ländem lehrt, dass nämlich in solchen Gegenden die Kirche ganz 
besonders der Wirksamkeit der religiösen Orden bedarf. Die Väter 
des Concils beginnen deshalb auch ihre Decrete über die B^fularen 
damit, dass sie deren grossen Nutzen und die bedeutende Erleich- 
terung, welche sie der schweren, den Oberhirten auferlegten Bürde 
verschaffen, lobend anerkennen. In der That haben die Orden bei 
dem grossen Priestermangel in Nordamerika einen guten, und sicher 
nicht immer den leichtesten Theil der Seelsorge und besonders der 
Jugendbildung. Die strenge Ordenszucht bewahrt die Begnlaren 
besser vor dem aUzu freien weltlichen Treiben, dem leider schon 
mancher Priester in jenem Lande zum Opfer gefallen ist. Und wenn 
die Ausbildung der Geistlichen und der Unterhalt der Emeriten eine 
schwere Last für den amerikanischen Oberhirten ist, so nimmt ihm 
auch diese der Orden ab, der auf eigene Kosten die Seinigen zu 
Priestern erzieht und im Alter und in Krankheitsfällen ernährt. 
Auch das Amerikanische Vermögensrecht ist dem Orden günstig, 
denn ^e Vereine, welche die Jugend erziehen — und hierzu gehö- 
ren die meisten Orden — , können leicht Corporationsrecht für ihre 
CoUegien erhalten, wodurch dann die Schwierigkeiten, welche durch 
die beim Tode eines Bischofes nothwendige Uebertragnng des Kir- 
ehengutes entstehen, ganz wegfallen. 

Aber für diese gedeihliche Wirksamkeit ist, wie die Väter des 
Concils sagen, besonders die Stabilität der Ordenshäuser nothwendig *). 
Da jedoch Fälle vorkommen können, in denen sich die Ordensobem 
nicht zu einer beständigen Annahme einer Station verpflichten wollen, 
so soll für diese besondern Fälle die Regel doch immer gelten, dass 
sie den angenommenen Posten nicht verlassen, ehe sie sechs Monate 
vorher den Bischof davon in Kenntniss setzen. Solche Fälle können 
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in Amerika leicht eintreten. Eine Pfarrei oder eine Missionsstation 
kann z. B. wegen Priestermangel nicht besetzt werden. Sie ist den 
Begttlaren für einen beständigen Ordenssitz höchst ungelegen ; nichts- 
destoweniger wird es häufig geschehen, dass diese sich bereit erklä- 
ren, vor der Hand dem Bischöfe aus der Verlegenheit zu helfen und 
einstweilen die Station zu besetzen. 

Fär die gedeihliche Wirksamkeit der Orden ist femer liebevolle 
^tracht zwischen dem Säcular- und Begularklerus noth wendig. 
Um diese zu erhalten, fordert das Concil, dass Bischöfe und Regu- 
lären gegenseitig die ihnen von den Canones zuerkannten Rechte und 
Privilegien achten. Das fährt auf die Exemtion und deren viel* 
fache Beschränkungen durch das neue Kirchenrecht, welche mit fol* 
genden Worten angegeben werden: 

410. AUamen Reguläres per leges eanonicas, eorum exemptione non ob- 
stanle, parere coguDtur eplsropaiium legnm sanctionibos in iis, qaae rpspidnnt 
corain animarum aut Sacramentorum dislributionem, Juxta Decretam TridentiniiD 
(Sess. XXV. c. ll.de Regulj atque Apostolicas consUtotiODes Coocilii textum 
explicanies, et praesenim Constitutionem Firmandis a Beoedicto XIV. editam. 
(«. Nov. 1744.) 

411. Reguläres etiam exemtos Episcoporum Jarisdictioni saltem delegatae 
subesse, eanonica praecfpiaDt institata qaoad domorum reljgiosaram fbndadones 
(Conc. Trid. Sess. XXV. c. 8. de Regal.), sooruin alumnoroin ordmattonem (tbid« 
Sess. XXDI. c. 12. de Reform, vers. enem. Benedict. XIV. Constit. Imposiil nobis, 
27. Febr. 1747), Verb! divini praedicationem (Ibid. Sess. V. c. 2. de Ref. vers. 
flnem. Gregor. XV. Constit. Inscrutabill , 5. Febr. 1622. Clement. X. Constit. 
Saperna, 21. Jan. 1670), SS. Sacramenti publicam expositlonem (S. R. C. IS. Dec. 
1647, 7. Jun. 1681 etc.), librorum de rebas ad religionem pertinentlbus tractan- 
tium approbalionem (Cone. Trid. Sess. V. de Edit. et asa SS. Libr.), conflraternf- 
tatam erectionem (Clem. VÜI. Const. Quaecunque, 7. Dec. 1604; Paul. V. Cons^. 
Qaae salubriter, 23. Nov. 1610), monialium confesslones (Gregor. XV. Inscratablli, 
3. Febr. 1622; Clem. X. Const. Superna, 21. Jun. 1670) et quoad obseiVanda et 
evitanda in celebratione Missae. 

412. Ex qaibas omnibas lucalenter patet, Regalares in iis, qaae curam 
animaram et administrationem Sacramentorum respiciunt, sabesse Jurisdiction!, 
visitaiioni et rorreetioni Episcopi, in cujus dioecesi degunt; nibilqoe ipsos hae in 
parte privliegiis suis Juvari; eosdemque statuta omnia dioecesana, provincialia 
et plenaria eadem plane ratione, qua sacerdotes saeculares, dlstricte teneri 
observare. 

Das Concil deutet durch die Anföhrung der päpstlichen Bullen 
an, dass jene summarischen Angaben nach Norm dieser Constitutio- 
nen zu verstehen seien. Ausserdem verweist es auf den versöhn- 
lichen, im Anhange stehenden Brief des Erzbischofes von Hecheln, 
den dieser, veranlasst durch ein Breve Gregor XYI., an seine Geist- 
lichkeit geachtet hatte, und den auch wir hier mittheilen wollen: 
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Litterae Emi. ac Revmi. homU Card. Arebiep. MecblinieüsisO de Regalaribos. 

Universo Clero Arrbidioeeesis Mecbliniensis. 
Reverend! Doraini! 

Vt dubia praecaveamus, qaae ocrasione restaurattonis ordinum Rei^olariom 
exemptorum oriri possent, seqaentia vobis coromonirare consultum duximas. 

Sancmi. Domi. N. volantas est, ut Regulariam, qoos in Belgio itenim enn- 
greg»ri contigerit, exeraptio conservetar, cujus utilitas (sunt verba ejus) eecle«» 
stasticis sanctionibus longaqne saeculorum pluriuro experientia et vel tpso baere- 
tieorum et increduloram in illam odia comprobata est. Proinde superiores ordi* 
num exemtorum gandent ordinaria Jurisdictione in sibi subditos religiosos bisqcie 
sacramenta poenitentiae et Eucbaristiae, viaticum et extremam unctionem admini- 
strare possnnt et tenentor. Saperior eujusqae domus est parocbos, ipsaqae domus 
et quodamnRodo parocbia religiosorum in ea babitantium ; qaare sepultura et 
exequiae eorum per super iorem in sacello vel eccl^ia domus fleri debent. Si 
aoteiD corpus ad ecciesiam vel coemeterium alieujus parochiae deferatur, pasttor 
Jas babet sepnKnram faciendi ae jus suum percipiendi , licet oranino deeeat , ut 
sinat retigiosos boc quoqae ultimum obsequium defdncto flratri exbibere. Religiosis 
aequiparantur novitii, famnii et coromensales continut, qui sont sub obediemla 
superioris. 

Abstrabentes a quaestione, quae inter canonistas controvertitur, an discipall 
eonvictores commensalibns annumerandi sint, speciatim justisque de caasis cod* 
eedimos et statoimus, ot Reguläres, qui cum consensu nostro scbolas aut coUegia 
aperuerint, diseipulos omnes sive internos sive externos, eertioratis tamen pritts 
parocbis, ad priniam communionem pascbalem in ecelesiis vel sacellts suis admit- 
tere valeant, nee non ut discipulis in scbolis vel rollegiis decumbentibus sacmm 
viaticum et extremam unctionem administrent ac ibidem derunctis Justa per- 
solvant. 

De jure possunt Reguläres in suis ecelesiis et saceliis sanetiss. Eacharistiae 
Sacramentum ministrare omnibns Cbristifidelibas, excepta sola die Pascbatis: ab 
Ordinario approbati, possunt quovis die fidelium ronfessiones exripere, ita quidem, 
ut per eas impleatur praeceptum annuae eonfessionis ; quando autem confessionero 
infirmi exceperunt, tenentur parocbum certiorem facere. Tandem fideles in Re- 
galarium ecelesiis et saceliis verbnm Dei audire et praecepto audiendi Missam 
satisfacere possunt. 

Quamvis domus Regularinm, in quibus duodecim religiosi aein non babitant, 
maneant subjcriae Jurisdiction! Ordlnarii, provisorie tamen et donee aliter statueri- 
mus, roncedimus Regularium snperioribus , ut jurisdictione et facuUatibus supra 
enuntiatis gandeant, etsi dictus numerus religiosorum domum vel monasterium 
aclu non inbabitet. 

Optamus autem vehementlssime , ut in dioecesi nostra inter elerum saecu- 
Urem et regulärem constanter vigeat pretiosa lila animarum consensio, qua nibil 
Deo gratius, nibil bominibus solet esse utilius. Omnes eidem militiae nomeH de- 
dimus, omnes eandem causam agimus; arcte igitur laboris simul et eoncordiae 
vincslo nos esse conjunctos oportet. 

Sicut religiosi elerum saecularem bonore praevenire debent neque Ullas 
Jura infringere vel auctoritatem minuere possunt, ita quoque parocbi et vicarii et 
quotquot de clero saeculari sunt, tenentur religlosas familias tamquam manom 


1} P. 322 seqq. 
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subsfdiariain ad bellenduai bella Domfni divinitas datam sineera cbaritate dillgere 
et in bonore babere, ununi corpus et unus sjnriius esse debent, sicuti vocati sant 
in una spe vocationis suae (Cpb. 4.), cbaritate fraternitalis inTicem deligentes, 
boDore imicem praevenientes (Kom. 12.) 

Ceterum, ut magis pateat, quanta sollicitudine ecciesia banc concordiani ' 
manutenere satagat, verba transcribimus Concilii Viennensis, qaae in corpus juris 
canonici, Ciementinanini libro 5., tit. 6. relata sunt : »Quia una est Regularium et 
saeculariuni , praelatorum et subditorum, exemiorum et non exemtornm univer- 
salis ecciesia, extra quam nullus omnino salvatur, quorum omnium unus est Do- 
minus^ una fldes et unum bapti^^nia, decet, ut omnes, qui ejusdem sunt corporis, 
unins etiam sint voiuntatis, et sicut fratres ad invicem vinculo cbaritatis sint ad- 
sirieti. Decet igitur, ut et praelati et aiii laro exemti quam non exeinti suis ju* 
ribus sint contenti, et alter in alterius injuriam non prosüiat seu jaciuram. Uni- 
versis igitur praelaiis eccle$i§m praesentis sancttonis edicto districie praedpiendo 
mandamus, quatenus .... viros religiosos .... cbarhaiive tractent et feveant et 
sua jura et privilegia inviolabiliter iis servent.c Aodimus verba Leonis X^ in Con* 
stitutione, quae incipit: Deum inter, »Fratres (Reguläres intellige) in.virtute 
sanciae obedientiae monemus, ut Episcopos loco S. S. Aposioiorum subrogatos 
pro debita et Nostrae et Apostol. Sedis reverenlia, congruo honore et convenienti 
observamia venerentur; .... ipsos quoqne Episcopos hortamor, et per viscera 
misericordiae bei nostri requirinras, ut fratres ipsos atfeciu benevolo prosequentes 
cbariiaiive tracient ac benigne foveant, seque Ulis minime difficiles aut duros vel 
morosos, sed potius faclles, mites, propitios plaque muniftcentia liberales exbibeant« 
ae in omnibus praedictis taiiiquam in agro Dominio cooperatores eorumque labo* 
rum participes prompta benignitate recipiant eorumque Jura omni cum cbaritate 
custodiant aique defendant.« Tandem remiuimus ad eximiam Epistolam lümi. 
Humberti a Praecipiano, Sedis Apostol. laudibus comprobatam, in qua i^oncordia 
Cleri et Regularium multum commendatur. (Syuodici Belgici, Tom. 2. pag. 416.) 

Cam sincero affertn permanemus, Reverendi 'Domini, Vester bumillimus 
ftimulus. 

Mecbliniae, 15. Januarii 1836. 

t Engelbertua, Arcbipp. Mecbl. 

Das Concil erhebt sodann (n. 415 seqq.) mit den höchsten Lob-' 
Sprüchen das Wirken der weiblichen Congregationen und sieht in 
ihnen den Finger Gottes. Dieselben werden darum auch recht an-^ 
gelegentlich der väterlichen Fürsorge der Oberhirten empfohlen. In 
Betreff der Beichtväter wird auf das jüngste Concil von Bavenna 
verwiesen. Zwei, dreimal im Jahre sollen ausserordentliche Beicht- 
väter die Beichten Aller hören. Auch, mögen sich die Bischöfe nicht 
allzu schwierig zeigen, wenn Klosterfrauen auch sonst einmal einen 
ausserordentlichen Beichtvater begehren. 

Bekanntlich hatte man über die Frage, ob die Gelübde einiger 
weiblichen Orden in Amerika feierliche seien oder nicht, Zweifel er- 
hoben und eine Entscheidung des heiligen Stuhles darüber nachge- 
sucht. Auch das T^Ärchiv for kathol. Eirchenrecht« hat seiner 
Zeit darüber berichtet. Da die Sache gegenwärtig definitiv geregelt 
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worden, und zwar in anderer Weise, als damals in Aussicht stand, 
so theilen wir die fünf Punkte der Entscheidung mit: 

419. n. I. Vota, quae ä Monialibus a Visitatione B. V. Mariae 
nuncupatis emittuntur in monasteriis locorum Georgetown, Mobile, Kas- 
kaskia, St. Aloysii et Baltimorae, attentis Bescriptis a S. Sede ab iis- 
dem jam impetratis, esse solemnia. * 

IL Quoad claUsuram praedictas Moniales uti posse &cultati- 
bus sibi in variis Bescriptis a S. Sede Baltimorensi Archiepiscopo 
concessis. 

III. Eatione habita ad locorum temporumque circumstantias, 
in posterum ab iisdem Monialibus Visitationis post eipletum novitia- 
tum emittenda esse vota simplicia ; exactisque quinqae annis a TOto- 
rum simplicinm professione admitti eas posse ad vota solemnia nun- 
cupauda praeviis spiritualibus exercitiis per decem dies; professas 
autem votorum simplicium frui et gaudere Omnibus et singulis gra- 
tiis et favoribus spiritualibus, quibus professae votoruni solemnium 
fruuntur et gaudent. 

IV. Vota, quae ab aliis Monialibus in Monasteriis jam erectis 
emittuntur, esse simplicia, excepto casu, quo Bescriptum pro rotis 
solemnibus emittendis ab Apostel. Sede obtinuerint. 

V. Tandem in Monasteriis in posterum erigendis in singulis 
Statibus Unitis vota a Monialibus esse emittenda simplicia. 

420. Gonstat vero, ea, quae in articulis quarto et quinto ha- 
bentur, ad omnes hujus regionis Moniales, quocunque veniant no- 
mine applicanda esse, iis exceptis Monasteriis, de quibus in primo 
articulo fit sermo. Hoc vero tum ex iis' manifestum est, quae in 
ipsa S. Congregatione gesta sunt, tum per verba Emi. Card. S. 
Congreg. de Propag. Fide confirmatur. 

Der dritte Punkt hat indess bereits eine Modification erhalten, 
da der heilige Stuhl auf Antrag des Plenarconcils bestimmt hat, 
dass die Zwischenzeit zwischen Ablegung der einfachen Gelübde und 
der Profess zehn Jahre betragen soll. 

Schliesslich macht das Concil in seinen Decreten über die 
weiblichen Orden noch auf folgenden Missbrauch aufmerksam : 

422. Demum quum omnino deceat, ut Moniales, sint vel non 
sint claustratae, in conventibus suis, quantum fieri possit, permaneant 
atque in sancta solitudine spiritualibus exercitiis et operibus pietatis 
et charitatis secundum earum institutum sese devoveant, prorsus 
reprobamus morem Ulum seu verius abusum, qui nuper invectus est, 
juita quem nonnuUae ex istis piis feminis buc iUuc circumcursant 
et saepe ad loca ab earum Monasteriis remota divertunt causa pe- 
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CEniae colUgendae pro novis domibos fandandis vel ab aere allena 
iis, quae jam sunt fundatae liberandis. Ordinarios vero locorum in 
Domino hortamar, atque enixe obsecramus, ne permittant, ue quidem 
tolerent istam cousaetudinem, quae tum verae status religiös! indoli 
repngnat, tum gravibus pericnüs et publicis nonnanquam scandalis 
obnoxia est. 

Der neunte Titel beschäftigt sich mit einer der allerwichtigsten 
Angelegenheiten för die katholische Kirche, mit der Erziehung der 
Jugend. In den Vereinigten Staaten geschieht von Seiten der Be- 
gierong ungemein viel för die Schulen; der sechszehnte Theil der 
Staatsländereien ist für sie bestimmt, ausserdem wird mancherorts 
eine Schultaxe erhoben. Selbst die Elementarschulen sind in mehre- 
re Städten wahre Palläste. Aber ein Krebsschaden haftet d^ 
öffentlichen Schulen an : die ConfessionslosigJceit, Beligion wird nicht 
in denselben gelehrt. Der confessionelle Charakter der Schule soU 
der Constitution zuwider sein, welche keine Staatsreligjon aufgestellt 
wissen will. Und doch gibt es Nichts, was so geeignet ist, die er- 
bärmlichste aller Beligionen, die Keine-Religion ^) oder, wie sie auch 
ipi Amerikanischen Westen genannt wird, »die grosse Kirche« zur 
Staatsreligion zu machen, als die Confessionslosigkeit der Staats» 
schulen^ Die Constitution ist nur Verwand; offen ausgesprochener 
Zweck dieser religionslosen Schulen ist in Amerika, wie in Europa 
daajenige, was jüngst bei einer Kammerdebatte in Berlin einer ihrer 
vorzuglichsten Vertheidiger eingestand: Die Bildung j wdehe iäber 
dem Gegensixtz der Confessionen steht und diesen vermittelt^), oder 
was dasselbe ist, den reinen Humanitätscult ohne irgend welchen 
kirchlichen oder confessionellen Beigeschmack zu verbreiten. Wie 
sehr dieser Zweck durch die öffentlichen confessionslosen Schulen 
thatsächlich erreicht wird, bezeugen katholische und protestantische 
Blätter. Anstatt uns aber auf die Tagespresse zu berufen, wollen 
wir vielmehr darüber die Versammlung der 47 Bischöfe in Baltimore 
vernehmen : 


1) >M€ine Religion ist keine Keligion.c 

2) So Dr. Wehrenpfennig in der 22. Sitzung vom 12. December 186S. 
Id ähnlicher Weise betontem Dr. Virchow in der Abendsitzang, man solle lieber 
durch die conressionslose Srbule die Junge Generation in Liebe und in gegensei* 
tiger Duldung, als durch confessionelle Schulen im Streite um die Dogmen heran- 
ziehen, die Lehre müsse basirt sein auf Entwickelung, nichi) auf Starrheit (Oog- 
menglauhen). Auch die Berliner »Yolkszeilung« erklärte, nur durch Confessions- 
losigkeit der Sehale könne man die starre Orthodoxie und den Uttramontanismas 
besiegeiu 
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* 426. Experientia si quidem diuturna satis sup^que probavit; 
quam gravia sint mala, quam intrinseca etiam pericula, qnae juren- 
tuti cathoUcae ex frequentatione seholarum pnblicarum hisce in re- 
gionibus plerumque obveninnt. Vi enim systematis apud Utas ob- 
tiBentis nequaqaam fieri potest, quin simul in magnum fidei morumque 
discrimen juvenes catholici adducantar. Neqne alia profecto ex causa 
repetendi yidentar progressus , quos exitialis illa Indifferentismi , nt 
vocant, labes hactenus in hac regione maximos habuit, habetque in 
dies; Ula quoque morum corruptela, qua vel tenerrinam apud nos 
aetatem passim infici ac perdi non sine lacrymis videmns. Gonsue- 
fcudo enim eorum, qui aut falsam aut nuUam religionem colunt, quo- 
tidiana etiam auctorum lectio et meditatio, qui Santissimam Religio- 
nem nostram et instituta, immo coelestes ipsos incessunt, rodunt, 
nigroque sale adspergunt, paulatim in puerorum Catholicorum animis 
vim ac virtutem verae Religionis elevant. Deinde condiscipuli, quibus 
utuntur, iis plerumque sunt moribus et exemplis, ea loquendi agen- 
dique nefaria licentia, ut hoc commercio et usu famüiari nostris 
adolescentibus, (licet domi optime institutis) pudor omnis ac pietas, 
quasi cera admoto igne, cito absumatur ac pereat. 

Gegen die öffentlichen Schulen ist es eine furchtbare Anklagt, 
dass der religiöse Indifferentismus seinen Zuwachs aus keiner andern 
Ursache erhalte! Man bedenke nur einmal die ungeheure Msbsse 
dieser Religionslosen ; nach den neuesten Berichten vom statistischen 
Bureau haben die Vereinigten Staaten eine Einwohnerzahl von 
36,743,198. Unter diesen gehören vielleicht nicht einmal 10,000,000, 
jedenfalls keine 1 5 Millionen einer bestimmten religiösen Denomina- 
tion an. Die 20 — 25 Millionen bilden also jene religionslose Masse, 
die Frucht der öffentlichen Schulen nach dem Zeugnisse des Plenar- 
concils. Gegen dieses Uebel hatten sowohl die Goncilien von Balti- 
more als auch die von New-Orleans, New-Tork und Cincinnati ver^ 
schiedene Canones, insbesondere aber die Errichtung von Pfarrschulen 
beschlossen. Die zweite Synode von Cincinnati sprach sogar aus, 
die Pferrer seien unter schwerer Sunde verpflichtet nach Kräften 
auf die Errichtung von solchen Schulen zu wirken^). Auch das 
letzte Plenarconcil behauptet, dass es gar kein anderes Mittel gäbe, 
dem durch die öffentlichen Schulen bewirkten Verderben entgegen 
zu treten. Es gelingt freilich bisweilen an ausschliesslich katho- 
lischen Orten den katholischen Charakter der öffentlichen Schulen 
zu erhalten ; es hat sich sogar eine Frauencongregation (der heiligen 


1) Decret. VI. Concil. Cincin. Prov. II. hab. a. 1858 p. 18. 
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Agnes) zu dem Zwecke gebildet, den Unterricht in den öffentliiShen 
Schulen zu übernehmen, um auf diese Weise die Kinder, freilich 
nicht in den vom Gesetze bestimmten Stunden, wo solches verboten 
ist, aber nach denselben die Beligionswahrheiten zu lehren. Aber 
wenn es so auch glückt einer oder der andern Schule den katho* 
lischen Charakter aufzudrücken, es bleibt das doch höchst prec^o:. 
Es genügt häufig, dass Ein Ungläubiger in die Schulcommission 
kommt, und das mühsam zu Stande gebrachte Werk ist zerstört. 

Das einzig wirksame Mittel ist also, wie das Coucil sagt ^), die 
Errichtung von Pfarrschulen, und hierin hat der Eifer der katho- 
lischen Deutschen wahrhalt Grosses geleistet. Wo eine Anzahl sol- 
cher braven katholischen Familien aus Westphalen, der Eifel, Baden 
zusammen sich niederlässt, ist ihr erstes Bestreben, eine confessio- 
nelle deutsche Schule zu gründen. Auf diese Weise vererbt sich 
mit der wahren Beligion zugleich die deutsche Sprache auf die wei- 
teren Generationen, während die in den öffentlichen englischen 
Schulen Erzogenen sie nur allzuleicht verlieren. Viel eher als die 
Katholiken geben sich nun aber die deutschen Protestanten mit den 
öffentlichen Schulen zufrieden, und so ist es besonders der Katholi- 
cismus, welche der deutschen Nationalität in Nordamerika am mei- 
sten Halt gibt» Es geschieht das von den Gläubigen mit dem 
grössten Kostenaufwande ; wahrhaft bewunderungswürdig ist es, 
welche Opfer sie sich auflegen zum Baue und Schmucke neuer Kir- 
chen, Pfarrhäuser, zum Unterhalt des Klerus, der Schulen, der Wai- 
senhauser und für andere ähnliche Zwecke. Mancherorts müssen m 
ausser allen diesen Kosten noch dazu die Schultaxe für öffentliche 
Schulen bezahlen, ja auch noch Steuer von ihren Instituten ent- 
richten. So müssen z. B. in Missouri solches alle katholischen 
Schulen bis zu den Waisenhäusern herab thun; allein die St. Louis- 
Universität, welche von der Gesellschaft Jesu geleitet wird, bezahlt 
jährlich 4000 Dollars, 

Für die Errichtung der Pfarrschulen empfiehlt die Synode^) auf 
das Angelegentlichste jene Orden, die sich mit der Erziehung der 
Jt4gend beschäftigen. Da die Bischöfe aber sehen, dass es unmög- 
lich sein wird überall Pfarrschulen anzulegen, so gebietet ein weiterer 
Canon auf das Strengste, den Kindeni, welche die öffentlichen Schulen 
besuchen, den christlichen Unterricht zu ertheilen, und hierfür ins- 
besondere Sonntagsschulen zu errichten. 


1) N. 431. p. 221.. 

2) N. 432. p. 221. 
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Ausser dem Verderben der religionslosen Schulen gibt es noch 
ein andere.? Febel, das der Kirche grossen Abbruch thut, die Er- 
aehung katholischer Waisen und verwahrloster Kinder in religions- 
losen oder sectirerlschen Instituten, Bettungshäusern, Indus&iesehulen. 
Die strengen Gesetze gegen den Bettel und das Yagabundiren sind 
in manchen Staaten Anlass, die Kinder katholischer Eltern, beson- 
ders der armen Irländer, aufzugreifen und in solche Häuser zu l»ria- 
gen. Um sein Ziel, die Zerstörung des katholischen Glaubens, an 
diesen Kindern desto gewisser zu erreichen und sich vor den Nach- 
forschungen sicher zu stellen, yerändert man, wie das Flenarconcil 
bezeugt, den Namen der Kinder und verwahrt sie an den genannten 
Stätten sorgfältig, dass sie nicht einmal von ihren Verwandten auf- 
gefunden werden können. Wird doch berichtet, dass viele derselben 
eben deshalb möglichst weit von den Eltern w^ in den fernen 
Westen gebracht worden. Das Concil spricht nun gegen eine solche 
^^Philanthropie,« seinen höchsten Abscheu aus^), lässt es aber dabei 
nipht bewenden, sondern fordert die Bischöfe auf, gleichfalls Waisen- 
häuser, Zufluchtstätten, Industrieschulen fär verwahrloste Kinder m 
errichten. . 

Naphdem die Synode die gesegnete Wirksamkeü der mittleren 
und höheren Schulen gepriesen , nachd^n sie beschlossen, die Sache 
des. Nordamerikanischen Colleges in Born mit vereinten Kräften zu 
fördern, nachdem sie mit grossem Danke die Thätigkeit der Ameri- 
kanischen GoUegien in Drumcondra {Dublin) und Löwen erwähnt hat, 
wird endlich der fromme Wunsch ausgesprochen, eine grosse katho- 
lische Universität in Nordamerika zu enichten, do«h dessen Aus^ 
führung wie die so vieler andern frommen Wünsche in die Zukunft 
verschoben 2). 

Die beiden ersten Gapitel des zehnten Titels, welche eine herr- 
liche Instruction über den Seeleneifer, und eine dringende Auffor- 
derung zur Abhaltung von Missionen enthalten, übergehen wir, um 
sogleich auf die beiden letzten Gapitel zu kommen, welche vcn dem 
kirchlichen Vereinswesen und der Negerfrage hwdeln. 

üeberall, sagt das Concil ^), zeigt sich die Neigung unserer 
Zeit zur Association; die Idee der Association aber ist eminent ka- 
tholisch, weil sie aus den ersten Grundsätzen des katholischen Glau- 
bens hervorgeht, die den christlichen Völkern auch nach ihrem Abfall 


1) N. 439. p. 224. 

2) N. 451. p. 228. 
a) N. 477. p. 239. 
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voa d^ Kirche geUioben smi. Eben deshalb habe das Vereins- 
wesen im chrisiiliefaen Mittelalter die höchste Blüthe gehabt. Das 
GoncU empfiehlt sodann verschiedene Bradersehaften nnd kirchliche 
Vereine. Nachdem es vom Vincentiusvereine gesprochen, gibt es 
seinen sdmlichen Yi^unsch zn erkennen, es möchten auch fromme 
Frauenvereine sich bilden, am den geistliche und leiblichen Ndthen, 
besonders des weiblichen Geschlechtes, abzuhelfen, indem dieselbe 
den Kindern, vorzüglich den verwaisten Knaben und Mädchen, den 
Kranken, Greisen, Armen, überhaupt allen Bedürftigen den noth-* 
wendigen Lebensunterhalt reichten, und besonders Sprge für Dieje- 
nigen trügen, welche in Gefahr stünden den Glauben oder doch die 
Ausübung ihrer fieligion daranzugeben. Für die Errichkmg der 
kircMiehen Vereine werden hierauf vier Kegeln angegeben : 

479. I. Novae societates non instituantur, si veteres sufficiant. 
Si enim facilius aures praebeantur novitati, veteres societates certo 
periclitabuntur, novarum successus anceps erit. 

II. Sacerdns novam non instituat societatem, nisi venia prae^ 
habita Episcopi, qiuae in scriptis dari et servari debet. 

in. Si novas societates instituere necessarium sit, adhibeantuTi, 
in quantum fieri possit, veterum regulae et agendi praxis, ut Indul-' 
gentias, quibus istae auctae sunt, novi socii lucrari possint. 

IV. Soeietas nova ab Episcopo ne probetur, quam non constat 
esse prorsus GathoHcam, tum quoad finem, quem «ibi praestituunt 
socii, tum quoad l^es, quibus de vinciuntur , et quae absolute auc- 
tmtati canonicae Episcopi non subjaceat. Alias tolerare forte quan- 
doque licet, asti^minime probandae sunt. 

Schliesslich spricht das Goncil noch folgende praktische Ge- 
danken aus. Wie es im Mittelalter mit bürgerlichen Associationen 
Sitte war, suche man gegenwärtig die Arbeitervereine, die zur gegen- 
seä^en Unterstützung entstehen, nach katholiscl^r Norm zu bilden 
und mit kirdiUcber Weihe zu umgeben. Dann müsse man, um die 
Gläubigen für Bruderschaften zu gewinnen, auch äussere Mittel an- 
wenden, ihre Feste mit besonderer Feierlichkeit begehen, ihnen an- 
gemessene Vorträge halten, bei Processionen, soweit es die Rubriken 
erlauben, ihnen einen eigenen Platz anweisen, kurz jede Gelegenheit 
sie zu ehren ergreifen. 

Auf die Ermahnung der Gongregation der Propaganda, sicher 
jedoch noch mehr durch eigenen Seeleneifer gedrängt, hat sich das 
Plenarconcil auch mit der Negerfrage beschäftigt. Ihre Wichtigkeit 
geht aus der grossen Anzahl der Schwarzen und ihrer entsetzlichen 
geistigen Noth hervor. Nach den neuesten Berichten v<Hn statisti- 
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scheu Btireau gibt es in den Vereinigten Staaten 4,633|371 Neger. 
Ihre Befreiung aus der Sclaverei geschah ganz unvorbereitet, und se 
wurden diese auf das Geringste geistig begabten Menschen mit einem 
Schlage aus dem Zustand der grössten Abhängigkeit in den der un«^ 
gebundensten Freiheit versetzt, zugleich dem Einflüsse radicale^ und 
religiöser Fanatiker unterworfen, die, ihren Leidenschaften sohmei«' 
ch^lnd , sie zu den verwerflichsten Zwecken missbrauehen und aus^ 
nützen wollten. Galten sie in Kriegen den Badicalen als Eanonenr 
futter, so jetzt im Frieden als »StimmvieL« Die Frage ob, wie 
es früher in den nördlichen so gut als in den sädlichen Staaten der 
Fall war, nur den Weissen das Stimmrecht zu gewähren sei, wurde 
recht brennend, der Ba9enantigonismus gerade nach Aufbebung der 
Sclaverei immer grösser. Dazu kommt, dass dar Neger, früher nur 
durch Furcht zur Arbeit gezwungen, si<2h gegenwärtig lieber vom 
Freeman^s-Bureau ernähren und müssig oder auch plündernd um« 
herziehen als angestrengt arbeiten will. Blutige Exc^se sind so 
ganz an der Tagesordnung« Aber wenn auch die Negerfrage nicht 
diese Verwicklung erhalten hätte, die freien Schwarzen könnten 
ebenso wenig als die »Bothhäute,« im Lande der freiesten Concur- 
renz, des eigennützigsten Baffens und Schaffens, inmitten der »ge- 
riebensten« Nation auf Erden den Kampf um ihre Existenz siegreich 
bestehen, Untergang steht den Einen wie den Andern bevor. Und 
wegen jener geistigen Inferiorität der afrikanischen Ba^e wird aueb 
ihre zur Bekehrung erforderliche Belehrung über die geistigen Wahr- 
heiten des Christenthums ungemein schwer, sowie eben deshalb ihr 
mit dieser Bekehrung nnd Belehrung allein noch wenig geholfen ist ; 
die , stupiden Kinder der Natur bedürfen durchaus der Leitung in 
irdischen Geschäften, und wenn der Missionär sich ihrer in dieser 
Beziehung nicht annimmt, wer soll es thun? 

Hiermit haben wir die Schwierigkeit der Negerfrage für die 
katholische Kirche angedeutet. Sie ist darum so schwierig, weil sie 
nicht nur religiös , sondern zugleich eminent politisch ist. Deshalb 
wird, wer sich mit ihr befasst, sehr leicht in die politischen Agitar 
tionen hineingezogen, und wenn er sich auch selbst davo^ fem ]»&It, 
so kann er dojch den schmählichsten Beschuldigungen derer nichts 
entgehen, denen er die blinden Werkzeuge zur Befriedigung ihrer 
Zwecke entzieht. Der gewaltsame Zustand, wie er jetzt im Süden 
der Union herrscht, ist auf die Dauer utuertrS^ich, früher oder spä- 
ter folgt eine blutige Katastrophe, und in diese werden, wie mit 
Grund zu befurchten ist, auch diejenigen gezogen, welche sich mit 
den Negern einlässlich beschäftigen. Und wenn.dieae aoch grosse 
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Aussicht auf baldigen Erfolg hätten! Doch die grosse Masse der 
Neger von den Badicalen bearbeitet, wird for den Augenblick sich 
schwerlich geneigt zeigen, dem katholischen Missionär zn folgen, der 
ihnen nichts bieten kann als das Kreuz des Christenthums. So un- 
geheuer nun aber auch die hier angedeuteten Schwierigkeiten der 
Negerfrage sind , die Kirche lässt sich deshalb nicht von der Be« 
kehrung der Armen abhalten. Sie würde sich schämen, nichts for 
sie zu thun, da radicale Methodisten-Prediger sich so viel mit ihnen 
befassen. Eine gleichförmige Lösung jener Frage jedoch , wie die 
Congregation der Propaganda sie wünscht, schien den Vätern un- 
thunlich wegen der grossen Verschiedenheit der Verhältnisse in den 
einzelnen Staaten. Sie überliessen darum dem Eifer und der Klug- 
heit der Bischöfe und Provincialsynoden die nähere Bestimmung der 
Art und Weise, wie mit den Negern zu verfahren sei. Schiene es 
dem Ordinarius, nach reiflicher Ueberlegung, fär das Heil derselben 
förderlicher zu sein, gesonderte Kirchen fär sie zu bauen, so wäre 
derjenige durchaus zu loben, welcher dieses Y?^erk mit der erforder- 
lichen Erlaubniss unternähme. Schiene es indess anderswo gerathe- 
ner, die Neger in die bereits erbauten Kirchen zugleich mit den 
andern Gläubigen einzuladen, so müsse das auf die Weise geschehen, 
dass kein Grund oder Vorwand für eine Anklage daraus erwüchse *). 
Auf den ersten Blick mag es auffallen, dass die Synode für 
das Letztere so grosse Vorsicht empfiehlt, das Erstere hingegen (die 
Verschiedenheit der Kirchen je nach Verschiedenheit der Ea9en) 
einfacbhin lobt. Dem philanthropischen, für das Ideale so leicht 
erregbaren deutschen Gemüthe dünkt diese Sonderung der Ba^en 
vielmehr verwerflich; die kirchliche Gesetzgebung, so glaubt ^es, 
solle doch nicht den Ba^enantigonismus fördern, sondern die ab- 
solute Gleichheit aller Menschen in religiösen Dingen überall her- 
vorheben. Schon recht. Die kirchliche Gesetzgebung soll nicht den 
Ba9enantigonismus fördern, aber soll sie ihn ignoriren, wo er that- 
sächlich besteht, und das entgegengesetzte Princip der Gleichheit 
von den ärgsten B>adicalen verkündet und schändlich missbraucht 
wirdf Die Kirche würde durch unvorsichtiges Urgiren desselben 
Princips sich in Eine Reihe mit ihren schlimmsten Feinden setzen 
und doch auch keine erspriesslichen Gesetze erlassen. Denn das ist 
wahrlich keine gesunde Gesetzgebung, welche nicht den Menschen 
nimmt, wie er thatsächlich ist, sondern immer nur, wie er sein sollte ; 
welche es unter ihrer Würde hält, zu den wirklichen Verhältnissen 
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im menschlichen Leben herabaosteigen , nnd immer nur im luftigen 
Gebiete der Ideale wandelt. Ausser dem Ka9enantigoni8mus sind 
aber noch die bekanntlich nichts weniger als angenehmen physischen 
Eigenschaften der Neger in 's Auge zu fassen. Ein Gesetz, die 
Weissen sollten durchaus mit Negern untermischt in den Kirchen 
beten, würde in manchen Gegenden nur zur Folge haben, die Weissen 
aus den Kirchen zu vertreiben, und zugleich würde diese Ver* 
mischung den Negern selbst viel weniger nützen als die Errichtung 
besonderer Pfarreien. Denn die Schwarzen bedürfen nun ein- 
mal, eben wegen ihren geistigen Inferiorität, eine ganz specielle 
Obsorge. Predigten z. B., die den geistigen Anlagen der weissen 
Ba9e ganz angemessen sein mögen, sind es nicht für die der Neger. 
Eine solche specielle Obsorge wird nun denselben in der Begel nicht 
zu Theil werden, wenn sie nicht einem besonderen Pfarrer zuge- 
wiesen sind. Wo dieses aber geschieht, werden die Negergemeinden 
gewöhnlich ein dankbares Erdreich, das mit reichlicher Frucht und 
reichlichem Trost die angewandte Mühe vergilt. Ich habe dieses 
von mehreren durch Mitglieder der Gesellschaft Jesu geleiteten Ge- 
meinden gehört. 

Das Plenarconcil dringt insbesondere auf zwei Mittel der Ne- 
gerbekehrung, 1) auf Abhaltimg von Negermissionen^)^ 2) aufmög^ 
Uchste Gründung von Schulen für Negerkinder ^J. Weil aber auch 
der Durchföhrung dieser Massregeln der Mangel an geeigneten Geist- 
lichen, die sich damit beschäftigen wollen entgegensteht, so beschwört 
das Concil die Bischöfe, die religiösen Orden, endlich auch den see- 
leneifrigen Klerus von Europa, doch sich der armen Neger zu er- 
barmen. Die Erndte sei gross, die Arbeiter aber wenig. Endlich 
beschliesst die Synode, dass die nächsten Provincialsynoden sich em- 
gehender mit den Mitteln zur Lösung dieser schwieriger Frage be- 
schäftigen sollen. 

Der folgende (XI.) Titel beschäftigt sich mit der Presse,. Den 
grössten Nutzen hätte diese wunderbare Gabe Gottes zum Heile der 
Seelen hervorbringen können, aber der verschmitzte Feind Gottes 
und der Menschen hätte sie seit ihrer Erfindung ganz und gar an 
sich zu reissen und zu seinen schändlichen Zwecken zu missbrauchen 
getrachtet. Und vollends in diesem Jahrhundert hätte die zügellose 
Willkür im Schreiben und Drucken, einem Strome gleich, der seine 


]) Wir baben zu unserer grdssten Freude erfabren, dass die bocbwfirdigen 
Redemptoristen-V&ter bereite mit solcben Missionen begonnen baben, 
2)N. 487 seqq. p. 245, 246. 
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Ufer fiberfluthet und alle Dämme durchbricht , ins Unendliche sich 
gesteigert nnd den ganzen Erdkreis, so weit er sich erstreckt, mit 
gottlosen, verpesteten, gegen die Sitten, die Kirche und Gott selbst 
gerichteten Büchern überschwemmt. Unter den unzähligen Uebeln 
unserer Zeit sei keines beklagenswerther, keines verderblicher. Bei- 
nahe unglaublich sei der Fleiss der gottlosen Menschen und Sektirer, 
welche Alles: Zeit, Anlagen, Geld, Eifer, Mühen darauf verwenden, 
um fast unzählige Broschüren und Traktate gegen das den Katho- 
liken Theure zu verbreiten. Von den Zeitungen seien' einige gott- 
los und abscheulich, die meisten 7.um Verderb der Sitten sehr ge- 
eignet^ wenige erträglich, höchst wenige empfehlenswerth. Und was 
dabei noch am Traurigsten sei, Katholiken selbst kaufen diese 
schlechten Bücher, Brosch^en, Zeitungen, und nehmen sie in ihr 
Haus auf, sich und ihren Familien Gefahr, Aergemiss, Verd^ben 
bereitend. Alle Seelenhirten müssen hiergegen wirken, so viel sie 
nur können, doch nicht immer die schlechten Zeitungen namentlich 
bezeichnen *). Es sei wünschenswerth , überall fromme Vereine zur 
Verbreitung guter Bücher zu stiften ; insbesondere wird die Catholic 
Publication Society der gemeinsamen Unterstützung der Hirten und 
Gläubigen anempfohlen. Schulbücher sollen von allem, was gegen 
die Eeligion und gegen die 'guten Sitten ist, möglichst gereinigt 
werden ; am besten wären hiefür eine ständige Commission aus den 
Vorstehern der grossem katholischen CoUegien aufzustellen; jeder 
Bischof, in dessen Diöcese eine katholische Druckerei sich befinde, 
sei gehalten zur Revision der Gebetbücher und der auf die Religion 
sich beziehenden Schriften einen Censor aufzustellen. Die GläubigeiT 
solle man vom Gebrauche der nicht approbirten Gebetbücher ab- 
halten; die Andachtsbücher hätten sich so vermehrt, dass man mehr 
über den Ueberfluss als über den Mangel zu klagen habe. Leider 
sei bei dieser allzugrossen Vervielföltigung mehreres Schale und Unge- 
SBiemende zum Vorschein gekommen. Die Gensoren mögen bei der 
Duichsicht der Oebetbücher nicht nur auf den Inhalt, sondern auch 
auf den Styl sehen *) und denselben zu verbessern suchen. Nicht alle 
Litaneien 2u Ehren jedes beliebigen Heiligen soUe man gestatten, 
vielmehif aus densdben eine Auswahl treffen, damit nur diejenigen 


1) N. 565. p. 256. 

2) Die Red, des Archiv'a meint, dass eine solche Mahnung wohl aach 
in Deutschland sehr am Platze sein würde, indem der Styl in vielen Gebe^bQchem, 
darunter solchen sonst vortrefflichen Inhalts, himmelschreiend schlecht ist, beson- 
ders auch hinsichtlich der aafgenommenen Terse nnd erhirmlieh koittelTersigMi 
Uebersetznngen lateinischer Hymnen. 
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bkibmi) welche mit dem Glauben gan2 übereinstmimeii und zur 
FörderuBg der Frömmigkeit am Meisten geeignet scheinen, jedoch 
auch diese wiederum von den durch die Kirche approbirten drei 
' litanekn unterschieden werden ^). 

Vor aUem wendet das Goncil seine Aufmerksamkeit dem 
Zeiiimgswesen zu. Es spricht sich zuerst über die Beziehung der 
Bischöfe zur katholischen Presse aus. Die Oberhirten seien durch- 
aus nicht gewillt, die politischen Ansichten zu vertreten, die in 
katholischen Zeitungen vertfaeidigt würden. Selbst wenn ein Bischof 
einer Zeitung seine Approbation ertheile und sie zu seinem officiellen 
Organe machen so nehme er damit die Verantwortlichkeit nur far 
die Artikel auf sich, die seine Erlasse enthielten und von ihm selbst 
unterschrieben seien. Jene Approbation wolle nur bedeuten, dass 
der Bischof urtheile, von den Beäacteuren werde nichts gegen den 
Glauben und die guten Sitten vorgebracht, und dass er dieselbe 
Hoffnung auch für die Zukunft hege und sein Vertrauen auf sie als 
Männer setze, deren literarische Erzeugnisse zur Erbauung dienen 
könnten. 

Es war auch der Vorschlag zur Gründung eines grossen perio- 
dischen Blattes gemacht, doch keine Einigung darüber erzielt worden. 
Den einen gefiel zu diesem Zwecke eine Zeitung, welche der Erklä- 
rung, Beleuchtung und Vertheidigung der katholischen Beligion einzig 
gewidmet wäre; den Andern eine Vierteljahrsschrift, welche sich mit 
der Recension der literarischen Erzeugnisse befasse. Wir bedauern 
diese Meinungsverschiedenheit weil sie eben hindert, dass überhaupt 
etwas geschieht. Le meilleur est Tennemi du bon. Um so freudi- 
ger begrüssen wir einen andern Beschluss des Plenarconcils , dass 
nämlich zur Hebung der guten Presse, insbesondere der Gatholic 
Publication Society, alljährlich in den grösseren Kirchen eine CoUecte 
stattfinden, oder doch der Ordinarius für denselben Zweck in anderer 
Weise Geldmittel herbeischaffen soll^). 


1) Da hierdarch das bekannte Decret des Index bedeutend gemildert wor* 
den ist, so wollen wir hier die betreffienden Worte des Concils anfDbren: 504. 
DUigens quoqae in eo ponator opera, ut ne i|iiaevi8 Litauiae in honorem Sancti 
cujkislibet coneinnatae temere admittantur : sed fiat delectas et iis« qoae ortlMH 
doxae fidei maxime eonformes fovendaeque pietati aptiores videantor, eaeteris 
exdosis locus concedatof. Qoae tarnen sedulo, ita. ot diserimen facile ab onmibiu 
dignoscalar, separandae sunt et distingaeiidae a tribus illis Litaniis, Sanetomo 
s^ilicet. B. M. V. et SS. Nomlnis Jesa, qoas probavit atque indulgaitiis ditavit 
Ecclesla. 

2) N. 500. P* 25S. 
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Wir freuen uns über diesen Beachluss wegen des Prkicipes, 
das ihm zu Grande liegt. Dieses ist kein anderes , als dass die 
Bischöfe sich verpflichtet glaubten, so viele sonstige schreiende Be- 
dürfbisse in Amerika auch durch Collecten müssen befriedigt werden, 
nichts destoweniger aus diesen ihren Einkünften zur Förderung der 
guten Presse etwas beizutragen. Freilich ist man hierüber ziemlich 
einverstanden; es setzt sieh sogar iouner mehr die üeberzeugung 
fest, dass die Kirche auch die Tagespresse thätig unterstützen müsse. 
Um so weiter gehen aber die Ansichten, über die Art und Weise, 
wie solches geschehen soll, auseinander. Es dürfte wohl hierbei 
eines der wirksamsten Mittel zu wenig betrachtet worden sein. Nie 
wird nämlich die katholische Publicistik den gewünschten grossr 
artigen Aufschwung nehmen, wenn nicht eine grössere Anzahl aus* 
gezeichneter Publicisten, als es bisher geschah, der Kirche dient. 
Um aber die katholische Sache auf eine in jeder Beziehung muster* 
gültige Weise zu vertreten, wird ein Mass von Bildung und Kennte 
nissen erheischt, deren Erwerb bei Weitem die Mittel derer über- 
steigt, die sich gewöhnlich der Publicistik widmen. Bedarf d^rum 
die Kirche zu ihrer Vertheidigung einer grösseren Menge ^hervor- 
ragender Zeitungen und Zeitschriften, oder was dasselbe ist, einer 
bedeutenderen Zahl von hervorragenden Publicisten, so muss sie 
selbst sich ];Lierfür die Kräfte heranziehen, in dem sie z. B. talent- 
volle junge Geistliche sich zu diesem schweren Berufe ausbilden lässt. 

Wir heben aus den noch nicht berührten Decreten der Balti- 
morer Synode den ganzen Titel über die geheimen Gesellschaften 
hervor, weil er für das heutige Kirchenrecht von grosser Wichtig- 
keit ist. 

De societaiibus se^etis» 

511. So€ietates secretas, qoae in tenebris se ocealtant, ut adversus Ecde- 
siae vel civiFis societatis bonum secarius moliantur, seroper damnavit Ecdesia 
Catholica. Liberorum enim Maratoram sectam, seu Masonicam, Jam inde ab anno 
1738 edita Conslitatione Apostolica Romanus Pontifex Clemens XII. (Const. In 
eminent!, die 28. Apr. 1738) gravissima censura notavit; quae sententia deinde 
per Summos Pontiflces Benedictam XIV., Piom VII. , Leooem XII. et Plum ViU. 
specialibua ConstiioUonibus renovata, confirmata et aropliata füit. 

512. Neqo« neglexit Ponttfex feliciter regnans huic gravissimö nostroram 
temporom malo, omni quo posset modo occurrere. Nam in speriali hac super re 
AUocatione, eam esse Ecclesiae mentem declarat, ut Masonica »aliaeqne ejusdem 
flreneris Societates, quae spede tenus diversae in dies coalescunt, quaeque eontra 
Ecelesiam vel legiiimas potestates seu palam seu dandestine machinantnr,« repro- 
bentur prorsus ae condemnentur. (Ex Aliocut. Pii PP. IX., in Consist. Secr. 25. 
Sept. 1865.3 Simui vero iis aggregati vel quomodocunque faventes, gravissimis 
plectnntur Ecdesiae poenis, nominatim vero excommanieatione, ipso f^do incar- 
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renda, a qua absolutionem extra mortis articalum, nonnisl ab ipso Rom. Pontifiee, 
vel ab illo delegatis obtinere possunt. Quas quidem Cathedrae Prindpalls deela- 
rationes debita com reverentia susciplenies, harum provinciarum Antislües, Jam In 
Concilio Baltimorensi IV., decreto septimo, arcere conati erant fldeles sibl com» 
missos a tenebrosfs hujusmodi seclis; qaod decretoin hisce verbis prolatum fnit. 

518. »Propter gravissimas rationes vetuerunt SS. Pontifices, ne fldeles Se- 
eretas Societates quovis nomine nuncupatas ineant, jurejurando sese adstringentes 
ad arcana servanda. Nam foedera hujusmodi clanculum inita, mali suspidonem 
et periculum prae se feranl, et jusjurandum temere adhibetar. Idcirco monemas 
saeerdotes omnes, neminem posse absolutione sacraroentali donari, ntei ab bqias- 
modi Societatibus prorsos recedaf. Hortamur aotem et in Domino obsecramos 
ßdeles omnes, ut occulta illa foedera omnia declinent, mente . revolvenles , se 
Christi membra esse, et Ecclesiae, quae mater nostra est, mandatis teneri, eosqae 
ut fiiios iQds debere ambulare, juxta sanctissima et divina illa docomenta, qaae 
Christus Dominus tradidit.« (Balt., Num. 53. Jam indc ab anno 1810, in Balt. 
Conv. damnata« fuerant hujusmodi Sonetaies.) 

514. Cum autem de sensu, quo Constitutiones Pootifidae intelllgendae 
essent, omnes non prorsus convenirent, Frandsrus Patritius Kenrick, Philadel« 
phiensis tone Antistes, S. Sedem consniuit de »Sociis Singularibus,« (valgo (Md 
Fellows) necnon de Filils Temperantlae et aliis ejusmodi eoetibus, hanc proponens 
dobitalionem: »Utrum coetos illi pro vetiiis habendi sint, qui profltentur, se nihil 
adversus rellgionem moliri vel civilem rempublicam, licet occoltum Ineant foedus 
juramento firmatum, vel alias se obllgent ad arcanum^« Sacra auiem Congre* 
gatio Inqulsltionls die 21. Aug. 1850, respondendum UM decrevic »Comprehendi 
Bullis Pontifldis.« 

515. Verum cum difficultates apud nos exorue sint, ex eo, qaod plures 
sint operariorum aliique hujusmodi coetus, de quibus dubitatur^ an comprehen- 
dantur sub damnatione saepios contra Societates Secretas a SS. PontIflcibos lata, 
praestat, rationes, ob quas occultae Societates huic Jndicio sobjectae sint, ipsissi- 
mis Poniificom verbis referre. 

516. Jam vero Benedictus XIV., in Constitutione Apost., quae incipit »Pro- 
vidasc (XV. Kai. Apr. 1751), hujus sententiae causas luculenter enarrat. Haec 
autem ex Benedict! Constit. depromuntur: 

»Porro inter gravissimas praefatae prohibitionis et damnatlonis causas , in 
praeinserta Constitutione (sei. Clementis XII. an. 1738) enuntiatas, una est, qaod 
in hujusmodi Societatibus et conventiculis, cujuscunque religionis ac sectae homl- 
nes invicem consociantur ; qua ex re satls patet, quam magna pernides Cath. 
Religionis purilati inferri valeat. Altera est arclum et impervium serreti foedas, 
quo occultantur ea, quae in hujusmodi conventiculis flunt, quibus proinde ea sen- 
tentia merito aptari potest, quam Caecilios Natalis apud Minndum Felicem in 
causa nimirum diversa protulit: »Honesta semper publico gaadent, scelera secreta 
sunt.« Tertia est Jusjurandum, quo se hujusmodi secreto inviolabiliter adstringant, 
quasi liceat atlcui cujustibet promissionis ant juramenli obtentu se tueri, quominus 
a legitima potestate interrogatus omnia faleri teneatur, quaecunque exquiruiitar 
ad dignoscendum , an aliquid in hujusmodi conventibus flat, qaod sit contra Reli- 
gionis aut Reipublicae statum et leges .... Ultima demum, qaod apud prudentes 
et probos viros eaedem Societates et Aggregationes male aodirent, eoromque ja« 
diclo, qoicanque eisdem nomina darent, pravltatis et perversionis notam ineor- 
rerent.c 

Arebfv Ar KiKbearecht. XXII. 14 
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517. Quibus quideiD consenianeü prorsus sunt, gase in Allocutione in 
Consisr. secret. 25. Sept. 1865 habita, in eandera sentenüam protultt S. Pontifex, 
Plus IX. 

518. Ut vero omnis prorsas dubitandi auferatur locus, bic promulgari vo. 
hiinus becretam S. Congregationis Inquisitionis, Fer. lY. 15. Aag. 1846, de Man- 
dato Sanciiss. Domini Nostri ab Emo. Praefecto S. Congreg. de Propaganda Fide, 
sab diß 13. Julii 1865, jam qaibusdam ex nobis significatum , cajus tenor est is, 
qoi sequitur: »Sxicietales occaltae de quibus in Pontiflciis Constitat. sermo est, 
eae omnes intelliguntur, quae adversus Ecciesiam vel Gubernium sibi aliquid pro- 
ponunt, exigant vel non exigant a suis asseclis juramentum de secreto servando.« 

519. Quibus accurate perpensis, Nobis quidem nuUa apparet ratio, ob 
quam prohibitio Ec^leslae adversus Masoiiicam aliasque occultas sectas. ad illas 
eitendatur operafiorum Sodalitates, qnos non constat aliud sibi proponere, quam 
sociorum in propria arte exercenda mutuam tutelam ac juvamen. Cayendum ta? 
men, ne sub boc praetexin quidpiam admiUatur, quod seciis daronatis faveat; nev& 
operarii, qui bis Societatibus nomen dant, pravis subdolisque uialorum hominum 
artibus inducantur. \xi conira justiiine leges, laborem ab ipsi3 debitum subtrahant, 
vel alio'quovis modo eorum, quibus subiiciuntur^ jura.laedant. Quae tarnen omnia 
nutlb modo i(a intelligi volumus, ut vel toleratae habeantur illae Societates, ci^us- 
cunque naturae sint, in quibus socii ab ipso ingressu Jurejurando se obligant ad 
obtemperaQdum.iis, quae a eoetus superioribus jussa forte fuerint, vel etiam se- 
creti ineunt foedus, quod neqae inlerrogante legitima potestate violari impune 
possit. )lli etiam eoetus prorsus illiciti sunt, in quibus ita arcto foedere in mu- 
tuam defensionem conjnnguntur socii , ut exinide oriatur lurbarum vel caedium 
periculum. 

52^0. In meutem insuper revocandura ducimus sapientissimam S. Pontiflciis 
provisionero, quae I^iteris Jam citatis Emi. Praef. S. Congr. de Propag. Fide nobis 
communicata fuit. »Voluit praeterea Sanctiias sua, ut Tibi subjungeretur> recur- 
rendum esse ad S. Sedem, et quidem omnibus ad amussim exposltis rerum ad- 
junctis, si quae forte difflcultates in applicatione praedicti Decreti luvenlantur.« 
Quibus verbis, quum novas quaesiiones, quae de occultis sectis forte exurgere 
possuiit, suo judicio dlrimi voUieril S. Sed'es^ nolumus, ut in posterum ullus in 
bisce Provihciis, in quavis Ecclesfastica dignitale conslitutus, nominadm Societatem 
damnet. nisi ccrlo et praeter omne dubium constet, eam ex iis esse, quae Con* 
stUutionTbus Ponlif., prout a S. Congr. Inquisitionis applicatae sunt, comprehen- 
daniur. Si vero eae fuerint circömstantiae , ut uiteriorem expositionera doctrinae 
jam tradHae postulare vid^anfur , pro ea, »omnibus ad amussim expositis rerum 
adjünclis,« recurrendum esse monemüs ad S. Sedem, cujus sapientissirao judicio 
omnes pleno animo ac corde morem gereraus. 

521. Mönemus vero fideles nobis credilos, et in Domino bortamur et ob- 
secramus, ut damnatis seclis praedictis omnino ubstineant. Ct enim jam inda- 
mavit Rom. Pontlfex Leo Xli.: »Pro certo liabete, neminem earum participem 
sectarum esse posse, quin gravissimi flagitii reus sii; eorumque verba ab auribus 
repellite, qui ut vesirce in gradus suarum sectarum inferiores cooptationi assen- 
(iamloi? vebementer afßrmant, nihil gradibus illis admilti, quod raiioni, nihil quod 
religioni adversetur, imo nihil vel praedicari vel perflci, quod non sanctum, quod 
non rectum^ quod non incontamtnatum sit Etenim jusjurandum illud nefarium, 
quod jam memoratnm est, quodque etiam in illa inferior! cooptatione jurari debet, 
satis per se est, ut intelligatis, nefas etiam esse, levioribus illis gradibus adscribi 
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atqac in iis versari. Deinde, quamvis i]aae gravfora et sceiestiora sunt, üs man- 
dari non sofeant, qui saperiores gradus assecuti non sunt, perspicae tarnen patet, 
perniciosissimaram barom Socielatum vim et atidaciam ex omniurn, qai Iis noroen 
dederunt, consensione et multitudine coalcscere. Itaque 1i etlam qui inferiores 
illos gradus non sunt praetergressi , scelerum illorum participes baberi debent. 
Et in iltos radit illud Apost. ad Rom., c. 1.: »Qui talla agunf, dlgni sant morte, 
et lion solum, qui ea fac'mnt, sed edani qui eonseritiunt facientibus.cr (Lii Apost. 
Leonis XIF., Quo graviora, III. id. Mart, an. 1825.) 

522. Fideles itaque Ecciesiae fiiü tenobricosos omncs coetus prorsus fa- 
giant, eos etiam, qni districtissimis Ecciesiae censuris liaud comprebendi videantur. 
Pro afnimabus enim periculi plenos et hos esse, dubitare non licet, fias potius 
fVeqaentent »fldelinm societates, quae in Ecclesia carhol. florescant;« in quibus 
»nibil relrüsnm atque abditum, patent otnnes leges; quibns reguntor, patent, quae 
iaxta Evangelii doctriflara exercenfur Opera charitatis 0«« 

523. In istis sciticet fltii lucis, quae lucis sunt opera Taciunt, secretum et 
tenebras non amant, immo vero odio habent ei exhorrekcunt. Caveant itaque 
fideles et omni studio curent, ne in rc tanti momentl decipiantur, ne sub borti 
specie in pessimam cnptivitatem trabantur, ne demum »in tenebris et in umbra 
mortis« versautes, spretis legibus sanctissimis , eas ineant conjurationes , quae 
nostrae aetath malum sunt maxime forroidandum , qnibusqiie onus tantum exitus 
esse posse videatur, ut scilicet omnia (um divina tum humana Jura pessumdentiin 

Reacriptum S. Congregationis S. Officii circa Societates secretas. 

(Ex Arcbivo Oi'dinariatus Pbiladeipbiensis Conc. Balt. Append. p. 335.) 

Artieulus Epistoiae Htm«, et Revml* Franeisci P. Kenrick, Episcopi Phlladel^hiensis, 

ad Em. Card. Praefectura S. Cong^r. de Propaganda, die 26. F«*br» 1848: 

De Societatibns Secretis nunc jndidom S. Sedls postulandum duxi: in hac 

quippe rf gioDe pullulant vigentqoc infim'to pene numero. Liberoruro ÜHrfttoram 

coetus damnatos novi, quos idcirco a Sacramentis procul e^se jubemus, licet ple- 

rique profiteantur, se nihil adversus Ecciesiam moliri, et leges dviles «osammu- 

nes noxa babeant. ' ' 

Sunt, qui dicuntur Socii singülares (anglice: Odd Fellows), qui oecnlto fte- 
dere conjunguntur Muratornro instar: alt! Filii temperaotfae audiunt, banc cdtere 
virtutem proOtentes, sed signis inter se utenies , qui btw seinvieem Intern wcatH. 
Qnidam juramentum non emittunt, sed pacto et promissione ad arcanom servan^ 
dum se obligant, quamvis plerlque- nullum praeter agnitionis Indida arcanoro se 
habere dicant, Hos omnes leges tolerant, vel etiam sanciunt, privifegia collegio- 
rum eis tribuentes; et exploratum est, cos lUtiil contra rem publicam moliri. 
Quod autem Ecciesiae ad\'«rsentur, negant plerlque ; quamvis enim cujuslibet sectae 
homines in eas recipiuntur, de reHgiooe non agünt, nisi apud Fillos temperantlae 
scripturis sacris initio coetuf-^ jiliquando perleciis, in reverentiae erga Ulas testi- 
monium. Quae igitur Leo XlL S. M. de Societaiibus Secretis statuit, eis applicarl 
non posse quidam contendunt. Equidem pulö, eos non id sibi proponere, ut re- 
ligiofi! noceant, sed cum mores coropom j; studeant jnxla ratiools turnen et vlr- 
tutes colant absqae religionis subsidiis, vidcntur eo tendere ipsa vi sna, ut reltgto« 
quam dicunt naturalem, maximi habeatiu*, discrimine inter Erclesiam veram et 
sectas, tamquam de rebus minoris momenti, flocci babiio. Hactenus coetus omnes 
secretos illicitos putavimus esse, prout liquet ex Concilii Baltiraorensis IV. de- 
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cretis; sed praesules nonnulli videmur subdubitare, utrum Constiluttonero Leonis X!I. 
rigidias aequo interpretati fuerimus, praesertim qunm bi onines in Anglia et Hi'- 
bernia lidti censeantur, proat fert fama. Vellem idcirco instnii, utram coetas ilii 
pro veiitLs babendi sint, qut profitentur, se nibil adversas rellg[ionem rooliri, vel 
dvilem rem ptiblicam, licet ocealtum ineant foedus juramento flrmatuni, vel alias 
se obilgent ad arcanum. 

Hisee Ulteris quam nimis lente (ardeque responderetur , praefectus Uh. 
Praesttl rei urgendae causa sequentes sub die 24. Mi^i 1848 scripsit Emo. Card. 
Fransoni : 

De Socictatibus SecreUs, quae Juramento vel sponsione obslringuntur , et a 
S. Sedc Dominatim non sunt damnatae, prioribus Utteris Judicium exqulsivt, utrum 
fUicItae censendae sint eo ipso, quod arcanum se habere proflteantur negantes 
simul, se adversus reropublicam vel reiigionem quidquid moMri. Responsum soll!- 
'citiori animo expeclo, quum ronstet ex teslimoniis Alexandri Smitb, Episcopi 
Parlensis, qui ex Scotia nunc nos invisit, omnes llcitas eenseri in Scotia, sicut et in 
Hijliernia et Anglia. Cerlam normam agendi oportet nobis esse, ne temere a 
praesulum alioruni Judicio dissenlire videamur. 

Hisce litteris Congregaüo S. OrOcii ita respondit: 

Feria tV. die 21. Aug. 1850. 

In Congregatione Generali S. Romanae et Universalis Inquisi- 
iionis, habita in Conventu 8. Marias, supra Minervam coram Etnia* 
et Revmis. D. D. S. R* E. Cardinalibus contra haereticam pravitatem 
Generalibus Inquisitoribus , proposito suprascripto dubio, et audito 
D. D. Consultorum voto, eidem Emi. et Revmi. D, D. dixerunt: Com- 
prehendi in BuUis Pontiflciis. 

Angelus Argentiy S. Romanae et Urbis Inquis. Notar. 

Sequitnr responsum Emi. Card. Fransoni praefatae epistolae Uli. Di. Ken« 
rick, Episcopi Pblladeipbiensis: 

Ulme, et Revme. Dne.: 

Ex adjecio rescripto Congreg. S. Officii, AmpHtulo Tua dignoscet, quid circa 
proposltom dubium quoad Societaies nonnullas islic fnstitnias sit retinendum. 
Jttvat porro apimadvertere, secretum ac tenebras," quibns Societates nonnnllae ob* 
volvuntor, praedpuam esse radonem, ob quam per Aposi. Sedem« contra ipsas 
damnatio fuil lata: inde vero facile regula deduei poterit, ut in praxi Judicium 
de iisdem efformetur. Precor Deum, ut Te sospitem servet, neque proflteor 
Amplltadinis Tuae 

Uli frater studiosissimus. 

J. Ph, Card. Fransoni, Praefectus. 

Datum Romae, ex Aedibus S. Congregationis de P. F. die 7. Sept. 1850. 

Die beiden letzten Titel sind wenig umfangreich. Der XIII. 
beschäftigt sich init der Abgrenzung der neu zu gründenden Diö- 
cesen: Wilmington (Delaware), Sqi^ton und Harrisburg (in Penn- 
sylvanien), Green Bay und La Crosse (in Wisconsin), St. Joseph 
(in Missouri), Colümbus (in Ohio), Eochester (in New- York), und 
der gleichfalls neu zu errichtenden Apostolischen Vicariate in North- 
Carolina, Idaho, Montana, Colorado sammt Utah, Arizona. Der 
beilige Stuhl bewilligte alle diese Vorschläge, die Gründung eines 
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Vicahates in Arizona ausgenommen. Er verschob letzteres, sowie 
auch die Erhebung Philadelphia*s und Milwauki's zu Metropolitan* 
Stühlen auf eine gelegenere Zeit. Indess creirte er das Vicariat von 
MarysviUe (Californien) zum Bisthum Grass Valley, wollte aber ein 
Gleiches für jetzt noch nicht mit dem Vicariate von Omaha 
(Nebraska) thun. Die Erhebung Omaha's wird jedoch nicht lauge 
auf sich warten lassen, weil diese Stadt als Ausgangspunkt der 
Paciflc-Eisenbahn nach deren Vollendung eine grosse Bedeutung 
erhalten wird. 

Der letzte Titel mahnt die Bischöfe auf jegliche Weise: bei 
der Visitation ihrer Sprengel, auf Diöcesan- und Provincialsynoden, 
durch Priesterconferenzeii die Ausführung aller Beschlüsse zu be- 
treiben, und stellt den Codex dieser Canones als Norm far die Vor- 
lesungen über Theologie und Canonisches Recht in den kirchlichen 
Anstalten auf. Letzteres ist wohl eines der wirksamsten Mittel zur 
Einfuhnmg aller Beschlüsse ins kirchliche Leben und zur Erreichung 
jener Gleichförmigkeit der Disciplin, welche die Synode als Haupt- 
zweck verfolgte, und zeigt uns zugleich die ungeheure Tragweite 
dieser Canones für das nord amerikanische Kirchenrecht. 


* 
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Die YerhaMlungen der deatscfaen ErzMschöfe und 
Bischöfe zu Wärzburg Im Oct. und Nor. 1848. 

(Forteetiung: vgl. Archiv xkl, 108 ff., 177 ff.) 

XVIL Die jsitvolfte Sifztwg, Montag dm 30. Octoher, Morgens 

halb 9 Uhr. 

Die. Sitzung wurde mit der Mittheiiung. eröffnet, dass der hoch- 
würdigste, Bischof, von Fassau , Herr Heinrich Hofsietier angekom- 
mea sei, um an den Verhandlungen Theil zu nehmen. Der hoch- 
würdigste Bischof von Passau wurde von dem Präsidenten Erz- 
bischof von Geissei in der Versammlung bewillkommt. Es wurde 
weiter mitgetheilt, dass der hoch würdigste Herr Fürstbischof vou 
Briocen, Semard Galura, seinen Vertreter den hochwürdigen Con-? 
siatorialrg-th und Professor Dr. Fessler zu der Versammlung abge- 
ordnet und bevollmächtigt habe. Derselbe wurde ebenfalls in die 
Versammlung eingeführt. 

Der Präsident theilte hierauf den Entwurf des Schreibens an 
Se. Majestät den König von Bayern mit. Derselbe wurde von der 
Versammlung genehmigt. 

Bischof Sedlag von Culm beantragte sodann in Betreff der 
Geschäftsordnung: 1) darüber abzustimmen, ob die series tractandorum 
zum Eeferat übergeben und darnach festgestellt werden sollte, (Bischof 
von Augsburg sprach dagegen, dass die series tractandorum zur Dis- 
cussion kommen solle. Auch solle die Commission darüber bestim- 
men, was zum Referat kommen solle. Fehle etwas, so könne ja 
jeder, wer wolle einen Antrag stellen. Bischof Sedlag erläuterte 
seinen Antrag dahin, dass ohne Debatte abgestimmt werden solle, 
was aus der series tractandorum zum Referat gegeben, und was weg- 
fallen solle. Bischof von lAmburg sprach dafür, dass die series 
tractandorum vorzulegen sei. Der Antrag Bischof Sedlag's wurde 
aber verworfen.); 2) dass die Gegenstände je drei Theologen zum 
Referate überwiesen werden sollen (wurde angenommen); 3) dass nur 
über die von den Theologen gestellten, und von Prälaten einge- 
brachten Anträge Beschluss gefasst werde (wurde angenommen); 4) 
dass ein Director in dem Secretariate bestellt werde (als solcher 
wurde Geistlicher Rath Freusberg von Paderborn ernannt); 5) dass 
eine Redactions-Commission bestimmt werde, welche jetzt schon ihre 
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Arbeiten beginne (wurde ebenfalls angenommen, und deni Präsi- 
denten die Bestimmung von drei Redactoren überlassen) ; 6) dass die 
an die Katholiken Deutschlands zu richtende Ansprache schon jetzt 
ihrem wesentlichen Inhalte nach bestimmt und einer Commission zur 
Ausarbeitung übergeben werde, damit sie noch vor dem Schlüsse der 
Versammlung gedruckt werden könne. (Bischof Bichart^ bemerkte 
hierzu : Wir sind noch nicht einig, ob wir eine solche Ansprache an 
das Volk richten wollen. Domcapitular Herzog entgegnete: Es sind 
schon einige Punkte für eine solche Ansprache bestimmt. Mit 22 
gegen 1 Stin.me (von Bischof Iiichari£) wurde beschlossen, eine An- 
sprache an*s Volk zu richten. Man beschloss aber, nicht schon jetzt 
alle die darin aufzunehmenden Punkte zu bestimmen.) 

Der neu eingetretene Bischof HofsteUer von Passau bat, in den 
ersten Tagen sich noch der Abstimmung enthalten zu dürfen. 

Man ging hierauf zur Tagesordnung, nämlich zu den von den 
Regierungen aufgestellten Vorbedingungen und Forderungen für die 
Bildung und Anstellung der Geistlichen über. Man verhandelte zu- 
nächst über das Indigenat, 

Erzbischof von Vicari von Freiburg: Ich habe in meiner Diö- 
ijese grossen Mangel an Geistlichen. Ich wollte daher auswärtige 
Geistliche aufnehmen. Aber die Eegierung ertheilte diesen das In- 
digenat nicht, oder ersehwerte es ihnen sehr, indem sie nicht Mos 
eine Maturitäts- und Universitätsprüfung verlangte, was für ältere 
Leute schon kränkend ist, sondern ausserdem auch noch eine zwei- 
jährige Probezeit und darauf dann erst noch die Erstehung des Bür- 
gerrechtes verlangte. Und wenn es sich um Reception geprüfter 
Studenten handelt, so sollen diese nicht blos alle Prüfungen machen, 
sondern auch noch ein Jahr in Freiburg studiren. Ich glaube, dass 
dieses dem heiligen Vater vorzustellen sei, damit dieser beim Gross- 
herzog intervenire, um Abhülfe zu schaffen. 

Präsident Erzbischof von Geisscl : Die Gesetzgebung über das 
Indigenat wird wohl sehr bedeutend modificirt werden. Wahrschein- 
lich wird jetzt durch das allgemeine Staatabürgerrecht bei der neuen 
Gestaltung Deutschlands zur politischen Einheit das besondere 
Landesindigenat ganz aufgehoben. Sollten aber doch jene Missstände 
Reiben, so müsste alsbald ein reeursus ad Papam ergriffen werden. 

Stiftspropst DölUnger stimmte diesem bei und meinte, die Um- 
änderungen, wodurch jene Beschränkungen beseitigt würden, würden 
schon bald eintreten. 

Bischof von Speyer : Man möge dieses in dem Protokoll be- 
merken. 
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Bischof BieJiartjg: Wir sollten schon jetzt dem Papste von der 
Sache Eenntniss geben mit dem Bemerken, es sei HoShong auf 
Aenderung dieses Missstandes; sollte dieselbe aber nicht erfolgen, 
80 rufe man schon im Voraus die Hülfe d^s Papstes an. (Decan 
Langner wurde beauftragt, dieses in seiner Bedaction der Sitzungen 
aufzunehmen.) 

Bischof Ärnoldi: Wir sollten auch antragen auf Abänderung 
der lästigen Bestimmungen der preussischen Regierung, wornach 
Diejenigen, welche in Kom im Collegium Germanicum studirt haben, 
erst sich einer zweijährigen Probezeit in rein katholischen Gemein« 
den unterziehen sollen. 

Domcapitular Würschmitt von Speyer erstattete zweitens 
Beridit über die MüUärpflichtigkeit Die Hauptfrage war, ob die 
Bischöfe Befreiung von der Militärpflichtigkeit fordern sollten. Re- 
ferent hielt eine Declaration der Bischöfe in dieser Beziehung nicht 
für zweckmässig. 

Präsident von Geissei : Es werde wohl auch eine dessfallsige Er- 
klärung nicht nöthig sein. In Berlin habe man in dem Bürgerwehrgesetz 
auch die Geistlichen von der dessfallsigen Pflicht ausgenommen. 

Professor Fessler: In dem Frankfurter Parlament ist in dem 
Entwürfe des Wehrgesetzes angegeben, dass jene von der Wehi-pflicht 
frei sein sollen, deren Beligionsgrundsätze das Waflfentragen ver- 
bieten. Wer aber auch nur die minores ordines hat, darf schon 
keine Waffen ti-agen. 

Präsident van Oeissel wiederholte, im Hinblick auf die Ver- 
handlungen, welche über die Webrpflichtigkeit in den beiden gesetzge- 
benden Versammlungen in Berlin und Frankfurt bisher stattgefunden 
haben, sei es angemessen, diese Sache jetzt auf sich beruhen zu 
lassen. 

Die versammelten Bischöfe stimmten bei. 
Domcapitular Würschmitt referirte (3.) über die besonderen 
von verschiedenen Regierungen vorgeschriebenen Prüfungen der Gmi" 
didcUen des Klerikalstandes zur Aufnahme in das Klerikalseminur, 
Dieselben wurden, wie mehrfache Scliilderungen des dessfallsigen 
Verfahrens ergaben, nicht selten auf eine schreiende Weise zum 
Nachtheile der Kirche missbraucht. Es wurde beschlossen, eine au^ 
fubrliche Erklärung dagegen niederzulegen. 

Weiter wurde sodann (4.) das von manchen Regierungen an- 
geordnete Pfarrconcursexamen erörtert, welches der Staat zur Fest- 
stellung der Befähigung der Priester zur Uebernahme einer Pfarrei 
entwedef selbst und allein abhielt , oder bei welchem er , wenn es 
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auch darcli die Ordinariate abgehalten werde, dennoch ebenfalls durch 
eigene zugesandte Commissäre mitwirke« Es wurde ^kannt, dass 
solch' ein Pfarrconcursexamen von Seite des Staates, sowie eine Mit- 
wirkung desselben dabei einUebergriff in die kirchlichen Angelegen- 
heiten ist, da der Staat dazu weder vermöge eines Staats- noch auch 
des Patronatsrechts befugt sein kanut dagegen jeder Geistlicher be- 
rechtigt ist, nur von seinem Bischöfe geprüft zu werden, und eben 
jene Staats-Prüfungen für die Kirche verderblich werden» 

Der Bericht von Domcapitular Würschmitt und die sich daran 
schllessende Debatte über die vorstehenden Punkte 3. und 4. be- 
wegte sich im Einzelnen in folgender Ordnung. Zuerst sprach Dom- 
capitular WürschmiU von dem Pfarrconcursexamen , welches auch 
durch das Tridentinum t^orgeschrieben sei. 

Bischof Blum bemerkte, es sei gewiss nöthig, dass Jeder vor 
Empfang der heiligen Weihen und vor dem Antreten einer Pfarrstelle 
ein Examen mache, aber der Staat habe nicht dabei zu concurriren. 

Bischof von Augsburg : Auch wird von Seiten des Staates noch 
eine bestimmte Zeit verlangt, während welcher ein Geistlicher be- 
reits in der Praxis gewesen sein soll, bevor er Pfairer wird* Davon 
enthält das Tridentinum Nichts. Allein die Feststellung einer Vorbe- 
reitungsfrist vor Antritt eines Pfarramts ist bereits von mehreren 
früheren Fürstbischöfen für nothwendig erkannt, z. B. von den Würz- 
burger Fürstbischöfen, namentlich wegen des Missbrauchs bei Patro- 
natspfarreien , indem einzelne Patrone schon an Diaconen Pfarreien 
verliehen, während viel ältere Geistliche warten mussten. Es dürfte 
daher gut sein, auch ferner zu bestimmen, dass Keiner Pfarrer wer- 
den solle, der nicht schon längere Zeit im geistlichen Amte ge- 
wesen sei. 

Bischof von Passau : Ich stimme bei , aber wir ^ müssen sorg- 
fältig sein bei solchen Bestimmungen, durch die wir vielleicht für 
die Zukunft uns die Hände binden können. Denn es können leicht 
Jalire kommen in denen Priestermangel herrscht und wo wir dann 
jungen Priestern die Pfarrei übertragen müssen. 

Präsident von Oeissel: Jeder Bischof hat zu bestimmen, ob 
einer für eine Pfarrei tauglich sei. Einige Bischöfe haben einen 
allgemeinen Pfarrconcurs angeordnet; aus der Zahl dieser Exami- 
nirten wählten sie dann die Pfarrer. Später nahm der Staat als 
der Patron vieler Pfarreien diese Prüfung an. sich. 

Bischof Richartz: Von diesem Pfarrconcursexamen hat das 
Tridentinum nichts gesagt, weil die Verhältnisse der einzelnen Diö- 
cesen sehr verschieden sind. 
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Präsident von Geissei: Wir reden hier von der Sache aus dem 
siaaäichen Standpunkte: Ob der Episcopat gegen die vom Staate 
gemachten Anforderungen eine Einsprache erheben soll? und da ist 
meine Ansicht: nein. Quoad interna gelten also die Bestimmungen 
des Tridentinuni als Norm des Verfahrens; hinsichtlich des Ver- 
hältnisses im Staate in diesem Punkte soll vorläufig Seitens des 
Episcopates nichts geschehen. Je nach den umständen können sich 
die Bischöfe Modificationen vorbehalten. 

Bischof Hofstetter von Passau: Diese Frage, ob man dem 
Staate das Recht absprechen könne, ein Pfarrconcursexamen abzu- 
halten oder »ich dabei zu betheiligen , hängt mit dem Patronat zu- 
sammen. Der Staat hat das Recht, sich zu überzeugen, ob bei 
seinen Patronatsstellen die zu präsentirenden die nöthige Befähigung 
haben. 

Domcapitular WürschmiU: Diese Fragen werden noch in mei- 
nem Berichte vorkommen. — Ich referire weiter über die Prüfung bei 
Aufnahme in die Knaben- und Priesterseminarien. Anfangs waren 
die Bischöfe ganz frei in der Aufnahme der Zöglinge, später er- 
laubten sich die Regierungen, namentlich in Oesterreich, Angriffe 
besonders hinsichtlich der Anstellung von Rectoren. Im bayerischen 
Concordate und in der Bulle de salute animarum ist die Gründung 
von Seminarien festgestellt und den Bischöfen freigegeben. In 
Bayern forderte man 1822 dass bei den Seminarconcursprüfungen ein 
weltlicher Commissär zugegen sei. Dies wurde aber später zurück- 
genommen. Uebler steht die Sache in Baden und Württemberg. 
Da besteht eine gemischte Gommissiou : in Freiburg nimmt ein welt- 
licher Commissär Theil an der Prüfung, auch in Rottenburg. 

Der Referent beantragte: Der Episcopat soll sich gegen diese 
Eingriffe verwahren durch die Erklärung, dass die Prüfling und 
Aufnahme der Candidaten in das Seminar ein rein bischöfliches 
Recht sei. 

• Domcapitular Schmitt: Dieses ist schon in dem Beschluss ent- 
halten, welcher auf den Antrag des Erzbischofs von Reisaeh schon 
gefasst ist, indem darin das freie Aufnahmerecht der Bischöfe in die 
geistlichen Lehranstalten ausgesprochen ist. 

Präsident von Geissei und Bischof Richarijs stimmten bei. 

Bischof von Limburg: Der frühere Beschluss reicht dafür wohl 
nicht aus. Denn damals wurden niedere und höhere Seminarien 
nicht auseinander gehalten, und doch wäre dieses gut. Bei den 
Knabenseminarien würden die Regierungen wohl nichts einwenden, 
wohl aber bei Aufnahme in die Klerikalseminarien. In Nassau 
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ernennt der Sta^t den Referenten und übt derselbe auch einen Ein- 
fiass auf die Prüfung zur Au&ahme in das Seminar. Man will 
dort auch aus der Prüfung die Richtung der Theologen erkennen. 
Die Kirche allein hat aber die Qualification zu prüfen und halte ich es 
Mr wichtig, das unveräusserliche Recht der Kirche in dieser Bezie- 
hung durch eine Erklärung festzustellen. 

"Erzbischof von Vicari von Freiburg: Die badisehe Regierung 
verlangt die Prüfungen, um die Richtung der Candidaten zu prüfen, 
und wenn ihr die Richtung derselben nicht gefällt, so verweigert sie 
ihnen den Tischtitel. 

Präsident Er^bischof von Geissei: Ich habe in diesem Punkte 
über Nichts zu klagen. Ich meine, wir sollten im Allgemeinen das 
Recht des Episcopates reclamiren, frei in die Seminarien aufzunehmen, 
und es einzelnen Bischöfen überlassen, je nach Bedürfiiiss die nöthigen 
Schritte zu thun. 

Bischof Bicharta von Augsburg stimmte bei : Mehrere Bischöfe 
haben hier über Nidhts zu klagen, und ich glaube das Allgemeine 
und Nöthige ist bereits in? Antrag des Erzbischofs voti München 
ausgesprochen. Das Einzelne ist den einzelnen Bischöfen zu über- 
lassen; man muss sich eben helfen wie man kann. 

Präsident: Das sind Nothbehelfe. 

Bischof Eiedel yon Begensburg: Wir müssen das Princip wahren. 

Erzbischof von Iteisach von München: Das früher Stipulirte 
galt im Allgemeinen von den geistlichen Bildungsanstalten. Hier 
ist speciell von den Klerikdl-Seminarien die Bede, wo in einzelnen 
Staaten sich die Regierung Einmischungen erlaubt hat.. 

Bischof Blum von Limburg: Man solle bestimmen: Es sollen 
in Beziehung auf die Aufnahme der Candidaten in die Seminarien 
und die Ertheilung der heiligen Weihen die Bestimmungen des Tri- 
dentinum frei ausgeübt werden. 

Professor Fessler von Brixen : Es handelt sich um die Siche- 
rung des staatlichen Rechts und um die Sicherung des kirchlichen. 
Diejenige allgemeine Bildung, die der Staat beim Uebertritt in an- 
dere Fachstudien fordert, kann er auch von den Tieologen verlan- 
gen; aber über die eigentliche theologische klerikale Bildung hat 
der Staat Nichts zu sagen. 

Der Präsident referirte den Beschluss des österreichischen 
Episcopates auf der Versammlung zu Salzburg und hess sodann da- 
rüber abstimmen, ob man die Sache als in den früheren Beschlüssen 
bereits erledigt ansehen solle? Die Majorität verwarf diese Ansicht. 
Die Bischöfe Bichartz und HofsteUer stimmten anders: Auch das 
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bayerische Concordat sehreibe Nichts über die Frage vor. Welche 
die Kirche für würdig erachte, das bestimmten allein die Bischöfe. 
— Bei abermaliger Abstimmung wurde allgemein angenommen, die 
Arühere Declaration genüge. 

Bischof Müller von Mümter : Da in einigen Diöcesen doch 
bedeutende Bedrückungen hen-schen, so durften doch in unserer Er- 
Iclärnng einige specielle Bestimmungen aufzunehmen sein und darin 
die freie Aufnahme in die Seminarien und die etwa beabsichtigten 
Prüfungen für die Kirche zu reclamiren sein. 

Es wurde darauf mit zwölf gegen zehn Stimmen der Antrag, 
dass dies ausdrücklich gesagt werden solle, angenommen. 

Domcapitular Würschmitt aus Speyer referirte sodann weiter 
über das von manchen Regierungen angeordnete Pfarrconcurs-Exa- 
nmi, welches der Staat zur Herstellung der Befähigung der Priester, 
zur üebernahme einer Pfarrei entweder selbst und allein abhält, oder 
bei welchem er, wenn es auch durch die Ordinariate abgebalten 
wird, dennoch durch eigens dazu gesandte Commissäre mitwirkt. 
Es wurde erkannt,- dass solch' ein Pfarrconcurs- Examen von 
Seite des Staates, sowie eine Mitwirkung desselben dabei, ein IJeber- 
griff in die kirchlichen Angelegenheiten ist, da der Staat dazu weder 
vermöge eines Staats- noch auch des Patronatrechtes befugt sein 
kann, dagegen jeder Geistliche berechtigt ist, nur von seinem Bischöfe 
geprüft zu werden, und dass eben jene Prüfungen für die Kirche ver- 
derblich wären. 

Bischof Bichartz von Augsburg: Ich kann mich nicht über- 
zeugen, dass durch die Theilnahme der Regierung bei den Concurs- 
Prüfungen in Bayern das Recht des Bischofs verkümmert werde, 
denn nicht eigentlich diese Prüfung ist es, auf deren Grund der 
Bischof die Befähigung ausspricht. Das Tridentinum versteht seine 
Bestimmungen über Pfarr-Concurs nicht von einer allgemeinen Prü- 
fung, sondern von einer Prüfung bezüglich einer bestimmten gerade 
vacanten Pfarrei. Ohnehin kann jeder Bischof eine solche specielle 
Prüfung mit demjenigen, welcher ihm präsentirt wird, vornehmen, 
ohne sich an das Resultat jener allgemeinen Prüfung zu binden und 
auf die Note, die der Candidat im Pfarr-Concurs-Examen erhielt, 
Rücksicht zu nehmen. Ja, im bayerischen Concordat ist diese 
specielle Prüfung ausdrücklich vermerkt. Wir sind also völlig frei 
in Bezug auf das wesentliche Examen. Ich habe noch vor sechs 
Wochen einen Priester zurückgewiesen, der mit einer königlichen 
Präsentation in meine Diöcese kam; die Regierung nahm meine 
Protestation an. Das Ooncurs-Examen, welches der Staat angeordnet 
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hat, hat mich nie genirt; im Gegentheil, ich erkenne im Staats- 
Concurs-Examen eine Wohlthat ; denn es können von Privatpatronen 
nur solche präsentirt werden, welclie jenen Staats-Concurs bestanden 
haben. Auch sind die Examinatoren fast nur Geistliche, die ich 
grösstentheils selbst bezeichnete. Und durch diese Prüfung wurd die 
Garantie bezüglich der wissenschaftlichen Qualification der Candidaten 
erhöht. Das Examen für die Institution liegt ganz in der Hand des 
Bischofs und stimmt auch am meisten mit den Bestimmungen des 
Concils von Trient überein. Ich jßnde also keine Veranlassung ge- 
gen das vom Staate angeordnete Concurs - Examen irgendwie zu 
protestiren. 

Stiftsprobst Dr. Bollinger von München: Diese Gründe vom 
bayerischen Standpunkte aus erkenne ich zwar an, muss aber doch 
einiges hinzu fügen, was die Sache in ein anderes Licht stellt. 

Im neuen Deutschland wird es wohl anders und schlimmer 
werden. Es ist währ, dass es in der Gewalt des Bischofs steht, 
sein Recht zu wahren, aber wenn die Kirche ein exclusives Recht 
des Bischofs statuirt, so kommt es nicht auf das persönliche bischöf- 
liche Recht an; audi der Klerus hat das Recht und die Pflicht^ 
nur von seinen Bischöfen examinirt ^w werden. Diesem Rechte des 
Klerus steht zur Seite das Recht desselben, nicht auch noch durch 
andere Prüfungen behelligt zu werden, namentlich mit solchen, die 
oft nicht kirchlich sind, ja wo zur Belastung der Gewissen oft sehr 
verfängliche Fragen, z. B. über das Verhältniss der Kirche zum 
Staat gestellt werden, und wo dann derjenige, welcher nicht im 
Sinne des Staats- Concurses antwortet, eine böse Note erhält. Wün- 
sch enswerth wäre es also im Interesse des Klerus, dass die Concurs- 
Prüfung einfach nur nach den kirchlichen Gesetzen abgehalten werde. 

Es kommt auch viel an auf die jedesmalige Gesinnung der je- 
weiligen Regierung, auf die Persönlichkeiten der Behörden und 
Commissionen, In dieser Beziehung war es in Bayern in letzter Zeit 
ziemlich gut, aber nicht überall war es so, und wie es künftig sein 
wird, wissen wir nicht. 

Präsident von Oeissel: Hier ist von dem Princip die Rede: 
Hat der Staat ein Recht, sich in die Pfarr-Concurs-Prüfungen ein- 
zulassen? Ja, sagte man; als Patron hat der Staat das Recht. Aber 
das ist nicht der Fall, denri sonst könnte auch jeder Privatpatron 
verlangen, dass er Commissäre zu der Concurs-Prüfung schicken 
dürfe. Auch aus dem Ober- Aufsichts-Recht des Staates kann jenes 
Recht nicht gefolgert werden. In Bayern allerdings ist die Aus- 
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führuiig besser als das Princip. Aber anderwärts hat es sich ganz 
anders gestaltet und. das kann es sich auch in Bayern. 

Bischof Dittrich von Dresden bemerkte: In Sachsen ist der 
König Patron über alle Pfarreien. Die Bestimmungen über das 
Pfarr-Concurs-Examen sind aber günstig. Es ist eine öffentliche 
Prüfung vor der geistlichen Behörde vorgeschrieben. 

Erzbischof von Beisach von Münchmi: Der Pfarr - Concurs, 
den das Concil von Trient vorschreibt, ist nicht mit dem Staats- 
Concurs-Examen zu verwechseln. Das Tridentinum versteht unter 
Pfarr-Concurs den Concurs für jede gerade vacante Stelle. Dieser 
Concurs ist in Deutschland nicht mehr herrschend, sondern man hat 
ein allgemeines Pfarr- Concurs-Examen eingeführt; auch ist wieder 
zwischen den Patrouats-Pfarreien und denen , die unter der libera 
coUatio des Bischofs stehen, zu unterscheiden. 

Bischof Weiss von Speyer:: Das katholische Princip ist doch 
bei diesen staatlichen Coneursen nicht ganz gesichert. Schon die 
Art und Weise der Ainordnung und Durchführung steht nicht auf 
kirchlichem Boden. Die ßegierung schreibt das Examen aus, leitet 
es durch ihren Commissär und stellt endlich die Note fest. Der 
Bischof hat das Recht, einige Examinatoren zu bestellen. 
Auch ist ein solcher Auftrag der geistlichen Examinatoren un- 
würdig. Meine geistlichen Eäthe haben erklärt ^ als Examinatoren 
an diesem Examen nicht Theil nehmen zu wollen, weil nicht 
sie die Noten festsetzen. Im Jahr 1824 wurde dieses Staats- 
Examen durch den Apostolischen Stuhl verworfen. . Ich habe 
auch immer gegen dasselbe protestirt und habe es bis jetzt nicht 
eingeführt; bei mir war schon ein Concurs-Examen für Alle, welche 
Pfarrer werden wollten, eingeführt, aber die. Prüfung geschah immer 
von Synodalexaminatoren und nur in gewissen gemischten Gegen- 
ständen wird ein weltlicher Commissär zugelassen. Meine Examin a- 
tions-Commission gab die Noten und theilte sie nur der Regierung 
mit. Man hat es so tolerirt, aber vor acht Wochen hat man wieder 
auf dem Staats-Concurs-Examen bestehen wollen. Jedoch hat die Regie- 
rung darauf erklärt, es sei kein Grund da, diese in Speyer herrschende 
Praxis zu ändern. Ich fürchte aber, dass die Regierungen die Nicht- 
geprüften nicht anerkennen werden. Entgegen den Concordaten be- 
stehen die Regierungen darauf, dass die Bischöfe Niemanden an- 
stellen dürfen, der nicht das Examen bestanden hat. Ich werde ein 
Staats-Concurs-Examen mir aber nicht gefallen lassen. Es ist gut, 
wenn'^für alle Diöcesen eine das kirchliehe Recht salvirende Erklä- 
rung festgestellt wird. 
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Domcapittilar Krabbe von Münster: In Münster besteht noeh 
das tridentinisclie Examen und es scheint mir bedenklich, es zu 
ändern, denn dadurch kommt die Gültigkeit des Examens in Frage, 
\yenn kein päpstliches Indult vorliegt. Es ist auch bedenklich, der 
Begierung irgend einen Einflnss zu gestatten. 

Domcapitular Longner aus Amrichshausen: In Würtemberg 
nimmt jetzt der Staat ganz einseitig die Concurs-Prüfungen vor; 
der Bischof hat nämlich seine Commissäre zurückgezogen. Gewiss 
hat der Klerus ein Kecht, nicht so examinirt zu werden. 

Bischof Bicharts von Augsburg: Ich entnehme aus den ge- 
raachten Mittheilungen, dass keine Regierung den Bischof beschränkt 
in der von ihm vorgeschriebenen Specialprüfung, nach deren Resultat 
er verfahren kann. Was Herr Stiftsprobst DölUnger sagt: „Der 
Klerus hat ein Recht, dass er nach dem ürtheil seines Bischofs be- 
handelt werde ," das ist mit einiger Beschränkung wahr. Wer in 
der Coucursprüfung der erste war, kann vom Bischof nicht verworfen 
werden. Aber auch denjenigen, welcher der letzte in der Concurs- 
reihe war, kann er nicht verwerfen, wenn er ihn als dignus befindet. 
Denn das canonische Recht fordert von dem Fatronus praesentans 
nur, dass er eine digna persona präsentire. Können wir's verhindern, 
dass der Patron den wenigst Würdigen präsentire? 

WeiWjischof lAlpke von OsnabrücJc referirte über den Zustand 
der dortigen Diöcese: Pfarr-Concurse finden bei uns' nicht statt, ausser 
wo es die Stiftung vorschreibt. Der König hat kein Patronatsrecht 
beansprucht. Bei jeder Vacanz ist bis jetzt immer derjenige, wel- 
chen ich als den Tüchtigsten proclamire , von der Regierung ange- 
nommen worden. 

Domcapitular Würscbmitt: Es kann in dem Pfarr-Concurs- 
Examen ja Einer ganjs durchfallest und dieser kömite nicht angestellt 
werden, wenn ihn der Staat nicht anerkennt. 

Präsident vm Geissei: Das Princip halte ich für verwerflich, 
dass dem Staate ein Einfluss bei der ConcurS-Prüfung zustehe. Das 
Staats- Concurs-Examen hat allerdings auch selbst einen Vortheil, 
nämlich den, dass die Pfarr-Jagd beschränkt wird. Aber der Bischof 
selbst ist auch beschränkt, da er Keinen zum Pfarfamt befördern 
kann, der nicht das Staats-Examen mitgemacht hat. Es ist auch 
ein Anlass zum Streit mit der Regierung; z. B. wenn der Bischof 
Einen durchfallen lässt, welchen der Staat mit Nummer 1 notirte. 
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Die BegieruDg hält ihren Candidaten fest, der Bischof den seinigen, 
und die Begierung übt zuviel Eiofluss, wenn es ihr so möglich ist, 
sich in die Pfarrverleihungen einzumischen. 

Bischof Riehartz von Augsburg: Wo die Pflicht den Kampf 
gebietet, muss er aufgenommen werden ; so habe ich's immer gehalten. 
Aber man soll nicht ohne Noth einen Kampf anfangen; wo er ver- 
mieden werden kann, da vermeide man ihn. Wenn der Fall eintritt, 
dass die Regierung Einen verwirft, den der Bischof für gut erkennt, 
dann muss der Bischof für seinen Candidaten eintreten. Wo die 
Regierung bis jetzt Einen zurückwies, da war es begründet. Wenn 
der Letzte des Coucurses mir für die beste Pfarrstelle z. B. von 
einem Privatpatron präsentirt \Vurde, da nahm ich eine Special- 
Prüfung vor; die hat mir immer durchgeholfen. Ich denke, wir 
können mit den schon bestimmten Formulirungen zufrieden sein und 
das Weitere jedem Bischöfe überlassen. Vielleicht werden sonst die 
protestantischen Regierungen, welche die Sache noch den Bischöfen 
überliessen, künftig dieselbe in pejus verwandeln. 

Bischof Lipp von Rottenburg: Herr Decan Lmigner hat die 
traurigen Verhältnisse in Würteraberg geschildert. Es werden die 
Geistlichen in Stuttgart geprüft. Ich habe gefordert, dass die Prü- 
fung bei mir in Rottenburg geschehe und wollte sogar einen welt- 
lichen Commissär zulassen; ich erhielt keine Antwort. Ich habe den 
Kampf begonnen und habe noch keine Aussicht auf Sieg. Darum 
würde es mir erwünscht sein, wenn der gesammte Episcopat in 
einer Declaration sich ausspricht. 

Bischof von Limburg: Ich gehe überall davon aus, dass die 
einzelnen Bischöfe nicht blos ihre Diöcese, sondern alle Diöcesen ins 
Auge fassen müssen. Ich habe zwar keine Staats-Concurs-Prüfunjy ; 
aber das Princip ist falsch und die Ausführung verderblich. Dass 
das richtige Princip erklärt werde, ist uns wünschenswerth, für einige 
von uns mehr, für andere weniger. 

Bischof Müller von Münster: Wenn auch keine nachtheiligen 
Polgen hinsichtlich der CoUation aus jenem Staats-Eiamen ent- 
ständen, so müssten wir doch als Vertreter der Kirche gegen das- 
selbe als gegen eine Anmassung protestiren. Die Kirche hat dem 
Staate kein solches Recht zugestanden. Der Patron hat nur zu 
präsentiren und die Prüfung der Candidaten für kirchliche Aemter 
gehört nicht zur Cognition des Staates. Kämpft ein Bischof allein, 
so ist seine Lage misslicher; besser ist die Sache, wenn der ganze 
Ißpiscopat von Deutschland , wie er hier jetzt , Gott sei Dank , ver- 
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einigt ist, eintritt, nach dem Ausdrucke des heiligen Cyprian: Spis- 
copatus Uhus est, cujus in solidum singuli partes tenent/ 

Präsident von Geissei theilte den Bescbluss der österreichischen 
Bischöfe auf der Salzburger Synode mit, die sich dort ebenfalls da- 
hin erklärten, dass durch ein Staats-Examen das kirchliche Princip 
verletzt werde. Darin stimmten auch alle Canonisten aberein. 

Domcapitular München von Köln machte darauf aufmerksam, 
dass in mehreren Gegenden die Pfarrer in gewisser Beziehung auch 
Staatsdiener seien, als Civilstandsbeamten, Schulinspectoren, Armen- 
pfleger; dies dürfte zu berücksichtigen sein. 

Präsident von Geissei: Es wird künftig wohl aufhören, dass 
die Geistlichen zugleich auch bürgerliche Standesbeamten und Schul- 
inspectoren sind. 

Stiftsprobst JDöllinger bestätigte das : Die Stellung der Pfarrer 
wird künftig eine andere. Es wird die Civilehe eingeführt werden. 
Bezüglich der Schule wäre es gut, eine Glausel aufzunehmen, dass 
es dem Staate unbenommen sei, die Geistlichen bezüglich des Schul- 
wesens zu prüfen, soweit er sie künftig noch als Schul-Inspectoren 
verwenden wolle. 

Präsident von Geissei: Aehnlich habe ich es früher in Speyer 
erklärt. Der Staat mag die Geistlichen prüfen in allen Beziehungen, 
wo er ihnen Functionen überträgt. 

Bischof von Speyer: So ist es, aber man hat mehr verlangt. 



Domcapitular Krabbe von Münster wünschte, dass die specielle 
Erwähnung des Schul- und Armenwesens fort gelassen werde, denn 
Beides gehöre der Kirche und sei in Deutschland auch im West- 
phälischen Frieden annexum exercitio spirituali. 

Domcapitular Förster von Breslau stimmte dem bei, indem er 
befürchtete, man möge aus jener Schulclausel folgern wollen, dass 
die Kirche die Trennung von der Schule anerkenne und dass die 
Schule vom Staate abhängig sei. 

Bischof Bichartz von Augslmtg fügte bei: Wie leicht könnte 
auch das ganze Armenwesen der Kirche entzogen werden, wenn der 
Episcopat eine derartige Erklärung erliesse. 

Stiftspropst Döllinger : Bezüglich der Stellung zum Schul- und 
Armenwesen befinden wir uns zwischen Scylla und Charybdis, Es 
soll nicht scheinen, dass man dem Staate durch meine Glausel etwas 
zugesteht, und man möchte auch den Eegierungen keinen Voxwand 
bieten, die Geistlichen als solche auszuschliessen. Der Staat hat das 
Recht, Schulen zu errichten • und wenn wir in Beziehung auf diese 
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Staats-Schnlen dem Staate Prafangen der dazu zu verwendenden 
Geistlichen gestatten, so geben wir kein Princip anf. 

Es folgte nnn die Verlesung der Anträge des Referenten, Dom- 
capitolar WürsckmiU und die Abstimmung darüber. Es wurden 
die folgenden drei Erklärungen beschlossen: 

1. Die Bischöfe, welche als Nachfolger der Apostel von dem 
Herrn Jesus Christus allein die Vollmacht empfangen haben, Ar- 
beiter in seinen Weinberg eu berufen, damit das Evangelium dUef- 
wärts verkündigt j und die Geheimnisse des Heils den Gläubigen ge- 
spendet werden, sind in gewissenhafter Wahmehmu/ng dieses gött- 
lichen Auftrages verpflichtet, nur jene als Lehrer und Priester isu 
erwählen^ zu weihen u/nd zu senden, welche sie nach ihrem sittlichen 
Wandel zum heiligen Lehr- und Priesteramte für umrdig und nach 
ihren Kenntnissen für fähig halten, 

2. Ihnen steht demnach allein das Recht zu, die Berufenen 
zum geistlichen Stande über ihren Wandel und über ihre Wissen- 
Schaft zu prüfen, in die Seminarien zur Vorbereitung auf die hei- 
ligen Weihen und die evangelische Sendung aufzunehmen, und nach- 
dem sie ihren Eifer im Diemte der Seelsorge oder im Lehramte, 
sowie ihre Würdigkeit nach canonischer Prüfung bewährt haben, 
zttr Verwaltung des Predigt- und Pfarramtes für tüchtig zu er- 
kennen» 

3. Der deutsche Episcopat erMärt daher, dass sowohl die 
MitbeÜmligung des Staates an den Prüfungen der in den geistlichen 
Stand Tretenden zur Aufnahme in die Seminarien, als au^h dessen 
Mitwirkung zu den Pfarr-Concurs-Prüfungen eine wesentliche Be- 
schränkung der kirchlichen Freiheit und eine Beeinträchtigung der 
bischöflichen Bechte enthalte. 

Von den vorstehenden drei Sätzen wurde Satz 1. mit 15 Stimmen, 
Satz 2. einstimmig angenommen, ebenso Satz 3. Ein 4. Satz, der 
noch vom Referenten beantragt war (aber in den uns vorliegen- 
den Manuscripten nicht mitgetheilt ist), wurde per majora verworfen. 
Bei der Abstimmung über Satz 3. fand noch eine Scfalussdebatte 

Statt. 

Professor Fessler wünschte den Zusatz zu Satz 3.: f,insofern 
sich diese Prüfung auf theologische Gegenstande beziehe/^ Denn 
dem Staate sei die Prüfung in philosophischen Gegenständen zu ge- 
statten. Erzbischof von Mmcheni Das präjudicirt nicht; in Gym- 
nasien mag der Staat prüfen wie er will. Der einzelne Bischof mag 
nötbigenfalls den Satz erläutern. Erzbischof von Freiburg: Eine 
solche Erläuterung sei schon in Satz 1. enthalten. Bischof von 
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Begensburg : Man kann bei Erwähnung der Mitbetheüigung die Worte : 
„welche einzelne Regierungen bisher ausgeübtes weglassen. Rräsi- 
dent: Man möge sagen, ,,dass eine weltliche Mitbetheüigung etc. 
Dagegen sprach der Bischof von Augsburg. Der Bischof von Würe^ 
bürg wollte Alles streichen. Man solle sich nur darauf beschränken, 
Principien auszusprechen; dann spare man auch die Glauseln. Der 
Präsident, der Domcapitular Krabbe und der Bischof von Limburg 
hielten daran fest, dass hier zur Abweisung der Eingriffe des Staates 
eine Erklärung nöthig sei. 

Der Präsident meinte schliesslich, man könne sich auch auf 
eine blosse nicht zu publicirende Verabredung beschränken. Bischof 
Richarte bemerkte noch zur Bechtfertigung eines Staats-Concurs- 
Examens, dass nach dem Concordate far Bayern nur dem Landes- 
herrn genehme Personen zum Pfarramt befördert werden dürften; 
aber nur Einmal in zwölf Jahren sei ihm Einer als persona minus 
grata bezeichnet worden ^ jedoch habe er auch diesen durchgesetzt. 
Stiftsprobst Boüinger erinnerte an das Factum, dass Qeistliche wegen 
ihrer Grundsätze über die gemischten Ehen im Staats-Concurs-Ezamen 
zurückgewiesen seien. Was die persona grata betreffe, so werde 
diese Beschränkung künftig ganz wegfallen. 

Bischof Weis von Speyer hob nochmals hervor, dass die 
Staats^Concurs-Prüfung nicht auf dem Boden der Kirche stehe, viel- 
mehr gegen die Grundsätze der Kirche und auch des Concordates 
Verstösse. Unter Verwerfung der schon mitgetheilten Verbesserungs- 
anträge wurde darauf Satz 3. in der oben angegebenen Fassung 

angenommen. 

Bischof JBb/ife«^ von Passau stellte noch nachträglich die 
Frage: Sollen wir uns an das Concordat halten oder nicht? Ich 
bin überzeugt, dass es für die Kirche in Bayern gut stünde, wenn 
das Concordat gehalten wird ; manche Missstände würden fallen. 

Da die Zeit schon über 10 Uhr hinausgerückt war, wurde die 
Sitzung geschlossen. 

XVIIL Die dreizehnte Sitmng, den 30. October, Abends 6 Uhr. 
Anwesend waren alle früher Genannten, ausser dem hochwür- 
digsten Bischof Blum von Limburg und Domcapitular Braun 

von Trier. 

Der Präsident iiess ein durch die Post verspätetes Schreiben 
des hochwürdigsten Bischofs Joseph Ambrosius Geritz von Ermelanä 
vom 12. October verlesen, worin derselbe seine Vertretung bei der 
Versammlung durch den bereits am 22. October eingetroffenen und 

15* 
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schon seit der ersten Sitzung an den Verhandlungen theilnehmenden 
hochwürdigsten Weihbischof Grosmann anzeigte. Hierauf wurde das 
Protokoll der 9. Sitzung verlesen und genehmigt. 

Sodann ging man zur Tagesordnung : über die InstaUcUum der 
"Pfarrer über. Decan Longner von Amrichshausen erstattete Bericht 
über die Verhältnisse in Würtemberg. Er erzählte : Hat Seine Majestät 
einen zum Pfarrer ernannt, so meldet es der königliche Bath dem Decan 
und lässt ihn einen Bevers unterschreiben. Der Decan hat die Instal- 
lation vorzunehmen. Dabei wird der Bevers verlesen, den der Pfarrer 
unterschreiben muss und der die Bechte des Staates salvirt und sdlerlei 
üngehörigkeiten enthält. (Die ganze Versanunlung lacht bei diesen 
Mittheilungen.) Erst nach Unterzeichnung des Beverses erfolgt die 
Installation. Es sind schreiende Eingriffe in die Beligions- und 
Gewissensfreiheit, wie der Beferent bemerkt Nach Unterzeichnung 
des Beverses erfolgt die Installation, indem der Decan mit dem 
Pfarrer in die Kirche geht, wo der Decan in seiner Eigenschaft als 
Kirchen- und Staatsdiener den Pfarrer der Gemeinde vorstellt. (In 
Bayern geschieht die Installation der Pfarrer, wie Decan Longner 
bemerkte, durch den Decan in Gegenwart eines landesherrlichen 
Commissärs). In der Diöcese Bottenburg müsse der Pfarrer dann 
bei der Installation in der Kirche dem Bischof von Bottenburg und 
seinem Domcapitel Treue geloben. Durchaus ungehörig sei es aber, 
wenn die Pfarrer bei den Installationen dem Landesherm jenen 
Dienstrevers vor ihrer canonischen Einsetzung beschwören müssten; 
zwei Ordinarien könnten die Geistlichen nicht gebrauchen, auch habe 
der Staat nicht das Becht, dass er neben dem Decan noch einen 
Gommissär schicke. Man könne sagen , dieser sei zu Einweisung in 
die Temporalien bestimmt. Aber dies geschehe schon durch die 
bischöfliche Institution. Es sei nicht einzusehen, warum noch ein 
landesherrlicher Conmiissär nöthig sei. Auch zur Uebergabe ' der 
Akten sei ein solcher nicht nothwendig, denn er könne nur die welt- 
lichen Akten übergeben. Auch zur Uebergabe des Schul- und Armen- 
wesens bedürfe man den Gommissär nicht, beides sei Angelegenheit 
der Kirche. Wäre aber auch beides nicht kirchlich, so sei es nicht 
mit der Investitur, die etwas kirchliches sei, sondern erst später 
besonders zu übergeben. Es sei also auch die Zuziehung eines welt- 
lichen Commissarius bei den Installationen der Pfarrer ein Eingriff 
in die kirchlichen Bechte. 

Üomcapitular Würschmüt von Speyer: In Bayern bestimmen 
schon Concordate des 16. und 17. Jahrhunderts, dass die Institution 
in die Temporalien dem Landesherm mit zustehe. Es ist also hier ein 
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Privatrecht, [Redner wollte wohl sagen: wohl erworbenes Recht], 
worüber man nicht hinaus kann; jedoch müssen alle Ausdrucke und 
termini vermieden werden, welche den Schein erwecken, als ob der 
Landesherr dajs Kirchenamt verleihe. Es dürfte dann wohl genügen, 
dass zu der Declaration der' Bischöfe hinzugefügt wird: dass der 
Bischof das Recht hat, den Geistlichen die canonische Einsetzung 
zu ertheilen. 

Bischof von Augsburg stimmte diesen Bemerkungen von Dom- 
capitular Würschmüt bei. 

Erzbischof van Eeisach von München: Diese Installation iat 
auch ganz getrennt von der kirchlichen Investitur. Diese Instal- 
lation des Staats ist ein Ueberbleibsel des Feudalwesens ; sie garan- 
tirt den Schutz des Staates in den Temporalien. In neuester Zeit 
ist ein Formular zwischen den Bischöfen und der Regierung verein- 
bart, wodurch alles Anstössige beseitigt ist. Die Investitur vor 
dem Qeneralvicar muss immer der InstaUation vorausgehen, und es 
muss der betreffende Geistliche erst der Staatsbehörde ein Investitur- 
Zeugniss vorlegen, bevor er installirt wird. 

Erzbischof von Bamberg bestätigte Letzteres. 

Erzbischof van Vicari aus Freiburg theilte die Praxis in 
seiner Diöcese mit ; dort werde kein weltlicher Commissär zugezogen 
und habe er deshalb keine Klage. 

Präsident van Geissei : Es bleibt hier eigentlich nur ein grava- 
men : der famose Revers und Eid in Würtemberg. 

Bischof von Battenburg: Dieser Revers wird fallen, wenn, wie 
ich beantragt habe, die Verordnung von 1830 wegfallen wird. 

Bischof Bichartz von Augsburg : Wir müssen auch diese Sache 
vor den Apostolischen Stuhl bringen, damit er mit der würtember*^ 
gischen Regierung über die Aufhebung der Verordnung von 1830 
verhandle. 

Bischof Weis von Speyer: Wenn in dem Revers für den 
Bischof neben diesem das Gapitel aufgeführt wird, so muss auch eine 
solche Aimnassung for die Gapitel in der oberrheinischen Kirchen- 
provinz abgeschafft werden. Denn eine Anmassung ist es, wenn das 
Domcapitel sich neben den Bischof stellt, wie wenn es gleichsam 
ein Collegium wäre, wovon der Bischof der Präsident wäre. 

Decan Longner: Bei uns ist der Bischof Nichts, als Präsident 
des Capitels, ja, sogar der weltliche Rath könnte ihm gegenüber 
ein Veto einlegen. 

Domcapitular Lermig: Zur Ehre des Mainzer Capitels muss ich 
bemerken, dass die Mainzer Capitularen nur Votum consultativum 
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haben und auch nicht mehr beanspruchen, und zwar nicht blos usuell, 
sondern auch principiell. 

Dr. Klein bemerkte dasselbe in Beziehung auf das Domcapitel 
zu Limburg. 

Bischof von RoUenburg: Bisher liabe ich keine Widersprüche 
im Gapitel gefunden, aber das ist etwas Anderes als das Princip, 

Präsident von Geissei: Ich würde das Domcapitel einfach auf 
das jus canonicum verweisen, die Widerstrebenden mit Censuren 
belegen und sie eventuell auf den Weg der Beschwerde nach Rom 
verweisen. 

Decan Longner: Die Staatsregierung beruft sich immer auf 
das Institutions-Instrument. 

Präsident von Geissei: Begierung und Capitel und Bischof 
haben kein Recht gegen das jus commune. 

Die Versammlung beschloss hierauf einstimmig, es solle ein 
Passus über den Revers und über das Capitel in der Diöcese 
Rottenburg in der Eingabe an den Papst bemerkt und der Revers 
in lateinischer Sprache beigelegt werden, üebrigeus solle die Sache 
zu geeigneten Massnahmen den einzelnen Bischöfen anheim ge- 
geben werden. 

Man wandte sich hierauf zur Berathung über die Verwaltung 
des Kirchenvermögens nach seinen verschiedenen Zwecken und über die 
Eingriffe des Staates in dieser Richtung. Wenn einerseits das Wohl- 
thätige der Oberaufsicht des Staats über die kirchliche Vermögens- 
verwaltung nicht verkannt wurde, so konnte doch andererseits die 
arge Bevormundung, welche so häufig die Kirche bisher in einem 
ihrer wichtigsten Rechte hemmte, nicht gebilligt werden. Es wurde 
erkannt, dass die der Kirche angeborene Befugniss, ihr Vermögen frei 
zu verwalten und zu verwenden, für dieselbe zurückverlangt werden 
müsse. 

Zunächst referirte Decan Longner über die Beschränkungen des 
Bischofs von RoUenburg. Derselbe müsse erst jeden Etat an den 
königlichen Kirchenrath nach Stuttgart senden, ehe ihn das Ordi- 
nariat vollziehen könne. Das sei gegen die Rechte der Kirche, wie 
sie das Goncil von Trient festgestellt habe. Referent knüpfte daran 
einen Antrag über die Ausfuhrung der Dotationen, die der Kirche 
in den Goncordaten verheissen worden. 

Präsident von Geissei: Die Staaten sind jetzt so in Finanz- 
nöthen, dass gegenwärtig hier an einem» Erfolg gar nicht zu denken ist. 
Es fragt sich daher sehr, ob es zeitgemäss sei, die Ausführung der 
Dotationen zu betreiben. 
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Weihbischof Crrostnann von Frai4enburg: Der Ermlftnder Bis- 
thomsdotationsetat ist fertig, mit dem Ministerium ins Klare g^^ 
bracht, nnd es liegt diese Sache seit vier Jahren in Sern zur Bestäti- 
gung vor. 

Bischof Bichartzi Der jetzige Zustand ist so bewegt, dass jetzt 
kein Schritt zu thun sein dürfte. Wir wollen diesen Gagenstaiid in 
dieser Zeit übergehen. Es ist wohl gut, dass die Dotation nicht 
früher schon geschehen ist, denn wir hätten dann Beuten erhalten, 
die jetzt so sehr entwerthet sind, dass unsere Einnahmen jetzt sch<m 
viel geringer sein -würden. 

Präsident von Geissei: Die Dotation in Wäldern, wie sie das 
preussische Concordat zusichert, ist nicht ganz sicher ; das bayerische 
Goncordat ist sicherer, indem es eine Dotation in fundis verspricht. 

Bischof i%(JZa^ ; Jetzt ist die Zeit nicht günstig, ich hatte die 
Sache in Anregung gebracht , aber die Forsten . sind in England 
verpfändet. 

Bischof von Hildesheim stimmte damit überein, dass die Zeit 
jetzt ungünstig sei zur Betreibung der Bisthumsdotationen, aber er 
machte auf die Gefahren aufmerksam, die dem Eirchenvermögen 
drohten, wenn man die Sache ruhen lasse. 

Präsident: Der Bechtstitel für die Bisthumsdotationen ist da, 
er ist in den Gorcordaten gesichert. Dies wurde allgemdn aner- 
kannt, jedoch bemerkt, es sei jetzt nicht der geeignete Zeitpunkt, 
dieses Becht zu verfolgen; wir müssen also bessere Zeiten zur Gel- 
tendmachung abwarten. 

Die Versammlung stimmte einstimmig bei mit Ausnahme des 
Bischofs von Hüdesheim^ der meinte, dass man die Sache doch jetzt 
schon aufnehmen solle. 

Decan Longner referirte weiter über die Dotation der CcUhe- 
drdlhirchen. 

Bischof von Speyer bemerkte, in Bayern sei auch die Verwal- 
tung des Vermögens der Cathedralkirchen nicht freL 

Bischof Bichartjsf von Augshu/rg : Die Verhältnisse sind an ver- 
schiedenen Orten verschieden. 

Domvicar Dr. Klein aus Limburg referirte über die dortigen 
Verhältnisse. Das Bisthumsdotations-Geld sei ausgeschieden, aber 
es sei nicht dem Bischof die Verwaltung übergeben, sondern zwar einer 
eigenen, jedoch weltlichen Gasse, dem sogenannten Centralkirchen«* 
fond überwiesen. 

Decan Longner referirte wdter über die allgemeine Verwaltung 
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des Kirchenvermögens. Der* betreffende Beschluss der österreichischen 
Bischöfe auf der Versammlung zu Salzburg wurde verlesen. 

Präsident von Geissei : Ich denke, wir erklären, dass der Kirche 
die Verwaltung ihres Vermögens gebühre und dass dem Staate nui; 
eine Oberaufsicht zustehe unter der Voraussetzung, dass der Staat 
mit der Kirche verbunden sei, und dass selbst dann aus dem 
Oberaüfeichtsrecht nicht eine Bevormundung des Staates folge. Ge- 
meinrechtlich steht jedem Pfründner die Verwaltung des Vermögens 
zu, was abet viele üble Folgen hatte. Das preussische Landrecht 
basirt in diesem Punkte auf dem canonischen Rechte. So lange 
die Kirche nicht total vom Staate getrennt ist, kann diesem 
das Oberaufsichtsrecht nicht verweigert werden. Im üebrigen ge- 
schehe die Verwaltung des Kirchen-, Pfarr- und Stiftungsvermögens 
durch den Kirchenvorstand, das KirchencoUegium, und dieser fertige 
die Rechnung in triplo : eine far die Pfarre , eine für den etwaigen 
Patron, eine für den Bischof. 

Weihbischof Lüpke bemerkte, die Tridentinische Bestimmung 
genügte nicht ganz. 

Bischof von Ctdm referirte über seine Diöcese und stimmte 
dem Vorschlag des Präsidenten bei. 

Wahbischof Qrosmann von FrauerUmrg bemerkte, in Ermland 
concurrire der Staat bei Verwaltung des Kirchenvermögens nicht, 
sondern besorge die Kirche dieselbe selbstständig. 

Domcapitular F&rster von Breslau : Bei uns ist noch ganz die 
kirchliche Ordnung, ich glaube in der jetzigen Zeit ist wohl nicht 
zu fürchten, dass der Staat noch Anspruch auf die Verwaltung des 
Kirchenvermögens machen werde. Eher sind die Gemeinden zu 
forchten, denen man das Vermögen der Kirche in die Hände spielen 
will. Ich glaube daher, dass man besser über die Sache hinweg- 
gehen möge. 

Bischof von Münster: Wir wollen ganz allgemein nur das 
Recht der Kirche aussprechen, und es dem Staate überlassen, sein 
Recht geltend zu machen. 

Domcaplan Dr. Heinrich von Maines: Es ist hier nur die Rede 
von der VerwoiUung des Vermögens; ich meine aber, auch das 
EigenthumsrecM der Kirche ist feierlich auszusprechen ; dieses Eigen- 
thum muss der Kirche garantirt werden, und was der Staat aus 
seinen Gassen zahlt, zahlt er auch nur aus privatrechtlichen Titeln« 

Bisehof Bicharta sprach dagegen : Ich bin dem Staate sehr dank' 
bar für seine Aufsicht, und möchte ich ihn nicht davon ausschliessen. 
Bevor der Staat diese Aufsicht fahrte, sah es nicht zum Besten aus 
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mit den Bechnnngen und Wirtbscbaftsfakningen. Die Begierung 
kann mehr die nöthige Kraft ^twickeln, als der gelähmte Arm des 
Episcopates, namentlich wenn ein Bendant a.dgL angepackt werden 
muss. üebrigens ist jetzt der ungünsti^te Zeitpunkt, diesien Gegen-r 
stand überhaupt zu berfihren. Denn das Beklagenswertheste wäre, 
wenn die Gemeinden durch unsere Bemanstration aufmerksam 
gemacht, sich vindiciren wollten, was bisher der Staat übte. 
Dann ständen wir noch übler, als wir bisher unter dem Staate 
standmi. 

Präsident von Oeissd: Die gez(^ene Consequenz kann ich nicht 
zugeben. Die Forderung des allgemeinen Yerwaltungsrechts wird 
genügen. Warum sollen wir die E^enthumsfrage aufrühren? 

Domcapitular Krabbe von Münster : Die freie Verwaltung des 
Eirchenvermögens muss geschehen nach den kirchlichen Verfassungs- 
Gesetzen. 

Es wurde hierauf der Antrag: 

Die versammelten Bisehofe erMären , dass sie freie VerwaU- 
tmg des gesammten Kirchenvermögens nach canonischer Vorschrift 
für die Kirche verlangen — einstimmig angenommen. 

Bischof Hofstetter von Passau enthielt sich der Abstimmung 
und bemerkte nunmehr : Ich glaube, das Hinauswerfen dieser Fragen 
der Zeit in die Welt wird mehr schaden als nutzen. Wir sitzen 
hier im Frieden; aber diese Worte und Beschlüsse, die wir in Frie- 
den fassen , machen einen ganz andern Eindruck nach Aussen und 
werden einen ganz andern Wiederhall finden« Wir sollen auch der 
göttlichen Vorsehung nicht vorgreifen. Die Wasser steigen, die 
Fluthen werden alles bedecken. Die Arche der Eirche wollen wir 
ergreifen. Wenn die Wasser verlaufen sind, dami wollen wir han- 
deln. Die Fürsten werden sich gegen uns zusammenthun, die viel- 
leicht früher für uns waren. Wir provociren manche Kämpfe. Darum 
erkläre ich, dass ich an allen Beschlussnahmen, die in die Oeffent- 
lichkeit gehen sollen, keinen Anthoil nehme. Dass wir an den hei- 
ligen Vater schreiben ist gut, aber auch da müssen wir Bücksicht 
nehmen. Der heilige Vater ist selbst in grosser Noth und steht auf 
unterwühltem Boden. An wen soll er sich wenden ? welche ist di^ 
legitime Gewalt, an die er sich wenden soll? DieBegenten werden 
sagen, wir sind keine Herren mehr im Lande. Wir müssen also mit 
Buhe und Mässigung zu Werke gehen, sonst wird an diese Ver- 
sammlung sich manche trübe Erinnerung knupfim. Wir sollen auch 
mit Schonung den Landesherm gegenüber verfahren. Geduld thut 
Noth. Patientiam, diese muss d^ Priester und der Bischof vor Allem 
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haben. Die Bewegung der Oteister ist gross. Da mfissen wir Bück- 
sichten nehmen , mehr wie im Friede. Meinem Könige gegenüber 
wftnsche ich nur, dass das Goneordat in Bayern eine Wahrheit werde 
and bleibe, nach seinem vollen Inhalte; dann haben wir, was wir 
bedürfen. Was darüber hinansliegt, wird nur Verderben bringen. 
Man will der Kirche gern entreissen, wias sie noch hat. Der kleinste 
Anstoss, den wir geben, wird als willkommene Yeranlassnng begrfisst 
werden, nns den Brand ins Hans zu weifen. Ich dachte mir von 
dieser Versammlung, die Bischöfe wollten sich darin kennen lernen 
und sich trösten und sich vereinigen im Kreuz auszuharren und im 
StiUen berathen, und sich besprechen, wie man sich öfter vereinige, 
nicht aber ein Programm in die Welt werfen, wodurch wir es 
der Welt nachmachen in ihrem Treiben, Wir woUen beweises, dass 
wir es machen wie der kluge Steuermann, der in den grössten 
Stürmen sich ruhig verhält und doch auf alle Bewegungen des 
Schiffes Bücksicht nimmt. Nicht wollen wir den Fdtdehandschuh 
hinauswerfen ; die Bechnung könnte sonst ohne Gott gemadit sein, 
der den Demütbigen seine Gnade gibt. Buhe, Gelassenheit, Auf- 
merksamkeit möge Jeder in seinem Kreise üben. Welch* ein Grosses 
ist es schon, wenn wir uns trennen in dem Bewttsstsein, wir sind 
alle einig in der Treue gegen die Kirche und den Glauben und wir 
wollen nns gegenseitig darin unterstützen. Grosses Misstrauen ist 
bereits entsTtandeu. Was wollen die Bischöfe? Sie wollen eine Herr- 
schaft erringen in dieser Zeit. Durch Provocirung von Kampf 
machen wir keinen Gewinn. Die meisten der debattirten Fragen 
erledigen sich von selbst. Die Bechte der Fürsten selbst sind ja im 
Frankfurter Parlament vernichtet, man wird auch gegen uns in 
Frankfurt neue Gesetze machen, die uns nachtheilig^ sind, als der 
frühere Zustand. Am Positiven müssen wir uns halten, sonst brin- 
gen wir Bevolution auf das Gebiet der Kirche , und zünden wir ein 
Feuer an, was wir nicht löschen können. Man sagt schon jetzt in 
dem stillen Niederbayern : Die Priester sind an allem Schuld ; kommt 
Zeit, kommt Bath. Wir müssen unsere Kräfte schonen. Diesen 
Weg habe ich neun Jahre eingeschlagen und nicht zum Nachtheil 
der Kirche von Passau. Dabei bleibe ich. — 

Bischof BichaHe von Augsburg: Ich finde in diesem beredten 
Vortrage meine Ansichten wieder. Dieselben Grundansichten leiteten 
mich. Darum stimmte ich für eine Ergebenheitsadresse an den Papst 
und für Aufrechtbaltung der Goncordia zwischen Kirche und Staat. 
Auch ich werde nach diesen Grundsätzmi verfahren, Dass ich vor- 
her mitsttmmend ersehieui war zufUIig. 
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Edn Mitglied der Versainmlung erwiederte in der Sitzang 
etwas auf die beiden Yorstehenden Beden, und der Prftsident schloss 
die Sitzung (am 9 Uhr Abends). 

XIX, Vierzehnte Sitzung^ den 3L Ocicber, Morgens ?Mlb 9 Uhr. 

Anwesend waren AUe. Das Präsidium führte Erzbischof ron 
GeisseL 

Bischof DiUrich von Dresden': Es ist noch ein Punkt zurück, 
der mir wichtig scheint ; nämlich was zu thun ist , wenn der Staat 
das brachium äaeculare der Kirche entzieht. 

Präsident von Geissei: Das kommt am besten dort zur Sprache 
wo vom Disciplinarverfahren gegen Geistliche die Bede ist. 

Bischof DiUrich: Es ist dies aber eine allg^neine Angelegen- 
heit. Die Sache kommt nicht blos bei Geistlichen vor, sondern auch 
bei Laien und Gemeinden, wenn sie nicht die praestanda praestiren. 

Präsident von Geissei stimmte bei und ersuchte demgemäss 
den Domcapitular Dr. Förster^ dass er sein Beferat über die Frage 
nach dem Verhalten der Kirche vortrage, wenn der StacU künftig 
den Schtdjs zur Durchführung "kirchlicher Massnahmen verweigere. 

Domcapitular Förster: Das hrachium saecutare ist eine seit 
tausend Jahcen bestehende Institution; sie besteht auch, jetzt noch, 
aber nicht mehr wie im Mittelalter; jetzt besteht das brachium 
noch, wenn zur Execution eines gegen einen Geistlichen erlassenem 
Erkenntnisses der Schutz des Staates gegen den Widerspenstigen 
nöthig ist, und. bei Aufbringung von Kosten zu kirchlichen Zwecken. 
Seit März dieses Jahres ist eine Aenderung eingetreten. Nach dem 
Beschluss des Frankftirter Parlaments soll jede Confession ihre An- 
gelegenheiten selbst ordnen; der Staat wird keine canonisch ent- 
s^zten Geistlichen mehr angreifen. Die Kirche wird künftig auf 
sich selbst angewiesen sein, wie vor Constantin und sie wird sich 
helfen. Gegen . widerspenstige Geisüiche muss mit Censuren ver- 
fahren werden und zwar in gradatim geschärfter Weise. Will sich 
ein solcher nicht fügen, so theile man der Gemdnde im Geiste der 
Liebe die Sache mit. Die Gemeinde wird sich selten 4ein schlechten 
Geistlichen anschliessen. Man ver&hre fest nach den canonischen 
Bestimmungen im Hinblick auf den göttlichen Stifter der Khrche, 
Was die Aufbringung von Kosten lur kirchliche Zwecke betrifft, so 
wirkt hier das brachium saecolare oft schwer und langsam, und wenn 
die weltliche Hülfe dabei wegfiUlti ao xattBaeii wir una an die dirist- 
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liehe Caritas wenden, welche oft sehr mächtig ist. Was den Antrag 
Krabbe's betrifft» so hat dieser Antrag in dem früheren Staate aller- 
dings seine Geltung; aber jetzt ist es anders. An wen sollen wir 
uns mit diesen^ Antrage wenden ? Der Beferent beantragte schliess- 
lich: Der Episcopat wolle auch für die Zukunft das brachium sae- 
culare in Anspruch nehmen, und als Verabredung, die nicht für die 
Oeffentlichkeit bestimmt sei, solle man hinzufügen, dass, wenn dieses 
nichts helfe, die Bischöfe sich in der angedeuteten Weise selbst 
helfen sollten. 

Präsident van Geissei: Wie wollen wir aber den canonischen 
Massregeln Kraft geben, wenn wir keine Hilfe mehr haben? Es ist 
zuni Beispiel häufig fast unmöglich, einen canonischen Procesa in 
strenger Form durchzufahren, wenn wir keine Mittel haben, die 
Zeugen zum Erscheinen und zur Eidesleistung oder die Yerurtheilten 
zum Gehorsam zu zwingen. 

Domcapitular Mrsier: Es ist zwar schwer, aber es muss gehen, 
wie es auch in Nord-Amerika geht. Fürstbischof Diepenbroh musste 
die Excommunication von Hatzfeld, da dieser sie zurückschickte, an 
den öffentlichen Thorweg heften lassen. 

Bischof Richartz von Augsburg: Die Zeugen werden uns doch 
nicht ganz fehlen. Entlastungszeugen wird der Beklagte bringen, 
und Belastungszeuge zu sein, wird es auch nicht an einzelnen gut- 
gesinnten Leuten fehlen. Wir sollen nicht gerade das Aeusserste in 
Aussicht stellen. 

Präsident von Geissd: Wenn Schwierigkeiten eintreten, zum 
Beispiel, wenn keine Zeugen und Eide zu haben sind, so muss der 
Grundsatz der Elrche gelten: supplet ecclesia. Das Handgelöbniss 
muss genügen, wenn der wirkliche Eid nicht geleistet wird. 

Bischof Hofstetter von JPüssau: Alles hängt in dieser Sache 
von den faktischen Verhältnissen im einzelnen Falle ab. Will man 
aber doch einen Grundsatz haben, so wäre es dieser: jeder Bischof 
muss die Form des canonischen Processes einhalten, so w^t dieses 
möglich ist. Ist eine Form unmöglidi geworden, kann sie nicht 
verlangt werden, auch von der Appellations-Instanz nicht Ist aber 
eine einzelne Form unmöglich geworden, so kann man deshalb nicht 
den ganzen canonischen Process fallen lassen. Es steht jetzt schon 
zum Theil fest, dass das Eine oder Andere des canonischen Processes 
durchzuführen mitunter unmöglich wird. Gollisionen mit den bestehen- 
den Gesetzen muss man meidefi. Es ist fetal, wenn Gericht gegen (Bericht 
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steht; In einem Müuchener Falle knfipfte man an das Erkenntniss des 
bürgerlichen Gerichtes an und liess alle canonischen Folgen eintreten, 
welche an die absolutio ab instantia geknüpft sind, nämlich die infamia 
und Suspension von der Pfründe. Die Appellationsinstanzen bestätigten 
dieses. Der Bedner fuhr fort: Ich habe als Bischof immer dahin gestrebt, 
mich des Inrachium saeculare möglichst zu enthalten; ich habe nie 
durch ein Gericht vorladen lassen; es hat etwas Gehässiges; wir 
haben das Becht, Zeugen selbst vorladen zu lassen. Das bracbium 
saeculare gibt keine grosse Hülfe. Die Kirche aber hat mächtige 
Mittel aus- sich selbst. Ist das Volk katholisch, so wird es Folge 
leisten; die Kirche hat Bechte, die rein aus der geistlichen Gewalt 
fliessen und zu diesen hilft der Staat nichts. Allein ein grosser 
Theil dieser Bechte hat einen privatrechtlichen Charakter, so dass 
die Kirche da ein Becht auf Schutz hat, wie jeder Privatmann, und 
in solchen Italien müssen wir ja nichts aufgeben , sondern auf dem 
Privatrechtswege vorschreiten. Der Bischof muss stets im einzelnen 
Falle prüfen, ob sich der Sache ein privatrechtlicher Charakter ab- 
gewinnen lässt, wo der Staat helfen muss und sich dieses von den 
weltlichen Gerichten thun lässt. Ist die Kirche vom Staate als 
Corporation anerkannt, so hat sie alle Bechte, wie jeder Private. 
Wir werden noch lernen, von diesem Standpunkte aus die kirchlichen 
Bechte zu verfolgen, z. B. ein Bischof suspendirt einen Pfarrer und 
dieser bleibt in dem Pfarrhause, so kann der Staat nicht sagen, ich 
kümmere mich nicht darum ; der Staat muss helfen, da der Pfarrer nicht 
Eigenthümer ist. Die Kirche ist Eigenthümerin des Pfarrhauses, 
und daraus kann der Usurpator hinausgeworfen werden. Wenn die 
Kirche auch nicht mehr wie früher als öffentliche Aanstalt betrachtet 
wird, so kann ihr doch diese privatrechtliche Stellung nicht ge- 
nommen werden. • 

Präsident von Geissd: Auch diesßr privatrechtliche Weg und 
Charakter der Kirche wird nicht immer ausreichen; nämlich wenn 
die Gemeinde Eigenthümerin ist und der suspendirte Priester diese 
für sich gewinnt. 

Bischof von Passau: Dann ist der privatrechtliche Standpunkt 
allerdings ein anderer; aber, dass die Gemeinde Eigenthümerin der 
Kirche oder des Pfarrhauses wäre, widerspräche dem canonischen 
Bechte. Die Kirche ist res sacra. 

Bischof DiUrich von Dresden: Der Beferent Domcapitular 
Forster hat gewiss Becht; aber sein Vortrag erschöpft nicht das 
Ganze. Es werden doch F&Ue kommen, wo man den Schutz des 
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Staates nicht entbehren kann , z. B. wenn ein Oemeinde^Mitglied 
vor dem Pfarrer nicht erscheint, wenn Gebühren einzutreiben sind, 
oder bei Hebung der Parochial-Stener, wie wir dieselbe in Sachsen 
zur Zahlung der Besoldung unserer Kirchendiener haben. Ich nieine 
also , wenn sich auch der Staat noch mehr von der Kirche ent- 
fernt, können wir doch den Schutz des Staates nicht entbehren. 

Präsident: Ich glaube, wir sind Alle einig, dass, wenn es 
bleibt, wie es war, wir auch diese Bechte in Anspruch nehmen; aber 
wenn der Staat diese Hülfe versagt, müssen wir uns auf den canoni- 
schen Boden stellen. 

Bischof von Augsburg erzählte einen Fall, wie das brachium 
saeculare nicht nur oft nichts nütze, sondern schade. Aber die öe- 
richte müssten helfen und diese thäten es auch. 

Bischof Hofstetter von Passau : Das brachium saeculare ist fast 
völlig eine Täuschung ; Manche glauben etwas zu haben, und haben 
Nichts. Auf jenem privatrechtlichen Wege kaiin dagegen auch die 
Anmassung des Staates auf Fräsentationsrechte , wo er keine solche 
hat, zurückgewiesen werden. So hat der Staat in Bayern in Bezug 
auf die Besetzung der Pfarreien die Grenzen des Concordats über- 
schritten und ein Patronatsrecht für alle Stellen verlangt, wo der 
Bischof kein specielles Recht erweisen könne. Ich habe bisher nicht 
viel dagegen gearbeitet, werde aber nun den Privatrechtsweg betre- 
ten und auf Aufrechthaltung des Concordates klagen. 

Bischof Richartz fand dieses nicht räthlich, weil er nicht 
wisse, bei wem er die Klage einreichen solle, und weil Artikel 7. des 
bayerischen Concordates bestimme, Differenzen sollten amicabili modo 
zwischen Papst und König ausgeglichen werden. 

Bischof Hofstetter : Ich würde beim Civilgprichte die Klage an- 
bringen, denn es handelt sich hier um Mein und Dein. 

Bischof Blum von Limburg \ Man hat gesagt, wir würden 
künftig Schwierigkeiten finden, Eide abzunehmen. Aber es ist jeder 
Beligionsgesellschaft die freie und selbstständige Ordnung ihrer An- 
gelegenheiten garantirt. Zu diesen gehört aber auch die Handhabung 
der Disciplin durch die kirchliche Jurisdiction. Wir können also 
auch Eide abnehmen. 

Bischof von Passaui Ich bin ganz damit einverstanden; der 
Staat kann uns nur hindern, in sofern wir seine Hülfe anrufen. 

Domcapitular Herzog aus Culm: Es fragt sich, ob der Staat 
auch von den kirchlichen Gerichtsformen sich trennen wird ,• die wir 
vor den geistlichen Gerichten beobachten müssen. Auch in Bezieh* 
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ung auf die Execntion keimen manchd Schwierigkeiten entstehen. 
In Preussen wird der Privatrechtsweg znr Austreibung von Pfarrern 
aus der Pfründe nicht anwendbar sein» wann die Gemeinden als Eigen- 
tbümerinnen auftreten. (Bischof von Passau stimmte bei^ dass da 
dieser Weg , wie sieh dies anch in . Lattich zeigte, nicht passe). 
Domcapitular Herzog fuhr fort: Es ist hier wohl zu erw^en, 
ob nicht der Episcopat gemeinsame Massr^eln treffen soll. Der 
hochwürdigste Bischef von Riswu wünschte dur, das? das bayerische 
Goncordat eine Wahrheit w&oie. Aber der Sturm wird von einer 
Seite hereinbrechen, wo manche Wälle stürzen. Es müssen daher 
auch gemeinsame Massregeln für die kirchliche Disciplin gegen pflicht- 
vergessene Geistliphe verabredet werden. (Redner weist darauf hin, 
dass mehrere Geistliehe gegien den Bischof von Culm Klage erhoben 
hatten, die dieser wegen Unsittlichkeit abgesetzt hatte). In Culm 
ist Meuterei auf dem Schiff ausgebrochen,. 4a. ist Zusehen und Ab- 
warten nicht hinreichend.. Bom hat zwar sich mit sich selbst zu be- 
fassen, aber es muss doch Zeit habeiv^ dringenden Leiden seine Auf- 
merksamkeit zu widmen, wo sie v^^rha^den sind^ wie namentlich in 
Culm und in der oberrheinischen Eirchenprovinz. Mein Bischof hat 
mehr wie einmal die Absicht gehabt, seinen Stab niederzulegen, er 
wird es, wenn nicht von hier aus ihm Stutze und Bückhalt geboten 
wird. (Eine ergreifende Bede, heisst es am Schlüsse in dem einen 
der uns vorliegenden Manuscripte). 

Bischof Hof Steuer von Passau : Ich stimme hiermit ganz über- 
ein ; was ich gesagt habe , war nur , dass der Bechteboden bis ins 
Kleinste müsse festgehalten werden; jedoch soll Bollmger in der 
Mainzer Katholikenversammlüng gesagt haben, die Concordata seien 
für die dermalige Weltlage nicht mehr bindend. Und diese Behaup- 
tung hat beim bayerischen Ministerium Veranlassung zu Missstim- 
mung gegeben und vielfach einen ungünstigen Eindruck gemac^ht, 
und gi'osse Bewegungen hervorgerufen, wovon grosse Nachtheile zu 
farchten sind. Unser Stand ist der positive. Ein augenblicklicher, 
wenn auch noch so grosser Gewinn ist weniger werth. Der Beehts- 
punkt ist der letzte Haltpunkt in dieser Zeit. Das Becht muss fest- 
gehalten werden in seinem kleinsten Punkte. Das wird uns den 
Sieg verleihen. 

Domcapitular Herzog erinnerte daran, die Heiiighaltung der 
Concordate sei in der zweiten Sitzung ausdrücklich ausgesprochen. 

Stiftspropst DöUinger: Wie ich be2äglich der Concordate denke^ 
weiss man aus meinrai fieferat. lob bitte Herrn Domcapitular 
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Förster über meine Meinung auf der Eatholiken-Versammlnng zn 
Mainz zu referiren. 

Domcapitnlar Fester erinnerte eich der Worte nicht mehr, 
erinnerte sich aber nicht im Entferntesten eine derartige Aeusserung, 
die Concordate seien nicht mehr bindend, gehört zu haben. 

Bischof von Pas$au: Es stand jene Nachricht, wie ich sagte, 
in der Allgemeinen Zeitong; ich habe sogleich daran gezweifelt, aber 
ich ersuche meinen vieljährigen Freund DoUmger^ eine geeignete Er- 
klärung in der Zeitung zu veröffentlichen, um dem üblen Ein- 
f druck zu begegnen. 

j. Präsident van Oeissel erinnerte an den gleich anfangs fest- 

gestellten Zweck der Versammlung: Das Interesse und Wohl der 
Kirche fahre uns zusammen. Wir wollen berathen, wie die Bechts- 
verhältnisse zu gestalten sind. Für alle wirklichen Hechte haben 
wir die heiligste Achtung. Wir wollen auch die Concordate aufrecht 
halten; wir wollen aber auch Anmassungen und Beeinträchtigungen 
der Kirche zurückweisen. Einen Theil der Beschlüsse wollen wir 
nach reiflicher Berathung zur Veröffentlichung bestimmen, einen Theil 
nur als feste Qrutidsätze zur Directive unter uns verabreden. Ich 
glaubte mir diese Worte selbst schuldig zn sein. Diesen Grund- 
sätzen des Vorsehens sind wir bis jetzt treu geblid)en und werden 
es auch mit Gott künftig thun. 

Bischof Blum von Limburg: Wenn irrige ürtheile sich bereits 
verbreitet haben, so fragt es sich, ob Zeitungsartikel etwas dagegen 
vermögen. Es scheint mir dagegen gerade das Geeignetste zu sein, 
dass wir in der Fublication unserer Beschlüsse nicht zu ängstlich 
sind. Unsere Zeit ist eine Zeit des Irrthums, der Lüge und Ver- 
wirrung; ich halte daher dafür, dass wir die Hauptbeschlüsse zu- 
sammenstellen und veröffentlichen; es wird sich zeigen, dass wir 
Nichts verlangen, als was recht ist, und wir werden die Besseren 
unter den Katholiken aufmuntern. Freilich wird mancher Gegner 
dagegen auftreten; aber mögen wir noch so still sein: wir werden 
die Welt nicht versöhnen. Wir sollen mit apostolischer Freimüthig- 
keit auftreten. Christus der Herr schreitet uns voran auf dem Lei- 
denswege; Ihm wollen wir folgen. Er hat uns gezeigt, dass wenn 
die ganze Welt auch anders denkt und spricht, die Wahrheit doch 
öffentlich als Wahrheit ausgesprochen werden muss. 

So wollen auch wir der Wahrheit Zeugniss geben. Wir brau- 
chen nicht alle unsere Beschlüsse zu veröffentlichen, aber doch die 
allgemeinen Grundsätze bekannt geben. Dann wird man sehen, dass 
wir wahrhaft eine Goncordia mit dem Staate wollen, dass wir nur 
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im äussersten Falle uns von ihm zurückziehen und uns nach der Zeit 
sehnen, wo wir uns ihm wieder nähern können. Der Staat wird ein- 
sehen, dass er an uns den besten Bundesgenossen hat. 

Domcapitular Förster: Der Geist unserer Zeit ist der Geist 
der Lüge. Die Bede des hochwürdigsten Bischofs Hofstetter hat mich 
tief erschüttert und mich mit Besorgniss erföllt; ich förchtete Un- 
einigkeit. Es ist dies die erste Versammlung der deutschen Bischöfe 
seit 300 Jahren. Ganz Deutschland sieht auf uns ; die Welt muss 
erkennen, dass der Episcopat fest und einig ist. Es sind einige 
Artikel in Zeitungen erschienen, welche zeigen, dass nicht ganz reiner 
Mund gehalten ist. [Es ergab sich, dass von einem anstossenden 
Baume aus gelauscht worden war]. 

Präsident: Das ist beklagenswerth. Wir wollen aber ruhig 
unseren gemessenen Gang fortgehen. 

Domcapitular Lennig nahm hierauf noch den Herrn Stiftspropst 
DolUnger wegen dessen angeblicher Aeusserung auf der Katholiken- 
Versammlung zu Mainz bezüglich der Concordate in Schutz. In 
Bezug auf die Concordate sei dort gar Nichts gesagt worden. 

Man schritt hierauf zur Abstimmung. Der erste Satz, den der 
Beferent beantragte, wurde einstimmig angenommen. Er lautet: 

Der deutsche Episcopcut beschliesst, auch femer wie bisher ^ 
auf das Becht der Kirche nicht freiwillig isu ver sichten^ und da^ 
wo es die Umstände erfordern, den Arm der weltlichen Macht, wie 
bisher, in Anspruch eu nehmen. 

Der zweite Antrag des Beferenten wurde als Verabredung der 
versammelten Bischöfe mit allen gegen eine Stimme angenommen. 
Er lautet: 

Der deutsche Episcopat beschliesst, wenn der moderne Staat 
sich von der Kirche ssurüchzieht , überall bei VollstrecJeung Urch-- 
licher Massnahmen gegen Kirchmidiener, sowie in Betreff der Auf^ 
bringufig der Kirchenbedürfnisse, wo möglich und irgend gutässig^ 
auf canonischem und privatrechtlichem Wege ssu verfahren. 

Die Hinzufügung der Worte : wo möglich und irgend zulässig, 
hatte der Fräsident beantragt. 

Bischof Dittrich bemerkte : Er werde gegen diesen Satz sein, 
der ja nicht ausführbar sei. 

Präsident von Qdssel entgegnete: Wir stellen ja nur Direc- 
tiven auf und überlassen es jedem Bischöfe seine Massregeln zu 
nehmen. 

Bischof Dittrich: Ich glaube, wir haben eine fisilsche Stellung 
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zum Staate eingenommen. Wir haben Mher beschlossen, wenn der 
Staat sich ganz von uns trenne, so wollten wir uns auch von ihm 
zurückziehen und eine defensive Stellung gegen ihn einnehmen. 

Bischof von Augshv/rg suchte seine Bedenken zu widerlegen. 

Bischof Dittrkh: Es handelt sich nicht um einzelne Fälle, 
sondern um das Princip. Das Oberaufsichtsrecht kann der Staat 
nicht ganz aufgeben, selbst wenn er republicanisch ist. Keine Ge- 
sellschaft ist bedeutungsvoller far den Staat, als die katholische 
Kirche und nie kann daher der Staat das Aufsichtsrecht über die- 
selbe aufgeben. 

Präsident von Geissei machte den weiteren Verbesserungs-Vor- 
schlag, anstatt: »kirchlicher Urtheile,€ zu setzen: »kirchlicher Mass- 
nahmen.€ Und so wurde denn der Satz, wie schon bemerkt, mit allen 
Stimmen gegen die von Bischof DiUrich angenommen. 

Hierauf wurde auf Anregung des Präsidenten einstimmig be- 
schlossen, dass dasjenige in den gefassten Beschlüssen, was sich zur 
Veröffentlichung eigne, von dem, was als blosse Verabredung zu be- 
handeln sei, ausgeschieden werden müsse. Und da die Hilfe eines 
Secretärs nothwendig geworden war, so wurde Herr Secretär Lipf 
aus Regenshurg herangezogen. 

Es wurde hierauf die weitere series tractandorum verlesen 
und deren Mundirung verordnet. Wir lassen dieselbe hier nach einer 
Beinschrift folgen: 

Series tractandorum. 

IV. Innere Angelegenheiten. 

1. Diöcesansynoden (Referenten: Domcapitulare Reissmann, 
Würschmitt^ Krabbe), 

a) Ob zweckmässig in dieser Zeit. 

b) Art der Abhaltung. 

c) Wer dabei erscheinen soll. 

d) Wie die Decrete dabei zu Stande kommen sollen. 
(Anonymer Antrag Nr. 1.) 

e) Ob alles, was ehemals in Betreff der examinatores, ju- 
dices synodales etc. bestimmt worden, auszuführen sei ? 

2. Stellung der Pfarrer zum Volke. 

a) Innigere Verbindung der Pfarrer mit dem Volke durch 
vermehrte Gottesdienste — wie wäre der Cultus zu 
bessern ? — Andere Mittel P (Antrag des Herrn Bischofs 
Dittrich. Nr. 2.) 
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b) Eevision des Kituals. — Und soll die deutsche Sprache 
bei der Ausspendung der heiligen Sacramente — und 
in wie weit angewendet werden. (Antrag des Herrn 
Bischofs Weis Nr. 3. Nr. 5. a.) 

3. Stellung der Pfarrer zum Ordinariate. 

a) Wie wäre die Yielschreiberei zu vereinfachen? 

b) Sollen die De,cane mit Definitpren als I. Instans^ in 
VerwaltuBgs- und Disciplinarsachen aufgestellt werden 
charitativ und correctiv? 

c) Sollen zu den Officialaten Pfarrer als Assessoren in 
Disciplinarsachen gezogen werden? 

4. Stellung der Bischöfe unter sich. 

a) Durch welche Mittel wäre eine grössere Verbindung 
der Bischöfe unter sich zu bewerkstelligen? 

b) Amtliche Mittheilung der Verordnungen und Hirten- 
briefe. 

. c) Ob eine gemeinsame Zeitschrift als Archiv? 

5) Stellung der Bischöfe zu Rom. 

a) Declaration der Einheit und Anhänglichkeit an den 
apostolischen Stuhl. 

b) Ist ein lebendigerer Verkehr mit Born zu wünschen 
und zu erzielen? 

c) Wäre eine geraeinsame Vertretung statt einzelner 
Agenten zu wünschen? (Antrag des Herrn Bischofs 
Weis Nr. 3. 4. a.) 

d) Ist eine Gleichförmigkeit in den Quinquagenalfacul- 
täten zu erzielen? 

e) Ebenso in den Ehedispensen — und wären diese zu 
vereinfachen ? (Antrag des Herrn Lennig Nr. 4. H: Nr. 2.) 

f. Gerichte dritter Instanz. {Lennig Nr. 4.) 
V. Ist eine Nationalsynode zu wünschen? Wie wäre sie ein- 
zuleiten, wann wäre sie abzuhalten? (Anträge von Herrn 
Bischof Dittrich Nr. 5., Domcapitular Lennig Nr. 4. und 
geistlichen Rath Schmitt Nr. 7. b.) 

VI. Die Ehe. (Domcapitular München.) 
l. Civilehe. 

a) Wie sind Leute, die in einer Civilehe leben, zu be- 
handeln? 

b) Kann man die Civilehe als Sponsalien ansehen? 
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c) Wie sollen Concubinarier behandelt werden — streng 
nach den Kirchengesetzen? 

d) Sollen auch Civileheleute als Concubinarier behandelt 
werden ? 

2. (Gemischte Ehe. 

a) Ist dazu noch Dispens nöthig, wenn auch alle Kinder 
katholisch werden sollen? 

b) Von wem ist Dispens zu geben? 

c) Wann ist die assistentia passiva zu leisten? 

d) Kann der Katholik, ohne sich einer communicatio in 
sacris schuldig zu machen , und ohne Gewissensver- 
letzung sich vom protestantischen Pfarrer copuliren 
lassen ? 

e) Kann und darf der katholische Pfarrer ein vom pro- 
testantischen Pfarrer copulirtes Ehepaar auch noch 
katholisch einsegnen? 

VII. Stellung der Laien. 

1. Wie wäre das kirchliche Leben der Laien zu heben? 

2. Ist eine grössere Theilnahme der Laien an der Verwal- 
tung des Kirchenvermögens zu wünschen — eventualiter 
wie zu erzielen? 

3. Wären Sittengerichte durch Laien unter dem Vorsitze des 
Pfarrers, bei denen die in Concubinaten und Civilehe Le- 
benden und von der Ostercommunion sich Enthaltenden 
admonirt würden, zu wünschen? (Antrag des Herrn Bischofs 
Weis Nr. 4. und angenommener Antrag Nr. 1.) 

4. Sind die Laien anzaregen, Journale im katholischen Sinne 
zu gründen, Volksbücher herauszugeben, Vereine und 
Institute zu stiften — und wie dieses — welche Vereine? 

Besondere Anträge. 
VIII. Soll das kirchliche Censurwesen für Gebet- und Erbauungs- 
bücher besser geordnet werden, und wie? {Döllinffer Nr. 6.) 
IX. Sollen Volksmissionen eingeführt werden? (Herr Bischof -4r- 

noMi Nr. 8. Herr Bischof Bli4m Nr. 9.) 
X. Gemeinsame Exercitienhäuser für die Geistlichen mehrerer 

Diöcesen. (Bischöfe Amoldi, Weis.) 
XI. Aufnahme der disciplinirten aber gebesserten Priester in 

andere Diöcesen. (Bischof Weis.) 
XII. Revision des Breviers. (Bischöfe TTm, Wandt.) 
Xni. Allgemeiner Catechismus und biblische Geschichte. (Bischof 
Weis und anonymer Antrag.) 


Vierzehnte Sitzung: Verlesung der series tractandorum. 245 

XIV. Deutsche Bearbeitung des Missale für das Volk in wohlfeilen 
Ausgaben. (Bischof Weis.) 

XV. Ansprache der Bischöfe an das Volk über die Zeitverhält- 
nisse in geeigneter Weise. (Bischof Weis.) 

XVT. Bessere theologische und pädagogische Bildung des jungen 

Klerus. (Bischof Dittrich.) 
XVII. Wie dem Verbote der Frankfurter Versammlung gegen Je- 
suiten undLiguorianer zu begegnen sei. (Domcapitular Lepnig ) 
XVIII. Soll der deutsche Episcopat sich als deutsche Nationalkirche 
constituiren ? (Domcapitular Lennig.) 

XIX. Missionsvereine für die nordischen Katholiken. (Bischöfe 
MüUerj Wandt) 

XX. Antwort an den* katholischen Verein zu Mainz. (Bischof 
Bltm^.) 

XXI. Petition an den Papst um Aufhebung der Verordnung der 
oberrheinischen Regierungen vom 30. Januar 1830. (Bischof 
Lipp.) 
XXII. Kirchliches Disciplinarverfahren gegen Kleriker und Laien. 
(Bischof von Culm.) 

XXIII. Erklärung des Episcopats über die am meisten entstellten 
katholischen Lehren. (Bischof Wandt.) 

XXIV. Frage, ob und was zur Hebung der Noth des Volkes ge- 
schehen könne? (Domcapitular Krahhe.) 

XXV. Wie können die Bischöfe mit berathender Stimme bei der 
staatlichen Gesetzgebung sich bewahren? (Bischof Ditttich) 

XXVI. Zurücknahme der Verordnung vom 21. November 1845 in 
Baden. (Erzbischof von Vicari.) 

Soweit die Series tractandorum. 

Man ging hierauf zur Tagesordnung über. Domcapitular Steir 
chele aus Augsburg verlas seinen Vortrag über das Verhalten der 
Kirche gegen die Protestanten und gegen die neuen Beeten, und zwar 
insbesoxidere gegen die Protestanten 

1. hei Taufen, 

2. hinsicMich des Schulbesuchs und der ersten heiligen Communion, 

3. über Confessions-Wechsel, 

4. Simultan-Oottesdienst , Simultan-Kirchm und SimultanrÄltäre, 

5. Begräbniss der Protestanten und gemeinschaftiiche Begräbniss- 
plätjse. 

Domcapitular Ahog trug ein Segarat- Votum bezüglich der Beer- 
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digungen von Protestanten vor, und trug auf authentische Decla- 
ration der katholischen Lehre an. 

Bischof von Augsburg: Der Riss ist einmal da. Wo Protestan- 
ten seit Jahrhunderten wohnen, da können nicht allgemeine, strenge 
Bestimmungen getroffen werden. Wir müssen darnach streben den 
vernarbten Hass zu mildern. In der Diöcese Augsburg beerdigt der 
katholische Pfarrer Protestanten, und umgekehrt. Wurde protestan- 
tisches Begräbniss verlangt, so durfte es nur in der benachbarten 
protestantischen Pfarrei geschehen. Dies hat den Vortheil, dass der 
protestantische Pfarrer in katholischen Gemeinden nicht predigen 
kann. Deshalb haben wir bisher die alte Observanz auch gegenüber 
^em Ministerium festgehalten. — Darum glaube ich, dass hier 
eine Besprechung genügt. 

Weihbischof Lüphe von Osnabrück fragte, wie ftmctionirt werde ? 
Domcapitular St&ichele von Augsburg gab Auskunft darüber. Dom- 
capitular Älzog: Mein Separatvotum ist durch den verschiedenen 
Modus veranlasst. Das Verfahren in Begensburg ist das Maximum, 
ich habe ein Minimum vorgeschlagen, Domcapitular Forster: In 
Oesterreich, in Böhmen wird beim Begräbniss von Protestanten Alles 
wie bei dem von Katholiken gehalten. Ehrendomherr Wahala: In 
der Diöcese Olmütz geht der katholische Geistliche beim Beg;i'äbniss 
von Protestanten nur schweigend mit. 

Bischof von Augsburg suchte sein beim Tode der Königin 
Caroline von Bayern eingehaltenes Verfahren^) zu rechtfertigen. Es 
wurden sogar drei Seelenämter gehalten. Und dies war der Vor- 
schlag, den mir mein Gesammt-Ordinariat gemacht hat. Ich hielt 
das Seelenamt pro omnibus fidelibus defunctis. Ich will Auctoritäten 
anfahren, aus denen hervorgeht, dass man für jene excommunicati, 
welche nicht publice und nominatim per sententiam judicis excom- 
municati, und nicht nefarii percussores cleri sind, beten, und das 
heilige Messopfer darbringen und nur die Namen nicht nennen darf. 
Ich verweise auf den heiligen Augustinus, den heiligen Alphons von 
Liguori, auf die Constitution Martinas V., ad evitanda auf dem Concil 
zu CoBstanz und auf Benedict XIV. Wie könnte es nun uncanonisch 
sein, einen Protestanten zu beerdigen und zwar auch kirchlich, und 
das heilige Opfer darzubringen pro omnibus fidelibus defunctis, es 


1) Der Bischof Richartz von Augsburg hatte feierliche öffentliche Ge- 
bete beim Tode dieser protestantischen Königin angeordnet, und Papst Gregor XVI. 
rögte dieses in einem Schreiben vom 18. April 1842. 'Vgl. Archiv X, 387 f. 
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öott überlassend, wer zu diesen fidelibus defunctis zu zählen sei? 
Ich sage dieses zur Kenntniss derjenigen, welche vielleicht von einem 
Schreiben des heiligen Vaters an mich gehört haben, welches ent- 
stellt ist ; es war eine familiaris epistola , wodurch kirchliche Con- 
stitutionen nicht abrogirt sind. [Man findet den Wortlaut jenes 
päpstlichen Schreibens im Archiv X, S. 387 f]. 

Die weitere Erörterung würdig auf die folgende Sitzung ver- 
schoben, und die gegenwärtige Sitzung um 1 Uhr Mittags geschlossen. 

XX. Die fünfzehnte Sitzung^ den 31. Octöber 1848 j Abends 6 Uhr, 

Das Präsidium fahrte Erzbischpf v(yn Geissei. Anwesend waren 
Alle, einschliesslich des neu^mannten Secretärs Lipf aus Begensburg. 

Bischof Stahl von ..Würzhurg theilte ein Schreiben Seiner 
Eminenz des Cardinal-Pürst-Erzbischofs Fürsten Schw;arzenberg von 
Salzburg mit, wonach derselbe ^urch dringende Amtsgeschäfte ver- 
hindert, heute noch nicht eintreffen könnte, aber kommen werde, 
sobald es ihm möglich sei. 

Auf Antrag des Bischof ^^loÄZ von Würzburg wurde beschlossen, 
dass moYgen, am Allerheiligenfeste, alle Bischöfe dem Hochamte 
assistiren sollten, welches der Erzbischof von Vicari von IVeiburg 
abhalten werde. 

Im Zusammenhange mit der Schlussbesprechung in der Sitzung 
vom Morgen wandte man sich nun zunächst zur Frage über die 
kirchliche Beerdigung^ der NichikathoUJcen. 

Bischof Stahl von Würzburg verlas eine von ihm verfasste 
Abhandlung darüber, ob die Akatholiken ritu catholico beerdigt 
werden könnten?. Es wurde darin die ünzulässigkeit der katholischen 
Beerdigung aus der alleinigen Wahrheit der katholischen Kirche 
nachgewiesen. 

Wenn die Kirche den Irrthum verwirft, so thut sie es im 
Dienste der Wahrheit und Liebe; auch wenn sie beim Tode Jeman- 
des sich ernst verhält, do richtet sie nicht den Verstorbenen, sondern 
ihre Verweigerung der kirchlichen Feierlichkeiten gilt dem objectiven 
Irrthum. Die Kirche verbietet nicht den Katholiken, für Nicht- 
katholiken zu beten ; sie selbst betet ein Memento for alle in Christo 
Entschlafenen. Das ist mehr Liebe, als Protestanten uns erweisen 
können. Andersr verhält es sich mit äusseren Acten , wie z. B. Be- 
erdigen. Wenn wir hier pro foro extemo kirchliche Acte verwei- 
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gern, so ist dieses nur eine thatsächliche Darlegung, dass der Ver- 
storbene nicht zur äusseren Gemeinschaft der Kirche gehörte. 
Handelten wir anders, so wäre dieses wahrheitswidrig, das akatho- 
lische Glaubensbekenntniss würde gewisser Massen sanctionirt, wenn 
da auch aUe kirchlichen Gebete und Ceremonien stattfänden. Es 
wäre dieses gegen die Wahrheit und gegen die Liebe. So sprechen 
auch die positiven kirchengesetLlichen Bestimmungen in den Decret. 
Greg. IX. lib. 5. lit. 2. und im Rituale Bomanum. Auch in jüng- 
ster Zeit hat der heilige Stuhl die Aufrechthaltung dieser Bestim- 
mungen verordnet. Nach reiflicher Erwägung habe ich für meine 
Diöcese die Verordnung erlassen, dass Akatholiken absque omni ritu 
(nihil faciens nihil dicens) beerdigt werden sollen. Dieser Gegenstand 
.beruht ganz auf dem canonischen Becht. 

Bischof Richartz: Durch allgemeines Raisonnement lässt sich 
hier Nichts festsetzen ; gewiss haben auch die von mir angefahrten 
Auctoritäten die Sache von einem allgemeinen Gesichtspunkte aus 
betrachtet. Aber allmälig haben sich gewisse Normen in der kirch- 
lichen Praxis gebildet; diese Normen sind jedoch veränderlicher 
Natur; sonst könnte nicht ein Papst dem anderen widersprechen. 
Ich halte mich an positive Bestimmungen. Die Constitutio Martinas V. 
»Ad evitanda scandala« besteht zu Becht, wie Benedict XIV. sie 
als zu Becht bestehend erklärte, indem er die Synode von Salamanca 
tadelte, welche einen jener Constitution widersprechenden Beschluss 
fasste. Durch diese Constitution ist abrogirt, was Leo der Grosse 
und andere Päpste in dieser Sache bestimmten. Es ist aber auch 
das jus commune mannigfach durch die Praxis bestimmt worden. 
Ein Bitual von Mainz vom Jahr 1671, pag. 187. versagt das kirch- 
liche Begräbniss den Häretikern »nisi alia consuetudo invaluerit.« 
So haben auch Edmund Voigt und Theologen wie Reiffenstuel und 
Andere die Sache angesehen. Wohl haben auch sie unterschieden 
zwischen dem, was der Häretiker fordern kann, und dem, was wir 
leisten können. So sagt Voigt: Fordern können sie es nicht, w#hl 
aber können wir es leisten; und weiin derselbe Schriftsteller noch 
bemerkt: attamen missae solennes non solent offeri, so folgt daraus, 
dass in einzelnen Fällen auch dieses geschehen sei. Wenn also das 
Höchste sogar, die feierliche Messe, den excommunicatis toleratis 
gewidmet werden durfte, dann sehe ich nicht ein, warum man nicht 
ein öffentliches Vaterunser am Grabe eines Protestanten mit Nennung 
seines Namens beten dürfe. 

Stifbspropst DöUinger: Das Beferat hat mich bedenklich ge* 
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macht, in sofern als es den bislierigen schädlichen Zustand, nament- 
lich die Ungleichheit der Praxis, die hin und wieder noch in der 
Kirche herrscht, bleibend machen will. Die Uebelstände der Un- 
gleichheit sind gross. Man schliesst daraus oft auf Uneinigkeit in 
der Kirche, und stellt Forderungen der Kirche als Willkür dar und 
legt eine nicht existirende Parteiung in die katholische Kirche hinein, 
indem man eine strengere Sichtung als ultramontan von einer laxeren 
unterscheidet und erstere vielfach schmäht. Wir sollten also ernstlich 
und vor Allem auf Einheit in der Praxis dringen und diese Ungleichheit 
möglichst wegschaffen; gerade in diesen Dingen, die immer aufs Neue 
an's Tageslicht treten und in ihrer äusseren Erseheiuung inuner 
wiederkehren. Diese Einheit könnte durch Yerainbarung der Bischöfe 
herbeigefohrt warden. Wäre eine freie Yerembarung unter den 
Bischöfen nicht zu erreichen, so wäre die Sache an den Papst zu 
bringen. Ich bin nicht mit dem hochwurdigsten Bischof Bich&iz 
einverstanden und seine Beweise f3r die Ztüässigkeit einer öffent- 
lichen Messe für Protestanten kann ich nicht anerkennen. Es wird 

• 

mit Unrecht ein grosses Gewicht, auf die Bulle Martinas V. Jnsuper 
ad evitandum seandälum gelegt, weil Neuere das Verfahren gegen 
Protestanten darunter snbsumirt haben und auch Alphons von Li- 
guori diese Ansicht als probabel anführt. Diese Bulle hat gesetzliche 
Kraft, aber ihre Bestimmungen über ex(K)mmuniCati tolerati können 
auf Protestanten nicht angewendet werden. Es gab fast gar keine 
Häsetiker, als diese Bulle erschien, so dass der Papst an solche und 
an verstorbene Häretiker nicht dachte. Sie sollte nur die Katholiken 
gegen Nachtheile und Censuren sicher stellen, welche auf den Ver- 
kehr mit Häretikern gesetzt waren. Allerdings wandten Manche die 
Bulle später auch auf Protestanten an, und es hat dieses auch 
manchen Canonisten Veranlassui^ gegeben, sich dagegen zu erklären, 
und die Unzulässigkeit mit nachzuweisen, jene Bulle auf Beerdigun- 
gen von Protestanten anzuwenden. Namentlich hat dieses der ge- 
lehrte Devoti gethan. Der heilige Alphons von Liguori führt es 
allerdings als probabel an, dass den Katholiken auch orationes publicae 
für Häretiker gestattet seien. Allein alle, die diese Meinung gestellt 
haben , sind Canonisten des 16. und 17. Jahrhunderts ans Spanien, 
wo es blos heimliche Häretiker gab, aber keine häretische Genossen- 
schaften. Und dass auch der heilige Alphons von Liguori nur an 
heimliche Häretiker dachte, ergibt sich aus dem Grunde, den er 
anführt. Er sagt nämlich, weil es nicht verboten gewesen sei, für 
„geheime" Excommunicirte öffentlich zu beten, so sei es auch für 
Protestanten erlaubt. I^ass die Friecrtier privatim beten und Hesse 
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lesen dürfen för einzelne Protestanten, wird nur von, wenigen ge- 
leugnet. Anders aber Verhält es sich mit den misß^e solemnes und 
Exequien. So war es. vor 20 Jahren auch in Bambe^rgf nur nüt 
dem Unterschied, dass in der Oration nicht der verstorbene Prote- 
stant genannt, sondern die oratio pro omnibus fidelibus , defnnctis 
aufgenommen wurde« Das war eine, Täus(;)iijing des Volkes, welches 
dabei auf den Gedanken kommen mnsste, als ob hier der Frojl/estant 
wie der Katholik behandelt wärde. In : Anbetracht solcher üebel- 
stände ist die Sache wichtig genug, um eine EinigTjipg, der hoch- 
würdigsten Herrn über dieselbe wünschen zu . lassen. 

# 

Bischof Rieharta von Äugsikurg: Da» die Gonstitatioii Martin's 
des FAifften nicht auf Häretici gehe , ist in derselben nicht aus- 
gesprochen. Die Bulle nimmt mir zwei Kategorien aus: die per- 
cussores elericorum und die excommunicati nominati. Sie findet also 
für alle andern Excommunicirten , also au4^h fflr Piotestanten als j 

Regel Anwendung. Exceptio firmat regulam^ in casibus non exceptis. 
^ Benedict XIV. und Reiffenstuel sind derselben ' Ansicht , t dass die 
Lutheraner und Protestanten in jener Bulle Martins V. mitverstan- 
den sind. Was sogar in Spanien als zulässig behauptet wurde, muss 
um so mehr bei uns gelten, da wir das traurige Krbe eines drei- 
hundertjährigen Religionshasses haben, aus welchem unsägliches Un- 
heil entspringt. In Augsburg sind traurige Ereignisse gegen katho- 
lische Bürger vorgekonmien. Manche werden durch solche schroffe 
Massregeln der Kirche entfremdet. Der fromme Liguori nennt 
jene mildere Ansicht einmal eine sententia probabilis, das andere Mal 
eine sententia probabilior. Ebenso spricht sich Edmund Voigt ans, 
dessen Werk in Venedig nachgedruckt ist und der das Haus Stahl 
in Würzburg zum W<dilstand erhoben hat. 

Präsident: Die Constitution Martin's V. spricht von den per- 
cussores clerici und den nominatim excommunicati und da scheinen 
nur die occulti übrig zu bleiben. 

Bischof von Augsburg: IJIicht occulti, sondern generatim ex- 
communicati ist der Gegensatz. 

Erzbischof von H^ßch /Sipracl^, g^gen den Bischof Richarüf. 

Bischof Hofstetter von- P(m<Mii Icl^ l^omme wieder darauf zu- 
rück : Bei allen Berathungen ist es;, nothwendig , dass wir uns auf 
dem Höhepunkte, der. Zeit erhalten,, sonst bleiben, die beklagens- 
werthesten Folgen mi^ aus, AU^ wankt ^i^n^ geht , ^inem Chaos 
entgegen^ .da mu9s dan A^geftn^^ ifiuf die ^u^unft gerichtet werben, in 
wjßfem die.Ctogenwiarti 4<^&i^i^ j^ai^ gebracht werdeü.kOnne* 
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Wir haben nicht die Frage zu verhaiidehi, was wir za thon haben 
bei Begräbnissen von Protestanten f Sendern was wir zu ^hun haben 
in Hinsicht auf alle, wekhe nicht Kinder der Kirche sind. Es gibt 
jetzt nicht mehr ein paar anerkannte Gonfessionent sondern wir Id^n 
in einer Zeit, wo der Staat erklärt, dass alle Bekenntnisse seine 
ToUe Anerkennung haben. Was wir daher einer Oenfession Augestehen 
müssen wir allen Gonfbssicmen zagestehen, so-diissndann i^ie gott- 
losesten Secten uns^ zum Begräbnks ihrer Glieder iitdtiiigeiibdmten. 
Ich glaube, wenn die Freiheit nicht zu eitten Inttern' IreBte* weirden 
soU, so werden doch die Akätholihen klar ^eitennen , da^s es keine 
Beleidigung sein kann, Yfmn manibnea den ritus einer Gonfession 
verweigert, zu der sie nicht geh(K:en. { Ich sagte in eiaem^« solchen 
Falle, wie kann man das von einem 'Biifchof verlange; ich «iflsste 
es dann ja auch jedem Deutdohkätholiken. zugestehen. 'Eß'. werden 
sogar Beibungen beseitigt, das bestätigt die Brfahruag. 'Was der 
h^lige Ligttori damals sagte, passt nicht ffir uns«?e Zeit. iDie 
Gründe Mherer Oänonisten gett«i bei uns nicht mehr. Wo die 
katholische Beligion die Herrscherin ist und der Monarch andere 
Confessionen ausschliesst, wie in Spanien, da stellt s|cb den. einzelnen 
Häretikern gegenüber die Frage ganz anders; die vereinzelten Fälle 
sind nicht schädlich , aber wir leben in ganz anderen Zeiten. Man 
will die katholische Kirche verdemüthigen, ein Bischof ist nicht mehr 
sicher im katholischen Lande gegen Hass und Anfeindung. Die 
Kirche befindet sich im Zustande der Noth; da muss sie sich ihre 
Freiheit und Ehre wahren. Wenn die Kirche nicht mehr mit Worten 
frei reden kann, so spreche sie in Zeichen und bekenne sie sich schwei- 
gend als Mutter der alleinseligmachenden Wahrheit. Das thut sie 
auch bei Verweigerung des katholischen Begräbnisses. ' Damit be- 
kundet sie nur, die Protestanten sind keine Katholiken und das ist 
keine Beleidigung. Ich würdige die Verhältnisse in Augsburg, aber 
hatten wir die allgeneteine Begel fest,' dann* ist gtertdeider« Anlass zu 
grossen Vexationen abgesdinitten. 

Erzbischof Urion von Battibergx Lassen wir 'die letzten äieben 
Jahre ruhen, e» sind Personalien. 

Bischof Hofstetter: Wir sind Bi*der iö Christo; lassen wir das 
Herz sprechen, wovon es voll ist. '^ Wir^müsseü bei dieser Sache mit 
Vorsicht zu Werke gehen; wir müsiett eine Begel airfi^tellen,* welche 
nicht blos für Protestanten, sondern fär alle künftigen Secten passt. 

Bischof Richartz von Augsburg: Die jetzige Besprechung hat 
wohl soviel ergaben, dass'wir nidiir>>auß>den>beiden' extremen Stand- 
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punkten so stehen bleiben, dass eine feste Beschlnssfassung nöthig 
wftre. Vertranen wir wechselseitig, zn einander. Lassen sie uns keine 
bindenden festen Beschlfisse fassen. Ich ehre die Gründe meiner hoch- 
wurdigsten Gegner, aber ich bitte auch die roeinigen zu berück- 
sichtigen; gehen wir in paee zu anderen Gegenständen über. Diese 
Punkte über Taufen im YerhUtniss zu den Protestanten etc. sind 
sehr wichtig, für Beschlüsse darüber muss ich die höchste kirchliche 
Auctoritftt wünschen , diesen Grad der Auctorität können wir jetzt 
nicht erreichen; ich rathe daher aus Gründen des Gewissens, diese 
Fragen jetzt nicht abzuthun. Diese Fragen streifen zum Theil nahe 
an das Dogma, wo das kleinste Versehen sehr nachtheilig ist. Ein 
Cherub bewacht dieses heilige Glaubensgebiet mit flammendem 
Schwerte. Wir haben nicht Muse dazu, jetzt dogmatische Fragen 
zu erörtern. Wenn wir einmal auf einem deutschen Concil sitzen 
unter Auctorität des Papstes, dann können wir entscheidende Be- 
schlüsse fassen, jetzt können wir nicht Beschlüsse, sondern nur eine 
^Igemeine Verständigung herbeifuhren und die Ausfahrung des Mög- 
lichen der treuen Gewissenspflicht der Einzelnen überlassen. 

Bischof Blum von Limburg: üebereilung taugt gewiss nicht; 
aber wir sind in Verhältnissen, wo wir handeln müssen. Deshalb 
brauchen wir nicht über Alles bestimmte Entscheidungen zu geben, 
aber Alles verschieben bis zu einem Nationalconcil geht nicht. Es 
kommen Bongeaner und wollen eingesegnet werden, oder wollen Ka- 
tholiken über die Taufe halten u. s. w.: ifas ist zu thun, was ist 
von ihren und von gewissen protestantischen Taufen zu halten ; auch 
über Begräbnisse von Nichtkatholiken müssen wir eine Entscheidung 
treffen. Wir müssen nach Einheit streben. Können wir uns nicht 
in gewissen Gegenständen vereinigen, so wollen wir gemeinsam in 
Bom darüber anfragen^ Darauf trage ich an. 

Eine Beschluss&ssung über die vier vom Beferenten beantrag- 
ten Sätze über die Beerdigung der Nichtkatholiken wurde bei der 
nun folgenden Abstimmung im Einzelnen abgelehnt. 

V 

Professor Fesskr: Die zu fassenden Beschlüsse sind ja keine 
normgebenden festen Beschlüsse, sondern sollen die moralische Kraft 
des Einzelnen anfachen. Aber wenn ich zurückkomme und von mei- 
nem Fürstbischöfe gefragt werde: Was haben denn die Bischöfe 
über diesen Punkt beschlossen, so muss ich ihm doch Antwort geben 
können und dazu bedarf es der Abstimmung. 

Bischof BicharUtx Sie können doch ihrem Fürstbischof man- 
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cbes Interessante über die heutige Sitzung mittheilen, wenn auch 
kein fester Beschluss gef asst ist. 

Hierauf wurde die Berathung wieder auf den ersten Punkt 
zurfickgef&hrt : nämlich die Taufe bei Nichikatkol^cen ^ ohne dass 
man jedoch wegen vorgerückter Zeit zu einem Beschluss gelangte. 

Präsident: Es muss in jedem einzelnen Falle geprüft werden, 
ob bei Convertiten eine bedingte oder unbedingte Wiederholung der 
Taufe stattfinden muss. 

Stiftspropst Döllinger: Zuweilen wird zwar das formell Rich- 
tige ausgesprochen, aber oft trennt man Materie und Form von 
einander, indem zwar die Formel gesprochen wird, aber die Be* 
Sprengung mit Wasser erst später erfolgt. Es können also die Namen 
genannt werden, während doch die Taufe ungültig ist. In England 
nimmt man diese Frage sehr ernsthaft und tauft allgemein die Con- 
vertiten bedingungsweise wieder. Bei der IVivolität der Bongeaner 
ist auf deren Taufe nicht das geringste Vertrauen zu setzen. Wir 
müssen daher künftig diese Sache sehr genau nehmen; es dürfte 
angemessen sein, die Pfarrer zu belehren und anzuweisen. Man soll 
wohl die bedingten Taufen nicht willkürlich vervielfältigen, aber es 
ist jetzt Noth, sie öfter anzuwenden. 

Domcapitular Würschmitt von Speyer referirte noch über die 
Taufe der Menoniten. 

Man schloss die gegenwärtige Sitzung um 8V2 Uhr Abends 
und vertagte die Verhandlung bis zur nächsten Sitzung auf den 
2. November. 

An diesem Tage, dem Allerseelentage, sollte nach einstimmi- 
gem Beschlüsse ein Seelenamt in der Domkirche gehalten werden 
und diesem wollten Alle beiwohneUf Weshalb denn an diesem Tage die 
Sitzung erst um zehn Uhr Morgens beginnen konnte. 

XXL SechszehtUe Sitjnmg, den 2. November, Morgens 10 Wir. 

Anwesend waren alle bisherigen Theilnehmer der Versammlung. 
Ausserdem erschien bei Eröffnung der Sitzung Seine Eminenz der 
Cardinal Pürsterzbischof von Salzhurg, Friedrieh Fürst von Schwor- 
genberg^ welcher am vorigen Tage in der Frühe eingetroffen war. 
Derselbe hatte am heutigen Tage das Hochamt in der Gathedrale 
abgehalten* Es wurde ihm gemäss dem früher ge&ssten Beschlüsse 
von dem seitherigen Präsidenten das Präsidium angeboten; dieses 
lehnte er jedoch ab. Der seithwige Vorsitsende sdhlug sodann der 
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Versamwlttng vots är. Bminene den Ehrenvcffflitz v<»rziA6halteii, worin 
die Versammlung einstimmte. Zur Fortfnhnuig der Oesehäftslditang 
erkUvte sich der bisherige V <»i9itzende , Erzbischof van Qeissel von 
ESln^ bereit. Derselbe begann die weitere Verhandlung damit, dass 
er ixk einer knraen summarischen üebersicht Se^ Eminenz von dem, 
was bisher berathw and beschlossen worden war, in Eenntniss setzte. 
Darauf wurde zur Tagesordnung, nämlich auf die in der letzten 
Sitzung unterbrochene Besprechung der Taufe der Protestanten über- 
gegangen. 

Es wurde dieser Gegenstand, wie der lithographirte Bericht 
sagt, vielseitig erörtert und namentlich die Zulässigkeit der Wieder- 
taufe wegen ungfiltiger oder zweifelhafker Spendung der neuen Sec- 
tirer, und insbesondere unter den Protestanten in*s Auge gefasst, wobei 
besonders zur Sprache gebracht wurde, wie in neuerer Zeit die von 
AkathoKken ertheilten Taufen aus mannigfachen Gründen die grösaten 
Bedenken gegen ihre Gültigkeit erregen. Zugleich wurde das Ver- 
halten, welches die Pfarrer gegen die von Solchen Getauften zu 
beobachten hätten, erörtert und d^ Wunsch ausgedruckt, dass eine 
allgemeine feste Norm hierüber aufgefunden w^den möge. Es wurde 
hierbei vorzüglich auf die Erklärung in lib. 7. c. 9. Nr. 8. in synodo 
dioecesana von Benedict XIV. Bückaicht genommen. 

Den Beginn der darauf bezüglichen Erörterungen bildete die 
Verlesung des betreffenden Antrs^s des Befexenten Domcapitular 
^eidkde aus Augsburg. 

Domcapitular Herzog aus (Mm war mit dieser Fassung nicht 
ganz einverstanden. Wir haben schon einen Vorgang bei Bene- 
dict XIV. de synodo dioecesana (loco cit.), und die Synode von He- 
cheln hat schon einen Beschluss gefasst, der auch für uns massge- 
bend sein dürfte. Wenn wir die strengen Lutheraner ausnehmen, 
so ist bei den übrigen Secten die Ungültigkeit der von ihnen ge- 
spendeten Taufe zu präsumiren, so dass bedingte Taufen derjeni- 
gen, die zur katholischen Kirche zurücktreten, nöthig sind. Ich weiss 
zudem nicht, wie die Pfarrer die ihnen nach dem Antrag aufzutra- 
gende Untersuchung mit genügendem Erfolg ansteUen sollen. Die 
Taufe ist aber unmittelbar nothwendig zur Seligkeit und daher dürfte 
die rebaptizatio vorzunehmen sein. Das Tridentinüm hat die Gül- 
tigkeit der von Häretikern geschehenen Taufe nicht an eine, sondern 
an zwei Bedingungen geknüpft. Die intentio &ciendi quod ecclesia 
facit kann man aber bei keinem Akatholiken voraussetzen. Ich 
stimme daher fSr Beibehaltung der von der Synode zu Meoheln an- 
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g^hötometiöÄ Form' und irlöiiiÖ,di^r andere Theil: der Auftrag an die 
Pfarrer sollte als unmöglicli forlMlen. 

Präsident von Beissd fürchtete üble Folgen* wenn die Taufe 
der Nichtkatholiken zu leicht als ungültig angesehen würde. 

Biscfa<tf RüJuthir vott -Afs»5ttr5i: Die Decrete Benediet'g XIV. 
haben einen ganz anderöH Sin^l Die Synode yon - Me^dn sagt mxr^ 
dass simliier bapUzati bedingting^weise nochmals getauft werden 
sollen; Der Antrag von Domcapitular iS'^eieAe!^ ist richtiger und 
stimmt mit Benedict XIV. uberein. 

Präsident van' Geissei: Die bisherige Praxis entspricht ganz 
Btoedict XIV. Wenn ein dubium probabile da war, so wurde re- 
baptizirt. Dasö wir jetÄt'ein dubiürn' generale aussprechen, wäre be- 
denkllöh. 

I V . . . ■ - 

Bischof üic^r^^er von Augsburff: Aus deii protestantischen 
Agenden in Bayern sehen wir, wie die Protestanten taufen. Die 
hier eintretenden Zweifel sind auch bei einem katholischen Priester 
vorhanden. Wir müssen daher wohl als Begel annehmen, dags wo 
die Protestanten eine Agende mit richtiger Tauffbrmel haben, auch 
far die Gültigkeit ihrer Taufe zu präsumiren ist. 

Domcapitular Würschmitt: Wenn ^(^ Häretiker die Grottheit 
Christi leugnen, so ist ihre Taufe, glaube ich, deshalb nicht ungül- 
tig, indem ja auch die arianischen Taufen als gültig anerkannt 
werden. Die Lutheraner und Beformirten halten ihre Kirche ffir die 
wahre Kirche; man muss also auch bei ihren Taufen die Intention 
der Kirche annehmen, zu thun, quod facit ecclesia et instituit 
Christus. Nur bei den Bongeanern kann man dies nicht annehmen. 

Bischof Weis von Spe^: Ein französischer Bischof hat sich 
vor zwei Jahren nach Botti gewandt und die Antwort erhalten, man 
solle nur dann eine bedingungsweise Wiedertäufe vornehmen, wenn 
ein probabile dubium vorhanden sei. 

hmhof Seälag ion (Mm: In den meisten Theilen Deutschlands 
haben wir tmirte Bvaögelische; mit Ausnahme der Alt-Lutheraner 
kehren sich die Prediger in Pommern , Brändenburg u. s. w. viel- 
fach nicht an die Agende. 

Präsident von Geissei: Ich glaube, wir geben keine dogmati- 
sche Erklärung, vestigüs patrum inhaerentes, lassen wir es bei dem 
dubium probabile. Die Untersuchung ist nicht so schwer. Wenn 
das äusserlich Vorgeschriebene geschehen ist, dann ist die Taufe als 
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galtig anzasehen. Der Antrag von Domcapitolar SteUkele scheint 
mir gut. Ich habe es immer so gehalten. 

Domcapitolar AUog : Es ist sogar Excommnnication gegen Die- 
jenigen ansgesprochen, welche ohne gehörigen Zweifel und genügende 
GrOnde eine neue Taufe vornehmen. 

Stiftapropst DoHiMi^er : Ich glaabe» 88 reicht für unsere jetzige 
Zeit hin, wenn den Geistlichen ernstliche Wachsamkeit eingeschäxft 
wird. Man war bisher in grosser Sicherheit; künftig haben wir 
keine Garantie mehr. Es werden sich die Fälle ungfiltiger Taufen 
sehr vervielfältigen, denn die Bande kirchlicher DiscipHn werden bei 
den Protestanten immer lockerer, und das dogmatische Chaos bei 
ihnen wird immer grösser. Jeder wird bei ihnen daher nach eigener 
Phantasie taufen. Die katholischen Geistlichen müssen sich daher 
zu vergewissem suchen, wie es in ihrer Gegend mit der Taufe bei 
den Protestanten gehalten werde. In der Begel aber muss ange-' 
nommen werden, dass rite getauft sei. Auch der Zweifel an der 
richtigen Intention des Taufenden darf nicht generalisirt werden,« 
selbst da nicht, wo man fidindlich gegen die £irche gesinnt ist. Es 
kommt ja aueh nicht auf die persönliche Ansicht und den Glauben 
des Taufenden an. 

Domcapitular I^ster von Breslau: Hier wird eine allgemeine 
Praxis nicht zu erzielen seift, da zu viele Verschiedenheiten herrschen. 
Es ist ein neues Heidenthum da. Die Agende in Preussen ist nicht 
mehr in Geltung; jeder tauft wie er will. In Bayern mag es an- 
ders sein, dort mag es gläubige Protestanten geben, in Schlesien 
gibt es solche nicht. Bei uns schreiben sogar die Väter für die 
Kinder oft die Taufformel vor. In solchen Provinzen wie in der 
unsrigen, kann wohl die Ungültigkeit der protestantischen Taufe 
präsumirt werden und ist es daher gerathen, dass die Bischöfe nach 
dem Antrage von Domcapitular Hereog verfahren. 

Cardinal Fürst-Erzbischof v(m Schwarzenberg von Salzburg: 
In dem Text vermisse ich die Bezeichnung des dubium probabile; 
der Seelsorger soll aufmerksam gemacht werden, ob ein solches vor- 
handen sei; an einigen Orten ist das dubium probabile immer vor- 
handen, in anderen Orten muss erst noch untersucht werden, ob ein 
dubium probabile vorhanden sei. 

Domcapitular Steichelei Ich habe den beantragten Satz so all- 
gemein gefasst, dass er ausdrücklich auf alle Fälle passt. Nach 
Befund der Sache hat der Seelsorger nach den kirchlichen Grund- 
sätzen zu verfiBLhren. 
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Präsident von Geissei: Anstatt: in schwierigen Fällen, wäre es 
besser zu sagen: bei begründetem Zweifel. 

Damcapitular Ernst von Eichstaät verlas ein von ihm vet- 
fasstes Formular. 

Präsident von Geissei bemerkte dazu : Sie geben die Stehe 
ganz in die Hand des Pfarrers; das ist bedenklich; in der Formel 
von Domoapitular Steichde ist die Sache mehr in die Hände des 
Ordinariats gelegt, indem der Pfarrer, . wenn ein gegründeter Zweifel 
obwaltet, sich vcm der oberhirtUchen Stelle Weisung erbitten soll. 

Gardinal Furst-Erzbischof von Sehwar isenberg : Bei uns wird 
jede Taufe dieser Art angezeigt 

Professor Fessler schlug die Fassung vor : Ob der bedingungs* 
weisen Wiedertaufe kein Bedenken entgegensteht, soll h^hem Ortes 
zur Entscheidung vorgelegt werden. 

Domcapitular München: Ein objectiver Grund muss beim du^ 
bium probabile vorliegen. 

Weihbischof Lüpke von Osnahrüclci Das Concil von Baltimore 
hat die Sache entschieden und die congregatio de Propaganda fide 
hat diese Entscheidung anerkannt. Ich erinnere mich nicht genau 
der Fassung; aber es ist kein genereller Zweifel an der Gültigkeit 
protestantischer Taufen ausgesprochen. 

Bischof Bieharie von Augsburg erklärte, was dubium i»:oba* 
bile sei. 

Domcapitular Schmitt von Bamberg: Bei den Sacramenten gilt 
der Satz: tutius est eligendum. Ich stimme far das Wort Zweifel. 

Bischof Eicharte von Augsburg wünschte , duss gesagt werde : 
erheblicher Zweifel. 

Professor Fessler erläuterte seihe Fassung und wünschte , dass 
gesagt werde: Begründetes Bedenken. 

Präsident von Geissei: Bedenken deutet mehr auf etwas 
Künftiges. 

Domcapitular Ernst von Eichstädt: Man sage: Wenn ein ver- 
nünftiger Zweifel. 

Bischof Bittrich: Wenn eine grössere oder geringere Wahr- 
scheinlichkeit vorhanden ist, dass die Taufe nicht nach kirchlichen 
Grundsätzen vollzogen ist. 

-Präsident von Geissei: Ich meine, wir sollten sagen: ein er- 
heblicher Zweifel oder: ein nachweisbarer Zweifel. 

Dr. Heinrich: Wir müssen das probabile nicht im Sinne der 
Probabilisten nehmen, sondern in der Bedeutung von wahrscheinlich, 
so dass es sich auf die Facta bezieht. 
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Domcapitalar München von Cöln : Probabil« heisst im canoni- 
schen Bechte ein dubium, das auf Tbatsachen berubt, ein begrün- 
deter Zweifel in Fällen , wo juristisch nichts bewiesen werden kann. 

Bischof Hof Steuer von Passau: Ich danke dem Herrn Prftsi* 
deaten für die Aeusserung, dass wir Vorsicht üben müssen. Aber 
wir müssen den Bischöfen von Gulm nnd Breslau Hilfe leisten. Die 
Formel, wie sie vorgeschlagen ist, leistet aber gar keine Hilfe. 
Unsere Pfarrer würden uns wenig Dank wissen, wenn wir bestimm- 
ten, die Pfarrer sollten an's Ordinariat berichten ; das weiss ohnehin 
Jeder. Dagegen würden durch solchen Beschluss die Bischöfe in 
eine schwierige Lage kommen; würden die Herrn Bischöfe eine ein- 
dringlichere Procedur anordnen, so würden durch den vorgeschlagenen 
Satz äe selbst belästigt werden. Durch ein strenges Conclnsnm 
wird den übrigen Bischöfen nicht präjudicirt. Ich meine, es werden 
Fälle in jenen Diöoesen vorkommen, wo jene Bischöfe sich uns 
nicht conformiren können und es wäre schwer, spedell alle einzelnen 
Fälle zu entscheiden. Der Aüfragefälle könnten so viele vorkommen, 
dass sie ein eigenes Bureau dafür errichten müssten; diese Bischöfe 
müssten eine allgemeinere Massregel haben. Erlauben sie auch mir 
ein interea censeo zu sagen ; man habe Nachsicht mit mir, Bedefrei- 
heit muss sein. Die gegenwärtige Versammlung ist nicht gehörig 
autorisirt, solche Beschlüsse zu fassen. Ich will nur meinem Ge- 
wissen folgen. Ueber diese wichtige dogmatische Sache sind wir 
nicht gehörig instruirt ; das formelle ist so wichtig, als das materielle. 
Die Sachen sind jetzt nicht spruchreif; wir haben uns nicht vorbe- 
reitet; es fehlen uns die nöthigen Bücher. Wenn der Satz so be- 
stimmt wird, wie er besprochen wurde, so ist nichts Neues gewonnen 
und die Lage der bedrängten Bischöfe wird leicht noch bedrängter, 
wenn wir ihnen keine feste entscheidende Massregel geben. — 

Präsident von Geissei: Ich halte die Sache för einfach und 
auch nicht gerade für eine dogmatische. 

Bischof Blum von Limburg'. Wir wollen ja unsere Beschlüsse 
dem Papst vorlegen, üebrigens glaube ich auch, dass durch den 
beantragten Beschluss gar nichts geholfen ist und stimme ich inso- 
fern der Ansicht Bischof HofsteUer's bei. Wir sollten unsern Satz 
etwas bestimmter formuliren. Und sollen wir denn nicht den ganzen 
Gomplex solcher Fragen nach Born bringen ? ! Aber es wäre auch ein 
deutsches National-ConcU am Ort und müssten wir das Bedürfniss 
und die Zeitgemässheit eines solchen vorstellen und um die Geneh« 
migung eines solchen beim heiligen Vater bitten. Ich fürchte, diese 
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jetzt besprochenen Beschlüsse genügen nicht und haben überdies 
üble Folgen. 

Präsident von Geissei : Wir müssen künftig handeln und sollen 
deshalb hier Maximen und Grundsätze verabreden, damit Sicherheit 
und Einheit unter den Bischöfen entstehe. Ich gestehe aber , dass 
wir uns oft zu viel ins Dogmatische einlassen. 

Bischof Weis von Speyer: Ich meine, wir sollten doch auch in 
dieser Sache einen gewissen Beschluss fassen. In Sachen, wo wir keine 
Beschlüsse fassen können, da bemerke man im Protokoll, dass die 
Sache einem National-Concil vorbehalten werde. 

Bischof Blum von Limburg wiederholte: Mit der vorgeschla- 
genen allgemein annehmbaren Fassung sei nichts geholfen; er 
stimme nochmals für eine Anfrage in Rom. 

Bischof Weis von Speyer: Das Ordinariat kann ja auch all- 
gemeine Instructionen erlassen. 

Bischof BicharU von Augsburg: Wie der Antrag vorliegt, ist 
er unverfänglich, sowohl in Bezug auf Bom, als in Bezug auf den 
Klerus. Der Antrag ist nicht unnöthig, denn es thut noth, die 
Pfarrer auf die veränderten Zeitverhältnisse aufmerksam zu machen; 
an den Papst brauchen wir in dieser Sache uns nicht zu wenden ; 
wozu sind wir sonst Bischöfe? Es kommen einzelne Fälle vor, wo 
gehandelt werden muss und wo nicht auf eine Entscheidung von Rom 
gewartet werden kann; nur wenn das dubium so gross wäre, dass 
die Ordinariate sich in ihren Gewissen beunruhigt fühlen, dann mö- 
gen sie nach Rom recurriren. Die Principien sind klar. Wenn die 
Bongeaner nicht mehr im Namen Gottes des Vaters, des Sohnes und 
des heiligen Geistes taufen, so ist ihre Taufe ungiltig. Aber, dass 
die Pfarrer aufmerksam gemacht werden, was zu thun sei, ist 
zeitgemäss. 

Präsident von Geissei: Wir wollen nichts Neues, wir wollen 
nur die alte Lehre und Disciplin der Kirche aussprechen und das 
ist nothwendig , weil die alte Disciplin in der gegenwärtigen Zeit 
vielfech geschwächt ist, und wir wollen die einzelnen Bischöfe in 
ihren Massnahmen durch Einmüthigkeit bestärken. 

Erzbischof von Beisach von München: Es handelt sich nicht 
darum, was im einzelnen Falle zu thun sei, sondern darum, ob es 
nicht rathsarii ist, die Taufe verschiedener Secten überhaupt für sehr 
zweifelhaft zu erklären, und dass daher bestimmt werden müsse, 
die Taufen aller dieser Secten, z. B. der Rongeaner, seien im Voraus 
als ungültig zu erklären, und daher immer zu wiederholen. Aber 
sind wir berechtigt, dieses allgemein auszusprechen, und ist dieses 
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klag? — In Hinsicht auf die Berechtigung trage ich gedenken, ob 
wir es können ohne den Papst, denn es ist dies eine res altioris 
indaginis. Wir könnten aber die Abrede so fassen : Es müsse jedem 
Bischöfe überlassen bleiben zu thun, was er für ndthig finde und so 
nöthigenfalls auch eine allgemeine Vorschrift zu erlassen. So z. B. 
werden in Born alle Protestanten, welche aus der Schweiz kommen, 
beim Uebertritt bedingungsweise wiedergetauft. Ebenso geschieht 
68 in England. 

Domcapitular Förster von Breslau: In Schlesien taufen wir 
die Bongeaner wieder. Gegen den Beisatz : es^ sollen sich die Pfar- 
rer an das Ordinariat wenden, muss ich mich erklären. Man hat 
von Seiten des Fürstbischofs von Breslau schon die Taufe der Bon- 
geaner als ungültig erklärt, und in Culm wird es auch so kommen. 
Wenn daher hier bestimmt würde, die Geistlichen sollten erst bei 
dem Ordinariat anfragen: so würde es heissen: warum hat es denn 
der Fürstbischof Diepeiibrock strenger genommen? 

Bisehof Richartz von Augsburg: Es steht jedem Ordinariate 
frei, im einzelnen Falle zu entscheiden, und ebenso auch allgemeine 
Bestimmungen zu erlassen, und diesem Bechte des Ordinariates wird 
auch durch die beantragte Formulirung nicht präjudicirt ,. indem es 
dem Ordinariate unbenommen bleibt, in Betrefi einer ganzen Glasse 
von Sectirern zu erklären, dass ihre Taufen ungültig seien. 

Domcapitular Lennig von Mainz: Ich stimme mit Döllinger 
dafür, die Versammlung solle allen Ordinariaten eine geschärfte Auf- 
merksamkeit in dieser Sache anempfehlen. 

Stiftspropst Döllviiger : Nicht den . Ordinariaten , sondern allen 
Pfmgeistlichen. 

Präsident van Geissei: Bei der Ehe ist die Sache noch wich- 
tiger und schwieriger, wegen des impedimentum disparitatis cultus. 

Bischof Lüpke von Osnabrück: Von Bom kam eine Entschei- 
dung, wornach, wenn die Taufe blos dubiös wäre, kein impedimentum 
disparitatis cultus zu statuiren sei. 

Der Präsident Erzbischof von Geissei legte nunmehr die Frage 
zur Abstimmung vor, ob ein Besultat in's Protokoll aufgenommen 
werden solle. 

Alle Stimmberechtigten mit Ausnahme des Bischofs von Passau 
antworteten mit Ja. Es entstand nun die Frage, welches Formular 
für diese Erklärung gewählt werden solle. 

Nach mehrfachen weiteren Erörterungen wurde Folgendes fte- 
scMossen : 

>In Erwägung, dass in neuerer Zeit die Ausspendung der Taufe 
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bei akatholischen Religionsgemeinschaften mehrfach auf eine dem 
katholischen Lehrbegrifif widerstreitende Weise, folglich ungültig 
vorgenommen werde, und ein derartiges Verfahren bei dem umsich- 
greifenden Secteriwesen für die Zukunft sich vervielfältigen wird, 
werden die Bischöfe, wo sie es für zweckmässig finden^ ihre Diöce- 
sanpfarrer auf diesen üebelstand aufmerksam machen und dieselben 
ermahnen, dass sie sowohl bei akatholisch getauften Kindern katho- 
lischer Eltern, als auch bei Akatholiken, welche in die katholische 
Kirche aufgenommen werden wollen, jedesmal genau untersuchen, 
ob die von denselben empfangene Taufe nach Materie und Form als 
katholisch gültig erkannt werden könne, und nach Befund der Sache 
in Gemässheit der kirchlichen Grundsätze verfahren, in Fällen erheb- 
lichen Zweifels aber von der oberhirtlichen Stelle sich Weisung 
erholen. € 

Präsident von Geissei hatte bei der Berathung über die For- 
mulirung des voranstehenden Satzes die Frage gestellt, ob die wei- 
teren Bestimmungen den Bischöfen überlassen werden sollte, je nach- 
dem sie es für zweckmässig fänden. 

Domcapitular Steichele von Augsburg wünschte, dass statt: in 
schwierigen Fällen gesagt werde: >in Fällen erheblichen Zweifels.c 

Cardinal Schwarsenberg : Ich bin für eine kurze Formel, welche 
den Bischof am wenigstens beschränkt; ich möchte daher den Satz: 
in schwierigen Fällen, ganz wegfallen lassen. 

Stiftspropst Döllinger: Ich bin dafür, dass in dem an die 
Pfarrer ergehenden Erlasse, der Deutschkatholiken specielle Erwäh- 
nung geschehe. Hierüber an den Papst zu schreiben, scheint nicht 
nöthig ; es kommt nur auf das Thatsächliche dabei an, welches wir 
besser wissen, als der Papst. Auch ist es wichtig, auf den Unter- 
schied aufmerksam zu machen, der zwischen Deutsch -Katholischen 
und Römisch-Katholischen besteht. Es muss dem Volke kundgethan 
werden, die Kluft zwischen Katholiken und Bongeanern sei so gross, 
dass nicht einmal die Taufe jener Sectirer gültig sei and dass die 
Wiedertaufe nöthig sei. 

Domcapitular Herzog von Culm wiederholte fär die östlichen 
Provinzen die Nothwendigkeit fester Grundsätze, auf denen dort ge- 
fusst werden könne; er« schlage die Fassung von Steichele vor. 

Dr. Heinrich bemerkte: Ich erlaube mir zu bemerken, dass 
über die Rongeaner Herr Domcapitular Ernst erst zu referiren hat. 
Man möge daher die Herren Domcapitulare Steichele und Ernst beauf- 
tragen, über Protestanten und Rongeaner eine gemeinsame Formel 
zu entwerfen. 
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Präsident von Geissei stellte nun die Frage: soll der Satz noch- 
mals ad emendandum aasgestellt werden. 

Die Versammlung entschied per majora dagegen. 

Der Präsident stellte sodann die Frage , ob tier Antrag salva 
emendatione angenommen werden solle. Die Majorität der Yersamm« 
Inng sprach sich dafür aus; nur sieben Stimmen waren dagegen« 

Der Verbesserungs^ Vorschlag: wo die Bischöfe es für zwecTz^ 
massig finden^ wurde ebenfalls per majora angenommen. 

Man kam nun zu dem zweiten Punkte der Tagesordnung. Derselbe 
betraf den Schtdbestich unddie erste heilige Communion der Kinder, 

Domcapitular Steichele von Augsburg bemerkte, es sei dieses 
eine reine Pastoral-Frage ; es müsse erst das neue Schulgesetz be- 
stimmt werden, zur Zeit bedürfe dieser Punkt keiner besonderen Nor- 
mirung. 

Präsident von Geisel war derselben Ansicht; es bkibe nichts 
übrig, als die pastorale Einwirkung auf den Schulbesuch zu erwägen. 

Bei der Abstimmung entschied man sich einstimmig dabin, 
die Sache bedürfe keiner Entscheidung, sondern müsse der ZukunfL 
fiberlassen werden. 

Hierauf folgte eine Besprechung über den Confessions- Wechsel^ 
namentlich rücksichtlich der Bedingungen," welche dafür von den 
Staaten aufgestellt würden, welche einen vorläufigen Unterricht in 
der bisherigen Confession, Anzeige des erfolgten Austritts und ein 
gewisses Alter verlangten. 

Bischof Diitrich von Dresden meinte, wenn man, wie es bean- 
tragt sei, sich über diese Staats- Vorschriften hinweg setzen wollte, 
so würden z. B. in Sachsen schwere Strafen eintreten, eine Geld- 
strafe von 50 Thlr. und Amtsentsetzung. 

Präsident von Geissei bemerkte, solche Gesetze würden fallen. 

Domcapitular Förster von Breslau fragte: Ob diese Gesetze 
denn auch gegen die ßongeaner zur Anwendung gekommen seien, 
was Bischof Bittrich verneinte. 

Stiftspropst Döllinger hielt die Sache nicht für geeignet zur 
Beschlussnahme, da demnächst diese Beschränkungen wohl von selbst 
durch Beschlüsse des Parlaments wegfallen würden. 

Bischof Bichartis von Augsburg: Ich glaube nicht, dass das 
bayerische Gesetz durch den Frankfurter Schluss wird abrogirt wer- 
den und namentlich die Altersgesetze für aufgehoben erachten werden. 
Gegen den allgemeinen Grundsatz kommen hintennach die beschrän- 
kenden Glauseln. Wir könnten nur erzielen, was der Antrag sagt, 
nänüich dass zur Zeit gegen den vorläufigen Unterricht und die Anzeige 
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deB Aastritts nichts einzuwenden sei, dass wir nns dabei aber auf 
die allgemeinen Grundsätze der Freiheit des Gonfessionswechseb 
berufen. 

Erzbischof Urhan von Bamberg meinte, es sei darüber in 
Bayern ein neues Gesetz versprochen, welches dem nächsten Landtage 
vorgelegt werden solle. 

Domcapitular Förster: Wir müssen an den österreichischen 
Gesetzen festhalten, die für uns günstig sind : es ist kein Beligions- 
unterricht nothwendig, aber es darf keiner von der katholischen 
Kirche abfallen vor dem 18. Jahre. Und ebenso ist es auch, wenn 
einer katholisch werden will. 

Cardinal von Schwär zenberg: Auch der convertireaide Prote- 
stant ist an das Normaljahr gebunden. 

Bisehof Weis von Speyer: Es wäre doch sehr nützlich, wenn 
auch hier der allgemeine Grundsatz ausgesprochen würde, dass die 
katholische Kirche in der Auftiahme von Convertiten durch Niemand 
behindert werden könne ; so haben wir in Speyer immer verfahren. 

Bischof Richarts von Augsburg: In Bayern kann der Staat 
nicht so ernstlich gegen die Geistlichen vorgehen, weil wir neben 
der zweiten Verfassungsbeilage das Concordat und das Edict von 
Tegernsee haben, wonach die Verfassung sich nur auf die bürger- 
lichen Verhältnisse bezieht; nicht so ist es aber in Sachsen und 
vielleicht auch in andern Diöcesen. In unserer Versammlung sollten 
wir daher Nichts beschliessen , wodurch jene Bischöfe, wie z. B. in 
Sachsen, in Verlegenheit gebracht werden könnten. Man soll sich 
deshalb auf eine blosse Verabredung beschränken. 

Bischof Sedlag von Ctdm beantragte , diesen Gegenstand zu 
verlassen. 

Man beschloss darauf mit allen gegen eine Stimme , die des 
Bischofs Weis von Speyer, dass dieser Gegenstand, ohne in's Proto- 
koll aufgenommen zu werden, verlassen werde. 

Cardinal Füi-st Schwarzenberg stellte noch die Präge an die Ver- 
sammlung, ob sie sich, wie in der jüngsten Provincial-Synode von 
Salzburg geschehen sei, für unbedingte Beligionsfreiheit ausspreche, 
oder aber eine besondere Begünstigung für die katholische Kirche 
vorbehalten wolle. Unbedingte Religionsfreiheit werde in seiner 
Diöcese mah'i^he Apostasie zur Folge haben; es werde ihn beruhigen, 
wenn auch in gegenwärtiger Versammlung Alle für volle Religions- 
freiheit seien. 
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- Präsident Erzbischof von Geissei tbeilte die früher schon ge« 
fassten Beschlüsse mit, wodurch diese Frage erledigt sei. 

Domcapitular Förster: Der Staats-Schutz bringt uns kein Heil. 

Bischof Hof Steuer von Passau: Ich habe die Ueberzeugung, 
wenn die Beligionsfreiheit erklärt wird, wird dies bedeutende Apo« 
stasien zur Folge haben. Es werden in Oesterreich ganze Gemein- 
den abfallen. Aber volle unbedbgte Religionsfreiheit muss dennoch 
festgehalten werden. 

Hierauf wurde die Sitzung um ein Uhr geschlossen. 

XXIL Si^enzehnte Sitjcfung, den ä. November, Abends 6 Uhr. 

Anwesend waren Alle, mit Ausnahme des Bischofs von Hüdes- 
heim und des Domdechant Braun aus Trier. 

Das Protokoll der achten Sitzung wurde verlesen und nach 
einigen Bemerkungen genehmigt. 

Gegenstände der Berathung waren Simultan-Gottesdienst-Kirchen 
und "Altäre y die ohne Beschlussnahme nach dem thatsächlichen 
Befunde und nach allgemeinen Orundsätzen besprochen wurden. 
Nach Verlesung des betreffenden Antrages erwähnte der Erzbischof 
von Vicari von Freiburg, dass er auf einer Visitationsreise zwei 
Kirchen gefunden habe, in welchen sich auf dem katholischen Altare 
auch der protestantische Altartisch befand. Wie einem solchen Miss- 
brauche abgeholfen werden könne ? Präsident Erzbischof von Geissel 
bemerkte, solche Verhältnisse gründeten sich auf das Normaljahr 
von 1624; in Speyer komme auch noch ein Fall dieser Art vor. 
Domcapitular Förster von Breslau: Aehnlich verhalte es sich in den/ 
127 Kirchen in Schlesien, die eingezogen worden. Auch hier gründe 
sich das Simultaneum auf das Normaljahr. Die in dieser Sache von 
Rom ergangene Entscheidung bestimme, es dürfe nie und nimmer Aka- 
tholiken der Mitgebrauch einer katholischen Kirche eingeräumt werden. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Wo ein Recht auf ein 
Simultaneum besteht, da ist nichts zu machen. Man muss aber so 
viel als möglich auf Errichtung eigener Kirchen dringen, und noch 
mehr darauf, dass das protestantische Abendmahl nicht auf demsel- 
ben AJtare gehalten werde, wo der Priester die heilige Messe liest. 

Bischof Dittrich von Dresden: Wir sind in Sachsen zum 
Missionsgottesdienst genöthigt, und da bin ich oft froh, wenn nach 
langen Kämpfen der Simultangottesdienst mir in protestantischen 
Kirchen gestattet wird, und wir das heilige Opfer auf demselben 
Altare feiern mit den Protestanten unter Hinzufagung allerdings eines 
Altare portabile. 
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Präsidejtit Erzbischof von Geissei: Cum lieentia episcopi kann 
man im Notbfall überall lesen. Hier ist ja von neu zu begründenden 
Kirchen die Bede; ausserordentliche umstände begründen eine Aus^ 
nähme. Bischof Lüpke von Osnabrück: In Köthen erlaubte der 
Herzog den katholischen Gottesdienst in der reformirten Sehloss* 
kapelle; mit Erlaubniss des apostolischen Nuntius wurde dieselbe 
benedicirt und katholischer Gottesdienst darin gehalten, bis die neue 
katholische Kirche da war. Bischof Arnoldi von Trier : Wie verhält 
es sich aber, wenn eine Kirche, die in Folge des Normaljahres simul- 
tan war, baufällig und eine neue Simultankirche gebaut und die 
Consecration derselben erbeten wird ? Ich glaubte eine solche Kirche 
nicht eonsecriren zu dürfen und lehnte es daher ab. Präsident: 
Wir haben in einem solchen FaHe früher geweiht. Bischof Bichartz 
von Augsburg: Auch dürfen wir den Katholiken das Mitre(5ht auf 
^e Kirche nicht entziehen. Man ^soU die Katholiken nicht des Trostes 
berauben, weil die Protestanten nicht daran glauben. Präsident von 
Geissd : Ich würde die Consecration zuerst und eventue^ vornehmen, dann 
gilt die Kirche auch für eine katholische. Bischof Weis von Speyer : 
Ich glaube, es können in dieser Frage keine allgemeinen Beschlüsse 
g^efasst werden, ausser dass wir dahin streben wollen, dass möglichst 
die Simultanea entfernt werden. Präsident von Geissei: So ist es; 
es kann in dieser Frage nur eine Besprechung stattfinden. Ich 
meine, neue Simultankirchen sollte man wo möglich zu vermeiden 
suchen, aber Simultanaltäre würde ich niemals zugeben. 

Der Bischof von Augsburg machte noch auf die Gemeinschaft 
an dem Simultanvermögen aufmerksam; da solle man auf Theilung 
des Vermögens hinstreben. Erzbischof von Vieari von Freibttrg 
stimmte hierin bei. Hierauf beschloss die Versammlung auf die 
Frage des Präsidenten einstimmig, nach dieser Besprechung diesen 
Gegenstand zu verlassen. 

Sodann kam das Begraben der Akatholiken und die Gemein;- 
schaß der Kirchhöfe wieder zur Berathung, welche auf die früher 
abgebrochene Besprechung der verschiedenen Ansichten und Ver- 
fahrungsweisen zurückführte. 

Bischof Dr^fper von Paderborn referirte: In Westphalen be- 
schlossen die Landstände, dass die Kirchhöfe simultan werden sollten. 
Der Oberpräsident verlangte darüber eine Erklärung der Bischöfe. 
Ich benahm mich darüber mit dem Bischof von Münster, und dieser 
wandte sich nach Bom. Das preussische Gesetz wurde inzwischen 
erlassen. Nachträglich kam die päpstliche Antwort, welche sich 
gegen die Simultankirchhöfe aussprach; &lls sich die Protestanten 
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sehr beleidigt fählten, wenn sie auf einen nnfeweihten Platz kämen, 
so solle man wenigstens aof dem geweihten Baum einen besonders 
Platz abtheilen. Aber dies ist nicht möglich; ein Jeder mnss sich 
daher helfen so gut er kann. Domcapitular Forster: Auch in 
Schlesien sind gemeinsame Kirchhöfe und lässt^es sich nicht anders 
zwingen. Aber künftig können doch solche gemeinschaftliehe Kirch* 
höfe nicht, wie es unter Fürstbischof Sedlintzky (1835—1840) ge- 
schah, eingeweiht werden. Ich meine , es muss jedes einzelne Grab 
benedicirt werden. Präsident von Geissei: Gemeinsame Kirchhöfe 
hat man auf dem linken Bheinufer überall eingeführt, indem man 
die Kirchhöfe für Sache der Gemeinden erklärte; auch in Belgien 
und Frankreich kann der Geisüiche nicht hindern, dass unter den 
Katholiken auch Protestanten begraben werden. Der Bürgermeister 
befiehlt und der Pfiärrer kann nichts dagegen machen. Dieser Zu- 
stand wird wohl auch in Deutschland fortan allgemein werden. Die 
Bischöfe von Augsburg und Passau bemerkten, so sei es auch in 
Bayern; in Altbayern ständen die Kirchhöfe als Eigenthum der Ge- 
meinde unter dem Magistrate. Ebenso sei es in München. Dom- 
capitular i^rs^ : Es wird noch dahin kommen, dass auch Bongeaner 
und Juden auf den gemeinsamen Kirchhöfen begraben werden. 
Bischof von Passau : In meiner Diöcese ist sogar schon ein Jude auf 
dem gemeinschaftlichen Kirchhofe begraben worden, und auch Selbst- 
mörder dürfen nicht auf einem eigenen Platze begraben werden. Ich wollte 
für die Protestanten in Passau einen neuen Kirchhof errichtet haben, 
aber es ging nicht durch. Präsident: In Frankreich haben die Juden 
besondere Begräbnissplätze. Cardinal Schwär eenherg: Unter den im 
März (1848) Gefallener^ war ein Jude , der mit den Katholiken auf 
dem katholischen Kirchhofe begraben wurde und nach dem katho- 
lischen Geistlichen hielt der Eabbiner einö Leichenrede. — Auf die 
Frage des Vorsitzenden beschloss nunmehr die Versammlung mit 15 
gegen 8 Stimmen, dass die Frage von den Begräbnissen der Prote- 
stanten und Seelenämter für dieselben nicht weiter verhandelt und 
kein Beschluss ins Protokoll aufgenommen werden soll. Der Präsi- 
dent fragte weiter, ob die Sache den Nationalconcilien vorbehalten 
werden solle? Bischof Stahl von Würzburg: Die Sache ist sehr 
wichtig und die grosse Ungleichheit in der Praxis ist für die katho- 
lische Kirche verderblich. Ich trage darauf an, man lege die Frage: 
quo ritu acatholici sint sepeliendi? dem heiligen Vater vor. Dann 
wäre Einheit. Wir gingen sicher und hätten keine Verantwortlich- 
keit. Bischof Bichartz von Augsburg : Der päpstliche Stuhl hat sich 
bereits unter Martin V. ausgesprochen. Wir bedürfen keiner Ent- 
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Scheidung mehr. Bischof Sedlag von Culm : Aber Benedict XIV. 
de synodo dioeeesana lib. VI, cap. V. n. 2. widerruft das von Ersterem 
in dieser Sache Vorgetragene. Domcapitular Fessler: Es besteht 
eine alte päpstliche Verordnung darüber, wie die Akatholiken zu be- 
graben sind und iti Betreff des Gottesdienstes für dieselben. Eine 
Entscheicrang von Gregor IIl. an Bonifacius läutet: Sancta sie tenet 
ecclesia, ut pro vere christianis — non nisi pro mortuis catholicis 
oflFeratur sanctum officium. Auch das dritte concilium Lateranense 
sagt , dass in der Häresie Gestorbene weder katholisch begraben noch 
fiär sie Fürbitten dargebracht werden dürften.« Sind diese Decla- 
rationen etwa später aufgehoben, z. B. durch Martinas V. constitutio 
ad evitanda? Nein, Diese Bulle sagt: per hoc tarnen huiusmodi 
excommunicati nolumus aliquo modo sublevari et suflFragari. Die 
Constitution will Nichts zu Gunsten der Excommunicirten bestimmen. 
Sie ist nur in Bücksicht auf die Lebenden erlassen ; sie will nur den 
lebenden Katholiken Erleichterung in ihrem Verkehre mit lebenden 
Häretikern gewähren und so Etwas zur Vermeidung von Scandalen 
bestimmen. Aber ein Scandal ist ^s nicht, denen, die die Sacramente 
nicht wollen, die Sacramente zu verweigern, und für die nicht zu 
beten, die an keinen Beinigungsort Rauben. Benedict XIV. de syn. 
dioec. lib. VI. c. 5. Nr. II. spricht es ausdrücklich aus, dass eine 
conmiunicatio in sacris mit Häretikern und Schismatikern, auch wenn 
sie nicht speciell excommunicirt seien , unzulässig sei. Der Bischof 
Sedlag von (Mm verlas die Stelle aus Benedict. 1. c. : 

, »Et nihilominas ea est misera nostroram (emporum conditio, ut multis in 
provinciis, in quibus haereses aot dominantar aot grassantiir impane, duram ca- 
tliolici subeant neeessitatem cum baereticis conversandi et familiariter agendi« 
Quamvis autem per Canonem ConcUii Constanliensis a Martine V. approbatmn, 
qoi incipit ad evitanda, qaiqae in suo semper vigore permansit, non obstan- 
(ibus Gontrariis subsequenHbas Constitationibus Concilioram Basiiiensis et Latera- 
nensis, nonnihil rela^ata ftierit disciplina in eo, quod pertinet ad conversandam 
atque etiam in divinis commanicandam cum baereticis, qui tolerantar et expresse 
denunciati non sunt tamqnam vitandi, ut fuse probat CabassutiuSf non idciroo 
tarnen arbitrari debent catbolici, Tas sibi esse, indi«tinete cum baereiicis, quamvis 
non denunciatis in rebus sacris et divinis communicare: s|qoidem Paulus V. post 
matnram rei discussionem neutiquam licere definivit catbolicis regni Angliae, bae- 
reticorum templa adire ritibusque interesse, quos inibi exercent, u(i legere est 
in duobus decretis, ab eodem pontifice editis, uno scilicet anni 1606, altero anni 
1607, quae referuntur a Cardinali de L'aurea. Haud equidem ignoramus, non 
deesse theologos, ab omni culpa absolventes catbolicos, qui cum baereticis et 
scbismaticis nominatim non denunciatis communicant in divinis atque etiam sacra- 
menta ab iisdem recipiunt, dummodo bae simul concurrant rerum circumstantiae: 
primo scilicet, ut ad praedictam communicationem catbolicos adigat gravissima et 
urgentissima cauaa; secundo, ut bveretici aut schismatici, a quibus <sacramenta 
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exposruTit, sint valide ordinati^ nt «acra administrent rilu catbolieo, absqne oUa 
admixtione ritus damnali; tertio« at communicatio com iisdem in dfvinis non sit 
externa protestatio falsi dogmatis, qaalis erat ingressus in Protestantium ecclesias, 
eeim Catholicfs Angliae illum inhibuit Paulus V. ideo quippe regis edicta omnes 
adire insserant baereticonim (empla, nt (ali pacto se cnm Protestantibus sentire 
faterentur; quarto deroam, nt calbolicorum com baereticis commonicatjo in divinis 
uulli scandalum ingerat. Verum imprimis praedicta tbeologorum sententia saos 
babet adversarios neqoe ab omnibus admittitar tamquam in praxi secura; deinde, 
ea etiam admissa,'cum omnes enumeratae circurostantiae simni et conjuncti adesse 
debeant, ut Catbolicorum cum beterodoxis in rebus sacris soeietas omni vacet 
culpa, quemadmodum docent Sylvius, Cardinälia de Lugo, Thomas a Jesu, 
Cardinälis AlMtius, Cardittalis Gottus, idcirco f ere impossibile est usu ve- 
nire, ut a flagitio excusari valeant cttbolici sese in rebus sacris cum baereticis 
vel scbismaticis admiscentes. Quamobrem sacrae urbis congregationes , sancti 
Officii videlicet et de Propaganda Fide, illicilam semper reputarunt communicatio- 
nem, de qua est sermo, doctamque concinnarunt instructionem, nobis in minoribus 
tunc degentibus qnalemconque nostram operam navantibos, ad missionarios, cum 
opus fuerit transmittendam , ubi rationes expendontor, propter qoas vix onquam 
accidere potest, ut in praxi sit innoxia catboHcorom cum baereticis communicatio 
in divinis. 

Bischof Richarte von Augsburg: Benedict XIV. spricht hier 
nur von speciellen Dingen, z. B. wenn Katholiken von Häretikern die 
Sacramente empfangen. Was Fesskr sagt, ist genommen aus alten 
Auctoritäten , aus der Zeit lange vor Martin V. Es gilt aber der 
Satz: lex posterior derogat priori. Martin V. sagt ausdrücklich: 
non obstantibus quibuscunque. Bezüglich der Worte nm suffrorgari 
etc. erinnere man sich dessen, was ich aus Liguori und Voit an- 
geführt habe, wo es heisst: Die Häretiker haben nicht das Secht, 
ein kirchliches Begräbniss etc. zu fordern, aber wir haben das Becht, 
es zu geben ; denn wollte man jene Worte . Martin's V. Widers auf- 
fassen, so ständen sie mit den bei ihm Vorausgehenden im Wider- 
spruch. Man kann nicht annehmen, dass Martin V. in einer Stelle 
nachher das widerrufen habe, was er vorher in der Constitution be- 
stimmt hatte. Ich bitte daher nochmals, keinen Beschluss in dieser 
Sache aufzustellen. In der Praxis stehen wir den Protestanten viel 
näher als in der Theorie. Auch hier gilt es Scandale zu vermeiden, 
die entstehen würden, wenn wir z. B. Katholiken das Begräbniss 
ihrer protestantischen Verwandten versagen wollten. Besonders ist 
die Sache schwer in sdchen Orten, wo es, wie in Augsburg, seit der 
Reformation so gehalten ist; leichter ist die Sache in Orten, wo 
eben erst die Protestanten eingezogen sind. Erzbischof Reisach von 
München: Ich habe bezüglich der Constitution Martins V. eine an- 
dere Ansicht. Es möge der Papst entscheiden, welche Ansicht die 
richtige ist. Bischof Rkharta von Augsburg: Ich berufe mich auf 
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den alten die Katholiken verpflichtenden usus. Bischof Blum von 
Lif^Aurg: Einheit thut Noth. Es ist doch ein scandalum, wenn eben 
fortwährend den Katholiken vorgeworfen wird, es mache es der eine 
Bi^hof so, der andere anders. Auch entstehen hier grosse Conflicte, 
Es wurde beantragt , dass wir uns in der Sache nach Born wenden. 
V<m anderer Seite wurde. dieses als überflüssig erklärt in Anbetracht 
der Constitution Martins V. Aber die Debatte hier hat die Anwend- 
barkeit jener Constitution als zweifelhaft herausgestellt. Es isi4aher 
rathsam, dass wir in Bom auf eine Entscheidung antragen und uns 
überhaupt Verhaltungsmassregeln in dieser Sache von dort erbitten. 
Bischot Stahl von Würjsfburg: Ich fäge noch bei: Wenn wir Prote- 
stanten begraben, wie können wir dann das kirchliche Begräbniss 
den Bongeanern u. dgl. verweigern? Ich habe die Constitution 
Martins Y. wiederholt gelesen und kann nicht darin finden, dass die 
Beerdigung von Protestanten gestattet sei. Die Erbittung einer 
authentischen Interpretation beim apostolischen Stuhle scheint mir 
gut und nöthig zu sein. Es ist im Interesse der katholi»5hen Ein- 
heit wie des Friedens, wenn wir uns vom apostolischen Stuhle die 
mildeste Praxis erbitten. Domcapitular Fessler: Das alte Gesetz der 
Kirche ist gewiss. Es sind hier Zweifel erhoben worden, ob es durch 
Martin V. aufgehoben sei. Darum halte ich eine Anfrage in Bom 
far wünschenswertb. Für meine Ansicht berufe ich mich auch auf 
den hochgeschätzten römischen Oanonisten Ferraris, der die Häre- 
tiker vom kirchlichen Begräbnisse ausschliesst und die Constitution 
Martins V. nicht so auffasste , wie der hochwüi'digste Bischof von 
Augsburg. Bischof DiUrich von Dresden: Eine allgemeine Bestim- 
mung ist gewiss gut; aber wir müssen dem heiligen Täter auch die 
vielfachen und verschiedenen Verhältnisse darlegen, in welchen die 
Katholiken in Deutschland zu den Protestanten stehen ; nicht blos in 
Bayern, sondern auch in andern Ländern, z. B. in Sachsen. Wie 
viele Eigenthümlichkeiten haben wir im Norden. In der Lausitz 
sind z. B. seit der Reformation viele Protestanten in katholischen 
Pfarreien eingepfarrt mit Parochialzwang und ebenso umgekehrt. 
Eine Anfrage in Rom setzt also grosse Vorarbeiten voraus. Bischof 
Blum von Limburg: Allerdings müssen wir dem Papst alle facti- 
schen Verhältnisse im Detail darlegen. Bischof Bichartz Yon Augs- 
burg stimmte dem Bischof von Dresden bei: Auch in Bayern wür- 
den viele katholische Herzen schwer gekränkt, wenn man die Bück- 
sicht auf die Constitution Martins V. nicht beachte. Der Ansicht 
von Ferraris stelle er die des grossen Canonisten Beiffenstuel gegen- 
über. Dieser Gegenstand müsse aber nicht blos von der gesetzlichen, 


270 Vering, Verband]« der Bis€h5fe Deutseblaads zu Wflnbwrg im Jabre iS48. 

sondern auch von der gemüthlichen Seite aufge&sst werden. Der 
beilige Vater selbst habe so milde Grandsätze an den Tag gelegt, 
z. B. in der Praxis der Dispenssachen und sei znr Zeit selbst so 
tief and schwer belastet, dass fOr jetzt eine solche Anfrage bedenk« 
lieh erscheine. Cardinal Fürst Schwaraenberg : Ich freue mich, dass 
diese Sache zur Besprechung gekommen ist; ich wünsche, dass die- 
selbe auf Diöcesan-, ProTincial-, National-Synoden weiter besprochen 
und berathen werde und dass man dann dem heiligen Vater die 
Sache vorstelle. Denn ich kann mir eine Verschiedenheit der Praxis 
in dieser Sache nicht denken. Auch ich habe die alte Praxis in 
Salzbürg umgestossen. Der Geistliche ging beim Begräbnisse eines 
Protestanten mit im Bochet ohne Stola und hielt ein Amt pro om* 
nibus fidelibus defunctis, jeder glaubte aber, die Messe sei für den 
verstorbenen Protestanten und das ist eine unwürdige restrictio men- 
talis und Täuschung des Volkes. Ich habe das daher abgestellt, 
Anfangs gab das Lärm; jetzt ist er vorbei. Es kommt nun der 
protestantische Prediger nach Salzburg; er begräbt auf dem katho- 
lischen Kirchhofe und es wird mit den Glocken der Pfarrei, in 
welcher der Protestant gestorben ist , geläutet ; aber zu einer Ge- 
währung der eommunicatio in ipsis sacris kann ich mich nicht 
entschliessen. 

Auf die Frage des Präsidenten ergab sich, dass sowohl der 
Antrag des Bischofs von Wür^burg als der des Cardiuala Schtvar- 
/senberg ia der Versammlung Unterstützung fanden. Bischof LüpJce 
von Osnabrück fügte hinzu: Unter allen Umständen müssen wir die 
Sache dem apostolischen Stuhle vortragen; aber der Antrag muss 
eine factische Darstellung der Verhältnisse in den einzelnen Diöcesen 
enthalten. Der Zweck wird wohl am besten erreicht, wenn jeder 
einzelne Bischof eine Darstellung der betreffenden Verhältnisse seiner 
Diöeese an den hochwürdigsten Erzbischof von Cöin sendet, und 
dieser das Ganze an den heiligen Vater besorgt. Domcapitular 
Förster von Breslau: Eine solche specielle Darstellung wird wenig 
fruchten; denn alle Verhältnisse gehen in dieser neuen Zeit einer 
Aenderung entgegen. Die Kirche muss auf ihre Principien zurück- 
gehen. Ich meine., wir sollten jetzt blos einfach anfragen über die 
Constitution Martins V., ob sie auch zu Gunsten der Protestanten 
und Sectirer gilt. Auch dieser Antrag wurde unterstützt. — 

Bei der nun folgenden Abstimmung wurde der Antrag des 
Bischofs von Würaburg, dass dem apostolischen Stuhle die Verhält- 
nisse vorgetragen und eine Entscheidung und die Gestattung der 
mildesten Praxis erbeten werden solle, verworfen, Domcapitul^ 
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Förster zog seinen Antrag, in Born anzufragen, ob zufolge d^ Coli* 
stitution Martins V. Protestanten und alle Häretiker kij^cHich be*- 
graben und Seelenämter für dieselben gehalten werden dürften, nach-* 
dem einige weitere Erört^ungen darüber stattgefunden hatten, zu- 
rück. Bischof von Augsbtirff hatte dazu bemerkt: Es müsste dabei 
aber die Frage nach dem Begräbnisse und den Seelenämtern getrennt 
xmäL bß^süglich der letzteren angefragt werden, ob auch solche pro 
Omnibus fidelibus defunctis oder blos solche, die nominatim für einen 
Protestanten gehalten würden, unzulässig seien. Domcapitular Zenm^ 
von Maine: Ich meine, diese Anfrage erfordere so ausführliche Vor* 
arbeiten, dass zur Vorbereitung derselben noch erst ein National- 
Concilium abzuwarten wäre. Domcapitular Ihrsier : Bei der blosen 
Anfrage über die Bedeutung der Constitution Martins V. sei es nicht 
nöthig, sogleich auch die Schwierigkeiten auseinanderzusetzen. Stifts- 
propst DöUinger: Er gebe zu bedenken, dass, wenn die Auslegung 
jener Constitution vom apostolischen Stuhle erbeten werde, diese An- 
frage in Bom einige Verwunderung erregen könnte, da zufolge der 
Auslegung, die der Bischof von Augsburg der Constitution Martins V. 
habe geben wollen, nach dieser dann auch allen denjenigen das 
kirchliche Begräbniss und Seelenämter gewährt werden müssten, welche 
nicht speciatim excotnmunicirt seien, also auch den Duellanten und 
Apostaten. Bischof Müller von Münster bescätigte dieses: Gewiss 
würde man sich in Rom über eine solche Erage wundern. Alle 
Bituale sprächen sich ja dahin aus, dass die Protestanten nicht ritu 
catholico begraben werden sollten. Wenn ein Bischof anders 
in einem Ritual bestimmt habe, so sei er nicht dazu befugt 
gewesen. Und beweise dieses nichts fär die Zulässigkeit des kirch- 
lichen Begräbnisses und der Seelenmessen für Protestanten. Etwas 
Anderes sei es aber, wenn man dem Papste die religiösen Verhält- 
nisse, die Observanzen etc. vorstelle und frage, was die Bischöfe 
unter solchen Verhältnissen thun sollten. Bischof ArnoläiYOu Trier: 
Die Schwierigkeit liegt aber darin, dass die Praxis so verschieden 
ist. Bisehof Stahl von Würehurg: Hier sind 23 Dlöcesen vertreten. 
Die anwesenden Herrn können die bei ihnen herrschende Praxis an- 
geben ; das ist nicht so gar schwer. Erzbischof Biehartz von Augs- 
burg: Wie soll es aber z. B. sein, wenn die Tochter fragt, ob sie 
für die protestantische Mutter beten dürfe ? Cardinal von Schwarzen- 
berg: Ich hätte in dem Falle auf Verlangen auch die heilige Messe 
gelesen, aber privatim; eine öffentliche Seelenmesse kann ich nicht 
zugestehen. Erzbischof von Vicari von Freiburg: In Preiburg starb 
vor einigen Wochen ein reicher Protestant, welcher der Stadt Frei- 
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barg 700,000 fl. yennachte. Ich wurde um ein Seelenamt ffir diesen 
angegangen, was ich jedoch ablehnte; aber ich liess dann ein feier- 
liches Lobamt abhalten zum Dank dafür, dass Gott der Stadt Frei- 
burg einen so wohlthätigen Mann gegeben habe. Damit waren Alle 
zufrieden» Nachdem hierauf Domcapitular FSrster seinen Antrag 
zurückgezogen hatte und der Antrag des Bischofs Lüpke von 
Osnabrück, dass der status rei durch Berichte der einzelnen Bischöfe 
mit der Anfrage in Born erörtert werden solle, abgelehnt worden war, 
wurde der Antrag des Gardinais von Schwar/ienberg, dass die Sache 
erst, nachdem sie auf Diöcesan-Provineial- und Nationalsynoden 
weiter vorbereitet sei, nach Bom gebracht werden solle, einstimmig 
angenommen. Hierauf wurde um halb 9 Uhr Abends die Sitzung 
geschlossen. 

XXIIL Achtzehnte SUrnng, den 3. November^ Morgens hcM 9 Uhr. 

Anwesend waren Alle. Das Protokoll der 10. und der 13. 
Sitzung wurde verlesen und genehmigt. Die Verhandlungen begannen 
wieder mit Besprechung der gestern abgebrochenen Begräbnissfrage. 
Bischof Rkhartz von Augsburg bemerkte, er habe eine factische 
Berichtigung bezüglich der von Professor Fessler in Betreff der An- 
wendbarkeit der Constitution Martins V. gemachten Bemerkungen 
vorzubringen. Den von Fessler angeführten Schlusssatz habe er in 
der Constitution nicht gefunden. Professor Fessler: Er habe seine 
Behauptung aus Liguori's »theologia moralisc gescliöpft; wenn dieser 
sich geirrt habe, so habe er sich auch geirrt. Domcapitular Reiss- 
mann bestätigte aus Laymann's Werken Fessler's Behauptung. Bischof 
BicharUs: Im Antonin habe er diesen Satz nicht gefunden. Präsi-- 
dent: Wir wollen diese Frage aussetzen, da wir sie zur weitern 
Behandlung einer künftigen Nationalsynode überwiesen haben. Für 
heute Abend werden die Herrn Bischöfe bestimmen, was in der Sitz- 
ung verhandelt werden soll. 

Wegen der Anhäufung der Acten wurde der bischöfliche 
Secretär Domvicar Spieler aus Speyer als Begistrator angenommen. 

Die ferneren Berathungen wurden eingeleitet durch einen 
Vortrag des Domcapitular Ih-nst von EichstmU über das Verhauen 
der Kirche gegenüber den neuen Secten. 

Es handele sich nicht um Aufstellung dogmatischer Sätze, aber 
es thue einheitliches Verfahren der Bischöfe Noth. Er beantragte, 
die neuen Secten sollten als Häretiker bebandelt werden ; es solle be- 
züglich abgefallener Laien bei den rein kirchlichen gesetzlichen 
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Strafen belassen werden, ohne dass noch eine sententia judicis de- 
claratoria hinzugefugt werde, also keine namentliche Excomrauni- 
cation stattfinden. Dagegen solle gegen abgefallene Priester ein 
strengeres Verfahren und zwar namentliche Excommunication statt- 
finden. Den reumüthig zurückkehrenden Laien solle die Aufnahme 
in die Kirche nicht besonders erschwert werden; strenger solle man 
es aber nehmen mit der Rehabilitation von Geistlichen, indem man 
ihr früheres Wirken und ihre Reue berücksichtige, aber sie erst Busse 
thun lasse. Bei der Aufnahme der in einer Secte Geborenen in 
die Kirche, solle man, wenn begründeter Zweifelan der Gültigkeit ihrer 
Taufe obwalte, dieselben bedingungsweise wieder taufen. Das Cultus- 
vermögen sei Eigenthum der katholischen Kirche, nicht der Gemein- 
den und darum seien die etwaigen Ansprüche der Abgefallenen auf das 
Cultusvermögen zurückzuweisen, selbst wenn ganze Gemeinden ab- 
fallen sollten. Simultanea düiften sich nie bilden , auch wenn die 
Sectirer sich eines Theiles des Cultusvermögens mit Gewalt bemäch- 
tigen sollten. Die innerhalb eines katholischen Pfarrsprengels zu 
einer Secte Uebergetretcnen seien aus dem Pfarr- Verbände zu ent- 
lassen, ihnen unbedingt alle pfarrlichen Functionen zu verweigern, 
aber auch keine Stolgebühren von ihnen zu nehmen ; jedoch habe der 
Pfarrer die Taufe den Kindern sectirerischer Eltern zu ertheilen, 
wenn diese es ausdrücklich wünschten, und die Taufe dieser Sectirer 
eine ungültige sei. 

Domcapitular Würschmitt aus Speyer: Den Namen Deutsch- 
katholiken können wir wohl passender Weise den neueren Secti- 
rern nicht zugestehen, weder in unsern Verhandlungen, noch sonst 
in der OefiFentlichkeit. Die Bischöfe mögen hiernach ihre Pfarrer 
anweisen. 

Stiftspropst DölUnger : Man solle sogenannte Deutschkatho- 
liken sagen. 

Domcapitular Ernst stimmte bei. 

Domcapitular Würschmitt: Ich meine, sie sollten niemals so 
genannt werden, üebrigens hat Domcapitular Ernst zwar gesagt, was 
man gegenüber den Sectirern nicht thun soll, aber nicht was man 
in Bezug aiif dieselben thun soll, namentlich auch nicht, wie zu ver- 
hindern, dass diejenigen, welche in Gefahr stehen, abfallen? und 
wie die Rückkehr zu erwirken? 

Domcapitular Ernst: Das ist Sache des Pfarrers. Eine solche 
Pastoralvorschrift anzufertigen schien nicht meine Aufgabe zu sein. 

Domcapitular Würschmitt stinmate diesem bei und bemerkte: 

▲itblT Ar liffk^BNfht. XXII. 18 
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man solle nur solche Kinder von Sectirern taufen, wo nicht blos die 
Eltern die Taufe verlangten, sondern auch der Pfarrer die üeber- 
zeugung habe, dass die Kinder nicht in der Secte erzogen werden 
sollten. 

Domcapitular Ernst: Hier habe ich mich an positive Bestim- 
mungen bezüglich der Protestanten gehalten. Im Archiv zu Eich- 
städt liegt eine Entscheidung des Apostolischen Stuhles vor des In- 
haltes: Der katholische Pfarrer dürfe die Kinder von Protestanten 

« 

nur dann taufen, wenn bei diesen ungültig getauft werde und das 
Kind nicht in der protestantischen Eeligion erzogen werden solle, und 
dass die Eltern die Taufe verlangen müssten, sei die Praxis der 
Missionäre. Auch andere derartige Entscheidungen liegen vor. Die 
Kirche will nicht, dass Kinder in ihren Schooss hinein getauft wer- 
den, wenn ihre Erziehung in der Häresie nicht ausgeschlossen ist. 

Bischof Hofstetter von Passau: Auch an ihn, sowie an andere 
Ordinariate sei eine derartige Entscheidung des päpstlichen Stuhles 
gelangt. 

Domcapitular Ernst: Warum sind aber diese Bestimmungen 
in Deutschland nicht zur Ausführung gekommen? Ich glaube, dass 
das Hinderniss darin lag, dass der Pfarr- Verband in Beziehung auf 
Protestanten aufrecht erhalten wurde, und weil manche Pfarrer die 
Stolgebühren von Protestanten z. B. bei Beerdigungen nahmen, was 
Unrecht ist. 

Regens Schmitt von Bamberg: Ohne Consens der Eltern kann 
das Kind nicht getauft werden, das gilt auch von den Kindern der 
Juden und Heiden. Die päpstlichen Bestimmungen finden auch in 
Deutschland Anwendung. 

Präsident von Geissei liest zum Beweise eine Stelle aus Bene- 
dict XIV. vor, wonach die Judenkinder nicht gegen den Willen ihrer 
Eltern getauft werden sollen. 

Bischof Richartz von Augsburg: Dass die Eltern in die Taufe 
ihrer Kinder einwilligen müssen, ist wohl Praxis in den meisten 
Diöcesen. Was die anderen Restrictionen betrifiEt (die Voraussetzung, 
dass die Kinder in der Secte nicht gültig getauft und dass sie nicht 
darin erzogen werden), so glaube ich, dass sie stricte interpretirt 
werden müssen. Auch bin ich dagegen, dass man die Protestanten 
aus dem Pfarr- Verbände ohne Weiteres ausschliesse. Es gäbe dieses 
Confusion, da diesseits des Rheins die Pfarrer noch die Matrikel zu 
fuhren haben. Welche Verwirrung würde daraus entstehen? Die 
Kinder eines zu einer Secte Abgefallenen treten vielleicht wieder zu- 
rück und kommen dann wieder in den Pfarr- Verband ; darum soll 


AehUehnte l^iizang: VerMteii der Kirebe zu den neuen Secten. 27S 

dieser aufrecht erhalten werden. Wenfl ein Solcher nicht mehr zur 
Pfarrei gehört, so lässt er sich auch nicht in derselben proclamiren; 
es könnten also Ehehindernisse unentdeckt bleiben. .Wir können da- 
her die Entscheidungen des heiligen Vaters nicht m weit extendiren. 

Domcapitular Ernst: Ich habe jene Entscheidungen des Apo- 
stolischen Stuhles nicht auf den Pfarr-Verband ausgedehnt; der hier- 
auf bessügliche Antrag ist ein selbstständiger Antrag. Die Sectirer 
im Ffarr-Yerbande zu erhalten, wird aber nicht gehen; es kann ja 
sein, dass sie gar keine Christen mehr sind. Was übrigens die 
Matrikeln betrifft, so habe ich hinzugesetzt, unsere Pfarrer hätten 
sich nur der rein kirchlichen Functionen bezüglich der Sectirer 
zu enthalten. 

•Domcapitular Wür Schmitt: Wie soll sich ein katholischer Pfor- 
rer verhalten, wenn die katholisch gebliebene Mutter das Eand ka- 
tholisch getauft haben will, während der Vater es rongeanisch er- 
ziehen wül? In dem päpstlichen Breve ist der in gemischter Ehe 
lebende katholische Theil verpflichtet, für die katholische Erziehung 
der Kinder zu sorgen. Die Protestanten sind übrigens eine con- 
stituirte Confession, die Bongeaner sind nur eine vorübergehende 
Secte. 

Domcapitular Ernst: Ich habe ja gesagt, der Pfarrer solle den 
Kindern von Sectirem die Taufe verweigern, wenn er voraussehe, 
dass die Kinder in der Secte erzogen werden. Ist eines der Eltern 
noch Katholik, so lässt sich ja jenes nicht voraussehen. 

Domcapitular München von Köln : Gewiss die neuen Secten 
sind als haeretici zu behandeln, aber wieP Wir haben in Köln die 
Abgefallenen als irregeleitete Laien behandelt, als excommunicati 
non nominati. Eine solche Excommunication gehört nicht vor das 
forum externum, sondern vor das forum internum. Es fragt sich, 
wie die übrigen Bischöfe diese irregeführten Laien behandelt haben. 

Präsident von Odssel : Als ich den Geistlichen Eugelmann ^- 
communicirt hatte, baten sechs Laien um dieselbe Ehre; ich legte 
die Sache ad acta. 

Domcapitular Förster von Breslau : In Schlesien hatte die erste 
Excommunication Abgefallener ganz den umgekehrten Erfolg gehabt. 
Es stand sogleich die weitere Bewegung still. 

Bischof Hofstetter von Passau: Gregor XVI. wollte eine En- 
cyclica über die neue Secte erlassen, gab aber den Gedanken auf, 
um den Sectirern nicht eine so grosse Bedeutung zu geben. 

Domcapitular München: In Betreff abgefallener Laien schlage 
ich vor, hier nichts zu beschliessen, sondern es jedem. Bischof zu 
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überlassen, die Sache for sicfa zu ordnen, aber die Priester, welche 
abfallen, sind speciatim und nominatim zu excommuniciren und dies 
wird auch auf die Gläubigen wirken. Ein solcher Priester ist irre- 
gulär und kann nur vom Papste restituirt werden. 

Bischof Richarta von Augsburg: Aus demselben Orunde, wa- 
rum Born keine Encyclica erlassen hat, möchte ich es for angemessen 
finden, dass wir hier nicht eine allgemein gültige Massregel erlassen, 
sondern es jedem Ordinarius überlassen; die allgemeinen Grundsätze 
der Kirche in Anwendung zu bringen. In München hatten einige, 
die in die rongeanische Kirche gingen, gar nicht die Absicht, 
die katholische Kirche zu verlassen, einige sind hingegangen, weil 
es hiess, sie zahlten dort keine Stol-Gebühren , aber sie gingen 
nachher wieder zu ihrem Beichtvater. Auch hinsichtlich der Priester 
möchte ich die Sache jedem Bischof überlassen nach den Umständen 
zu verfahren. Ich habe nur einen Geistlichen dieser Art gehabt, 
dieser war vier Jahre suspendirt; ich habe ihn nicht öffentlich ex- 
communicirt. Ich hielt ihn dieser Ehre nicht für würdig, und wollte 
die Sache nicht bekannt machen lassen, aus Bücksicht auf die Vielen, 
die nichts davon wussten. 

Erzbischof von Vicari: In öffentlichen Versammlungen hatte 
bei mir ein Pfarrer öffentlich gegen Beicht und Cälibat declamirt. 
Da das Concil hierauf das Anathema legt, wurde er deshalb suspen- 
dirt; er achtete dies nicht, die Gemeinde nahm ihn in Schutz, und 
nahmen den Pfarr-Verweser nicht an. Ein bischöflicher Commissär 
kam ; die Gemeinde erklärte, sie werde ihren Pfarrer nicht fortlassen ; 
wenn er nicht bleibe, würden sie alle Bongeaner werden. Die Ge- 
meinde hat auch die Administration des Kirchenvermögens; die 
Sache hängt noch so; der Staat schreitet in solchen Fällen nicht ein. 
Was ist da zu machen? 

Präsident von Qeissel: Ein solcher Geistlicher muss canonisch 
deponirt werden. 

Domcapitular München von Köln: Als excommunicatus ist er 
ipso jure suspendirt ab officio et beneficio, aber es muss dieses de- 
clarirt werden. 

Bischof Arnöldi von Trier : Ich bitte, dass diese Punkte förm- 
. lieh besprochen werden ; wenn auch die Sachen in Betreff der Laien 
den einzelnen Bischöfen überlassen werden mag, so ist doch bezüg- 
lich apostasirter Priester eine gleiche Praxis nothwendig. Ich habe 
abgefallene Priester excommunicirt. Wenn andere Bischöfe dieses 
nicht thun, so ist es misslich 

Domcapitular Herzog*. Gross sind diese Uebelstände in der 
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Culmer Diöcese. Es apostasirten dort drei Pfarrer. Es wurde ganz 
nach den oanonischen Vorschriften gegen sie procedirt ; die betreffen- 
den Gemeinden erwarteten, dass die Strafsentenz öffentlich verkündet 
werde. Als jene drei abgefallenen Priester nach dreimaliger Vor- 
ladung nicht erschienen, wurden die Sentenzen erlassen und in der 
ganzen Diöcese publicirt, und es wirkte dieses sehr heilsam , selbst 
in Danzig. Es sind jene Priester nicht blos excommunicirt, sondern 
degradirt, des priesterlichen Standes entkleidet worden, was denn 
auch bei einer etwaigen Eückkehr derselben wichtig ist. Jene drei 
Geistlichen haben Weiber genommen. Wie soll es nun gehalten 
werden, wenn ein solcher abgefallener Priester, der sich sogar ver- 
heirathet hat, sich zur Bückkehr anmeldet, wie soll dann ver&hren 
werden? Die Kirche nimmt auch den grössten Sünder wieder auf. 
Ich stimme dem Beferenten Domcapitular Ernst in diesem Punkte 
nicht bei. 

Bischof Weis von Speyer: Auch bei uns ist diese Frage viel 
besprochen worden ; es lag ein derartiger Fall vor, aber ich habe den 
elenden Priester nicht excommunicirt, um kein Aufsehen zu machen; 
ich habe dies verschoben, weil ich fürchtete, er möge durch öffent- 
liche Excommunication zu grösserem Ansehen bei den Bongeanem 
gelangen. Was die Laien betrifft, so habe ich die Erfahrung ge- 
macht, dass der Abfall derselben oft zufällig, aus Uebereilung oder 
Leichtfertigkeit geschehen ist; mehrere sind bei uns schon wieder 
zurückgekehrt; sie sind nach Oggersheim [Minoritenkloster und 
Wallfahrtsort a./B. oberhalb Worms] gekommen, um sich mit der 
Kirche zu versöhnen. Andere haben angefragt, wie sie sich wieder 
mit der Kirche versöhnen könnten. Ich glaube daher, dass wir es 
bei den Laien und deren Wiederaufnahme nicht so strenge zu neh- 
men haben, wie bei den Geistlichen. 

Präsident von Geissei: Ich stimme bei in Betreff der Laien; 
aber bei Priestern muss man die Strenge des Kirchengesetzes an- 
wenden ; wenn man die Schlange besiegen will , muss man ihr den 
Kopf abtreten ; die Geistlichen sind die Coryphäen der Abgefallenen, 
und treten solche Geistliche in andere Diöcesen ein, so ist es schlimm, 
wenn sie nicht excommunicirt sind. Es kam ein solcher aus der 
Diöcese ßottenburg in meine Kölner Diöcese, und wäre er in Bötten- 
burg excommunicirt gewesen, so hätte ich dieses nur von der Kanzel 
zu publiciren brauchen. 

Domcapitular Hereog: Die Bischöfe von Culm, Ermeland und 
Breslau haben sich die Excommunications-Decrete mitgetheilt. 

Domcapitular Förster: Wie noth wendig die Strenge und die 
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Excommanication gegen abgefallene Geistliche ist, hat sich in Schle- 
sien gezeigt; wäre man bei der Theiner'schen Bewegung strenger 
gewesen, so wäre man so weit nie gekommen. Ich hatte die trau- 
rige Aufgabe, die Excommunicationen in der Domkirche zu verkün- 
den und kann den ungeheuren Eindruck derselben nicht schildern. 
Die Wiederajistellung solcher abgefallener Geistlichen ist aber, glaube 
ich , möglichst zu vermeiden. So hat es auch Fürstbischojf Diepen- 
brock mit seinem Domcapitel beschlossen. 

Präsident von Oeissel bestätigte ganz den Erfolg einer Excom- 
munication abgefsdlener Geistlicher ; gegen solche solle man nach der 
Strenge der Canones verfahren. 

Bischof Blum von Limburg: Auch ich hielt dafür, dass man 
nicht sogleich streng sein solle ; aber ich sah bald, dass man dadurch 
die neuen Secten begünstige, indem sich die Ansicht verbreitete, man 
könne sich noch als Mitglied der katholischen Kirche ansehen, wenn 
man Bongeaner gewesen sei. Ich beschränkte mich anfangs auf das 
Predigen, und liess eine von mir gehaltene Predigt drucken; aber 
als dieses nichts half, sprach ich die Excommunication über alle aus, 
von denen nachgewiesen war, dass sie an dem Bongeanischen Gottes- 
dienst Thei! nahmen und das Bongeanische Abendmahl hielten. Dies 
bat geholfen. Was die zum Bougeanerthum abgefallenen Priester 
betrifft, so glaube ich nicht, dass diese wieder angestellt werden 
dürfen; sie sind unentschuldbar, wenn sie jetzt keine Christen, son- 
dern Antichristen sind. 

Stifkspropst DölUnger: Ich halte ein gemeinsames Verfahren 
in BetrefiT abgefallener Priester für wünschenswerth ; man hat mit- 
unter solche Priester leichtfertig wieder angestellt. Ein protestan- 
tisch gewordener Pfarrer hatte einen Theil seiner Gemeinde zur 
Apostasie gebracht, und als derselbe zur Kirche zurückkehrte, wurde 
er bald wieder angestellt. Ich glaube, man soll einen solchen ent- 
weder nie mehr wieder anstellen, oder doch nur nach einer langen 
Prüfungszeit. Aber noch Eines. Es ist uns auf das Bestimmteste 
angekündigt, dass in der Erzdiöcese Freiburg eine Apostasie eines 
Theiles des badischen Klerus bevorstehe. Bonge hat zu Frankfurt 
erklärt, dass er mit seinen Genossen dahin strebe, die ganze Kirche 
zu demokratisiren und das Becht der Anstellung und Absetzung der 
Geistlichen den Gemeinden in die Hände zu spielen. Er und Viele 
mit ihm seien darin einig. Nach Allem ist nicht zu zweifeln, dass 
es ernstlich gemeint ist. Wenn dieser Sturm losbricht, so wird der 
hochwürdigste Erzbischof vmi Vicari allein ihn nicht beschwichtigen ; 
es ist äusserst notbwendig, dass der ganze Episcopat ihn in einem 
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solchen Kampfe unterstütze. Bereits haben in Baden einige Pfarrer eine 
quasi allgemeine Beicht und andere Aenderungen eingeführt. Es 
ist vorläufig die Aufmerksamkeit darauf zu richten, welche Mass* 
regeln in solchen Fällen zu ergreifen sind? 

Bischof Bichartz von Ätcgshurg: Das Beispiel von dem prote- 
stantisch gewordenen Geistlichen kenne ich näher, aber dasselbe kann 
nach meiner Ansicht eher den Entschluss hervorrufen, solche Leute 
wieder aufzunehmen. Nicht ich habe ihn wieder aufgenommen, aber 
mein Vorfahre hat gut darin gethan, ihn wieder aufzunehmen. Denn 
dieser Priester ist einer der würdigsten Priester der Diöcese. Ich 
habe ihn zum Dechanten ernannt und bereue es nicht. Mein Vor- 
fahre hat auch nicht auf gut Glück gehandelt. Nicht Mangel an 
Brod war für jenen der Grund der Rückkehr; er hatte eine prote- 
stantische Pfarrei erhalten, trat sie aber nicht an ; er hatte wahre . 
Beue und unterzog sich allen Demüthigungen. Gerade dieses Bei- 
spiel macht mich schüchtern, der Ansicht beizutreten, dass man ab- 
gefallene Geistliche nicht wieder anstellen solle. Auch das, meine 
ich, sollte man den einzelnen Bischöfen überlassen. 

Weihbischof Lüphe von Osnabrück : Jener Fall war eine Aus- 
nahme von der Regel. Die alte Kirche liess solche Geistliche nur 
mehr ad communionem laicalem zu. 

Nach diesen Besprechungen schritt man zur Abstimmung. 

Zu dem ersten Antrag des Referenten, die neuen Secten seien 
als Ketzer zu behandeln und zu bestrafen, — beantragte Bischof 
Drepper von Paderborn, statt Ketzer zu setzen : Häretiker. Professor 
Fessler wünschte den Zusatz : oder Schismatiker. Bischof von ÄugS" 
bürg hatte bemerkt: er wisse nicht, ob der apostolische Stuhl sie 
ohne Untersuchung als Häretiker condemniren würde. Präsident 
schlug vor zu setzen : »wenn sie als Häretiker erkannt werden.« Dom- 
capitular Lennig: Wenn dieser Satz ohne Präjudiz faf die Zukunft 
ausgelassen werden kann, so stimme ich dafar; die Häretiker sind 
Christen, aber die neuen Secten sind vielfach keine Christen mehr. — 
Der ganze Satz 1. wurde hierauf einstimmig verworfen. 

Bezüglich des 2. Satzes, welcher die Behandlung der Laien 
betraf, welche zu den neuen Secten übergehen würden, — bemerkte 
der Präsident: Höchstens können wir sagen, es soll die Handhabung 
der Gesetze den Bischöfen überlassen werden. Erzbischof von München 
sagte: Das Verhältniss dieser Secten wird künftig ein anderes wer- 
den, wenn dieselben sich unter der neuen Religionsfreiheit als selbst- 
ständige Gesellschaft gestalten, was sie jetzt noch nicht sind. Sie 
werden uns dann als Gemeinden gegenübertreten und so werden 
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künftig die Laien, die zu ihnen abertreten, sti-afbar werden. Bischof 
von Passau: Ich bin damit einverstanden, wenn man dem Episcopat 
hier möglichst freie Hand lässt, da sich die Verhältnisse noch nicht 
festgestellt haben. Wir wollen nicht anticipiren; die Lage ändert 
sich nächstens ; es können Zeiten kommen, wo man auch gegen Laien 
sehr energisch auftreten rauss. Erzbischof von München: Darin be- 
stärkt mich das von Förster Gesagte. Präsident von Geissei: Er 
finde in dem 2. Satze einen Widerspruch, wenn man gegen abge- 
fallene Laien zwar die Gesetze anwenden und die Kirchenstrafe ein- 
treten lasse, aber doch keine sententia declaratoria erlassen wolle. 
Etwas Anderes wäre es, wenn man sage, das Kirchengesetz solle ge- 
handhabt werden. Bischof von Passau: Man darf die Rechte der 
Bischöfe nicht beengen. Die Bischöfe haben das Recht zu excom- 
municiren. Würde ein Bischof das thun , so folgte aus diesem Be- 
schluss ein Vorwurf. Wir dürfen nicht, wie früher der Staat es 
gethan hat, uns das canonische Recht selbst zuschneiden. Dom- 
capitular Ernst: Ich meine den Satz 2. so: Im Allgemeinen möge 
solchen Secten mehr Wichtigkeit beigelegt werden, wo sie als solche 
auftreten; doch fasse man die Sache mehr negativ. Ich verstehe 
unter rein kirchlichen poenae a lege latae diejenigen, welche den Ketzer 
treffen, wenn er auch nicht nominatim excommunicirt ist. Dom- 
capitular Herzog: Die beantragte Fassung würde gleichsam eine 
Anschuldigung gegen den Fürstbischof Diepeiibroh zu Breslau ent- 
halten, indem dieser alle Rongeaner, welche nicht bis zu einem ge- 
wissen Zeitpunkte zurückkehrten, excommunicirt hat. Bischof DiU- 
rich: Man überlasse dies dem Ermessen der einzelnen Bischöfe. 

Bei der darauf folgenden Abstimmung wurde der ganze Satz 

2. einstimmig angenommen. 

Nach dem vom Referenten Domcapitular Ernst beantragten 

3. Satze sollte bei Abfall von Priestern auf canonischem Wege ver- 
fahren und eine sententia judicis declaratoria erlassen werden, um 
das von ihnen gegebene Aergerniss möglichst zu beseitigen, — wenn 
nicht besondere Umstände dem Bischof ein Absehen anriethen, 
Bischof Drepper von Paderborn bemerkte dazu: Diesen Nachsatz 
möge man streichen. Präsident von Geissei: Es handelt sich hier 
um eine Absprache der Bischöfe. Bischof Bichartz: Die abgefallenen 
Priester müssen sich selbst bemerklich machen als schlechte Sub- 
jecte; das ist besser, als wenn wir sie durch Excommunication als 
Solche declariren. Präsident von Gcissel: Es ist dies doch von 
Wichtigkeit, wenn solche Geistliche in auswärtige Diöcesen gehen. 
Domcapitular Herzog: Es gibt eine doppelte PubUcation; eine, die 
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nar dem betreffenden Geistlichen, die andere, welche an die Gemeinde 
publicirt wird. Die erste darf nie unterbleiben, die zweite hängt 
von den Umständen ab und bleibt daher dem Bischof überlassen. 
Erzbischof t;on Reisach von München: Ich stimme dem bei; ein 
Priester, der zum Bongeanismus überging, ist von mir excommuni- 
cirt ; die Sentenz ist in München und in der Pfarrei des Excommuni- 
cirten publicirt worden; nicht aber hielt ich dies in der ganzen 
Diöcese für nöthig. Erzbischof von München schlug nun folgende 
Fassung vor, welche einstimmig angenommen wurde, nachdem noch 
die Bischöfe Bichartz und Hof Steuer betont hatten, es müsse hier 
Jeder vom katholischen Glauben Abfallende , nicht blos der zu den 
neuen Secten übertretende Priester gemeint sein : 

Gegen jeden von der Kirche abfallenden Geistlichen soll im 
canonischen Verfahren vorgeschritten und eine sententia judicis er- 
lassen werden, es bleibt aber jedem Bischof überlassen^ ob diese 
sententia judicis bekannt eu machen sei oder nicht. 

Der 4. vom Beferenten beantragte Satz lautete dahin, dass 
den reumüthig zur Kirche zurückkehrenden Laien die Wiederauf- 
nahme nicht erschwert werden solle. Es hielt die Versammlung aber 
auf die Frage des Präsidenten nicht für uöthig, diesen Satz ausdrück- 
lich zu erklären, so wahr er sonst ist. Den 5. vom Beferenten be- 
antragten Satz nahm man aber mit allen gegen zwei Stimmen an. 
Er lautet: 

Die Rehabilitation der abgefallenen und mr Kirche zurück- 
kehrenden Priester soll nur nach strenger Prüfung ihrer reumüthi- 
gen Gesinnung und nach angemessener Busse erfolgen. 

Bischof RicJiartz von Augsburg hatte dabei bemerkt: Ein 
Benedictiner meiner Diöcese ist protestantisch geworden; es heisst, 
er bereite sich in München zur Bückkehr vor. Officiell weiss ich 
nicht, wo er ist. Soll ich unter diesen Umständen mit der Excom- 
munication gegen ihn verfahren? Darauf entgegnete Erzbischof von 
Reisach: Dieser Mann kam zu mir; ich sagte ihm: Sie sind inregu- 
lär und Sie müssen sich an den Papst wenden, damit er Sie absolvire. 
Das hat er gethan und er ist hierauf in die katholische Kirche wieder 
aufgenommen; rehabilitirt ist er noch nicht. Der Papst hat auch 
die Facultät dazu ertheilt, ihn, wenn es nöthig ist, auch von der 
Verletzung der Vota zu absolviren. Bischof von (Mm bemerkte 
dazu: Die Sache gehört nicht hierher. Präsident von Geissei: Wir 
verabreden uns nur, die Sache ernst zu nehmen; jedem Bischof 
bleibt seine volle Gewalt, im einzelnen Falle dasjenige zu thun, was 
ihm nöthig scheint. 
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Nach dem 6. Antrage des Referenten sollte bei Aufnahme der 
von Sectirern und in der Secte Geborenen eine genaue Prüfung über 
den Empfang der Taufe und in bejahendem Falle über die Gültigkeit 
derselben angestellt und nach Befund der Sache sollten dieselben ent* 
weder absolut oder bedingungsweise getauft werden. Domcapitular 
Lennig, Dr. Heinrich und Domcapitular Förster wiesen darauf hin, 
dass die Bongeaner ganz unchristlich seien; darüber müsste eine 
Declaration erlassen werden, sowie* darüber, dass man sich nicht auf 
die Taufe bei diesen Secten verlassen könne, und dass die in der 
Secte Geborenen wenigstens sub conditione wiedergetauft werden 
müsston. Bischof Blum von Limburg hielt eine solche Erklärung 
namentlich für seine Diöcese für wichtig. Bischof Bichartei Eine 
Versammlung von der Würde wie die unsere soll sich hüten vor dem 
Aussprechen eines Urtheils über eine öffentliche Genossenschaft, es 
muss wenigstens eine ganz genaue Untersuchung vorausgehen. Bi- 
schof Wandt von HUdesheim: Diese Sectirer haben öffentlich in 
ihren Schriften ihre Grundsätze ausgesprochen Uüd nicht widerrufen. 
Sobald das Pactum geschichtlich en^iesen ist, ist eine grosse Unter- 
suchung nicht nöthig. Bischof Bichartz: In unseren Acten müssen 
die Beweise liegen , nicht blos in öffentlichen Schriften. Geben wir 
uns nicht die Blosse, Etwas zu pubUciren, was nicht gehörig be- 
wiesen ist. Bischof Bieäl von Begenshurg: Man kann doch wenig- 
stens erklären, wir haben Grund, die Taufe jener Sectirer für ungültig 
zu halten. Weihbischof Lüphe von Osnabrück: Jene abgefallenen 
Priester sind citirt, aber nicht erschienen. Sie haben ihre Schriften 
herausgegeben und wir kennen sie ; zu aller Zeit sind die Ketzer aus 
ihren Schriften beurtheilt worden. Domcapitular Lennig: Es wird 
hier ja nicht ein formelles Urtheil verlangt, sondern eine kirchliche 
Administrativ-Massregel. Die Kinder müssen getauft werden. Die 
SVage ist:' Sind die Kinder in der Secte gültig getauft? Ich will 
nicht die Erklärung , dass die in der Secte erhaltene Taufe un- 
gültig sei, aber dass die bedingte Wiedertaufe geschehe. In der 
Mainzer Diöcese halten wir es bereits so. Die besondere Un- 
tersuchung über die neueren Secten halte ich nicht für wün- 
schenswerth. Domcapitular Herzog: Die Bekenntnisse derselben 
liegen genügend vor. Dr. Heinrich war derselben Meinung: Die 
Wiedertaufe von rongeanischen Kindern sei nur eine Discipünar- 
Massregel und für das Volk von grosser Wichtigkeit. So sei es auch 
mit den gnostischen Secten gehalten worden. Domcapitular Krabbe 
schlug vor, hinzuzusetzen : Da diese Secten das Bekenntniss der hei- 
ligen Dreieinigkeit beseitigt haben. Domcapitular München und 
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Bischof Weü stellten in Abrede, dass dies der Fall sei. Es komme darauf 
an, ob sie die rechte Porjn und Materie anwendeten. Bischof HofsleUer : 
Ich billige es, dass Etwas geschehe. Aber wenn selbst mehrere Bischöfe 
alle diese Belege hab%n über diese Sectirer, so ist dieses bei anderen 
und bei uns nicht so der Fall. Ich habe keinen einzigen Bongeaner ; 
ich weiss von denselben nur von Hörensagen und Lesen. Ich kann 
also nicht mit gutem Oewissen alles das unterschreiben, was von mir 
und auch von Anderen nicht constatirt ist. Bei allen Gerichten wird 
zuerst untersucht und erst dann geurtheilt. Ich bin streng in Hand- 
habung der Disciplin, aber ich halte das jus formale für ebenso 
wichtig, als das materiale und stimme daher mit dem von Bischof 
Rieharte Bemerkten überein. Bischof Weis: Wir könnten diese 
Frage für das National-Coucil aufbewahren. Präsident von Geissei: 
Jeder Fall soU an das Ordinariat berichtet werden, wenn es sich um 
eine rongeanische Taufe handelt; dann können wir recht gut Anordr 
nongen treffen. — Von vielen Seiten erscholl aus der Versammlung der 
Buf, es sei nicht ausgesprochen, dass die Bongetaufe absolut ungültig 
sei. Bischof von Äiigsburg: Bezüglich der Ehe müssen wir bestimmt 
entscheiden können ; da hilft ein probabile dubium nicht. Präsident 
Erzbischof von Geissd: Bei der Taufe greifen die Bedenken von 
Passau nicht Platz. Stiftepropst Dollinger: Nach den Grundsätzen 
der alten Kirche wird es gar kein Bedenken haben , die Taufe der 
sogenannten Deutschkatholiken als absolut ungültig zu erklären ; die 
bedingte Wiedertaufe derselben kann keinem Bedenken unterliegen. 
Es ist notorisch, dass ein grosser Theil der Taufen der Bongeaner 
schlechthin ungültig ist. Dollinger schlug nun eine Fassung des 
Beschlusses vor, welche nach einigen weiteren Bemerkungen von der 
Versammlung angenommen wurde. Professor Fessler bemerkte 
nämlich, Geistliche könnten doch im einzelnen Falle überzeugt sein, 
dass die rongeanische Taufe gültig ertheilt sei. Bischof Müller von 
Münster hielt diese Bemerkung nicht für unwichtig und meinte, es 
solle in solchem Falle der Sachverhalt vorher dem Ordinariate mit- 
getheilt werden. Bischof Eichartz : Es würde dann wieder die Frage 
entstehen: Wann ist die Taufe ungültig? Bischof Weis von Speyer: 
Das richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen und hat keine 
weitere Schwierigkeit. Stiftspropst Dollinger: Den einzelnen Pfar- 
rern kann ja darüber eine Instruction ertheilt werden. — Es wurde 
bei der nun folgenden Abstimmung der Antrag Dollinger' s mit 24 
gegen 1 Stimme und der von Bischof Müller vorgeschlagene Zusatz 
einstimmig angenommen. Der Beschluss lautet also: 

Da die Taufe der neuen sich DeutscMcathöliken ^ Bongeaner^ 
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LicMfreunde nennetiden Seetett) theils offenbar ungültig sind, theäs 
gegen deren GiiUigkeit ein gegründeter Zweifel obwaltet^ so sind 
die von solchen Beeten Getauften, welche %n die katholische Kirche 
aufgenommen werden wollen, im ersteren FoXle n/nbedingt^ im letS'^ 
teren bedingungsweise aufs Neue su taufen. Sollte dennoch in evne^n 
besonderen Falle ein Pfarrer Gründe für die Qültigkeü einer von 
solchen Seetirern ertheilten Taufe au haben gUbuben^ so hat er unter 
Darlegung des Sachverhaltes deshalb vorher an sein Ordino/riat m 
berichten. 

Der hochwürdigste Bischof SlaM von Würeburg gab noch d^r 
Versammlung Kenntniss von einem Briefe des Domherrn Ritter in 
lAna an den Domdechanten Dr. Benkert in Würeburg^ worin der- 
selbe im Auftrage seines hochwürdigsten Bischofs dessen Absicht 
anzeigte, die Versammlung mit zwei Abgeordneten zu beschicken, 
falls es dazu noch Zeit sei. 

Auf die Anfrage des Erzbischofs von Vicari^ ob der neuge- 
wählte Bischof von Fulda, Herr Pfarrer und Landdechant Eott zu 
Cassel, welcher sich in Würzburg eingefunden hatte, an der Ver- 
sammlung Theil nehmen könne, wurde dem hochwürdigsten Herrn 
Erzbischofe von Freiburg anheimgegeben, ihn als Theologen ein- 
zuführen. 

Die Sitzung wird nach ein Uhr geschlossen. 

XXIV, Neunzehnte Sitzung^ den 3. November^ Abends 6 Uhr, 

Anwesend waren alle Mitglieder, auch der in der vorigen 
Sitzung als Begistrator angenommene bischöfliche Secretär Spieler 
von Speyer, • 

Der Präsident Erzbischof von Geissei theilte den Antrag der 
Herren Schöngen und Götz in Augsburg wegen Herausgabe einer 
allgemeinen Zeitung far das katholische Deutschland mit. Der An- 
trag wurde vorläufig ad acta gelegt, bis dass die Wirksamkeit der 
Laien überhaupt zur Besprechung komme; übrigens schien der An- 
trag nicht geeignet. 

Ferner theilte der Präsident die Bitte eines armen Malers um 
Unterstützung mit, den Bischöfen wurde es überlassen, eine Gabe 
zu spenden; sie sollte aber dem Betreffenden nicht eher behändigt 
werden, als bis die Bischöfe auseinander gingen. 

Bischof l^hl von Würzburg las ein lateinisches Schreiben 
des Bischofs Gregorius Thomas Ziegler von Linz voll brüder- 
licher Liebe und heiliger Gesinnungen vor. Dem Schreiben la- 
gen einige Hirtenbriefe bei, die zur Circulation bestimmt wurden. 
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Das Schreiben wurde von der Versammlung mit dankbarer An- 
erkennung aufgenommen und dem Präsidenten eine freundliche 
Erwiederung aufgetragen,' mit deren Abfassung dieser den Dom- 
eapitular München betraute. Der Cardinal vmt Schwarzenberg 
hatte sich auch an den Erzbischof {von Milde) in Wien gewendet 
mit der Aufforderung, an den Würzburger Verhandlungen Theil zu 
nehmen. Dieser scheine aber dem Bischof von Lin0 (seinem Suf- 
fraganbischof) keine Mittheilung davon gemacht zu haben, indem 
dieser so gern bei der Versammlung anwesend gewesen wäre. 

Bischof von Wümburg dankte der hohen Versammlung für die 
Ehre, die seiner Cathedrale durch ihre Theilnahme an dem Gottes- 
dienste geworden sei, und bat auch um die Theilnahme derselben 
ffir das Dankfest am nächsten Sonntag. Halb 8 Uhr sei die Pre- 
digt, 8 Vi Uhr die Procession; um 8 Uhr müsse man im Dom sein. 
Die Einladung wurde allgemein angenommen. Bichof Bichartz bat 
jedoch um Dispens von der Procession wegen Catarrh. 

Das eilfte Protokoll wurde hierauf verlesen und genehmigt. 

Sodann wurde ein dringender Antrag von Bischof Weis von 
Speyer verlesen, dass der deutsche Episcopat sich enger verbinde, 
und zur Herstellung einer fortwährenden Verbindung und einer ein- 
heitlichen Geschäftsführung unter den hochwürdigsten Herren Bischöfen 
bestimmte Organe aufstelle. Er wolle damit kein National-Primat, 
indem dazu Genehmigung des Papstes nöthig sei. Die hohe Ver- 
sammlung möge den Erzbischof von Geissei von Köln ersuchen, bis 
zum Zusammentritte eines Nationalconcils die Leitung der kirch- 
lichen allgemeinen Geschäfte zu übernehmen, überall wo es zweck- 
mässig erscheine die Initiative zu ergreifen etc« 

Der Antrag fand Unterstützung. 

Bischof Sedlag von (Mm: Der Antrag ist wichtig, doch nicht 
so sehr, dass er die Tagesordnung unterbrechen dürfte. 

Der Präsident überwies den Antrag des Bischofs Weis einer 
Commission von drei Theologen {Döllinger, Fessler und Herzog) 
zum Beferate. 

Professor Fessler kam nochmals auf die Begräbnissfrage zu- 
rück, mit dem Bemerken, dass der Schlusssatz der Constitution Mar- 
tinas V. Ad evitanda bei Antonin fehle, sei richtig ; allein die ganze 
Constitution mit diesem Schlusssatz sei vom V. Lateran. Concil wie- 
der aufgenommen worden. In der Constitution Martin's V. stände 
jener Zusatz ursprünglich nicht; die Ueberzeugung habe er aus 
einer Untersuchung der Sache gewonnen. Der damalige Beschluss 
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habe sich zunächst nur auf Frankreich bezogen. Im Hardouin stehe 
der Zusatz. — Der Punkt wurde hierauf verlassen. 

Erzbischof von Vicari von Freiburg bemerkte sodann: Stifts- 
propst DÖUinger hat diesen Morgen eine traurige Sache eröffnet; er 
hat ein Schisma eines Theils der Geistlichen in meiner Diöcese in 
Aussiebt gestellt. Ich bitte^ mich zu berathen, wie ich einem sol- 
chen Falle am Besten im Voraus zu begegnen habe. 

PräsideiU: Die Sache wird, glaube ich, am Passendsten bei 
der Berathung über die Diöcesansynoden zur Besprechung kommen. 

Man ging hierauf zur Berathung der weiteren vom Domeapi- 
tulär M*nst in der vorigen Sitzung beantragten Sätze über. Den 
7. Punkt, welcher die Aufnahme zur Kirche zurückkehrender Pro- 
testanten betraf, liess man als erledigt fallen. Man ging sogleich 
zu Nr. 8. ff. über, und erörterte näher die Frage üb6r das Eigene 
ikumsreckt an dem Kirchenvermögen, namentlich im Verhälbdss zu 
den abgefallenen Sectirern. Das Kirchenvermögen solle den Sectirem 
nicht abgetreten werden, auch nicht zu Simultanvermögen den neuen 
Secten gegenüber gemacht werden, auch dann nicht, wenn die Kirche 
grosse Opfer bringen müsste. 

Präsident : Die Bischöfe wenden den allgemeinen Grundsatz an, 
dass das Kirchenvermögen der Kirche und nicht der Gemeinde ge- 
höre. Nach dem katholischen Grundprincip muss das Eigenthum 
der Kirchengüter der Gesammt-Kirche vindicirt werden, während die 
protestantischen Grundsätze das Eigenthum der Kirchengüter den 
einzelnen Gemeinden zuweisen. 

Bischof Sedlag von (Mm war mit den Vorschlägen des Refe- 
renten ganz einverstanden, bis auf das aus dem Protestantismus 
entlehnte Wort »Cultus vermögen.« Er wünschte, dass statt dessen 
gesagt werde : Alles der Kirche und Pfarrei gehörige Vermögen, be- 
stehe es aus Gebäuden, Grundstücken oder Capitalien. 

Präsident: All' dieses Vermögen gehört der Kirche als sol- 
cher. Ein Minister in Berlin gestand mir dies zu, bemerkte aber, 
der Grundsatz sei den Protestanten gegenüber schwer aufrecht zu 
erhalten. J. Evelt [Die Kirche und ihre Institute auf dem Gebiete 
des Vermögensrechtes. Soest. 1845.] hat den katholischen Gmnd- 
satz in neuester Zeit sehr gründlich behandelt. 

Bischof Sedlag: Es wäre wohl an der Zeit, diesen allein rich- 
tigen Grundsatz wieder auszusprechen und zu sagen : Da nach katho- 
lischen Grundsätzen das Kirchenvermögen Eigenthum der Gesammt- 
Kirche ist u. s. w., so erklärt der Episcopat, dass die von der 
Kirche abgefallenen Sectirer keinen Anspruch darauf haben. 
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Bischof Diürich : In Sachsen sind "bereits unter den neuen 
Dissidenten Stimmen laut geworden, die eine Theilung des Kirchen- 
und Schul- Vermögens verlangen. Es wurde diesen Ansprüchen der 
Dissidenten aui das katholische Kirchen- und Schul-Yermögen der 
obige katholische Grundsatz entgegengehalten. Die Regierung wollte 
den Grundsatz nicht gelten lassen; doch diB Sache beruhte. Vor 
Kurzem aber wollte der Landtag zwei protestantische Stifter auf- 
heben, weil das Vermögen nicht diesen Stiftern, sondern der ganzen 
protestantischen Kirche zugehöre. Und als d£|>s Cultusministerium 
der Ansicht war, jede einzelne Gemeinde müsse ihren PfaiTer er- 
halten, so verwies der Landtag diese Last wieder auf den gesamm- 
ten Centralfond. Man sprach so also auch hier den Grundsatz aus, 
dass die Gesammtkirche die Eigenthümerin des Kirchengutes sei. 

Präsidenil Dasselbe geschah auch im protestantischen Norden, 
wo man die Aufhebung der protestantischen Stifter Naumburg und 
Brandenburg anstrebt. 

Domcapitular Förster: Von Seiten des Staates wird man die- 
sen Grundsatz in Freussen wohl festhalten. Bis jetzt hat man auch 
uns nach diesem Grundsatz in Berlin behandelt, da man das Ver- 
mögen der erloschenen Kirchen in Schlesien unter gewissen Bedin- 
gungen für die Kirche zurückgeben will. 

Domcapitular Krabbe: Nach dem Standpunkte der Berliner 
National-Versammlung ist es fast gewiss, dass dieselbe eine Thei- 
lung des Kirchenvermögens statuiren wird. Vom protestantischen 
Standpunkte ist Nichts dagegen einzuwenden ; aber vom katholischen 
Standpunkte aus ist es ganz unstatthaft. Denn darnach ist die 
ganze Kirche Eigenthümerin des Kirchengutes und der Staat ist 
nicht competent über das Kirchengut zu verfugen. Doch sind in 
der Praxis die Ansprüche der Gemeinde zu berücksichtigen, und es 
erscheint bedenklich, den Grundsatz auszusprechen, dass das Kirchen- 
vermögen der Gesammt-Kirche gehöre, weil es sonst heissen könnte, 
dass das Kirchenvermögen, wenn ganz Deutschland abfiele, nach 
Italien gehe. Ich stimme daher fax die Fassung von Domcapitular 

Ernst 

Cardinal Schwarzenberg von Salzburg: Auch unter den katho- 
lischen Theologen gibt es solche, die dem Priucip huldigen, die Ge- 
meinden seien Eigenthümer des Kirchenvermögens ; es ist daher gut, 
wenn die Versammlung dem einen Damm entgegensetzt und den 
Grundsatz der Kirche ausspricht. 

Domcapitular Ernst: Die Gemeinde hat nur die ersten An- 
sprüche auf Befriedigung ihrer katholisch-kirchlichen BedürMsse, 
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Auf die Frage des Präsidenten^ ob eine Erklärung dahin ab- 
gegeben werden solle, dass die Gesammt- Kirche Eigenthümerin des 
Kirchenvermögens sei, wurde dieses von der Versammlung einstim- 
mig bejaht [nach einem der andern uns vorliegenden Manusciipte 
mit allen gegen eine Stimme, die mit Bücksicht auf das französische 
öeset das Voranstellen dieses Grundsatzes unterlassen wollte]. 

Bischof Bichartz: Ich glaube, dass bei der Frage, wer Eigen- 
thümer des Eirchengutes ist, davon ausgegangen werden muss, wer 
darüber zu disponiren hat. Nun ist es aber ein alter Grundsatz, 
dass Nichts vom Kirchengute ohne Zustimmung des Bischofs ver-^ 
äussert werden kann; darum ist der Bischof wenigstens Mit-Eigen- 
thümer. Wenn daher auch eine Controverse besteht, wer der eigent- 
liche Eigenthümer ist , so sind wir doch durch den Grundsatz ge- 
borgen, dass ohne Zustimmung des Bischofs keine Veräusserung 
geschehen kann. Auch in Bayern widerstreitet Artikel 48. der zwei- 
ten Verfassungbeilage nicht. Und wir sind in Bayern vorläufig 
dagegen gedeckt, dass abfallende Sectirer am Kirchenvermdgen 
participiren wollten. 

Bischof Hof Steuer: Aber man weiss nicht, wie lange das Becht 
besteht. 

Präsident von Geissei: Alles ist unsicher; man weiss nicht, 
was kommt. 

Bei der nun folgenden Abstimmung wurde einstimmig folgende 
Erklärung beschlossen : 

^Auf das katholische Kirchenvermögen haben die von der 
Kirche abgefalle^nen Sectirer keinen Anspruch, sei'^es, dass einzelne 
Individmn oder auch ganze Gemeinden abfallen, Simtdtaneen mit 
diesen Beeten sind durchaus unzulässig.^ 

Der Zusatz: »Selbst wenn sie es mit Gewalt occupiren,« wurd« 
als überflüssig verworfen. 

Man kam zu dem 9. Antrag des Beferenten: Die innerhalb 
eines katholischen Ffarrsprengels zu einer Secte abgefallenen Indi- 
viduen sind aus dem Ffarr- Verbände ohne Weiteres zu entlassen. 

Bischof UtcAar^^er erhob sich gegen diesen Satz. Derselbe sei 
sehr bedenklich, weil die katholischen Bischöfe ja immer einge- 
pfarrte Protestanten hätten. 

Erzbischof von München: Jene Einpfarrung von Protestanten 
in katholische Pfarrsprengel hing mit den damaligen T«rritorialver- 
hältnissen zusammen. 
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Bischof von Trier: Man verschliesse nicht den Verirrten die 
Thftre. 

Oardinal Schwarzmberg erzählte ein Beispiel von Einpfarroi^ 
von Protestanten. Benedict XIV. erkenile diese Verhältnisse anch 
bezüglich Belgiens an. 

Bischof Weis von Speyer: Ich glaube, es ist besser, hierüba: 
Nichts auszusprechen, indem diese Verhältnisse von selbst wegfallen 
werden. 

Bischof Dittrich: Es kann die Kirche auch nicht einseitig 
solche Verhältnisse lösen ; die Staatsregierung hat dabei mitzusprechen. 

Bischof Sedlag: In Ostpreussen sind viele Katholiken in pro- 
testantischen Pfarreien eingepfarrt und müssen auch die jura stolae 
zahlen, und Protestanten in Ostpreussen und Lithauen sind ein- 
gepfarrt bei Katholiken und halten selbst darauf. Die Stolgebühren 
aber erhält der protestantische Pfarrer. 

Präsident: Der vorliegende Satz dient uns zu Nichts. Wir 
sollen den Wankenden die Thüre nicht zuschliessen. 

Domcapitular Ernst: Der Grund schwebte mir vor, dass die 
Kirche über die Akatholiken nach meiner Ansicht keine Jurisdiction 
auszuüben habe. 

Bischof Hof Steuer: Der Satz kann zu gefährlichen Consequen- 
zen und Verlegenheiten führen. Der Excommunicirte verliert zwar 
die Wohlthaten, aber die Kirche nicht die Jurisdiction. 

Bei der Abstimmung wurde der Satz 9. einstimmig verworfen. 
Man kam zum 10. Antrage- des Eeferenten Domcapitular Ernst: 
Der katholische Pfarrer habe den abgefallenen Sectirern alle kirch- 
lichen Functionen (mit Ausnahme der Taufe, unter den nachfolgen- 
den Bedingungen) schlechterdings zu verweigern, und auch seinerseits 
auf alle Stolgebühren zu verzichten. 

Bischof von Limburg wünschte, dass statt des Mheren Satzes 
ausgesprochen werde, dass die Sectirer nicht mehr Kinder der 
Kirche seien. 

Domcapitular Krabbe: Ich möchte den Herrn Referenten fra- 
gen, von welchem Zeitpunkte an ist ein Sectirer als ausgeschied^ 
von der Kirche und als Mitglied der Secte anzusehen ? Sonst ist es 
der Abendmahlsempfang bei der Secte, welcher entscheidet; aber 
diese Leute haben wahrscheinlich kein Abendnmhl mehr. 

Domcapitular Ernst : Wann sie sich selbst erkläre, oder irgend 
Etwas gethan haben, was ihren Austritt andeutet. 

Bischof DiUrich: Die Antwort auf Krabbe' s Frage wird sich 
genügend ergeben, wenn die Angelegenheiten der Deutschkatholiken 
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überhaupt regulirt sind. Bei uns in Sachsen mässjBn sie bei ihrer 
Trennung von der Kirche sich einen Entlassschein geben lassen, 

Biachof Lüpke : Es gibt ja auch sonst äussere Zeichen, wodurch 
Einer deutlich zu erkennen gibt, dass er Deutschkatholik geworden. 

Domcapitular Förster: Was der Bischof von Dresden sagt, 
gilt nicht für die neue Zeit. 

Bischof Weis von Speyer \ Bei mir fragen die Sectirer keinen 
Menschen bei ihrem Austritt aus der Kirche. 

Domcapitular Förster*. In Schlesien haben sie getraut ohne 
Aufgebot. Die Regierung erklärte, für dieses seien keine Gesetze da. 

Präsident : Man könnte sagen : Den erklärten und offenkundigen 
Sectirem hat der katholische Pfarrer etc. 

Bischof von Augsburg: Wie bei der Ehe? 

Bischof von Passau: Idem. 

Bischof Lüpke : Es soll der Pfarrer bei ihnen keine Spiritualia 
administriren. 

Domcapitular Lennig: Man überlasse dies den individuellen 
Verhältnissen; bisweilen kann es gut sein, ihnen nicht Alles zu ver- 
weigern ; bisweilen anders, wenn eine Gefahr abzuwenden ist ; das ist 
aber hier nicht der Fall; man lasse Jeden frei walten. 

Erzbischof von München : Es ist zu vermeiden , dass sich ir- 
gend eine communio in sacris einschleiche, damit wir nicht in solche 
Verwickelungen kommen, in welche wir auch mit den Protestanten 
gekommen sind. 

Domcapitular Ernst: Mir schwebten solche vor, deren Taute 
ungültig ist, wo der Satz gilt: quid nobis cum infidelibus?! 

Domcapitular Förster: Unter diesen Sectirem ist zudem ein 
Unterschied. Ein Theil sind bewusste Sectirer und förmliche Heiden ; 
andere sind nur Verführte, die oft noch glauben, dass sie katholisch 
seien. Da ist eine allgemeine Bestimmung nicht thunlich, die alle 
nach einem Masse misst. 

Bischof von Passau: Was der Erzbischof von München sagte, 
scheint mir das Wichtigste. Durch Anführung von Specialitäten 
kommen wir in Verlegenheiten. Man sage : Der Geistliche soll sich 
bei allen diesen Sectirem jeder communicatio in sacris enthalten. 
Eine communicatio könnte nur bei der Ehe vorkommen, wo der 
katholische Pfarrer parochus proprius von Sectirem wäre; aber das 
ist keine communio in sacris. Denn der Pfarrer leistet nur assisten- 
tia passiva in loco non sacro. Dasselbe ist bei Begräbnissen der 
Fall, wo der Pfarrer eine assistentia passiva zu leisten hat. 

Erzbischof von München: Ich bin ganz damit eüiverstanden. 
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Bischof von Ättgsburg: Es ist doch schwer, sie als excomma* 
nicati zu behandeln. 

Erzbischof von München: Wenn der Satz angenommen worden 
wäre, dass die Sectirer als Häretiker zu behandeln seien, so würde 
dieser Satz daraus folgen. 

Präsident von Geissei : Wir können die Berathang über diese 
Frage bis zur Besprechung der Ehedisciplin verschieben. 

Domcapitular Ernst \ Ich bin mit dem Satze des Bischofs von 
Passau ganz einverstanden. Nur muss ich bezüglich der assistentia 
Passiva bemerken, dass diese eine Indulgenz des apostolischen Stuhles 
gegen die Protestanten ist ; diese auf die neuen Sectirer auszudehnen, 
scheint mir nicht zulässig. 

Bischof Richartjs stellte dieses in Abrede : Schon im Goncilium 
Tridentinum ist gesagt, dass die Ehe gültig sei, wenn sie auch in- 
vito parocho geschlossen werde. Ein Beispiel gebe die Ehe einer 
Tochter des Schlosshauptmanns in Marienberg. 

Hiermit wurden diese Verhandlungen über die communicatio 
in sacris bei vorgerückter Zeit .ohne Beschlussnahme um halb neun 
Uhr Abends geschlossen. 

XX F. Zwanzigste Sitzung, den 4. November, Morgens haJb neun 

Uhr. 

Anwesend waren Alle. Den Ehrenvorsitz führte Cardinal 
Schwarzehberg, das Präsidium Erzbischof von Geissei. 

Bischof Stahl von Würzlmrg eröffnete , dass am 8. November 
die Seminaralumnen eintreffen würden, und dass deshalb ein anderes 
Sitzungslocal im Franciskaner-Eloster angeboten sei. . Die Versamm- 
lung acceptirte dieses dankbar und ersuchte den Herrn Bischof von 
Würzburg für die geeignete Herrichtung des neuen Sitzungssaales 
Fürsorge zu tragen. 

Das Protokoll der 12. Sitzung wurde verlesen und genehmigt. 
Desgleichen das der 14. Sitzung. 

Es wurde beschlossen, dass künfkig in den Protokollen nicht 
mehr der Familien-Name der Bischöfe, sondern nur mehr ihr Bischofs- 
sitz genannt werden solle, z. B.: der Bischof von Trier, oder: der 
Abgeordnete von Olmütz. 

Bischof Richartz verlangte eine Berichtigung in dem die Kö- 
nigin Earoline von Bayern betreffenden Passus des Protokolls, wel- 
cher sodann verändert wurde. 

Man setzte hierauf die in der vorigen Sitzung abgebrochene 
Berathung der von Domcapitular Ernst (in der 18. Sitzung zuerst 
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proponirten) Thesen über die kirchliche Gemeinschaß mit den netten 
Beeten fort. Man verhandelte über Satz 10., dass der katholische 
Pfarrer den Sectirern unbedingt alle Functionen zu verweigern, aber 
auch keine Stolgebühren von ihnen zu nehmen habe. 

Cardinal Schtvarzenberg von Salzburg: Der Satz bringt mich 
in einige Verlegenheit. In Oesterreich besteht die bedauerliche 
Praxis und Vorschrift der Civilgesetze, wornach der katholische Pfarrer 
Stolgebühren von den Protestanten bezieht, die in seiner Pfarrei 
wohnen; Ich bedauere -dieses und möchte es gerne geändert sehen. 

Präsident von Geissei: Ein solches Gesetz kann sich künftig 
nicht halten. Es nehmen aber auch protestantische Geistliche Stol- 
gebühren von Katholiken, die in ihrer Parochie wohnen. 

Bischof von Augsburg: Sie sind katholische Paroclüanen und 
der katholische Pfarrer leistet ihnen die Functionen. 

Erzbischof von München: Es ist hier nur von den Sectirern 
die Bede. 

Domcapitular Baudri von Köln hielt den Satz für überflüssig. 

Bischof von Augsburg: Rucksichtlich der Häretiker hat jede 
Diöcese bereits ihre Norm ; die meinige habe ich dem Apostolischen 
Stuhle vor zehn Jahren vorgelegt und gerechtfertigt, und werde dar- 
nach verfahren, und das dadurch mir und meinen Diöcesanen vor- 
ordnete Eecht nicht verkümmern lassen durch die Beschlüsse dieser 
Versammlung. Würde hier beschlossen, dass die neueren Secten als 
Häretiker zu betrachten seien, bis der päpstliche Stuhl etwa eine 
andere Erklärung über dieselben erlassen habe, so bliebe Jeder bei 
seinem bisherigen Normativ (mit Ausnahme der Taufe, wo eine du- 
bium probaböe eintritt). 

Cardinal Fürst Schwär zenberg: Ich bin sehr zufrieden, wenn die 
üngebührlichkeit des Stolgebührennehmens von Protestanten und 
Sectirern ausgesprochen wird. 

Bischof von Münster : Es muss für höchst unangemessen erklärt 
werden, von solchen Sectirern Stolgebühren zu nehmen. 

Domcapitular Fessler stimmte bei. 

Erzbischof von Reisach: Wir müssen das Princip festhalten, 
wie es der Bischof von Passau ausgesprochen hat und nicht durch 
Bestimmungen über die Einkünfte der Pfarrer uns vielleicht nöthigen, 
an Häretikern Functionen zu verrichten. Ich stimme fär den An- 
trag: Wir wollen mit den Häretikern keine communicatio in saoris 
haben. Die neuere Gesetzgebung über freie Association wird uns 
hier zu Hülfe kommen. So habe ich es mit den Deutschkatholiken in 
München gehalten. Diese Leute haben sich von uns getrennt, wir 
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wollen Nichts mehr mit ihnen zu thun haben. Handeln wir hier 
kirchlich, so kommen wir in keine Verlegenheit. 

Bischof von Limbtirg stimmte bei. 

Bischof Bi Charta: Ich halte mich an die Constitution ÄJartin's V., 
welche die commanicatio in sacris gestatte. 

Bischof von Passau: Domcapitular Ernst hatte gestern Recht, 
wenn er sagte, dass die assistentia passiva bei den gemischten Ehen 
eine Indnlgenz zu Gunsten der Protestanten sei; denn es handelte 
sich um gemischte Ehen ohne katholische Kindererziehung, wo so 
viele Nachtheile für den katholischen Theil und die zu hoffenden 
Kinder zu befärehten sind. Anders aber steht es in den Ehen zwi- 
schen Häretikern, wo beide Theile akatholisch sind, wo es sich blos 
um das matrimonium als causa privilegiata handelt. Hier hat 
Bischof Bicharte recht. Solche Ehen, bei denen keiner der Theile 
katholisch ist, soll man begünstigen; zu solchen Eheschliessungen 
mnss die Kirche die Möglichkeit darbieten. Die assistentia passiva 
ist bei Ehen unter blossen Häretikern ein rein juristischer Act, ein 
Surrogat der Civilehe. Es liegt da keine communicatio in sacris vor. 
Die Kirche gibt über keinen Häretiker die Jurisdiction auf und es 
ist nur eine Geltendmachung kirchlicher Jurisdiction, wenn für ein» 
solche rein häretische Ehe der katholische Geistliche als judex ma- 
trimonii assistirt. So will es die Kirche; wenn ein Pfarrer das 
nicht thun wollte, so würde er gegen die Canones Verstössen. Von 
diesem Standpunkte aus verlieren sich alle Schwierigkeiten. 

Domcapitular Ernst: Der Episcopat kann die Indnlgenz, die 
ihm bezüglich der Protestanten verliehen ist, nicht auf die neueren 
Sectirer übertragen. Ich hatte gesagt und gemeint, was von ge- 
mischten Ehen gilt, das gilt nicht von Ehen gemischter Sectirer. 
Hier stimme ich ganz dem Bischof von Passau bei. Bei Secten 
gelten auch die claudestinen Ehen. 

Bischof von Passau : Vorausgesetzt, dass sie nicht im Parochial- 
verbande stehen. Denn, wenn diese Sectirer in einer katholischen 
Pfarrei leben, so ist deren Pfarrer ihr parochus proprius. 

Domcapitular Ernst: Das ist die strenge Ansicht* aber es fragt 
sich, ob sie die rechte sei. 

Domcapitular Fessler weist eine hierher gehörige ßtelle der 
Congregatio Rituum nach : »Haeretici quoque, ubi edictum est Obliga- 
torium, tenentur talem formam tenere et eorum matrimonium absque 
forma Tridentina nullum est.« 

Stiftspropst DölUnger: Wenn der Bulle Martinas V. Äd evi- 
tanda die Auslegung gegeben werden soll, dass eine communicatio 
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in saeris gestattet sei, so zeigt sich, dass dieses zu weit f&hren 
mtiAe. Ich bitte die hohe Versammlung, den Inhalt der Consti- 
tution Martin's V. selbst zu prüfen. Er verliest dieselbe. 

Die Constitulio Martin's V. Ad evitanda ann. 1418 (Hardouin, Concilia 
Tom. VIH. fol. 892.) laolet: »Ad. evHanda scandala et mnUa pericula, subveniendaro- 
qne consdentiis tiraoratis, omnibas Cbristi fldenbus tenore praesentinoi misericor- 
diler indulgemos, qaod nemo deinceps a communione aücujos in saeramentoruro 
administratione vel receptione aut aliis qaibuscanque divinis vel extra, pra«textu 
cujosconque sententlae aat censurae ecciestastica , suspensionis aut probibitionis 
ab bomine vel a jure freneraliter promulgatae, teneatar abstinere, vel aiiquem 
vitare ac interdictam eeclesiastieam observare, nisi sentenlla, probibitio, sospensio 
vel eensura bujasmodi füerit in vel contra personam^ coliegiara, universitatera, 
eeelesiaro aut locum eertum vel certa a jndice publicata vel denunciata specialiter 
et expresse, constitutionibus apostoücis et aliis in contrarium facientibus non ob- 
stantibus quibu8cnnque, salvo, si quem pro sacrilega manaam injectione in eleri- 
cum in sententiam latam a canone adeo notorie constituerit incldisse, qnod factum 
non possit aliqua tergiversaiione celari, neque ullo sufTragio excusari. Nam a 
communione iliius, licet denunciatus non fuerit, volumas abstineri juxta canonicas 
sanctlones.« •— 

Die Constitution enthält also drei Bestimmungen : 1. dasdNie* 
mand verbunden sei, sich von der communicatio in saeris mit nicht 
namentlich Excommunicirten zu enthalten; 2. dass man mit ihnen 
verkehren dürfe, und 3. dass auch kein Interdict gegen Personen 
oder Orte gelte, wenn es nicht von der competenten Obrigkeit aus- 
gesprochen, besonders und ausdrücklich verkündet sei.c Aber man 
bedenke, dass es zu der Zeit, wo jene Constitution erging, noch keine 
häretische Beligionsgesellschaften, keine als solche anerkannten Hä» 
retiker, sondern nur haeretici occulti gab. Der Papst dachte bei 
jener Constitution an Diejenigen, welche einer Excommunication un*- 
terliegen, z. B. wenn ein Geistlicher in eine excommunicatio latae 
sententiae verfallen war, und bestimmt, dass man sich hier nicht 
der communio in saeris zu enthalten brauche, und auch von einem 
solchen Geistlichen die Sacramente empfangen könne. Wollte man 
aber sagen, dass hier von den Excommunicirten im Allgemeinen die 
Bede sei, auch von den Häretikern, so könnte man mit Allen in 
eine communicatio in saeris treten. Dann könnte man selbst dem 
jus divinum entgegen, mit den Häretikern vollkommen in communi- 
catio in saeris treten, von Häretikern Sacramente empfangen und sie 
ihnen geben. Es würde so eine absolute confusio cum haereticis 
entstehen. Das ist dem Papste aber niemals eingefallen. Damals 
gab es schismatische Griechen, und es ist notorisch, dass es niemals 
den Katholiken erlaubt war, mit denselben in saeris zu communi- 
ciren. Nichts ist gewisser, als dass der Papst nicht daran gedacht 
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hat Es ist wirklich der Versuch einmal gemacht worden, die Constitu- 
tion Martin's V. auf neugebildete Seeten anzuwenden. Das geschah im 
siebzehnten Jahrhundert in England, wo die Katholiken zur Theilnahme 
am anglicanischen Gottesdienst gezwungen wurden. Da kamen in 
der Verzweiflung einige Theologen darauf, die Constitution Äd m- 
tcmda so auszulegen, dass darnach die communicatio in sacris mit 
Häretikern erlaubt sei. Einige handelten auch darnach; aber der 
grössere Theil des englischen Klerus und selbst der päpstliche Stuhl 
sprach sich dagegen aus. Es ist also gewiss eine Ausdehnung der 
Gonstitutio Ad evitanda auf die communicatio in sacris mit Häre- 
tikern nicht zulässig. Die Häretiker sind auch nicht blos excom- 
manicati, sondern sie sind auch haeretici, und was die Kirche über 
Häretiker bestimmt, ist auf sie anzuwenden; sie ständen sonst einem 
Katholiken gleich, der durch ein Vergehen in excommunicatio latae 
sententiae gefallen ist. Welche Folgen wurden daraus entstehen, 
wenn dieser Grundsatz, dass mit den Häretikern die communicatio 
in sacris zulässig sei^ z. B. im nördlichen Deutschland praktisch 
werden sollte; es entstände eine confusio ecclesiarum. Die Consti- 
tution Martinas V. kann also auf die communicatio in sacris mit den 
Häretikern nicht angewendet werden; sie handelt von den haeretici 
oeculti, die inmitten der Kirche leben. 

Bischof Bkhartis von Augsburg : Es handelt sich hier nicht 
de lege ferenda, sondern de lege lata. Ich werde nicht behaupten, 
dass die communicatio in sacris indistincte mit den Häretikern zur 
Zeit noch erlaubt sei. Indistincte war sie gestattet zur Zeit Mar- 
tinas V. mit Ausnahme der zwei bekannten Fälle, übi lex non 
distinguit, nee praetor distinguit, ist ein anerkannter Satz. Mar- 
tin V. hat die Häretiker nicht ausgenommen; sie fallen also unter 
die Begeh Reiifenstuel behauptet ebenfalls, dass die Häretiker nicht 
unter die Ausnahme gehören, sondern dass sie unter die Begel fallen. 
Damit ist aber nicht geleugnet, dass nicht in der Folgezeit päpst- 
liche Constitutionen noch andere Ausnahmen statuiren könnten. 
Existirt eine solche Constitution, so bitte ich, sie zu nennen. Auch 
DölUngeTj dieser gelehrte Canonist, muss keine gekannt haben, sonst 
wUrde er sie wohl genannt haben. Aber man kann Ausnahmen 
setzen, welche sich nicht auf ganze Categorien von Häretikern, son- 
dern auf einzelne Fälle beziehen , wie auf die einzelnen Sacramente» 
Auch ich sage, der Katholik darf nicht bei Lutheranern das Abend- 
mahl empfangen. Nicht indistincte darf man nach Martin's V. Con- 
stitution mit den Häretikern communiciren wie Benedict XIV. her* 
vorhebt; also distincte darf man es. Es werden bei Benedict XIV. 
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(de synodo dioec. lib. VI. cap. 5. n. 2.) die Ausnahmen genannt; 
diese sind aber strictioris interpretationis. Er reprobirt nur die 
indistincta conveisatio cum haereticis, z. B. das Hineinziehen in die 
Kirche der Häretiker in England und die Theilnahme an ihrem 
Abendmahl, wie dies auch Paul V. den Katholiken dort verboten 
hatte. Die communicatio ist also wohl eingeschränkt, aber nicht 
gänzlich verboten; sonst hätte man auch die matrimonia mixta für 
ungültig erklären müssen, während sie doch blos als illicita et vetita 
bezeichnet sind. 

Stiftspropst DölUnger : In Deutschland besteht die Constitution 
Martinas V. noch in Kraft. Sie ist nicht beschränkt worden. Jenes 
Gesetz Paulis V. gilt in Deutschland nicht Wenn die Constitution 
Martinas V. aber nicht mehr in Kraft stünde und unbedingte com* 
municatio in sacris mit den Häretikern gestattet wäre, so weiss ich 
nicht, wie die katholische Kirche in Deutschland noch bestehen solL 
In Deutschland gab es zur Zeit Martinas V., wie ich schon vorhin 
bemerkte, nur haeretici occulti, und diese unterscheiden sich sehr 
von akatholischen Beligionsgesellschaften. Wenn man Gesetze, die in 
ganz andern Verhältnissen gegeben sind , auf Verhältnisse ganz an- 
derer Art anwenden will, so entstehen die grössten Verwirrungen. 
Jetzt, wo ganz grosse nicht katholische Beligionsgesellschaften be- 
stehen, kann man nicht auf diese das anwenden, was damals nur 
fär die occulti haeretici galt. Damals wurde noch jeder Häretiker 
namentlich excommunicirt , was jetzt bei den Secten nicht der Fall 
istv Die Constitution Martinas V. betraf nur die geheimen Häre- 
tiker. Bezüglich dieser einzelnen beruhigt Martin V. die Gewissen. 
Der Grundsatz ubi lex non distinguit , nee praetor distinguit, findet 
auf einen ganz geänderten Bechtsboden keine Anwendung. Jetzt 
würde die allgemeine Anwendung jenes Gesetzes auf grosse Beligions- 
gesellschaften alle kirchlichen Principien, den ganzen kirchlichen 
Bechtszustand verletzen. Es würde sich ja eine formliche Ver- 
xnischung der katholischen Kirche mit der häretischen bilden. Die 
Katholiken könnten dann rechtlich von den Häretikern die Sacra- 
mente empfangen; nur aus moralischen Gründen könnte man die 
Katholiken davon abhalten. Wohl ist Benedict XIV. auf die Fehler 
einiger früheren Theologen eingegangen, und hat damit zu helfen 
gesucht, dass er aus Gründen der Moral so viele Fälle ausnahm, dass 
sie nie in praxi anwendbar sind. 

Bischof von Passau: Was DölUnger sagte, ist von grösster 
Wichtigkeit. Die indistincte Anwendung und Auslegung der Bulle 
würde die grössten Missstände haben. Die Auslegung, wornach man 
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unter die Balle alles Mögliche fassen will, ist fiilsch, weil das Be* 
sultat falsch ist. Der Bischof von Augsburg sagt, die Bulle statuire 
eine Qeneral*Eegel und Alles andere sei nur eine Ausnahme von der 
Anwendung jener Bulle. Aber das geht nicht. Die Bullen können 
nicht allgemeine Kirchengesetze zu Ausnahmen machen; die Begel, 
dass mit Nichtkatholiken in sacris keine communicatio stattfinden 
dürfe, ist juris divini und Ausfluss der Lehre von der alleinselig* 
machenden Kirche ; das sagt schon Paulus und dieses muss oben ange- 
stellt werden. Was Martin V. bestimmt, kann man nur als Ausfluss 
jenes allgemeinen Satzes betrachten. Alles, was jaicht spedell in 
dieser Bulle enthalten ist, fällt unter die Eegel, und Ausnabmep 
müssen stricte interpretjurt. werden. Auch aus manchen päpst* 
liehen Bestimmungen über die gemischten Ehen ergibt sich ein^ 
Bestätigung des allgemeinen Grundsatzes, dass keine communicatio 
in sacris mit Häretikern stattfinden solle. Wozu denn- sonst alle 
die Verhandlungen und Indulgenzen in Sachen der gemischten Ehen ? 
Selbst die Genehmigung der assistentia passiva ist ebenfalls eine 
Bestätigung dafür, dass nach der Regel keine communicatio gelten 
soll. So ist es auch in einem Breve an einen Abt ausgesprochen, 
wo jede communicatio in sacris verboten wird. Also wo nicht be- 
stimmte päpstliche Erlasse vorliegen, wornach sie erlaubt ist, da ist 
jede communicatio in sacris ausgeschlossen. 

Bischof von Augsburg : Ich ehre alle gegen mich ausgespro- 
chenen Ansichtei), aber den Grundsatz kann ich nicht annehmen, 
dass das Verbot der communicatio cum haeretids juris divini sei. 
Wenn das wäre, so hätte ja Martin V. das jus divinum verlassen 
und die Kirche in ihrem obersten Vertreter hätte sich dann geirrt* 
Ich glaube, jener Grundsatz ist juris humani. Wer behauptet, dass 
die Constitution Marti n's V. nicht mehr volle Gültigkeit habe, muss 
die späteren Abänderungen und Bestrictionen derselben beweisen. 
Inzwischen lassen wir dies hingestellt sein, Ich habe niemals in* 
distincte die communicatio cum haereticis zugegeben, die Bulle im- 
mer und allezeit studiren kann ich nicht. Ich habe mich an be- 
währte Autoritäten gehalten, an das, was orthodoxe Männer gesagt 
haben. Wenn ich gefehlt habe, so ist es mir ein Trost, mit Män- 
nern gefehlt zu haben wie August Voigt, Liguori und Reiffenstuel. 
Und wenn ich Absurditäten behauptet habe, so habe ich diese mit 
den genannten Autoritäten gemeinsam und will es gerne auf mir 
sitzen lassen. 

Stiftspropst DöUinger : Ich habe pur die Folgen jener Inter- 
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pretation der Gonstitation Martin*8 V. fBr Absurdität erklärt. Viele 
unter ans haben mich auch so verstanden. 

Bischof von Münsteri Der gesammte Episcopat hat die Con- 
stitution Martin's V. immer nnr so angesehen, wie BöUinger sie in- 
terpretirte. Das beweisen die vielen Rituale in ihren Bestimmnngen, 
die alle eine commnnicatio in sacris mit Häretikern schlechthin for 
unstatthaft erklären. Daher ist es unnnöthig, eine Erklärung von 
Som einzuholen. Die entgegenstehenden Autoritäten sind nur Pri- 
vatautoritäten. 

Bischof von Augs^rg: Zu allen Zeiten haben neben den no- 
minatim Excommunicirten auch ganze Massen von haeretici bestan- 
den, die nicht nomiuatim excommunicirt waren, z. B. die Arianer. 
Wie will man also behaupten, dass es zur Zeit Martin*s V. nur ge- 
heime oder nominatim excommunicirte Häretiker gegeben habe. Die 
Constitution von Constanz hat auch generelle Anathematismen auf- 
gestellt. 

Stiftspropst DStlinger : Ich bleibe bei meiner Behauptung, dass 
es zur Zeit Martinas Y. nur haeretici occulti gab. Es ist noch ein 
anderer Eirchenhistoriker hier, Domcapitular Alzog; auch dieser 
spreche sich aus, ob nicht zur Zeit Martinas V. nur occulti haeretici 
vorhanden gewesen seien. 

Domcapitular AUogx Ich bestätige ganz das von DöUinger 
Gesagte und muss noch hinzusetzen, dass bezüglich der generatim 
Excommunicirten das Verbot der commnnicatio in sacris, streng auf- 
recht erhalten wurde. 

Bischof von Augsbtirg: Wenn das immer war, warum nimmt 
Martin V. dann nur die namentlich Excommunicirten von dem er- 
laubten Umgang aus ? Auch hat Martin V. seine Constitution nicht 
blos far die damalige Zeit gegeben; er wusste wohl, dass es ganze 
Massen von Häretikern gegeben hat, und konnte wohl denken, dass 
deren künftig wieder kommen werden; und doch sagt er: ego volo 
quod semper duret. 

Rischof von Münster: Für den Fall künftiger Häresien stand 
der allgemeine Grundsatz ex jure divino fest, dass mit ihnen keine 
communicatio in sacris zulässig sei, weshalb Martin V. hier keine 
Bestimmung zu geben brauchte. Eben weil die communicatio in 
sacris mit Häretikern verboten ist, kann man daraus schliessen, 
dass Martin V. an diesen Fall nicht dachte. 

Bischof von Dresden trug auf Schluss der Debatte an. Der 
Antrag wurde einstimmig angenommen. 
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Bei der nun folgenden Abstimmung wurde der Antrag des 
Bischofs von Passau mit 2( gegen 1 Stimme angenommen: 

Bei allen Sectirern soll sich der OeisÜiche der cofnmunicatio 
in sacris enthalten, 

Bischof Richarta von Augsburg : Ich verwahre mich gegen alle 
Folgerungen aus diesem Satze von ungeheuerer Tragweite, und halte 
mich an den Brauch, der in meiner Di(k;ese von meinem Vorgänger 
eingeführt ist^ und worüber ich dem apostolischen Stuhle Vortrag 
erstattet habe. So lange der apostolische Stuhl nicht erklärt, dass 
die Sectirer weniger seien als die Protestanten, werde ich sie wie 
die Häretiker überhaupt behandeln. Und hinsichtlich der Taufe 
folge ich meinem Ermessen, und werde ich dieselben wieder taufen 
lassen, wenn ein dubium probabile vorbanden ist. 

Präsident van Geissei : Der betreffende Antrag der Commission 
(9. und 10. in der 18. Sitzung) ist mit dem eben gefassten Be- 
schlüsse erledigt. — Beferent Domcapitnlar JBmst bestätigte dieses. 

Man kam nun zu dem Antrag von Professor Fessler: 

>Es versteht sich von sdbst, dass es durchaus unwürdig ist, 
for nicht geleistete kirchliche Dienste Stolgebühr^n zu nehmen. € 

Bischof von Passau: Der Satz ist zwar vom moralischen Stand- 
punkte aus gut, aber vom canonistischen Standpunkte aus kann er 
fible Folgen haben, indem er usuelle Bechte stOren kann. 

Bischof von Regensburg: Man sage: Es sei unwürdig, von 
Akatholiken Stolgebühren zu nehmen. 

Präsident von Geissei: Diese Verhältnisse werden ohnehin 
aufhören. 

Cardinal Fürst Schwär zenberg: Wir wollen keinen legislato» 
rischen Ausspruch thun, aber einen Ausspruch. 

Bischof von Würsämrgi Man möge den Satz lieber ganz 
weglassen. 

Domcapitular Ernst stimmte bei. 

Präsident von Geissei: Ueber Geldsachen wollen wir nicht dis- 
cutiren; aber jeder Bischof kann ja schliesslich bestimmen, er er- 
warte, dass seine Geistlichen keine Stolgebühren von Sectirern an- 
nehmen. 

Der beantragte Zusatz wurde hierauf einstimmig verworfen. 

Zu dem 11. Antrag des Referenten Domcapitular Ernst, dass 
die Pfarrer alle auf den Gütern von Akatholiken rechtlich haftenden 
Leistungen und Ansprüche für die Pfarrei nach wie vor in Anspruch • 
zu nehmen hätten — zu diesem Antrage bemerkte der Präsident, 


300 Vering, Verbandl der BisebAfe Df^ulsebltnds zo WQrtbarg im Jafire 1848. 

er gehöre ui*s Patronatreoht; es sei besser, über diese Frage hier 
keinen Ausspruch zu thun. 

Der Antrag wurde ebenfalls einstimmig verworfen. 

Man kam zu dem 12. Antrag des Beferenten: Die Kinder von 
Sectireru kann der Pfarrer nur dann taufen, a) wenn die Eltern 
dieses ausdrücklich verlangen ; b) wenn er zugleich die TJeberzeugung 
hat, dass das Kind in der Secte entweder gar nicht oder ungültig 
getauft wird. 

Bischof Richartß: Wenn die Taufe zur Seligkeit nothwendig 
ist, so wird durch die zweite Bedingung (b) die Seligkeit mancher 
Kinder gefährdet Die Sache wird da in die Hand der Pfarrer ge- 
legt und diese können sich irren, und wenn der Pfarrer einem sol- 
chen Kinde die erste Taufe ertheilt, so ist er nicht in culpa; eher 
könnte der es sein, welcher die zweite Taufe ertheilt. 

Bischof von Limburg: Wenn ein Protestant das Kind bringt, 
und es ganz gewiss ist, dass es protestantisch erzogen wird, so wür- 
den wir es wohl nicht taufen. 

Bischof von Augsburg: Es kann das Kind ja vorher sterben, 
ehe es protestantisch erzogen wird. 

Bischof von Limburg \ Man soll den bestimmteren Entschei- 
dungen vorbeugen. 

Domcapitular Ernst i Die Fassung des Antrags lautet so, wie 
sie der Bischof von Passau bestimmte. 

Bischof von Passau: Ohne mich über die Anwendung aus- 
zusprechen. 

Domcapitular Leimig: Ich glaube, der zweite Satz ist zu strei- 
chen. Solche Kinder dürften später meistens in die katholische 
Kirche zurückkehren. Sollten die Secten sich später mehr befestigen, 
so würde eine derartige Bestimmung immer noch folgen können. 

Bischof von Passau stimmte dem Bischof BicharUf bei. Wolle 
man den Satz nicht ganz fallen lassen, so solle man eine Formel 
suchen, welche den bestehenden päpstlichen Constitutionen nicht 
widerspreche. Die Secten würden sich schwerlich halten. Man 
könne präsumiren, dass die von den Secten getaufben Kinder zurück- 
kehren würden. 

Weihbischof Lilpke: Die päpstlichen Bestimmungen in dieser 
Hinsicht sind wohl auch nur für die Missonäre unter den Heiden 
erlassen. 

Bischof von PassoM: Sie sind auch sonst gegeben. Auch bei 
uns ist es so. Aber wir haben namentlich das Beispiel der Priester, 
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die in China Kinder tanfen , und wir haben dafßr den Veirein der 
heiligen Kindheit. 

Erzbischof von München: Jene Kinder wgrden auch christlich 
erzogen, und sie werden getauft in periculo mortis. 

Bischof von Speyer : Es dürfte gut sein , dass gesagt wird, 
wenn Kinder von den Eltern gebracht werden, sollen sie getauft 
werden. Auch der Umstand, dass Jemand katholisch getauft war, 
hat oft zu seiner späteren Gonversion mitgewirkt. 

Bi8<diof Oeta von Eichstädt: Bei der Taufe solcher Kinder 
findet der katholische Pfarrer Gelegenheit, manches Gute zu sprechen. 

Cardinal Schwarzenberg fahrte Beispiele an, dass Protestanten 
in Innsbruck ihre Kinder katholisch taufen Hessen. 

Bischof von Passaux Ich kenne keine Bestimmung, dass man 
nicht taufen dürfe, wenn man nicht die Gewissheit habe, dass die 
Kinder katholisch werden. 

Domcapitular JBaudri von Köln: Eine Bestimmung, darüber 
kenne ich nicht ; aber manche Pfarrer der Kölner Erzdiöcese halten 
sich an diesen Grundsate. 

Decan Longner verlas eine Stelle aus Binterim , welcher die 
Bedingungen aufzählt, unter welchen die Taufe den Häretikern er- 
theilt oder verweigert werden solle. 

Domcapitular Herzog: In der Diöcese Culm würde der Fall 
eintreten, dass der katholische Pfarrer nach Satz a) die Taufe er- 
theilen, und nach Satz b) sie verweigern müsste. Es tritt bei uns 
oft der Fall ein, dass die Eltern die Taufe vom katholischen Pfarrer 
verlangen, obschon es gewiss ist, dass das Kind nicht katholisch 
wird. Verweigerten wir da die Taufe, so würden wir in grosse 
Misshelligkeiten gerathen. Auch die protestantischen Pastoren tau- 
fen bei uns auf Verlangen die Kinder von Katholiken. Vt^enn dem 
Papste die Verhältnisse des Nordens bekannt werden, so wird er ge- 
wiss andere Bestimmungen, als die unter b) aufgestellten, erlassen. 
Ich würde beantragen, den Satz b) zu streichen; denn es würden 
sonst viele Kinder der Taufe beraubt. 

Cardinal von Schwarzenberg: In Salzburg kommt es oftmals 
vor, dass Protestanten die Taufe begehren, während man weiss, dass 
die Kinder protestantisch werden, und ich kann doch nicht wohl den 
Kindern der Protestanten die Taufe verweigern. Es würde aber den 
Eltern viele Kosten machen, wenn sie einen protestantischen Pfarrer 
von weit her rufen Hessen. 

Bischof Richartz: Aber das ist doch aacb eine communicatio 
in sacris. 
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Bischof Weis schlag folgende Fassung ror: ^Dieser Orunä- 
saiz hindert natürlich nicht, dass Kinder von SecHrem^ wo dieses 
fMch katholischen Chrundsäizen /ndäsaig ist, durch kcUhaiisehe Geist- 
liche getauft werden.^ 

Stiftspropst Döllinger: Die Praxis in Galm, welche ein Wech- 
selyerhältniss zwischen katholischen und protestantischen Pfarrern 
involvirt, hat ihre Bedenklichkeiten, und eine Grefahr, dass katho- 
lische Kinder nicht getauft werden, ist nicht da. Es könnten ja 
die katholischen Laien die katholischen Kinder tanfen, statt dass es 
die protestantischen Prediger thun. Auf der anderen Seite billige 
ich aber die Bedenken von Bischof Hofstetter. Bei den Protestanten 
war bisher in der Regel eine gültige Taufe und es brauchte daher 
der katholische Pfarrer nicht leicht protestantische Kinder zu taufen. 
Aber bei den Sectirem ist es jetzt anders ; da kann man die Oültig«- 
keit der sectirerischen Taufe nicht annehmen, während es bei der 
Bestandlosigkeit der Secte nicht wahrscheinlich ist, dass die Kinder 
in derselben bleiben, dagegen wahrscheinlicher, dass die von diesen 
Sectirem erzeugten Kinder später in die katholische Kirche zurück- 
kehren. Daher glaube ich, dass hier ein Orund Yorhanden ist, von 
der Strenge der Principien etwas abzusehen und noch eine Weile 
zuzulassen, dass die katholischen Geistlichen die ihnen zugebrachten 
Kinder von Sectirem zu taufen. 

Domcapitular Baudri von Köln : Bei uns ist auf eine derartige 
Anfrage geantwortet woirden, das Kind zu taufen, aber der Pfarrer 
möge Sorge tragen, dass wenigstens ein Pathe katholisch sei. 

Erzbischof von Reisach: Ich mache nur aufmerksam, ob nicht, 
wenn die Kinder der Sectirer katholisch getauft werden, daraus von 
den Sectirem der Schluss gezogen werden könnte, dass sie doch 
eigentlich katholisch seien, zumal sie sieb katholisch nennen. Es 
scheint mir, wenn ihre Kinder von dem katholischen Pfarrer getauft 
werden, darin eine Bestätigung der Secte zu liegen. 

Bischof von Passau: Es ist hier möglichst der objective Stand- 
punkt fest zu halten, wenn er auch mit den subjectiven Ansichten 
mcht übereinstimmt. Es gilt ein Princip : Wamm hat die Kirche 
so gehandelt und nicht anders? Warum sollen Kinder von Nicht- 
katholiken nicht getauft werden , wenn nicht die Bürgschaft da ist, 
dass sie katholisch erzogen werden? Ein Orund ist der: es fehlen 
die Pathen. W^n ein Kind gebracht wird ohne Pathen und Bürg- 
schaft der katholischen Erziehung, so ist es unmöglich zu taufen, 
weil dann daa Kind, resp. seine. Stellvertreter den zur Taufe nöthi- 
gen Willen nicht haben. Wird Jemand getauft, der nicht getauft 
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sein will, so ist das eine illidta commnnicatio in sacris. Daher ist 
Vorsicht nötbig. Wir müssen einen Weg snchen, anf welchem die 
Sache zart behandelt wird; ganz offen sagen: Kinder jener Art 
dürfen nicht getanft werden, würde eine grosse Sensation erregen. 

jDomcapitular Lennig sprach ftur das Amendement des Bisehofs 
von ^jM^er. . , . 

Domcapitular Förster eban&lls. Denn wenn man einen stren- 
geren Grundsatz ausspreche, und in der Praxis lax sei, dann seien 
die letzten Dinge ärger als die ersten. 

Domcapitular Ernst: Das Amendement des Bischofs von Speyer 
stehe nicht mit dem frühere in Widerspruch. Domcaplan Heinrich 
tt9d Professor Fessler bestätigten dies. 

Erz'bischof von Mündien und Bischof von Passau sprachen 
ebenfalls für den Verbessemngsvorschlag des Bischofs von Speyer. 
Mit 24 gegen 1 Stimme wurde dieser [v(»*hin mit cursiver Schrift; 
mitgetheilte] Antrag angenommen. 

Präsident van Oeissel: Nach der Tagesordnung hätte noch die 
Frage über die Äussegnung der Wöchnerinnen zur Sprache kömmmi 
sollen. Ich halte aber dafür, dass diese Frage schon durch die 
beiden zuletzt gefassten allgemeinen Beschlüsse erledigt ist. 

Die Versammlung stimmte bei und die Sitzung wurde um ein 
Viertel nach ein Uhr geschlossen. 

(Scblass folgt) 
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Die Zuständigkeit der biirgerlielieii Oericlite 

iv iBtf cbfidvBf iber die klrchlicbe latar einer ttlftvig, mit beioiderer 

BftciLsiebt aif lidei* 

von Oberhof^eiicbtsratb Betzingerin Mannbefm. 

I. 

Im Orossherzogthnm Baden stand bis zur neuesten Gesetz- 
gebung der 1860er Jahre das katholische Ortsstiftungsvermögen ins- 
gesatnmt, also sowohl das rein - kirchliehe als nucfa das sogenannte 
weltliche, unter einer und derselben Verwaltung, welche durch eine 
Instructirverordnung vom 21. November 1820 (verkündet im Gross- 
herzoglichen Begierungsblatt von 1827 Nr. 1.) geregelt war. Dar- 
nach war diese Verwaltung in unterer Stufe einem SSrchen- oder 
Stiftuhgs vorstände, welcher aus dem katholischen Pfarrer als Vor- 
dtzenden, dem ersten weltlichen katholischen Ortsvorsteher und 
einigen gewählten katholischen Gemeindegliedern, sowie einem Rech- 
ner bestand, — zugewiesen; die Oberaufeicht aber sowie die Ent- 
schliessung in allen wichtigeren Sachen und die rechtliehe Ver- 
tretung war in der Hand der Staatsbehörde. In dem neuen Gesetze 
vom 9. October 1860, die Stellung der Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staate betreffend, wurde aber nun ausser dem in §. 7. 
vorausgeschickten Grundsatze, dass die vereinigte evangelisch - pro- 
testantische und die römisch-katholische Kirche ihre Angelegenheiten 
frei und selbstständig ordnen und verwalten, in §. 10. bestimmt: 
»Das Vermögen, welches den kirchlichen Bedürfnissen, sei es 
des ganzen Landes, oder gewisser Districte oder einzelner Orte 
gewidmet ist, wird unbeschadet anderer Anordnungen durch die 
Stifter, unter gemeinsamer Leitung der Kirche und des Staates 
verwaltet. 

»Bei der Verwaltung des kirchlichen Districts- und Ortsver- 
mögens müssen die berechtigten Gemeinden vertreten sein.« 
Im Zusammenhange mit dem Schlussparagraphen 17. des Ge- 
setzes, womach die Verordnungen über die Verwaltung des kirch- 
lichen Vermögens in ihrer bisherigen Wirksamkeit bleiben sollen, 
bis im Wege der Verordnung ihre Aufhebung in Vollzug gesetzt 
werde, — folgte sohin eine landesherrliche Verordnung vom 20. No- 
vember 1861 über Verwaltung des katholischen kirchlichen Ver- 
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m<^eQ8 — nach, welche im Eingang kund gibt , dass sie auf einer 
mit dem Erzbischof von Freibarg erfolgten Verständigung beruht. 
Darin ist zunächst im §, 5. der Begriff des örtlichen Kirchenver* 
mdgens näher bezeichnet, sodann in den §§. 8. und 11. die Ver- 
waltung dieses Vermögens in unterer Stufe wieder sogenannten 
katholischen Stittungscommissionen unter Vorsitz des geistlichen 
Vorstandes, dagegen die Aufsicht über die letzteren sowie die wich- 
tigeren Entschliessungen , die rechtliche Vertretung u. s. w. dem 
neugeschaffenen katholischen Oberstiftungsrathe zugewiesen. Durch 
letzterer Behörde soll nämlich die in dem oben angefahrten §. 10. 
des Gesetzes vom ^. October 1860 vorgesehene unter gemeinsamer 
Leitung der Kirche und des Staates geschehende Verwaltung jenes 
Yeimigem ausgeübt werden, und sind deshalb deren Mitglieder zur 
HSlfte von Grossherzoglloher !^gieruMg, zur Hälfte vom dem Erz- 
bischof zu wählen, sowie der Vorstand derselben aus gemeinsamer 
Wahl und gegenseitigem Einverständniss dieser zwei Vertragstiieile 
hervorgehen soll. 

Nachdem sodann im §. 20. noch bemerkt wird, dass über die 
Verwaltung genaschter Fonds, d. h. solcher, die theils kirchlich, 
theils nicht kirchlich sind, sowohl die Grossiherzogliche Regierung 
als das Erzbischöfliche Ordinariat die Aufsicht üben, welche Letzte- 
rem in Ansetzung des Kirchenvermögens, Ersterer hinsichtlich des 
milden Stiftungsvermögens zustehe, so wird was für die in der Auf- 
schriit aufgestellte Frage von Einfluss ist, in dem Schlussparagraphen 
21. noch bestimmt: 

»Hinsichtlich der jährlichen oder »onst fortlaufenden Leistungen 
aus kirchlichen Fonds ftir Schul-, Kranken- oder Armenpflege, 
sowie umgekehrt hinsichtlich solche Leistungen aus Gemeinde- 
mitteln , soweit die Grossherzogliche Begi^ung darüber Ver- 
fügungsgewalt hat, oder aus milden Fonds för kirchliche Zwecke, 
und hinsichtlich der Frage ,^ ob Stiftungen als weltliche oder 
MrcMiche zu betrachten seien, bleibt vorderhand der gegen- 
wärtige Besitzstand unverändert, bis über Veränderungen das 
Eänverjiehmen zwischen der Staats «^ und Kirchenbehörde oder 
geeigneten FaUs eine richterliche Entaeheidung herbeigrfOhri 
worden ist,^ 

Es ist. hierbei hervorzuheben ^ dass wie das Angeführte zeigt, 
die Bestimmungen des Gesetzes vom 9. Oetober 1860 und der Ver- 
ordnung vom 20. November 1861 sich nur auf jenen Theil des 
katholisehen confesaioneUen Ortsstiftungs Vermögens beziehen, welcher 
lübs rein kirchliches Vermögen im Sinne dieses Gesetzes imd dieser 
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Yerordaang erscheint; dass dagegen hinsichtlich des übrigen sag^ 
^Baonteln weltlichen Theiles des katholischen confessionellen Orts^ 
stiftnngavermögens eine weitere Anordnung nicht ergangen ist, es 
also' für diesen Vermdgenstheil nach bekannten Rechtsregeln bei d^r 
bereits eswähnten früheren Instruetiv Verordnung vom 21. November 
1820 sein Verbleiben hat behalten müssen. 

Bei dem Unterschiede nun, welcher sich für die Befugnisse 
der Kirche nach diesem Stande der Gesetzgebung je nach der rein 
kirchlichen oder der sogenannten weläichen Eigenschaft von Bestand- 
theilen des katholischen Ortsstiftungsvermögens ergibt, und bei der 
(tflter sieh herausstellenden Zweifelhaftigkeit der Frage, welcher von 
beiden Yermdgenscategorien ein einzelner Fond, eine einzelne Stif*- 
tung tt. d^. zuzuscheiden sei: -^ ist es mehrfach zu Be^tssireiten 
zwischen den Vertretern der katholii^hen Kirche einerseits und den 
Organen der Grossherzoglichen Staatsregierung andererseits über jene 
Frage gekondmen. Der oberste Gerichtshof des Grossherzogthums 
das Grossherzogliche Oberhofgericht in Mannheim hat dabei für 
diese Streitigkeiten oonstant die ricJUerUch& Zmtändigfkeit angenom« 
mm, wenn auch dne Minorität dieselbe, wie in den 

Annalen der Badischen Gerichte Jahrgang XXXIII. von 1867 
Nr, 18. S. 138. 
angeführt ist, aus den dort bemerkten Gründen diese Zuständigkeit ver- 
neint hat. Da nun diese Frage in den betreffenden Urtheilen des oberste 
Gerichtshofes jeweils nur kurz behandelt wurde, und in neuester Zeit, 
vielleicht auf Grund jenes Minoritätsgutachtens wieder Bedenken gegen 
die richterliche Zuständigkeit laut geworden sind: so dürfte bei der 
Menge und dem Umfange der durch die Frage berührten Stiftungen 
und Fonds eine etwas eingehendere Erörterung darüber am Platze, 
und auch von aligemeiuerem Interesse sein, da dabei auch allge- 
meinere Gesichtspunkte aus dem Staats- und Kirchenrecht in An- 
schlag kommen. 

II. 

Für die Entscheidung über die richterliche Zuständigkeit kommt 
es nun hauptsächlich darauf an, welcher Art Hechte und Befugnisse 
es sind, welche nach dem Gesetz und der Verordnung von 1860 
uud 1861 von der kirchlichen Eigenschaft einer Stiftung, eines Fon- 
des u. dgl. abhängig gemacht sind^ und um welche es sich aUo bei 
Processen der bem^kten Art handeln kann. Das erwähnte Mino* 
ritätsgutachten nimmt an^ dass dabei kein primxtrechüicher Anspruch 
auf Sigesthum oder Gentiss der Stittuog erheben, sondern der Streii 
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nur darüber gefährt werde, durch welche Behörde die Stiftung za 
verwalten, respective zu beaufsichtigen sei, also wer die öffentlichen 
Zwecke der Stiftung auszufuhren und deren Ausführung zu über- 
wachen habe , — und es sei daher der Gegenstand dös Streites 
öffentlichen Bechtes. 

Allein diese Auffassung muss sowohl was die Natur der in 
Frage stehenden Rechte, als was die Rechtseigenschaft betrifft, aus 
welcher dieselben von Seiten der Ejrehe ausgeübt werden als un- 
richtig erscheinen. 

Was nämlich den ersteren Punkt betrifft ^ so ist zwar in dem 
erwähnten Gesetz in §. 10. Absatz 1. und 2. und iu §. 17. Absatz 
2,, und in der landesherrlichen Verordnung vom 20. November 1861 
in den §§. 1, 2, 3, 4, 6, 8. und 11. Absatz 1, 3. und 4. nur von 
der Verwaltung des fraglichen kirchlichen Vermögens die Bede ; aber 
der §.17. dieser Verordnung begreift darunter ausdrücklich sowohl 
die Erhaltung als auch die stiftungsgemässe Verwendung dieses 
Vermögens; §. 16. regelt die Voraussetzungen zur Veräusserung 
liegeiadeü Gutes und zur Abänderung von Zweckesbestimmungen, 
sowie der §, 11. Absatz 3. Bestimmungen über A\q rechtliche Vertre- 
tunig dieses Vermögens aufstellt. Es ist derselbe umfkssende Kreis von 
Befugnissen, wie ihn auch die vorerwähnte Instructiv Verordnung vom 
21. November 1820, obwohl sie in der Aufschrift auch nur von Ver- 
waltung redet, enthält, und welcher eben nicht nur Verwaltungs- 
handlungen im engeren Sinne und Aufsichtsfuhrung, sondern auch 
eigenthumsrechtliche Dispositionen begreift. Es ist dabei auch nicht 
zu übersehen, dass bei solchen mit juristischer Persönlichkeit aus- 
gestatteten Stiftungen, Anstalten u. dgl. als idealen Wesen, die nur 
durch und für ihren Zweck bestehen ,* auch der Kreis der Eigen- 
thumsdispositionen durch diesen Zweck beschränkt ist, und nicht wie 
bei. einer physischen Person in rein willkürlichem auf keinen be- 
stimmten Zweck gebundenen Schalten und Walten über das Ver- 
mögen bestehen kann: so dass also bei denselben in dieser Bezie- 
hung ein sogenanntes deniinium limitatum eintritt, ohne dass aber 
dadurch selbstverständlich der Begriff des Eigenthums an sich auf- 
gehoben würde: 

Man vgl. Oberhofg. ürtheil vom 13. October 1843 in Sachen 
der Gemeinde Beichenbach contra Gemeinde Gengenbach, 
Miteigenthum beziehungsweise Mitgenuss an dem St. Erhards- 
fond daselbst betreffend ; 
Wämkönig, Conflict des Episcopates der oberrheinischen Kir- 
chenprovinz etc. Erlangen 1853. S. 88.; 
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Dr. Hübler ^ Der Eigenthümer des Eirchengnts, Leipzig bei 
Bemh. Tauchnitz 1868, S. 141., gegen Waller, Lehrbuch 
des Kirchenrechts XIII. Aufl. (Bonn 1861.) §. 251 f.; 
von Holeschulven, Theorie etc. des gemeinen Civilrechts (1864) 

Bd. IL S. 632-633. 
Jene in Frage stehenden Bechte und Befugnisse, da sie Aus- 
flüsse und Ausübung des Eigenthumsrechtes sind, müssten daher wie 
dieses selbst, objectiv genommen, dem Privatrechte, angehören; 

Man vgl. auch Schulte, System des allgem. katholischen Kirchen«- 
rechts (Aufl.^ 1863.) g. 92. S. 470-471. 
Allerdings konunt es aber nun zur Begründung der Zuständigkeit 
des Civilrichters, wie 

von Pfizer, üeber die Grenzen zwischen Verwaltungs- und Civil- 
Justiz. Stuttgart 1828, §. 74. S. 153., , ^ . 

hervorhebt, nicht blos auf die Qualität des Gegen^ßnäes, auf wel- 
chen der Anspruch gerichtet ist, sondern zugleich auf die Quj^lität 
des Rechtsgrundes oder Bechtstitels an, aus welchem jener Ansprach 
abgeleitet wird, und nur wenn auch der letztere auf einem privat- 
rechtlichen Verhältniss beruht, wäre die Zuständigkeit des Civil- 
richters, im Fall dagegen derselbe auf öffentlich rechtlichem Ver- 
hältnisse beruht, die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde begründet. 
Allein auch in dieser Hinsicht lässt sich der Kirche bei ihrei* Aus- 
übung jener an und für sich dem Privätrechte. angehörenden Be- 
fugnisse nicht ein öffentlich rechtlicher Titel unterstellen, und man 
kann namentlich nicht mit dem erwähnten Minoritätsgutachten an- 
nehmen, dass die Kirche dabei als eipe vom Staat aufgestellte J5^- 
hörde handle. 

Es ist zwar in dem oben angefahrten §. 10. des Gesetzes die 
Kirche schlechthin neben den Staat in Beziehung auf die gemein- 
same Leitung der Verwaltung des fraglichen kirchlichen Vermögens 
— hingestellt; allern es muss auf die wesentliche Ve;rschiedenheit 
zwischen der Stellung der Kirche zu dem fraglichen Vermögen und 
jener des Staates zu diesem Vermögfip hingewiesen werden. Man 
verweist hierüber auf 

Bluntschli, Staatsrecht, Bd. II. S. 324. Ziff. 7., 
wo es heisst: 

»Das Kirchengut gehört nicht dem Staate, sondern der Kirche. 
Dieser ist «s gegeben und für dauernd bestimmt worden. Aber 
wenn auch der Staat mit Hecht kein Eigenthum daran an- 
sprechen, noch dasselbe für seine Zwecke verwenden dsgrf, so 
kann dagegen die Frage, ob auch der Kirche die völlig fireie 
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Verwaltung der Kirchengfiter «zustehe, oder ob besser der Staat 
dieselben stu Ghmsten der Kirche in seine vormundschaßliche 
Hemd nehme, gar wohl je in verschiedenen Zeiten und unter 
verschiedenen Umständen anch verschieden beantwortet werden. 
Die katholische Kirche hat von jeher auf ihre selbstständige 
Verwaltung einen grossen Werth gelegt, und sich nur ungeme 
den Beschränkungen und der Aufsicht unterzogen, die der Staat 
in den letzten Zeiten auch über diese Güter zu verhängen für 
nöthig erachtet hat. Die protestantische Kirche dagegen hat 
von Anfang an die Sorge for ihre geistlichen Güter unbedenk- 
lich dem Staate überlassen und sich in eine oft demüthige Stel- 
lung zu schicken gesucht. Unserer Zeit dürfte die Selbststän- 
digkeit der Kirche in Verwaltung und Verwendung des Kirchen- 
gutes, verbunden mit der nöthigen Oberaufsicht des Staates, 
durch welche die äussere Ordnung der Verwaltung, die Erhal- 
tung des Vermögens überwacht, und einer ungebührlichen Ver- 
wendung f&r fremdartige Zwecke gewährt wird, am ehesten 
zusagen.« 

Wenn nun der Staat das kirchliche Vermögen ausschliesslich 
in seine vormundschaftliche Hand genomtaen, und etwa di^ Func- 
tionen der betreffenden vormundschaftlichen Verwaltung unter ver- 
schiedene der ihm unterstehenden Staatsbehörden vertheilt hätte: 
90 konnte man allerdings von Behörden reden, und es konnte, wenn 
sich unter diesen Behörden ein Streit über den Umfang ihrer Zu- 
ständigkeit erhob, dieser Streit von der oberen Staatsgewalt geordnet 
werden, indem beide streitenden Behörden ihr Mandat nur von der 
Staatsgewalt hatten uiid beide dieser letzteren unterstunden. 

(Man vgl. z. B. Geh. Baths-Verordnung vom 3. November 1867 
Reg.-Bl. Nr. 39. — Die Kirchenöconomie - Commissionen 
betreffend.) 
Für die Kirche gilt aber nach der Gesetzgebung von 1807 
und 1861 ein ganz anderes Verhältniss. Indem hier der Staat sein 
bisher ausgeübtes ausscKliessli^ihes Vormundschaftsrecht aufgegeben, 
und dasselbe auf eine blosse Mitwirkung beschränkt hat, musste der 
nun freigegebene Antheil an der Ausübung der Eigenthumsbefug- 
nisse jener Fonds und Stiftungen naturgemäss Demjenigen zu gut 
kommen, welcher an und för sich, und abgeselien von der Vormund- 
schaft des Staates zu jener Ausübung berechtigt war. Es bestehen 
aber nun bekanntlich über die Frage, Wem im Grunde das kirch- 
liche Vermögen zugehöre, sehr auseinandergehende Ausichten. Wenn 
man aber auch von der ziemlich allgemein angenommenen Ansicht 


310 Betzinger. Die Gerichte entscheiden Ober liirchl. Natur einer SliAuog. 

ausgeht, dass znnftchst nnd nnmittelbar das betreffende kirebliche 
Inetitat selbst, die Stiftung selbst a. s. w. als juristische Persön- 
lichkeit das Eigenthum an dem Instituts-, Stiftungs- u. s. w. Ver- 
mögen haben, 

SehüUe, Eatbolisches Kirchenrecht II. Theil. 8. 485;, 
so bleibt eben doch der Umstand, dass das Institut, oder die Stif- 
tung u. dgl. als ideale Wesen sich nur durch das Organ physischer 
Vertreter äussern können. 

Seuffert, Archiv, Bd. 8. S. 21—22. 
Dm aber zu finden, Wer nun die legalen Vertreter des Instituts, 
der Stiftung u s. w. seien, muss ermittelt werden, welchem höheren 
zugleich aus physischen Personen bestehenden Verbände das frag- 
liche Institut, die Stiftung n. s. w. wie andere ähnliche Institute 
und Stiftungen — zu unterstellen sei, mag nun dieser umfassendere 
Verband das Kirchs^Hol, die Kirchendiöcese , die Landeskirche oder 
wer sonst — sein; denn dieses höhere Qanze, unter welches die 
Stiftung u. 8. w. gehört, würde auch zur Vertretung derselben be- 
rechtigt sein. Wenn nun aber auch der Gesetzgeber von 1860 es 
vermeiden wollte, sich über die Frage, Wem das Kirchengut gehöre, 
auszusprechen und wenn er sich darauf beschränkte^ die Persönlich- 
keiten zu bezeichnen, welofae das kirchliche Vermögen mit vertreten 
sollten, so konnte er diese Persönlichkeiten eben doch nur aus dem 
Kreise derjenigen nehmen, welchen er überhaupt eine Berechtigung 
an dem fraglichen Kirchenvermögen zuerkannte. Dadurch also, dass 
der Gesetzgeber als solche Vertreterin des Kirchenvermögens die 
durch den Bischof repräsentirte Kirche berief §. 10. des Gesetzes, 
und §. 8. und 11. und 19. der Iande$herrllchen Verordnung vom 
20. November 1861, hat derselbe das Anerkenntniss ausgesprochen, 
dass diese Kirche, in deren Schosse und zu deren Besten ohnehin 
jene Institute und Stiftungen u. dgl. errichtet sind, bei denselben 
und bei deren Vermögen eine Berechtigung und hauptsächliche Be- 
theiligung habe. Es ist dieses Verhältoiss der Kirche ohnehin auch 
von den Gesetzgebungsfactoren allseits vorausgesetzt und anerkannt 
worden, 

Landständische Verhandlungen 1859/60 IL Kammer Beg.-Me- 
tive BeiL-Heit Nr. IV. S. 457, zu §. 10. ; 

Commissions-Bericht Beil.-Heft VI. S. 270—271.; 

Prot.-Heft S. 241. zu §. 10. des Gesetzes; 
wie denn auch nur eine solche Auffassung mit unserer eigenen bis- 
herigen Landesgesetzgebung, sowie mit dem allgemeinen deutschen 
Staats- und Kirchenrecht im Einklang war. 
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Aus dieser Darstellong ergibt sich daher, dass die Kirche kraft 
eigenen Rechtes , das ihr schon nrsprünglich . an dem fragiichen 
Yerjn^n zastand, in die Ansübnng beziehungsweise Mitausübung 
der in Frage stehenden Befagnisse neben dem Staat eingetreten ist; 
und dass sie also nicht in der Stellung einer Behördßj sondern eines 
kraft eigenen Rechtes Betheiligten sich befindet , und also die Gel- 
tendmachung jener Bechte auch in dieser Beziehung einen privat-^ 
rechtlichen Charakter trägt, und deshalb sich vor den Civilrichter 
eignet. 

Die Erlangung der bisher bemerkten Befugnisse des Gesetzes 
und der Verordnung vom Jahre 1860 und 18öl ist zwar für die 
Kirche von der Voraussetzung abhängig, dass die bekeffende Stif- 
tung, der betreffende Fond u, dgl. unter den Begriff des kirch- 
lichen Vermögens im Sinne jenes Gesetzes und der Verordnung falle. 
Allein der Ausspruch über diese Eigenschaft der Stiftung oder des 
Fondes wird nur behufs der Begründung des Anspruchs auf jene 
{»rivatrechtlichen Befugnisse — nachgesucht; und da der Ausspruch 
nßch bereits vorhmiäenen Rechtsnormen geschehen soll, so trägt 
aueb die Entscheidung dieses. Punktes die bekannten Merkmale, 
welche eine Givil{Hro6ess$ache charakterisiren. 

Man vgl. Martin j Lehrbuch d. bürg. Proc. §. 23.; 

Dr. A. Gh. J. Schmid, Hdb. d. gem. d. Civ. Proc. §. 18.; 

Ober-Hofg. Jahrb. Nr. 6. Jahrg. III. S. 229. 
Normal, nach welchen über die kirchliche Eigenschaft der Stiftung 
etc. entschieden werden kann, tdnd nämlich im Gesetze selbst §. 10, 
14. u. dgl., sodann in der nachgefolgten landesherrUcben Verordnung, 
die sich ohnehin nach ihren Eingangsworten als eine zwischen Staat 
und Kirche getroffene Vereinbarung kund gibt, endlich in den ein- 
schlägigen Lebren des Kirchenrechts über den Begriff von kirch- 
lichen Bedürfnissen, über das denselben dienende Vermögen u. dgl 

gegeb^. 

Nach dem Bisherigen ist also schon nach allgemeinen Bechts- 
grundsätzen nicht zu bezweifeln, dass die Streitigkeiten der bemerk- 
ten Art vor den CivilricJUer gehören. Wie aber aus dem schon 
vornen wörtlich angeführten §. 21. der landesherrlichen Verordnung 
vom 20. November 1861 zu entnehmen ist, so enthält derselbe auch 
eine ausdrückliche hierauf bezügliche Bestimmung. Es ist dort 
darauf hingewiesen, dass über die Frage, ob Stiftungen als weltliche 
oder kirchliche zu betrachten seien, im Fall der Meinungsverschie- 
denheit zwischen Staat und Kirche, richterliche Entscheidung her- 
beigefohrt werden könne. 
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Es wird nun dabei zwar von dem mehrerwähnten Minoritäts- 
gataefaten grosses Gewicht darauf gelegt,, dass nach dem Wortlaut 
die richterliche Entscheidung nur ^^ff€eigneten Fällest in Aussicht 
genommen sei.^ Allein aus dem ganzen Zusammenhange ergibt sich, 
dass die beiden Padscenteu über die vorwürflge Frage, sowie über 
die weiteren in jenem §.21. aufgeführten Punkte eine Vorkehr 
treffen wollten, um darüber auch für den Fall es an einem Ein- 
yemehmen zwischen ihnen fehlen sollte, eine för beide bindende 
Entscheidung bewirken zu können. Bei dem Charakter einer Ver-^ 
einbarung, den die Verordnung überhaupt kund gibt, liegt es nun 
nahe , dass man als Gegensatz gegen . den Fall des beiderseitigen 
Einvernehmens jenen Ausdruck »geeigneten Falles« in demselben 
Sinn wie T^nöihigenfalls* auffasste , und nur den ersteren Ausdruck 
als in der Form milder wählte. Will man aber auch ^enge bei 
dem Wortsinne des Ausdruckes bleiben, so stellt sich doch als Ab- 
sicht der Pacisoenten dar^ dass es für den Fall ^ wo es an einem 
EinTemehmen fehle, dann zu einer ricJUerlichen Entscheidung kom- 
men solle; und dass man durch Beisetzung jenes Ausdruckes nur 
einen Vorbehalt für den angerufenen Rkkter in dem Sinne machen 
wollte^ dass ihm und seinem Erkenntniss nicht vorgegriffen werden 
wolle, wogegen wenn der Bichkr selbst gegen die richterliche Be- 
handlung der Sache -- keinen Anstand nehme , die vertragsmässig 
bedungene Entscheidung desselben wirksam und bindend sein müsste, 
mochte die Entscheidung nun zunächst blos die Frage seiner Zu- 
ständigkeit^ oder aber die Hauptsache betreffen. Jener Vorbehalt, 
dass dem richterlichen Ermessen nicht vorgegriffen werden solle, 
hat hier einen guten Sinn, wo der eine der Pacisoenten die Gross- 
herzogliche Staatsgewalt ist, deren Zuweisung dieser Streitigkeiten 
an die Gerichte, wenn sie unbedingt gelautet hätte, von dem Richter 
auch als ein Befehl hätte aufgefasst werden können, eine Streitig- 
keit zu verhandeln und zu entscheiden, auch wenn er sie an und 
jfür sich als nicht vor den Richter gehörig erachten würde. 

üebrigens würde die Ansicht, dass diese Streitigkeiten sich 
Überhaupt nicht vor den Civilrichter eignen, jedenfalls mit diesem 
§. 21. der Verordnung nicht im Einklang stehen, da die Urheber 
der letzteren doch nothwendig davon ausgegangen sein mussften, 
dass richterliche Cognition mindestens in gewissen Fällen eintreten 
könne, indem sie sonst mit der wenn auch unter einem Vorbehalte 
gemachten Verweisung auf die richterliche Entscheidung etwas ge- 
sagt haben würden, was nach ihrer eigenen Ansicht schon vorweg 
keinen Sinn und keine Bedeutung gehabt hätte. 
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Was nun noch die proeessucUische Behandlung solcher Rechts- 
streite, und die Adiv^ und PasswlegÜimation bei denselben be- 
trifft : so ist zu untersuchen, Wer dabei als Processpartei erscheine. 
Es ist nun bereits in dem Bisherigen das Klagrecht der Kirche 
erörtert worden , und es steht also in dem Processe auf klagender 
Seite die Kirche^ wie sie durch den Bischof (Erzbischof) repräsentirt 
wird, indem sie den Anspruch erhebt , dass sie di^ mehrerwähnten 
Verwaltungs- und Eigenthumsbefiignisse hinsichtlich der betreffenden 
Stiftung u. dgL auszuSben, beziehungsweise mitouszuuben berechtigt 
sei; Da dk Kirche beziehungsweise der Erzbischof sich laut der 
landesherrlichen Verordnung yom 20. November 1861, im Wege der 
Vereinbarung sieb damit einverstanden erklärt hat, dass der von ihm 
und dem Staate gemeinsehafUich ernannte katHolische Oberstiftungs- 
raih auch die Befugnisse der Kirche auszuüben habe , so erscheint 
diese Stelle zugleich als Beauftragter der Kirche, und hat auch schon 
auf den Antrag der Kirche Ansprüche, wodurch gewisse Stiftungen 
u» s. w. unter die MitverwaHung u. dgl. der Kirche gezogen werden 
soUai, gerichtlich geltend zu machen. 

Was die Frage betrifft, y\rer als Processgegner gegenüber der 
klagenden Kirche zu behandeln sei, so wird man hier davon ausgehen 
müssen, dass die betreffende Stiftung, das betreffende kirchliche 
InstiM selbst, um dessen Vermögensverwaltung es sich handelt, in 
ihrer Eigenschaft als ßtristische Persönlichheit den Processgegner 
gegenüber der klagenden Kirche bilden. Es ist schon oben bemerkt 
worden, dass ungeachtet der Verschiedenheit der Ansichten über die 
Frage, Wem im Qrunde das Eigenthum an dem Kirchengnt gehöre, 
man doch darüber ziemlich einverstanden ist, dass zunächst und un- 
mittelbar das betreffende kirchliche InstiM, die betreffende Stiftung 
selbst u. s. w. das Eigenthum an dem Instituts-, Stiftungs- u. dgl. 
Vermögen hfebe; 

Schulte, Allgemeines katholisches Kirchenrecht IL Theil S. 485. ; 
Seuffert, Archiv,. Bd. 8. S. 21. 
Das Institut, die Stiftung können eben weil sie als juristische Per- 
sonen selbst Bechtssubject sind, nicht dlsObject des Staates behan- 
delt werden. 

Man vgl. Oberhof g. ürtheil vom 13. Oetober 1843 in Sachen 
der Gemeinde Beichenbach contra Gemeinde Gengenbach, 
Miteigenthum beziehungsweise Mitgenuss am St. Erhards- 
fond daselbst betreffend , in Oberhofg. Jahrbuch. N. F. 
Jahrg. 8. S. 588.; 
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ebenso Oberhofg. Urtheil vom 7. Mal 1862 in Sachen derStaät- 
gemeinde Freiburg gegen den Centralverein zur Bettung 
sittlich verwahrloster Kinder, — Äfmakn der Badisohen 
Gerichte XXXIV. S. 177. ff. 
Die klagende Kirche hat sich aber mit dem hinsichtlich einer Stif- 
tung u. dgl. erhobenen Anspruch gegen den Grosshersfoglichen Yer- 
waUimgshof zu wenden, indem diese Behörde auf Grund der m^- 
erwähnten Instroctivverordnung vom 21. November 1820 und ge* 
mftss der Organisation der inneren Verwaltung vom 12. JuH 1864 
(Beg.-BL Nr. 31.) §. 8. Ziff. 2. und §. 6. Ziff. 5, die Vertretung 
der betreffenden Stiftung und ihres Vermögens unter der Behaup« 
tung, dass die Stiftung nicht zu dem kirefalicfaen Vermögen im Sinne 
des Gesetzes und der Verordnung von 1860 und 18$1 gehöre, inne- 
blatten hat, und die Kirche von der Theilnahme an der Vermögens- 
verwaltung und an der Ausübung der Eigenthumsbefugmsse aus* 
schliesst. Der Grossherzogliche Verwaitungshof handelt hiebei nicht 
kraft eigenen Rechtes, sondern mehr als vormunctechaftlicher V^* 
treter der Stiftung. Die Frage aber, Wem die Vertretung des ka- 
tholischen confessionellen, wenn auch nicht rein-^TcireKlichen Vermö- 
gens, abgesehen von der Vormundschaft des Staates, zustehen wurde, 
bedarf hier keiner Erörterung. 

Das Klagbegehren g^gen die betreffende Stiftung wurde dahin 
gehen, dass die Stiftung zu gestatten habe, dass die Kirche das Ver- 
mögen derselben verwalte und über die stiftungsgemässe Verordnung 
verfuge, oder vielmehr, dass sie an dieser Verwaltung und Verfang 
ne&en dem Staate Theil zu nehmen habe und dass daher die Stiftung 
sich der Verwaltung des kathoUschen Oberstiftungsrathes zu unter- 
werfen habe, welcher wie schon bemerkt wurde, ebensowohl die Rechte 
der Kirche als die des Staates auszuüben berufen ist. 

Eine Folge dieser Auffassung wird es all^dings sein, dass 
wenn nach dem Begehren der klagenden Kirche erkannt wird, die 
beklagte Stiftung als im Process unterliegender Theil, auch die Pro- 
cesskosten zu tragen, beziehungsweise aus ihrem Stiftungsvermögen 
zu besUreiten bat. Es kann dabei nicht darauf ankommen, dass 
etwa der einen oder andern Stiftung far sich gleichgültig sein könnte, 
ob sie der Kategorie des kirchlichen-, öder jener des confessionellen 
nicht-kirchiichen Vermögens zugetheilt werde: denn da durch die 
Gesetzgebung von dieser Classifidrung für bestimmte Betheiligte das 
Recht zur Ausübung der Verwaltungs- und Eigenthumsbefugnisse 
bezüglich der Stiftung abh&ngig gemacht ist, muss die Stiftung sich 
gefallen lassen, über diese Frage bei einer Meinungsverschiedenheit 
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zwischen ihrem dermaligen Vertreter und dem andern Betheiligten 
zum gerichtlichen Austrag herbeigezogen zu werden, und zwar ein- 
tretenden Falles auf ihre Kosten. Es versteht sich dabei auch nach 
allgemeinen Grundsätzen, dass die Stiftung die Folgen der von ihrem 
dermaligen Vertreter ausgehenden Erklärungen und Schritte zu tragen 
hat, indem es so betrachtet wird, als seien diese von ibr selbst aus- 
gegangen, wobei jedoch selbstverständlich eioe Rückgrififsklage , so- 
fern deren Erfordernisse vorhanden wären, nicht ausgeschlossen 
sein würde. 

Man vgl. Praktische Ausffthrungen aus allen Theilen derBechts*- 
Wissenschaft von Peiffer (Hannover 1831) Bd. III. S. 341. 
über das rechtliche Verhältniss der Justiz zur Admini- 
stration. 

Bei ein^r von dem katholischen Oberstifkungsrathe blos im Auftrage 
der Kirche erhobenen Processe kann es sich ebenfalls fragen, ob im 
Falle des Unterliegens der Kirche die Pröcesskosten aus einem der 
gemeinsamen Leitung von Kirche und Staat unterstehenden Vermö- 
gen geschöpft werden können, oder ob solche auf die der ffeien aus- 
schliesslichen Verfügung der Kirche beziehungsweise des Bischofs 
unterstehenden Mittel zu verweisen wären. 

Aus den bisherigen Ausftihrungen ergibt sich nun wohl von 
selbst die Würdigung der in dem mehrerwähnten Minoritätsgutach- 
ten aufgestellten Alternative, dass der katholische Oberstiftungsrath 
und der Grossherzogliche Verwaltungshof entweder im eigenen Namen 
oder im Namen der fraglichen Stiftung handle; und ebenso ergibt 
sich daraus die Widerlegung der dort aus dieser Alternative gezogenen 
Folgerungen, welche dahin aufgestellt sind, dass in dem ersten der 
gedachten zwei Fälle es an einer privatrechtlichen Partei fehlen 
würde, und im eweiten Falle die Stiftung zugleich Klägerin und Be- 
klagte sein würde , was processualisch unmöglich sei , und zu der 
Consequenz fuhren müsste, dass die Stiftung in jedem Falle siegen 
und unterliegen, respective die Kosten des Streites tragen müsste. 
Es dürfte vielmehr die seitherige Rechtsprechung des Grossher- 
zoglichen Oberhofgerichtes, welche die riehteriiche Zuständigkeit fest- 
gehalten hat, gerechtfertigt erscheinen. 
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De obseryandis circa legem Hungaricam a. 1869 

4e coardfnatio&e selialaniiii elemeiittriQiii et Inatltstieiiis i^ajpolaria 

srripsit Joannes Simor, princeps archiepiscopus Strigoniensis, primas Hungariae. 

In proximis Regni Comitiis circa Organisationen) sive coordina- 
tioaem scholamm elensentarium totinsqae institationis popularis nova 
lata est lex, cujas tenore liberam quidem Eeclesiae Gatholicae, prent 
etiam aliis confessionibns relinqnitur , scholas snas parocMales, sive 
confessionales porro qnoqae habere, vel etiam novas erigere; ita ta- 
rnen, nt Omnibus per novam legem eatenns praescriptis ^e inferius 
recensßndis conditionibns ad oionem amnssim satisfiat, alioqnin gu- 
bernio jas competit scholas confessiopales, ad exigentiam noTae seho» 
laris legis non coordinatas eharactere confessionali exenndi, ac in sie 
dictas sctiolas commanes convertendi. Per piaecitataro legem clare 
etiam edicitor, postmodnm prent individuis, ita integris etiam com* 
mnnitatibus libernm fore, nt proles snas in illas, qnae sibi meliores 
visae fuerint, etiarosi non snae, sed alterins confessionis , scholas et 
institata discendi gratia mittere possint. Qnin et illnd arbitrio 
communitatom stabit, an scholas snas, qnae.adnsqne confessiofiales 
fnerant, maliiit commnnes, hoc est , nnlli religiosae Confessioni pro- 
prias reddere, illasqne hoc pacto immediato statns civilis infiuxni 
obnoxias factas, administrationi publicae snbjicere. Qno in casu, nt 
perbene intelligitis, beneficinm Eeclesiae in institutionem ac edoea-* 
tionem prolium catbolicarnm infloxum veh^nenier imminni^ saluta- 
remque scholam inter et Ecclesiam, qui hactenns vignit, nexum 
rompi oportebit, non sine naagno religiosae edncationis et institationis 
detrimento. ^ 

Qnantnm jam omninm , qni veri pastores , et non mercenarii 
snnt, proinde Yestrnm etiam FF. et FF. in Christo Dilectissimi, 
qnibns Snpremns Pastor animas conciredidit, tiamqnam rationem pro 
singuk redditnris (Hebr. 13. 17.) intersit, ut omm virium conten- 
tione scholas catholicas sive confessionales servare, ideoque illas jnxta 
praescriptum legis cunctis necessariis providere stndeatis, ita in pa- 
tnlo est, nt id mnltis demonstrare non sit necesse; si tarnen, nt 
confidimns, institutionis religiosae ac vere catbolicae pondus et pre- 
tinm, — qoalis institntio in confessionalibns tantnm scholis debite 
ac inimpedite praeberi potest — pro merito aestimare nostis^ et im- 
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meosi yaloris beneficio, quod inatitationi huic ia^st, privari, privuri 
nempe propria siye culpa sive negligentia pertitnescitig. 

Institutio eerte religioso « moralis ^ quemadmodum omni loco et 
tompoire, ita praesertim qnoad tenellum Eeclesiae florem, quo tota 
fere melionim temporum spes innititur, quoad pubem inquam scho- 
larem, prima est tem utilitate, quam etiam dignitate, omnes alias 
cognitiones superans. Quod quidem etiam lex, de qua loquimur, 
agnoscit, dum hanc primam in ordiae ponit, inter omnia in scholis 
tradeUda objecta^ institutionis matenam. Quäuito magis hanc, huicque 
juActam in catholicis scholis morum diBoipUnam, parentes prolium in 
scholis elementaribus omnem fere pro tota sua vita dol^trinam et 
instructionem haorientiuro, primam et inaestimabilis pretii esse, fa- 
teri debent! fideles inquam catholioi, quos, si tales reipda sint, non 
tarn conmiodi temporaÜs, quod fors abdicatione scholae parochiaHs 
erronee sperant, quam potius aetemae suae, suorumque felieitatis 
studiosos oportet esse. Cogitate ipsi, et populo quoque fideli date 
ad cogitandum, quantopere cuncti, qui christtano censentur nomine, 
<d>ligentur ad effieiendum, ut salutaris in efformandis moribus reli- 
gionis et Eeclesiae influxus ^ quem haec in selectu magistrorum , li* 
brorum item, et universa seholarum elementarium coordinatione , äc 
regimine sfnritui diyinae legis eouformiter exercet, maneat integer et 
non restrictus nisi per consilia , cf»operationemque ips<»rum Eeclesiae 
filicHTum. Scholae omnes, sed vel maxime elementares, quae eapropter 
parochialium nomine veniunt, Eeclesiae Catholicae sua debent initia, 
prout in alüs pastoraKbus meis litteris copiosius invictisque argu* 
mentis comjNrobavimus. Ab Eeclesiae Catholicae difinitus eonstituto 
Magifiterio avulsae florere illae non poterunt; praecisos enim a vite, 
quae Christus est (Joann. 15, 5. 6.) palmites areseere necessarium 
est, sorsque haec illos eo certius manet, quo sunt teneriores. Sehe« 
Us, quae confessiopales esse desinunt, Ecclesia opem suam, et beue^ 
ficia, quae plurimis in locis non modica sunt, jam vel ideo ^subtra« 
here cogeretur, ut his, aäbi melius locatis, damna äbi illata repa^ 
rentur. Profed;o intimum scholam inter et Eoclesiam nexum benefieiüm 
religionis in omnem institutionem influxum , scholarumque confessior 
nalium praecellentiam alienae a fide CathoUca conf essiones , pro 
merito norunt aestimare! Hae ne cogitant quidem de dimissione 
juris, quod in seholas suas, non exiguis eerte sacrificiis fundatas con- 
servatasque acquisiverunt. Probe nimirum persuasi sunt omnes, 
multo majora ex confessionalibus scholis in rem süam communemi 
suae jHraesertim rcdigionis promünare emolumenta, quam »ut haec 
ulUs per statum dvil^n psrandis commodis, aut impertiendis favo- 
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ribus aiq[^ndi poMont. Noa Ignorant sdlicet , statum civilem pro 
natara proximi, qoem prosequitur, finis, ^uaeqae protestetis de cag- 
nitionibiis, ad civilem, ac terrestrera vitam pertiaeatibus vel maxime 
sollicitum.esse: Ecclesiae vero ease, id etiam curajre, qood annin est 
necefisarium ^ (Luc. 10, 42.) religionem nimiram moresqae fideliom. 
Quantum jam nostratibus dedeeoa esset , si quem alterius religiouis 
ostendunt zekm, saltem non imitarentur? 

Id quidem nemo inficiabitnr: catticdicoe mores in catholicia so- 
lum sdioÜs doceri, formari, et eierceri posse. Fieri nequit, ut reli- 
giosum spiritum imbibant proles in scholis, ubi aeqoalis omnibas 
religiosis doctrinis auctoritas cenceditur, aut potiua, ne aliqua laesam 
se potet, nullius plane religionis ratio haberi pennittiitur. Vel an 
idonei erunt formando catboUco charactert docentes, qui absque ullo 
ad eorum religionem respectu deliguntur? quanti hos inter cenae- 
buntor, qui non docentis Ecclesiae auctoritate, quod tamen ad prae- 
cipuas catbolici magistri dotes pertmet^ sed humanae persoasionis 
opinionibus regi se permittent^ abrepti omni vento doctrinae, sicut 
S. Paulus dicit (Ephes. 4, 14.) in astvtia ad circumTentioneni er^ 
roris. An non inter hos, et sub herum directione apiritum, quem 
Apostolus ali jubet (1. Thess. 5, 19.) extingui oportebitP 

In scholis vere Catholicia catholicam unitatem in suiota cmne«- 
torum discendorum, agendorumque harmonia manifestari oportet, 
quae in humanae solum rationis auctoritati innixis litteris ac scientiiie^, 
quamcunque illae bene fimdatae suis assertoribus videantur, cum 
fulcro stabilitaa per Deum Columnae veritatis (2. Tim. 3, 15.) de- 
stituantur, in vanum quaeritur. De Ulis solum rere dici pofaest, 
quod in gremio earum non scholae , sed vitae , et quidem etiam 
aeternae discatur. Quäle vero sive docentes exemplum catholicae 
vitae praebere, sive discentes exhibere, vel ejus zelüm osteaidere 
possunt in scholia communibus, quae eo ipso, quod tales et non 
confesaionalesi sint, ab omni religionis, et rituura catholicorum exer^ 
citio publice abstinere coguntur, teneram aetatem, quae in his cae- 
teroquiii plus justo humano respectu . duci solet, cuive consuetudinum 
piarum magisterium tantopere neoessarium est, religiosi indifferen* 
tismi labe mature infidendo. 

Hia vero omnibus, ut alia communimn scholarum consectaria 
hac vice sil^tio praeteream, occurrere potestis FF. et FF. in Christo 
DUectissimi, scholas parochiales, sive populäres catholieas in ambitu 
parochiarum vestrarum oonservando, populumque fidelem ad earum 
custodiam animando, nutantes confirmando, singolos de necessitate 
illarum piN*suadendo. Certisaiiike, Dens serio volentibus opitulabitur^ 
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et Deeessaria media petentibus ae quaerentibiis, praestabit, daminedo 
sim e parte omnia agant, qoae agere pro gloria Dei, sanctae Matris 
Bcdesiae uülitate, salute item animarum, sibi tantopare proximarum^ 
pi(M9SUBt, ac tanentur. Ou^nis aetas, et bistoria testatur^ homiaes 
nunquam sacrifida, licet magna reformidare, nbi de praestantia ob^ 
iänendi fiüis persuaiä sani Confirmat id exemplum multarum com^ 
munitatnm, qaae {Hroi^rias «ibi stmxerant sacras et paroehiales aed^, 
qaanim tarnen etectio longe plas operis et aeris, quam scholarum 
debita instractio deposcebat. 

Nolite FF. et FF. in Christo Dilectissimi ! errare. De ima 
Dm templis, de stabilitate fldei catholicae apud sucereseentem popii* 
lum, et generationem proximam agitnr. üt scholas catholicas ha- 
beant vestri fideles, a Vobi» et illis maxime dependet, cum id lege 
publiea minime profaibeatur. Conditionibus tantum a lege praescriptis 
oportet satisfacere ita , quemadmodnm aliarum etiam confessiouem 
hominibus idem jubetur. Est proinde cnnetis pro sancta sua religione 
ac Ecclesia zelantibus podsibile. Qui juribus Eeclesiae in gravissimi 
momaiti hocce objecto volens renuuciat, is religionem suam, suo<- 
rumque salutem discrimini ob)icit. Contra vero, utentibus suo jure, 
licet on^oso, amplissimus aperitur campus, non solum de regno Dei 
conservando ac cdlatando, sed etiam de Patria bene merendi, et in 
prolibm, debite institutis, solatia vitae praesentis, et beatam futuro« 
mm spem procurandi. Nihil enim boni parentes haeredibus suis 
pretiosiUB, quam christiano-eatfaolicos mores, educationem religiöse* 
moralem, et egregiam in necessariis ad yitam honeste agendam in^' 
stitutionem relinquere possunt. Quamcunque gravia pqmiö lideli 
viderentur onera, per coordinationem scholarum catholicarum illi 
imponenda, cogitet, haec onera non amplius effugere, et a de amoliri 
posse; et qui sumtus in bene instmetas scholas confessionales im- 
pendendos, quae j^ropriae sunt religiosarum communitatum, ferre non 
fult , feret eosdem , aut etiam majores invitus , dum ad erigendas 
communes scholas, in quas communitas catholica, qua talis nullum 
jus, nullumque influxum ^xercebit, eontribuere tanto plus diebebit. 
Dum autem curae vestrae creditum fidelem populum ad couservandas 
catholicas suas scholas, ferendaque scopo hoc sacrificia provocaveritis, 
simul, quae restrae sunt circa scholas, institutionemque in iis prae- 
bendam, partes ardentiori usque studio adimplere contendite. Alio« 
quin loquemini »yelut aes sonaifö , aut cynibalum tinniens« (L Cor« 
11, 1.), eritisque »sicut vox clamantis in deserto« (Is. 40, 8.), Vi- 
deat populus, quod sch<^m firequentisstme adeatis, experiatur, quod 
in illa libentissime coäimoremini , quod in medio pubis scholaris 
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doctoxis mnnus agere in deliciis habeatia, qaod in proyeheBda re 
soholari nulli labori iiulli fatigio pareatis , retbo ea amnia abande 
paraestetis, quae Vobis circa curam scholae, rectansque in ea proliom 
institatiouem in pastoralibns, ddto. 30. Augusti et 2&. Octobri8:1867 
(Archiv XX, 149 flqq.)i item ddto. 2. Februarii 1868 [de summa 
Cleri popnlnm in scbolis et catechesibos docendi obligatione], dimis- 
3i8 litteris proposuimos, ac enixisräme commendavimna. 

. Ut vero sciatis, quaenam diepoaitiones novae legis ad scbolas 
etiam sie dictas confessionales , adeoque et parocMales , inspeetioni, 
directionique vestrae adusque creditasi, referantur, et a quamm exacta 
pbservantia confessionalium scholarum existentia suapendatnr, in aab- 
neto brevem, attactamm dispositionam eonspectum ob oealos sistimos : 
J. De obiigtMane seAolam elementar eni frequentandi. 

Hac obligatione tenentttr omnes proles nob obtusi ingenii vel 
plane mente aut eontaminoso morbo labof ante^ quae a scbola exclu* 
dendae sunt §. 3. a 6. usque 12*um re^ecti?e completum 15*um 
aetatis ^nnum. §. L Freies a 6—12. aetatis aimum scholas quo* 
tidianas sive ordinarias, abinde usque 15-ttm annum scholas repeti* 
tori&s sive dominicales adire debent. §§. 49. 50. 

A 6 usque 10 aetatis smnum proles tarn hjemis quam aeatatis 
tempore exeeptis feriis scholam frequentare obligantur. In oommuni'^ 
tatibus, quae oeconomia rurali occupantur, cum prolibus, quae dedi* 
mum aetatis annum jam superaverunt , et adusque scholam solerter 
frequentaverunt, paxtiali 4einceps dispensationi locus est, prout §.51, 
innuitur. 

Parentes, vel tutores aut hospites in prolibus, ad scholam mit* 
tendis negligentes primo monendi, dein puniendi sunt ad edgen* 
tiam §.4. . . 

Parentibus et tutoribus liberum est proles domi , vel in insti- 
tutis sive publids, et ubicunque locorum existentibus educandas cu- 
rare,, sed boc ipsum teatimonio, Comnodssioni sive Directioni scholari 
exhibendo^ comprobare debent. §.6. 

Proles, quae^privMim instituuntur ^u^mine, in schola publica 
annuatim subeundo, pertontari debent, 

IL . De scholae aedifieio ^ ii$ierna instrucüane. 

Scholae aedifida erigantur loco saüo« sintque sicca, et spectßto 
schoiarium prolium numero sufücientibus, amplis ac facile eventillari 
queuntibus cubiculis provisa, pro uao cubili 80 proles, et pro qua- 



Übet prole 8— 12 quadratorjom pedum spatium computando« §.27. 
Si compsffata esse debent etiam scliolarum confessionalima 
aedificia^ et magistratibus tam scholasticis, quam poUtiei^ iojungitur 
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obligatio, eo oiDnibus connitendi iDodis, ut praecitatae legis disposi- 
tioni etiam respectu scholarum confessionalium satisfiat. §. 28. 

Schola tabulis, pt)rro quantum fieri potest, globis terraqueis, 
iconibus historiae naturalis objecta repraesentantibus, generatim qui- 
busvis necessariis institutionis subsidiis instruatur. §.11. 

IIL De objectis, quae in canfessionalibus scholis pri^anenda stmi^ 
Saut sequentia: a) doctrina fidei ac morum, i. e. Religio, ad 
quam pertinet etiam historia biblica; b) ars legendi et scribendi; 
c) arithmetiea e memoria et cum culculis, notitia item ponderum ac 
mensurarum patriarum; d) grammatica; e) elementa physieae et 
historiae naturalis, cum respectu ad modum vivendi, quem sequitur« 
et regionem, quam incolit major pars parentum, a quarum prolibus 
schola frequentatur ; f) geographia et historia patria; g) practicae 
inviationes ex oeconomia rurali et in specie e horti cultura; h) bre- 
vis notitia jurium et officiorum politicorum ; i; cantus ; k) gymnastica 
cum respectu ad exercitationes militares. §. 11. 

IV, De lingua institutionis. 
Quaelibet proUs materna sua lingua instituenda est, si lingua 
illa Sit una e Unguis, in communitate vigentibus. Quare ubi plures 
vigent, ibi talis eonstituendus est ludimagister, qui Unguis illis in- 
stitutionem praebere valeat. In majoribus mixti labii communitati- 
bus , si vires illarum admittant , diversarum linguarum subdoceutes 
applicentur. §. 58. 

F. De docente sive ludimagistro, 

Docentes fieri non possunt, nisi qui postquam in pubUca prae*- 
parandia integrum praeparandorum cursum emensi fuissent, prae- 
scripta examina subiverunt, et testimonium sie dictae habilitatis ob- 
tinuerunt, vel si etiam publicum praeparandialem cursum non absol- 
verunt, tamen examen tam theoreticum, quam practicum in publico 
praeparandiae Institute bono cum successu superarunt. 

HU praeparandiaü testimonio non provisi docentes, qui tempore 
publicationis novae hujus scholaris legis jam munus ludimagistri 
gesserunt, in hoc quidem porro relinquentur, sed habilitatem et 
dexteritatem suam in docendo coram superiore scholarum inspectionis 
officio comprobare tenentur. Alioquin debebunt per ferias scholarum 
aestivales in proxime jacente praeparandia defectum, quo laborant, 
cognitionum supplere. §. 133. 

Ludimagister seu docens non potest aUud officium gerere, nisi 
cantoris seu organoedi , potest tamen in repraesentantem populi in 
Communitate, Comitatu, Comitüs eUgi, et expedito praevie consilii 
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acholaris consensu tales functiones sascipere, quae in loco, horisqae 
ab institatione yacuis perftci queaui §. 114. 

VL De ftumero proUum per unum doeentem instituendarum^ et 

earum juxta sexum separatUme» 

Unus docens in re^ula plures quam 80 proles institaere non 
potest, ut in extraordinanis casibns licite possit, facnltatem a con- 
eemente scholari saperiore impetraverit, est neeesse. §. 34. 

Pueri separati a puellis et yicissim, imo. qnoad fieri potest, in 
distinctis cnbilibus instituantur. §. 29. 

VII. Quod per annum mens^tis durat cursus scholaris. 

Bnri saltem octo, in civitatibus saltem noTem mensium spatio 
per annum tenentur proles frequentare scholam. §. 11. 

Becensitae adusque normae adtinent ad scholas elementares in^ 
feriores tarn rurales, quam in oppidis, civitatibusque existentes, aut 
posthac erigendas; scholae enim elementares superiores, prout etiam 
civiles aliis insuper conditionibus, normisque alligantur, quae e textu 
legis nullo negotio eruuntur, quaeve in §§. 13, 29, 34, 61, 63, 
64., 68., 74. continentur. 

Qualiter coordinandae sint praeparandiae catholicae §. 13. 
stdtuitur. 

VIIL Directio ac inspectio scholarum elem. canfessioncUium, 

Jus supremae inspeotionis praedictaiiim scholarum civilis po* 
testas sibi reservavit, vi cujus juris gubernium civile 

a) per sua Organa periodice visitandas curabit omnes elem« 
scholas confessionales; 

b) districtim intendet, ut normae civilis legis, confessionales 
scholas concementes ad amussim observentur; 

c) curabit, ut confessionalium scholarum praepositi suis circa 
peculium scholarum debite administrandum et destinationi suae con- 
formiter impendendum Obligation ibus respondeant; 

d) statisticas relationes de scholis his deposcet. §. 14. 

Immediata autem directio ac inspectio scholarum elem. con- 
fessionalium competit ipsis Confes^ionibus sive coetibus religiosis, 
quibus scholae sunt propriae. 

Super modo exercitii hujus juris quoad scholas catholicas sta- 
tuet autonomicus Catbolicorum Senatus. Interim suberunt scholae 
praememoratae directioni et inspectioni adusque vigenti, nimirum 
Parochorum, VADiaconorum et superioris Dioecesani Inspectoris, qui 
vice Ordinariatus munus suum gerit. Quod vero minime impedit, 
quominus par#chiano populo jam nunc ubique major in scholas, 
remque scholarem influxus concedatur. Meum erit providere, ut hoc 
influxu fidelis populus non diu careat, circa quem non statuam nisi 
veatra eatenus mente audita. 

Datum Strigonii festo Purificationis B. M. V. die 2. Febr. 1869. 
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Der Pressprocess des hochw. Herrn Bischofs Tön 

Linz vor dem Schwurgerichte. 

I. üuter diesem Titel erschien als Beilage zn den Linzer ka* 
tholi^ehen BlUttern 1869 Nr, 29.^ein (110 S. in 12. starker) Sepa- 
ratabdrack der stenographischen Aufzeichnungen aus dem Linzer 
Volksblatt. Auch im Oesterreichischen Volksfreund Nr. 157—177. 
(sowie im Wiener »Vaterland« vom 13. Juli bis Ende Juli) und im 
Salzburger Kirchenblatt Nr. 28—30. liegen umfassende Berichte vor* 
Wir haben schon im vorigen Hefte des Archivs S. 166 flf. die Vor- 
gänge und gerichtlichen Acte welche der Verhandlung vor Aem 
Schwurgerichte zu Linz am 12* Juli 1869 vorausgingen, mitgetheilt % 

II. Vor der Schwurgerichts- Verhandlung gegen . den Bischof 
von Linz hat dessen Metropolit, der Cardinal-Erzbischof von Wien 
Joseph Othmar Bitter von Bauscher an den Ministerpräsidenten 
Qrafen Taoffe folgende Zuschrift gerichtet. 

Hochgeborener Graf! Binnen kurzem wird Oesterreich ein ihm 
neues Schauspiel erleben; mein Suffragan, der Hochwürdigste Herr 
Bischof von Linz, wird vor dem Geschwornengerichte als eines Ver^ 
brechens schuldig angeklagt werden, weil er den Versuch gemacht 
hat, zu seinen Diöcesanen über ihre Gewissenspflichten zu sprechen ; 
ich sage »den Versuch,« weil der Hirtenbrief, welcher das Ver- 
brechen der Störung der öffentlichen Buhe begründen soll, bekannt- 
lich in der Druckerei mit Beschlag belegt wurde und Jene, för die 
er bestimmt war, von dem Inhalte desselben bis jetzt nichts erfahren 
haben, als die dawider erhobenen Anklagen und die Schmähungen 
der Tagesblätter. Es ist mir nicht erlaubt, bei di^^m Vorgange 
in Stülachweigen zu verharren , und wiewohl ich einen augenblick- 
lichen Erfolg nicht zu erwarten habe, so hat doch die Wahrheit stets 
die Zukunft; für sich. 

Diese traurige Angelegenheit liefert den besten Beweis , dass 


1) Im Salzburger Kirclieoblatt 1869 Nr. 26. S. 202. ist auch das Begleit- 
scbreiben zu der dem Minister • PrSsidenten Grafen Taaffe von den bObmisebeii 
Biscb5ren anlasslieb der strafgericbtlichen Verfolgung ibrer Hirtenbriefe Ober« 
sandten Denkscbrift abgedruckt, die wir im Wesentiicben ebenfalls im vorigen 
Hefte S. 162 ff. miUheilten. Die Denksebrift trSgt die Unterscbrifi des Cardinak- 
Erzblscbofs v«n Prag vom 2. April, und ^er Bischöfe von Leitmeritz, K5niggrfitz 
und Budweis vom la, 18. und 21. April 1869. 
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die Bestimmungen , welche das Concordat über das Strafverfahr^ 
gegen Bischöfe festgesetzt hat % gerade in den Zuständen, worin wir 
uns befinden , am wenigsten entbehrlich sind. Ich setze nämlich 
i^raas, das& die kaiserliche Regierang die Absicht habe, der katho- 
lischen Kirche die Rechte, welche die seit dem December 1867 er- 
gangenen Gesetze unangetastet gelassen haben, nicht zu verkümmern, 
sondern sie in dem Genüsse derselben zu beschützen. Es ist ihr 
das Recht verbürgt , ihrer Verfassung gemäss zu bestehen und zu 
wirken, und wie soll 'sie dies, wenn die Bischöfe zu erwarten haben, 
dass Hirtenbriefe, welche sich ganz auf dem Gebiete der katholischen 
Glaubens- und Sittenlehre bewegen , als Verbrechen behandelt 
werden? 

Bei der Beschlagnahme ward auf das Gebiet der Lehre nicht 
hinübergegriffen; denn man begründete dieses Einschreiten einzig 
und allein durch die Behauptung : die Gesetze vom 25. Mai würden 
in dem Hirtenbriefe eine Lüge genannt. Wer immer diese Entdeckung 
gemacht habe, das gelindeste Urtheil, das man über ihn fällen kann, 
ist, dass er der deutschen Sprache unkundig sei und somit nicht 
das Recht habe in die Beurtheilung eines deutschen Erlasses sich 
einzumischen. Ich ersuche Euere Excellenz Nachstehendes zu lesen: 

»Vorzüglich ist es seit Monaten das Concordat^ an welchem 
die Lüge ihre ganze Kraft erprobt. Es ist nicht auszusprechen, wie 
viel Irriges in dieser Hinsicht bereits von Einzelnen und von Ver- 
sammlungen in Wort und Schrift, namentlich in den Tagesblättern 
behauptet, und wie vieler Menschen Sinn durch solche Behauptungen 
jämmerlich verderbt wurde.« 

Wran diese Stelle sich in dem »Volksfreund« fände, würde 
man etwa sagen, er habe seine Farbe plötzlich gewechselt und nenne 
nun das Concordat eine Lüge? Gewiss nicht; denn Jedermann sähe 
auf den ersten. Blick , dass den Widersachern des Concordates und 


1) Zu dem betreffenden Art. XIV« des Concordates tragen wir hier im Ar- 
chiv nocli die geiieime, d. h. nictit zur Publica lion bestimmte Vereinbarung nach, 
die dazu auf den Wunsrh der kaiserlichen Regierung beigefügt war: 

»\Viewobl Se. Majestät das Vertrauen hege, kein Bischof werde an An- 
schlägen, die der öffenitichen Ruhe Gefahr brächten, sich jemals beiheiligen, so 
mflsse der Kaiser .«ich doch vorbehallen, wenn was Gott abwenden wolle, ein 
Bischof sirh des Horhverraihs oder der Iklajestäfsbeleidigung schuldig machen 
sollte, auch bevor er mit di-m heiligen Stuhle wegen des gerichtlichen Einschrei- 
tens RQcksprache pflegen (consilia ferre) könnle, vorläafig dasjenige zu verfQgen, 
was nach Massgabe tles Falles erforderlich sei, um den Vollbestand (Integritatera) 
und die Ruhe des Reiches sicher zu stellen, jedoch stets unbeschadet der Fest- 
setzoogen des XIV. Artikei'^.« 
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insbesondere den Tagesblättem vorgeworfen werde , sie hätten aber 
das Concordat sehr viel gelogen: was eine unbestreitbare Thatsache 
ist. Nun ist aber diese Stelle von Wort zu Wort dem verurtheil- 
ten Hirtenbriefe entnommen; ich habe mir nur erlaubt: »die öster- 
reiehischen Staatsgesetze vom 25. Mai 1. J.« mit »das Concordatc 
zu vertauschen und den Forderungen der Sprache gemäss der Näher- 
bestimmungen des Subjectes aus der vielfachen Zahl in die einfoche 
umzusetzen. Eben so wenig als die besagte Stelle in Folge .der 
von mir vorgenommenen Aenderung das Concordat der LügiB zeihet, 
richtet sie in ihrer unveränderten Fassung wider die Mai-<Oesetze 
den Vorwurf der Lüge, der übrigens nicht ein Mal einen vernunftit- 
gen Sinn hätte. Dennoch hat das k. k. Landesgericht von Linz 
der k. k. Staatsanwaltschaft beigestimmt; denn in der Begründung 
des Beschlusses , die Beschlagnahme des Hirtenbriefes wegen des 
darin enthaltenen Verbrechens der Stö^rung der öffentlichen Buhe zu 
bestätigen, behauptet es, dass die Gesetze vom 25. Mai »gleich im 
Eingange als Ausfluss der Lüge hingestellt werden.« Wenn es 
gestattet ist, den klaren Sinn der Worte in dieser Weise umzu- 
deuten, so gibt es nichts in menschlicher Bede Ausgedrücktes, das 
sich nicht nach Bedarf zum Verbrechen stempeln Hesse. 

Das k. k. Landesgericht hat sich aber hierauf nicht beschränkt, 
sondern beruft sich for das von ihm gefällte Urtheil auf Aeusserungen, 
die der Hirtenbrief wirklich enthält, aus denen aber ganz unberech- 
tigte Folgerungen gezogen werden. Ohne Zweifel spricht der Hirten- 
brief sich über die Verletzungen des Concordates, diie Trennung der 
Schule von der Kirche und die Civil-Ehe missbilligend aus; doch 
um hierin ein Verbrechen zu finden, müsste man sich die Grund- 
sätze aneignen, nach welchem die russische Begierung vorgeht, uud 
so ^it sind wir noch nicht gekommen; ein Bischof der in diesen 
drei Fragen einen andern Standtpunkt als den der Kirche einnähme, 
hätte die Verachtung Europa's zu erwarten und würde auch daheim 
mir von Solchen gepriesen werden , deren Lob für ihn der schärfste 
Tadel wäre. Aber werden denn durch zu Becht bestehende Staats- 
gesetze, wie sie immer beschaffen sein mögen, nicht auch den Bischö- 
fen Verbindlichkeiten auferlegt? Gewiss! Doch der Hirtenbrief 
enthält nichts , wodurch sie verletzt würden. Ich muss wieder auf 
eine Unterscheidung hinweisen« welche zu betonen ich schon mehr- 
mals genöthigt war, namentlich in dem Schreiben, das ich am 
1. März an Ew. Excellenz zu richten die Ehre hatte. Die Stimmen- 
mehrheit, welche man in den gesetzgebenden Körperschaften zu err 
langen weis, kann bewirken, dass die Gesetze, von welchen die bürger- 
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liehen Rechte und Bechtsverbindlichkeiten abhängen, eine eingrei* 
fende Veränderung erfahren , aber das Gesetz Gottes und seiner 
Kirche steht über den wechselnden Erfolgen politischer Parteien. 
Der Bischof hat das Staatsgesetz als die Richtschnur bürgerlicher 
Rechte und Reehtsverbindlichkeiten zu erkennen und die ihm anreiv 
trauten Gläubigen nothigen Falles hierüber zu belehren und sie an-^ 
zuweisen, sein Beispiel nachzuahmen; aber dass sie dadurch der 
Beobachtung des Gesetzes Gottes und der Kirche enthoben seien, 
darf er ihnen nicht sagen. Die österreichischen Bischöfe haben 
also die Katholiken zu ermahmen, bei Eingehung der Ehe den For-- 
deruDgen des Staatsgesetzes Genüge zu leisten, und dies thun sie 
nach wie vor dem 25. Mai; allein sie dürfen ihnen nicht verschwei- 
gen, dass damit noch nicht alles gethan sei, sondern auch die For*- 
derungen des Gesetzes Gottes und der Kirche erfüllt werden müssen. 
Mit dem bürgerlichen Gesetz kommen sie dadurch in gar keinen Zu- 
sammenstoss ; denn es gebietet ja den Katholiken nicht, bei Schliess- 
ung der Ehe ihre Gewissenspflichten zu missachten. Der von dem 
Landesgerichte verurtheilte Hirtenbrief fordert aber Niemanden 
auf, eine dem Staatsgesetze widerstreitende Ehe einzugehen; er 
mahnt nur von Verbindungen ab , welche vor Gott und dem Ge- 
wissen weder die Pflichten noch die sittlichen Befugnisse der Ehe 
mit sich bringen. In keinem Lande , wo der katholischen Religion 
auch nur die nothdürftigste Duldung gewährt wird , kann dies als 
verboten, geschweige denn als ein Verbrechen behandelt werden. 

In Betreff der Verfügungen über die Volksschule wird dem 
Bischof von Linz Schuld gegeben, er unterstelle der Regierung die 
Absicht, durch die Trennung der Schule von der Kirche die Jugend 
zu entchristlichen. Das ist aber in dem Hirtenbriefe nicht zu fin- 
den. Das Schulgesdg vom 25, Mai ist dem badischen nur oM- 
0U treu nachgebildet Dass die in Baden herrschende Partei die 
Absicht habe, das Programm der Loge durchztrfilhren und das Qe- 
schlecht der Zukunft dem Christenthum eu entfremden, kann für 
keinen Kundigen einem Zweifel unterliegen ; sie hat es nicht nur mit 
frecher Zuversicht angekündet, sondern bethätigt es auch in der Art 
und Weise , wie die Gesetze in Anwendung gebracht werden. Die 
Reden der badischen Aufklärer sind bei uns in Adressen und Leit- 
artikeln eifrig nachgeahmt, und mit den ihnen entsprechenden Wer- 
ken ist in Wien ein bedenklicher Anfang gemacht worden ; denn im 
Pädagogium predigt man den Lehrern die Grundsätze Diesterweg*s, 
deren erster die Unverträglichkeit des Christenthums und der Pä- 
dagogik behauptet. Dennoch bin ich weit entfernt, zu glauben, dass 
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AUe, welche znr Einfährang des Schulgesetzes mitwkten, es auf 
das Christenthum abgesehen hätten ; ich weis sehr wohl, wie Weni- 
gen die mögliche Tragweite der neuen Einrichtung klar war, und 
wie viel die Zwangslage wirkte, auf welche man in diesen und an- 
dern Dingen alle Schuld zu schieben pflegte. Auch hoflfe ich von 
der Regierung Sr. Majestät, sie werde in richtiger Würdigung der 
Bedürfnisse der Gesellschaft und der Wünsche des wahren Volkes 
nicht gestatten, dass man die Schule don Adepten des Unglaubens 
.preisgebe. Allein es ist unwidersprechlich, dass, wenn das Schulge- 
setz im Sinne der Junger Diesterweg's durchgefiihrt würde, es ganz 
gemacht wäre, die Jugend zu entchristlichen , und eben so gewiss 
ist , dass die Meister , an deren Munde die Wortführer des öster- 
reichischen Liberalismus hängen, den Zweck, das Christenthum aus 
der Schule und durch die Schule aus dem Leben zu verbannen, mit 
vollem Bewusstsein verfolgen. Sollte es verboten sein, hiervon Er- 
wähnung zu thun? Aber etwas, das die Ghrenze dieser unleugbaren 
Wahrheit überschritte , ist in» dem Hirtenbriefe des Bischofes von 
Linz nicht enthalten ; dass die österreichische Regierung die Absicht 
habe, die Jugenij^zu entchristlichen, ist darin nicht gesagt. Eben 
so wenig wird in demselben behauptet , die Regierung streite der 
Kirche jedes Recht, sogar das Recht, zu bestehen ab. Wenn die 
Kirche, nicht fähig ist , Rechte zu erwerben , so ist sie auch nicht 
fähig. Rechte zu besitzen; die Behauptung, dass die Staatsgewalt 
durch einen mit der ^Kirche geschlos(Senen Vertrag keine Rechtsverbind- 
lichkeit übernehme, kann also folgerichtig nicht aufgestellt werden, 
ohne dass man Jenen beipflichtet, welche von den Rechten der Kirche 
gar nichts wissen wollen. Doch im Drange des politischen Lebens 
wird es mit den letzten Voraussetzungen selten siehr genau genom- 
men, und so beklagenswerth der Eingriff in die geschlossene Ver- 
einbarungf ist, dass die Regierung der Kirche jedes Recht abstreite, 
geht daraus noch keineswegs hervor; doch es wird auch in dem 
Hirtenbriefe keineswegs behauptet. Dagegen ist es klar, dass, wenn 
Aeusserungen , wie dieser Hirtenbrief enthält, in Oesterreich Ver- 
brechen sein sollen, den Bischöfen die Freiheit, ihres heiligen Amtes 
zu walten, wenn nicht dem Rechte so doch der Thatsache nach ab- 
gesprochen wird. 

IHe Verworrenheit unserer Lage steigert sich mit jedem Monat. 
Wird die Partei, welche das Einschreiten wider den Bischof von 
lanz als eine Heldentibat begrüsst, Oesterreich retten? Nein! Sieht 
sie sich ausser Stand, ihre Herrschaft in weiterm Kreise zu behanp*- 
ten, so wird sie sogar hinter Leopold den Glorreichen bereitwillig 
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zorackgehen und sich mit Steiermark und dem Erzherzogthume be- 
gnügen, wofern sie nur nach ihrem Belieben und zu ihren Zwecken, 
schalten kann. Um so lebhafter bedauere ich die Angelegenheit, 
welche mir diese Erklärung zur Pflicht macht; denn sie gehört in 
die Beihe der Vorgänge, welche der Einigung aller Wohlgesinnten 
im Wege stehen, und dem Einsprüche wider den Fortbestand des 
Reiches einen Schein der Berechtigung verleihen. 

Ich ergreife übrigens diesen Anlass, um die vollkommenste 
Verehrung auszudrücken, womit ich verharre. 

Euer Excellenz ergebenster Diener 

J. 0. Card. Rauscher m., p. 

Wien, am 2. Julius 1869. 

Dem Oesterreichischen Volksfreund 1869 Nr. 177. entnehmen 
wir noch die folgende Notiz: 

Die vorstehende Zuschrift des Gardinais Bauscher an den Grafen 
Taaffe hat, vrie man der »Neuen Freien Presse« anscheinend oföciös 
mittheilte, seitens des Letzteren eine «»ebenso correcte als gebührende 
Antwort« erfahren. Graf Taaffe legte hierauf den Brief des Car- 
dinais sofort nach dessen Eintreffen dem Ministerr^the mit der Be- 
merkung vor, er halte eine Antwort. auf diese Epistel für überflüssig, 
da die in derselben berührte Affaire ausschliesslich Sache der Justiz- 
behörden sei. Der Ministerrath stimmte dieser Ansicht bei, und so 
wanderte das Bauscher'sche Schreiben in das Archiv des Minister- 
raths-Präsidiums, um daselbst mit zwei ähnlichen, gleichfalls un- 
beantwortet gebliebenen Episteln des Episcopats — einem Schreiben 
des Cardinais Bauscher an den früheren Minister-Präsidenten Fürsten 
Carlos Auersperg (vgl. Archiv XIX, 461 ff.) und einem Proteste des 
Episcopats vom 1. März 1869 gegen das Volksschulgesetz — für 
alle Ewigkeit zu ruhen. 

ni. Aus den Schwurgerichtsverhandlungeu theilen wir hier 
mit die 

Anhlageschrift 

Der Hirtenbrief beginnt mit dem Satze, dass noch nie die 
Schlange, d. i. der böse Geist, der Lügner von Anbeginn und der 
Vater der Lüge eine solche Schlauheit entwickelt habe, wie in un- 
seren Tagen, um die Gläubigen der christlichen Wahrheit zu ent- 
fremden , und sie zu den verderblichsten Irrthümern zu verleiten ; 
nach dieser einleitenden Bemerkung wird gesagt: 

»Vorzüglich aind es seit Monaten die österreichis^en Staats- 
gesetze vom 25. Mai 1868, an welchen die Lüge ihre ganze Kraft 
^probte 
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»Es Uit nicht auszusprechen, wie viel Irriges in dieser Hinsicht 
bereits von Einzelnen und von Versammlungen, in Wort und Schrift, 
namentlich in den Tages- Blättern behauptet , und wie vieler Men- 
schen Sinn durch solche Behauptungen bereits jämmerlich verderbt 
wurde.« . ' 

»So will ich euch denn über diese Gesetze die Wahrheit sa- 
gen. Ich will zu diesem Ende die folgenden zwei Fragen beantworten: 

1. »Welches ist der Inhalt jener Gesetze? 

2. >Wie haben katholische Christen in Betreff derselben zu 
denken und zu handeln?« 

Zur Beantwortung der ersten Frage werden nun die erwähnten 
Staatsgesetze mit den Bestimmungen des Concordats verglichen, und 
es wird dabei, in Beziehung auf das Schulgesetz vom 25. Mai 1868 
gesagt (Seite 4.): »Seine Majestät hatten sich verpflichtet, den 
Diöcesanschulenoberaufseher aus den vom Bischöfe vorgeschlagenen 
Männern zu ernennen;« und (Seite 5.):* 

»bei Gelegenheit des Concordatsabschlusses erhielt der heilige 
Stuhl von der österreichischen Regierung das Versprechen, dass die 
bestehenden Gesetze in Betreff der religiösen Kindererziehung in 
ihrer Geltung verbleiben werden.« 

Zur Beantwortung der zweiten Frage werden einige Grund- 
säzte angegeben, nach denen die Christgläubigen in Denken und 
Handeln in Betreff der Gesetze vom 25. Mai 1868 einrichten sollen. 

Der erste Grundsat/s lautet: »Das Concordat bleibt vor (jott 
und dem Gewissen in allen seinen Theilen in voller Kraft;« und 
wird dann gesagt: »Das Corcordat ist ein zweiseitig verbindlicher 
Vertrag, und ein solcher kann einseitig nicht aufgehoben werden. 
Versprechen macht halten — ein Mann ein Wort; — es isf merk- 
würdig, mit was für Gründen man den Concordatsbruch rechtfertigen 
wiU; man beruft sieh auf die Staatsgrundgesetze, deren Ausfluss sie 
seien, aber die Staatsgrundgesetze sind nicht etwas vom Himmel 
Gefallenes , sondern ein Menschenwerk , das wie jedes andere Men- 
schenwerk nach der höchsten Norm , dem Gesetze Gottes zu 
beurtheilen ist; man beruft sich auf die in Oesterreich eingetretene 
Verfassungsänderung, aber der Kaiser konnte den von ihm berufenen 
Theilnehmern an der Gesetzgebuugsgewalt keine andere Macht er- 
theilen, als Er selbst hatte; — alle Gründe, die zur Bechtfertigung 
des Coneordatsbruches angefahrt w^den^ dienen in der Wirklichkeit 
nur zur Verstärkung des Beweises, dass der Bruch sidi nicht recht- 
fertigen lasse; hinter allen diesen Beden steckt eigentli<^h der Ge- 
danke: die Kirdie hat überhaupt kein Becht, auch k^n Becht nur 
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2U existiren^ aber man wagt es nicht, solches geradezu auszuspre* 
chen.« (S. 6.) 

Bei dem zweiten Orundsatze : »Die göttlichen Wahrheiten nnd 
Gesetze bleiben ohne Ausnahme in Kraft« —, wird gestagt: Jedes 
menschliche Gesetz bekömmt seine innere Sanction oder Weihe nur 
dadurch, dass es der Ausdruck des göttlichen Willens ist; es ist als 
solcher anzuerkennen, so lange der Widerspruch mit demselben nicht 
offen vorliegt; wo aber solcher offen vorliegt, entbehrt es der ver- 
bindenden Erafk, und kömmt die apostolische Begel in Anwendung : 
Man muss Gott mehr gehorchen als den Menschen.« (S. 7.) 

Dem dritten Grmidsatze: »Auch die Lehren, der Kirche, die 
nicht geradezu Glaubenslehren sind und die Gesetze der Kirche blei- 
ben in voller Kraft,« wird die Belehrung beigefügt, »die sogenannte 
Civilehe ist schon wegen des Hindernisses der Heimlichkeit, weil sie 
nämlich nicht vor dem Pfan-er eingegangen wird, ungültig, also 
teiue Ehe und ein pures Concubinat (wilde Ehe), daher ein ganz 
unsittliches Verhältniss, und, wie der hieilige Vater in der gedachten 
Allocution sagt, etwas ganz Verwerfliches. Ein solches Concubinat 
ist um so verwerflicher, als es sich mit dem ehrwürdigen Namen 
der Ehe zu brüsten wagt Möge daher kein Christgläubiger je ein« 
Civilehe eingehen! — Die Civilehe ist etwas so Abscheuliches, und 
die in ihr Lebenden sind öffentliche Sünder in einem solchen Grade, 
dass ihr, wenn sie vorkommen sollte, mit kirchlichen Strafen entge- 
gengetreten werden müsste.« (S. 9.) 

Dann wird bezüglich der Friedhöfe gesagt: »Zu den kirch- 
lichen Gesetzen, die hier in Betracht kommen, gehört auch jenes, 
kraft dessen der Kirche das Becht über den katholischen Fried- 
hof zu verfügen zukömmt. Der Friedhof ist ja eine von ihr ge- 
weihte Stätte für die Leichname ihrer Gläubigen, welche da der 
Auferstehung harren. Daher liat nur sie zu bestimmen , wer und 
von wem dort zu begraben sei. Dass Verfügungen über den Fried- 
hof, welche auf Gesundheitsrücksichten und Bauvorschriften beruhen, 
«der Staatsgewalt zukommen, ist dabei ausser Zweifel. Uebrigens 
hat die Kirche, namentlich in der Kirchenprovinz Wien, selbst da- 
für gesorgt, dass die Gebote der Humanität hinsichtlich des Begräb- 
nisses der Andersgläubigen volle Beachtung finden.« (S. 9.) 

. Bezüglich des Schulgesetzes wird hei dem vierten Orundsatze: 
»Die natürlichen Ansprüche der Kirche auf die Volksschule bleiben 
in voller Kraft,« — gesagt: »Was der Liberalismus mit der Tren- 
nung der Schale von der Kirdie beabsichtige, haben die Bischöfe 
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in ihrer Adresse an deir Kaiser gesagt: er beabsichtigt die Ent- 
christlichung der Jugend.« (S. 10.) 

Nach» der Ausführung des fünften OrundscU^es, lautend: »Die 
Pflicht der Ehrftn-cht und Treue gegen den Kaiser bleibt in voller 
Kraft,« — schliesst der Hirtenbrief mit einer Ermahnung zur Stand- 
haftigkeit im Glauben und in der Anhänglichkeit ati die Kirche. 
(S. 11 und 120 

In den eben hervorgehobenen Stellen zur Ausfahrung der Grund- 
sätze unter 1-— 4. wird 

ad 1. in Bezug auf die den Satzungen des Goncordats entge- 
genstehenden Bestimmungen der neuen Gesetze über die Ehe, die 
Schule und die interconfessionellen Verhältnisse, der kaiserlichen 
üsterreichischen Regierung der Bruch des Goneordates , als eines 
zweiseitigen, vor Gott und dem Gewissen in allen seinen Theilen in 
voller Kraft aufrecht zu erhaltenden Vertrages, zum Vorwurfe ge- 
macht; es wird den Gründen, womit der Concordatsbruch gerecht- 
fertiget wurde, der Gnmdgedanke unterschoben, dass die Kirche 
überhaupt k^n Recht, ja nicht einmal d^s Becht, auch nur zu be- 
stehen, habe; es werden 

ad 2. jene Gesetze als dem gOttUcben Willen widersprechend, 
und daher aller verbindlichen Kraft entbehrend, bezeichnet; 

ad 3. wird dem Ehegesetze in Betreff der Civilehe die Ten- 
denz der Begünstigung ganst unsittlicher Verhältnisse unterlegt, und 
wird der gesetzlichen Bestimmung in Beziehung auf Begräbnisse 
entgegengetreten ; 

ad 4. wird dem Schulgesetze, die Tendenz der Entchristlichung 
der Jugend unterlegt; diese Stellen des Hirtenbriefes enthalten so- 
mit Beschuldigungen, Vorwurfe und Verdächtigungen gegen die ge- 
setzgebende Gewalt, deren Verbreitung durclf den Druck und durch 
die angeordnete Verkündung von der Kanzel in unverkennbarer 
Weise geeignet wäre, zur Verachtung wider die Regierungsform und 
die gesetzgebende Gewalt, deren oberster Factor Se. Majestät der 
Kaiser ist, mithin gegen die Staatsverwaltung aufzureizen, und zum 
Ungehorsam, Widerstand und zur Auflehnung gegen jene Gesetze 
zu verleiten. Es begründet daher der in Rede stehende Hiiiienbrief 
den objectiven Thatbestand des Verbrechens der Störung der öflent- 
lichen Ruhe nach §. 65. lit. a. und b. St-G.-B. und es ist daratif 
die oben erwähnte Bestimmung des Strafgesetzes gemäss §. 28. des 
Pressgesetzes vom 17. December 1862 anzuwenden, weil die in Rede 
stehende strafbare Handlung durch den Inhalt einer Druckschrift 
begangen wurde. 
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DiesrfaUs ist der Hoch würdigste Herr Bischof Franz Joseph 
Kttdigier verantwortlich, weil er den Hirtenbrief erlassen and dessen 
Drucklegung veranlasst hat, was er in seiner Beschwerdeschrift vom 
2. October v. J. (Nr. J. 10) zugestand. §§. 135 und UO —1 
St. P. 0. 

Bei dieser Verantwortlichkeit ist ausser dem objectiven That- 
bestande auch die Frage, ob der Hirtenbrief in der im §. 65. a. und b. 
St.-G.-B. vorgesehenen bösen Absicht erlassen und zum Drucke ge- 
leitet wurde, — also die Frage der subjectiven Zurechnungen — vom 
wesentlichen Belange. 

Der Herr Bischof hat leider es mit seiner Hirtenpflicfat als 
nicht vereinbar angesehen, über die Absicht, in welchen er allen 
Gläubigen seines Bisthums die in dem Hirtenbriefe niedergelegten 
Belehrungen und Weisungen ertheilte, g^enüber dem weltliche 
Gerichte nähere Aufklärung zu geben, hat sieh geweigert, die in 
dieser Biebtung von dem Herrn Untersuchungsrichter bei der ein- 
geleiteten mündlichen Vernehmung an ihn geetellten Fragen zu be- 
antworten, und beharrte auf dieser Weigerung auch dann noch, 
nachdem ihn der Untersuchungsrichter aufmerksam gemacht hatte, 
dass er sich dadurch möglicher Weise etwaiger Vertheidigongsgründe 
berauben könne. 

Auch die in der Beschwerdeschrift des Hochwnrdigsten Herrn 
Bischotes vom 2. October v. J. (Nr. J. 10) enthaltenen Mittheilungen 
geben über die fragliche Absicht keine nähere Aufklärung. 

Es ist daher in Erwägung zu nehmen, welche Absicht der 
Hirtenbrief aus seinem Inhalte erkennen lässt. 

Der Hirtenbri^ erklärt in der Eingangdsprache es als seinen 
Zweck, den Gläubigen über die österreichischen Staatsgesetee vom 
25. Mai 1868, betreffend die Ehe , Schule und interconfessionellen 
Verhältnisse, die Wahrheit zu sagen, sie zu belehren, welches der 
Inhalt dieser Gesetze ist, und wie katholische Christen in Betr^ 
derselben zu denken und zu handeln haben ; dieser Aufgabe ist er 
in seineu Ausführungen durchgehends getreu geblieben. 

Es geht daraus unzweifelhaft die Absicht hervor, es sollen alle 
— dieser Erklärung folgenden Auseinandersetzungen , Belehrungen, 
Mahnungen und Weisungen, sowie die dabei geradezu aufgestellten 
und nebenb^ erwähnten Grundsätze , als auf die Staatsgesetze vom 
25. Mai 1868 und auf keinen anderen Gegenstand bezugnehmend 
aufgefasst und verstanden werden. 

Diese Folgerung fuhrt notbwendig zur weiteren Folgerung, dass 
1. wenn auch in der Stelle des Hirtenbriefes bezüglich des Concor* 
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datsbracbes (Seite 6) der dort behauptete Grundgedanke: »Die 
Kirche ' hat überhaupt km Becht, auch kein Recht nur zu exi- 
stiren, aber man wagt es nicht , solches gerade auszusprechen, c 
— mcht ausdrücklich der Staatsverwaltung, der gesetzgebenden 
Gewalt, bezüglich der Staatsgesetsse vom 25. Mai 1868 unter-^ 
schoben wird ; 

2. wenn auch in der Stelle des Hirtenbriefes, betreffend die Civil- 
> ehe (Seite 9) nicht ausdrücklich der Staatsverwaltung bezüglich 

des Staatsgesetzes vom 25. Mai 1868, womit die eventuelle Ehe- 
schliessung vor der weltlichen Behörde gestattet wird, die Ten- 
denz der Begünstigung ganz unsittlicher Verhältnisse unter- 
legt wird; 

3. wenn auch in der Stellung des Hirtenbriefes bezüglich der Tren^ 
nung der Schule von der Kirche (Seite 10) nicht ausdräcklich 
gesagt wird, dass dem Schulgesetze vom 25. Mai 1868 die Ten- 
denz der Entchristlichung der Jugend zu Grunde liege, und 
eine solche Tendenz ausdrücklich nicht der Staatsverwaltung 
sondern dem Liberalismus unterlegt wird ; — dennoch die in 
diesen Stellen des Hirtenbriefes enthaltenen Beschuldigungen 
und Verdächtigungen nur im Hinblicke auf die Staatsgesetze 
vom 25. Mai 1868 und gegen die gesetzgebende Gewalt, welche 
diese Gesetze geschaffen hat, ausgebracht wurden. 

Liberalen Anschauungen und Partei- Ansichten , in wie weit 
solche bereits in Staatsgesetzen Ausdruck gefunden haben , können 
bei Besprechung dieser Ges^ge einer abfillligen, verdächtigen Kritik 
nicht unterzogen werdra, ohne dass dadurch zugleich die betreffen- 
den Gesetze und die gesetzgebende Gewalt herabgewürdiget er- 
scheinen; daher kann die von dem Hochwürdigsten Herrn Bischöfe 
in seiner Beschwerdeschrifk vom 2. October v. J. vorgebrachte Ein- 
wendung, dass seine Auslassungen im Hirtenbriefe bezüglich der 
Trennung der Schule von der Kirche und der Civilehe nicht gegen 
die Begierung , sondern gegen Partei- Ansichten und gegen Libe- 
ralismus gerichtet seien, als stichhaltig nicht zur Geldung gebracht 
werden. •^ 

Als weitere Folgerung ergibt sich, dass auch (S. 7) die Regel : 
»Man muss Gott mehr gehorchen, als den Menschen,« — eben im 
Hinblicke auf die Staatsgesetze vom 25. Mai 1868 zur Anwendung 
empfohlen werden. 

Der Vorwurf des Concordatsbruches (S. 6) ist geradezu gegen 
die Gesetzgebungs-Gewalt gerichtet, so wie die diesem Vorwurfe bei- 
gefiigte Behauptung, »dass Se. Majestät der Kaiser den von ihm 
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berufenen Theilnehmem an der Gesetzgebung keine andere Macht 
erheilen konnte, als Er selbst h^tte«« gegen die Staats-- Begierungs- 
form, welche diese Organe der Gesetzgebung bedingt, gerichtet er- 
scheint. Bezüglich des (S. 9) aufgestellten Satzes: 

>Nur die Kirche habe zu bestimmen, wer und von wem in den 
katholischen Friedhöfen zu begraben sei,« kann wohl kein Zweifel 
obwalten , dass derselbe den in dem Artikel 12 des Gesetzes vom 
25. Mai 1868, betreffend die intereonfessionellen Verhftltnisse der 
Staatsbürger in Beziehung auf Begräbnisse, enthaltenen Bestimmungen 
entgegengesetzt werden wollte. ., 

Alle hervorgehobenen Stellen des Hirtenbriefes lassen, sowohl 
an und für sich als auch im Zusammenhange des Hirtenbriefes be- 
teachtet, erkennen, dass damit beabsichtiget und angestrebt werde, 
der Bevölkerung Missachtung gegen die Mai-Gesetze ^zuflössen, 
derselben glauben zu machen, dass diese Gesetze aller verbindenden 
Kraft entbehren, sie zum Ungehorsam, Widerstand und zur Auf- 
lehnung gegen diese Gesetze anzueifern und zu verleiten, sowie zur 
Verachtung wider die Begierungsform und Staatsverwaltung aufzu- 
reizen ; die den Mai-Gesetzen entgegentretenden Erklärungen werden 
ja den Gläubigen als Bichtschur für ihr Denken und Handeln gegen- 
über diesen Gesetzen hingestellt. 

Die Annahme des nach §§. 1 und 65 a und b St.-G.-B. er- 
forderlichen bösen Vorsatzes erscheint daher gerechtfertigt, und zwar 
auch im Sinne des §. 268 St. P. 0.^ 

Es lässt sich nicht annehmen, dass der Hochwürdigste Herrn 
Bischof bei Verfassung des Hirtenbriefes und bei Veranlassung des 
Druckes desselben sich in einem Irrthume befand, der das Strafbare 
in dem Inhalte nicht erkennen Hess; da es keinem österreichischen 
Staatsbürger freistehen kann, zur Verachtung wider die Beligions- 
form und Staatsverwaltung aufzureizen, und zum Ungehorsam, Wider* 
stand und zur Auflehnung gegen die Gesetze anzueifern und zu ver- 
leiten. Es handelt sich im vorliegenden Falle nicht darum, den 
Hochwürdigsten Herrn Bischof als Lehrer des christlichen Glaubens 
und als kirchliches Oberhaupt seines Sprengeis wegen der Lehren, 
die er im Hirtenbriefe in Ausübung seines Hirtenamtes über Gegen- 
stände des christlichen Glaubens und über Grundsätze und Dogmen 
der katholischen Kirche ertheilt, vor einem weltlichen Gerichte zur 
Verantwortung zu ziehen. 

Der Anlass zum strafgerichtlichen Verfahren beginnt vielmehr 
erst jort, wo die Qrenae der ObjeeHmtat der Belehrung wnd des 
geistlichen Berufes überschritten , wo das Staatsgesetz zum Anlass 
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der Verdächtigung und zur Herabwürdigung der gesetzgebenden Ge- 
walt genommen, die gesetzgebenden Faetoren verderblicher Tendenzen 
beschuldigt, das erlassene Staätsgesetz als ein Ausfluss irreligiöser 
Anschauungen und sittlich verwerflicher Grundsätze dargestellt, und 
hiedurch nicht nur die gesetzgebenden Faetoren, sondern auch die 
Staats- und B^gierungsform selbst, welche die Organe der Gesetz- 
gebung bedingt, in der öflfentlichen Meinung der Vertrauenswürdig- 
keit beraubt und den Staatsgesetzen die Achtung und der Gehorsam 
versagt werden. 

Auf Grund der im Vorstehenden erwähnten objectiven und 
subjectiven Momente erbebt die Staatsanwaltschaft, gemäss §. 10 
des Gesetzes vom 9. März 1869 (betreffend die Einfuhrung von 
Schwurgerichten für die durch den Inhalt einer Druckschrift verüb- 
ten Verbrechen und Vergehen), hiemit gegen den Hen*n Bischof 
Franz Joseph Budigier die Anklage wegen des Verbrechens der Stö- 
rung der öffentlichen Buhe nach §. 28 des Pressgesetzes vom 
17. December 1862 und nach §. 65 Ut a und h des Strafgesetzes 
vom 27. Mai 1852, strafbar nach §. 65 dieses Strafgesetzes. 

IV. Bei der Schtvurgerichtsverhandlung wurde die vorste^ 

hende Anklageschrift verlesen, hierauf der Hirtenbrief^) selbst und 

sodann folgende Besehwerd^ohrifi des Bischofs van Lina vom 2, Octo- 

her 1868 gegen die Beschlagnahme und Zuständigkeit des Gerichts. 

HochliAliches h k, Landesgericht. 

In dem am 26. v. M. mir zugestellten Beschlüsse ddo 25. 
ejusdem Z. 6728 Str. hat das Hochlöbliche k. k. Landesgericht sich 
zur Amtshandlung in strafrechtlicher Beziehung gegen mich wegen 
des durch die mit Beschlag belegte Durckschrifk vom 7. September 
1868 in objectiver Beziehung als vorliegend erkannten Verbrechens 
der Störung der öffentlichen Buhe als zuständig erklärt. 

Ich sehe mich verpflichtet, gegen diesen Bdschluss Beschwefde 
zu erheben und solche hiemit dem Hochlöblichen k. k. Landesgerichte 
zu überreichen, indem ich dieselbe mit folgendem 

hegrü/nde. 

Das Hochlöbliche k. k. Landesgericht erkennet selbst an, dass 
es nicht zuständig wäre, wenn der zvoeite Absatz des Artikels XIV. 
des Concordates (»In den Verfügungen dieses Artikels sind fene 
Bechtsfälle, über welche das Concilium von Trient in der vierund- 
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flirteiibriere fliittheilte. 
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zwanzigsten Sitzung cap. 5. de ref. verordnet hat, keineswegs ein« 
begriffen; för Behandlung derselben werden der heilige Vater und 
Se. kaiserliche Majestät, so es nöthig sein sollte, Vorsorge treffen.«) 
noch in Kraft bestünde. 

Während aber das Hochlöbliche k. k. Landesgericht behauptet, 
derselbe s^ durch neuere Gesetze ausser Kraft gesetzt worden, muss 
ich mich mit aller Entschiedenheit ftr den aufrechten ^fortbestand 
der Gesetzeskraft desselben aussprechen. Denn 

a. das Goncordat ist nicht nur Gesetz , sondern auch Vertrag, und 
zwar ein zweiseitig verbindender Vertrag. Ein solcher kann 
einseitig nicht aufgehoben werden, und der Grundsatz: Lex 
posterior derogat priori, hat hier lediglich keine Anwendung. 

b. Der heilige Vater als der eine von den vertragmachenden Thei* 
len hat in der AUocution vom 22. Juni 1868 gegen alle Be« 
Stimmungen der österreichischen Gesetzgebung, die im Wider-- 
Spruche gegen das Goncordat sind, feierlich protestirt , und ein 
Gleiches hat in seiner Weise der österreichische Episcopat ge- 
than. Ich wurde mir bei meiner persönlichen üeberzeugung, 
dass das ganae Goncordat vor Gott und dem Gewissen rechtlich 
fortbestehe, eine schwere Verantwortung vor dem Bichterstuble 
meines Gewissens, aber auch eine eben so schwere vor dem 
Bichterstuble der Kirche, insbesondere ihres Oberhauptes, zu- 
ziehen, wenn ich irgend einen Punkt des Concordates als ausser 
Kraft gesetzt, betrachten würde. 

c. Selbst diejenigen, welche im Goncordate nur ein Gesetz erblicken 
und dasselbe hassen, erkennen in grosser, meines iSrachtens weit 
überwiegender Anzahl an, dass der fragliche Absatz noch in 
voller Gesetzeskraft bestehe; deswegen und nur deswegen drin* 
gen die liberalsten Journale, dann solche Gemeinderäthe und 
andere Versammlungen in Adressen und Petitionen fortwährend 
auf Abschaffung desselben, und freuen sich gerade gegenwärtig 
der durch die Zeitungen gehenden Nachricht, dass im hohen 
Justizministerium eine Gesetzvorlage über Abschaffung desselben 
vorbereitet werde; was abgeschafft ist, braucht aber nicht erst 
abgeschafft zu werden. Wenn die eben erwähnte Nachricht auf 
Wahrheit beruht, so ist es ein Beweis, dass auch die hohe 
Staatsregierung den bisher unveränderten Bestand dieser Ge<- 
setzesstelle anninamt. 

d. Hiernach ist es ziemlich gleichgültig, wie der von dem Hoch- 
löbhchen k. k. Landesgerichte beigebrachte Beweis für die Mei- 
nung, die fragliche Stelle des Concordates besteh« nicht mehr 
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zu Recht, widerlegt werde, da sie jedenfalls nicht richtig sein 
kann. Vielleicht liegt eine Widerlegung in Folgendem: 

Bei jenen Gesetzen, durch welche die Gesetzgebung alle frü- 
heren entgegenstehenden Gesetze einfach beseitiget wissen wollte, 
hat siö dieses ausdrücklich beigefügt, so z. B. bei dem Vereinsge- 
setze vom 15. November 1867, so bei dem Schulgesetze vom 25. Mai 
1868 (§. 14.), und bei dem Gesetze von interconfessionellen Ver- 
hältnissen vom 25. Mai 1868 (Art. 16.). Wenn diese Clausel bei 
den Staatsgrundgesetzen, auf welche sich das Hochlöbliche k. k. Lan- 
desgericht beruft, nicht beigefügt wird, so hat die Gesetzgebung 
hiemit gezeigt, dass bei diesen Gesetzen nicht sofort alle früheren 
mit ihnen in Widerspruch stehenden, bis dahin gältigen Gesetze und 
Anordnungen ausser Kraft gesetzt werden wollten. Die Weglassung 
dieser Clausel bei den gedachten Staatsgrundgesetzen ist gewiss nicht 
ohne guten Vorbedacht und ohne Absicht geschehen, wie es z. B. 
in den von dem Hochlöblichen k. k. Landesgerichte angefahrten 
Staatsgrundgesetze vom 21. December 1867 Nr. 142. Art. 17. er- 
sichtlich ist, durch welchen nicht sofort die gesammte frühere Un- 
terrichtsgesetzgebung ausser Kraft gesetzt wurde, eben so bei Art. 19. 
u. s. w. Dasselbe ist auch aus dem ebenfalls von dem Hochlöblichen 
k. k. Landesgerichte angeführten Staatsgrundgesetze über die rich- 
terliche Gewalt ersichtlich, wo es z. B. Art. 10. heisst: »die Ver- 
handlungen sind in Civil- und Strafrechtsangelegenheiten mündlich 
und öffentlich;« x^irt. 11. Bei den mit schweren Strafen bedrohten 
Verbrechen . . . wie bei den durch den Inhalt einer Druckschrift 
verübten Verbrechen und Vergehen entscheiden Geschworne u. s. w. 

So wie ich aber die Competenz des Hochlöbl. k. k. Landes- 
gerichtes, über meinen Hirtenbrief in der beantragten Weise zu 
richten, vom Standpunkte des Concordates in Abrede stellen muss, 
so muss ich es auch vom zllgememen StandpunJde der kirchlichen 
Verfassung. Vor und neben und nach einem Concordate, also ohne 
jegliche Kücksicht auf ein solches, sind die Bischöfe, in Unterord- 
nung Imter den heiligen Vater, Lehrer des christliehen Glaubens und 
der christlichen Sitte, und zwar ganz unabhängig von jedem welt- 
lichen Gerichte. Zu den Apostdn hat der göttliche Stifter der 
Kirche gesagt: Geht hinaus in die ganze Welt, prediget das Evan- 
gelium etc. Wenn was immer für eine weltliche Behörde den 
Bischof hieran hindert, so handelt sie antichristlich, und wenn ein 
weltliches Gesetz ihn hindert, so ist es antichristlich. Gegen einen 
etwaigen Missbrauch der bischöflichen Gewalt kann die weltliche 
Behörde bei dem Oberhaupte der Kirche oder einer andern, von die- 
sem bevollmächtigten kirchlichen Behörde einschreiten. In meinem 
Hirtenbriefe ist £e Rede z. B. über den sacramentalischen Charakter 
der Ehe, über den Werth oder Unwerth der Civilehe vom christ- 
lichen Standpunkte u. s. w. Ich kann nie zugeben, dass ein welt- 
liches Gericht, und wäre es auch das beste, ein Urtheil über einen 
dergleichen kirchlichen Lehrvortrag ausspreche. Cuique suum. 

Bei aller Hochachtung far das Hochlöbl. k. k. Landesgericht 
muss ich daher mit aller Bücksicht auf das Concordat und mit Bück- 
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sieht auf die allgemeine, göttliche Eirchenverfassung, fest erklären, 
dass ich «die Competenz desselben in der fraglichen Angelegenheit 
meines Hirtenbriefes nicht anerkenne, und daher zur Voruntersuchung, 
wenn eine solche angeordnet werden sollte, nicht erscheinen werde. 
Will hingegen das Hochlöbl. k. k. Landesgericht über diesen Hirten- 
brief das im Artikel XIV. des Concordates vorgesehene Verfahren 
yeranlassen, so unterwerfe ich mich im Voraus bereitwilligst dem 
hiernach ergehenden ürtheile. 

Bevor ein solches competentes ürtheil ergeht, halte ich für 
gewiss, dass keine einzige der Anklagen gegründet ist, welche das 
Hochlöbl. k. k. Landesgericht in dem Erkenntnisse vom 18. y. M. 
Z. 6513. [im Archiv XXII, 168 f.] gegen meinen^ Hirtenbrief erhoben. 

Diese Anklagen sind, um darüber nicht in Weise der Verthei- 
digung, sondern nur freundlicher Mittheilung etwas zu sagen, von 
:5weierlei Art: in der einen wird als Verbrechen bezeichnet, was 
g^P^^md wahr ist, in der andern wird als Verbrechen bezeichnet, 
was in dem Hirtenbriefe gar nicht enthalten ist 

Zu der ersten Ciasse gehören die in dem gedachten Ürtheile 
gleich Anfangs vorkommenden Anklagen, nämlich, dass gesagt vmrde: 
Se. Majestät haben sich verpflichtet, den Diöcesanschulen* Oberauf- 
seher aus den vom Bischöfe vorgeschlagenen Männern zu ernennen: 
bei Gelegenheit des Concordats-Abschlusses habe der heilige Stuhl 
von der österreichischen Begierung das Versprechen erhalten, dass 
die bestehenden Gesetze in Betreff der religiösen Eindererziehung in 
ihrer Geltung verbleiben werden; ein Mann, ein Wort; Versprechen 
macht halten; der Kaiser habe den von Ihm berufenen Theilnehmem 
an der Gesetzgebungsgewalt keine andere Macht ertheilen können, 
als Er selbst hatte. Das sind lauter theils historisch richtige, etwa 
wohl auch dem Hochlöbl. k. k. Landesgerichte bekannte, jedenfalls 
leicht erweisbare Thatsachen, theils Grundsätze, die endlich auch 
nicht dem geringsten Zweifel unterliegen und gewiss in tausend 
Fällen vom Hochlöbl. Landesgerichte selbst als massgebend angese- 
hen werden. Bemerken muss ich nur, dass diese Thatsachen und 
Grundsätze im Hirtenbriefe nicht so neben einander gestellt sind, 
sondern zerstreut vork(mimen: diese Zusammenstellung wäre etwas 
bedenklich in Bezug auf die schuldige Ehrfurcht gegen die geheiligte 
Person Sr. Majestät. 

In diese Classe gehört auch die Anklage, dass ich gesagt, 
hinter allen zur Bechtfertigung des Goncordatsbruches angeführten 
Gründen stecke der Gedanke: die Kirche hat überhaupt keinjlecht, 
auch kein Becht, nur zu existiren. 

Die »Neue Freie Presse,« der in Oesterreich mächtigste Factor 
der sechsten Grossmacht, der Tagespresse, hat am Weihnachtstage 
1866 das ganze Ghristenthum einfach als »Mährchen« verspottet; 
den gleichen Unglauben trägt sie vielfaltig zur Schau; von ebenso 
vollkommen irrSigiöser Gesinnung sind andere Tagesblätter; und 
gerade diese antichristlichen, grossentbeils reformjüdischen Tages- 
blätter, wie sie alle heissen mögen, sind es fortwährend gewesen 
und sind es noch, die den Concordatsbrucb mit jeder Art von Läge 
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und Sophisterei zu rechtfertigen sachten und suchen, und das gute 
Volk in Irrthum führten ; kannte ich daher nicht mit Becht obige 
Behauptung aufstellen? Alles, was s<mst zur Bechtfertigung des 
Goncordatsbmches geschah, ist nichts im Vergleiche zu dem, was 
die Tagespresse leistete, und wenn auch hie und da ein rechtglän* 
biger Mann sich die Behauptungen der Tagespresse unyorsichtiger 
Weise aneignete, so steckte hinter den Behauptungen selbst inmier- 
hin dieser Öedanke, wenn er dem Behauptenden auch sehr fern lag. 

In diese Gategorie fällt ferner die Anklage, dass ich gesagt, 
nur die Kirche habe zu bestimmen , wer und von wem im katho- 
lischen Friedhofe zu begraben sei. Das liegt im BegriiF des katho- 
lischen Friedhofes, und ich muss daran festhalten. Wenn das Gesetz 
die Bestattung verschiedener Confessionsverwandten auf einem Fried- 
hofe verordnet, so gibt es vor demselben eben keinen streng con- 
fessionellen, also keinen eigentlich katholischen Friedhof mehr, son- 
dern nur Gommunalfriedhöfe, und die Anklage wird gegenstanddos. 
Ich bin weit entfernt, eine solche Anordnung des Gesetzes gut zu 
heissen — allein ich habe mich über dieselbe nicht ausgesprochen, 
Dass in Betreff des Begräbnisses der Andersgläubigen in der Praxis 
nicht leicht ein Gonflict herauskommen kann, wenn man ihn nicht 
leichtsinnig oder muthwiUig herbeifohrt , habe ich dadurch ange- 
deutet, dass ich erklärte, die Kirche, zumal die Eirchenprovinz Wien, 
sei durch ihre eigenen Gesetze den Forderungen der Humanität hin^ 
sichtlich dieses Begräbnisses vollkommen gerecht geworden. 

Hieher gehört femer die Anklage, dass ich sage, es werde 
' durch die Trennung der Schule von der Kirche die Entchristlichung 
der Jugend beabsichtiget. Ich bin, wie ich in anderen Hirtenbriefen 
dem christlichen Volke gesagt habe, natfirlich weit entfinmt, jedem 
Einzelnen, der sich far diese Trennung ausspricht, solche Absicht 
zuzumuthen: aber dass es di^ Absicht der Partei, die nach dieser 
Trennung i-uft, im Grossen und Ganzen, bes<»ider8 der Parteifahrer 
sei, ist mir unzweifelhaft. Statt eines andern Beweises — es liesse 
sich sehr viel sagen — führe ich die Worte der fünfundzwanzig 
Bischöfe an, die sie diesfalls in der Adresse an Se. Majestät vom 
28. September 1867 aussprachen: »Bei den Klagen, welche man 
über die besteh^den Einrichtungen der Volksschule erhebt, handelt 
es sich nicht um Va4>esserung des Unterrichtes. Wer dies nicht 
wfisste, musste ein Fremdling sein in der Geschichte des Tages, und 

ferade von jenen Stimmen, die am lautesten schallen, gar keine 
[enntniss genommen haben. Es sind die Grundsätze der Beligion 
und der Sittlichkeit, auf die man es abgesehen hat. Die Schule soll 
zur Propaganda des Unglaubens umgestaltet werden; das ist die 
Hauptsache« < 

In ganz vorzüglicher Weise gehört jedoch in diese Gategorie 
die Anklage, dass. ich erkläre, die Civilehe sei ein ganz unsittlicheis 
Verhältniss. 

Hochlöbliches Landesgericht I In dem Augenblicke, als ich er- 
kläre, die Givilehe sei ein sittliches Vorhältniss, höre ich auf, efai 
katholmher Bischof, oder auch nur ein katholischer Christ zu sein. 
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So wahr und so wichtig ist di6 angefochtene Behauptang. Ich er* 
laube mir auf die Begründung d^selbeu hinzudeuten, die im Hirten^ 
Briefe selbst enthalteu ist, wohl auch auf das allgemeine kathdische 
Bewusstsein, insbesondere aber atff die oft wiederholten Aossprilche 
des heiligen Vat^, des obeüstea Lehrers in det Kirche, dessen Wort 
.för den katholischen Christen, y(Mn Sdiulkinde an bis zum Bischöfe 
bmattf, maasgebexid ist Der heilige Vate!r bezeichnete bekannter 
A^asseu die Civilehe als ein ganz unsittliches Yerhältniss in der 
AUocution vom 22. Juni gegen die bedauerlii^en Maigesetze; hatte 
sie aber immer so, nämlich als Concubinat, meistens mit einem sehr 
scharfen Epitiieton, bezeichnet, .t. B* in den Allocutionen vom 17. De- 
cember 1860, vom 27. September. 18&2 und vom 29. October 1866, 
sowie im Schreiben vom 9. September • 1852 an König Victor Ema- 
nuel und unter Andern in einem öffentlich bekannt geworden Schrei- 
ben, dessen er ontj^r dem 30. April d. J. meine Person gewürdiget hat. 

Ni(^ht nur' in der oben erwähnten Adresse an Se. Majestät 
haben die Bischöfe Oesterreichs die Civilehe als Concubinat gebrand-^ 
markt, sondern auch in ihren Hirteabriefeü an den Klerus und au 
das.yplk, so viele ihrer solche wegen der erwarteten, beziehungs-e 
weise im Mai erschienenen Gesetze, erliessen —* und erlasseh haben 
^che fast oder gar alle« IJnd 9ie konnten es ungeahndet vor lind 
nfich^.dem 25. Mui thun, wie auch ich es noch un4er dem 12. Juni 
* d« J. in einem Erlasse an den Klerus ungeahndet that — und nun 
ist es auf einmal Verbrechen, wenn man sie als ein unsittliches Yer- 
hftl^s bezeichnet! 

Es ist diefes. Vorgehen des , Hochlöblichen k. k. Landesgerichies 
um so aufiallender, als das Staatsgeaetz die Civüehe weder ein sitt- 
liches Verhaltpiss nennt, noch impliclte durch Gestattung als solches. 
erklärter Man kann eine Sache sds ein geringeres üebel gestatten, 
wenn sie auch ein Uebel id m^eren Augen bleibt ; es gibt Fürsten, 
welche das Bordell gestatteuj obwohl sie die Acte der Fleischeslust, 
die dort geübt werden, mit Abscheu verwerfen, weil sie es for ein 
g^ingeres, Uebel ansehe^, als den Zustand, -der ohne solches zu be- 
i^rcjiten wäre : die Kirche gestattet die gemischte Ehe auch ohne 
Qar^nüe für katholische Kindererziehuag, obwohl sie dieselbe als: 
un^laubt erklärt, weil sie^ solehe für ^in geringeres Uebel ansieht, 
als das aus der absoluten Verweigerung zu besorgende. 
- ', Das : scheint auch in der That iev Si^wadpunkt zu sein, von 
welcbeip wenigstens dermalen in Frankreich, dem Mutterlande der 
Civilehei diese betrachtet wird. Ich habe in meinem Hirtenbriefe 
eine Stelle ap^ dem, yom gegenwärtigen Er^bischofe von Paris her- 
ausgegebenen Volkskateehismus fi^r die Pariser Diöcese angefühtl, in 
welcher die Civilehe als vor Gott ungültig , und der Zustand der 
Fersoneyn^ die in ihr' leben, als Zustand der schweren Sünde beeeich- 
net \i^ri. Dem Pariser Katechismus sind die der anderen fransiö- 
sischen Diöcesen in diesem Punkte ganz gleich. — Es hindert gar' 
nidits ,' dem österreiohjsQben (jesetze die Anschauung beizumessen, 
d^ die Civilehe nur ein nialnm minus sei , 2umal von einar »För^ 
cbnivngf derselben, wie äsi^, landesgei^chtlich^ Urtheil meint, nirgends^ 
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sondern immer uur von Gestattung ders^ben durch das Qes^ta-die 
Bede ist * / ♦ 

Um nun auf die zweite €ategorie der Anklage zu koinmefl, 
so wird vor Allem gesagt, das» gleich im Eingange des Hirte&bdrfes 
die Q^esetzo vom 25. ]i£ti als an Ausfiuss der Lüge hingestellt wer^- 
den. Tausend Zeitungen werfen mir fortwährend daiiselbe vor. Die 
beste Widerlegung wäre die Veröffentlichung des Passus , wie er 
lautet, aber sie ist leider ' nicht gelstattet. Ich woUte diese OiBsetae 
nicht als Ausöuss der Lüge bezeichnen, und habe sie nid^t bexf&idme^. 
Ein sehr erleuchteter, und der deutschen Sprache im hohem Orade 
kundiger Eirchenfürst, dem ich eine Abschrift des Hirtenbrief^ fi^t^ 
theilte, sobald mir der Ai^tand bekannt geworden, weichet an -det 
von der Lüge sprechenden Stelle genommen wurde, schrieb mhr 4iesaf- 
falls: »Pur jeden aufmerksamen und des Deutschen kundigen Leser 
ist es vollkommen klar, dass .die Bezeichnung der Lüge sich nicht 
auf die beklag^swerthen Mai^Gesetze bezieht; zum Uebetflusse wird 
der Sinn noch durch das Nadifolgende erl&uteri.« Ich habe di^Be 
Stelle vielen Grossen und Gelehrten, unter ihnen Bischöien, ißnikb^tt 
und Präsidenten in Wien, und anderswo vorgelesei;! , und nicht eift 
einziger hat den Sinn darin gefunden, den das faochl6bIiohe Landes- 
gericht fand. Die Bezeichnung als Lüge bezieht sich ^ffevMr aiif 
das, was den Maigesetzen nachfolgte^ auf ihre Yerherrliohutig durek 
Zeitungen, Adressen, Reden, in welcher V^herrlichung die Lüge 
durch Fälschung von Thatsachen und Behauptung irüger Orundsäu^ 
ihre Macht erprobt. Das Präses : »erprobt,« die Worte : »in dieser 
Hinsicht« — das Wort »bereits« und »wachsende Gefahr,« wodurch 
da^ Lügenwerk als ein fortgehendes , nicht als ein abgeschlossenes 
bezeichnet wird, und das Wort »seit Monaten,« da doch die Gesetze 
selbst das Erzeugniss jahrelanger Action waren , und Anderes 
lässt auch nicht den mindestmi Zweifel übrig, dass nicht die Gesetze, 
sondern die an diese Gesetze sich anknüpfenden oder darauf grfolg- 
ten Dinge es waren, die ich als Ausfluss der Lüge bezeichnete. Ich 
kann auch fragen, ob dieser oder andere meiner Hirtenbriefe irgend 
einen Anlass bieten, um mir zuzumuth^, dass ich eines so rohen 
Ausfalles nur fähig wäre. 

In diese zweite Categorie gehört ferner die Anklage, ich hätte 
gesagt, dass diese Gesetze dem göttlichen Willen widersprechen, dasS 
sie daher aller verbindenden Kraft entbehren, und (in Bezug auf sfo) 
die apostolische Begel in Anwendung komme , dass man Gott mehf 
gehorchen muss als den Menschen. Das habe ich Alles nicht g^ 
sagt, und ich konnte es in dieser Allgemeinheit von den gedachten 
Gesetzen auch gar nicht sagen , weil in diesen Gesetzen manc^ 
Punkte sind, gegen die ich gar nichts einzuwenden habe. Ich habe mar 
allgememe Grundsätze aufgestellt und die in Frage kontm^d^ Ver-^ 
hältnisse damit verglichen , über die Gesetze selbst aber ein bestimm- 
tes Urtheil nicht ausgesprochen. Man wird auch in der That wenig 
oder nichts eigentlich Böses finden, was darin den Gläubigen geboten, 
und wenig oder nichts Gutes, was darin den Gläubigen — mindestes 
in erster Linie verbotep wäre, so dass biebei die Regel, man taSmk 
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QoU mehr als den Menschen gehorchen^ eine nur sebr geringe oder 
keine Anwendung finden kann. Ich sage: in erster Linie oder nn- 
mittelbar; denn wenn z. B. einmal eine Ciyilehe eingegangen ist, 
so b^ehlt das Gesetz das Bdse nnd yerbietet das Gate ; es befiehlt 
den so Verbondenen das Zusammenleben und yerbietet ihnen das 
' Auseinandergehen, während das christliche Sittengesetz ihnen, die 
yor Gott nicht Ehegatten sind, das Beisammenleben yerbietet, und 
das Auseinandergehen gebietet ; es betrachtet die Ehe, die ein Ciyfl- 
ehegatte mit einer andern Person eingeht, als Bigamie, während sie 
nach dem christlichen Sittengesetze eine wahre Ehe wäre u. s. w. 
Kurz dieses einzige Gesetz fiber die Ciyilehe ist, wenn einmal yon der 
Gest^tung Gebrauch gemacht wurde, geeignet, die Airchtbarsten 
Verheerungen in das sittliche Leben der Gesellschaft zu bringen. 
Ebenso sage ich, man finde in diesen Gesetzen nichts oder &st nichts 
dgentlich Böses, was den Gläubigen geboten wäre; hingegen wenn 
den ChruMsbehSrden aufgetragen wird, die Jurisdiction in Ehesachen 
auszuüben, die nach der Lehre der katholischen Kirche nur dem 
kircblicben Richter zusteht, so verhält sidi die Sache in dieser Be* 
Ziehung allerdings anders. Doch in all' diese Details bin ich in 
dem EQrtenbriefe nicht eingegangen, und es ist daher die Anklage, 
dass ich die Maigesetze ab dem göttlichen Willen widersprediend 
nnd aller yerbindenden Kraft entbehrend erklärt habe, yollkommen 
ungegrfindet und oflenbar um so ungegründeter, als ich die Gläu- 
bijBfen aufgefordert habe, mit allen gesetzlichen Mitteln dahin zu 
wkken, dass die grossen Folgen des Tages im Sinne der christlichen 
Ordnung ^elöset werden. 

Enduch werde ich beschuldiget, gesagt zu haben, dass die Be- 

Störung und Staatsverwaltung es sei, welcher ich so unehrenhafte 
»weggrunde und Absichten unterstelle, wie die Absicht der Ent- 
ehrisüichim^ der Jugend und der Förderung ganz unsittlicher Yer* 
hftltnisse, wie der G^anke, die Kirche habe überhaupt kein Recht, 
auch kein Becht zu existiren , und wie der Vorwurf, die Begierung 
verletze den göttlichen Willen. 

Auch diese Anklage ist yollkommen ungegründet, ich habe der 
Begierung weder direct noch indirect solche unehrenhafte Absichten 
unforsteUt. Hinsichtlich der Entchristlichung der Jugend habe ich 
vielmehr ausdrücklich gesagt , der Liberalismus sei es , der sie 
beabsichtige , Liberalismus und Begierung sind aber doch nicht 
identisch. Hinsichtlich der Givilehe etc. habe ich von Absichtai gar 
nicht gesprochen. Der Umstand allein, dass »die Begierung diese 
Gesetze geschaffen habe,« ist, abgesehen davon, dass diese Behauptung 
nur halb wahr ist, jedenfalls kein Beweis, dass ich der Begierung 
die Beabsichiigung aller der Uebel zugeschrieben habe, die in den 
Gesetzen liegen; sonst hört jede, auch die bescheidenste Kritik der 
Gesetze auf, und ist es unmöglich auf Abänderung der Gesetze auch 
mit den gesetzlichsten Mitteln hinzustreben; wäre aber das yer- 
nünflag? oder constitutionell? Und wohin käme es unter solchen 
Anschauungen bei dem Hochlöblichen Landesgerichte selbst mit der 
Unterscheidung zwischen objectiver und subjectiver Schuld? Tau« 
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sendmal liegt in einem Gesetze viel Böses, während der Gesetzgeber 
nur Gutes intendirte. Somit 

1. erkläre ich wiederholt, dass ich die Competenz zum strafrecht- 
lichen Vorgehen gegen mich wegen des Hirtenbriefes vom 7. v. 
M., die sich das Hochlöbliche k. k, Landesgericht zuerkannt hat, 
nicht anerkenne, und 

2. ich verlange, dass Hochdasselbe, wenn es nicht auf das im Ar- 
tikel XIV. des Concordates bezeichnete Verfahren hinwirken 
will, meinen Hirtenbrief frei gebe, und mich nicht länger an 
der Ausübung des durch göttliche Anordnung und auch durch 
Artikel III. des Concordates garantirten Rechtes des freien Ver- 
kehres mit dem Volke meiner Diöcese verhindere. 

Linz, den 2. October 1868. 
(L. S.) Franjsf Joseph Rtidigier m. p. 

Bischof von Linz. 

V. Hierauf folgte die Verlesung der im Archiv ^XXII^ 171 ff. 
bereits mitgetheilten Entscheidungen des Ober-Landesgeriehtes vom 
17. October 1868, wodurch der Beschluss des Linzer Landesgerichtes 
gegen die Berufung des hochwürdigsten Bischofs aufreclit erhalten 
wurde , sowie des Obersten Gerichtshofes, ddo. 20. Jänner 1869 ge- 
^en die weitere ausserordentliche Berufung. 

VI. Von Interesse ist das VemehmungsprotokoU vom 5. Jtmi 
1869, dessen Verlesung nun folgte. An diesem Tage war bekannt- 
lich JBichof Budigier zur informativen Vernehmung mit Gewalt vor- 
gefahrt wordien. Auf die Frage um die Generalien ertheilte er keine 
Antwort, um die Specialien befragt, erklärte er, bei aller Hochach- 
tung vor dem Gerichte demselben nicht Rede stehen zu können, vor 
dem competenten Richter werde er sich gern vertheidigen. 

VII. Nach einer kurzen Pause begann nun der Staatsanwalt 
Eisner das Plaidoyer. Er erklärte, dass er eine peinliche Aufgabe 
vor sich gehabt habe, aber er folge seiner gesetzlichen Pflicht. Er 
wiederholte im VTesentüchen die Punkte der Anklage, nahm aber 
den ersten Punkt vom Ausfluss der Lüge zurück und anerkannte 
andererseits die gute Endabsicht des Bischofs. 

Vni. Der dem Bischof vom Gerichte von Amtswegen hestelUe 
Vertheidiger Dr. von Kissling, begrüsste die Geschworenen als die 
ersten Strahlen eines neu anbrechenden Tages. Er habe keinen Ge- 
schworenen abgelehnt. Es sei nicht die Frage, ob die katholische 
oder besser ultramontane Richtung berechtigt sei oder nicht, ob sie 
besser oder schlechter als eine andere, es handelt sich blos darum, 
ob es jeder Partei in Oesterreich frei steht, ihre ehrliche Meinung 
offen auszusprechen, durch die Presse auszusprechen, frei reden zu 
können. Heute ist Gehorsam was morgen Ungehorsam ist. Redner 
erklärte weiter, wenn das Strafgesetzbuch umgearbeitet wäre, so 
stünde der §. 65. nicht darin. Minister Dr. Herbst hätte gesagt: 
Ich möchte nicht ein Geschworener sein, der nach §. 65. urtheilen 
soll. — Nicht die Thatfrage, sondern die Schuldfrage sei massgebend. 

Der Hirtenbrief sei nicht im Mai, nicht im Juni, sondern im 
September, er sei nicht unmittelbar nach den Gesetzen, sondern erst 
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gekommeu, als die Presse die verschiedensteB Auslegungen über die 
Staatsgrundgesetze gebracht. — Der Bischof wäre ein pflichtver- 
gessener Mann, wenn er nicht so gehandelt hätte. In seiner Be- 
sprechung mit dem hochwürdigsten Herrn Bischöfe habe ihm der- 
selbe gesagt, 2^Hen*, wenn ich nicht sage, was ich als nicht katholisch 
halte, so müsste ich aufhören, Bischof zu seiuy und raüsste eher 
Holzspalter werden. Ich bin nicht dazu da, um in einer schönen 
Carosse zu fahren , eine schöne Wohnung zu haben , sondern ich 
muss, wenn ich wo etwas Unrechtes finde, mich entschieden dagegen 
aussprechen. € 

Der Eatholicismus habe leider den Standpunkt, dass er immer 
mit dem Staate in Conflict komme, das könne sich geben in Folge 
einer Beform, an der wir Laien mitarbeiten würden, aber jetzt könne 
derselbe nicht Gegenstand einer gerichtlichen Verfolgung sein. 

Der Vertheidiger ging hierauf zur Besprechung der incrimi- 
nirten Stellen über und verwies darauf, dasö nach Erscheinen der 
Gesetze die Presse es ausgesprochen habe, dass man mit dem Schul- 
gesetze nicht zufrieden sei, weil die Geistlichkeit noch zu viel Ein- 
fluss habe , ferner , dass die obligatorische Civilehe eingeführt werden 
solle; man wollte den Keichsrath bewegen, noch weiter neue Ge- 
setze in dieser Bichtung zu schaffen. Es wurde nicht gesagt, das| 
der Vertrag (Concordat) in böser Absicht gebrochen wurde. Wenn 
aber der Eine oder der Andere nicht sagen dürfe^ dass nach seiner 
Ansicht ein Bruch (einer Verfassung u. s. w,) begangen wordeftj 
dann dürftest wir überhaupt keine Kritik üben. 

In der ^Presse^ sn im Jänner 1867 mit Beeug auf das vom 
Kaiser unterzeichnete Patent der Einberufung des ausserordentlichen 
Beichsrathes gesagt worden, tver an dem ausserordentlichen Beichsr 
rcUhe theihiehmen ivürde, würde sich der Mitschuld an dem Ver- 
fassungsbrüche theilhaftig machen. Der Mann., der Gleiches gesagt 
habe, sei Minister Dr. GisJcra; was dem erlaubt sei, was dieser 
Partei erlaubt sei, dürfe auch ein Anderer sagen. Man nenne auch 
das Concordat ein unglückseliges Gesetz, obsdion es wenigstens noch 
zum Theile bestehe; Niemand sei deshalb wegen Aufreizung ange- 
klagt worden. — Einer unserer ersten Juristen habe erklärt, dass 
durch Art. 2. der Staatsgrundgesetze noch keine Aenderung des Con- 
cordates vorgenommen worden. 

Der Grundsatz : Man müsse Gott mehr gehorchen, als den Men- 
schen, sei der Satz jeder positiven Eeligion, ja jeder Moralphiloaoph 
stelle das Sittengesetz als das höchste Gesetz hin. 

Wir ständen dem Katholicismuns gegenüber, der den Grund- 
satz hat, dass das, was in Bom dictirt wird, massgebend sei; er 
wünsche, dass wir diesen Standpunkt aufhöben; von deutscher Seite 
aus aber gegenwärtig bestehe er noch, möge man ihn fortspielen 
lassen und den, der ihn fortspiele, nicht als Verbrecher behandeln. 
Mit Bezug auf den dritten Grundsatz: »Die Civilehe ist ein unsitt- 
liches Verhältuiss,« verwies Redner darauf, dass man auch andere 
Gesetze als unsittlich bezeichnet habe, so z. B. sei eben jetzt in 
Linz ein Verein im Entstehen, der den Satz an die Spitze stelle, 


f 


Rede des Yerftbeidigers^ '— Fragen «n die Gesebworenen. ^^ 


■ 

die Todesstrafe sei iiusittlich, eine Behauptung, die Mi&ister Berger 
selbst öffentlich vertheidigt habe. In der Warnung vor der Civil- 
ehe liege dojb keine Aufreizung. • 

In Betreff der Volksschulen betonte der Vertheidiger, dass der 
Zustand, der wohl nicht von der liberalen, sondern von der demo^ 
cratischen Partei . angestrebt werde, wirklich der sei, den der Bischof 
bekämpfe. In Genf %^i es ausgesprochen worden, man müsse die Be* 
ligion nicht blos aus der Schule, sondern auch aus der Gesellschaft 
vertreiben. Dagegen aufzutreten, entspreche der Ueberzeugung voa 
^1 Millionen. Uebrigens sei der Hirtenbrief gleichlautend mit andern, 
'j die unbeanstandet blieben. Der Vertheidiger citirte u, A, ein Pastoral- 

1 schreiben des Cardinal Bauscher vom Juni 1868, welches dem incrimi- 

nirte Hirtenbrief ziemlich gleichlautende Stellen enthalte. Weiter 
l)erief sich .Redner darauf, dass der Staatsanwalt selbst erklärt habe, 
if dass der Bischof in der besten Absicht gehandelt habe. , (Sensation 

^ im Auditorium.) 

Es circulirten die gehässigsten Gerüchte über den hoch würdig- 
sten Bischof, besonders über seine Hpffart (wegen seines Nichterschei'- 
nens) ; die Geschwornen möchten sich an diese Gerüchte nicht kehren ; 
der Bischof selbst habe ihm gesagt, es koste ihm ein grosses Opfer als 
Verbrecher angeklagt zu sein und nicht erscheinen zu können. Der 
Schluss des Hirtenbriefes erscheine als die beste Vertheidigung. Kufe 
man Sturm, reize man zum Widerstände, wenn man sage, die Pflicht 
der Ehrfurcht und Treue gegen den Kaiser bleibe unverändert; wenn 
man lehre Gut und Blut för den Kaiser zu opfern. Möchten die Gie- 
schworenen nicht der Zeitströmung nachgeben und jetzt, weil die 
Kirche weniger angenehm sei, die Gelegenheit benützen, dem Bischöfe 
eines zu versetzen, um vielleicht die ultramontane Partei abzuschrecken. 
Nicht die Abschreckungstheorie solle hier gelten. Man solle die 
ultramontane Partei auf dem Boden der freien Idee bekämpfen, den 
Liberalen aber rufe er zu: Zeigen wir denen, die nait Chassepot 
und Fallbeil vorgehen, dass wir ihnen in deutschen Geiste mit den 
Waffen der Freiheit entgegenstehen. Im Namen der Pressfr^heit, 
des freien Wortes, der freien Idee sollten die Geschworenen ein 
Nichtschuldig sprechen. 

IX. Es folgte eine Beplik des Staatsanwalts, dann wieder änc 
Eeplik des Vertheidigers , dann nochmals eine Erwiderung des 
Ersteren ,- worauf der Vertheidiger nochmals entgegnete. Um Va^ 
Uhr wurde die Sitzung bis 5 Uhr unterbrochen. 

Beim Wiederbeginn derselben wurden den Geschworenen durch 
den Schriftführer die Fragen verlesen, es waren nicht weniger als Nmn: 
1. Ist mit Rücksicht auf das vorliegende Hirten schreiben, ins- 
besondere die darin enthaltene Besprechung der Maigesetze der 
Bischof Rudigier schuldig in einem Druckwerke zur Verachtung gegen 
die Regierungsform aufzureizen versucht zu haben? 2. zur Verach- 
tung gegen die Staatsanwaltung aufzureizen versucht zu haben? 3. 
zum Ungehorsam gegen die Gesetze vom 25. Mai angeeifert zu haben? 
4. zum Ungehorsam u, s. w. verleitet zu haben ? 5. zur Auflehnung 
u. s. w. angeeifert? 6. zur Auflehnung zu verleiten gesucht zu haben? 
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7. zum Widerstände u. s. w« angeeifert za hab^n? 8. zum Wider- 
stände XL s. w. zu verleiten gesucht za haben? -^ Im Falle obige 
Fraeen mit »Ja« beantwortet werden ist 9« die Ausführung der ver- 
brecherischen Handlung nur wegen erfolgter Beschlagnahme des 
Druckwerkes unterblieben? 

Nach IVastündigerBerathung um V2S ^^^ Ahends erklärte der 
Obmann der Geschworenen Dr. Krenn^ dass die Geschworenen folgende 
Antworten geben: Ad Frage 1. Ja, mit Stinuneneinhelligkeit. 2. Ja^ 
mit 11 gegen 1 Stinmie. 3. Nein. 4. Ja. 5. Nein. 6. Ja. 7. 
Nein. 8. Ja und 9. Ja. — (3 bis 9 mit Stimmeneinhelligkeii) 

X. Der Staatsantcalt ergriff erregt das Wort zur Stellung 
der Schlussanträge. Durch die Bejahung der yorgelegten Fragen 
sei der Angeklagte des Verbrechens der Störung der öffentlichen 
Buhe im Versuche schuldig erklärt, hierauf stehe im Gesetze die 
Strafe des schweren Kerkers von 1 — 5 Jahren ; erschwerend sei der 
Umstand, dass das Verbrechen in mehrfacher Beziehung begangen 
worden, mildernd sei die ünbescholdenheit des Angeklagten und der 
Eifer für die kirchliche Sache, daher beantrage der Staatsanwalt 
ausserordentliche Milderung, Abkürzung der Strafzeit und Umwand- 
lung des schweren Elsrkers in einfachen Kerker; er beantrage ein- 
fachen Kerker in der Dauer von 6 Monaten. 

Der Vertheidiger erhob sich gleichfalls in grosser Bewegung: 
es ^be noch viele andere Milderungsgründe, der Hirtenbrief sei ge- 
schrieben in einer Zeit von grosser Aufregung, wo von keiner Seite 
Mass gehalten worden; es sei da eine begreifliche Aufregung von 
Seite eines Mannes, der sich einer höheren Mission bewusst sei. Zu 
beobachten sei auch die unglückselige Stellung der Bischöfe gegenüber 
Som aus Schuld jener Männer, welche conciliatorisch vorgehen woll- 
ten, statt gründlich dem Concordate ein Ende zu machen. Nicht 
bloss tadellos sei das Vorleben des Verurtheilten, sondern ein wahr- 
haft reines und unbeflecktes, wie selbst seine Gegner zugestehen 
mttssten, der Bischof sei ebenso wohlthätig als patriotisch, und habe 
das vielfach bewiesen. Er möge irren, aber dann irret er in bester 
Absicht, gewiss sei er schon schwer genug getroffen durch das Ur- 
theil der Geschworenen. •— Der Gerichtshof zog sich um 8 Uhr 
auf eine halbe Stunde zur UrtheilsfäUung zurück. 

Der Gerichtshof fällte nach 74stündiger Berathung folgendes 
Urtheil: Der hochwürdigste Bischof Budigier ist des versuchten 
Verbrechens der Störung der öffentlichen Buhe schuldig erkannt^ 
und zum Kerker in der Dauer von 14 Tagen und Ersatz der Kosten 
verurtheilt, der Hirtenbrief ist zu vernichten. 

XI. Als Geschworene fungirten*) die Herren Häfele, Karl, k. 
k. Gymnasialprofessor; Braumann, Friedrich, jub. städt. Beamter; 


1) Der Gesebworene Herr Franz Schopper, Zeogfabrikant in Linz, worde 
wegen Ausbleibens zn 50 Golden Strafe vemrtbeilt Er batte sieb geweigert als 
Gescbworener zu füngireo, »weil er nicbt wage Ober sebien eigenen Biscbof und 
dessen Hirtenscbreiben vor Geriebt ein Urtbeil abzugeben, insbesondere bei einem 
Gericbte, welcbes sein Biscbof flkr sieb als niebt zustftndig erkl&rt babe.c 
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Knappe, Lorenz, Posameniirer; Erenn, Franz, Dr. Advocatusd Gon- 
cipient; Karl Füllinger, Kaufmann; Nebinger, G. F., Kaufmann; 
Frühstück, Joseph, Kaufmann; Seiffai^, Franz, Optiker; Hofstädter, 
August, Apotheker; Kaindl, Joseph, Weissgerber ;, Kirehmaier, Frie- 
drich, Kaufmann; Krebs, Franz, Sattler. Ersatzmann war Herr' 
Ehrentlitzberger, Sigmund, Kaufmann. 

Am Gerichtstische sass das Dreirichter -Gollegium: Präsident 
B. von Gzemy als Obmann, Landesgerichtsrath Acbleitna*, Landes- 
gerichisorath Dr. Hermer. Ersatzrichter war Landesgerichtsrath Eisel 
von Eiseisburg, Schriftfahrer: Auscultant Bitter von Qrünburg. 

Der hochwürdigste Bischof war auf ^ie Vorladung nicht er- 
schienen; die Verhandlung fand nach §. 55. des Gesetzes vom 
9. Mai 1869 über das Verfahren bei .Schwurgerichtsverhandlungen 
in Abwesenheit des Bischofs statt. 

Xn. Als der Vertheidiger den Linzer Magistrat ersucht hatte 
auf dem Linzer Stadthause eine Petition nm Begnadigung zur Un- 
terschrift aufzulegen, hatte der Magistrat 4ies zurückgewiesen. 

Am Tage nach der Verurtheilung des Bischofs erfolgte aber 
bereits ein kaiserliches Handschreiben, durch welches die über den 
Bischof verhängte Strafe und deren Bechtsfolgen allergnädigst nach- 
gesehen wurden ^). Der Bischof wies die Begnadigung nicht zurück, 
wie liberale Blätter anfangs berichteten, sondern dankte dem Kaiser 
zuerst schriftlich (was auch vom Linzer Domcapitel geschah) und 
sodann auch persönlich in einer langen Audienz von dreiviertel 
Stunden beim Kaiser, nach welcher er auch dem Beiehskanzler Gra- 
fen Beust einen langen Besuch abstattete. 

Am 19. Juli reichte der Bischof von Linz übrigens dem Ober- 
sten Gerichtshofe eine Nichtigkeitsbeschwerde gegen das ürtheil des 
Geschworenengerichtes ein. Ueber diese Nichtigkeitsbeschwerde sollte 
am 20. August 1869 vor dem Obersten Gerichtshofe verhandelt 
werden. Der Bischof zog dieselbe jedoch zurück, weil Viele in der Em^ 
reichmtg derselben eine Anerkennung der Competene des Oesehwamefir 
gerichtes von Seiten des Bischofs erblicken woUten. 

Oesterreich. 

I. CuU.'Ministeriälerlass vom 28. Juni 1869, Z. 5705., 

an den Landesprftsidenten fOr Schlesien, 

(aus Aniass eines specielleo Falles,) 

in Betreff der Abhaltung von ReligionsprQfüngen an den Volksschulen. 

<Pvblioirt in Nr. 7. des Verord.-BL f, den Dienstbereich des Min. f. Cultas nnd Unter- 
richt, Verordnung Nr. 60.) 

Der Beligionsunterricht bildet anch nach den neuen Gesetzen 
einen Bestandtheil des Gesammtnnterrichtes an der Yolksschiile ; bei 
den diesen Gesammtunterricht nm&ssenden Prüfungen ist daher auch 
Religion zu prüfen, und es darf jedenfaUs kein Zweifel darüber bleiben, 


1) Liberale BIfitter berichteten (aach die Allg. Zeitung), nach dem österr. 
Strafgesetzbuch $. 26. hAtte der Bischof von Linz in Folge seiner Verartheilung 
das Bisthum verlieren müssen. Aber diese Behauptung ist unrichtig, well wie der 
Volksflreund Nr. 161. bemerkte, Jener Paragraph durch ein kaiserliches Handschrei- 
ben längst ausdrQcklich aa%ehoben ist. 


^8 OesterF. Min.nEr}. 7. Augost 1S69; GeistL Hafli von WeKgeisti.Und Begotaren. 

dass da, wo dieses. nicht geschieht, die Begierungsorgane diese Uii- 
terlassong nidit rerschuldet haben. 

Andererseits Weibt es der Kirche unbenommen, sich jederzeit 
durch ihre Organe voir dem Gange des Religionsunterrichtes in der- 
Schule zu überzeugen. Wenn aber kirchliche Organe in demonstra- 
tiver Weise eine Religionsprüfnng ausserhalb der Schule und mit 
Umgehung der ScTiulbehörden abhalten wollen , so machen sie aus 
derselben einen rein kirchlichen Act , an welchem der Lehrer sieh 
nicht zu betheiligen hat, an welchem theilzunehmen die Kinder von 
Seite der Schule nicht verhalten werden können und dessen Resul- 
tate auf. das Sehulzeugniss keinen Einfluss üben können. 

2. Erla^s des Ministers für Gultus und Unterricht , der Minister 

des Innern und der Justiz vom 7. August 1869^ 
betreffend die auf Anordnung ihrer geistiiclien Obern in Hart befindlichen Welt- 
geistlichen und Regulareh. 

Der Grundsatz, welcher in der Verordnung des Ministers für 
Cultus und Unterricht vom 7. Juni 1869 [im Archvix XXU,, 160] 
betreflend den Vollzug bischöflicher Erkenntnisse , welche auf Ein- 
schliessung eines Priesters in eine geistliche Corrections*-Anstalt 
lauten, ausgesprochen ist, findet auch auf sämmüiehe Regularen bei-- 
derlei Geschlechts Anwendung, so dass keine einer regulären Com- 
munität angehörige Person, welche aus was immer für einer Ursache 
auf Anordnung der betreffenden Obern ' in Haft gehalten ist, wider 
ihren Willen darin zurückgehalten werden kann. Da jedoch auch 
gegenüber jenen Personen des Weltpriesters- und Ordensstandes, 
welche sich der über sie von ihren Obern verhängten Haft freiwillig 
unterziehen, die Bücksichten der Menschlichkeit und Gesundheits- 
pflege nicht ausser Acht gelassen werden dürfen, sind dem Minister 
für Cultus und Untemcht Verzeichnisse der in freiwilliger Haft 
thatsächlich sich befindenden Weltpriester und Eegularen mit An-r 
gäbe des Namens, der Zeit, seit wann die Haft dauert, der Zeit, auf 
wie lange sie verhängt wurde , der Beschaffenheit des Haft-Locals 
in Beziehung auf Grösse, Licht, Luft und Einrichtung, dann der 
Verpflegung ungesäumt vorzulegen und künftig bei neu eintretenden 
Fällen sofort zu ergänzen. SoUteti- die Bischöfe es nicht übernehmen, 
solche Verzeichnisse bezüglich des Säcular- und Kegular-Klerus ihrer 
Diöcese anzulegen und mit ausreichenden Garantieen für die Voll- 
ständigkeit derselben und die Richtigkeit aller darin enthaltenen 
Angaben den Länderchefs zu übermachen, so haben die Bezirkshaupt- 
männer die erwähnten Verzeichnisse, sofern sie die Weltpriester be- 
troffen, selbst anzufertigen, hinsichtlich der Regularen aber sie den 
Vorständen def einzelnen Convente und Congregationen unmittelbar 
abzufordern, eingehend zu prüfen und zu verificiren und ehethunlichst 
vorzulegen. Diese Verordnung ist jedem in einen religiösen Orden 
oder eine solche Congregation neu eintretenden Mitgliede vor Able- 
gung der Gelübde mitzutheilen und der Nachweis hierüber in jedem 
einzelnen Falle dem Landeschef vorzulegen. — Die gegenwärtige 
Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Wirksamkeit. 

Hasner, GisJora. Herbst. 
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litteratliry 

1. Die canonisehen Handschriften der BiUiothehen 1. der k. h 
Umversitäi^ 2, des . Böhmischen Mmeunis, 3. des Fürsten Geor0 
Lohkowits^ 4. des Mdropolitan-Oapitds von 8t, Veit in Prag^ 
Beschrieben von Dr. Fr, Sc^hulte^ orä. Prof. etc. Präg. Verlag 
der höhnt. Gesellschaft der Wissenschaften. Drude von Ed^ 
Gregr. 1668. 115 8. 4. Mit 3 Tafeln Schr^tprobou . 

Es ist (Mes ein Separatabdruck aus den Abbandlnnge]]; der 
böhmischen Gesellschaft der Wissenschaften VI. Folge 2. Bd. Pro-% 
fessor Schulte hat sich in den letzten Jahren viel mit händschrift--; 
liehen Studien zur Quellen- und Literaturgeschichte des canonisehen 
Rechts beschäftigt Die hier wieder vorliegenden Studien besehrri- 
ben unter 293 Nummern Handschriften, welche theils (unt«r Nr. 
I— XXVIII. S. 14—24.) Quellensammlungen und theils (untw Nr. 
XXIX-r-ßCXCIIIi S. 25-1150 schriftstellerische Werke enthalten. 
Ein vorausgeschicktes alphabetisches Inhaltsverzeichniss zählt den 
reichen Inhalt auf. Unter den Quellenwerken sind namentlich drei. 
Codices zu erwähnen, welche grössere Theile der Pseudoisidoriana 
enthalten, und erheblich von den Classen derselben, die Hinsohius 
in seiner Ausgabe (vergl. Archiv X, 472.) unterschied, abweichen 
(S. 15 — 20.)i Unter den schriftstellerischen Werken ist besonder» 
interessant eine (S. 87—98.) näher beschriebene, von Baymund von 
Pennaforte benutzte Verarbeitung jener Materien, welche für den 
Beichtvater von besonderer Bedeutung sind, und deren Abfassung in 
die Regierungszeit des Papstes Honorius HI., aber vor 1226 fällt, 
wo die compil. V. publicirt wurde. Das Werk handelt in .drei 
Theilen: I. de decimis^ et votö et redemtione voti;'^II. de sponsa- 
libus et matrimonio, de ordine, de irregularitatibus, de bat>tismo, 
deconfirmatione, de consecratione ecclesiäe, de eucharistia, de cele-^ 
bratione missae,"de pöenitentia, de unctione extrema; III. de symo-i 
nia, de judaeis, de ' haereticis, de apostätis, de homicidis, de torn 
ueamentis, de adulteriis, de raptoribus, de incendiariis^ de usurariis, 
de furtis, de excommunicatione. Schulte gibt eine Anieahl charak- 
teristischer Mitth^ilungen des Inhalts. Ferner gibt er (S. 98— 104.) 
Kunde von zwei Arbeiten Kaymund's von Pennaforte, nämlich einer 
der frühesten von Bom erlassenen Instructionen über dubia €ong(ci- 
entiae (die S. 98—102. glänz abgedruckt ist) und einer Zusammen-^ 
Stellung aHer für das forum internutn besonders wichtigen Stellen, 
der GregorianischiBn Decretalensammlüng. Ueber frühere Quellen^^ 
Studien Schulte's ist bereits im Archiv XVIII, 402.; .XX, 463 ft. 
berichtet. Eis erschienen von ihm weiter : ' . 

2. Decretistarum jurisprudenticte specimen. E libro Gi)ttwieensi 
'■ 88 (181) saeciäo XIL manüsoripto. Giessen. Ro^. . 1868^ '20 

8. 4. Mit 1 Bl. Facsimile. (^f^ Thlr.) 

Hier werden zwei bald nach Gratian erschienene Auszöge aus 
dessen Decret geschildert. Der erste ist ^m liher aureus decretörum 
concordatoruin^ der eine kurze Inhaltsangabe der iteistett Stellen des 
L und II. Theiles des Decretes gibt, und zwat im IL Theils die 
einzelnen Causae durch grössere Initialien unterscheidet j aber noch 
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nicht auf die Eintheilung des 1. Theiles in Distinctiones Bücksicht 
nimmt, was auch als Beweis dafar dienen kann, dass diese letztere 
Eintheilung nicht Ton Oratian selbst herrührt. Die zweite Samm- 
lung hat die Ueberschrift : Excerpia et summa canonum sive decre- 
iorum sieut o^stciica sanxU auetoriUis und enthält die praefatio 
zu dem decretum und der Panonnia des Ivo von Ghartres und darauf 
eine Auswahl der im Gratianischen Decrete enthaltenen Nonnen 
allgemeiner-Natur, sowie auch aus den Dicta Qratiani und den Sum- 
marien. Man hielt das Decret, wie der Titel dieser zweiten Samm- 
lung beweist, damals für eine vom Paps- e approbirte Sammlung und 
stellte deshalb die Dicta Gratiani den Ganones gleich, wie dies in 
beiden erwähnten Sammlungen geschah. Paleae benutze beide nicht. 

3. Iter OälKcum. (Aus dem Jtdihefte des Jahrg, 1868 der SU^ungS'- 
berichte der kaiserh Academie der Wissenschaften. LIX. Bd. 
8. 355 — 496. besond. abgedr,) Wien 1868. Gerold, 141 8. 8. 
Mü 14 Tafdn 8chriftproben (PU Thlr.) 

Es sind darin 278 Handschriften aus 13 französischen und 1 
Genfer Bibliothek beschrieben, einige zum ersten Male andere ge- 
nauer als es bis dahin in HäneFs Gatalogi librorum manuscr. Lips. 
1830 und in den Specialcatalogen der betreffenden Bibliotheken ge- 
schehen war (vergl. die Anzeige von Professor Oross in Beusch's 
Lit.-Bl. 1869 Nr. 10. S. 357., und in der Allg. Litzg. 1869 Nr. 14, 
S. 109 ff.). — Von neuen inehr praktischen Schruten Schulte's über die 
juristische Persönlichkeit der Kirche und die Stifte in Oesterreich 
im folgenden Hefte. — Hier zunächst 

4. Beiträge au einer Geschichte der Freimaurerei in Oesterreiok. 
Von W. B. Regensburg. Coppenrath. 1868. {128 8. U. 8.) 24 Ter. rh. 

Der Verfasser beginnt mit einer Skizze der Thätigkeit der 
Freimaurerei unter Karl VI., dessen kaiserlicher Schwiegersohn 
Franz Herzog von Lothringen , der Gemahl Maria Theresia's selbst 
Bruder und Frotector der Brüder war, schildert die Freimaurerei 
unter Joseph II., zählt die Namen der hervorragendsten Maurer auf, 
dltruater auch den des wegen seiner Schriften in der Excommuni- 
cation gestorbenen Eirchenrechtslehrers Pehem, sodann die Maurerei 
unter Franz II. bis zur Einstellung ihrer Arbeiten im Jahre 1794; 
und endlich die Wiedereröffnung der Logen unter Ferdinand I. 
1848. Em Nachwort zeigt das tragische Geschick, welches alle die 
Lothringer getroffen hat , die sich den Lehren der Freimaurerei zuge* 
neigt erwiesen vom armen Kaiser Joseph II. an bis auf den Frei- 
maurerfreund Maximilian in Mexiko. 

5. Die theologische Bienerschaft am Hofe JosepVs IL Geheime 

Correspondemsen und EnihiUlungen zum Verständniss der Kir^ 

chen* und FrofangescMchte in Oesterreich von 1770—1809, aus 

bisher unedirten Quellen der Je. Je. Haus^^ Hof-^ 8taats^ und Mi^ 

nisterial-Archive. Von Sebast. Brunner. Wien. 1868. Braumiüler. 

IV und 542 Ä gr. 8. 

Schon wBhrend der Regierung Maria Theresia*s wasste die Umgebung der- 
selben dahin zn wiricen, dass aaf höbe kircbliche Posten fQg- und schmiegsame 
Geistlichen gelangten, welche im blinden Gehorsam der Staatsgewalt gegenQber 
setton einige Proben abgelegt haben mossten. So trugen denn auch andere be- 
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daaeraswertlien kirdienfeindlicheii MassnuhDieD Joseph*s II. Peraöidklikeften des 
mächtigen hochgeborenen Klerus die grösste Mitschuld. Bmnner gibt darQber.ia 
der ebengenannten Schrift die aktenmassigen Belege, welche er grossentheils ans 
den bisher unbekannten Berichten eines der erbfirmlichsleB Staatstheologen, des 
Uditore und spfiteren österreichischen Kroncardinais Grafen Herzan aus den Jahr 
ren 1770—96 entnahm. Auch Ober die schändliche Thätigkeit serviler ftsterrei- 
cbischer Bischöfe, z. B. des von Salzburg, KOniggrätz, Verona, Laibach, Mantua 
aus jener Zeit bringt Branner zugleich aktenmässige EnthOllungen; ebenso Ober 
den irreligiösen und theilweise Jansenistischen Unterricht und die OflTentliche Un- 
sittllchkeit in den von Joseph 11. gegründeten geistlichen Generalseminarien, über 
die brutalen und vandalischen Klosterauf hebungen. Ober die Censar, deren Stifter 
und Vater in Oesterreich Joseph II. 178S viar. Eine Reihe Joseph IL öfters zu- 
geschriebenen SchriftsiOcke weist Brunner übrigens als unecht nach. So das an- 
geUiche Schreiben Joseph IL vom Februar 1781 an den aufgeklärten Bischof von 
Salzburg, und ein solches Joseph's an Herzan vom October 1781 (S. 517.). 
6. Die Mysterien der Aufklärung in Oesterreich von 1770 — 1800. 
Aus archivcUischen und anderen bisher unbekannten QueU^n, Von 
Seb» Bru/nner. Mainz, Franz Kirchheim. 1869* XXlIund 564 8, gr. 8. 
In seinen ,,Mysterien*^ weist Prälat Brunner aktenmässig nach, wie das 
ganze Drama österreichischer „Aufklärung*^ in Oesterreich unter Joseph IL von 
den Freimaurerlogen in Scene gesetzt wurde, wie die Loge die neue Gesetzge- 
bung und das ganze Erziehungswesen leitete, den Markt der puUicistiscben Lite* 
ratur beherrschte und selbst den poetischen Erzeugnissen jener Zeit ihre Richtung 
angab, und wie die Freimaurer die literarischen Helfershelfer des Josephinisehen 
Systems waren, welches nicht blos die Kirche zu einer Dienstmagd des Staates 
erniedrigen, sondern auch, wenngleich gegen den Willen des Kaisers das positive 
Cfaristenthum selbst untergraben und an dessen Stelle die Religion der sogenann- 
ten Humanität aufirichten sollte. Freiher von Kresel, Präsident der k. k. geist- 
lichen Hofcommission aktenmässig erwiesener Massen Grossraelst» des Bundes 
verstand es mit besonderer Geschicklichkeit, die Pläne des Geheimbundes gegen 
die Institutionen der Kirdie überhaupt, und vorzüglich gegen die Klöster in's 
Werk zu setzen (S. 52.). Jos. von Sonnenfels verkündete die politischen und 
nationalöconomischen Theorien der Aofklärungszeit nach französischem Muster an 
der Wiener Universität; sein Charakter wird hier aus seinen eigenen Worten und 
aus Aktenstücken beleuchtet. In ähnlicher Weise wird das Wh'ken zahlreicher 
anderer Freimaurer jener Zek, z. B. das des HofTaths Born, des Verfassers der 
berflchiigten Monachologia , des bekannten Zotendichters Blomaiier und dessen 
Freundes Haschka, sowie noch mehrerer neuen klerikalen Kammerknechte ge- 
schildert. Die Agitationen gegen die Klöster, die Art und Weise dir Klosterauf- 
hebongen (die S. 359 IT. verzeichnet sind mit den Vermögensangaben), das Ge- 
bahren mit dem Klostergut und den rechtmässtgen Besitzern desselben (die S.S2]. 
berichtete Angabe Dr. Meinerts, dass im Kloster Tulln Kaiser Rudolph's I. Herz 
oder sonst irgend ein Habsburger beerdigt sei, wird aber in der Wiener Literztg. 
1869 Nr. 26. als irrig bezeichnet), die grossen Verschleuderungen des eingezoge- 
nen Kirchengutes, so dass nun die fjrüher aus dem liegenden Kircbengut bestrit- 
tenen Verbindlichkeiten in Seelsorge, Schulen und Armenpflege dem Volke als 
neue Steuerbürden auf die Schulter gelegt wurden; die grossen Etaigrilfe Jo« 
seph's IL in Kirchen- und Cultussachen^ die ihn als ebenso grossen wie klein- 
lichen Despoten erscheinen lassen (kleinlich z. B. bei Bestimmangen über Zahl 
der Kerzen beim Gottesdienste, Kleidung der Fahnenträger, bei dem wiederholten 
Befehl die Stelle in den Lectionen des heiligen Gregor VIL, lect. V., welche von 
der Absetzung Heinrich's IV. handelt, sorgfältig zu verkleistern, seinen Strafen we- 
gen Beten des Rosenkranzes), seine, das menschliche Gefühl so tief verletzende 
Begräbniss-Verordnungen, seine willkürlichen Verordnungen in Ehesachen, Ab- 
schaffung kirchlieher Ehehindernisse und kirchlicher Dispensvorschriften, obgleich 
er von der Einführung der Civilehe, die die Aufklärer vorgeschlagen hatten, ab- 
stand; die Unzufriedenheit der Unterthanen über Joseph's Regiment, die In Bel- 
gien bis zum Aufstande führte — alle diese Schattenselten der Regierung Jo* 
seph's IL und seiner Helfershelfer und Anstifter — über alles dieses gibt Brunner 
aktenmässige Berichte. Er unterlässt daneben aber auch nicht die mitunter guten 
edlen Absichten Joseph*s II. und die guten Seiten , die Männer wie der oben er*« 
wähnte Herzan zum Theil autA wieder hatten, hervorzuheben, ^ 
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Viele ansdiaulicben Schildemngen und interessanten Skizzen der Joseph!« 
nischen Rerormen, meistens -mit den Worten seiner Gesetze, and über die Darch- 
fllhrung derselt)en. Ober die kirchlichen nnd politischen Würdenträger und Schrift- 
stefler jener Zeit finden sich auch In 

7. Kaiser Joseph IL und seine kirchlichen Reformen, von Karl Ritter , 
reguL Chorherrn. Mit einer Beigabe: Plus VL Reise nach Wien. 
Aus dem Latein, von Julius Cäsar Cor dar a a. d. G. J, Regens- 
burg. Manz. 1867, VJII und 418 8. 8. (1 Thlr, 21 Sgr.) 

8. Joseph IL und Katharina von Russland» Ihr Briefwechsel 1774 
bis 1790, herausgegeben von Alfred Ritter von Arneth. Wien. Brau- 
müller. 1869. XXXIV und 393 S. gr.ß, (3^k Thlr.) 

In diesem hier fast «Smmtiich zuerst verOff'entlicbten Briefwechsel findet 
sidi auch manches Bemerkenswerthe filier die AuflTassung der kirchlich-staatlichen 
YerhSltntsse bei Joseph iL und Katharina. 

Die uns zur Besprechung Im Archiv vom Verleger eingesandte 

9. Neuere Oesterr» Rechtsgeschichte, von Dr. Alphons von Domin- 
PetrushevecsSf Präs.'Secr. des österr, Oberlandesgericht und Privat- 
docent zu Wien. Wien. Mam. 1869. VI und 379 S. 8. 

ist aus einer Reihe von AnfsStzen Ober die Justizreform in Oesterreich entstanden, 
die in der Oesterr. Revue 1865 und 1867 erschienen. Der Verfasser schildert mit 
vielem Ffeisse und in objectiver, aber auch mehr blos aufz&hlender, auf den In- 
halt und Geist der Bestimmungen nicht eingehender Weise die österr. Justiz im 
Jahre 1740, die Theresianischen l^eformen, die Organisation und Legislation unter 
Joseph IL, Leopold IT. und die ftestauration in der Gesetzgebung, die Österr. Ju- 
stiz unter Franz L und die letzten 13 Jahre der Patrimonialjustiz unter Ferdi- 
nand L Ein Anbang gibt eine chronologische Uebersicht der österr. Gesetze und 
Verordnungen. Die wenigen kurzen Bemerkungen ober kirchliche Verhaltnisse, 
2. B. Ober die gelstttehen Gerichte und deren Competenz, €herecht und dergL 
lassen sich mit Hülfe des angehängten alphabetischen Registers leicht aufQnden. 

10. Attenhofer, Die rechtliche Stellung der katholischen Kirche gegen" 
über der Staatsgewalt in der Diöcese Basel, von Dr. K. Aitenhofer, 
Fürsprecher. IL Heft. Lu%ern. Gebr. Ruber. 1869. 241 S. gr. 8. 

Die in diesem 2. Heft gegebenen Beiträge zum schweizerischen Kirchen- 
recht sind noch interessanter als die des 1. Heftes über Kirchenvermögen und 
Placet (vgL Art^iv XVIII, 494.). Das 2. Heft handelt 'm 1. Capitel (S. 1—97.) 
von der Besetzung des bischöflichen Stuhles und der Domcapitular stellen. 
Das bis S. 81. Dargestellte ist eine üeberarbeltung des vom Verfasser bereits im 
Archiv XIX, ^66— »1., XX, 50—78. Mifgeiheilten. Im Weiteren handelt der Ver- 
fasser nun (St 81^-98.) Von der Wähl des Domcapitels insbesondere, und 
im '2. Capitel (S. 98—187.) von der Besetzung der Pfarreien, und sodann 
von der CoUation insbesondere (S. 137—169.) und von dem Patronats- 
und Präsentationsrechte insbesondere. Auch in diesen Verhfiltnissen zeigt 
sich ein radicaler Despotismus in der freien Schweiz, welcher der absoluten Ge- 
walithötigkeft Rasslands nahe steht. Es ist ein besonderes Verdienst des jungen 
strebsamen Gelehrten, das Vielerlei von Material über diese durchweg nicht näher 
bekannten Verhältnisse der Schweiz gesammelt und in geordneter t^ebersicht in 
Verbindung mit vielen trefflichen und gesunden kritischen Bemerkungen vom 
Standpunkte Seht repnblicanischer Freiheit und der Geschichte und unter Vergleich 
mit andern L&ndern dargelegt zu haben. Wir wollen im Archiv, sobald Raum 
ist, eine gedrängte eingehende Inhaltsübersicht des letzten Thelles geben. In der 
deutschen Schweiz regen sieh übrigens neuestens ' eine Anzahl guter katholischer 
Federn. Zeuge dessen sind die seit 1869 in N. F. monatlich erscheinenden 
„Blätter für Wissenschaft^ Kunst und Leben" das in Soloihurn auf Ver- 
anstaltung des Schweizerischen Piusverein begonnene 

11. Archiv für die Schweiz. Reformationsgeschichte. Bd. L Solothurn. 
Schwendimann. 1869. (VIII, LXXVIII u. 856 8. 8. 16 Frcs.), 

worüber im Katholik 1868 Oct.-Heft S. 499— 505., und \on ?TOf. Kampschulte 
in Reusch^s Theolog. Lit.-BL 1868 Nr. 9. eingehend berichtet wurde, sowie 
auch die populären »Kathoi. Stimmen aus der Schweiz.« Von diesen im folgen- 
den Hefte. Vering. 

Bedaetion t Professor Dr. Vering eq Heidelberg. 


Das neue Stolgebühreii-B«glemeiit für die Diöcese 

Breslau prenssischen ABÜieils» 

von F. Sebappe, fQrstbischOflIcher Consistorial-Ratli zu Breslao* 

Bis in die Mitte des 17. Jahrhunderts wurden in Schlesien die 
Gebühren für geistliche Amtshandlungen lediglich nach örtlichen 
Observanzen entrichtet. Die Veränderungen in Folge der Kirchen- 
trennung riefen jedoch mehrfach Beschwerden hervor, theüs von 
Seiten der Geistlichkeit, welche sich über Verweigerung ihrer Ge- 
bühren beklagte, theils von Seiten der Laien, welche behaupteten, 
sie würden dadurch gedrückt, und zwar namentlich desshalb, weil 
die Verschiedenheit des Bekenntnisses nicht von der Verpflichtung 
befreite, gewisse Amtshandlungen durch den Ortspfarrer (als welcher 
damals der Geistliche der am Orte herrschenden Gonfession galt) 
verrichten zu lassen oder wenigstens die Gebühren dafür an denselben 
zu bezahlen. Zur Beseitigung dieser üebelstände erschien 1654 eine 
Besolution an die Behörden, welche das Stolwesen ordnen sollte, 
unter dem 19. April 1662 aber ein Ober-Amts-Patent mit einer 
Stoltaxe for das platte Land und die »Weichbildstädte,« wo noch 
keine feste Stoltaxe bestand ; wo eine solche sich fand, sollte sie er- 
halten werden. Der Bürger wurde in dieser ganz ungenauen und 
lückenhaften Taxe keine Erwähnung gethan, von den Adeligen wurde 
die Erwartung ausgesprochen, dass sie »sich nach Discretion wohl 
und leidlich bei dem Pfarrer einfinden« würden. 

Die Klagen hörten jedoch nicht auf. Nach der Einmisdiung 
Karls XII. in die confessionellen Verhältnisse Schlesiens wurde in 
der Altranstädter Convention der gegenseitige Pfarrzwang der Ka- 
tholiken und Protestanten dahin fitü*t, dass zwar ein Zwang zur 
Vollziehung von Amtshandlungen durch den andersgläubigen Pfarrer 
ausgeschlossen, beiden Theilen aber die Entrichtung der Zehnten 
und Stol-Accidentien nach dem Herkommen jedes Ortes auferlegt 
wurde. Für die (fast ganz protestantischen) Fdrstenthümer liegnitz, 
&i^, Wohlau und Munsterberg, in welchen die Tazordnung v<m 
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1662 nicht pablicirt war, wurde nun eine neue Taxe unter dem 18. 
Februar 1708 emanirt, deren Anwendung an den Orten, welche noch 
keine feste Taxe hatten, erlaubt wurde. 

Diese Taxe hielt sich im Wesentlichen an die Principien von 
1662, jedoch mit schärferer Präcisirung der Glassen, regelte aber 
auch noch die Verpflichtungen der Adeligen und theilte dieselben in 
zwei Glassen, nämlich in solche die über, und in solche die unter 
10000 Thlr. schles. an Vermögen besassen. Der Städtebürger ge- 
schah wied^ keine Erwähnung. 

Endlich wurde das Stolwesen zum dritten Male und gründlicher 
als Torhei geordnet, als Schlesien unter preussische Herrschaft ge- 
kommen war. Die veränderten politischen Verhältnisse machten eine 
neue Begulirung der kirchlichen nothwendig; dieselbe erfolgte nach 
Vereinbarung der könglichen Behörden mit dem Fürstbischöflichen 
Stuhle zu Breslau in zwei Verordnungen, dem Edict de gravaminibus 
vom 18. August 1750 und der Stolä-Tax-Ordnung von demselben 
Tage. Die letzere schliesst sich in Betreff der Adeligen und der 
Dorfbewohner genau der Ordnung von 1708 an mit der Massgabe, 
dass an Stelle des Vermögens von 1 0000 Tbk. schles. der gleich- 
hohe Betrag von 8000 Thlr. preuss. als die Grenzlinie der beiden 
Adelsclassen gesetzt wurde, die Ansätze blieben im üebrigen die- 
selben. Ausserdem wurde eine dritte Glasse für die Städte constituirt ; die 
sämmtlichen Städte von Schlesien mit Ausnahme Breslaus, über welches 
keine Anordnung getroffen wurde, wurden in zwei Abtheilungen getheilt 
und in diesen wieder drei verschiedene Glassen von Einwohnern an- 
genommen; die Ansätze für dieselben sind wenig höher, mitunter 
sogar niedriger, als die für die Dortbewohner. Im Ganzen erhielt 
man hierdurch zwölf Glassen von Einwohnern. 

Auch die Stolä-Tax-Ordnung von 1750 hatte, wie bei der Be- 
trachtung der damaligen Zustäi^e sich ergibt und aus einem Be- 
richt des Breslauer Ober-Gonsistorii vom 8. December 1752 an den 
Etatsminister Grafen von Mündiow hervorgeht, als Grundlage den 
Pfarrzwang und als Zweck, wenn auch nicht als einzigen, die Ver- 
meidung der Bedrückung einer Gonfession durch die andere. Aber 
schon durch Gab.-Ordre vom 31. December 1757 hob König 
Friedrich 11. die Parochialrechte der katholischen Pfarrer über die 
protestantischen Insassen ihrer Parochien auf, und durch die Gab.-Ordre 
vom 30« S^tember 1765 und das Justiz-Departements-Bescript vom 9. 
Februar 1775 wurdediese Verordnung auf die katholischen Einwohner pro- 
testantisQber Parochien ausgedehnt, der Pf arrzwang also, welcher den Be- 
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Stimmungen der Stolä-Tai-Ordnung wesentlich zu Grande gelegen, 
vollständig aufgehoben. 

Durch die Schlussbestimmung dieses Gesetzes wurden alle bis- 
herigen Tax-Ordnungen, Observanzen u. s. w. aufgehoben, jede Zu- 
widerhandlung aber mit strenger Strafe bedroht, also die Bildung 
neuer Herkommen fär unstatthaft erklärt. Demungeachtet blieb 
manche Abweichung in Uebung und bildete sich, namentlich bei den 
Protestanten, manche neue. Das General-Vicariat-Amt hat, soweit die 
Acten zurückreichen, immer nach den Bestimmungen der Stolä-Tai- 
Ordnung entschieden, wie viele Abweichungen aber nicht zur Cognition 
der Behörde gekommen, lässt sich nicht ermitteln. 

Es liegt auf der Hand, dass das Gesetz von 1750 auf die 
jetzigen Verhältnisse schon lange nicht mehr passte. Abgesehen von 
einigen immer bedenklichen Bestimmungen war die Eintheilung der 
Städte in zwei Classen schon lange nicht mehr zutreffend, manche Stadt 
hatte sich im Laufe der Zeit gehoben , manche war verarmt , die 
Eintheilung der Bewohner war längst ganz unpassend, z. B. wurde 
im Gesetz der städtische Pacht müUer, der Kretschmer neben den 
Capitalisten in die erste Classe gesetzt, während der Eigenthumsmüller, 
der Brauer in der zweiten Classe standen. Die dem Gesetz zu Grunde 
liegende Annahme, dass ein Adeliger, der über 8000 Thli. Vermögen 
besitzt, einer der wohlhabenderen Leute sei, war längst unrichtig 
und auch die Eintheilung der Landbewohner passte nicht mehr auf 
die jetzigen Verhältnisse, unter welchen der Stand überhaupt kaum 
noch ein Kennzeichen der Vermögenslage abgibt. Hierzu kam die 
Unsicherheit, welche durch die verwickelte Classification entstand, 
und endlich der Umstand, dass die Grundlage des Gesetzes, der 
Pfarrzwang, längst weggefallen war. Ausserdem aber fehlten Be* 
Stimmungen über viele Punkte, z. B. die Gebühren der Kirche for 
Gebrauch der Paramente u. dgl. und waren manche Festsetzungen 
z» B. über die Spolien höchst unzeitgemäss. Daher wurden schon 
seit 1825 in Folge einer Anregung des schlesischen ProvinziaUand- 
tags Versuche zur Abhilfe von diesen Uebelständen gemacht Die- 
selben scheiterten aber immer theils an öfterem Personenwechsel in 
den beauftragten Behörden, theils weil die Sachenicht richtig angefangen 
wurde. Auch ein mit vielem Geschick gemachter Versuch in den Jahren 
1845—47 gelangte in Folge der politischen Veränderungen von 1848 
nicht zur Ausführung. Derselbe hatte einen sehr glücklichen Gedanken, 
nämlich den, dass die Eintheilung in Ortschaften und Stände fallen ge- 
lassen und statt dessen die Classification der Classensteuer, also das 
sicherste Erkenntnissmittel für die äussere Lage der Verpflichteten, 
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zu Grande gelegt wurde ; auch machte mau nicht zwölf Classen, wie 
in der alten Stoltaxe, sondern deren nur sechs. Der Entwurf, welcher 
noch unter der Aegide des Staates ausgearbeitet wurde, hatte jedoch 
den Fehler, dass er für beide Confessionen Giltigkeit haben sollte, 
also oftmals auf die eine oder andere nicht passen konnte und daher 
viele Acte, für welche der katholische Geistliche eine Bemuneration 
erhält, nicht enthielt ; hierdurch wurde ein Nachtrag för Katholiken 
nöthig , welcher aber ebensowenig , wie der ganze Entwurf, ins 
Leben trat. 

Nachdem durch die Staatsverfassung von 1850 die Autonomie 
der katholischen Kirche hergestellt worden, ging man von Seiten der 
Diöcesanregierung von Neuem ans Werk und wurde nach längeren 
Zwischenräumen vom jetzigen Herrn Fürstbischöfe im Jahre 1866 
eine Commission mit Ausarbeitung eines neuen Entwurfes betraut. 
Derselbe wurde im Laufe des Jahre 1867 beendigt, erhielt die Bil- 
ligung des hochwürdigsten Herrn Fürstbischofs und demnächst auch 
(ohne einen Anstand) die Anerkennung von Seiten des Staates, so 
dass das Klagerecht der Berechtigten auf Grund der neuen Verord- 
nung nunmehr festgestellt ist. 

Die Eintheilung der Farochianen nach der Idee von 1845 ist 
darin aufgenommen und allerdings nicht unerheblich modificirt worden ; 
die Verordnung erstreckt sich auf die ganze Diöcese, einschliesslich der 
Stadt Breslau, wo bisher nur die Observanz galt, untersagt die Bil- 
dung von neuen Herkommen, sowie alle Abweichungen und verbietet, 
während sie den billigen Ansprüchen des Klerus gerecht wird , die 
Liquidation von Bitualhandlungen ausser der Taxe, setzt auch soweit 
als nöthig fest, was bei den einzelnen Acten geleistet werden muss. 
Die sehr umfangreichen Motive hier abzudrucken, fehlt es im Archiv 
an Baum und vorläufig an Veranlassung. Zu bemerken ist nur noch, 
dass nicht bloss die Verordnung selbst , sondern auch die Taxe ein- 
gehend erwogen wurde und namentlich die Frage zur Erörterung 
kam, bei welchen Acten für alle Vermögensclassen gleich hohe und 
bei welchen Acten verschiedene Gebühren nach dem Vermögen der 
Verpflichteten festzusetzen seien. Dieses letztere geschah, was in Kürze 
noch bemerkt werden mag, bei denjenigen Amtshandlungen , welche 
die Verpflichteten nach dem Gesetz oder, wie z. B. die Einleitungen, 
wenigstens nach der Landessitte, verrichten zu lassen genöthigt sind; 
gleich hohe Ansätze für aUe Vermögensclassen dagegen wurden bei 
den willkürlichen Acten gemacht. 

Die Redaction fOgt den vorstehenden Erörterungen des bei der Ab- 
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fassung der neuen Stoltax- Ordnung thStigen Herrn Consistorial - Ratbs Schuppe 
noch binzu die nacbfolgenden Bemerkangen 

üeber die neue preuss. schlesische Stoltaxordnung, 

von Lic. MHitSr-Curatus Augastin Swientek zu Kreuzburg. 

Ein neues Stolgebühren-Eeglement war in unserer grossen 
Diöcese Breslau seit langer Zeit ein tiefempfundenes Bödürfniss. Die 
Stolä-Tax-Ordnung vom 8. August 1750 für das souveräne Herzog- 
thum Schlesien, wonach sich sowohl die Augsburgischen Confessions- 
Verwandten als Katholische Pfarrer, Prediger und Curati zu. richten 
haben (vgl. Zbrw'5 E dictensammlung Bd. 5, S. 433.) entsprach nicht 
mehr den Verhältnissen. Denn 

1, Der Geldwerth ist heute ein anderer als vor 100 Jahren, 
während die Bedürfnisse der Neuzeit sich immer mehr steigern. 
Zudem verlieren die Geistlichen durch die Ablösungen an wirklicher 
Einnahme, während sie mit Arbeiten, insbesondere schriftlichen im 
Staatsinteresse, immer mehr überhäuft werden, und zwar mit Arbeiten, 
die meistens militärischen Zwecken dienen, für die keine Entschä- 
digung erfolgt. 

2. Die alte Taxe setzte den Reichthum lediglich beim Adel 
voraus und stellte an diesen die höchsten Forderungen. Heute gibt 
es armen Adel ebensowohl als es reiche Bürger gibt. Das neue Regle- 
ment hilft dem Uebelstand ab, indem es auf der Classen- resp. Ein- 
kommensteuer basirt. Der arme Adel hat bei der neuen Taxe wirk- 
lichen Vortheil. 

8. Die alte Taxe bestimmte blos gewisse Sätze für Actus, 
welche allen Confessionen gemeinsam sind. Für specielle katholisch- 
kirchliche Handlungen , wie sie bei Begräbnissen so zahlreich sind, 
bietet sie keine Anhaltspunkte. Desshalb musste die geistliche Be- 
hörde so oft die Liquidationen festsetzen , desshalb gab es so ver- 
schiedene Praxis, so viele Ungleichheiten und Streitigkeiten. Das 
neue Reglement beseitigt diesen Uebelstand. 

Mit Recht wurde demgemäss auf den von unserm Hochwürdig- 
sten Herrn Fürstbischof Heinrich zusammenberufenen Diöcesan- 
Conferenzen, eine neue Stolgebühren-Ordnung gewünscht und bean- 
tragt. Es wurde diese wichtige Angelegenheit einer besondem 
Gommission, bestehend aus tüchtigen practischen Geistlichen, über- 
geben ; die Arbeit war langwierig , da es Vieles zu bedenken gab. 
Es kam aber das neue Reglement zu Stande , welches wir freudig 
begrüssen. Von protestantischer Seite wird auch bereits ein so be- 
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stimmtes Beglement gewünscht, man wiU seine Ausgaben genau 
wissen, ünserm Reglement ist mittelst Bescriptes des Ministers der 
geistlichen, ünterichts- und Medizinal-Angelegenheiten vom 25. Juli 
1868 die staatliche Anerkennung ertheilt , und vom Ober-Präsiden- 
ten der Provinz Schlesien von Schleinitz unterm 3. August 1868 
durch eine Extra-Beilage zum Amtsblatt der Königlichen Begierung 
zu Oppeln 1869 Stack 8 zur allgemeinen Eenntniss gebracht 
worden. 

Man könnte übrigens fragen, warum überhaupt diese beson- 
dere staatliche Anerkennung der kirchlichen Stoltaxen - Ordnung 
nachgesucht sei? Darauf ist zu antworten: Nach der preussischen 
Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 Art. 15. hat die Kirche 
das selbstständige Yerwaltungsrecht ihrer Angelegenheiten, also auch 
ihres Vermögens, wozu die Stolgebühren gehören. Durch ihr Regle- 
ment sind Alle, welche zur katholischen Kirche gehören wollen, ge- 
bunden. Es ist nur die bereitwillige Anerkennung des nothwendigen 
Friedens zwischen Staat und Kirche und der Wunsch daiiiach, welche 
die Stolgebühren-Ordnung, gewisserjnassen ein internum der Kirche, 
dem Staate zur Gutheissung übergibt. Die Staatbehörden erkennen 
dies dadurch an , dass sie das Beglement durch die Amtsblätter 
veröffentlichten, wofür der Klerus sehr dankbar ist. Uebrigens kann 
man sich schliesslich, da die speciellen Stolasätze allgemein bekannt 
sind, auf das Vertrags verhältniss stützen, wie es §. 41. andeutet. 
Die vielen Vorzüge der einzelnen Bestimmungen der neuen Stol- 
taxen-Ordnung wird der Leser leicht entdecken. Es soll hier 
z. B. nur erwähnt werden, dass es sehr practisch war, Begräb- 
nisse, bei welchen Geläut, Gesang oder Musik verlangt wird, 
für feierliche zu erklären. Manche Besteller verlangen nur eine so- 
genannte stille oder eine Einsegnung vom Geistlichen, womit sie der 
Noth wendigkeit an den Geistlichen Gebuhren zu zahlen überhoben 
zu sein glauben. Anderweitiges Gepränge wollen sie um jeden 
Preis. Dieser Uebelstand besteht besonders in Städten. 

Das Beglement lautet: 

Stolgeimhren^BeglemevU für die Diöcese Breslau preussischen 

Aniheüs. 

Die Stolä-Tax-Ordnung vom 8. August 1750 für die Provinz 
Schlesien ist den Verhältnissen der Zeit nicht mehr entsprechend 
und hat sich in mehreren Beziehungen als lückenhaft herausgestellt, 
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• 

Daher wird nachstehend ein neues Stolgebühren - Begleinent festge- 
setzt, nach welchem von Emanation desselben an die Didcesanen 
und der Klerus des preussischen Antheils der DiOcese Breslau sich 
zu richten haben. 

§. 1. Die Stolä-Tax-Ordnung vom 8. August 1750 wird auf* 
gehoben; an ihre Stelle tritt das nachfolgende Beglement, welches 
mit Ausschluss aller bisher bestandenen Local-Observanzen, Herkom- 
men, Verträge und Verordnungen, soweit nieht ausdrücklich darauf 
Bezug genommen wird, in der ganzen Diöcese Breslau^ preussischen 
Antheils, alleinige Gültigkeit hat. 

§. 2. Neue Observanzen, welche von diesem Reglement oder 
der dazu gehörigen Taxe abweichen, sind ungültig; ebenso ist eine 
Abänderung durch Verträge nicht gestattet. 

§. 3. Die Stolgebühren werden in allen Parochien des preus- 
sischen Antheils der Diöcese nach folgenden Classen erhoben: 

a. I. Nach Classe I. werden die geistlichen Amtshandlungen f8r 

diejenigen Personen taxirt, welche monatlich 3 Thlr. 15 Sgr. 
oder mehr an classificirter Einkommensteuer zahlen. 
11. In Classe n. stehen diejenigen Personen, welche monatlieh 
2V2 bis excl. 3V2 Thlr. an classificirter Einkommensteuer zu 
zahlen haben. 

III. In Classe EL kommen diejenigen, welche mit einer Classen- 
steuer von monatlich 1 Thlr. 10 Sgr. oder mehr einge- 
schätzt sind. 

. IV. Classe IV. enthält die mit monatlich 20 Sgr. bis excl. 1 Thlr, 
10 Sgr. zur Classensteuer Eingeschätzten. 
V. Classe V. enthält diejenigen, welche monatlich 10 Sgr. bis 
excl. 20 Sgr. zu zahlen haben. 

VI. In Classe VI. gehören die zur ersten Hauptclasse der Clas- 
sensteuer nach dem Gesetz vom 1. Mai 1851 eingeschätzten 
Personen. 

b. In denjenigen Orten , in welchen keine Classensteuer erhoben 
wird, rangiren diejenigen Personen, welche ein jährliches Ein- 
kommen von 800 bis 1000 Thlr. haben, in Classe III., 

die ein solches von 500—800 Thlr. haben, in Classe IV.^ 
die ein solches von 250—500 Thlr. haben, in Classe V. und 
die ein solches bis 250 Thlr. haben, in Classe VI. 
Dieses Einkommen wird durch die Abschätzung in die Commu- 
nal-Einkommensteuer oder, wo eine solche nicht eingeführt irt, 
durch ein Attest des Magistrats festgestellt. 

c. Fremde, welche als solche keine Steuer zahlen, werden naeb 
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ihren ftnsseren Lebensverh&ltnissen, in streitigen Fallen dardi 
ein Attest der Polizeibehörde in eine der snb a. gedachten sechs 
Qassen rangiri 

§. 4. Die Befreiungen von der Classenstener, welche in §. 6. 
lit d.t g. and h. des Gesetzes vom 1. Mai 1851 enthalten sind, ha- 
btö auf die Zahlung der Stolgebühren keinen Einfluss, vielmehr ge- 
hören Personen t welche nach Auskunft der OrtsbehOrde nur auf 
Qrund dieser Bestimmungen von der Glassensteuer befreit sind, in 
Betreff der Stolgebühren zur VI. Glasse; die Befreiung lit. c. ebenda 
findet hinsichtlich der Familien der dort bezeichneten Personen auf 
die Zahlung der Stolgebühren keine Anwendung, vielmehr bleibt die 
Familie in derselben Classe der Stoltaxe, welcher das Familienober- 
haupt vor der Einziehung zur Fahne angehört hat. 

§. 5. Personen, welche noch im elterlichen Hause sind und 
deshalb keine Steuer zahlen, werden in die Glasse desjenigen ge* 
rechnet, dessen Familie sie angehören. 

Personen, welche keiner Familie angehören und nach §. 6a. 
des Gesetzes vom 1. Mai 1851 von der Glassensteuer befreit sind, 
werden durch Attest des Ortsvorstandes in eine der §. 3 b. dieses 
Beglements aufgeführten Glassen in. bis VI. gesetzt. 

§. 6. Bei den Aufgeboten sind, wenn das Aufgebot beider 
Verlobten in derselben Parochie geschieht, die Stolgebühren nach 
der Glasse des Bräutigams, wenn aber das Aufgebot in verschiedenen 
Parochien erfolgt, nach der Glasse eines jeden der beiden Verlobten 
zn entrichten. 

§. 7. Bei Trauungen werden die Stechuhren immer nach 
do" Classe des Bräutigams entrichtet. 

§. 8. In streitigen Fällen hat der beschwerdeführende Parochiane 
diirch Bescheinigung des Steuererhebers oder der Ortsobrigkeit die 
Höhe der von ihm gezahlten Steuer oder seiner Einkünfte (§. 3 b. 
upd c.) darznthun. 

§. 9. Welche Beträge nach den einzelnen Glassen für die 
einzelnen Acte oder sonstige Vorkommnisse zu zahlen sind, ergibt 
die dem gegenwärtigen Beglement als Anhang beigefügte Taxe; 
Ritualhandlungen, welche in der Taxe nicht ausgeworfen sind, können 
nicht liquidirt werden. 

§. 10. Die Gebühren for das Aufgebot müssen auch ^trichtet 
werden, wenn durch die competente Behörde eine ganze oder theil- 
weise Entbindung vom Aufgebot erfolgt ist. 

§.11. Für Haustrauungen und Haustaufen ist das Doppelte 
der in der Taxe angesetzten Gebühren zu entriphten, Ausgeschlos- 
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sen sind voa dieser Bestimmuug nur die Nothtaufen und die Trau- 
ungen auf dem Sterbebette. 

§. 12. Die Gebühren far die stillen Beerdigungen sind bei 
solchen Beerdigungen zu entrichten, bei welchen weder Geläut, noch 
Gesang, noch Musik sattgefunden hat und bei welchen die Mitwir- 
kung des Geistlichen auf die Einsegnung der Leiche beschränkt ge- 
wesen ist; dieselben sind auch dann zu entrichten, wenn die Ein^ 
Segnung nicht vollzogen worden ist. 

§. 13. Wenn jedoch dte Einsegnung am Grabe stattfindet 
und der Kirchhof eine Viertel-Meile oder weiter von der Kirche 
entfernt ist, so erhält der Geistliche für den Weg einen Thaler, der 
Kirchenbediente aber zehn Silbergroschen. 

Wird die Leiche auf Verlangen von dem einen Orte nach dem 
an einem anderen Orte gelegenen Kirchhofe begleitet, so haben die 
interessirten Parochianen sich vorher mit dem Geistlichen und dem 
Kirchenbedienten über die Bedingungen zu einigen. 

§• 14. Für die stille Beisetzung eines Kindes unter 6 Wochen 
darf nur die Hälfte der Gebühren for die stille Beerdigung einer 
Person unter 18 Jahren entrichtet werden. 

§. 15. Die Gebühren for eine feierliche Beerdigung sind bei 
denjenigen Beerdigungen zu bezahlen, bei welchen eine feierliche 
Begleitung der Leiche durch den Geistlichen oder auch nur Geläut, 
Gesang oder Musik stattgeftinden hat. 

§. 16. Diese Gebühren sind auch dann zu entrichten , wenn 
die Leiche still beigesetzt worden ist und die Beerdigungsfeierlichkeiten 
oder Exequien erst später erfolgen. 

§. 17. Für die liturgisch vorgeschriebene Einsegnung der Leiche 
darf weder bei den stillen , noch Im den feierlichen Beerdigungen 
etwas Besonderes liquidirt werden. 

§. 18. Bei den feierlichen Beerdigungen darf der ordentliche 
Geistliche und der Küster für die Begleitung der Leiche nidit be- 
sonders Uquidiren. Nur wenn noch einer oder mehrere Geistliche 
auf Verlangen des Bestellers des Begräbnisses die Leiche begleiten 
kann ein jeder von ihnen die sub A. 10 der Taxe ausgesetzten Ge- 
bühren fordern. 

§. 19. Für die Theilnahme der Schulen an den feiwlichen Be- 
erdigungen, die in der Begel darauf beschränkt ist, dass die in den 
Schulen befindlichen Singscbüler die Leiche begleiten und ein Lied 
am Abholungsorte, ein zweites unterwegs und ein drittes am Grabe 
singen, sind die sub C. I. resp. II. der Taxe ausgeworfenen Gebühren 
zu entrichten. Sollten jedoch mehr als drei Lieder gewünscht wer- 
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den, so ist Ar jedes der mehr bestellten and mehr gesungenen ausser 
dem Satze C. II. noch der Satz G. Hl. der Taxe zu bezahlen; wenn 
auf Verlangen des Bestellers von einem Liede mehr als sechs Verse 
gesungen werden, so wird dieses Lied doppelt gerechnet. 

§. 20. Wenn von dem Besteller des Begräbnisses verlangt 
wird, dass ein zweiter u. s. w. Lehrer sich bei der Begleitung der 
Leiche, durch die Schule resp. deren Singschäler betheiligt, so hat die 
hierftr sub G. I. b., 11. a. b. und ß. b. der Taxe ausgeworfenen 
Gebühren jeder Lehrer oder sonst Angestellter zu fordern, der in 
dieser Weise bei der Beerdigung fungirt. 

§. 21. Jedoch darf der beim Gesänge fungirende Lehrer, wel- 
cher zugleich Küster ist und in dieser Eigenschaft an den Ar. die 
Beerdigung ausgesetzten Gebühren participirt, die Gebühren tat die 
Begleitung sub G. I. a. oder b. der Taxe nicht besonders liquidiren, 
derselbe ist vielmehr durch die ihm als Küster zukommenden Ge- 
bühren abgefunden. 

§. 22. Hiemach sind bei feierlichen Beerdigungen für die Be- 
gleitung der Leiche durch die Schule resp. den Gantor und die Sing- 
schüler, wenn nur drei Lieder mit je sechs oder weniger Versen ge- 
sungen werden, folgende Pauschquanten zu entrichten : 

a. da, wo ein besonderer Küster angestellt ist, der Cantor also fnr 
die Begleitung besonders remunerirt werden mnss, 

1) in den ersten beiden Glassen 2 Thlr. 7 Sgr. 

2) in den mittleren beiden Glassen 1 Thlr. 11 Sgr. 
B) in den untern Glassen 25 Sgr. 

b. in den Orten, wo der Gantor zugleich Küster ist, mithin far die 
Begleitung nicht besonders remunerirt wird, 

1) in den ersten beiden Glassen 1 Thlr. 11 Sgr. 

2) in den mittleren Glassen 25 Sgr. 

3) in den unteren Glassen 14 Sgr. 

§. 28. Wenn Jemandem der gewöhnliche Schulgesang nicht 
genügt und er zu einem Begräbniss oder anderen kirchlichen Acte 
Figuralmusik oder vierstimmigen Gesang haben will, so hat er sich 
mit dem Ghordirigenten über die desfallsigen Kosten , welche dann 
nicht in die Stol-Gebühren-Liquidation gehöre, zu einigen. 

§. 24. Die Gebühren for das Gelftut eines Pulses, B. b. 19. 
der Taxe, dessen Dauer hiermit — ausschlisslich der Zwischenpau- 
sen von fonf Minuten — auf zehn Minuten festgesetzt wird, sind 
fär jede Glocke, welche auf Verlangen geläutet wird , zu entrichten. 
Von diesen Gebühren erhUt der Glöckner for sich und seine Gehäl- 
fen die eine Hälfte, die andere fliesst zur Kircheasse. 
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Wenn jedoch das Geläut för eine Glocke mehr Kräfte als die 
eines Mannes erfordert , so erfolgt die Zahlung nach den herge- 
brachten Sätzen. 

Uebrigens ist Niedmand verpflichtet, die Gebühren für das Ge- 
läut von mehr Pulsen zu bezählen, als verlangt worden sind. 

§. 25. Die Gebühren für die willkürlichen Acte sind nur zu 
zahlen, wenn diese Acte verlangt und geleistet worden sind. 

§. 26. Wegen der durch einen fremden, nicht den Parochial- 
öeistlichen oder nicht in der Parochie vorzunehmenden Begräbnisse 
u. s. w. verbleibt es bei den Bestimmungen §. 454. und f. T. 11 
Thl. n. A. L. R. 

§. 27. Für die bei Taufen und Trauungen vorkommenden, 
besonders bestellten Beden, sind die für diese Handlungen bei Be- 
gräbnissen festgesetzten Gebühren zu entrichten. 

Die Segenertheilung mit dem Hochwürdigsten oder dem Ci- 
borium bei Trauungen und Leichenbegängnissen ist verboten, daher 
kann auch nie Etwas dafür liquidirt werden. 

§. 28. Die früher herkömmlichen Gebühren für das Tragen 
der Spolien, Insignien u. s. w. fallen weg. 

§. 29. Neben den Taxsätzen für Taufen und Trauungen ist 
die dafür vorgeschriebene Beisteuer zum Hebammenfond zu entrichten. 

§. 30, Für jedes kirchliche Zeugniss, so weit dasselbe nicht 
nach den bestehenden Vorschriften oder Armuthshalber kostenfrei 
ausgefertigt werden muss, sind die in der Taxe unter A. 11. ange- 
setzten Gebühren, jedoch unbeschadet des gesetzlichen Stempels, zu 
entrichten. 

Wird ein Zeugniss über mehr als einen kirchlichen Act ausge- 
stellt, was auf Verlangen geschehen muss, so ist far jeden mehr be- 
zeugten Act die Hälfte der beregten Taxgebühren zu zahlen, ebea- 
falls unbeschadet des erforderlichen Stempels. 

§. 31. Die Begleitung der stillen heiligen Messe mit Gesang 
gibt dem Geistlichen keinen Anspruch auf ein erhöhtes Stipendum ; 
der in der Messe für Brautleute eingelegte, besondere Segen gehört 
zu dem kirchlichen Trauungsacte , daher kann iur denselben nicht 
besonders liquidirt werden. 

§. 32. Die Ghorgebete far die Verstorbenen (officium defunc- 
torum) können in der Art verrichtet werden, dass 

entweder ein Nocturn und die Landes oder das ganze Matuti- 
num incl. Landes gesungen oder gebetet wird. 

Je nachdem dies von einem Geistlichen mit dem Küster oder 
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mit Assistenz oder mit mehreren Kirchenbedienten verrichtet wird, 
sind die in der Taxe ausgeworfenen Sätze zu bezahlen. 

§. 33. Zum Leichenconduct gehört als wesentlicher Bestand- 
tbeil die Antiphone »Non intres« etc. nach dem Diöcesan-Bitual. 

§. 34. Die Incensation ist kein die Gebühren erhöhender Act ; 
die in der Taxe ausgeworfenen Beträge sind eine Entschädigung der 
Kirche für den Weihrauch und die Abnutzung des ßauchfasses. 

§. 35. Für das Einsetzen der Leiche in die Kirche während 
der Begräbniss-Feierlichkeiten wird nichts liquidirt. ' 

§. 36. Die Bestimmung der Taxe über die Kanzelfürbitten 
findet auf immerwährende Fundationeu keine Anwendung; desgl. wer- 
den die Bestimmungen der Fundationen über Messen, sowie die 
Rechte und Pflichten der Geistlichen in Betreff solcher Messen durch 
die Taxe nicht berührt. 

§. 37. Für die Mitwirkung von Personen, deren Functionen 
nicht genau zum Amt des Küsters gehören, sind in C, D., E., F., 
6. und H. die Gebühren ausgeworfen ; die Gebühren der Kirche sind 
in J. der Taxe enthalten. 

§. 38. Die Gebühren für den Gebrauch der Kirchenutensilien 
sind nur zu zahlen, soweit derselbe stattgefunden hat. 

§. 39. Die Gebühren der Leichenträger oder für den Leichen- 
wagen werden durch diese Verordnung nicht berührt; die Anwen- 
dung des letzteren hat auf die Höhe der Liquidation keinen Einfluss. 
Ebenso werden die Rechte und Pflichten der Todtengräber durch 
dieses Reglement nicht geändert. 

§. 40. Bei Todesfällen der landesherrlichen Personen, des hei- 
ligen Vaters, des Diöcesan-Bischofes und des Kirchenpatrons wird 
auf die Gebühren far Geläut, Utensüien und Ornate verzichtet. Wo 
die Grösse der Glocken jedoch die Anstellung von Arbeitern erfor- 
dert, sind die Kosten dafür aus der Kircheasse zu zahlen, sofern 
das nöthige Läutepersonal nicht von der Gemeinde gestellt wer- 
den kann. 

§. 41. Bei Bestellung jedes der in der Taxe bezeichneten 
Acte hat der Geistliche mit dem Besteller ein Protokoll aufzuneh- 
men, in welchem festgesetzt wird, welche Handlungen und Feierlich- 
keiten verlangt werden. Dabei ist der Besteller auf die Sätze . der 
Taxe aufmerksam zu machen und ist möglichst darauf zu achten, dass 
die Bestellung von demjepigen entgegengenommen wird, welcher für 
die Gebühren einzustehen hat. 

§. 42. Die Gebühren in A. der Taxe enthalten die Entschä- 
digungen für den Geistlichen und den Küster zusammen. Von den 
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in der Taxe sub A., 1, 2, 3, 4, 5, 7, 8 und 9. rerzeichneten Ge- 
bühren erhält der Pfarrer drei Viertheile, der Küster ein Viertheil, 
von den Sätzen zu A. 6 und 11. erhält der Küster nur dann ein 
Viertheil, wenn er dabei wesentlich mitgewirkt hat, die Gebühren 
zu A. 10. verbleiben dem Geistlichen allein. 

Wird das Küsteramt von mehreren Personen versehen, so thei- 
len sich dieselben in das Accidens nach der Ortsobservanz. 

Die £molumente des Küsters für die freiwilligen Handlungen 
(6.) sind in D. der Taxe festgesetzt und treten mit Ausnahme von 
B. 18. und B. 19. dem Taxsatze zu. 

Von, nicht neben dem Satze B. 18. erhält der einschreibende 
Kirchenbeamte ein Viertheil, ebenso der Küster von den Gebühren 
J. 5 a — c, während er von den Gebühren J. 5. d. die Hälfte be- 
kommt, die Stühle mögen der Kirche gehören oder nicht. 

§. 43, Neben den in der Taxe sub A. ausgeworfenen Ge- 
bühren sind aber der Geistliche und der Kircbenbediente noch be- 
rechtigt, bei den Trauungen, Taufen, Einleitungen und feierlichen 
Beerdigungen ein Offertorium zu fordern. 

§. 44. Wenn dasselbe deshalb unterbleibt, weil entweder die 
Interessenten dies ausdrücklich verlangen oder der Act ausserhalb 
der Parochie verrichtet wird, so haben der Geistliche und Kirchen- 
bediente im ersteren Falle noch einmal den ganzen Betrag im an- 
deren noch die Hälfte der sub A. ausgesetzten Gebühren zu fordern. 

§. 45. Die Sätze J. 6'-— 10. der Taxe fliessen zur Kircheasse 
und werden nur für die Erlaubniss zur Errichtung der dort bezeich- 
neten Anlagen (Denkmäler etc.) gezahlt; diese Bestinamung findet 
auf Communal-Kirchhöfe keine Anwendung. Die örtlichen Bestim- 
mungen über Grabstellengelder bleiben nach wie vor in Kraft. 

Urkundlich unter meinem Siegel und Unterschrift. 

Breslau, den 26. September 1868. 

(L. S.) Fürstbischof 

3963. f Heinrich. 

Dem vorstehenden Stolgebühren - Beglement für die Diöcese 

Breslau, preussischen Antheils, sowie der dazu gehörigen hier bei- 
gehefteten Stolgebühren- Taxe, ist mittelst Bescripts des Herrn Mi- 
nisters der geistlichen Unterrichts- und Medicinal -Angelegenheiten 
vom 25. Juli 1868 — K. 1675 — die staatliche Anerkennung er- 
theilt worden. 

Breslau den 3. August 1868. 

(L. a) 

Der Königliche Wirkliche Geheime Bath und Ober - Präsident der 

Provinz Schlesien, von SeMeinitsf. 
Ausfertigung. 0. P. Nr. 4608. 
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Stolg6bttlireii-TaxeO. 
A. Jurisdictionsgebühren. 

1. Aufgebot 22/3; 2; IV3; Vs; Vsi Vs Thlr. 

2. Trauung 6; 4; 2»/$; 2; IV3; 1 Thlr. 

3. Einleitung (Einsegnung der Braut) 1 ; 2/3; V2; Va? V5; Vis Thlr. 

4. Taufen 3V3; SVs; 1; Vs; Vs; Vis Thlr. 

5. Einleitung (benedictio post partum) 1 ; 2/3 ; V2 ; Va ; Vs ; Vis Thlr. 

6. EinschreibuDg eines jeden Taufzeugen über drei Vis Thlr. in der 
1. n. III. Classe, V30 Thlr in der IV— VI. Classe. 

7. Stille Beerdigung einer erwachsenen Person 8V2; 6; 3; IV3; 
2/3; V3 Thlr. 

8. Desgl. einer Person unter 18 Jahren, welche noch nicht durch 
Ueiratb oder selbstständige Wirthschaft vom elterlichen Hause 
getrennt war 6^/3; 4; 2; 1; 8/^5 ; Vis Thlr. 

9. Feierliche Beerdigung 16; 12; 8; 6; 4; 3 Thlr. 

10. Für jeden ausser dem eigentlichen beerdigenden Geistlichen beim 
Begräbniss (ad 9.) fungirenden Priester 2 Thlr. in der I. und 
n. Classe; 1 Thlr. in der III— VI. Classe. 

11. Ausstellen eines kirchlichen Zeugnisses 2/3; Vs.» Vs; V3; V«; 
Ve Thlr. 

B. Gebühren für BittKÜhandlungen. 
a) Heilige Messen ^). 

1. Eine stille heilige Messe zur gewöhnlichen oder vom Priester zu^ 
bestimmenden Zeit, resp. bis 8 Uhr V3 Thlr. für alle Classen. 

2. Eine desgl. zu einer vom Besteller bestimmten Zeit, von 8 bis 
incl. 10 Uhr »/3 Thlr. fär alle Classen. 

3. Eine desgl. nach 10 Uhr 1 Thlr. far alle Classen. 

4. Hochamt oder Kequiem zur Zeit wie ad 1. 1 Thlr. für alle Classen. 

5. Hochamt oder Requiem zur Zeit wie ad 2. V/2 Thlr. far alle 
Classen. 

6. Desgl. wie ad 3. 3 Thlr. für alle Classen. 

7. Hochamt mit Assistenz 3 Thlr. für alle Classen. 

8. Jedem Assistenten ad 7. 1 Thlr. far alle Classen. 

h) Officium defunctorum. 

9. 1 Noctum 1 Thlr. für alle Classen. 


1) Die Taxe für die seciis Classen, weiche hier durchweg uuterscbieden 
werden, lassen wir einfach hintereinander Abdraciten, da der Tabellensatz des 
Originals zu kostspielig ist. Auch haben wir die in Silbergroschen angesetzten 
Summen der Bequemlichkeit des Druckes halber meistens in ThalerbrQche umge- 
rechnet. (Die Red. des Archiv'ä). 

2) D. h. Privatmessea, oder solche, welche einmal verlangt werden und 
Dicht ftindirt sind* 
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10. Landes 1 Thir. 

11. Pur jedeu Geistlichen, der noch auf Verlangen bei noctum und 
laudes fiingirt 1 Thlr. 

12. Das ganze matutinum cum laudibus 4 Thlr. 
18. Jedem Assistenten dabei, wie 11. 2 Thlr. 

14. Conduct und Libera 1 Thlr. 

15. Desgl. mit Assistenz 2 Thlr. 
Jedem Assistenten Va '^^* 

16. Salve Eegina y^; y^; «/,5; y^; Vs; Vs Thlr. 

17. Desgl. mit Assistenz 1 Thlr. 
Jedem Assistenten Va Thlr. 

18. Eanzelfurbitte pro Sonntag 1 Thlr. 

19. Läuten pro Puls und Glocke Vio Thlr. 

20. Leichenpredigt von der Kanzel 3 Thlr. 

21. DesgL am Grade 2 Thlr in der I. und IL Classe, 1 Thlr. in 
der m— VL Classe. 

22. Danksagung 1) (am Grabe) 1 Thlr. 

C. Begräbnisslieder und Begleitung dt^ch die Schtde. 
Für die Begleitung durch die Schule resp. das Singchor (§. 19. und 
22. des Beglements) 
L für das Geleit a) dem Dirigenten 2/3; Va; Va; Vs; V«; Vs Thlr. 

b) jedem zweiten Lehrer oder Chorbeamten : die- 
selben Taxen. 

c) den Singschälem resp. dem Sing-Chor zusam- 
men: dieselben Taxen. 

IL für jedes Lied, das gesungen wird, 

a. wo der Küster und der Chordirigent verschieden sind: 

a) dem Dirigenten Ve; Ve; Vis; Vis; Vio; Vio Thlr. 

b) jedem zweiten Lehrer etc. Vi«; V« ; Vio ; Vio ; Vis; Vis Thlr. 

c) den Singschtiem resp. dein Singchor zusammen diesel- 
ben Taxen. 

^. wo Küster und Chordirigent in einer Person vereinigt sind: 

a) dem Dirigenten Vis; Vis; Vio; Vio; Vis; Vis Thlr. 

b) jedem zweiten Lehrer etc. Vio ; Vio ; Vis ; Vis; Vao ; Vao Thlr. 

c) den Singschülern resp. dem Singchor zusammen diesel-- 
ben Taxen. 

in. für jedes vierte u. s. w. Lied (§. 19. des Beglements) 

a) dem Geistlichai & Sgr. in deivl. und IL Classe, 3 Sgr. 
in der III. und IV. Classe, IVa Sgr. in der V. und VL Classe. 
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b) dem Küster, sofern derselbe nicht Chor-Pirigent ist,* resp. 
den füngirenden Eirchenbeamten zusammen 1 V2 Sgr. in der 
I. und II. Classe, 1 Sgr. in der HI, und IV. Classe, 6 Pf. 
in der V. und VI. Classe. 

D. Der Küster 
erhält seine Antheile von den Gebühren zu A. nach §. 42. des Be- 
glements. Von den Gebühren B. 9—17. ein Drittheü des Tai- 
Satzes (§. 42. des Beglements). 
Für die Handlungen ß. 4, 5, 6. der Taxe V3 TWr. in der I. und 

II. Classe, V« Thlr. in der HI— VI. Classe. 
Zu B. 7. V2 Thlr. für alle Classen. 

Zu B. 1, 2, 3, 20 — 22. erhält der Küster nichts, zu B. 18. J. 5. 
a— d. sind die Gebühren des Küsters in §. 42. zu B. 19. in §. 24. 
des Reglements bestimmt. Die Positionen far den Assistenten 
werden bei den Gebühren für den Küster nicht mitgerechnet. 
Wird das Küsteramt von mehreren Personen verwaltet, so theilen 
sich dieselben in die Beträge nach der Ortsobservanz. 
Sollten zum Beten des officiums mehr als eine Person (Laien) er- 
fordert werden, so erhält jede zweite jür jede Tageszeit V« Thlr. 

E. Der BöHgesdeher 
erhält pro Act Ve Thlr. 

F. Organist und Qmior 

erhalten, wenn die heilige Messe von Orgelspiel und Volksgesang 

begleitet wird, zusammen B. 1. 3 Sgr. 4 Pf. fär alle Classen. 

B. 2. 6 Sgr. 8 Pf. fär alle Classen. 
B. 3. 1/3 Thlr. für alle Classen. 
Werden beide Aemter von einer Person verwaltet, so erhält diese 
den ganzen Betrag. B. 4. jeder V3 Thlr. 

B. 5. V2 Thlr. 
B. 6, oder 7. Vs Thlr. 
Werden aber beide Aemter von einer Person verwaltet, so erhält 
diese ad B. 4, 5, 6, 7. den fär einen Beamten ausgesetzten Betrag. 
Für Orgelspiel mit oder ohne Volksgesang bei Taufen , Trauungen 

oder Exequien erhält jeder der Beamten Vs Thlr. 
Wenn nur ein Beamter beide Functionen inne hat, so erhält der- 
selbe den einfachen Satz von Ys Thlr. 

G. Die Kirchväter 
erhalten auf dem Lande ^or ihre Dienstleistungen bei den in der 
Stoltaxe aufgeführten, kirchlich«! Functionen jeder 8 Sgr. in der 
I. und n. Classe, 6 Sgr. in der III. und IV. Classe, 4 Sgr. in 
der V. und VL Classe. 
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H. Die Ministranten i KircJiknäben^ Sreuzträger 
erhalten bei Functionen, bei welchen sie gebraucht werden, jeder 
mit Ausnahme von B. 1—3. 5 Sgr. in der I. und II. Classe, 2Y2 Sgr. 
in der III— VI. Classe. 

I. Der Kirche. 

1. Für Weihrauch, wenn derselbe auf Verlangen angewendet wird: 

a) bei Begräbnissen V2 Thlr. 

b) bei Hochämtern etc. Y^ Thlr. 

2. Für Gebrauch 1) a) einer weissen Kerze pro Act 3 Sgr. 

b) einer gelben Kerze pro Act 2 Sgr. 

3. Für Gebrauch der Bahre und der gewöhnlichen Leichentücher etc. 

a) bei einem stillen Begräbnisse einer Person über sechs Wochen 
2/3 Thlr. in der I. und IL Classe, 1/3 TMr. in der IIL und 
IV. Classe, Ve Thlr. in der V. und VI. Classe. 

b) bei einem feierlichen desgl. ohne Exequien: 

I. für die Kirchenutensilien IV3; IV3; V3; V3; Vs; Vs Thl^- 
IL für das Pluvial 1 Thlr. 

c) bei einem desgl. mit Assistenz: 

L für die Kirchenutensilien IV3; IVs; Vs; Va; Vs; Vs Thlr. 
IL für Ornate, Pluvial und Dalmatiken 3 Thlr. 

d) bei feierlichen Exequien: 

L für die Kirchenutensilien IV3; IVs; Vs; Vs; Vs; Vs Thlr. 
IL für die Paramente 2 Thlr. 

e) bei einem feierlichen Kinderbegräbnisse (bis 6 Wochen) 1 ; 1 ; 

»/3;*/3;V3;V3Thir. 

4. Pro Stab bei Begräbnissen Ve Thlr. 

5. Bei Trauungen a) für den Gebrauch des Staffeltuches 1 Thlr. 

b) für Teppiche nach Einigung. 

c) für die Kniebank für die Bräutleute Vs Thlr. 

d) pro Stuhl Ve Thlr. 

6. Für ein hölzernes oder blechernes Denkmal 1 Thlr. 

7. Für eine hölzerne Umfriedung fär 1 Person 2 Thlr. 

8. Für ein steinernes oder metallnes. Denkmal 8 Thlr. 

9. Für ein gemauertes Grab oder eisernes Geländer far je eine Per- 
son 10 Thlr. 

10. Für Anlegung einer Gruft pro DFuss 3 Thlr. 


1) Werden neue Kerzen verlangt, so müssen dieselben bezahU werden. 
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lieber eine Competenzütoerschreitung des I. Senats 
des königl. preuss. Obertribunals, 

betreffend die Baulast der Kirchenpatrone zur Erweiterung Jcatho- 

lischer Pfarrschul-Häuser in Schlesien. 
Von Dr. Heinrieb Taueber. 

Die Frage ist, stimmt §, 11. des Beglements de gravaminibus 
mit §. 37. Tit. 12. Th. IL Ällg. L.-JB. überein? 

Der erste Senat des Königlichen Ober-Tribunals äo^ iinter 
dem Vorsitze des Staats-Ministers ühden durch zwei Erkenntnisse 
vom 29. Juni und 25. September 1868 zu Gunsten des Fiscus und 
der Privatpatrone und zum Nachtheile der betheiligten Gemeinden 
und des katholischen Schulwesens ohne das Plenum sich selbst 
reformirt. 

Früher hatte derselbe durch ein Erkenntniss vom 17. November 
1856 in üebereinstiramung mit den Gerichten erster und zweiter In- 
stanz die Kirchenpatrone in Schlesien für verpflichtet erachtet , zu 
den Baukosten der katholischen Pfarrschülen auch dann beizutragen, 
wenn dieselben einer Erweiterimg bedürften. Jetzt hat er den Fis- 
cus und die Patronats-Dominien von diesen Beiträgen freigesprochen 
und dieselben den ohnedies schon so schwer belasteten Gemeinden 
auferlegt. 

Gesetzlich wäre nach der Gab. -Ordre vom 1. August 1836 hier- 
zu ein Plenarbeschluss erforderlich gewesen. Wenn nämlich ein Ober- 
tribunals - Senat von einem bisher angenommenen Eechtsgrundsatze 
oder von der bis dahin durch ihn oder einen anderen Senat befolg- 
ten Auslegung oder Anwendung einer gesetzlichen Vorschrift abzu- 
gehen beschloss , so musste die Rechtsfrage zur Erhaltung der Ein- 
heit der ßechtsgrundsätze vor das Plenum des Ober-Tribunals ge- 
bracht werden. Ein Plenarbeschluss wäre bei der Vl^ichtigkeit der 
Frage- mindestens sehr angezeigt gewesen, wenngleich durch das 
Gesetz vom 7. Mai 1856 die gesetzliche Nothwendigkeit zu Einho- 
lung eines solchen Beschlusses jetzt aufgehoben ist. 

- Das Plenum hätte wahrscheinlich die frühere Entscheidung auf- 
recht erhalten, welche sich durch einfache und bündige Motivirung 
vor den mühsamen und künstlichen Deductionen des neueren ürtheils 
vortheilhaft auszeichnet. 

Der erste Senat vermied indess die Einholung eines Plenarbe- 
schlusses, indem er anführte: 

»Die frühere Nichtigkeitsbeschwerde habe gar nicht die Ver- 
letzung des §. 6. des Gesetzes vom 21, Juli 1846 behauptet 
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und gerügt, sondern nur die Verletzung der §§. 6. und 59. der 
Einleitung des Allgemeinen Landrechts.« 
Diese Aniuhrung ist thatsächlich unrichtig. Die Grunde des 
früheren Obertribunalsurtheils vom 17. November 1856 sagen das 
Gegentheil. 

»Die Beschwerde des Imploranten,« heisst es darin , dciss der 
Appellationsrichter die Vorschriften des Gesetzes vom 21. Juli 
1846 verletzt hdbe^ ist hinfällig. 

Die Beschwerde hatte also nicht »nur die Verletzung der §§. 6. 
und 59. der Einleitung zum A. L. B.,« sondern ausdrücklich des 
ganzen Gesetzes vom 21. Juli 1846 einschliesslich des §. 6. behauptet 
und gerügt. 

Das Obertribunal hatte aber überdies die Zurückweisung der 
Beschwerde in einer Weise motivirt, welche die Anwendbarkeit des 
ganzen Gesetzes von 1846 einschliesslich des §. 6. desselben aus* 
schloss. 

Dieser §. 6. bestimmt nämlich: 

»Soweit ein Provinzial- oder ^in Localgesetz oder ein Her- 
kommen mit dem §. 37. Th. II. Tit. 12. AUgem. Land- 
rechts übereinstimmen, treten auch an ihre Stelle die Vor- 
schriften des gegenwärtigen Gesetzes.« 
Das frühere Ober-Tribunals-Urtheil führte nun aus: 

Für Schlesien bestimme als >eine völlige Abweichung van 
der . Forschrift des §. 37.« das Keglement 4Je gravaminibus, 
§. 11. lit. a. f. g., dass die Grundsätze von Eircfaenbauten und 
Reparaturen allgemein und ohne den landrechtlichen Unterschied, 
ob die Schulen zugleich Küsterwohnungen sind, bei Schulen ka- 
tholischeu: Gonfession Anwendung fänden, 
und folgerte daraus, 

dass von der Anwendung des an die Stelle des §. 37. resp. der 
damit übereinstimmenden Provinzialgesetze getretenen Gesetzes 
vom 21. Juli 1846 auf die katholischen Schulen in Schlesien 
nicht die Bede sein könne. 

In seinem neuen ürtheil bestreitet der erste Senat die von 
ihm früher nachgewiesene »völlige Abweichung,« behauptet eine 
wenigstens partiale Uebereinstiramung und folgert daraus die An- 
wendbarkeit des Gesetzes von 1846, welche er früher entschieden 
verneint hatte. 

Wie unrichtig hiernach die angefahrten thatsächlichen Behauptun- 
gen, ebensowenig überzeugend sind die Gründe, welche das neue ürtheil 
gegen die früher angenommene völlige Abweichung des Beglements de 
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gravaminibns von dem §. 37. L c. und im die jetzt behauptete re- 
ktive üebereinstimmung anfährt. Diese üebereinstimmnng wird 
nämlich darans hergeleitet, dass in dem Fall des §. 37. 1. c. diesel- 
ben Verpflichtungen der Patrone etc. eintraten, wie in dem Fall des 
§. 11. des Reglements de gravaminibus ; es wird aber übersehen, 
dass dieser Fall nach dem Reglement die Begel, nach dem §. 37. 
die Amnahme bildet, und dass von einer Uebereinstimiäung der 
Gesetze nicht die Rede sein kann , wo die Fälle ihrer Anwendung 
so völlig verschieden, ja fast entgegengesetzt sind. Wo die Schul- 
baupflicht des Patrones und der Eingepfan-ten dem §. 37. gemäss 
•die Ausnahme bildet, da tritt mit der Beschränkung der Ausnahme 
eine erweiterte Anwendung der Regel ein. Wo aber, wie für die 
schlesischen, katholischen Schulen die Baupflicht der Kirchen-Pa- 
trone etc. Regel ist, da kann die Beschränkung der Ausnahme nicht 
Platz greifen, ohne eine Gesetzeslücke herbeizuführen. 

Das zeigt sich recht klar, wenn man versucht, den §. 3. des 
Gesetzes vom 21. Juli 1846 auf die schlesischen Pfarrschulen an- 
zuwenden. 

Dieser §. 3. erklärt 

»diejenigen, welchen in Ermangelung eines Küsterhames der 
Bau und die Unterhaltung einer gemeinen Schule am Orte ob- 
liegen würde« 

für verpflichtet, die Schulerweiterungsbauten auszufahren. Nun sind 
aber nach dem Reglement de gravaminibus Patrone und Eingepfiarrte 
auch »in Ermangelung eines Eüsterhauses« schulbaupflichtig. Die 
Erweiterungsbaulast, die man ihnen als küsterbaupflichtigen abnimmt, 
würde ihnen mithin wegen der Schulbaupflicht, die ihnen provinzial- 
gesetzlich eben&lls obliegt, wieder zufallen. 

:j Richtig ist es zwar, wie die neue Gbei-tribunals-Entscheidung 
weitläufig aus den »Materialien« des Gesetzes vom 21. Juli 1846 
nachweist, dass man bei Abfassung des Gesetzentwurfe eine üeber- 
einstimmung des Reglements de gravaminibus mit dem §. 37. ange- 
nommen oder vielmehr ohne nähere Prüfung vorausgesetzt hat. 
Allein noch weniger unterliegt es einem Zweifel, dass man darin 
irrte, indem in Wahrheit keine üebereinstimmung, sondern eine 
»völlige Abweichung« beider Gesetze von einander besteht. 

Man könnte mit gleichem Recht zwei Strafgesetze überein- 
stimmend nennen, welche für gans verschiedene Fälle dieselbe Strafe 
vorschreiben und zwar für den einen Fall als Regel, far den anderen 
als Ausnahme. 

Es ist daher zu erwarten, dass es bei der bisherigen conformen 
Praxis der Gerichtshöfe aller Instanzen in Betreff der Baulast der 
pcblesischen Pfarrschulen schliesslich verbleiben wird. 
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Die yerhandlungen der deutschen Erzbischöfe und 
Bischöfe zu Wiirzburg im Oct. und Nov. 1848. 

(Schluss: vgl. Archiv XXI, 108 ff., 177 ff., XXII, 214 ff.) 

XXVL Einundzwanzigste Sitzung^ den 4, November, Abends 6 TJhr, 

Es fehlten bei derselben wegen Unwohlseins die Bischöfe von 
Augsburg und Hildesheim. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Soll noch erst die von Pro- 
fessor Fessler angeregte Frage über die Zulässigkeit protesüintischer 
Taufpathen bei katholischen Taufen verhandelt werden, oder sogleich 
zur Tagesordnung , der Besprechung der Diöcesan-Synoden, überge- 
gangen werden? 

Einstimmig wurde Letzteres beschlossen. 

Das Protokoll der 15. Sitzung wurde verlesen und genehmigt, 
und hierauf zur Tagesordnung, der Berathung über die Diöcesan- 
Synoden übergegangen. 

Zunächst verlas Domcapitular Beissmann von Wurzburg das 
von ihm, Würschmitt und Krabbe verfasste Eeferat. Es han- 
delte zunächst 

1. über die Zweckmässigkeit der Diöcesan-Syüoden in gegen- 
wärtiger Zeit. Die Zweckmässigkeit derselben überhaupt sei voraus- 
zusetzen; das Tridentinum habe darum jährliche Abhaltung verordnet' 
selbst unter Strafandrohung. Sie unterblieben aber in Deutschland 
nicht wegen ihrer Unzweckmässigkeit, noch wegen schlimmer Er- 
fahrungen , sondern meistens unter dem Verwände der zu grossen 
Ausdehnung der Diöcesen. Die Provincial-Conferenz von Köln zeigte 
[vgl. Archiv XXI, S. 117 ffl], wie zweckmässig man sie halten 
würde. Zwar scheine das Tridentinum nicht mehr so strict zur Ab- 
haltung der Diöcesan - Synoden zu verpflichten , da sie nach der 
Praxis von fast dreihundert Jahren unterblieben seien. Aber es 
scheine ihre Abhaltung jetzt eine Lebensfrage der Kirche von Deutsch- 
land geworden zu sein. Nicht etwa die neuerungssüchtigen, sondern 
die wohlgesinnten Geistlichen seien es, der bessere und grössere 
Theil des deutschen Klerus sei es, welcher Hülfe suche in den DiÖ- 
cesan-Synoden. Der Beschluss in dieser Sache werde am meisten 
ersehnt. Daher glaubte die Commission ohne Weiteres auf Wieder- 
einsetzung der Diöcesan-Synoden antragen zu sollen. 
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2. lieber die Art der Abhaltung beständen die kirchlichen 
Festsetzungen, wie sie namentlich bei Benedict XIV. de synodo 
dioecesana üb. V. c. 1. und auch im Pontificale Bomanum (ordo ad 
sjnodum) angegeben seien. Bezüglich der Zeit bestimme das Tri- 
dentinum jährliche Abhaltung und der Ort der Abhaltung sei die 
Besidenzstadt des Bischofs oder ein anderer von ihm bestinunter Ort. 

4. Die Frage, wer bei der Synode zu erscheinen habe, beant- 
wortete die Commission dahin, Präsident sei der Bischof, und zuzu- 
ziehen seien die vom Bischof ernannten Assessoren , das Domcapitel 
oder dessen Deputirte und die Pfarrer und überhaupt die Seelsorge- 
Priester. Ein Hinderniss sei, dass wegen der grossen Ausdehnung 
der Diöcese nicht gut alle die letzteren erscheinen könnten und hier 
müsse man den von Benedict XIV. vorgeschlagenen Ausweg wählen, 
dass die Pfarrer aus den einzelnen Decanaten Deputirte schickten. 

4. In Betreff der Frage, wie die Beschlüsse auf den Diöcesan- 
Synoden zu Stande kommen, recurrirte das Beferat auf die allge- 
meinen kirchlichen Bestimmungen, wie sie namentlich bei Benedict XIV. 
de syn. dioec. dargestellt sind. Es sollten auf der Diocesan-Synode 
alle Oesetze promulgirt werden; daneben könnten neue Beschlüsse 
ge&sst werden ; aber der Bischof allein habe votum decisivum , die 
anderen hätten nur votum consultativum. Negativ sei die Grenze 
der Gompetenz der Diöcesan-Synoden, so fuhr das Beferat fort, durch 
die Gondemnation der Synode von Pistoja bestimmt. Es seien in 
dieser Beziehung besonders drei Sätze condemnirt, dass es sich dort 
gleichmässig um Abstellung der Missbräuche der Bischöfe und Pfar- 
rer handelte, dass die Pfarrer mit den Bischöfen judices fidei seien, 
dass die Diöcesan-Synode die kirchlichen Verordnungen erst anzu- 
nehmen habe. Wenn die kirchlichen Grundsätze in dieser Beziehung 
kräftig festgehalten würden, so sei keine Besorgniss, dass die Diöce- 
san-Synoden ein democratisches Princip in der Kirche einführen 
würden, 

5. In Betreff der Frage, ob alles, was ehedem über examina- 
tores, judices synodales u. s. w. in den Diöcesan-Synoden vorkam, 
auszufuhren sei, erklärte der Beferent, die Bestimmungen über die 
judices synodales sei nicht ausführbar, wohl aber die über die exa- 
minatores synodales, auf welche das Tridentinum so energisch dringe, 
dass es ohne solche die Verleihung von Pfarrbeneficien gewisser- 
massen als subreptorisch erkläre. 

Schliesslich wurden in dem Beferate folgende Anträge gestellt : 

1. Der Episcopat erachtet das Institut der Diöcesan-Synoden 
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für die gegenwärtigen Verhältnisse für zweckmässig und wird sie 
deshalb ohne Weiteres einfahren. 

2. Die Art der Abhaltung derselben ist kirchlich durch das 
Diöcesan-Kecht, und besonders von Benedict XIV. genau bostinimt. 

3. Hiernach hat die Diöcesan-Synode unter dem Präsidium des 
Bischofs zu bestehen: 

a. aus Deputirten des Capitels, 

b. aus den Assessoren, welche vom Bischöfe ernannt werden, 

c. aus den Pfarrern und selbstständigen Seelsorgern und Deputirten 
der Klöster, welche sich mit Seelsorge beschäft4gen. 

Wegen grosser Ausdehnung der Diöcesen sollen stakt aller Pfarrer 
blos Deputirte derselben aus den verschiedenen Decanaten erscheinen. 

4. In der Beschlussfassung der Synode hat diä Entscheidung 
die Mehrheit; aber die Beschlüsse sind blos vota consultativa ; erst 
die Genehmigung des Bischofs macht den Beschluss rechtsbeständig. 

5. Ob noch die früheren judices examinatores synodales zu be- 
stellen seien, ist von der Versammlung zu berathen. 

Erzbischof von Freiburg: Man hat bei mir dringend eine Diö- 
cesan-Synode verlangt, aber das Verlangen war so unordentlich, dass 
es nicht gewährt werden konnte. Man verlangte, die Diöcesan- 
Synoden sollten zur Hälfte aus Geistlichen und zur Hälfte aus Laien 
bestehen, welche dann untereinander die Abschaffung von Missbräu- 
chen oder missliebigen kirchlichen Institutionen berathen und die 
allgemeine Kirchendisciplin ganz aufheben oder wesentlich umändern 
könnten, und es solle alsdann der Diöcesan - Bischof den so durch 
die Majorität gefassten Beschlüssen sich fügen und dieselben aus- 
führen. Daraufhin konnte ich keine Diöcesan-Synode abhalten. Ich 
wusste schon, was diejenigen wollten, die um Diöcesan-Synoden ba- 
ten. Zur Beruhigung für die Zukunft wünsche ich, dass ausge- 
sprochen werde, wer die Diöcesan-Synoden zu bestimmen, wer sie zu 
berufen habe, was für Gegenstände darin zu verhandeln seien und 
wer dfen Beschlüssen ihre Gültigkeit gfebe. Ich bitte, über die ganze 
Sache nach Anleitung der gestellten Anträge zu beschliessen. Ich 
glaube nicht, dass jetzt die Zeit zur Abhaltung von Diöcesan-Sy- 
noden wäre. 

Bischof von Fassau: Es kommt darauf an, wie die Stimmung 
in den andern Diöcesen ist. Es hängt von den Verhältnissen der 
Diöcesen ab, ob man Diöcesan-Synoden abhalten soll. In meiner 
Diöcese sind die Verhältnisse unter dem Klerus ziemlich günstig. 
Es ist dort noch keine Stimme über die Diöcesan-Synoden laut ge- 
worden. 
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Bischof Oettl von Eichstädi: In Augsburg ist lebhaft der 
Wunsch darnach ausgesprochen worden. 

Bischof Riedl von Regensburg : In meiner Diöcese ist auch der 
Wunsch darnach laut geworden, und zwar nicht von den schlechteren, 
sondern von den besser gesinnten Geistlichen. 

Domcapitular Steichele von Augsburg: In der Regensburger 
Diöcese sind aus einigen Decanaten derai-tige Wünsche laut gewor- 
den. Das eine Decanat hat seine Wünsche in bescheidener Weise 
vorgelegt. Ein %nderes Decanat suchte Stimmen dafür in der ganzen 
Diöcese zusammen. Die Art wie dieses geschah, musste dem Bischof 
und dem Ordinariat unangenehm sein. Aber die Petition kam nicht 
zu Stande, sondern scheiterte an dem besseren Sinne der Mehrzahl. 
So ist bei uns das Verlangen nach Synoden von einigen in bedenk- 
licher, von besser gesinnten aber in bescheidener Weise kund ge- 
geben. 

Bischof Ärnoldi von Trier: Die politische Gährung hat auch 
diese Erscheinung hervorgebracht, dass nicht blos die Frechen nach 
Synoden schreien, sondern dass sich auch unter den Guten viele 
finden, die glauben, dass es für die Hebung des kirchlichen Lebens 
erspriesslich sei, Diöcesan-Synoden zu halten. So wird es fast überall 
sein. Wir können die Sache nicht ganz ablehnen, obgleich in dieser 
xmruhigen Zeit von den Früchten nicht zuviel zu versprechen ist. 
Schon im Mai auf einer Conferenz der Bischöfe der Kölner Provinz 
kam die Frage über die Zweckmässigkeit der Abhaltung der Diöce- 
san-Synoden in dieser Zeit der Aufregung zur Sprache ; man hat aber 
damals für nöthig erachtet, dass vorerst eine Uebereinstimmung aller 
deutschen Bischöfe in dieser so wichtigen Sache, und wenn möglieh 
die vorausgehende Abhaltung eines National - Conciliums als wün- 
schenswerth herbei zu führen sei, bevor man dann zur allgemeinen Wie- 
dereinführung der Diöcesan-Synoden schreite. Damit aber die Bischöfe 
in dieser Sache nicht unvorbereitet seien, so könnte schon im näch- 
sten Frühjahr jeder Bischof einige Decane und Pfarrer einladen und 
mit diesen sich über die Verhältnisse und Bedürfnisse berathen, um 
so recht vorbereitet auf der National-Synode zu erscheinen. 

Bischof Hofstetter von Fassau: Ich glaube, dass auch hier 
ein höheres Princip aufzusuchen ist, dann können wir sicherer ver- 
fahren. Ich bin mit meiner Diöcese in der Sache nicht berührt, 
indem ich dort keine Veranlassung habe, Diöcesan-Synoden zu be- 
treiben, darum sind meine Aeusserungen wohl um so unbefangener. 
Ich glaube indessen, dass es in dieser Sache nicht viel zu deliberiren 
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gibt. Denn die Diöcesan-Synoden sind tirchlich vorgeschrieben; 
ihre Unterlassung kann indulgirt werden , aber kein Bischof kann 
sie direct zurückweisen. Köm verlangt sie auch jetzt noch und hat 
in der Antwort auf die Quadriennal-Berichte gefragt, warum keine 
Diöcesan-Synoden gehalten werden oder ein Ersatzmittel derselben 
stattfinde. Vom kirchlichen Standpunkte und Princip aus bin ich 
daher entschieden dafür, dass der Episcopat auch hier seine Pflicht 
zu erfüllen hat. Die gegenwärtigen Verhältnisse erfordern ganz be- 
sonders diese Synoden. Wenn man jetzt nicht, Yfßs recht und billig 
ist, gewährt, wird manches Unheil hereinbrechen, wohl gar das Straf- 
gericht. Es ist der beste Ausweg, die rechte Mitte zu finden. Der 
gute Klerus wird die Diöcesan ~ Synoden dankbar annehmen , der 
schlechte wird eingeschüchtert und in seinen Wühlereien gehemmt 
werden, und es wird auch der Segen Gottes dabei sein. Zwar wer- 
den für die Bischöfe grosse Arbeiten und Mühen aus diesen Synoden 
entspringen, aber das soll uns nicht abhalten. Man soll sich streng 
und genau an den kirchlichen Standpunkt halten, und so stimme 
ich ganz mit dem trefflichen Keferate von Domcapitular Beissmann 
überein. 

Erzbischof von Freiburg: Für die Handhabung dessen, was 
gefordert ist, sind die Ordinariate da. 

Stiftspropst Döllinger : Ich stimme ganz dem Bischof Hofstetter 
bei, will aber noch einiges hinzusetzen. Ich mache darauf aufmerk- 
sam, dass nicht durch Willkür, sondern durch den Drang der Zeit 
und die Lage den weltlichen Eegierungen gegenüber die Eegierung 
der Diöcesen mehr und mehr büreaukratische Formen angenommen hat. 
Kaltes Papier regiert und ersetzt nur schlecht die persönliche 
Wechselwirkung und namentlich fehlen den Schriften die gehörigen 
Erläuterungen ; es fehlen so viele Mittel der Verständigung, die das 
Papier, nicht geben kann. Da ist ein Gegengewicht nöthig, durch 
mündliche, persönliche Einwirkung des Bischofs und durch Einwir- 
kung des besseren Theiles des Klerus. Die Diöcesan-Synoden sind 
daher jetzt ganz nothwendig; aber es würde mich bedenklich machen, 
wenn man jetzt ganz einfach Diöcesan-Synoden, so wie das Tridenti- 
num es will, also auch jährlich wieder abhalten wollte. Das würde 
für jetzt noch zu weit gehen. Ich sage darauf nur, jeder Bischof 
möge nach den Verhältnissen und Zuständen seiner Diöcese Diöcesan- 
Synoden in unbestimmten Zeitfristen abhalten. Dann haben die 
Bischöfe es ganz in der Hand, den intelligentesten und 'besten Theil 
des Klerus als kirchliche Leibwache um sich zu sammeln und auf 
den weniger tüchtigen Theil des Klerus einzuwirken. Ich hoffe, dass 
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der ganze Klerus einer Diöcese sich künftig eng um seineu Bischof 
schaaren und eine grössere Einheit als bisher bilden wird. Der 
Staat hat sich so häufig zwischen Bischof und Klerus hineinge- 
schoben. Das wird anders und besser werden. Also von dieser 
Seite hege ich wenig Besorgnisse, selbst in sehr zerrütteten Diöcesen. 
Was die Freiburger Diöcese betrifft, so hat sich dort böswillig das 
Verlangen nach Diöcesan-Synoden kundgegeben und mit Becht hat 
daher die oberhirtliche Behörde dort bis jetzt die Sache abgelehnt, 
da sie auch in anderen Diöcesen nicht stattfanden und die Schlech- 
testen darnach schrieen. Aber ob die Weigerung auch künftig zu- 
lässig sei bezweifle ich, zumal, wenn in einigen Diöcesen diese Syno- 
den Eingang finden. Das Institut ist ein rechtliches und kirchliches 
und kann darum auch Nirgends auf die Dauer verweigert werden. 
Wie kann aber dem schlechtgesinnten Theile des badischen Klerus 
entgegen gewirkt werden ? Es scheint, dass es dort zu einer Krisis 
kommt und diese wird auch ohne Diöcesan-Synode kommen. Die 
Diöcesan-Synode kann nur dieselbe beschleunigen, und das ist kein 
Unglück. Wie wäre es nun, wenn der Erzbischof zuerst einen 
Kevers entwürfe und darin die kirchlichen Grundsätze über die Diö- 
cesan-Synoden, namentlich die drei Anatheme von Pius VI. ausein- 
andersetzte, und dann die Geistlichkeit aufforderte, sich durch Unter- 
schreiben des Reverses zu erklären, ob sie sich an der Synode in der 
von der Kirche vorgeschriebenen Weise betheiligen wollte. Wer sich 
weigert, diesen Kevers zu unterschreiben, ist auch von der Theilnalirae 
an der Diöcesan-Synode ausgeschlossen, und diejenigen, welche un- 
terzeichnen, sind damit gebunden. Das ist Ein Mittel, üeberhaupt 
glaube ich aber, dass in der Diöcesan-Synode selbst ein Heilmittel 
liegt. Denn die Guten bilden doch überall in jeder Diöcese die 
Mehrheit. Das ganze Institut würde aber dazu beitragen, das kirch- 
liche Bewusstsein zu erwecken und klar zu machen, wie wir dieses 
ja in dieser Versammlung schon an uns selbst gesehen haben. 

Domcapitular Förster: Döllinger hat Alles so erschöpfend ge- 
sagt, dass ich auf mein Wort verzichte; nur bemerke ich, dass ich 
dem Bischof von Trier nicht beistimme. Ich glaube, umgekehrt 
soll man von den Diöcesan-Synoden zur National-Synode übergehen. 
Denn bis zur National-Synode wird es wohl noch zu lange anstehen 
und wir dürfen -die Diöcesan-Synoden nicht so lange verschieben. 
Der Schrei darnach ist zu laut. Auch werden die Diöcesan-Synoden 
den Stoff fär die Provincial- und National-Synoden liefern. Die 
schwierigeren Fragen behält man den National-Synoden vor. 

D<vncapitular Beissman : Ich glaube auch , dass DJöcesan- 
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Synoden vorausgehen sollen. Die Diöcesan-Synoden sind auch daö 
geeignetste Mittel, die gegenwärtigen Beschlüsse an den Klerus mit- 
zutheilen. Der Antrag Bollinger's, dass jeder Bischof die Diöcesan- 
Synoden nach seinem Gutdünken abhalten soll, scheint mir bedenk- 
lich. Das fülirt zu viele und nachtheilige Abweichungen herbei. 
Wenn ein Bischof alljährlich die Diöcesan-Synoden hält, so kommt 
der Nachbar, der sie nicht oft hält, in eine eigene Lage. Ich 
wünsche, dass jede willkürliche Handlung fern bleibe, unter Nr. 3. 
meiner Anträge habe ich schon in jener Hinsicht eine Vorsorge ge- 
troffen. Auch gibt Benedict XIV. schon das Mittel an, wie zu ver- 
fahren sei, wenn der Bischof nicht jedes Jahr eine förmliche Synode 
beruten kann. (Benedict, de synodo dioecesana lib. II. cap. II. 
Nr. 5). Er schlägt den Bischöfen der canarischen Inseln vor, auf 
den einzelnen Inseln abgesonderte Synoden zu halten, oder einige 
Deputirte aus den einzelnen Decanaten zusammen zu rufen und nur 
alle 3—4 Jahre eine förmliche Diöcesan-Synode zu berufen. 

Domcapitular Fessler: Ich bin mit DölUnger's Antrag einver- 
standen. Aber die Worte: »in unbestimmten Zwischenräumen« wür- 
den eine Bestimmung gegen die Bestimmung des Concils von Trient 
sein, welche die jährliche Abhaltung von Diöcesan-Synoden vor- 
schreibt. Allein der Gedanke ist richtig und die Sache liesse sich 
so fassen. — 

Stiftspropst DölUnger: Man möge die Worte weglassen. Ich 
finde selbst, dass der Ausdruck nicht gut ist. 

Domcapitular Fessler: Ich meine, man möge so sagen: »und 
wird dasselbe [d. h. das Institut der Diöcesan-Synoden] nach Vor- 
schrift des Concils von Trient (sess. 24. cap. 2. de ret.), sobald als 
möglich einführen.« 

Domcapitular Herzog: Ich glaube, die Bedenklichkeit löst sich 
dahin, dass unter die nicht zu Veröffentlichenden Beschlüsse auch der 
gehörte , wann und wie oft die Diöcesan-Synoden zu halten seien. 
Das Wann und unter welchen Umständen fallt jedem Bischof an- 
heim. Ich mache noch auf einen Punkt aufmerksam. Sind bedenk- 
liche Störungen und Gährungen schon im Anzug und haben diese 
ihre Wogen schon hoch getrieben , so sind Diöcesan-Synoden das 
beste Mittel , um ungebührliche Geistliche pleno et aperte auf den 
rechten Weg zurückzuweisen. Schriftliche Verfügungen reichen da- 
zu nicht aus; diese kommen nur au Einzelne. Wenn da keine 
Diöcesan-Synoden eingeführt werden, so weiss ich kein genügendes 
Mittel. In Culm sind ungebührliche Forderungen gestellt worden; 
würden gegen solche Massnahmen ergriffen, so würden sie doch nicht 
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bekannt. Ich glaube aber, dass es gerade zur Förderung der Disci- 
plin und Ordnung kein besseres Mittel gibt, als solche Forderungen 
aussprechen zu lassen und sie in die rechte Schranke zu leiten. 

Bei uns gibt es im Klerus beinahe so schlechte Elemente wie 
in Freiburg. Aber es ist etwas Gutes daran, wenn auch solche Leute 
auf einer Diöcesan-Synode hervortreten; da werden sie durch die 
Guten gebrochen , die bischöfliche Anctorität hat Nichts dabei zu 
furchten. Die Capitel und alle Besseren werden dem Bischöfe zur 
Seite stehen. Sollten Diöcesan-Synoden vor der Hand unterlassen 
werden, so wäre dies für die Culmer Diöcese sehr schlimm. Es sind 
dort auch bereits Einleitungen zu einer Diöcesan-Synode getroffen, 
und dieselbe ist nur wegen dieser Versammlung aufgeschoben. 

Domcapitular Schmidt : Auch in der Diöcese Bamberg wünschen 
die Bestgesinnten Diöcesan-Synoden. 

Domcapitular Reissmann: Auf das Verlangen und die Stim- 
mung des Klerus lege ich kein so grosses Gewicht. Das Tridenti- 
num hat dieses auch nicht gethan. Manche, welche jetzt dafiir sind, 
werden bald dagegen sein , denn die Diöcesan-Synoden zielen vor- 
zuglich auf Eeform des Klerus. Vorerst könnten namentlich auch in 
Culm und Freiburg die Diöcesan-Synoden so gehalten werden, dass 
aus den einzelnen Decanaten einige Deputirte gewählt und berufen 
werden. Der Bischof kann ja selbst zu den Deputirten sich noch 
besondere Deputirte auswählen und sich noch durch die tüchtigsten 
und ergebensten Kleriker Verstärkung verschaffen. Dadurch wird 
die Sache begonnen und sie wird sich factisch als gut erweisen. 

Bischof Hof Steuer von Passaui Ich habe ein Bedenken weg:en 
der Deputirten. Es ist Vorsicht nöthig, dass den Bischöfen nicht 
die Hände gebunden werden. Es fragt sich, wer übt dieses Wahl- 
recht aus, und in welchem Zusammenhange steht es mit dem Gesetz 
Benedicts XIV. Beruft der Bischof den ganzen Klerus, so stellt sich 
das natürliche Gleichgewicht von selbst her; der schlechte Theil 
wird niedergehalten. Euft man aber Deputirte und überlässt die 
Wahl dem Klerus der Land-Capitel, so kann es wie bei den Wahlen zu 
den Ständeversammlungen geschehen, dass die Uebelgesinnten ge- 
wählt werden und dass der Gutgesinnte absolut ausgeschlossen wird. 
Oft wirken da sogar Zufälligkeiten ein. Dieser Punkt ist nicht so 
leicht, und daher wohl zu überlegen. 

Erzbischof von Reisach von München: Es ist ganz richtig, 
was der Bischof von Passau bemerkte. Ich habe aber noch ein anderes 
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Bedenken. Es könnte sich nämlich bei einer solchen dem Capitels- 
Kleras überlassenen Wahl der Schein geltend machen, als ob der 
Capitels-Klerus auf der Synode repräsentirt werde, was doch ganz 
unkirchlich wäre. Nicht die Repräsentanten des Klerus machen die 
Gesetze, sondern der Bischof ist der oberste Gesetzgeber in seiner 
Diöcese. Ich glaube, auf dem falschen Repräsentationsprincip beruhen 
die Forderungen, dass auch Laien zu den Diöcesan-Synoden zugezogen 
werden sollen. Was die Fassung des ersten Satzes betrifft, so besteht 
eine bestimmte kirchliche Gesetzgebung ; das Tridentinum macht den 
Bischöfen diese Synoden zur Pflicht. Damit ist nicht gesagt, dass der 
Episcopat seine Pflicht versäumt habe, denn der römische Stuhl hat um 
die Nichthaltung der Synoden gewusst und keine Strafe darauf gesetzt» 
Was die Zweckmässigkeit der Diöcesan-Synoden betrifft, so leben wir in 
Zeiten, wo von den Synoden nicht Umgang genommen werden kann, wie 
schon Döllinger bemerkte. Wenn sie recht gehalten werden, so 
können diese Synoden uns nicht gefahrlieh werden ; aber wir müssen 
unsere Beschlüsse hierüber mit grosser Vorsicht fassen, damit wir 
nicht selbst Dinge hervorrufen, die uns die Sache erschweren. Der 
Antrag von Bischof Arnoldi, erst National-Concilien zu halten, hat 
in thesi viel für sich, weil in der Kirche Alles von Oben herab geht. 
Ob aber die Verhältnisse eine solche Verschiebung nöthig machen, 
und ob ein solcher Aufschub nicht wie eine Ausflucht angesehen 
würde, stelle ich der Erwägung anheim. 

Stiftspropst BöUinger: Man sollte in Satz I. einschieben: Im 
Hinblick auf die gegenwärtige Lage der Kirche. 

Domcapitular Reissmann : Auch die Commission ist davon aus- 
gegangen, dass kein Vorwurf gegen den Episcopat liege in den 
Worten : »in Erwägung der gegenwärtigen Lage der Kirche Deutsch- 
lands,« und die Commission hat darum die Berufung auf das Triden- 
tinum weggelassen. 

Bischof von Passau: Die Begierungen hätten uns auch bisher 
gar keine Erlaubniss gegeben, solche Synoden zu halten. Da die Zeit 
jetzt eine freiere ist, so nehmen wir das Becht in Anspruch. 

Bischof Weis von Speyer : In manchen Diöcesen scheint es zwar 
bedenklich, eine solche Synode zu versammeln, wegen der unkirch- 
lichen Geistlichen, wie in der Preiburger Diöcese. Indessen der 
Versuch, einen Theil des Klerus vorläufig zusammenzuführen und 
, die Unkirchlichen fem zu halten, scheint mir gar nicht geeignet zu 
sein ; und zwar nicht blos wegen der betreffenden Bestimmungen des 
Tridentinum, sondern auch desshalb^ weil ich glaube, dass die Diö- 
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cesan-Synode hauptsächlich den Zweck hat, die Geistlichen zu be- 
lehren, zu bessern und die Unkirchlichen zu reprinüren. Gerade die 
Unkirchlichen müssen darum auch herbei, damit sie ihre Ansichten 
aussprechen und dann gerade durch die Bessergesinnten und den 
Bischof zur Ordnung geführt werden. Ich habe die Gewohnheit, 
nach einer Visitation die Pfarrer des Decanates zusammenzurufen 
und anzuhören. Mitunter ist ein unkirchlicher Antrag laut geworden, 
und die Anderen haben da den Betreffenden sofort zur Ordnung ver- 
wiesen. Ich habe von diesen Decanats-Conferenzen gute Früchte er- 
lebt. Bei einer mündlichen Besprechung lässt sich Manches aus- 
gleichen und lassen sich viele Gegenstände besprechen, wie es 
schriftlich nicht so gut geschehen kann. So namentlich in der 
Schulfrage. Der Gewinn der Synoden wird das Schlimme überwiegen. 

Präsident von Geissei: Es -ist unter dem Klerus über diesen 
Gegenstand ein grosses Unbelehrtsein und die Materie ist äusserst 
schwierig. Man wirft es. den Bischöfen vor, dass keine Synoden ge- 
halten werden, und dass sie dadurch ihre Pflicht versäumt hätten. 
Das ist aber historisch falsch. Die Geistlichen selbst sind nicht er- 
schienen. Seit vielen Jahren hielt man keine Synode und in den 
Quinquennalieu dispensirte der Papst regelmässig von der Abhaltung 
der Synoden. Der gegenwärtige Zustand ist also so ein kirchen- 
rechtlicher geworden. Wenn wir nun auf einmal zu den Synoden 
greifen wollen, können wir dieses ohne den apostolischen Stuhl? 

Bischof von Trier : Der Papst hat es eben gestattet, dass keine 
Synoden gehalten würden; aber darin lag noch keine Billigimg der 
gänzlichen Unterlassung. 

Präsident von Geissei fuhr fort: Ferner sagt man, in grossen 
Diöcesen müsste man Deputirte zulassen. Aber bei Benedict XIV. 
ist nur dispensirt von der Berufung derjenigen, die schwer kommen 
können ; w-ährend man hier beantragt, es sollten diejenigen kommen, 
welche gewählt sind. Das Tridentinum sagt, es sollten berufen 
werden: »omnes.« Hier streitet man schon darüber, nicht wer die 
Pflicht , sondern wer das Recht hat zuf Synode zu kommen. Man 
sagt ohne Weiteres, die Decanate wählen und fassen jene Beschlüsse, 
die sie dem Bischof vorlegen. Aber im .ganzen canonischen Bechte 
kommt keine Massregel vor, die den Bischof mit Sicherheit hier 
verfahren lässt. Wo steht da etwas von einer Wahl geschrieben? 
Man müsste vielmehr sagen: haben alle die Pflicht, haben da nicht 
alle auch das Becht zu erscheinen ? Ein drittes Bedenken ist dieses : 
es heisst, es sollen Gegenstände berathen werden. Nun sagen die 
Canonisten, die Synoden dauern in der Begel drei Tage, niemals 
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dauerten sie lange. Reicht aber eine solche Zeit aus, und wer setzt 
die Gegenstände fest, und wie kann und soll das Resultat zu Stande 
kommen ? 

Weihbischof lAlpke : Der Bischof bestimmt die Gegenstände der 
Berathung und stellt die Resultate fest. 

Präsident von Oeissel: Das meinen aber Viele anders. 

Bischof Sedlag von Culm: Bei mir liegen die Constitutionen 
der Synode vor, und zwar aus der Zeit nach dem Concil von Trient. 
Da finde ich keine Berathungen, sondern der Bischof eröffnet die 
Synode mit einer Anrede und publicirt sofort seine Beschlüsse. 

Präsident von Geissei: In dieser Beziehung sind sehr irrige 
Begiiffe verbreitet. Werden die Synoden so gehalten , wie man sie 
sich vielfach vorstellt, so überfluthet die Bewegung. 

Erzbischof von München : Vorerst muss eine förmliche Instruc- 
tion, ein Werk, welches über die Diöcesan-Synoden belehrt unter 
den Klerus kommen. 

Präsident von Oeissel: Am klarsten und kürzesten ist darüber 
Gavandus. 

Domcapitular Reissmann von Wür/shurg : Es müsste den Geist- 
lichen das Werk von Benedict XIV. de synodo dioecesana empfoh- 
len werden und alle müssten durch Revers die Bulle Pius VI. »Auc- 
torem fidei« Nr. IX. X. und XI. unterschreiben. Von den falschen 
Ansichten über die Diöcesan-Synoden darf man nicht ausgehen. Es 
handelt sich gerade darum, diese unrichtigen Begriffe zu beseitigen 
und die Prärogative des Bischofs zum Bewusstsein des Klerus zu 
bringen. 

Domcapitular Krabbe von Münster: Der Bischof von Passau 
meinte, dass alle Pfarrer zur Synode gezogen werden sollen, und das 
ist auch die Vorschrift des Tridentinum, und die Pfarrer können 
es so verlangen. Dann würde aber bei grossem Umfang der Diöcese 
von eigentlicher Berathung nicht die Rede sein können. Gewiss ist 
es auch, dass in den letzten Jahrhunderten von Berathung in der 
Diöcesan-Synode nicht die Rede war. In den Verhandlungen der 
Münster'schen-Synode vom 13. und 14. Jahrhundert kömmt vor: 
cum consensu totius cleri; aber es wurden doch, wie klar ersichtlich 
ist, die Decrete dem Klerus fertig vorgelegt. Aus dem 17. Jahr- 
hundert haben wir genau die Form überliefert. Da ist von einer Be- 
rathung nicht die Rede. Die Geistlichen beichteten vorher und 
communicirten, um Ablass zu erlangen. Die Communion geschah 
während des Hochamtes; dann folgte die Anrede des Bischofs und 
die Publication der Decrete. Auch bei Benedict XIV. ist von einer 
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Berathung des Klerus nicht die Kede. Da wird von dem Worte 
Placet der Anlass zu einer Erörterung genommen, ob die Bischöfe 
ihren Klerus über wichtige Disciplinar - Sachen zu hören hätten. 
Da beisst es, früher sei das der Fall gewesen, später sei dieser Beirath 
auf die Domcapitel übergegangen. Von einer Verpflichtung der 
Bischöfe, den Klerus mit seinem Votum zu hören, kann nicht die 
Bede sein. In der Praxis würde auch die grosse Zahl der Pfarrer 
z. B. in unserer Diöcese Münster, die Berathung auf der Synode nicht 
leicht möglich machen. Die Berathung müsste vielmehr der feier- 
lichen Synode vorhergehen und es daher zweckmässig erscheinen, 
Deputirte in der Person der Dechanten und einiger Adjuncten 
vorläufig zu berufen und mit diesen Berathung zu halten, falls man 
überhaupt Berathungen will Die Frage wäre dann noch weiter, 
wie diejenigen, welche ausser den Dechanten beigezogen werden, zu 
wählen wären. 

Präsident von Geissei trug hierauf noch die weiteren Fragen 
vor : 4, ob man nicht sagen könne : Diöcesan-Synoden sollten sobald 
als möglich abgehalten werden, da das Goneilium Tridentinum ihre 
jährliche Abhaltung vorschreibe? und 5. ob jedem Bischof zu über- 
lassen sei an dem gemeinen Rechte etwas zu ändern ? Wenn irgend 
z. B. mehr indulgirt würde als nach Benedict XIV. zulässig sei, 
so gebe das Missstände. Er sei für die Synoden. 

Domcapitular iewwi^r von Maine: Wir sind von Rom zur Eede 
gestellt worden, warum wir in Mainz keine Diöcesan-Synoden hielten. 
Bezüglich der Art und Weise der Abhaltung und ob man Deputirte 
zuziehen könne, ist schon eine Entscheidung in der Anordnung für 
die canarischen Inseln gegeben. 

Nach diesen Erörterungen wurde die weitere Verhandlung bei 
vorgerückter Zeit abgebrochen und die Sitzung ein Viertel vor neun 
Uhr geschlossen. 

XXVIL Zweiundewanmgste Sitzung^ den 6, November^ Morgens 

um halb 9 Uhr, 

Anwesend waren alle ausser Bischof Bichartz von Augsburg. 

Seine Eminenz der Cardinal und Fürst-Erzbischof t?<m ÄcÄt(;ar- 
isenherg von SaUburg berichtete über den ihm von Seiten der Bür- 
gerschaft Würzburg's kundgegebenen Dank für die Theilnahmo der 
hoch würdigsten Bischöfe am kirchlichen Dankfeste, welches am vo- 
rigen Tage in der Domkirche angeordnet war. 

Präsident Erzbischof von Geissei verlas ein sehr erfreuliches 
Antwortschreiben des Königs von Bayern de dato Nymphenburg, den 
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4. November auf das an ihn jüngst gerichtete Sehreiben von Seit^ 
der Versammlung. 

Bischof Amöldi von Trier meinte, dieser Ausdruck des könig- 
lichen Vertrauens könnte als Veranlassung benutzt werden , dem 
Könige von Bayern und den übrigen Begierungen die Beschlüsse 
mitzutheilen. 

Präsident von Geissei : Wir werden später darauf zurückkomme* 

Cardinal Fürst von Sehwaraenberg : Ich habe die Erfahrung 
gemacht, wie schwer die Formulirung ist. Ich stelle daher den 
Antrag, dass alsbald eine aus drei Prälaten bestehende Commission 
ernannt werde, um die nöthige Formulirung der gefassten Beschlüsse 
zu beginnen und eine von der Versammlung öffentlich zu erlassende 
Denkschrift zu redigiren, und dass eine zweite Commission Yon eben- 
falls drei Mitgliedern bestellt werde, um einen an das katholische 
Volk zu richtenden gemeinsamen Hirtenbrief auszuarbeiten. Wie 
wir ein politisches Schreiben an die Begierungen richten müssen, so 
ist auch ein Hirtenschreiben an das deutsche Volk als kirchliches 
Monument unserer Einheit nothwendig. Ehe beides erlassen ist, 
dürfen wir nicht auseinander gehen. Lassen sie uns alsbald eine 
Commission niedersetzen. 

Präsident von Geissei: Ich habe bereits die Herren Stiftspropst 
J)öUinger, Domcapitular Baudri und Domcapitular Förster in dieser 
Hinsicht beauftragt 

Domcapitular Förster : BöUinger^ Baudri imd ich können mch 
nichts Ganzes aus den aphoristischen Beschlüssen formuliren. Wir 
haben die bisherigen Protokolle gelesen, müssen aber doch erst die 
sämmtlichen Beschlüsse kennen. Das Hirtenwort welches an's Volk 
gesprochen werden soll, haben wir noch gar nicht begonnen. 

Cardinal Fürst von Sdiwareenberg : Das Hirtenwort braucht 
nicht so lang zu sein, und auf seinen Inhalt haben die Beschlüsse 
keinen so grossen Einfluss. 

Bischof Sedldg von (Mm trug dringend darauf an, dass be- 
schlossen werden möge, die Debatte am Ende dieser Woche zu be- 
schliessen, und das Hirtenschreiben an das Volk sogleich entwer- 
fen zu lassen. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Den Tag des Schlusses der 
Debatten kann man unmöglich so genau bestimmen« 

Bischof Dittrich von Dresden : Ich schliesse mich dem Antrag 
des Bischofs yon (Mm an. 

Präsident Erzbischof von Geissei : Wir können denselben nicht 
erfüllen. Die Bischöfe von Wiir^burg, Limburg^ Speyer stimm* 
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teH bei. Cardinal Fürst Schwar/smberg verlangte Abstimmung 
darüber. 

Domcapitular Förster meinte: Die Denkschrift könnte nicht 
eher abgefasst werden, bis alle Beschlüsse vorlägen. 

Oonsistorial-Rath Professor Fessler meinte dieses nicht: Der 
Hauptgegenstand der Denkschrift sei das Verhältniss zum Staate, 
und darüber sei alles bereits bestimmt. 

Domcapitular Lennig schlug vor, man solle den Legationsrath 
Dr. Lieber von Camher g in Nassau beauftragen, das politische Me- 
morandum an die Regierungen auszuarbeiten ; die Denkschrift müsste 
doch etwas ganz saideres sein, als eine blosse Zusammenstellung der 
Beschlüsse <ter Versammlung; es müsste eine diplomatische Schrift 
sein und zu deren Abfassung sei auch Zeit nothwendig. 

Bischof von Begenshurg stimmte bei : Die Denkschrift sei etwas 
ganz anderes^ als die Beschlüsse. 

Präsident Erzbisehof von Geissei: Zuerst mögen die Bischöfe 
die Commissionen ernennen, und diese mögen dann Herrn Legations- 
rath Lieber zuziehen. — Es wurde bestimmt, die Wahl der beiden 
Vom Gardinal Fürst Sehwareenberg vorgeschlagenen Commissio- 
nen während der Sitzung durch schriftliches Scrutinium vorzunehmen. 

Domcapitular München von Köln verlas hierauf den Entwurf 
des ihm in der 19. Sitzung übertragenen Antwortschreibens an den 
Bischof von Lin^, und Domcapitular Baudri von Köln verlas das 
ihm uberferagene Dankschreiben an Domcapitular Staudenmayer. 
Beide Schteiben wurden genehmigt und dem Präsidenten zur Aus- 
ftthnmg überwiesen. 

'- Sodann wurde das Protokoll der 16. Sitzung verlesen und ge- 
nehmigt. 

TJm eine allgemeine Uebersicht in Betreff der früher schon 
erörterten Frage über die kirchliche Beerdigung der Akatholiken in 
ihrem factischen Bestände zu erhalten, stellte Bischof Müller von 
Münster den Antrag : jedes der Mitglieder der Versammlung möge 
angeben, wie es mit der BeerdigtMg von Protestanten durch hatho^ 
tische Geistliche in seiner Diöcese gehaltm werde. Der Antrag fand 
Unterstützung, und es wurde einstimmig beschlossen, ein Schema 
nach der vom Antragsteller bestimmten Weise darüber auszufüllen. 
Ein weiterer Antrag, den derselbe hochwürdigste Bischof vorbrachte, 
1>etrafden Geschäftsverkehr der Bischöfe mit Rom und die Mangel- 
haftigkeit der bisherigen Praxis. Es müsste etwas geschehen. Es 
soBe ein in Rom bleibend wohnender kirchlicher geistlicher Ge- 
schäftsträger für Deutschland angenommen und diesem sollten ein 
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oder zwei Secretäre beigegeben werden. Man möge dieses schon 
jetzt dem apostolischen Stuhle vortragen. — Auch dieser Antrag 
fand Unterstützung und wurde einstimmig dem Stiftspropst DoUin- 
ger zu besonderem Vortrage überwiesen. 

Bischof ArnoUi von Trier fragte, wie man es bezfiglich der 
äusseren Wirkungen der Excommunication bei excommunicirten Bon- 
geanern zu halten habe? z. B. wenn ein Bongeaner an einer Beer- 
digung Tfaeil nehme, was da zu machen sei? Man dürfe doch in 
Gegenwart eines solchen keine heiligen Handlungen vornehmen. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Wenn er keine Störungen 
verursacht, so ist nichts zu machen; stört er aber, so ist polizei- 
liche Hülfe zu suchen. 

Bischof von Ctilm: Dass der Geistliche weggeht und den Act 
unterlässt, geht nicht an, da man hierdurch auch die Leidtragendmi 
bei einer Beerdigung bestrafen würde. 

Bischof von Speyer : Sonst könnte auch ein solcher alle kirch- 
lichen Handlungen hindern. — Nach dieser Besprechung wurde der 
Gegenstand verlassen. 

Sodann schritt man wieder zur Berathung über die Diocesai^ 
Synode. 

Bischof Sedlag von Cidm bemerkte, die Art der Abhaltung der 
Diöcesan-Synoden sei bei Benedict XIY. angegeben, und die Zwecke, 
mässigkeit derselben gehe aus dem Befehle der Kirche hervor; er 
wandte sich dann zu den Ursachen, warum seit längerer Zeit keine 
Diöcesan-Synoden mehr gehalten worden seien. Der Episeopat sei 
dabei ohne Schuld. Ehe man über die Zweckmässigkeit und Noth- 
wendigkeit d^r Diöcesan-Synoden in dieser Zeit spreche, müsse man 
auf den Zweck derselben kommen und den Begriff derselben genau 
feststellen, worüber grosse Unwissenheit unter dem Klerus herrsche. 
Als den Zweck der Diöcesan-Synode gebe eine Constitution Leo's X. 
an, ut depravata corrigantur. Das beziehe sich auf Alles, was in 
dogmatischer oder administrativer Hinsicht in der kirchlichen Ver- 
waltung vorkomme. Benedict XIV. gebe auch diese Definition der 
Dlöcesan-Synode, aber die einzelnen Merkmale derselben* seien bei 
ihm in seinem ganzen Werke zerstreut. Derselbe sage : lib. 1. c. 1. 
Nr. 4.: Synodus dioecesana est legitima congregatio ab episcc^is 
coacta ex praebendatis et clericis suae dioecesis etc., in qua omnia, 
quae curae pastorali succumbunt, agenda et deliberanda sunt. Diese 
Definition von Benedict XIV. stimme ganz mit der von Leo X. ge- 
gebenen überein. Femer sage Benedict XIV. lib. 6. c. 1. Nr. 1.: 
.»debere episcopum in suo synodo canslätierej quae ad vitia coeroenda, 
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virtutes promovendas, depravatas populi mores reformandas et eccle- 
siasticam disciplinam restitnendam et fovendam necesse esse judica- 
ret;« und lib. 6. c. 1. Nr. 4. werde wieder als Zweck der Diöcesan- 
Synode angegeben, »ut depravata corrigantur, nt ignorantes instruantur, 
ttt regnlae momni statntaque formentur, ut quae in proTinciali sy- 
nodo decreta sunt, episcopi synodo publicentur. Nach diesen Prä- 
missen glaube er, fuhr Bischof SecUag fort, da manche Unwissenheit 
über die Diöcesan-Synoden herrsche, dass eine Erklärung des Wesens 
derselben in der eben angegebenen Weise in die Verbandlungen auf- 
genommen werden solle. Er habe eine solche Erklärung also for- 
mulirt: »Diöcesan-Synode ist die vom Diöcesanbischof oder dessen 
rechtmässigem Vertreter zusammenberufene Versammlung von Prie- 
stern, Klerikern und andern dazu Verpflichteten aus der Diöcese zur 
Festsetzung und Bekanntmachung derjenigen Anordnungen, Bestim- 
mungen und Vorschriften (constitutiones und statuta), welche der 
Bischof zur Erhaltung, Beförderung oder Herstellung der kirchlichen 
Disciplin, also zur Heilung, Zurechtweisung oder Bestrafung der 
Gebrechen, Vergehen oder Verbrechen, zur Beförderung der Sitten 
und zur Belehrung der Unwissenden unter depi Klerus und dem 
Volke, als nothwendig und nützlich anerkannt, und in welchen auch 
die in den trovincial-Synoden gefassten Beschlüsse zur Befolgung 
und Nachachtung bekannt zu machen sind.« Stände diese Defini- 
tion fest, so sei, wie Sedlag hinzufügte. Nichts von der Diöcesan- 
Synode zu fürchten. Keineswegs aber, glaube er, würde es gut sein, 
dass das gegen die Versammlung ausgesprochene Anathema zuerst 
publicirt und Reverse zur Unterschrift vorgelegt würden, wie neu- 
lich vorgeschlagen sei. Das sei ein Misstrauen, und Misstrauen er- 
rege Misstrauen. Femer müsse es jedem Bischöfe überlassen blei- 
ben, ob er eine vollständige förmliche Diöcesan-Synode oder nur 
«ine solche fär die einzelnen Theile der Diöcese durch Berufung 
mehrerer Geistlichen abzuhalten far gut finde. Man solle nur fest 
vorgehen. Der Bischof habe Nichts zu scheuen, der Bischof stehe 
dabei auf kirchlichem Boden, auch der Klerus stehe auf diesem; 
folglich könnten der Kirche widerstreitende Vorschläge nicht auf- 
kommen. Wer andere Vorschläge bringe, wer sich eine Renitenz 
erlaube, der stehe nicht auf dem Boden der Kirche, und der Bischof 
solle g^en einen Solchen canonisch vorgehen. Der Herr habe ge- 
lsagt c »teh habe Euch erwählt, nicht ihr mich; wer nicht für mich 
ist, der ist gegen mich;« das gelte auch hier. Man solle also an 
die Spitze eine Definition der Diöcesan-Synode setzen; ob und wann 
der Bischof die Synode berufen wolle, hänge von seinem Ermessen 
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ab. Reverse seien überflüssig und schädlich. Eine professio fidei 
müsse ja zu Beginn der Synode abgelegt werden ; was schlecht sei, 
möge vom Winde weggeweht werden ; wenn auch die Spreu abfalle, 
der Waizen bleibe doch ; wenn Einer einmal mit der Kirche, zer* 
fallen sei, so lasse er sich durch hundert Reverse nicht binden, son-» 
dern er spiele den Heuchler. 

Stiftspropst Döllinger: Den Vorschlag eines Reverses machte 
ich nur für die Erzdiöcese Freiburg. Ich glaube aber, dass die 
Unterzeichnung eines Reverses sich für diese Diöcese rechtfertigt. 
Dort ist das Misstrauen bereits in vollem Masse vorhanden, sowohl 
von Seite des Ordinariats, als auch von Seite der schlechten Kle- 
riker. Dort .würde der Revers nicht erst Misstrauen hervorrufen, 
sondern vielmehr durch den Revers das Vertrauen der Gutgesinnten 
befestigt. Man könnte Thesen au&tellen und unterschreiben lassen, 
wie es der Erzbischof Clemens August von Eäln seiner Zeit gethan 
hat und nicht mit Nachtheil, indem er dadurch nicht Mjisstrauen 
hervorrief, sondern die Zerspaltung zum Theil heilte. Wenn eine 
Partei wie in Freiburg so offen hervortritt, die nicht abfeilen, son- 
dern unter kirchlicher Maske ihre Zwecke erreichen will, so wird 
ihr nur dadurch entgegengetreten werden können, dass man die Un- 
terzeichnung solcher Thesen verlangt. Die blosse Unterzeichnung 
des tridentinischen Symbols würde sicher nicht genügen. Künzer 
und Genossen unterschreiben dieses ohne Weiteres und halt^ sich 
nicht im Geringsten dadurch gebunden. Es steht in dem triden* 
tinischen Glaubensbekeuntniss nicht, dass die Gemeinden, dass die 
Geistlichen keine entscheidende Stimme haben. Anders als durch 
solche Thesen, glaube ich, ist einer solchen Partei nicht beizukommen. 

Weihbischof von Osnah'ücJc: Ich meine, es existirt ein Canon, 
wornach nicht blos die professio fidei, sondern auch das juramendum 
fidelitatis und obedientiae auf der Diöcesan-Synode erneuert werden 
soll. Wenn dem so ist, so wäre es damit genug. 

Bischof Sedlag von Gulm: Es steht jedem Bischof frei, wenn 
er eine suspicio probabilis hat, einen Geistlichen vorzufordern und 
ihm Fragen zu stellen und Obedienz zu verlangen. Ausdrücklich 
steht es hier bei Benedict nicht. 

Domcapitular Beissmann wies nach, dass ein solches Ver- 
sprechen nie im Rituale an die professio fidei angeschlossai werde. 
Er habe den Revers allgemein dahin beantragt , dass die drei 
Anathema's vorgelegt würden. Er glaube, es sei ein grosser Vor- 
theil, dass wir solche authentische Entscheidungen hätten. Bener 
dict XIV. handele doch von der Diöcesan-Synode nur als Doctor und 
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ohne eine Declaration zn geben. Im Gegensatze zu demselben hätten 
doch andere Canonisten ein votum decisivnm der Geistlichen auf der 
Diöcesan-Synode behauptet, oder wenigstens ein votum deliberativum. 
Im Tridentinum sei die Lehre Ton dem Antheil der Präbendaten 
nicht explicite aufgestellt worden. Es sei daher eine solche expli- 
eatio declaratiya sehr nützlich. 

Bischof Sedlag von Ctdm: Wenn einzelne Bischöfe einen sol- 
chen Beyers in ihren Diöcesen für nöthig finden , so habe ich 
nichts dagegen; nur im Allgemeinen bin ich dagegen, weil er bei 
Pflichtvergessenen doch keinen grossen Gewinn bringt. 

Domcapitular Ähog von Hüdesheim: Die Ausstellung eines 
solchen Beverses erscheint gehässig. Ebendeshalb erscheint der Vor- 
schlag Beissmann's als wünschenswerth , weil die Sache dann Alle 
trifft. Nach der Ablegung der professio fidei hätte man sich also 
auf jene drei dogmatischen Entscheidungen zu verpflichten ; und in 
dieser Weise wird die Sache kein Misstrauen erwecken können. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Die Debatte hat sich also 
darum gedreht, ob eine Definition der Diöcesan - Synode oder Be- 
verse in Betreff derselben aufgestellt werden sollen. Es ist gesagt 
worden, dass über das, was auf der Diöcesan-Synode zu verhandeln 
sei, Benedict XIV. genüge. Allein ich glaube, es ist zu bestinmien, 
wie die statuta auf den Diöcesan-Sjnoden zu Stande kommen. 

Bischof von (Mm: Benedict XIV. handelt davon sehr aus- 
ffihilich. Es sollen Vorberathungen stattfinden von Geistlichen, die 
der Bischof vorher beruft, und die so lange dauern können, als der 
Bischof sie f^ nöthig befindet. Dem Bischof dient dabei das zum An- 
halt, was er auf seiner Visitation kennen gelernt hat, und was an- 
dere viri docti auch für gut finden. 

Präsident Erzbischof vm Qeissel : Es begreift sich , dass in 
drei bis sechs Tagen eine Berathung nicht leicht möglich ist. Es 
müssen also Vorberathungen stattfinden. Allein es fragt sich, wer 
muss gerufen werden, und wer hat das Becht, zu erscheinen? Die 
Canonisten sagen omnes^ auch die Beneficiaten. Also berufen kön- 
nen werd^ Alle. Erscheinen müssen a) vom Domcapitel wenigstens 
vier Deputirte, ebenso b) von GoUegiatcapiteln , c) alle Pfarrer und 
Decane, d) von den Vicarien Einzelne. Die Hauptfrage ist, kann 
ein Bischof ohne Bedenken einen Theil, etwa Vs) ^^^ ^^^^ ^^^ ^^* 
dem Jahre wieder einen Theil rufen etc.? 

Bischof Sedlag von Cidm: Dem steht Nichts im Wege, zu- 
mal da unmöglich Alle auf einmal sich versammeln können. Ich 
wurdo 68 dann nicht Diöcesan-Synode, sondern nur synodus n^men; 
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Auf den Namen kommt es übrigens nicht an, wie auch bei unserem 
Versammlung. • . 

Präsident Erzbischof von Qeissel: Wenn nicht Alle berufen 
werden, so ist es aber keine Diöcesan-Synode. Und dann entsteht 
wieder die Frage bezüglich der. Dauer der Statuten. Die in Synoden 
festgestellten haben grössere Bedeutung als andere. Und wie lassen 
sich da die Einwendungen der Geistlichen beseitigen, die nicht bei 
der Synode waren. Ich habe den Fall im Auge, dass Erzbisohof 
von Vicari eine Diöcesan-Synode berufen will. 

Bischof Yon Ctslm: Am Dogma und an der Disciplin kann der 
Bischof Nichts ändern. _^ 

Präsident Erzbischof von Geissei: Contra jus commune kann 
der Bischof Nichts, dagegen kann er wohl blosse bischöfliche Sta- 
tuten widerrufen, und die Disciplinarvorschriften seines Vorgängers 
ändern. Wird in Freiburg eine Diöcesan-Synode ausgeschrieben, s? 
wollen alle Corrupten dabei sein. Wenn der Erzbischof die Letzteren 
nicht beruft, wie soll es dann werden? 

Domdechant Braun Yon Trier : Es wurde ein Gegenstand der 
Vorberathung sein, zu bestimmen, welche Geistliche wegen der PastOr 
ration zu Hause zu bleiben haben. Die Decane müssten dem Bischöfe 
diejenigen bezeichnen, welche abkommen können. 

Präsident Erzbischof von Qeissel: Es sind auch die Dekane 
vielfach unkirchlich , so dass sie die T^-euen zu Hause lassen und 
die Wüsten herschicken. 

Domdechant Braun: Der Bischof selbst hat dabei auch eine 
Stimme. Alle können unmöglich kommen, weil die Seelsorge sonrt 
darunter leiden würde. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Ist es überhaupt zulässigi 
dass ein Theil des Klerus nicht gerufen wird? 

Bischof Hofstctter: Als bei der letzten Discussion von der Berufung 
des Klerus die Rede war, wurde beantragt, dass die Diöcesfan-Synod© 
auch durch Stellvertreter könne zu Stande kommen« Ich habe laeioe 
Bedenken dagegen vorgebracht, ohne zu sagen, dass es absolut ye|^ 
werflich sei. Ich bin der Meinung, dass ich das Biecht habe,; apcli 
Deputirte zu rufen, wann und wie ich will. Den gan;5en Klerus zu 
versa^mmeln ist eine factisohe Unmöglichkeit , sogar b$i kleii^^mi 
Diöcesen. Was wollte man mit solchen Congjomerationen von Priet 
stern? Was soll aus Versammlungen von Hunderten werdcjn? . Zu^ 
letzt eine blosse Formalität. Wir sehen an unserer Versamnriuiigi 
wie schwer es ist voran zu kommen. Ich habe die Ansicht, dass 
der Bischof in Beziehung auf die Diöcesan-Synoden die grössti^^g- 
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Kchste Freiheit haben mnss and hat. Ein wichtiges Princip müssen 
wir im Auge behalten. Um uns Alle drängen sich die Zeitansichten. 
Die Diöcesan-Synoden treten jetzt als etwas ganz Fremdes vor unsere 
Augen ; vor uns haben wir immer das Bild ^^r Ständeversammlungen ; 
allein bei diesen ist es etwas ganz Anderes; da liegt das demokra- 
tische Princip zu Grunde. In der Welt ist die Ansicht verbreitet, 
dass der Ffirst seine Gewalt mit seinem Volke theilt, ja « man geht 
so weit und behauptet, dass das Volk allein souverän sein soll. Bei 
uns ist es ganz anders : Die Bischöfe haben ihr Recht, nicht durch 
Uebertragung von Seiten des Klerus, sondern jure divino. Es besteht 
hier also das umgekehrte Princip. Der Bischof braucht also nicht 
bedenklich zu sein; er ist ganz frei und von einer Bechtsverletzung, 
wie der Präsident meint, kann nicht die Bede sein. Kein Geistlicher 
hat ein Becht darauf, zur Di5cesan*Synode berufen zu werden. Es gibt 
Bechte, die man durch sich und aus sich hat. Es gibt aber auch 
Rechte, die man durch Delegation hat, die man von höherer Hand 
hat, und nur von solchen Rechten kann bei Diöcesan-Synoden die 
Bede sein. .Der Bischof hat das Bedit Diöcesan^Synoden zu berufen 
oder auch nicht zu berufen, wie der Bischof von Ctdm mit Recht 
hervorgehoben hat. Wenn er sie beruft, steht es ihm frei zu rufen 
wen er will. Die Rechte , die der Klerus auf der Synode hat, 
sind ihm freiwillig übertragen. Wenn die Bischöfe die Ptiester zur 
Synode berufen, so geschieht es nicht , weil die Priester ein Recht 
darauf haben, sondern weil die Bischöfe es for wfinschenswerth hal- 
ten. Dieser Standpui))ct muss festgehalten werden; sonst werden 
die Synoden ihren Zweck nicht erreichen, sondern^ nur Unheil anstif- 
ten. Ich betrachte die Verhältnisse vom patriarchalischen Stand- 
punkte aus. Die Missgriffe auf politischem Gebiete haben den Um- 
sturz zur Folge gehabt. Die Ansicht, dass die Fürstenwürde von 
Gottes Gnaden sei, hat ihren positiv rechtlichen Grund. Aber nach- 
dem das Bewusstsein, dass die Gewalt von Gott kommt, im Volke 
zu erlöschen anfing, hat das Volk sich for souverän gehalten. Die 
Könige will man nicht mehr von Gottes, sondern von Volkes Gnaden, 
Das ficht uns aber nicht an. Wir lnüssen das Princip festhalten, 
dass der Bischof der Träger der göttlichen Gewalt ist, und dass die 
Gewalt und die Rechte der Priester nur von ihm emaniren. Einen 
Beleg dafür gibt der päpstliche Rath an die Bischöfe der canarischen 
Inseln, Procuratoren auf den Diöcesan-Synoden statt des gesammten 
Klerus eintreten zu lassen. Denn, hätte der Diöcesan-Klerus ein 
Recht auf Berufrmg zur Synode, so hätte jener Rath nicht gegeben 
werden ktanen. Vor Allem ist also das Princip voranzustellen, dass 
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in der Diöcesan-Synode nicht eine Einrichtang zu legislatorischen 
Bestimmungen, sondern eine Administrativ-Massregel des Bischofs 
vorliegt. Wenn der Elems Prätentionen macht, dies und das ver- 
langt, so soll man ihn anhören. Ein Bischof muss far Alles Auge 
und Ohr haben. Aber dadurch soll man sich nicht einschüchtern 
lassen. Dies möchte ich auch dem Erzbischofe von Freiburg an« 
rathen. Man soll sich nur durch solche Drohungen nicht irre machen 
lassen. Man thue einfach seine Pflicht , ohne Aengstlichkeit , im 
Vertrauen auf Gott und sein Gewissen. Die ünwärdigen mögen ab- 
fallen. Es können nicht alle Priester zur Synode berufen werden. 
Das ist factisch unmöglich. Man soll also den Diöcesan-Synoden 
nicht den Charakter einer juridischen Versammlung zugestehen, 
sondern sie nur als eine administrative, eine patriarchalische Massregel 
betrachten. Dann wird Alles gut gehen. Ein Bischof ist in seinem 
Bechte, wenn er so handelt, und dann wird er Anklang finden, und 
Alles wird ruhig verlaufen. Mit Unruhstiftern kommt man nicht 
zu Ende; sie sind nicht zu beachten. Auch ist die Summe der 
legislatoiischen Acte sehr gering , die ein Bischof bei der Synode 
vornehmenen könnte. Alles ist kirchlich bestimmt; es würde an 
Stoff zu solchen jährlichen Constitutionen fehlen, da nicht viele Ver- 
ordnungen zu machen sind. Pastoralconferenzen in höherem Sinne 
werden diese Synoden werden müssen; so betrachte ich sie, und in 
diesem Sinne stimme ich dafür. 

Präsident von Qeissel verlas eine Stelle aus Ferraris worin 
es heisst, dass zur Diöcesan-Synode nur die Seelsorgepriester und 
Beneficaten zu erscheinen hätten, jedoch dann alle zugezogen -werden 
müssten, wenn es sich um die reformatio cleri und um eine allgemeine 
Massregel handele. £r fügt hinzu : der Hinweis auf die canarischen 
Inseln passe nicht, da dort die Betreffenden nicht kommen könnten. 
Benedict XIV. sagt ^ an einer anderen Stelle, mit den Procuratoren 
sei es nichts; da jeder für sich selbst kommen müsse, so könne er 
nicht zugleich Procurator sein. 

Bischof BßfsteUer von Passau: Die Worte bei Fetraris: »omnes 
tenentur venire et admUti debent^€ beweisen meine Ansicht, dass 
der Bischof das Becht hat, den Klerus zur Synode zu versammeln, 
synodum cogere, dass aber nicht der Klerus ein Becht hat, berufen 
zu werden. Dieser Satz, dass die Geistlichen kommen müssen, ist 
vornanzustellen. Der zweite Satz : Alle sollen gerufen werden, be- 
kommt seine Bedeutung durch jenm ersten. Der Bischof kann nicht 
gerade sich selbst die Leute auswählen, die er zur Synode berufen 
will. So gut, wie der Herr den Judas unter den Aposteln 
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duldete, so müssen auch wir uns gefallen lassen, unter den Geistlichen 
auch solche zu berufen, die missfällig sind. 

Präsident von Geissei: Welchen Modus würden Sie hiernach 
vorschlagen. Filser sagt: Alle ohne Unterschied, muss der Bischof 
berufen. Wenn nicht Alle berufen werden können, was ist dann 
zu thun? 

Bischof von Passau : Ich würde es so machen : Der Bischof ist 
der Träger der kirchlichen Jurisdiction, die er von Gott durch den 
Papst hat, und die er mit Niemand theilen kann und darf und 
wor^n er sich Nichts schmälern lassen darf. Ein solcher Act wäre 
ungültig. Wie das depositum fidei, so muss er auch das depositum 
jurisdictionis bewahren. Hier gibt es keine Concession ; dies müssen 
wir festhalten. Als Träger dieser Gewalt steht der Bischof aber 
nicht für sich allein da, wie ein Sultan; ihm steht der Klerus im 
wohlgeordneten Yerhältniss zur Seite; nicht so, dass nur Theilung 
der Gewalten zwischen Bischof und Klerus stattfinde , sondern so, 
dass der Bischof an dem Klerus eine Stütze und einen Beistand 
haben soll Dieses ist der Hauptzweck der Diöcesan-Synode. Dess- 
halb hat die Kirche auch angeordnet, dass in gewisser Weise Alle ein 
Becht haben sollen, eingeladen zu werden, damit man nicht auf ein- 
seitige Wege käme und eine Spaltung im Klerus eintrete. Was 
die Art der Ausfuhrung betrifft, so würde ich sagen: Ich bin ge- 
sonnen, die Diöcesan - Synode einzuführen; ihr seid Alle berechtigt, 
berufen zu werden. Ihr seht aber ein, dass nicht Alle kommen 
können. Um also die Sache zu ordnen, will ich Euch die Freiheit 
geben, Vertrauensmänner aus eurer Mitte zu wählen. Allein ich 
verwahre dabei meine Rechte dahin, dass ich dazu nicht verpflichtet 
bin. Es soll nur ein administrativer Act sein, aus welchem keine 
Bechte for den Klerus folgen sollen. 

Domcapitular Fessler: Die kirchlichen Bestimmungen,, welche 
von der Berufung Aller sprechen, sind wohl nur mit Bezug auf 
italienische Verhältnisse erlassen, wo eine Diöcese häufig nur aus 
einer Stadt besteht und zahlreiche Klöster in der Se^lsorge Aushülfe 
leisten. Wo aber, wie in Deutschland die Diöcesen so gross sind, 
und keine Hülfe für die Seelsorge da ist, ist die Ausführung der 
kirchlichen Verordnungen buchstäblich unmöglich, und es ist daher 
kein Zweifel, dass, wenn auch nicht Alle zur Synode berufen wer- 
den, es doch eine Synode bleibt. Nach allem Bisherigen hat der 
Bischof das Becht, eine Synode einzuberufen, und die er ruft, müs- 
sen kommen; und da er nicht alle Geistlichen einberufen kann, so 
kann er bestimmen, welche kommen sollen. Jedoch muss er gewisse 
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Bücksichten nehmen, z. B. muss er ans allen Theilen der Diöcese 
berufen; ans allen seinen Decanaten mnss er einberufen und die be- 
zeichnen, welche kommen sollen. So wird der kirchliche Charakter 
der Diöcesan-Synode gewahrt und die Gefahr, auf welche der Erz- 
bischof von Freiburg hinwies , abgewendet , dass die Majorität auf 
der Synode nicht kirchlich gesinnt sei. Auch die TJnkirchUchen 
könnten kommen, wären aber in der Minorität. 

Präsident von Oeissel: Der Bischof von Passau will, dass der 
Klerus Deputirte. schicke ; Domcapitular FessUr, das der Bischof aus 
dem Klerus zur Synode auswähle. 

Erzbischof von Freiburg : Sollen also alle Kleriker eingeladen 
werden, so könnte dieses so geschehen, dass an jeden Decan die 
Einladung für alle Geistliche ergeht. Der Decan wird verpflichtet, 
selbst zu erscheinen und ihm confidentiell anheimgegeben, noch drei 
mitzubringen, die das Gapitel zu wählen hat. Die Decane sind 
gut gesinnt. 

Consistorial-Eath Professor Fessler : Bischof Hofstetter hat den 
idealen Zustand hervorgehoben, ich den rechtlichen. Rechtlich ist der 
Bischof befugt zu bestimmen, wer kommen soll. Hat der Bischof dem 
Klerus, dem er vertrauen kann, die Wahl von Deputirten überlassen, 
und sind dann dem Bischof die Gewählten mitgetheilt, so hat der 
Bischof sie zu berufen und einzuladen. Letzteres ist nöthig. 

Domcapitular Schmitt: Da nach canonischem Rechte alle Geist-, 
liehen das Recht haben zu erscheinen, so wird das Princip far die 
Wahl der Deputirten festzustellen sein. Es muss jedem Kleriker 
des Decanates das active und passive Wahlrecht zugestanden werden ; 
damit wird der Klerus zufrieden sein. Dem Bischof muss aber die 
eigentliche Einberufung bleiben. Der Charakter der Synode beseitigt 
jede Gefahr. 

Bischof Hofstetter. Ich bin mit Consistorial-Rath Fessler in der 
Sache einig. Man kann wohl das Recht des Bischofs nachweisen, 
die Kleriker zur Synode auszuwählen. Allein die Frage ist, was 
man thun soll, kann und darf, ohne das Recht zu beeinträchtigen. 
Alle Geistlichen zu berufen, ist unmöglich. Ich habe daher den 
Vorschlag . gemacht, Stellvertreter zu berufen. Aber es kommt Alles 
darauf an, wie die Sache gehandhabt wird, damit es nicht den 
Schein gibt, als hätte der Klerus ein Recht zur Wahl. Wenn der 
Klerus Stellvertreter wählt, so thut er dies nicht jure proprio, son- 
dern ex delegatione episcopi. Aber für das Gewissen des Bischofs 
und zu seiner Beruhigung ist es besser, wenn die Stellvertretung des 
Klerus zur Synode durch Wahl des Klerus und nicht blos durch 


396 Veringy Verhandl. der Biscbdfe Deetschiands zu WQrzburg im Jahre 1848. 

Auswahl von Seiten des Bischofs vor sich geht. Denn hat der 
Bischof auch die Auswahl aus dem Klerus nach bestem Gewissen 
getroffen, so stellt er doch Niemanden zufrieden. Es würde dann 
heissen, seht das sind die Günstlinge des Bischofs, das sind seine 
künftigen Domherren und Decane. Der Bischof würde also hier dem 
Klerus gegenüber in eine missliche Lage kommen. Wenn aber der 
Bischof sagt, ich kann nicht alle Geistlichen zur Synode bei mir 
haben; jedoch vertraue ich Euch, ihr sollt wählen; nur behalte ich mir 
meine bischöflichen Bechte vor, so wäre das etwas Anderes. Es könnte 
auch der Bischof eine Genehmigung und Bestätigung der Wahl sich vor- 
behalten ; aber ohne äusserste Noth sollte man diese nicht versagen. Und 
wenn denn auf solche Weise auch schlechte Leute mitkommen, so muss 
man diese nicht fürchten ; es ist sogar gut, es ist für sie noch das letzte 
Mittel der Heiligung, um sie noch für den Bischof wieder zu gewinnen. 

Dömcapitular Herzog: Ganz wie Domcapitular Fessler sagt, 
ist in Culm verfahren worden. In den Decanatsconferenzen sollen 
die Geistlichen ihre Funkte aufstellen und ihre Vertrauensmänner 
ernennen, jedoch hat sich der Bischof vorbehalten, aus den Gewähl- 
ten die zu Berufenden auszuwählen und aus den Vorlagen die Gegen- 
stände der Verhandlung zu bestimmen. Am Tage der Abreise hat 
Bischof Sedlag noch ein Circular erlassen, worin er die Einreichung 
der befohlenen Vorarbeiten zu bestimmter Zeit verlangt und bemerkt, 
Zeit und Ort würden demgemäss bestimmt werden. 

Consistorial-Rath Professor Fessler: Ich glaube, dass der Weg, 
den der Bischof von Fassau angegeben hat, zulässig ist. Ich glaube wei- 
ter, dass es den Bischöfen frei steht, den einen oder andern Weg einzu- 
schlagen. Falls man aber den vom Bischof von Passau angegebenen 
Weg wählt, sind zwei Dinge zu beobachten. Damit nämlich eine 
solche Versammlung eine Diöcesan-Synode sei, dürfte doch nöthig 
sein, dass so Viele berufen werden, als entbehrlich sind, worüber die 
Decane Vorschläge machen müssten. Sodann dürfte man die zur 
Synode Kommenden nicht Stellvertreter nennen , weil sonst eine 
CoUision mit der Declaration der Congregatio Concilii oder gegen 
Benedict XIV. entstehen würde. 

Bischof von Passau: Es muss schon des Frincips wegen der 
Ausdruck vermieden werden, 

Consistorial-ßath Professor Fessler: Es gibt noch einen anderen 
Weg. Nachdem durch Anfrage bei den Decanen ermittelt worden, wie 
viele Seelsorgpriester abkommen können, wäre die Zahl zu halbiren und 
könnte dem Klerus gestattet werden, die Hälfte zu wählen, und die 
andere Hälfte könnte der Bischof bezeichnen. 
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Bischof Müller von Münster: Es gibt noch einen Weg, der 
das Princip der Stellvertretung ganz beseitigt und der, wenn er aus- 
führbar ist, die Zwecke der Diöcesan-Synode vollkommen erfüllt. 
Wenn es nämlich die Absicht der Synode ist, einen persönlichen 
Verkehr zwischen dem Bischöfe und seinen Geistlichen zu fördern, 
so könnte der Bischof nach seiner Wahl in einem Jahre den einen, 
im andern einen anderen , und im dritten Jahre den dritten Theil 
des Klerus berufen. Sa würde er in drei Jahren alle sehen und er- 
mahnen können; Es würde zwar keine Diöcesan-Synode in ihrem 
vollen Begriffe sein , aber der Zweck derselben wurde vollkommen 
erreicht. Der unmittelbar persönliche Verkehr ist viel besser, als der 
Weg der Stellvertretung, wo die Stellvertreter das Grehörte weiter 
zu erzählen haben. Vielleicht könnten auch in Einem Jahre zwei 
Versammlungen gehalten werden. 

Bischof Blum von Limburg: Das würde, strenge genommen, keine 
Synode mehr sein. * 

Bischof Müller: Wir brauchen die Synoden ja nicht im juris- 
tischen Sinne, sondern es handelt sich nur darum, die Zwecke der 
Synode zu erreichen und das im Auge zu behalten , ' was unserer 
Zeit Noth thut, und da glaube ich, mein Vorschlag würde mehr 
nützen, wenn er auch nicht ganz die Form einhält. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Ich meine doch, mit den 
Zwecken der Diöcesan-Synode sollten wir möglichst auch die juris- 
tischen Bedingungen verbinden. Wenn sonst auch nur Einer da ist, 
der remonstrirt, so macht dieses schon einen bösen Eindruck. 

Bischof Müller : Wir können aber factisch die Diöcesan-Synode 
nicht völlig so halten. 

Präsident Erzbischof vow Oeissel: Man könnte auch bestimmen, 
dass bei der zweiten Versanmilung andere kommen sollten , als bei 
der ersten. Ich habe wie Bischof Weis , ähnliche Conferenzen bei 
meinen Visitationen gehalten und gute Früchte davon erlebt. 

Bisdiof Weis : Man könnte auch juxta Senium die Geistlicheil 
zur Synode berufen. 

Bischof von Münster : Das möchte för die Erzdiöcese Freiburg 
sehr bedenklich sein. 

Bischof Biedl von JRegensburg : Man halte sich möglichst an der 
kirchlichen Vorschrift. Alle sollen berufen werden, alle müssen 
kommen. Diejenigen, welche nicht kommen könnön, sollen Dispens 
nachsuchen, um zu naus zu bleiben. Der Bischof könnte dann auch im 
Voraus im Allgemeinen vom Kommen dispensiren, und gestatten, dass 
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die Oeistlichen Einige senden könnten. (Der Vorschlag fand keinen 
Beifall.) 

Bischof von Oettl von Eichstädt: Wenn nur ein Theil des 
Klerus zor Synode erscheint, wie werden die Beschlfisse den übrigen 
puhlicirt? Feierlich? etwa in jedem Capitel ? Könnte die Wahl der 
Einzuberufenden nicht so orgamsirt werden : der De'can muss ipso jure 
kommen, den Kämmerer und den testis synodalis bestimmt der Bischof. 
Wo in einem Capitel kein Kämmerer und kein testis synodalis besteht, 
könnte der Bischof sie einfuhren. Hernach könnte man dem Land- 
Capitel erlauben, noch zwei hinzuzufügen, die entweder vom Capitel 
oder von den Dreien gewählt würden. Würde das so organisirt, so 
wäre damit auch far die Publication Vorsorge getroffen. Der testis 
synodalis gäbe einen Capitels-Zeugen. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Die Frage ist, ob testes 
synodales einzuführen seien? 

Bischof von Culm: Benedict XIV. sagt, alle Officiales sollten 
zur Synode kommen. 

Domcapitular Krabbe machte Bemerkungen und Vorschläge in 
Betreff der Art der Abhaltung der Diöcesan-Synoden : Ein doppelter 
Zweck sei bei den Diöcesan-Synoden zu verfolgen, der Lebensver- 
kehr mit dem Klerus und die Fortbildung der Diöcesanstatuten. 
Letzteres setze aber Berathungen voraus. Eigentliche Berathungen 
könnten aber in den förmlichen Synoden nicht stattfinden, schon 
nach der Form, die das Pontificale vorschreibe. Die Berathungen 
müssten vorangehen, entweder so, dass die Entwürfe der aufzustellen- 
den Constitutionen schon den Land-Capiteln zur Vorberathung vorge- 
legt würden, oder so, dass sie von den Deputirten derselben am 
bischöflichen Sitze selbst berathen würden. Diese Vorberathungen 
dürften nie den Charakter der Diöcesan-Synode annehmen. Es bleibe 
sodann aber wünschenswerth, dass die Bischöfe ihren ganzen Klerus 
beriefen, und demselben auf der Synode die Beschlüsse publicirten. 
So sei es im 17. Jahrhundert geschehen. Wenn es den Geistlichen 
nicht recht sei, auf der Synode nur die PubHcation der Decrete zu 
hören, so seien sie ja vorher gehört worden und könnten sie am Schlüsse 
der Synode ihre Beschwerden einreichen. 

Präsident Erzbischof von Geissei berichtigte die Meinung des 
Vorredners , dass auf der Diöcesan-Synode nichts berathen würde. 
Dies gehe schon daraus hervor, dass vor der Synode zwei Promo- 
toren, zwei Secretäre und ein Lector ernannt werden sollten, dass 
dabei ein Notar, und ein Procurator des Klerus fungirten, und end- 
lich Synodal-Beichtväter und Prediger und Richter bestellt würden. 
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Bischof Sedlag von Culm: Auf allen alten Synoden wurden 
nur die Diöcesanstatuen publicirt. Die Berathungen gingen vorher. 
Auf diese Vorberathungen folgte erst die Synode. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Gewiss nicht. Denn jene 
Beamten sollen gleich beim Beginne der Synode publicirt werden. 

Bischof von Culm: Die Beamten wurden publicirt. Dann las 
der Lector die Beschlüsse vor. Hierauf wurde gefragt: Stimmt ihr zu? 
und erfolgte die Antwort: Placet. 

Präsident : Wenn sie aber Nein sagen ? 

Bischof von Culm: Ja, da weiss ich nicht, was dann zu 
thunist. 

Präsident: Bei Benedict fragt der Bischof: placet vobisPjEs soll 
dann der Procurator auftreten und der Generalvicar seine Einwände 
vorbringen, und sagen ob an dieser oder jener Verordnung Ausstel- 
iungen zu machen sind. 

Bischof von Culm: Soll die Majorität nicht durchgreifen ? 

Präsident : Der Procurator tritt im Namen Aller auf. 

Bischof von Culm: Dann ist die Synode unterbrochen. 

Domcapitular Krabbe: Der Procurator muss Auftrag haben zu 
einem : non placet. Daher muss eine Vorberathung stattfinden. 

Bischof von iSp^yer; Es heisst doch, die Synoden werden berufen: 
ad deliberandum. 

Präsident: Nur über die zu bestellenden examinatores syno- 
dales kann abgestimmt werden. 

Domcapitular Würschmitt : Die Zeit erfordert , dass auf der 
Diöeesan-Synode nicht blos innere, sondern auch äussere Gegenstände 
besprochen werden, z. B. Errichtung von Schulen, Zehntablösungen, 
Stolgebühren u. dgl. Diese Externa erfordern, dass auch die 
Pfarrer dabei ein votum deliberativum haben, und dass der Bischof 
darüber nicht einseitig entscheidet. In dieser Beziehung muss daher 
den Pfarrern auch ein Wahlrecht zustehen. 

Präsident: Das glaube ich nicht. 

Domcapitular Lennig: Ich glaube, dass die Kirche bei Anord- 
nung der Synode einem Bedürfniss des Herzens Eechnung tragen 
wollte. Die bischöfliche Gewalt kann nicht gemindert werden, aber 
es thut auch dem Menschen weh, wenn er nur regiert wird. Viel 
lieber folgt der Mensch, wenn er über seine Meinung gehört wird. 
Deshalb hat die Kirche wohl auch die Synode gewollt. Ich glaube 
daher , dass auf diese Weise das Bedürfniss befriedigt wird , wenii 
die Geistlichen einige Zeit vor Abhaltung der Synode ihre Anliegen 
einsenden müssen. Der Bischof prüft dieselben und scheidet aus, 
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was er nicht verhandelt haben will, und die Vorschläge, welche der 
Bischof für gut findet,* sendet er an die Decanate zur Berathung. 
So- bleibt auch die Auctorität des Bischofs ungeschmälert. 

Präsident: Wie aber, wenn Decanatsbeschlüsse erfolgen, wie 
sie in der Erzdiöcese Freiburg zu erwarten wären? 

Domcapitular Lennig: Die Gegenstände sind einmal ausge- 
schieden, und berathen können die Land-Gapitel ohne dies. 

Domcapitular Stekhele von Augsbmg theilte mit, wie es in 
Augsburg gehalten sei seit dem Goncilium Tridentinum, auf den Sy- 
noden im Jahre 1578 und 1662. Hier erschienen alle Decane und 
Kämmerer und dazu aus einigen grösseren Decanaten noch Deputirte. 
Alle Decrete waren verher fertig ausgearbeitet; die Formalien wurden 
bekannt gemacht ; dann wurde Gottesdienst gehalten und folgte die Er- 
nennung der Officialen. Die Decrete waren in drei Theile getheilt und 
auf drei Tage zur Verlesung vertheilt. Die Erschienenen waren in 
Sectionen getheilt: Domcapitulare, Prälaten, Mendicanten und Pfarr- 
klerus. Die Sectionen zogen dann ihre Lectionen in Berathung und 
brachten ihre gravamina schriftlich vor, und überreichten sie an. 
einem bestimmten Tage Asm Bischof. Die Annahme dieser grava- 
mina und die Modificirung der Decrete darnach stand in der Hand 
des Bischofs, wobei der Becurs nach Bom den Gravanten offen stand. 

Domcapitular Bdssmann: Alle berufen, geht also nicht und 
Bepräsentation soll eintreten, aber wie? Es ist in den Bestimmun- 
gen der Congregation an die Bischöfe der canarischen Inseln von 
keiner Einmischung des Bischofs die Bede, sondern deducirt, dass 
die Bepräsentation des Klerus durch Wahl bestimmt werde, »vices 
suas uni aut pluribus procuratoribus delegari« heisst es da. Es ist 
auch gesagt, dass der Klerus ein Becht habe, berufen zu werden. 
Und diese Art der Abhaltung der Synode durch Bepräsentanten, die 
der Klerus wählt, empfiehlt Benedict XIV. för Deutschland. Er 
will dadurch gewiss nicht dem Episcopat zu nahe treten. Aber 
es* handelt sich hier um eine canonisch festgestellte Versammlung, 
wobei die Einzelnen das Becht haben, zu erscheinen, oder ihr Becht 
einem Anderen zu delegiren. Ich habe keine Besorgniss lür die 
Gewalt der Bischöfe. Es handelt sich hier nicht um ein neues, 
sondern um ein altes Institut. Die Diöcesan-Synoden sind auch 
etwas mehr, als blosse Gonferenzen. Jene Formen sind wesentliche 
Formen dieses kirchlichen Institutes, sie sind mit denselben ver- 
wachsen. Man muss auch dem Klerus Bäcksicht tragen. Jedoch: 
^virtus in medio. Man mache die Sache so, dass nach Lennig' s An- 
sicht so viel als möglich das menschliche Herz mit berücksichtigt 
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und Alles möglichst vermieden werde, wodurch die Geistlichen in 
ihren Hechten sich verkümmert sehen. 

Bischof Blum von Limburg : Man ging von der Voraussetzung 
aus, dass man nicht Alle versammeln könne. Beruft man Alle, so 
werden doch nicht Alle zur Synode kommen. Man mache die Sache 
einfach so, dass sich der Decan mit seinem Decanatsklerus darüber 
bespreche, wer kommen solle. Was die Berathungen betrifift, so 
müssen die vorzüglichsten Berathungen der Synode vorausgehen. 
Die Synoden wurden in der Eegel in der Kirche gehalten, wo Viele 
Platz haben. Wenn es die Hauptaufgabe der Synode ist, dass darauf 
die Diöcesanstatuten publicirt werden , so ist es wohl am Besten, 
wenn der Bischof keine Ausscheidung der Geistlichen daf&r macht. 
Geht die Ausscheidung allein vom Bischof aus, so sind Klagen schwer 
zu beseitigen, üeberlassen wir die Ausscheidung den Decanaten und 
einzelnen Geistlichen, so ist das gefahrlich. Die kirchlich Badicalen 
könnten auch da sich eindrängen. Sehen wir nur auf die politischen 
Wahlen. Also man lade alle Geistlichen zur Synode ein und lasse 
kommen, wer will und sorge nur dafür, dass die Seelsorge be- 
sorgt werde. 

Domcapitular München von Köln sprach über die Competenz 
der Synode : An der Spitze der Diöcese steht der Bischof; er hat 
alle Jurisdiction. Jedoch kann der Bischof formell an eine Berathung 
seines Klerus gebunden sein und so ist es. In der alten Zeit war 
es das Presbyterium , welches der Bischof zur Berathung beizog. 
An Stelle des Presbyteriums ist später das Domcapitel getreten, 
und auf dessen Berathung ist der Bischof kirchlich angewiesen. Per 
Bischof ist moralisch oder auch rechtlich angewiesen, auch in be- 
stimmten Fällen rechtlich verpflichtet, das Domcapitel um Bath zu 
fragen, oder auch an dessen Bath gebunden. So hat das Gapitel 
alle die alten Kechte des Presbyteriums überkommen, und bliebe lür 
die Diöcesan-Synode nur eine Aufgabe übrig, die Wahl der examina- 
tores synodales. Was die Berathung betrifft, so ist nirgends die 
Pflicht fär den Bischof enthalten, die Geistlichen berufen zu müssen. 
Es hängt das ab von den Materien, die verhandelt werden sollen, 
und wen der Bischof berufen will ; es können auch Mönche berufen 
werden, auch die Beneflciaten, wenn sie betheiligt sind, sind zu be- 
rufen. Keiner kann sich zwar beklagen, wenn er nicht berufen 
wird ; jedoch etwas Anderes ist es , ob es gut und klug sei , wenn 
der Bischof Beschränkungen in Betreff der Berufung zur Synode 
eintreten lässt. 
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XXVIII . Dreiundjswanjdgste Sitzung^ den 6. November, Abends 

6 Uhr, 

Anwesend waren Alle, ausser den Bischöfen DiUrich von Dres- 
den, Bichartz Yon Augsburg und Wandt von Hildesheim. 

Das Protokoll der 18. Sitzung wurde verlesen und nach einigen 
Bemerkungen genehmigt. 

Hierauf wurde das in der vorigen Sitzung bereits abgeschlos- 
sene Ergebniss der Wahlen der zwei Commissionen , einer für die 
Ausarbeitung des Hirtenbriefes und einer für die Ausarbeitung der 
an die Eegierungeu zu richtenden Denkschrift, verkündigt. Und da 
der Bischof Blum von Limburg zweimal, d. h. in jede der Com- 
missionen gewählt war, so wurde statt desselben far die Denkschrift 
an die Begierungen der Bischof Sedlag von Culm, als der nach der 
Stimmenzahl nächst Folgende, substituirt, nachdem der Präsident 
Erzbischof von Geissei wegen so vieler Präsidialgeschäfte die Theil- 
nähme an dieser Arbeit abgelehnt hatte. 

Cardinal Fürst von Schwär zenberg stellte noch die ausdrück- 
liche Frage, ob die Gewählten berechtigt seien, wen immer auch 
ausser der Versammlung zu Bathe zu ziehen. Es wurde die Frage 
ausdrücklich bejaht. 

Man ging nun zur Tagesordnung über, indem man die Be- 
sprechung über die Diöcesan - Synoden fortsetzte, und zwar auf die 
darauf zu verhandelnden Gegenstönde überging. 

Domcapitular Beissmann meinte, diese Frage sei eigentlich 
schon verhandelt. Es sei übrigens, um den Missständen zu Leibe zu 
gehen, zweckmässig, vorher Berichte, Nachrichten und Adressen ein- 
zuziehen, sodann tüchtige Theologen und Canonisten beizuziehen, 
und die zu erlassenden Bestimmungen in Congregationen zu berathen. 
Wenn die bestehenden Constitutionen ausreichten, brauche mau keine 
neuen zu machen. Auch Benedict XIV. sage, es sei im Allgemei- 
nen nicht Sache 4er Synode , neue Verordnungen zu machen , son- 
dern die alten einzuschärfen; nur wo es nöthig sei, solle man neue 
Verordnungen machen. 

Präsident Erzbischof von Oeissel : Es wäre die Frage, ob nicht 
auch gewisse zeitgemässe Ideen zum Vortrag kommen sollen. 

Bischof Bltmi von lAnibt^g : Nach unseren politischen Ver- 
hältnissen scheint es nicht so sehr nöthig zu sein, über die Frage, 
ob Biocesan-Synoden zu halten seien, zu reden, als darüber, was als 
Gegenstand der Vorberathungen für die Diöcesan - Synode zu stipu- 
liren sei. Zwar glaube ich nicht, dass wir durch deren Abhaltung 
eine strenge Schiüd abtragen; denn Born duldete die Unterlassung 
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derselben, und die Abhaltung der Synoden hatte grosse Schwierig- 
keiten; auch hätte man dazu landesherrliche Gommissäre und lan- 
desherrliches Placet nöihig gehabt. Auch möchte ich nicht sagen, 
dass die gegenwärtige Richtung der Zeit eine günstige sei; die 
Eiferer für Diöcesan-Synoden wollen durch dieselben eine Constitution^ 
ein democratisches Element in der Kirche einfahren. Es gibt auch 
unter depa Klerus Verirrte. Allein es hat auch der Verzug Gefahr, 
indem diese Synoden vielleicht ertrotzt wurden, wenn wir sie nicht 
geben. Was soll also die nächste Aufgabe der Diöcesan-Synoden 
sein ? Die Frage ist nicht so schwer zu beantworten, wenn wir be- 
denken, was vor Allem Noth thut. Es grassirt ein neues Heiden- 
tbum, namentlich unter den Gebildeten. Diese Behauptung ist nicht 
zu stark; die pantheistische Lebensanschauung ist weit verbreitet. 
Das hat seinen Grund darin, dass die göttlichen Wahrheiten zu 
wenig in's Leben getreten sind, namentlich auch bei denen, die das 
Salz der Erde sein sollen. Viele leben im Unglauben, und auch 
manche Priester stehen nicht, mehr auf dem kirchlichen Boden. 
Nur wenn diese, die das Leben Jesu an sich darstellen sollen, vom 
Geiste des Christenthums durchdrungen werden, ist eine Besserung 
der Verhältnisse möglich. Die Welt ist voll Selbstsucht ; die Priester 
sollen sie retten durch die heilige Liebe. Aber manche Priester sind 
von der Heiligkeit ihres Standes herabgesunken und Gegenstand des 
Aergernisses geworden. Ihr Wandel steht im Widerspruch mit dem, was 
sie lehren. Die Welt bedarf zur Lösung der socialen Fragen der 
Wohlthätigkeit ; der Geist des Christenthums muss wieder herrsehend 
werden; aber wie soll da geholfen werden durch weltsüchtige, hab- 
suchtige Priester? Die erste, vorzüglichste Aufgabe der Diöcesan- 
Synode ist eine Beformation des Klerus. Was wir ohne das immer 
thun mögen, es reicht nicht zu, wenn die Priester nicht vorangehen. 
Ich glaube deshalb auch, dass nicht nur Diöcesan-Synoden, sondern 
auch Provincial-Synoden nothwendig sind ; jedoch über die letzteren 
bemerke ich jetzt Nichts. 

Bischof Hofstetter : Ich möchte noch auf einen wichtigen Punkt 
aufmerksam machen. Wir haben schon viele Schwierigkeiten in 
Betreff der Diöcesan-Synoden gehört. Und ich bemerke, ich bin der 
Ansicht, dass, wenn man Diöcesan-Synoden einführen soll, die Rechts- 
normen, die in den Schriftstellern verzeichnet sind, keine so bin- 
dende Kraft haben, wie Manche anzunehmen scheinen. Diese Gesetze 
stammen aus ganz anderen Zeiten und ihre Anwendung ist zum 
Theil unmöglich. Streng an die Form kann man sich unmöglich 
halten. Was über diese Synode bestimmt ist, ist nicht der Art^ 
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dass nicht Veränderungen eintreten könnten. Der Buchstabe bindet 
uns nicht. Wir haben Beispiele ähnlicher Art aus der Kirchenge- 
schichte. Wir können z. B. keinen canonischen Process nach den 
alten Formen streng durchfuhren. So müssen wir auch hier den 
Umstäiiden gemäss Modificationen eintreten lassen ; sonst wurden wir 
ein ganz uiizeitgemässes und starres Institut erhalten, welches nur 
den Gegenstand von Streit abgeben würde. Was über die Diöcesan- 
Synode formell bestimmt ist, ist nur ein Ausfluss der bisehöflichen 
Jurisdiction und kann und muss geändert werden. Es gilt nur, den 
Zweck zu erreichen. Findet der Bischof die Synode zeitgemäss, wie 
wird er dann am besten dem Geiste der Kirche entsprechen? Die 
leitenden Normen dürften ungefähr diese sein, dass sie nicht als 
legislativer Act von unten ausgehen, sondern von oben aus, dass sie 
also nur ein votum consultativum nicht ein votum decisivum haben. 
Ich bin daher der Ansicht des Bischofs von Limbtirg, dass wir, wenn 
wir nicht eine todte Formel mehr haben wollen, die geistigen Mo- 
mente und vorliegenden Bedürfnisse voranstellen. Auch muss das 
Verfahren möglichst vereinfacht werden, wie Alles mit Recht nach 
Vereinfachung strebt. Die alte Form wäre ein Anachronismus. Dies 
ist gewiss auch die Ansicht des heiligen Stuhles. Wir könnten 
auch, um alle Zweifel zu heben, die Sache in Bom vortragen. Ich 
meine also, wir sollen uns nicht in bedenkliche, unzeitgemässe For- 
meln verwickeln, sondern auf den Geist hinstreben, unbeschadet der 
aus dem Wesen der Kirche fliessenden unwandelbaren Principien. 
Dann werden wir nach Inhalt und Form fortschreiten. Nur in sol- 
cher Weise halte ich Diöcesan- Synoden für gut; sonst entsprechen 
wir nur der Form und der Zweck selbst leidet darunter. 

Bischof Sedlag von Culm : Ich bin ganz hiermit einverstanden. 
Zu dem, was Bischof Blum oben gesagt hat, würde noch beizusetzen 
sein, dass es auch die Aufgabe der Synode sei, ut ignorantes instruantur. 

Domcapitular Forster von Breslau : Das Verhältniss der Capläne 
zu den Pfarrern und umgekehrt würde in der Breslauer Diöcese ge- 
wiss auch zur Sprache gebracht werden müssen , indem darnach 
manche Missstände, besonders in Bezug auf die Gehälter und auf 
das Verhältniss der Capläne zu den Pfarrern bestehen. Man wird 
auch auf den Synoden gewiss mit den Ansprüchen kt)mmen , dass 
man die Erzpriester und selbst die 'Domherrn wählen, oder wenigstens 
bezeichnen wolle. Darum ist es sehr wichtig die Vorschläge des 
Bischofs von Limburg ins Auge zu fassen. Von oben also würde 
die Hebung des inneren, geistlichen Lebens der Priester, als Zweck 
der Synode an die Spitze zu stellen sein, besonders in unserer 
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Zeit, wo so vielfache Versuchungen drohen. Namentlich wäre zu 
dringen auf geistliche Exercitien , öftere Beicht der Priester (am 
Aüare werden die meisten Sünden begangen). Auch das Feld der 
Ascese müsste mehr angebaut werden. Es könnte z. B. bestimmt 
werden, dass alle Theilnehmer an der Synode durch dreitägige Exer- 
citien sich vorzubereiten hätten. Wenn so das Materielle zurückge- 
drängt wird, wenn Alle eingeladen werden. Jeder vorher Exercitien 
macht, so würde vielen unwillkommenen Gästen vorgebeugt. 

Cardinal Fürst von Schwarisefnberg von Salzburg: Bei mir 
kommt auf der Synode gewiss das Verhältniss der Hilfspriester zur 
Sprache. 

Präsident Erzbischof von Oeissel : Manche Capläne wollen nicht 
ad nutum amovirt werden. Es ist das auch eine Erscheinung 
der Zeit. 

Domcapitular Fessler: In der Diöcese Brixen in Tyrol gibt es 
Cooperatoren und Hülfspriester ; jene haben eine etwas festere Stel- 
lung, diese sind ad nutum amovibel. Im Voralbergischen haben 
jedoch die meisten Hüljfepriester und Capläne Beneficien, nur drei 
sind dort amovibel, weil sie keine Beneficien haben. Die Hofstelle 
wollte diese Beneficien aufheben. 

Präsident Erzbischof von Geissei : Es scheint überhaupt in ganz 
Deutschland üblich zu sein, dass die Hülfspriester ad nutum amovibel 
sind, wenn sie kein beneficium haben, auf das sie investirt sind. 

Als weiterer auf der. Diöcesan-Synode zu verhandelten Gegen- 
stand kam sodann die Frage über die Aufstellung der judices ufid 
examinatores synodales zur Sprache. 

Domcapitular München von Köln bemerkte: Die Bischöfe 
haben durch besondere Triennal-Facultät von Eom die Befugniss, die 
examinatores synodales extra synodum cum consilio capituli zu er- 
nennen. Wenn die Diöcesan-Synoden eingeführt werden, so frage es 
sich, ob eine Diöcesan-Synode, die nicht ganz der forma juris ent- 
spricht, das Becht hat, die examinatores synodales zu ernennen. 

Präsident Erzbischof von Geissei: In jure ist bestimmt, auf 
der Synode soll der Bischof examinatores (6—20) ernennen. Hierbei 
allein soll er das Placet der Versammlung durch suffragium publi- 
cum oder secretum verlangen. Sind sechs approbirt, so kann er bei 
jeder Pfarrverleihung drei zuziehen und mit ihnen examiniren. Sie 
haben ganz selbstständig zu examiniren. Da die Synoden so lange 
nicht gehalten worden sind, so hat der Papst die Indulgenz gegeben, 
solche Examinatoren extra synodum cum consilio capituli zu er- 
nennen, 
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Bischof Hof Steuer von Passau : Hier liegt ein singulärer Fall 
Tor, wo das, was ich sagte, beseitigt wird, dass nämlich nothwendig 
Verändeningen eintreten müssen. Hier ist der Papst von der An- 
sicht ausgegangen, dass, weil die alte Form nicht möglich ist, ein 
kürzerer Ausweg zu ergreifen sei. Es fragt sich allerdings, ob das 
Curat-Examen zu Stande kommen kann. Allein man könnte das 
neuere Expediens des heiligen Stuhles bestehen lassen und die Diöcesan- 
Synode sich mit anderen Gegenständen beschäftigen lassen, nament- 
lich mit der Hebung des inneren priesterlichen Lebens u. dgl. Ich 
meine, dadurch würde der Hauptzweck der Synode erreicht. Dies 
hat der päpstliche Stuhl durch jene Facultät wohl selbst angedeutet. 

Bischof Weis von Speyer : Aber warum sollen die eiaminatores 
nicht durch die Synode approbirt werden? Das Expediens hat der Papst 
nur gegeben, weil keine Synoden mehr gehalten wurden; werden sie 
aber wieder eingefährt, so dürften auch die vorgeschriebenen Formen 
wieder eingeführt werden müssen, und damit auch die Pfarrer wie- 
der in ihr altes Becht eintreten. Warum sollte es auch so schwer 
sein, die examinatores von dem Clerus approbiren zu lassen? 

Erzbischof von Reisach von München: Ob sie aber das Recht 
haben, zu approbiren?! 

Bischof von Speyer: Wer weiss, ob die Abweichung so gross 
sein wird, dass dieses bedeutende Becht nicht dabei bestehen könnte ? 

Domcapitular Reissmann von Würjsiburg: Durch die Bemer- 
kungen von Bischof Hofstetter ist die Debatte in ein anderes und 
günstigeres Stadium geinreten. Heute früh haben wir uns um den 
Buchstaben des Gesetzes herumgestritten. Es Hesse sich noch an 
manchen Beispielen zeigen^ dass das alte Syüodalrecht nicht gut zu 
vollziehen ist. Die ganze frühere Gerichtsbarkeit der Synode ist 
nicht mehr zu halten. So gibt es nicht mehr die judices querula- 
rum und excusationum ; ebenso gelten nicht mehr die Bestimmungen 
de testibus synodalibus, wenn nicht die Dechanten als solche gelten 
sollten ; ebenso nicht mehr die Bestimmungen de punctatoribus. Eben- 
so t<5hhen die judices synodales nach der Veränderung des Gerichts- 
wesens gar keine Anwendung mehr finden; ebenso nicht die Be- 
stimmungen über die judices conservatores. Also in der früheren alten 
Weise kann die Sache nicht mehr durchgeführt werden ; Vieles ist 
unanwendbar. Unser läieferat ist zwar von dem Grundsatz ausge- 
gangen, dass man sich möglichst an das alte Becht anschliessen 
solltiß und soviel' als möglich aucH die Formen festhalten sollte. Die 
Debatten haben aber ein Anderes gelehrt. Es würde der leichtere 
Weg sein, wenn wir an dem Geiste festhalten und über das Formale 
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weggehen. Ich schlage daher vor, dass man dasjenige, was zweck- 
dienlich erachtet wird, zusammenstelle und nut Motivirung dem 
päpstlichen Stuhle zur Sanction vorlege. Wenn wir diese besitzen, 
so haben wir auch wieder das jus formale. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Das ist Alles sehr richtig 
und Benedict XIV. selbst gibt an, dass manches Alte hier nioht 
mehr practisch sei. Er sagt, die testes synodales seien alB Spione der 
Bischöfe anrüchig geworden und auch die judices querularum seien 
beseitigt; die Geistlichen wollen ihre Sache nicht vor der gani^n 
Synode debattiren lassen. Auch die judices oonservatores sind nicht mehr 
zu gebrauchen ; aber die judices und examinatores synodales scheinen 
nöthlg zu sein, und Benedict urgirt oft, dass sie zwei Grundpfeiler 
synodaler Thätigkeit seien. 

Erzbischof von München : Da der canonische Concurs zu den 
Pfarrbeneficien, wie er im Tridentinum voargeöohrieben ist, in Deutsch- 
land nicht in usu ist, so scheinen mir dadurch auch die examinatores 
synodales nicht mehr so weöentlich zu sein. 

Consistorial-ßath Professor Fessler: Durch eine Constitution 
Clemens XI. ist die canonische Form der Examinatoren etwas abgeän- 
dert; ich werde darüber noch das Weitere erbringen. 

Domcapitular München : Judices conservatores, querularum und 
die punctatoren betreffen nicht die Form und die Vorbereitung, son- 
dern sie sind schon selbst Gegenstand der Synodalverhandlung. 

Bischof von Mehstädt: Wäre es so vom heiligen Stuhle appro- 
birt, dann wurden alle Einwände von Seiten dea Klerus dadurch 
ausgeschlossen. Der Vorschlag von Domcapitular Beissmann ist 
daher der beste. Wir wollen uns an den Papst wenden. 

Präsident Erzbischof von Geissei : Wir hätten dann die Sicherheit. 

Erzbischof von München: Alle Einwürfe müssten dann ver- 
stummen. 

Bischof Weis von Speyer : Mit allen Formalitäten sie zu halten, 
ist nicht möglich. < : 

Bischof von Passau stimmte bei. 

Erzbischof von München war derselben Ansicht Man sei be- 
reit, diese Versammlungen wieder einzufUireii; aber ^dieselben be- 
dürften mehrfacher Modification. Die alte Form schUesse/aiiQbi^ie 
Debatte aus; und eine blosse Formalität beMedige * . ni^hL .J)as 
Beste sei, dass man sich nach Born wende und mn ite nöthige Qe- 
nehmigung und Vollmacht ersuche: -f •• .^ • i ; • 

Domcapitular Srabbe von Münster:^ Wenn auf diesen Vor- 
schkg eingegangen würde, so müsste Kuvor^edtinmut werdteaat, welche 
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Statuten man aufstellen wolle, denn man müsste doch dem Papste 
bestimmte Vorschläge machen. Das wfirde grosse Schwierigkeiten 
haben. Er furchte, auf diese Weise geschehe Nichts. Er fahr fort: 
Hat aber das, was bei Benedict steht Gesetzeskraft? Das Triden- 
tinum sagt Nichts, als dass Synoden gehalten werden und die 
rectores ecclesiarum dazu gerufen werden sollen. An einer anderen Stelle 
ist blos Ton den Examinatoren die Bede. Indessen hat der heilige 
Stuhl schon lange von den Examinatoren abstrahirt, man kann also 
auch jetzt von dieser Form absehen. Die Bischöfe haben volle Frei- 
heit, diese Sache selbst zu reguliren. 

Präsident Erzbischof von Geissei und Domcapitular Rdshmann 
stimmten dem nicht bei. Ersterer bemerkte: Was Benedict XIV. 
sagt, belegt er gewöhnlich mit einem Citat der congregatio concilii. 

Domcapitular Reissmann: Die judices synodales sind in sessio 
25. cap. 10. des Tridentinum vorgeschrieben. Bezüglich der exami- 
natores ist der Synode die grösste Befugniss eingeräumt. Es wird 
soviel Gewicht auf dieselben gelegt, dass sie zu dem Wesentlichen 
zu gehören scheinen. Ein Becurs nach Bom scheint also das Beste 
zu sein. 

Domcapitular Krabbe : Aber die Bischöfe haben ein Indult. 

Domcapitular Fdrsier : Die Bedenken von Reissmann sind nicht 
unwichtig ; aber man bedenke, wie alle Erwartungen des Klerus und 
des Volkes auf diese Versammlung gerichtet sind. Den Klerus 
wurden wir befriedigen, wenn wir ihm Synoden bringen. Heisst es 
abor : wir müssen erst nach Bom schreiben , so wird dieses allerlei 
Missdeutung nach sich ziehen. Man würde sagen, dass dieses nur 
ein Vorwand wäre, um die Diöcesan-Synoden zu vermeiden. 

DiMncaplan Dr. Heinrich von Mains! wies nach, dass wegen 
der examinatores synodales nicht nach Bom geschrieben zu werden 
brauche, und es sei am Besten, dass eine Commission von Bischöfen 
und Theologen niedergesetzt werde, damit diese ein Statut über den 
Modus der künftigen Synoden ausarbeite. 

Gonsistorial-Bath Professor Fessler : Bei den judices ^ist deshalb 
keine weitere Schwierigkeit, weil diese ja dem Papste vorzulegen 
sind; was die examinatores betrifft, so kann ja, so lange in dieser 
Beziehung durch die Quinquennal-Facultäten supplirt wird, inzwischen 
beim römischen Stuhle angefragt werden. So wäre die Schwierigkeit 
bezüglich dieser zwei Aemter erledigt. 

Ttäsiäent: Bei Bestellung der Examinatoren treten an die 
Stelle der Capitel die Synoden. 

Bischof Bhm von Limburg : Es lässt sich geschichtlich nach- 
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weisen, dass die Aufgaben und Fonnen der Synoden wechselten (der 
Bischof verlas eine darüber handelnde Stelle aus Permaneder's Kir- 
chenrecht). 

Präsident: Wir müssen feste Regeln haben. 

Bischof Blum: Gewiss kommt von Born bald Antwort. 

Präsident: Beschliessen wfr Synoden, so können wir vor Sommer 
doch keine haltei). 

Bischof von Trier: Der apostolische Stuhl wird baldmöglichst 
antworten. 

Bischof von Eichstädt: Die Missverständnisse fallen dadurch 
weg, dass wir alle Beschlüsse d^m heiligen Stuhl vorlegen. Setzen 
wir alsbald eine Commission nieder.^ . 

Domcapitular Lennig von Main^: Wäre denn die Gefahr so 
gross, wenn man wirklich die judiees und examinatores wählen 
Hesse ? Auf Letztere würden die Geistlichen kein so grosses Gewicht 
legen, sie haben es jetzt leichter. Die judiees haben keine beson* 
dere Gefahr. Es ginge dann in manchen Beziehungen vielleicht 
etwas strenger vor sich. . 

Erzbischof von München: Die judiees müssen dem Papste vor- 
gelegt werden, damit er sie als judiees delegabiles habe. Jedoch 
würde die Aufstellung der judiees synodales Schwierigkeiten haben, 
da dieselben seit so lange gar nicht mehr bestehen. Es ist auch 
zu fürchten, dass man Forderungen stellt, indem man sich auf die 
alten Formen stützt. 

Domcapitular Lennig: Der Anfang ist schwer. 

Präsident: Das Schwerste sind noch die Examinatoren. Ver- 
kommene Geistliche können nur Geistliche ihrer Richtung nehmen, 
und so etwas kann möglichen Falls vorkommen. 

Bischof Weis von Speyer: Ich glaube, das Meiste sind For- 
malien. Man möge sogleich eine Commission niedersetzen, die eine 
Ordnung entwerfe. Wird die Sache geordnet, so wird gewiss kaum 
ein Geistlicher etwas dagegen haben, dass unwesentliche Formalia 
wegfallen. Es wird sich der rechte Geist hineinbringen und das 
Nöthigste sich beibehalten lassen. 

Präsident von Geissei: Die judiees sind insofern delegirt, als 
aus anderen Diöcesen delegirt wird. Der heilige Stuhl bedient sich 
derselben nicht. 

Bischof Sedlag: In meiner Diöcese besteht als dritte Instanz 
das Judicium prosynodale. 

Weihbischof Qrosmann von Ermlandi So auch in Ermland. 

Domcapitular Reissmann: Ich will nur darauf aufmerksam 
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machen, dass wir heute früh bedeutende Abänderungen bezüglich 
derer, die auf der Synode erscheinen sollen, gemacht haben, und dass 
auch sonst wichtige Abänderungen gemacht werden sollten. In 
Bezug auf diese Punkte beantragte ich, dass eine Sanction von Born 
eingeholt werde; überdies ist die Einfuhrung der Diöcesan - Synoden 
ein so wichtiger Schritt, dass der römische Stuhl jedenfalls von 
dieser Sache Kenntniss haben muss. Theils wegen der seither von 
Born ertheilten Facultät, theils weil man seit 300 Jahren behauptet 
hat, die Synoden seien nicht nöthig. Wir müssen es daher bei dem 
heiligen Stuhl motiviren, warum jetzt auf einmal wieder Synoden 
gehalten werden sollen und daran die beschlossenen Abänderungen 
anknüpfen. 

Präsident forderte auf, dass einige Herren morgen Anträge 
stellen möchten. 

Erzbischof von München: Wenn die Diöcesan -Synoden einge- 
fahrt werden, so müssen sie ii^ allen Diöcesen Deutschlands gleich- 
förmig sein; sonst gibt es die grössten Unannehmlichkeiten. 

Präsident: Gewiss, sonst gäbe es die grössten Unannehmlich- 
keiten. Es sind drei Ansichten aufgestellt worden : 1. es sollten die 
Diöcesan-Synoden genau auch in der Form nach den dessfallsigen 
Bestimmungen des Tridentinum gehalten werden, 2. sie sollten im 
Geiste der tridentinischen Bestimmungen gehalten werden, 3. es 
sollten Aenderungen gemacht, aber von Rom die Approbation der- 
selben eingeholt werden. 

Bischof von Limburg: Doch soll man eine Commission nie- 
dersetzen. 

Bischof von Eichstädt: Ueber die drei Ansichten wollen wir 
abstimmen. 

Da mittlerweile aber die Zeit vorgerückt war, wurde der Ge- 
genstand nicht weiter verfolgt, sondern die Sitzung um halb neun 
Uhr geschlossen. 

XXIX. Vierund^wan^igste Sitmng, den 7. November, Morgens 

hüb neun Uhr, 

Abwesend waren die Bischöfe Bittrich und Richarta. 

Präsident ixwg darauf an, es möchte jeder Prälat die Anzahl 
der Pfarreien, Caplaneien und der Gläubigen seiner Diöcese angeben, 
um dadurch einen statistischen Ueberblick zu gewinnen. — Der 
Antrag wurde angenommen. 

Domcapitular Krabbe beantragte, jetzt schon eine aus drei Mit- 
gliedern bestehende Commission zur Berathung uiid Entwerfung 
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des Berichtes an den heiligen Vater, durch geheime Abstimmung 
zu wählen. — Der Antrag wurde sofort ausgeführt. 

Bischof von Limburg: Bei der in der gestrigen Sitzung statt- 
gehabten Einsetzung einer Commission zur Entwerfung eines Hir- 
tenwortes an die Gläubigen sei unbestimmt geblieben, ob der Hir- 
tenbrief blos für die Laien oder auch für den Klerus zu erlassen sei. 
Er schlage ein eigenes Schreiben an den Klerus vor. 

Präsident: Der Antragsteller möge lieber etwas der Art sogleich 
entwerfen. 

Domcapitular Förster: Die Ansprache des gesammten Episco- 
pates möge lediglich an's Volk gerichtet werden, und jeder Bischof 
dann ein besonderes Schreiben an den Klerus seiner Diöcese richten. 

Cardinal Purst von Schwär jsenberg: Kann das Memorandum 
nicht zugleich als Belehrung für den Klerus dienen? 

Bischof von lAwJburg: Auch da kann dem Klerus nichts spe- 
ciell gesagt werden. 

Domcapitular Förster : Der Klerus erwartet sicher etwas mehr. 

Präsident von Geissei hielt dafür : In dem Hirtenbriefe müsste 
auch eine Ansprache an den Klerus angebracht werden. 

Domcaplan Dr« Heinrich empfahl ein besonderes Schreiben an 
deü Klerus. 

Domcapitular Förster sprach dagegen; es sei keine Zeit dazu. 

Consistorial-Bath Professor Fessler : Das Schreiben an den Klerus 
muss mit grosser Vorsicht abgefasst werden ; es wird in wenig Tagen 
in allen Zeitungen stehen. Ich bin übrigens dafür, dass ein beson- 
deres Schreiben an den Klerus erlassen werde. 

Es wurde nunmehr darüber abgestimmt und mit allen gegen 
fünf Stimmen beschlossen, ein besonderes Schreiben an den Klerus 
zu erlassen 

Cardinal Fürst Schwaraenberg me^lte, ein lateinisches Schreiben 
würde eine Art Actenstück sein. Aber die gegenwärtige Versammlung 
habe keine Autorität, da sie keine National-Synode sei. üebrigens gehe 
sein Vorschlag dahin : jeder Bischof solle nicht periodische Diöcesan- 
Synoden mit seinem Klerus halten , nicht in einer strengen kirch- 
lichen Form. Da sollten dann erst die Statuten für -die künftige 
Diöcesan-Synode berathen und diese dem heiligen Vater vorgelegt und 
dadurch die Fundamente des neuen Diöcesanrechtes gegründet werden. 

Präsident:. Das würden vorbereitende Conferenzen sein. 

Domcapitular Ernst resumirte aus den bisherigen Verhand- 
lungen über die Diöcesau-Synoden.: Es solle ein ümguss der bisheri- 
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gen alten Form dieser Synode gemacht und dem Papste vorgelegt 
werden. Dagegen spreche aber Verschiedenes. Ein Tag gleiche 
jetzt nicht mehr dem anderen. Nur nach und nach solle diese Neu- 
formung bewirkt werden durch Synodal-Conferenzen, wie sie Bischof 
Sedlag bereits angeordnet habe. Der Klerus wolle seinem Bischöfe, 
seinem Hirten Wünsche u. dgL mittheilen; dazu biete man ihm 
Gelegenheit. Dazu böten Gelegenheit die Gonferenzen, wo die 
Formen nicht beengten ; dort könne auch eher auf die Regeneration 
des Klerus hingearbeitet werden, wie es von Förster als nothwendig er- 
klärt sei. So habe er auch den Gedanken Sr. Eminenz aufgefasst, 
dass man mit Synodal-Conferenzen anfangen solle. 

Domcapitular Baudri machte aufmerksam auf die Noth wendig- 
keit der Formen bei den Diöcesan-Synoden. Die Form biete Schutz 
gegen Neuerungen, diene zur Aufrechthaltung der gehörigen Schran- 
ken, durch die Formen werde die Ordnung und Würde solcher Ver- 
sammlungen aufrecht erhalten und die Bedelust eingeschränkt. Das 
sei jetzt sehr nothwendig und so sei das jus formale nicht minder 
wichtig als das jus materiale. Das kirchliche Leben belebe sich 
überhaupt in alten Formen, denen der Geist des Ghristenthums stets 
neues Leben einhauche. Er glaube daher, die Diöcesan-Synoden 
selbst sind ganz in den alten Formen zu halten und mit dem Uebri- 
gen sei er einverstanden» 

Domcapitular München: Es ist nicht nachgewiesen, dass die 
Aenderung der Form nothwendig sei. Das Einzige, was namhaft 
gemacht wurde , betrifft die Berufung der Geistlichen. Durch die 
ßerufang seien die Geistlichen von der Seelsorge nicht befreit, der 
Bischof muss auch für diese sorgen. Eine neuere Form ist nicht er- 
wähnt, es steht nur ein Programm im Pontificale Eomanura. Diese 
Form ist immer in Deutschland beobachtet worden und dieses Pro- 
gramm müsste daher festgehalten werden, und das aQdere, was als 
Form bezeichnet ist, ist nicht Form, sondern gehört zur Materie. In 
der Materie aber soll der Bischof seinem Klerus möglichst freien 
Spielraum lassen und freie Meinungsäusserungen befördern. 

Bischof Sedlag von Ctdm erinnerte daran , zu der eben ver- 
lassenen Sache zurück zu gehen, nämlich auf das an den Klerus zu 
erlassende Schreiben. Dasselbe könne stattfinden, wenn auch diese 
Versammlung keine National-Synode sei. Es sei nur die Form, als 
gehe das Schreiben von einer National-Synode aus, zu vermeiden, 
aber doch eine gemeinsame Ermahnung an den Klerus zu richten. 

Präsident : Soll man den Klerus beleidigen P 

Bischof Müller von Münster: Auch selbst ein leiseres Vor- 
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halten möchte nicht angemessen sein. Es könnte dadurch der 
Schein entstehen, als ob die einzelnen Bischöfe nicht ganz ihre 
Pflicht gethan hätten. 

Gonsistorial-Bath Professor Fessler sprach gegen die lateinische 
Sprache^ weil diese mehr auf den ofßciellen Charakter der Versamm- 
lung hinweise. Wenn aber an das Volk geredet, werde, so könne es 
auch an den Klerus geschehen, quia par sit ratio. Der Klerus 
sollte auf seine Pflichten und auf die Gefahren aufmerksam gemacht 
werden, die gegenwärtig der Kirche drohten. 

Präsident: Wir könnten hier die Punkte festsetzen, über welche 
sich jeder Bischof an seinen Klerus verbreiten sollte. Jeder Bischof 
nimmt diesen Entwurf mit nach Hause und jeder Metropolit mit 
seinen Suffraganen bearbeitet darnach ein Schreiben an den Klerus 
der Provinz. Dann wären wir im Rechte. 

Bischof von Limburg: Es wird das Schreiben aber mehr wir- 
ken, wenn es von der ganzen Versammlung ausgeht. 

Erzbischof von Freibu/rg: Ich bin auch dafür, dass das Schrei- 
ben von allen versammelten Bischöfen zusammen erlassen wird. 

Cardinal Fürst Schwcurzmberg : Zwei Metropoliten sind nicht 
repräsentirt ; werden diese sich nicht gekränkt fahlen, wenn wir das 
Schreiben auch an ihren Klerus richten. 

Bischof von Speyer: Das Schreiben wäre einfach nur von den 
hier versammelten Bischöfen zu erlassen. 

Bischof von Ptissau: Wir dürfen nicht in fremde Diöcesen 
hineinsprechen. 

Bischof Oettl von Ekhstädt sprach für ein Hirtenwort an Volk 
und Klerus, das jeder Bischof zu dem Seinigen machen soUe^ Es 
findet dabei kein rechtliches Bedenken atatt. ^ 

Domcapitular SchrmU: Das Einfachste wäre wohl, wenn die 
Beschlüsse der Versammlung den Klerikern mitgetheilt würden und 
zwar mit einem besonderen Schreiben an den Klerus. 

Präsident: Wir wollen nicht dem deutschen Klerus Anord- 
nungen geben. 

Domcapitular Lennig: Ein solches Hirtenschreiben an den 
Klerus abzufassen habe Schwierigkeiten; ganz kurz dürfe es nicht 
sein, und solle es länger sein und gehörig ausgeführt werden, so 
werde dazu viele Zeit erfordert, die nicht mehr da sei. Er stimme 
für ein Hirtenwort, das an Volk und Klerus zusammen erlassen 
werde. Schlechte Geistliche seien wirklich ein Scandal for's Volk, 
und könnten sich nicht beschweren, wenn in diesem Hirtenbriefe 
ihnen Ermt^nungen gemacht würden. 
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Bischof von lAmburg: Ich bin damit ganz zufrieden, dass kein 
besonderes Schreiben an den Elems erlassen wird. Aber ich finde 
es doch bedenklich, solche Vorworfe gegen den Elems darin mitzu- 
theilen, zumal die Geistlichen selbst es vorlesen müssen. 

Bischof von Speyer : Es ist doch gut, ein besonderes Schreiben 
an den Klerus zu richten. 

Domcapitniar Schmitt: Das Wort an den Eleras ist yon dem 
an die Gemeinden zu kennen. 

Erzbischof von München: Man soll die Sache jedem einzelnen 
Bischöfe überlassen. 

Präsident: Ich meine, man soll blos einen Ausdruck des Ver- 
trauens an den Klerus ergehen lassen. Ich bin Mr ein besonderes 
Schreiben an den Klerus. 

Stiftspropst DöUinger: Ich glaube, der Klerus erwartet ein 
solches Schreiben überall. Die Gründe für den Erlass eines solchen 
Schreibens scheinen mir weit überwiegend zu sein. Ein Eingriff in 
andere Diöcesen ist nicht im Mindesten vorhanden. Wenn die grosse 
Majorität der Bischöfe Deutschlands in gefahrvoller Zeit sich ver- 
sammelt, so sei man nicht ängstlich in Bezug auf den Punkt der 
Berechtigung. Es würde auffallen, wenn der Episcopat diese Ge- 
legenheit nicht benutzte, dem Klerus heilsame Massregeln zu geben 
über die Stellung die er gegenwärtig, namentlich in politischer Be- 
ziehung, einzunehmen hat. Es werden die wiedersprechendsten Vor- 
würfe gegen den Klerus erhoben; eine Menge dieser Vorwürfe würde 
zum Schweigen gebracht werden. Der Wiener Erzbischof ist ein- 
geladen; ich wüsste nicht, wie er einen Eingriff in seine Diöcese 
darin sehen könnte, wenn wir hier ein allgeB:oines Hirtenschrdben 
an die katholischlF Deutschen erlassen. Aehnlich ist es in England 
gehalten. Es handelt sich nur um ein Wort der Belehrung, und 
der Belehrung bedarf die Zeit; es handelt sich nicht um einen Ju- 
risdictionsact. Ich stimme far ein doppeltes Schreiben. Ich glaube, 
ein besonderes Schreiben an den Klerus ist jetzt sehr wohl an seiner 
Stelle und wird sehr wohlthätige Wirkungen äussern. 

Gonsistorial-Bath Professor Fessler fügte bei : Man solle in der 
A^ufsohrift des Schreibens sagen: »Die in Würzburg versammelt ge- 
wesenen Erzbischöfe und Bischöfe an den Klerus ihrer Diöcesen. € 
Jeder Bischof habe das Becht , seinen Klerus zu belehren, und so 
hätten auch die hier versammelten Bischöfe gemeinsam dieses Becht. 
Das moralische Gewicht der Belehrung werde durch die Verbindung 
aller ungemein verstärkt. 

Srzbischof Urban von Bamberg: Ein Schreiben dieser Art 
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macM yi«l mehr Eindruck, als das Schreiben eines Einzelnen. Will 
der Bischof seinem Klerus noch specialia sagen, so findet sich dazu 
andere Gelegenheit. Dieses von hier ausgehende Schreiben müsste 
mehr allgemein gehalten werden. 

Stiftspropst DöUmger: Zu allen Zeiten war es in der Kirche 
Grundsatz, wenn Irrthumer und Gefahren auftauchten, namentlich 
bei den Geistlichen , diesen mit so grosser Auctorität entgegenzu- 
treten, als ihr gerade zu Gebote stand. Welche Zeit ist aber ge- 
fahiToller, als die jetzige. Wenn in einer so ansehnlichen Versamm- 
lung wie der Nationalyersammlung zu Frankfurt Beschlüsse über 
die Kirche gefasst werden, und ein Geistlicher nach dem anderen 
dort auftritt und unerhörte Behauptungen aufstellt und ein System 
einer neuen Kirchenverfassung entwickelt, wodurch die bischöfliche 
Gewalt in die engsten Grenzen gebannt werden soll, und wenn diese 
gefährlichen Grundsätze unter Applaus verkündet und in alle Welt 
hinausgesandt werden , und es tritt in solcher Zeit -- nach 300 
Jahren zum ersten Male — eine solche Versammlung von Bischöfen 
zusammen, und die Bischöfe schweigen über diese Aergernisse und 
sagen Nichts zu diesen Gefahren — was sollte man dazu sagen? 
was würde dann die Wirkung sein? 

Erzbischof Urban von Bamberg: Ich bin mit Stiftspropst 
Dollinger einverstanden. Man erwartet ein Schreiben, nicht eines 
von -den Einzelnen, sondern eines von Allen. Man muss die Zeitver- 
hältnisse auffassen, ohne desshalb gerade gegen den Klerus im Ein- 
zelnen Vorwürfe zu erheben. Wir müssen nur ein grosses Vertrauen 
auf den Klerus kundgeben. 

Consistorial-Bath Professor Fessler: Die Debatte hat sich zu- 
letzt zu dem Inhalt des an den Klerus zu entlassenden Schreibens 
gewendet. Ich meine, man müsste darin ganz besonders den Gehor- 
sam gegen den Bischof hervorheben, unter Benutzung der schönen 
Stellen \us dem heiligen Ignatius. 

resident stellte nun die Frage an die Versammlung; Soll 
das Schreiben an den Klerus deutsch oder lateinisch sein ? — Mit 
allen gegen zwei Stimmen entschied man sich für die deutsche 
Sprache, und es solle eine Commission zur Entwerfung desselben 
gewählt werden. 

Hierauf wandte man sich wieder zu der Tagesordnung: den 
Diöeesan^Synoden , namentlich der Form , in welcher sie abzu- 
halten seien. 

Consistorial-Eath Professor Fessler resumirte, 1. Die Diöcesan- 
Synoden seien für zweckmässig zu erklären, und deren Einführung 


416 VeHng, Yerbandl. der BisehOfe Deatscblands zu Wfirzbiirg im'Jabre 1848. 

sobald als möglich zu bewirken. 2. Zweck derselben sei, den Geist 
der Frömmigkeit und Gottesfurcht neu zu beleben, die etwa ver- 
fallene Kirchenzucht wiederherzustellen (u. s. w. wie wir weiter unten 
unter den zum Beschluss erhobenen Sätzen hervorheben.) 3. Der 
Bischof behalte das Hauptrecht der Entscheidung. Was den modus 
der Abhaltung der Diöcesan- Synoden be1ä*effe, so meinten Einige, 
es sei eine Neugestaltung zu bewirken, und dem päpstlichen Stuhle 
vorzulegen; während Andere meinten, man solle die alten Formen 
möglichst beibehalten. 

Domcapitular Beissmann: Bezüglich der drei ersten Punkte 
bin ich mit Fessler einig. Bezüglich der Form der Diöcesan-Synode 
sind drei Ansichten aufgestellt worden: 1. Man solle an den alten 
Formen festhalten; 2. man solle im Geiste der christlichen Freiheit 
in der Kirche sich über die alten Formen hinwegsetzen; 3. eine 
Vermittlung jener beiden Ansichten wäre die von ihm vorgeschlagene, 
dass man sich über die unpraktischen Formen hinwegsetzen, aber 
die Aenderungen dem heiligen Vater zur Sanction vorlegen solle. Diesen 
Vorschlag habe er nicht deshalb gemacht, weil er die Bischöfe etwa 
nicht for competent halte, solche zeitgemässe Veränderungen in der 
Form selbst vorzunehmen, sondern nur, um beide Parteien zu vereinigen. 
Durch das unverschuldete Unterlassen der Synoden habe sich eine 
ganz andere Praxis gebildet. Die Bischöfe besässen schon seit drei- 
hundert Jahren das Becht, examinatores synodales zu berufen ; dieses 
Becht hätten die Bischöfe jetzt auch. ladessen habe Domcapitular 
Förster ein gegi*ündetes Bedenken vorgebracht, dass das Einholen 
der Sanction des päpstlichen Stuhles und die dadurch nothwendige Ver- 
schiebung der Diöcesan-Synoden vielfach dahin gedeutet werden würde, 
als wolle der Episcopat sich hinter Rom flüchten um die Diöcesan- 
Synoden zu vermeiden. So werde der Erfolg davon, dass man Diö- 
cesan-Synoden verspreche, sehr geschwächt. Die Einigung über die 
Formen sei leicht; man möge sich daher bald vereinigen. Die 
Bischöfe seien competent, die Sache so einzurichten, wie ^ zeitge- 
mäss sei. 

Präsident: Hierzu bemerke ich, dass die examinatores syno- 
dales nicht die Hauptschwierigkeit sind, sondern diese liegt in der 
Berufung. Wir müssen im Reinen darüber sein, wer berufen wer- 
den muss und berufen zu werden ein Recht hat. Steht dieser Punkt 
nicht fest, so wird sich jeder Malcontente über den Legitimations- 
punkt auslassen. Die Synoden müssen entweder stricte in der rechten 
Form gehalten werden oder gar nicht. Eine Neugestaltung halte 
ich fOr unzulässig. Die Seele ist zwar das lebendigmachende Ele- 
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ment, aber im Körper lebt die Seele; er ist ihr Organ, Die Qninquen- 
aalien feilen weg, wenn die Diöcesan-Synoden wieder in's Leben treten. 
Ich glaube, es ist das Beste, mit Synodal-Conferenzen zu beginnen, 
z. B. stets nach den Visitationen solche zu halten. Es soll ja die 
Synode erst gehalten werden, nachdem der Bischof die ganze Diöcese 
vorher visitiit hat. Gehen wir ruhig und mit Zuversicht zu Werke, 
aber auch mit aller Herzlichkeit und Offenheit. Lassen wir uns nicht 
drängen, sondern präpariren wir ruhig den Stoff; dies können wir Alle. 

Bischof Blum von lAmburg: Aber die Frage über die Beru- 
ftmg wird später doch immer wiederkehren. 

Präsident t Dieser Funkt wird sich dann später machen. 

Bischof von Rottenhur g\ Wir sollen hauptsächlich den Geist, 
nicht so sehr die Form im Auge halten. Wegen der Abänderungen 
sollen wir uns nach Eom wenden. Der Vorwand, wir seien den Sy- 
noden abgeneigt, ist nicht so bedeutend. Das Geschrei besteht nur 
in der Mmorität einiger Diöcesen. Was die Aufschiebung betrifft, 
so wird diese nicht lange dauern. Vor dem Sommer können wir 
doch keine Synoden halten. 

Stütspropst DöUinger: Die Schwierigkeit der Berufung ist doch 
nicht so gross. Das Bedenkliche wäre nur, positiv einen TheU des 
Klerus auszuschliessen. Wenn aber mit Bücksicht auf die ünmög* 
lichkeit. Alle zu berufen, eine Beschränkung eintritt, warum soll 
man nicht einen Theil des Klerus durch Wahl zusammenrufen? 
So geschah es auch beim Concil zu Constanz. Alle wurden berufen, 
aber in den Metropolitansprengeln fanden Wahlen statt. Das Princip 
der Wahl besteht also schoa in der Kirche: warum soll dasselbe 
nicht auch hier angewandt werden? Der Schranken und Bedenken 
für den Bischof sind doch nur wenige, und durch diese Formen soll 
der Bischof sich nicht einschüchtern lassen. Man hat Furcht, dass 
die Vorstellung von einer Repräsentation durch die Deputirten sich 
geltend machen würde, und dass schlechte Wahlen geschehen könn- 
ten. Aber auch hier ist der Bischof durch das gemeine Kirchen- 
recht nicht gebunden. Der bindenden Statuten über die Synode gibt 
es sehr wenige, und es bleibt dem Bischof ein sehr weites Gebiet. 
In Allem, was nicht juris communis ist, kann die Freiheit des 
Bischofs, die ihm nöthig scheinenden Anordnungen selbst zu treffen, 
nicht beschränkt werden, und Geistliche, die das thun wollten, han- 
delten ungesetzlich. Dass ein Theil des Klerus sich etwa auf solche 
Formfragen werfen würde, wäre möglich; indessen werden solche 
Machinationen durch die Auctorität der vereinten Bischöfe nieder- 
geschlagen werden. Was das Princip der Wahl betrifft, so hat es 
nur theilweise zur Anwendung zu komtnen. Der ganze amovible Hülfs- 
klerus hat auch ein Becht zur Antheünahme. Aber diese Geist- 
lichen können nicht wählen, sie sind keine Corporation. Hier kann 
der Bischof selbst die Auswahl der zu Berufenden läreffen. Dagegen 
bei dem Pfarrklerus sollte eine Wahl nach Decanaten stattmiden. 
Der Bischof kann aber auch da wieder Einfluss üben und die Gren- 
zen festsetzen. Und sollten einzelne üebelstände eintreten, so sind 
diese nicht zu vergleichen mit den Vortheilen. Das Begehren von 
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Diöcesan-Synoden ist so vielfach, dass demselben Bechnung getragen 
werden muss. Es sind anch wirkliebe üebelstände da, die durch 
dias bisher in der Kirche herrschend gewesene papierne boreaucra- 
tische Regiment nicht abzustellen sind. Ich halte die Nachtheile, 
die ans einem längeren Hinansschieben oder gänzlichen Unterbleiben 
der Diöcesan-Synoden entstehen würden, fBr gross ; so sehr die Beru- 
fung nach Born in schwierigen Fällen gerechtfertigt ist, so halte 
ich hier den Kecurs nach Rom nicht für nöthig. Die Bischöfe 
müssten am Besten wissen, was Noth thut, besser als in Bom. Die 
Synoden brauchen auch nicht überall ganz gleichförmig zu sein. 
Die Diöcesen sind ja sehr verschieden. 

Präsideftt: Damit einverstanden. Die Capläne kann man wohl 
bei Seite lassen. 

Stiftspropst DölUnger: Die Capläne können nicht fordern, ge- 
wählt zu werden; aber wenn sie gerufen werden, so müssen sie 
kommen. Auch bei Capitels-Versammlungen haben sie in den meisten 
Diöcesen keine Stimme. 

Präsident: Wenn die Pfarrer wählen und die Capläne werden 
gerufen, so entsteht eine Differenz, die in jure nicht begründet ist. 

Domcapitular München: Sie müssen nicht berufen werden, son- 
dern vocati admitti debent. 

Präsident: Die Capläne streben aber nach Selbstständigkeit. 

Erzbischof von München : In Bayern wohnen Pfarrer und Be- 
neficiaten den Buralcapiteln bei. 

Cardinal Fürst Schwarssenherg : In Oesterreich sind die Eu- 
ralcapitel gar nicht organisirt; dort wird also der Berufungsact 
noch schwieriger sein, was die Hülfspriester betrifft. 

Domcapitular Schmitt: Wo es sich um eine reformatio cleri 
handelt, sagt Benedict XIV. müssen alle Presbyteri berufen werden. 
Man sollte alle presbyteri activ und passiv wahlfähig sein lassen. 

Erzbischof von München: Die Capläne dürfen nicht ganz aus- 
geschlossen werden. 

Stiftspropst Döttinger: Die Hülfspriester haben doch alle das Be- 
wosstsein einer kirchlich noch ganz abhängigen, unselbstständigen Stel- 
lung, das Gefühl ihrer Abhängigkeit von dem Pfarrer. Werden daher 
Einzelne derselben vom Bischöfe zur Synode berufen, so werden sie 
sich sehr geehrt fühlen. In den meisten Diöcesen ist der junge 
Klerus gut und man hätte keine unziemlichen Prätensionen, z. B. 
dass er eine Corporation bilden wollte, von demselben zu fürchten. 
Er würde sich im Gegentheil eng an den Bischof ^ichliessen. * 

Domcapitular l^nig machte der seitherigen Debatte entspre- 
chende Anträge. 

IVäsident : Es würde unkirchlich sein, dass Desiderien schrift- 
lich eingereicht würden. Aber der Bischof hat allerdings Informa- 
tionen einzuholen. 

Domcapitular Lennig: Das ist leicht zu ändern. 

Consistorial-Bath Fessler ergänzte seine Anträge in drei weiteren 
Punkten, welche wir weiter unten bei der Abstimmung mittheilen. 

Präsiäent: Den Passus über die WaU zur Synode lassen wir 
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besser ganz weg und betrachten ihn nnr als Oegefistand der Be- 
sprechung. 

Bischof von Speyer : Ich wurde den Wahlmodus vorziehen. 

Domcapitular Reissmann sprach fiar die Wahl, jedoch mit 
möglichst geringer Beschränkung der Bpiscopalrechte. Er beantragte: 
Da eine Versammlung des gesammten Pfarrklerus nicht möglich ist, 
so wird jährlich ein Dritttheil einberufen. Die Decane sollen die 
Ausscheidung bewkken. 

Präsident: Dann ist dem Bischof die Sache zu sehr ans def 
Hand genommen. Zuweilen kann der Bischof nicht alle Jahre die 
Synode halten, sondern muss er ein Jahr überspringen. 

Erzbischof von München : Ein Drittel repräsentirt die Majorität 
nicht; es muss die Majorität wenigstens der Berufung nach reprä« 
sentirt sein. 

Consistorial-Kath ProfessTor FessUri- Man möge nicht eine 
bestimmte Zahl oder einen aliquoten Theil bezeichnen, sondern sagen, 
es sollten so viele berufen werden, als möglich sei. Sonst gebe es 
keine Synode. Ferner trage er noch darauf an, die Bischöfe möchten 
sich einander gegenseitig den modus , wie sie die Synoden hielten, 
mittheilen. 

Dr. Heinrich: Es scheint, man hegt ein Misstrauen gegen 
den Klerus, er werde hinter Formen sich stecken. Ich glaube das 
Gegentheü , besonders in dieser Zeit der Gefahr. Der äerus wird 
sich vielmehr um seinen Bischof schaaren. Manche junge Kleriker 
hat sich aus Furcht etwas liberal geäussert. Diese Furcht wird 
schwinden, wenn die Synoden erstehen, und die katholische Einheit 
und Gesinnung dadurch manifestirt wird. 

Weihbischof Lüpke: Man möge unter möglichster Einhaltung 
synodaler Formen zunächst Synodalconferenzen halten, und auf diesen 
das Weitere wegen der Synoden bestimmen. Synodalconferenzen 
unterliegen keinem Bedenken und würden vorerst die Gtemütber 
beruhigen. 

Präsident: Die Winter- und Festzeit macht ohnehin eine Ver- 
schiebung nöthig. Vor halbem Sommer können auch keine solchen 
Conferenzen stattfinden. 

Domcapitular Lennig : Ich kann mir keinen rechten Unterschied 
zwischen Synodal* Conferenzen und Synoden denken. 

Präsident: Der ist gross. Auf den Synodal-Confsrenzen kami 
der Bischof verhandeln und ohne Resultat die Versanmilung 
fortgehen lassen. 

Domcapitular Förster : Die Conferenzen sind sehr gut ; aber sie 
werden nicht genügen. Wenn daher vor dem Sommer auch keine 
Synoden abgehalten werden, so sollen wir doch aussprechen, dass sie 
gehalten werden sollen. Die Conferenzen sollen die Diöcesan-Syno- 
den vorbereiten, aber wir müssen letztere bestimmt beschUessen, sonst 
rottet sich der Klerus zusammen und fordert sie. 

CardinjJ Fürst Schwär zenberg \ Das Versprechen der Con- 
ferenzen wird vorerst genügen, zumal wenn damit das Versprechen 
der Synode verbunden wird» 

27 ♦ 
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Domcapitolar l^^er: Es moss die Synode selbst versprochen 
werden. 

Bischof von Spetfer : Wir dürfen deren Abhaltung nicht von 
Ungewissen Eventualitäten abhängig machen. 

Erzbischof von München : Die Hauptschwierigkeit bleibt immer 
die Art der Berufung. Wenn wir Diöcesan - Synoden einzuführen 
gedenken , so muss dabei gesagt werden : aber nur nach den 
bestehenden kirchlichen Orundsäken. Dann bleibt es jedem Bischof 
überlassen, sie vorzubereiten, und sie so zu berufen, wie es ihm gut 
scheint. Die ehemals gehaltenen Synoden waren nur mehr far die 
Publication der Beschlüsse bestimmt. Die Vorbereitungen können 
aber nur durch Gonferenzen erzielt werden. 

Cardinal Fürst Schwarjgenberg sprach nochmals für Gon- 
ferenzen. Die Mittheilung der Kesultate derselben müsse demnächst 
auf dem Nationalconcil ^ erfolgen , um dort definitiv die Form der 
Berufung der Synode festzustellen, da die bisherige Form nicht mehr 
anwendbar sei. 

Gonsistorial-Bath Professor Fessler: Jene Bischöfe, welche 
glauben nach den alten Formen Synoden halten zu können , mögen 
das thun und die Besultate später auf dem Nationalconcil mittheilen. 

Präsident: Ich. glaube, wir können die Frage nach der Form 
ganz fallen lassen. 

Domcapitular Förster : Wir müssen die Formen erleichtern und 
die Bef&rcbtung, wir suchten nach Ausflüchten vermeiden. Sagen 
wir: Es sollen Diöcesan-Synoden gehalten und durch Diöcesan-Con- 
ferenzen vorbereitet werden. 

Gonsistorial-ßath Professor Fessler: Die Vorbereitungen sind 
kirchlich vorgeschrieben. 

Bischof von Limburg sprach far möglichst baldige Einberufung 
der Diöcesan-Synoden. Man solle sich bei der Verheissung derselben 
keines verfänglichen Ausdrucks bedienen. Er habe bereits eine Gon- 
ferenz gehalten und rechne diesen Tag zu den erfreulichsten seines 
Lebens. Er habe aber seinem Klerus die Aussicht auf die dem- 
nächstige Abhaltung einer Synode eröffnen müssen. Wenn der 
Klerus sich vor seinem Bischöfe ausspreche, so habe das viel Gutes. 

Stiftspropst DcUinger: Auf den Gonferenzen hat der Bischof 
nicht die legale Stellung und Kraft wie auf einer Synode, und die 
Gonferenzen sind gefäMicher und haben auch vielfach einen üblen 
Klang, dia leere Formen. Mit der Ankündigung von Gonferenzen 
wird gar nichts gut gemacht. Das Wort Synode hat einen ganz 
anderen Klang. Man steuere also offen und klar, wie es sich für 
solche Versanmilungen, wie die unsrige geziemt, auf die Synoden los 
und gebe wenigstens die bestimmte Erklärung , dass sie kommen 
sollen. Durch £e Dazwischenschiebung von Gonferenzen wird nichts 
gewonnen. 

Präsident: Wir wollen keine Gonferenzen in der verschrieenen 
Bedeutung, sondern als die gesetzliche Vorbereitung zur Synode. 

Stiftspropst BoUmger: Das macht sich kurz. 

Domcapitular Kr(Me: Im Jahre 1641 hat der Bischof von 
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Culm bereits eine Synode gebalten, und dazu die Arcbipresbyteri und 
einen Gewählten aus jedem Archipresbyterate berufen. 

Bischof von Speyer trug auf die Abstimmung über die Fessler" 
sehen Anträge an. 

Consistorial-Rath Professor Fessler verlas die von ihm und 
Domcapitular Lennig gestellten Anträge. Dieselben lauten in der 
von der Versammlung nach der Schlussdebatte mit einigen Modiii- 
cationen einstimmig angenommenen Fassung: 

1. ^ Die in Wiirid>urg versamniUen ErzUschöfe und Bischöfe 
werden, in Ericägung der gegenwärtigen VerMUnisse, die Diöcesan- 
Synoden, nach Vorschrift des Conciliums von Trient (sess. XXIV, 
c. ^. de ref.)j die bisher nicht eingehalten werden konnte^ mit sorg^^ 
fältiger Büchsicht auf das Beste der einzelnen Diöcesen, sobald als 
möglich, nach gehöriger Vorbereitung und in canonischer Form 
dbhalten.€ 

2. ^Der jSweckder Diöcesan-Synoden ist, den Geist der Frtm^ 
migkeit und Oottesfurcht im Klerus und Volle neu isu beleben^ die 
etwa verfallene Kirchenisucht wieder JterjsusteUenj zu dem Ende heu* 
same Gesetze, sowohl zur Abschaffung von Missbräuchen, als auch 
zur Hebung des christlichen Lebens, entweder, wo solche schon vor^ 
handen waren, zu erneuern oder, wo die Verhältnisse es nothwendig 
machen, neue zu erlassen, ferner den Klerus auf die zweckmäS" 
sigste Art Ober unchtige , zeiigemässe Gegenstände und schwierige 
Verhältnisse des priesterlichen und seelsorglichen Amtes zu belehren^ 
endlich päpstliche Constitutionen und Beschlüsse der National" und 
IVovincialconcilien behmnt zu machen,€ 

3. T^Kraft der Verfassung der katholischen Kirche steht auf 
der Diöcesan-Synode dem Bischöfe allein das Recht der Eid'- 
Scheidung zu,€ 

4. Die Abfassung des Beschlusses über die BeruAmg der 
Priester wurde vorbehalten. 

5. '^ Jeder der hier versammelten Erzbischöfe und Bischöfe 
wird, sobald er eine Diöcesan-Synode abzuhalten in der Lage istj 
die von ihm beobachtete Art und Weise der Abhalttmg, sowie deren 
Ergebnisse allen iibrigen hier versammeUen Erzbischöfen und Bischöfen 
miUheilen. Die Bischöfe werden dies durch ihre Metropoliten fhun.€ 

Dieser letzte Beschluss sollte indess nicht zur Veröffentlichung 
bestimmt sein, sondern nur als Verabredung för die Bischöfe gelten. 

Aus der der Abstimmung vorausgegangenen Schlussdebatto heben 
wir noch Folgendes hervor: Bischof von Trier wollte, dass zu Satz 
2. aufgenommen wfirde: der Zweck der Synode sei, dass die alten 
Disciphnargesetze auf deriäelben ausgesprochen »und erneuert« wur- 
den. Präsident bemerkte, dtr Zweck der Synode sei die Proclama- 
tion der bestehenden Decrete und nöthigenfalls neuer. Bisdiof von 
Münster wollte, dass zu Satz 1. noch eingeschoben werde, dass be- 
züglich der Abänderungen dem heiligen Stuhle Vortik^ erstattet wer- 
den solle. Bischof von Trier meinte, es sei wom nicht zweck- 
mässig, dieses ausdrücklich zu sagen. Präsident stinsmte bei und 
meinte, an die Spitze solle man die Erklärung des Bischofs von 
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Oulm stellen« Cardinal Fürst Schwarjsenberg meinte, man solle 
sagen: »WeU die Hindernisse weggefallen sind, halten wir uns for 
yerpflichtet etc.c Präsident: »halten wir es für angemessen.c Car- 
dinal Fürst Sehwarzenb^a wünschte femer, dass der technische Aus- 
druck Votum decisivum des Bischofs und deliberativum des Klerus 
aulgenonunen werde. Er habe früher die kirchliche Form fär un- 
anwendbar gehalten. Aus der Discussiim habe er die üeberzeugung 
von dem Oegentheil gewonnen, und er wolle gern das Aussprechen 
vorheriger Conferenzen fallen lassen. 

Bischof Yon JPassom: Ich glaube es ist unmöglich, die alte 
stricte Form imbedingt einzuhalten. Diese Formen sind veraltet: 
sie stammen aus einer Zeit, wo die Diöcesanverwaltung eine ganz 
andere war. Die alte Form steht mit der jetzigen Administration 
der Diöcesen, mit den veränderten Verhältnissen der Jetztzeit in gar 
keinem Zusammenhang, ja im Widerstreit. Sollen die Diöcesan- 
Sieden ihren Zweck erfBllen, so muss den Bischöfen eine passende 
I^eiheit überlassen bleiben. Der Bischof hat das Becht, zu ent- 
scheiden, was anwendbar ist und braucht man desshalb nicht erst 
den Papst darum anzugehen. Was man selbst tbun kann, braucht 
man nicht Andere thun zu lassen. 

Stiftspropst DöUinger: Besondere Aendenmgen sind ja gar 
meht in Frage und es bedarf daher nicht emes besondern Bechtes Ab- 
änderungen zu machen. Das jus commune bezüglich der Diöcesan- 
Synoden sind nur ein paar Punkte und diese sind zu Gunsten des 
Kschofs. Die anderen Formalitäten sind keine bindende Norm. 
Das wäre ganz gegen den Geist der Kirche. Diese Formen wechseln 
je nach dem Bedür&isse der Zeit. Auf der Synode hat der 
Bischof zu entscheiden. Es war gar nicht die Absicht Benedictes 
für immer bindende Normen und Formen in seinem Buche zu geben, 
sondern er wollte hier nur Bathschläge geben, namentlich vom 
italienischen Standpunkte aus. Nach Born erst zu recurriren, ist 
usnöthig. Dessen, was das jus commune festsetzt ist sehr wenig, 
und dieses Wenige spricht AUes aus und sorgt für die Auctorität 
des Bischofs. Consistorial-Bath Professor Fessler: Alles dieses ist 
in meinem Vorschlag enthalten. Bischof HofsteUer von Passau: 
Benedictes Werk de synodo dioecesana sowie Gavandus haben keinen 
gesetzgeberischen Charakter. Ich halte dafür, die Verweisung auf diese 
Werke zu streichen. Bischof Idpp von Rottenburg nahm seinen 
Antrag zurück, da sich im ferneren Verlaufe der Debatte herausge- 
stellt habe, dass ein Recurs nach Bom nicht nöthig sei. Consistorial- 
Bath Professor Fessler las eine neue Bedaction des ersten Satzes 
vor. Bischof "^oriMiinster: Man möge sagen: »nachdem die Hinder- 
nisse weggefallen siad, werden die Bischöfe die Synoden wieder ab- 
halten,« anstatt, dass man sage, wie Fessler beantragt hatte »die 
Bischöfe halten die Einführung der Diöcesan-Synoden fflr zweck- 
mässig.« CiMlinal Fürst Schwamenlerg : Man möge sagen : 
»die Bischöfe Deutschlands ,« anstett »die deutschen Bischöfe.« 
Bischof von Cuhn: Es sind hier auch Nicht deutsche Bischöfe, also 
lasse man auch diesen Zusatz weg. Domcapitular Steichde von 
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Augsburg: Der Bischof von Augsburg werde dafür sein, zu sagen 
»abhalten« anstatt »einfuhren.« Hierauf wurde der erste oben mit- 
getheilte Satz einstimmig angenommen. 

Zu Satz 2. hatte Domcapitular Krabbe hervorgehoben , dass 
man sagen solle: »Durch die Diöcesan-Synöde solle im Klerus und 
Volke die Frömmigkeit neu belebt werden.« Präsident beantragte 
beizufügen: »über wichtige, die Religion betreffende Gegenstände zu 
belehren.« Erzbischof von München: Man solle einfach sagen : »über 
wichtige Gegenstände.« Domcapitular Lennig: Man solle sagen: 
»über wichtige Fragen.« Präsident: Man setze: »über wichtige, 
zeitgemässe Gegenstände.« Domcapitular Hereog: Statt zu sagen: 
der Zweck der Diöcesan-Synode wird sein^ setze man : ist Domca- 
pitular Lennig: Ist das auch der ganze Umfang der Thätigkeit der 
Synode, oder kann noch etwas Weiteres übrig sein? Ich finde die 
in Satz 2. aufgezählten Funkte for die Thätigkeit der Synode zu 
beschränkt. — Die Versammlung hielt eine grössere Aufzählung für 
unnöthig, und nahm einstinmiig den Satz 2* in der oben mitge- 
theilten Fassung an. 

In dem 3. Satze wünschten der Präsident und der Bischof von 
Passau^ dass eine Hinweiaung auf das Kirchenrecht beigefügt und 
gesagt werde: »Kraft der Verfassung der katholischen Erche.« 
Domcapitular Krabbe fand es bedenklich, dem Klerus ohne Weiteres 
das Becht zu geben, seine Beschwerden und Wünsche vorzutragen. 
Dieses könnte üble Folgen haben, wenn sie öffentlich in der Synode 
aufträten. Stiftspropst Döllinger: Ueber etwaiges Einzelnes oder 
Mehreres entscheidet der Bischof. Domcapitular Krabbe: Nicht den 
versammelten Geistlichen^ sondern nur dem Bischof stehe die Ent- 
scheidung zu. Domcapitular München : Die vorgeschlagene Fassung 
setzt voraus, dass der JB^erus die Wünsche vorträgt. Damit würde 
dem Klerus eine Initiative zugesprochen, die er Urchenverfassungs- 
mässig nicht hat, sondern die nur dem Bischöfe zusteht Stiftspropst 
Döllinger : Ein jus proponendi hat der Klerus nicht. Bischof von 
Passau: Die Initiative des Bischofs muss gewahrt sein« Domcapi- 
tular Krabbe referirte, wie es bei älteren Diöcesan-Synoden gewesen sei. 
In der Diöcese Münster sei Mhßt vorgeschrieben gewesen, Wünsche 
und dergL sollten vorher schriftlich dem Ordinariate vorgetragen 
werden. Domcapitular Herzog : Solche Anträge sind Sache der der 
Synode vorhergehenden Conferenz; man kann also diesen Passus 
weglassen. Erzbischof von Mümhen: Man möge den Passus ganz 
streichen. Domcapitular Mümhen: Wenn gesagt werden soll: Bei 
der Ausübung der gesetzgebenden Gewalt auf der Synode, hat der 
Bischof die Entscheidung, — so sagt dies zu wenig ; es kann auch 
eine ausübende Gewalt vork(»nmen. Man sage daher : Jurisdictions- 
Gewalt; judex et legislator sei der Bischof, sagt Benedict XIV. 
Man könnte sagen: Bei den SynodaUVerhandlungen steht dem Bischöfe 
allein die Entscheidung zu. Consistorial-Rath Professor Fessler schlug 
vor zu sagen : Bei der Ausübung der gesetzgebenden, richterlichen und 
vollziehenden Gewalt steht dem Bischof allein die Entscheidung zu. 
Pi^äsideni: Man sage: Die volle Gewalt als Bichter und Gesetzgeber 
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hat der Bischof. Gonsistorial-Baih Professor Fessler wiederholte : Bei 
der Aosäbnng der gesetzgebenden nnd richterlichen Gewalt. Domcai^- 
tnlar MüncJi^: Man solle Alles streichen und sagen: Bei den Synodal-^ 
Verhandlungen steht dem Bischof allein und ausschliesslich das 
Becht der Entscheidung zu. Cardinal Fürst Schwär geviberg: Msui 
mOge di^ Worte voranstellen: Kraft der kirchlichen Verfassung 
u. s. w. Domcapitular Krdbbei Man sage: Dem Bischof dllein 
stehe das Becht zu u. s. w. Bischof von l?(issau: So wird der Satz 
zu schlurf ausgeprägt. Man sage : In allen , bei den Diöcesan-Syno- 
den zur Sprache kommenden Gegenständen steht dem Bischof allein 
das Becht der Entscheidung zu. Domcapitular Krabbe i So klänge 
der Satz etwas verletzend. Sagen wir kurz: Auf der Diöcesan- Sy- 
node steht dem Bischof allein das Becht der Entscheidung zu. — 
Demnach wurde der Satz, so wie er oben angegeben worden, ein- 
stimmig angenommen. 

Der ursprünglich vorgeschlagene 4. Satz lautete : »Bei der Vor- 
bereitung und Abhaltung der Diöcesan-Synode sind die canonischen 
Vorschriften zu beachten. c Domcapitular Münchens Es besteht 
keine Vorschrift. Stiftspropst DölUnger: Man möge den Satz 
streichen. Bischof von Münster: Soll er zur Abstimmung gebracht 
werden? Präsident: Die Synoden sind doch nicht formlos und eine 
Einheit dabei ist nöthig. Öonsistorial-Bath Professor . Fessler : Der 
vorgeschlagene Satz begegnet unkirchlichen Bestrebungen. Dom- 
capitular München: Es möge dieser Satz ausfallen und statt dessen 
in Satz 1. aufgenommen werden, dass die Diöcesan-Synoden in ca- 
nonischer ^ Form abzuhalten seien. Dieser Vorschlag wurde einstim- 
mig angenommen. 

Es wurde damit aus dem ursprünglich 5. Satze der 4. Satz. 
Derselbe lautete dahin: Da es nicht möglich sein wird, alle Geist- 
lichen zur Synode zu berufen, so solle doch der Klerus so voUzlüiIig 
als möglich gerufen werden. Stiftspropst DöUinger hielt diesen 
letzteren Ausdruck fax bedenklich. Bischof von Passau : Man möge 
sagen : So weit es nöthig ist. Domcapitular Lennig : Man sage : in 
angemessener Zahl. Domcapitular Krabbe meinte: Es sei möglich 
Alle einzuberufen, deshalb möge man die Worte weglassen: dass es 
unmöglich sei. Alle zu berufen. Man verschob die Bedaction dieses 
Satzes bis zur folgenden Sitzung. 

Dass der oben mitgetheilte als Nr. 5. beschlossene Satz blos 
als Absprache zu betrachten sei, wurde vom Cardinal Fürst Schwär- 
»enberg beantragt und einstimmig angenommen. 

Die Sitzung hatte bis zwei Uhr gedauert, deshalb liess man 
die Abendsitzung fär diesen Tag aus&llen. 

XXX, Fünfundjgwanaigsie SiUnmg^ den 8. November, Morgens 

8 Uhr. 

Abwesend war wiederum Bischof Richarlz von Augsburg. 

Da am gestrigen Tage die Alumnen des Seminars in dasselbe 
zurückgekehrt waren, so wurden die Sitzungen von heute an in das 
Kloster der Minoriten verlegt und im dortigen Bef ectorium abgehalten. 
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Das Protokoll der 20. Sitzung wurde vorgelesen und genehmigt. 

Der in der gestrigen Sitzung ausgesetzte Beschluss über die 
Berufung der Priester zu den Diöcesan-Synoden wurde von Con- 
fflstorial-Eath Professor Fessler in neuer Passung vorgelegt und ein- 
stimmig angenommen und zwar nicht als Verabredung, sondern als 
Normativ. Der Beschluss lautet also : 

4. Die Berufung Aller, welcher cmf der 8yw)de jsu erschei- 
nen haben, 0u dieser Synode, geschieht durch den Bischof so , dass 
dieser hierbei zugleich die ihm durch seine Pflicht gebotene Büek- 
sieht auf die Seelsorgs- und anderen geistlichen Bedürfnisse seifter 
Diöcese isu nehmen hat. 

Bei der Schlussdebatte über den vorst^enden Satz schlug 
Stiftspropst DöUinger vor, statt des allgemeinen Satzes zu sagen: 
»in der Ausschreibung der Diöcesan-Synode durch den Bischof, Uegt 
die Berufung des Didcesan-Elerus;« denn einer besonderen Berufung 
bedürfe es nicht. Was die Ausscheidung 4er zu Hause Bleibenden 
betreffe, so falle dies in einen zweiten Satz. Gonsistorial-Bath Pro- 
fessor Fessler : Man kann ja beifügen : in der öffentlichen Ausschrei- 
bung. Domcapitular München: Die Berufung kann eine allgemeine 
und eine specielle sein ; DöUinger scheint nur die erstere zu meinen. 
Es genügt aber doch die allgemeine Ausschreibung nicht, sondern 
eine specielle Bestimmung, wer konunen soll, ist nothwendig; und 
es kann sogar Jemand mündlich berufen werden. Präsident von Geissei: 
Die Synode soll von der Domkanzel und von allen Kanzeln verkündet 
werden einige Wochen vorher. Bichof Hofstetter : Ich bin mit Dom- 
capitular Mündien einverstanden. Die Pfarrer könnten leicht alle 
kommen und die Ls^e des Bischofs würde unangenehm werden. 
Man lasse diesen Satz ganz weg; es ist besser, bei allgemeinen 
Grundsätzen stehen zu bleiben, um Missverständnisse zu verhüten. 
Man überlasse diesen Punkt der Entscheidung jedes Bischofs, da die 
Verhältnisse der Diöcesen zu verschieden sind. Präsident: Um alle 
Bedenklichkeiten zu heben, könnten wir den Satz als Absprache 
adoptiren. Bischof Weis schlug eine kürzere Fassung vor: Alle 
zur Synode verpflichteten Priester werden durch den Bischof ein- 
berufen, der jedoch Vorsorge trifft, dass die Seelsorge keinen Nach- 
thefl erleide. Domcapitular München : Die Priester werden aber 
erst durch die Berufting des Bischofes verpflichtet. Bischof Hof- 
stetter schlug vor, dass ausgesprochen werde, man überlasse dem 
Klerus die Auswahl. Wenn Etwas ausgesprochen werden solle, sei 
er for Fessler's Fassung. Dem stimmte Domcapitular München bei. 
Biscb<>f Weis von Speyer nahm hierauf sein Amendement zurück 
und der obige Vorschlag FessUr's wurde einstimmig angenommen. 

Präsident: Mir ist ein Bedenken gekommen; ich habe in mei- 
nem Programm gesagt, man möge Diöcesan-Synoden einfahren, aber 
von Oben nach unten. So bringt es der kirchliche Organismus mit 
sich. Unsere Versammlung mag ein Surrogat einer National- Ver- 
sammlung sein. Es fehlt aber das Mittelglied. Nachdem wir dahelr 
die Wiedererweckung der Diöcesan-Synoden beschlossen haben, er- 
scheint es nothwendig, auch die Promncial' Synoden wieder zu er- 
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neuern. Eine solche hat im gewissen Sinne im Mai dieses Jahres 
zu Köhi stattgefunden; die Abhaltung von Provincial-Synoden ist 
gerade jetzt h<ychst zweckmässig; damit auf ihnen die Bischöfe sich 
über die Abhaltung der Didcesan- Synoden näher berathen und sich 
über die zu y^rhamlelnden Gegaistände und zu fassenden Beschlüsse 
verständigen. Es müssten die Diöcesan-Synoden , um ihrem Zweck 
zu entsprechen, mit den Provincial-Synoden im Zusammeiüiange 
stehen und letztere den ersteren vorausgehen, weil nach katholischem 
Princip die Gewalt von Oben nach ünt^ herabgeht. Eben deshalb 
ist auch damit im wmt^ren Zusammenhange die Abhaltung einer 
National-Synode zu wünschen. 

Bischof Hofstetter: Das hat auch mich bereits beschäftigt. 
Man halte bei Allem im kirchlichen Leben die höhere Bestimmung 
fest. Ein Institut allein hinzustellen, ohne Zusammenhang mit seinem 
Gesammtorganismus, wird nicht die rechten Früchte bringen, es steht 
zu fragmentarisch da. So müssen auch die Diöcesan-Synoden mit 
dem ganzen Organismiu im Zusammenhang stehen. In der Kirche 
geht alle Gewalt und Construction von Oben aus, desshalb müsste 
auch bei uns eigentlich ein Nationalconcil an der Spitze stehen, dann 
ein Provincial-Ooncil und demnächst erst eine Diöcesan - Synode 
folgen. Das muss w^gstens ausgesprochen werden« Schon die 
Wahl und Ausscheidung der Stoffe ist nothwendig, und die Bischöfe 
werden viel zu thun haben, nur den Stoff auszuscheiden für die 
Diöcesan-Synoden. Mehrere Bischöfe sind sehr im Bedrängniss wegen 
verschiedener Materien. Solche auf der Synode den Beschlüssen 
anheimstellen ist bedenklich. Es könnten auf den Diöcesan-Synoden 
weitgreifende Beschlüsse gefasst werden. Man gehe also nicht aus- 
einander, ohne wenigstens darüber sich zu verständigen, ein Natio- 
nalconcil und Provindalconcil zu halten.. Das Wann ist freilich bei 
der Zeitlage sehr unsicher. 

Präsident : Darüber sprechen wir noch. National-Synoden sind 
nicht in jure geboten; im Tridentinum steht nichts davon; wohl 
aber gebietet es die Abhaltung von Provincial-Synoden. Fangen 
wir daher mit Provincial-Synoden an, wie ich es mit meinen Com- 
provincialen schon voriges Jahr gethan. Ich meine, nach Ostern 
sollten die Metropoliten wieder mit ihren Sufiraganen zur Provincial- 
Synode zusanmitreten; dann ist der kirchliche Organismus gesichert. 

Domcapitular Schmitt'. Es ist schon ausgesprochen, dass die 
Provincial-Synodal-Beschlüsse auf den Diöcesan-Synoden pubUcirt 
werden sollen. Es ist sehr zweckmässig , dass auf Metropolitan- 
Synoden nicht nur die Form, sondern auch der Stoff für die Diö- 
cesan-Synoden festgestellt werde. Aber da werden sidi vielleicht 
grosse Differenzen zwischen den verschiedenen Metropolitan-Sprengeln 
herausstellen, z. B. man will Yarbesserungen vornehmen; da ent- 
steht die Frage, welcho sind annehmbar, welche nicht? Besser wäre 
es daher noch, wenn zunächst auf einer National-Synode Alles fest- 
gesetzt würde. Es kommt dazu noch der Umstand, dass der Metro- 
politanverband nicht überall in Deutschland ausgebildet ist. Z. B. 
gehören Dresden^ Osnäbriickf u« s. w. k^em solchen an* 
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Präsident: Der Bischof, welcher keinen Metropoliten hat, muss 
sich an den nächsten Metropoliten halten. Aliq^m vicinum sagt 
das Tridentinum. 

Domcapitular Forster: An welchen aber? 

Präsident: Sie können sich an jeden halten, den sie sich 
wählen, und wo das nicht angeht, und sie keinen finden, da handelt 
jeder Ordinarius nach seinem besten Ermessen. 

Domcapitular IZrster : Diese Versammlung kann die Provincial- 
Synode ersetzen. 

Consitorial-Eath Professor Fessler: Es handelt sich nur um 
eine Zweckmässigkeitsmassregel ; es ist nicht gerade nöthig, dass 
die Provincial-Synoden vorangehen; man sage daher ganz einfach: 
auch die Provincial-Synoden wollen die Bischöfe wieder herstellen. 
Das halte ich aber für nothwendig. Dadurch hätte man sich ja 
auch nicht gebunden. Es könnte sogar in Rom auffallen, wenn hier 
von Provincial-Synoden gar keine Rede wäre. Am Passendsten 
stellen wir diesen Paragraphen zuletzt. 

Präsident: Das löst mein Bedenken; ich wollte nur die Sache 
vor Halbheit bewahren. 

Domcapitular Forster: Ich bin damit ganz einverstauden ; es 
hat dann auch nicht den Schein, als ob den Diöcesan-Synoden 
ein Hemmniss gesetzt werden solle. 

Consitorial-Rath Professor Fessler verlas darauf folgende For- 
mulirung, welche mit allen gegen eine Stimme, die des Bischofs 
Dittrich von Dresden^ znmBeschlnss erhoben wurde: 

6, Ebenso werden die versammelten Ergbischof e und Bischöfe 
die vom Condl von Trient (Sess. XXIV. c, 2. de reform.) vorge- 
schriebemn Provincial-Synoden nach Möglichiceit abhalten. 

Bei der Schlussdebatte darüber schlug Domcapitular Baudri vor 
zu setzen: »nach Vorschrift des Trident.« Erzbischof von München 
sprach gegen den Satz, weil man sich dadurch bände. Präsident meinte, 
man stelle den Satz besser voraus als ersten Artikel. Consitorial-Rath 
Professor Fessler machte darauf aufinerksam, ob es nicht besser sei, 
Provincial-Synoden am Schluss zu setzen, weil es aufifallen könnte, 
dass bei den Provincial - Synoden keine Glauseln gemacht seien. 
Präsident : Also wir wollen aen Satz an den Schluss setzen. 

Bevor zu einer neuen Berathung geschritten wurde, zeigte der 
Bischof Stahl von Würzburg an, dass die Bürgerschaft zu Ehren der 
Anwesenheit der hohen Prälaten ein feierliches Hochamt am folgenden 
Tage 10 Uhr zur Erflehung des göttlichen Segens flr das Werk der 
Versammlung in der Mariencapelle abhalten lasse und 300 Armen im 
grossen Saale des Theaters speisen lassen werde, und die hochwürdigsten 
Herrn zur Theilnahme einlade. Damit nun, wer wollte, beiwohnen könne, 
wurde beschlossen , die folgende Sitzung erst am folgenden Tage 
Abends 5 Uhr zu halten. Um aber diesen Act der Liebe mit einer 
entsprechenden Spende an die Armen zu erwiedem, wurde der Bischof 
von Wü/rzburg ersucht, einen angemessenen Vorschlag zu machen. 

Bischof von Dresden trug sodann darauf an, über die Civüehe 
zu berathen. Präsidmt: Diese Frsige hat keine grosse Schwierigkeit. 
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Domcapitolar FSrster: Die Formulirangen nehmen uns noch 
mehr als eine Woche Zeit. Das allein beschäftigt uns schon sehr. 
Es ist desshalb nötbig, täglich nur Eine Sitzung zu halten. Da 
aber in der früher aufgestellten Beihenfolge der Tractanden (vgl. 
oben S. 242.) noch eine Menge Gegenstände enthalten sind, welche 
alle bei der beschränkten Dauer der Versammlung unmöglich noch 
in der bisherigen Weise umständlich berathen werden können, so 
beantrage ich zur Ermittelung der ferner noch zu berathenden Gegen- 
stände eine Ausscheidung derselben vorzunehmen und vor der Hand 
summarisch zu beschliessen , ob dieselben jetzt noch speciell zu 
erörtern oder bloss einfach zu besprechen oder auch einem künftigen Na- 
tionalconcüium, dessen Abhaltung in Aussicht gestellt ist, vorzubehalten 
seien. Der Antrag wurde genehmigt und dem zu Folge eine Anzahl von 
Fragen dem künftigen Nationalconcil zur Erörterung vorbehalten. 

Domcapitular Förster schlug vor, zunächst über die Vertretung 
der Bischöfe in Bom, Ehen und etwa über Censur zu berathen. 
Präsident : Letzterer Punkt ist wohl nicht so wichtig. Ich approbire 
nie etwas, was nicht in meiner Diöcese gedruckt wird. Cardinal 
Fürst Schwär zmberg: Das thue ich auch nicht. Bischof von Speyer: 
Es ist gut, wenn das besprochen wird. 

Domcapitular Krabbe: Wichtig wäre auch die Frage, wie eine 
NationaUSynode künftig zu Stande zu kommen habe. Präsident: 
Die Frage kommt später zur Erörterung. 

Man ging nun die früher mitgetheilte Tractandenliste kurz 
der Beihe nach durch und verschob die Erörterung folgender Fragen 
auf das künftige Nationalconcil, 

1. Weldie Verbesserungen sind im Jcatholischen Cultas noth- 
wendig, wofern die gleichgültige und selbst bedrohliche Stimmung 
vieler Gläubigen nicht vermehrt , sondern das religiöse Leben durch 
den Gultus wirksamer gefordert, und eine grössere Anhänglichkeit 
der Laien an die Kirche herbeigeführt werden soll ? 

2. Ob und in welcher Weise eine allenfallsige Revision des 
Bituäls und des {heilweisen Gehrauches der deutschen Sprache bei 
Ausspendung der Sacramente herbeizufahren sei? 

Bischof von Speyer bemerkte dazu; Ich werde mich darüber 
beruhigen, aber nach Kom wenden. 

In Betreff der Stellung der Ifarrer zum Ordinariat sollte die 
Frage, wie die Vielschreiberei zu vermindern sei — jedem Bischof 
überlassen werden. Der National-Synode soUten vorbehalten werden 
die Fragen: 

Ob die Landdechanten mit den Definitoren als erste Instanz 
in Verwaltungs- und Disciplinarsacfaen als Judicium inter pares mit 
caritativer und coercitiver Befugniss aufzustellten seien? 

4. Ob zu den bischöflichen Offidalaten Pfarrer als Assessoren 
in Disciplinarsachen zuzuziehen seien ? 

5. Wie das Benefidalwesen , insbesondere der damit in Zu- 
sammenhang stehende canonische Process unter den ganz veränder- 
ten Verhältnissen unserer Zeit zu regeln sei ? 

Ueber die Stellung der Bischöfe unter sich (s. oben S. 243.) 
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sollte aaf der gegenwärtigen Versammlung referirt und kurz be- 
rathen werden. Bischof von Südesheim bemerkte, er wünschte sehr 
dass die Fragen erledigt würden, ob eine grössere Gleichförmigkeit 
in den Quinquennalfamltäten und ebenso in den Ehedispensen zu 
erzielen sei, und wie die letzteren zu vereinfachen seien? Domcapi-* 
tular Lennig: Es sei schon beschlossen worden auf seinen Antrag, 
dass dem Papste for die Milde gedankt werden solle etc. Üeber 
die Gerichte dritter Instanz bemerkte Domcapitular Steichele , wolle 
der Bischof von Augsburg einen Antrag stellen. Bischof von Passau 
meinte, das gehöre auf das Nationalconcil. Man beschloss die E^age 
kurz, nicht über eine halbe Stunde zu besprechen. 

Ueber die Nationäl-Synoden wurde Stiftspropst DöUinger be- 
auftragt zu referiren. 

Ueber CivH^ und gemischte Ehen war bereits Domcapitular 
München als Referent bestellt. 

Es wurden die Fragen: 

6. Ob und welche Theilnahme den Laien bei Verwaltung des 
Kirchenvermögens zu gestatten, und ob die Errichtung von Sittenge- 
richten unter Vorsitz des Pfarrers rathsam sei ? sowie 

7. Welche Mittel zw Förderung einer tüchtigeren theologischen 
und pädagogischen Bildung des jungen Klerus anzuordnen wären ? — 
als so wichtig erkannt, dass dieselben eine gründliche und umsichtige 
Erörterung erforderten, und desshalb, da eine solche bei der Kürze 
der Zeit nicht mehr statt haben konnte, beschlossen, dieselben einem 
künftigen Nationalconcilium vorzubehalten. Es wurde aber noch 
eine von Domcapitular Lennig zu entwerfende Antwort an die Pius- 
vereine beschlossen, sowie auch ein von Domcapitular Baudri ab- 
zufassendes Antwortsschreiben an Buchhändler Pustet. Ferner wurde 
kurz beschlossen und an Stiftspropst DöUinger zur Formulirung 
überwiesen: -Zwr Unterstützung von Tagesblättem in katholischem 
Sinne, inbesondere von Sonntagsblättern^ zur Herausgabe vo^i guten 
Volksbüchern^ Kalendern können Vereine von Laien nutzlich werden, 
und sollen solche durch die Bischöfe möglichst unterstützt werden. 
Dö^Zin^er betonte namentlich, jede Diöcese möge ein Sonntagsblatt haben. 

Man sprach auch kurz über eine bessere Ordnung des kirchlichen 
Censurwesens für Gebets- und Erbauungsbücher. Bischof von 
Liniburg verlangte, dass die Censur mehr gehandhabt werde, um 
abergläubische Bücher zu beseitigen. Stiftspropst DöUinger: unter 
gehörigen Cautelen wäre ich sehr dafür. 

Die in Antrag gebrachte Errichtung von Exercitienhäusem für 
mehrere Diöcesen wurde nicht beliebt, sondern die Sache jedem 
Bischöfe überlassen. Es wurde jedoch diese Veranlassung zu einer 
näheren Besprechung der geistlichen Exercitien benutzt und in Folge 
dessen die Erklärung, »dass die geistlichen Exercitien zur Hebung 
und Verbesserung des Klerus ganz vorzüglich geeignet seien,« sowie 
dass diese Erklärung in das I&rtenwort an den Klerus eigens aufzu- 
nehmen sei , auf Antrag des Bischofs von Imibu/rg einstimmig be« 
schlössen. 

Ebenso wurden die Volksmissionen ausführlich besprochen* 
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Bischof von Limburg regte den Gedanken zur Errichtung einer 
eigenen Congregation von Weltpriestem für Vciksmissionen an, und 
verlangte , dass der Eidscopt sich allgemein über den Werth der 
Missionen ausspreche. Präsideni : Wir würden damit die Begierungen 
herausfordern» Bischof von Limburg: Die Bezeichnung »Orden,« 
lassen wir weg. Bischof von Dresden fand ebenfalls die An&ahme 
eines darauf l^züglichen Passus bedenklich, namenüich hinsichtlich 
der Begierungen im nördlichen Deutschland. Bischof Hofstetter^ 
(nach einem anderen Manuscript Bischof SbM von Würzhurg) : Ich 
finde kein Bedenken, einen solchen Satz auszusprechen, halte es 
vielmehr für wfinschenswerth. Selbst die Bulle Auctorem fidei spricht 
dies schon aus. Die Vorurtheile gegen die Missionen werden am 
Besten durch ihre Abhaltung beseit^. Wer sie gesehen hat, der 
weiss , was sie nutzen. Präsident : Sprechen wir es aus, dass die 
Volksmissionen von Nutzen seien, so fordert sie der Klerus, wo die 
Bischöfe sie nicht wollen. Bischof von Limburg: Andere Bischöfe 
werden sonst als Sonderlinge betrachtet, wenn sie dieselben halten. 
Wenn in der Erzdiöcese Freiburg gottbegeisterte Priester als Missio- 
näre auftreten, so würden Tausende gerettet werden. Stiftspropst 
DöUinger : Aber der Gegenstand muss doch ernst besprochen werden. 
Bei den ausserordentlichen üebeln der jetzigen Zeit muss die Kirche 
auch zu ausserordentlichen Heilmitteln greifen. Darum vor Allem 
den Glauben und die Sittlichkeit beleben, da alles Andere sonst 
nichts hilft. Hierzu sind die Yolksmissionen besonders geeignet. 
Wir sehen die guten Früchte derselben m Frankreich, Tyrol, Salz- 
burg. Es gehören dazu vereinigte Anstrengungen, ein gemeinschaft- 
liches Institut, ein Gentralpunkt. Ein Missionär wird nicht geboren. 
Darum mögen die Vorbereitungen zur Bildung von Missionären ge- 
troffen werden. Wir dürfen nicht hinter allen anderen Nationen 
zurückbleiben; wir müssen auch für Deutschland ein gemein- 
sames ' Institut haben« Es muss eine vita communis, eine gemein- 
same Bildung dafür da sein. Es möge nur der gute Wille der 
Prälaten ausgesprochen werden, dahin zielende Bestrebungen zu 
unterstützen. Es ist nicht nöthig, dieses an die grosse Glocke 
.zu hängen; aber der Bescbluss muss gefasst werden. Die Noth- 
wendigkeit der Missionen wird allgemein gefühlt. Ich kenne keinen 
einigermassen intelligenten GeistUchen, der nicht erkennt, dass 
die gewöhnlichen Kräfte gar nicht ausreichen. Es würde ein bitteres 
Gefühl der Täuschung beim Klerus entstehen, wenn die hochwürdige 
Versammlung hierüber keinen Bescbluss fasste. Bischof von Lim- 
Jburg: Gott hat für jede Zeit seine Wege und Hiüfsmittel. Wenn 
sich eine Congregation for . die Missionen bildet , so wird dieses un- 
bedingt der Anfang eines n&am Ordens werden, woran grosse Be- 
sultate sich knüpfen. Der Segen eines solchen Institutes ist gar 
nicht zu berechnen. Es müsste eine Nachbildung des Institutes des 
heiligen Vincenz von Paul sein. Präsident: Gegen eine solche Be- 
sprechung bin ich nicht. Bischof von Speyer: Wir dürften leicht 
schon bald in die Lage kommen, nach solchen Missionspriestem uns 
umzusehen. Z. B. wenn in der Erzdiöcese IVeiburg vide Priester 
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abfallen oder saspendirt werden müssen. Das gemeinsame Bestre-* 
ben würde ans verpflichten darauf zu sinnen, dieser Diöcese zu Hülfe 
zu kommen. Bischof von lAmhurg^: Bestimmte Orden brauchen wir 
nicht zu nennen, sondern es handelt sich um Gründung emer Gon- 
gregation aus Priestern, deren sich wohl in jeder Diöcese Einige 
finden. PräsidefA: Nur die Froclanmtion solcher Pläne macht mich 
bedenklich. Bischof von Speyer : Wir wollen es ja nicht iwoclamiren. 
Bischof von Limburg: Die Kirche muss ihre inneren Lebenskräfte 
entfalten; was wollen wir zuletzt Anderes als Seelen gewinnen? Was 
hilft Alles, wenn nicht Lebenskraft aus der Kirche hervorgeht. 
Domcapitular Krabbe: Man könnte etwa in der Ansprache an den 
Klerus einen Passus aufnehmen. Btiftspropst DoUinger : Die Staate- 
bedenklichkeiten werden bald schwinden. Vielleicht werden die Be- 
gierunffen noch selbst bald die Missionen wünschen. Erzbischof von 
München: Die Hauptschwierigkeit liegt im Klerus, der oft gegen 
die Missionen ist; deshalb müssen wir Etwas sagen, wodurch dem 
Klerus unsere Ansicht angedeutet wird. Erzbischof von Bamberg: 
Wenn Institute für die Missionäre gegründet werden sollen, so ent- 
steht die Frage, woher die Mittel dafar nehmen? Sammlungen 
können wir nicht wohl anstellen. Bischof von Liniburg : Die Mittel 
werden sich schon dafür finden. Ich wünsche den Ausspruch : Volks^- 
missionen sind wie for Priester die Exercitien, em geeignetes Mittel^ 
Frömmigkeit und Tugend zu befördern und Viele fär die Kirche 
wieder zu gewinnen. Consistorial-Bath Professor Fessler: In Tyrol 
haben Liguorianer und Jesuiten mit dem grössten Erfolge Missionen 
gehalten ; sie sind in's Weltpriesterthum zurückgegangen und solche 
Priester kann man bekommen. Bischof von I^mburg las seinen 
Antrag vor, den man besser formuliren möge. Domcapitular Förster: 
Er sei ganz für Missionen; aber wenn man ausspreche, Orden dafor 
bilden zu wollen , ao rufe das eine Bekämpfung durch die National* 
Versammlung hervor. Man solle kurz sagen : Der Episcopat erklärt, 
dass die Missionen nützlich und in gegenwärtiger Zeit nothwendig 
sind, um das erschlaffte kirchliehe Leben wieder zu wecken. Prä- 
sident \ Mit dem Worte: nothwendig ist zu viel gesagt. Lieber 
sage man: »höchst wünschenswerth.c Consistorial-Bath Professor 
Fessler : Man sage : »Die Bischöfe halten die Volksmissionen für ein 
höchst nützliches, dringend wünschenswerthes Institut. Cardinal 
Fürst Schwjji/rgenberg gab seiner Anerkennung for die Missionen 
Zeugniss, war aber nicht dafür, dass man den Wunsch nach Missio- 
nen öffentlich ausspreche. Bischof von lAmburg: Wir wollen den 
Ausspruch blos in unser Protokoll niederlegen. Domcapitular Bauart 
trug den Wunsch eines eifrigen Geistlichen aus der Erzdiöcese Köln 
vor, womach, so lange keine Häuser für diesen Zweck beständen, 
einige Weltgeistliche jene Volksmissionen vorläufig abhalten würden, 
und zwar in Gegenden, wo sie unbekannt sind. Bischof von Speyer: 
Das wäre ein gutes Surrogat. Erzbischof von München: Ueber die 
Art und Weise kann Nichts entschieden werden. Erzbisd^of von 
Bamberg: Ich bin nicht dagegen, dass eine Erklärung über dmi 
Nutzen der Volksmissionen in*s Protokoll aufgenommen wird, aber 
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es darf nichts darüber veröffentlicht werden ; wir würden nur die 
Badicsden in den Beichsfersammlnngen gegen nns aufregen. Bischof 
von Limburg: Es besteht ja das Associationsrecht. üizbischof von 
Bamberg: Wir sollen uns möglichst hüten, zu reizen. Bischof von 
Münster: Im Klerus selbst sind entgegenstehende Ansichten. Des- 
halb ist die Nützlichkeit der Yolksmissionen auszusprechen. Es ist 
sehr wichtig, dass wir etwas darüber äussern. Domc2q)ituIar För- 
ster: Den Geistlichen, welche gegen die Yolksmissioneo sind, muss 
durch die Auctorität des Bischöfe begegnet werden, und zwar in 
der Ansprache an den Klerus. Zu viele Bücksichten dürfen wir 
nicht nehmen. Von der anderen Seite wird auch rücksichtslos ge- 
gen die Kirche verfahren. Bischof /S^oAI v<m Wiiraburg: Wenn wir 
aussprechen, dass wir die Volksmissionen als nützlich, heilsam und 
vielfach wünschenswerth erklären, so wird durch diesen Ausspruch 
der Weg zur Beseitigung vieler Hindemisse gebahnt. Bichof von 
Eiehstädi: Daran anknüpfend, könnte man das Weitere auf Diöce- 
san-Synoden besprechen. Domcapitular Förster verlas den betreffen- 
den ättz aus dem Art. 65. der Bulle Auctorem fidei. Von anderer 
Seite (der Name ist nicht leserlich) wurde beigefügt, jeder neue 
Bischof erhalte specielle Facultät zur Indulgenz über die Missionen. 
Bischof Yon Dresden: Statt der Mission ist es gebräuchlich, fromme, 
ausgezeichnete Priester auszusenden. Erzbischof von München: Das 
genügt nicht. Wir wollen es gerade den Anfeindungen gegenüber 
aussprechen, dass Volksmissionen wünschenswerth sind. Bischof von 
Paussau: Man hat sich auch darauf berufen, die Bischöfe wollten 
die Missionen nicht. Cardinal Fürst Schwär eenberg : In Oester- 
reich ist die Gehässigkeit gegen die Jesuiten und Bedemptoristen 
gross. Ich bin daher nicht für einen Ausspruch über den Werth 
der Missionen, da man bei dem Worte »Missionc immer an Jesuiten 
und Bedemptorist^ denken würde. Ich glaube. Viele nehmen das 
Wort Mission übel auf. Für die Sache selbst bin ich recht sehr. 
Sorgen wir dahw blos für Missionen; thun wir es, aber sagen wir 
es nicht. Uebrigens werde ich mich fügen, wenn man ein anderes 
beschliesst. Bischof Riedl: Wir könnten sagen: »geistliche Uebun- 
gen fiir das Volk.c Stiftepropst Dö^Kfi^er: Mim könnte einschalten : 
Missionen, welche durch Mitglieder geistlicher Körperschaften, oder 
durch hiezu befähigte Weltpriester abgehalten würden. Bischof von 
Pokssau: Allerdings ist der Hass und die Furcht unter den Katho- 
liken gegen die Missionen gross. (Der Bischof erzählt, wie ein 
Beamter ihm entgegengewirkt habe, als er einen Sedemptoristen 
nur als Gooperator aufgestellt habe.) Stiftspropst Döllinger: 
Diesem Herrn wird wohl das Handwerk bald gelegt werden ; die 
Freiheit der Volksversammlung wird uns von allen Beamten - Ein- 
gr^en sichern. Erzbischof von München: Wir wollen die Empfeh- 
lung der Missionen in das Schreiben an den Klerus aufnehmen. 
Cardinal Fürst Sehwar jsenierg : Das Schreien gegen die Missionen 
ist zu verachten. Gonsistorial-Bath Professor Fessler: In einigen 
Theilen Oesterreichs verbindet man allerdings mit Missionen die 
Idee von Jesuiten u. s. w. Man würde daher durch eine indirecte, 
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leise Andeutung dieser Sache, dem yerdienstvollen Wirken dieser 
Orden eine kleine Anerkennung zu Theil werden lassen. — Auf den 
Antrag Fessler*s wurde hierauf einstimmig folgende öffentliche Er- 
klärung beschlossen: 

Der Episcopat erUärt^ däss die Volksmissionen mUzlich und 
in gegenwartiger Zeit höchst wünsehetisiverth sind, um das erschlaffte 
kirchliche, Leben wieder 0U erwecken. 

Auf die Frage, ob diese Erklärung blos in's Protokoll nieder- 
gelegt, oder auch in die Ansprache an den Klerus aufgenommen 
werden solle, entschied sich die Versammlung mit allen gegen zwei 
Stimmen (die des Cardinais Fürst Schwarzmberg und des BischoÄ 
DiUrich) für die letztere Alternative. 

Consistorial-Bath Professor Fessler bemerkte noch, in Tyrol 
seien einige der vertriebenen Liguorianer, welche Weltpriester ge- 
worden und sehr tauglich seien für die Abhaltung von Missionen. 
Einige derselben seien abkömmlich für die anderen Diöcesen. Dom- 
dechant Braun: Die Bischöfe sollen sagen, wer solche dazu taug- 
liche Priester hat. Präsident: Es könne dieses später Gegenstand 
eines blossen Gesprächs werden. 

Ein Antrag des Bischofs von Speyer^ dass die in einer Diöcese 
disciplinirten Geistlichen^ nach ihrer Besserung zu ihrer Wiederan' 
Stellung in eine andere^ Diöcese versetzt werden möchten, um 
durch ihre Entfernung die Aergernisse zu begraben, und dort, wo 
ihre früheren Vergehen nicht bekannt seien, ihnen eine bessere 
Wirksamkeit zusichern, wurde nach den Bemerkungen des Bischofs 
von Eichstätt und des Präsidenten, dass die Ausführung dieses an 
sich ganz guten Vorschlags eine jedesmalige Verabredung der ein- 
zelnen Bischöfe voraussetze — als Beschluss abgelehnt, und es den 
einzelnen Bischöfen anheimgestellt, sich in solchen Fällen nach ihrem 
Ermessen darüber zu verständigen. Ein anderer Antrag des Bischöfe 
von Speyer ging dahin, dass eine Äenderung und Abkürzung des 
Breviers wünschenswerth sei , da^ es namentlich für gewisse Tage 
zu lang sei. Cardinal Fürst Schwarzenberg : Ein verkleinertes 
Brevier hat keine canonische Basis, und werde ich den Gebrauch emes 
solchen jedem Priester untersagen. Allerdings wäre eine Bevision 
des Breviers wohl wünschenswerth, weil es manchen Pfarrern an ge- 
wissen Tagen zu schwer ist, dasselbe zu beten. Präsident Erzbischof 
von Köln: Ich kann nicht gut meinen Diöcesanen ihr Brevier 
nehmeji. Der vorige Erzbischof von Köln hat vifle Dispensen vom 
Brevierbeten gegeben, Consistorial-Eath Professor Fessler: In der 
Diöcese Brixen wird für gewisse Tage Dispense ertheilt Stapf er- 
klärt, in einem solchen Falle kann der Bischof Dispense ertheilen. 
Es geschied jedoch nur selten. — Man verwies diese Frage auf die 
küirftige National-Synode. 

Ebenso wurden die Fragen über Einführung eines allgemeinen 
Katechismus und eines aUgemevnen Handbuches der biblischen Ge- 
schichte (Antrag von Bischof Weis und anonymer Antrag) einem 
künftigen Nationalcpncil vorbehalten. 

Ein weiterer Antrag . von Bischof Weis ging dahin, um das 
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Volk besser in das Yerständniss des Gultus, namentlich der heiligen 
Messe einzufahren, und die Theilnahme an demselben zu befordern, 
nach dem Beispiele des in Frankreich überall verbreiteten (Gebet- 
buches : »Le paroissien,« eine authentische Uehersetgiung des Missales 
m fvohlfeüer Ausgabe für das katholische Volk 0u veranstalten. 
Präsideivt: Die Sache ist gut; man hat auch schon einige, z. B. in 
München erschienene. Stiftspropst Döllinger : Die schon vorhandenen 
Frivatarbeiten sind mitunter ungenau. Es wäre gut, wenn eine 
authentische Uebersetzung veranstaltet würde. Insofern eignet 
sich die Sache zum gemeinschaftlichen Verfahren. Gonsistorial-Bath 
Professor Fessler: Die uebersetzung braucht nicht ganz wörtlich zu 
sein* Dr. Heinrich erklärte Herrn Bone als hierfür sehr geeignet«! 
Be£U*beiter. — Unter Zustimmung der Versammlung erklärte der 
Erzbischof Geissel von Köln sich bereit, ein solches Werk in seiner 
Diöcese ausarbeiten zu lassen und später sich mit den anderen Erz- 
bischöfen üb€fr das Ergebniss zu benehmen. Erzbischof Urban von 
Baniberg fugte hinzu, in seiner Diöcese sei diesem Bedürfniss bereits 
abgeholfen durch geeignete Umarbeitung des Gesangbuches. 

üeber den Antrag von Bischof Weis^ dass eine Ansprache der 
Bischöfe an das Volk über die Zeitverhältnisse erfolgen solle, waren 
die entsprechenden Beschlüsse bereits früher gefasst. Domcapitular 
Lennig nahm seinen Antrag zurück, wie der Bestimmung am Besten 
zu begegnen sei, die in den von der Frankfurter Nationalversamm- 
lung für Deutschland statuirten »Grundrechten« bei deren erster Lesung 
aufgenommen worden, dass der Orden der Jesuiten und der Liguoria- 
ner für immer am Deutschland ausgeschlossen bleibe. Bischof von 
Münster machte den Antrag nunmehr zu dem seinigen. In der 
Denkschrift wäre ein Passus aufzunehmen, worin der Episcopat die 
Freiheit der Association für die Kirche in Anspruch nehme, und 
dadurch zugleich dem Despotismus der Nationalversammlung begegne. 
Bischof von Speyer : Man solle ^^durch eine öffentliche Erklärung in 
der Denkschrift das Becht der katholischen Kirche, über die Nützlich- 
keit u/nd Zidässigkeit religiöser Orden zu urtheilen^ und die volle Frei- 
heit des Associationsrechtes wahren.<i> Die Versammlung stimmte 
einstimmig zu, und Präsident bemerkte, die ßedactions-Gommission 
solle diesen Punkt erwägen, ob und wie er etwa anzubringen sei. 

Die von Domcapitiüar Lennig angeregte Frage, ob der deutsche 
Episcopat sich als deutsche Nationalkirche constituiren solle, wurde 
an Stiftspropst Döllinger zum Beferate überwiesen. 

Hierauf wurde die von den Bischöfen MüUer von Münster und 
Wcmdt von Hildesheim angeregte Nothwendigkeit, die Missioneiv in 
Norddeutschland zu u/nterstützen, beleuchtet und anerkannt. Bischof 
Dittrich von Dresden hielt die Sache für sehr wichtig. Er schilderte 
die Lage der vereinzelten Katholiken im Norden. Die Kinder gingen 
verloren. Geldhilfe sei nothwendig, wenn nicht Tausende verloren 
gehen sollten. Präädent: Wir dwen künftig frei Oollecten halten. 
Die Herrn Bischöfe von Dresden und Hildesheim^ denen sich Dom- 
capitular Förster von Breslau und Weihbischof Grosmann von 
Emda/nd anschlössen, erboten sich über die Lage der Katholiken, 
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welche in den nordischen Gegenden unter den Protestanten leben, 
eine besondere Denkschrift zur Mittheilung an die Bischöfe zu ent- 
werfen, und Letztere sagten für das fromme Werk alle bereitwillige 
Unterstützung zu. Dr. Heinrich machte auch auf die Katholiken 
in Berlin aufmerksam. Bischof von Passau meinte, auch der Lud- 
wigs-Missions-Verein solle an Ausdehnung zunehmen, um hier Hülfe 
zu leisten. Erzbischof von München: Dieser Verein stand früher 
in Verbindung mit dem Lyoner Missionsverein. Der König wünschte, 
wir möchten uns von Lyon trennen, und an die Propaganda an- 
schliessen, ich war dagegen. Doch schrieb ich auf den Wunsch der 
Begierung, welche meinte, es würden sich alle Bischöfe uns 
anschliessen , an mehrere, die aber den Beitritt ablehnten , da 
sie von Lyon viel erhielten. Als ich abreiste, erhielt ich noch 
ein Schreiben von Bischof Räss von Strasshurg^ welcher wünschte, 
man möge sich nicht von Lyon trennen. Der Erzbischof von 
München versprach noch, die norddeutschen Missionen auch bei der 
Propaganda möglichst zu befürworten. Man möge sich an ihn wen- 
den ; es wären beim Ludwigs- Verein circa 10,000 Gulden im Etat ffir 
die nordischen Missionen ausgesetzt. Bischof Drittrich: die Sache ist 
dadurch dringend geworden , dass Lyon uns unlängst seine Hülfe 
zweifelhaft gemacht hat. Bischof Müller hielt auch die Errichtung 
eines deuiischen Missionshauses für wünschenswerth, um die deutschen 
Auswanderer mit Priestern zu versehen. Präsident: Auch ich bin 
ganz dafür; aber darüber würde auf der National-Synode zu ver- 
handeln sein. 

Mehrere andere Punkte der Tractandenliste waren schon früher 
erledigt. Eine Erklärung des Episcopates w6er die am meisten entstell' 
ten Jc<Uholischen Lehren war von Bischof Wandt beantragt. Bischof 
Weis hielt eine solche Arbeit für sehr wünschenswerth. Domcapi- 
tular Ähog möge sich einmal daran versuchen, und die Arbeit dem 
Nationalconcil vorlegen. 

Domcapitular Krabbe brachte die in der damaligen Zeit herr-- 
sehende grosse Noth des Volkes zur Sprache. Die Kirche habe die 
Linderung der Noth und die Armenpflege als Hauptaufgabe betrach- 
tet. Der Staat habe sie aber in die Hand genommen und das habe 
der Kirche moralisch geschadet. Wenn auch der Kirche durch die 
Unbilden der Zeit alle ihre früheren den Armen gewidmeten Mittel 
entzogen worden seien, sei dennoch die Noth des Volkes auch jetzt 
noch ein dringendes Anliegen der Kirche, und zwar um so mehr, 
als dieser allgemeinen Noth nicht bloss durch materielle Mittel, 
welche alle aufzubringen der Staat nicht im Stande sei, sondern auch 
und vorzüglich durch geistige Mittel gesteuert und somit nur durch 
vereintes Zusammenwirken geholfen werden könne. — Consistorid- 
Bath Professor Fessler meinte, der Gegenstand sei am Besten zur 
Berücksichtigung in dem besonderen Bundschreiben bei der Dar- 
legung der tridentinischen Vorschriften über die Bestimmung des 
Kirchengutes geeignet. Präsident: Der Episcopat solle seine Sym- 
pathien dafür aussprechen. — Es wurde darauf beschlossen, dass 
dieser Gegenstand in geeigneter Weise in den öffentlichen Aus- 
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schreiben, die von der Versammlung ausgehen würden, besprochen 
werden solle. 

Bischof DiUrich hatte die Frage aufgeworfen, wie die Bisehöfe 
sich eine bercUhetide Stimme bei der staaäichen Oesetegebung be- 
wahren könnten. Bisher hätten die Bischöfe einen Sitz in der 
Ständeversammlung eehabt, und es sei wichtig, dass sie gehört wür- 
den, da so yiele Gesetze in die kirchlichen Angelegenheiten ein- 
rBU. Man solle den Vorbehalt machen, dass jeder Gesetzentwiuf, 
die katholische Kirche berühre, vorher der geistlichen Behörde 
zur Begutachtung in kirchlicher Hinsicht mitgetheilt werde, ehe die 
Sache der ständischen Commission vorgelegt werde. Er selbst habe 
dieses von dem Könige und dem Ministerum erlangt: Stiftspropst 
Böllinger erklärte es for besser, hierin Nichts zu thun, sondern der 
Sache einfach ihren Lauf zu lassen. Wo erste Kammern beständen, 
hätten die Bischöfe ihren Sitz darin. In Prenssen wäre es nicht der 
Fall und hätte es doch keinen Nachtheil. Im Gegentheil, bei der 
Trennung des Staates von der Kirche wäre eine solche politische 
Vertretung dem Episcopate nachtheilig. Die Kirche werde dadurch 
freier, wenn die Bischöfe nicht wie bisher eine Bücksicht auf ihre 
Stellung in den Kammern zu machen hätten. Die Bischöfe sollten 
in dieser Sache nichts dafür und nichts dawider thun. Was die vor- 
herige Einvernehmung und Begutachtung von Gesetzentwürfen durch 
die Bischöfe betreffe, so gehe das den einzelnen Staat an. Präsident 
bestätigte dieses und bemerkte, dass gegenwärtig die Bischöfe weder 
als besondere Stände, noch auch in anderer Weise einen politischen 
Einfluss auf die Verhandlungen der Nationalversammlungen und die 
von denselben zu erlassenden Gesetze auszuüben hätten, sei nicht 
als ein besonderer Nachtheil der Kirche anzusehen , sondern es sei 
vielmehr darauf Gewicht zu legen, dass vor Allem dahin gewirkt 
werde , dass die Kirche überaU von der Staatsbevormundung frei 
werde; dann werde sie allezeit auf ihrem eigenen Gebiete sich zu 
helfen im Stande sein. Cardinal Fürst Schwär zenberg i In unserer 
Adresse an den österreichischen Reichstag ist von einer ständigen 
Vertretung der Kirche gar nicht die Bede. Wir * haben eine solche 
nicht ver&ngt. Präsicknt: Wir haben auch in Berlin eine solche 
nicht verlangt, sondern nur verlangt: Gebt die Kirche frei, dann 
hilft sie sich selbst. Weihbischof i^j/A^ ; Die politische Vertretung 
hilft zu nichts. Bischof von Botteifämrgi Ebenso ist es auch in 
Würtemberg. 

Der Antrag des Erzbischofs von Freiburg, dass die badische 
Verordnung vom 21. Novemberg 1845 in Betreff dei* gemischten 
Ehen zurückgenommen werde, schien durch die Einfahrung der Givil- 
die erledigt. 

Präsident brachte unter Vorlegung eines Schreibens des Kölner 
Dombauvereines zur Förderung des Kölner Dombaues^ die Errichtung 
eines eigenen Priestervereines durch ganz Deutschland in Anregung. 
Jeder Priester solle jährlich einen Gulden dafar zahlen. Der Prä- 
sident legte den betreffenden Entwurf der Vereinsstatuten vor und 
hob dabei hervor, wie sehr dieses herrlichste Gotteshaus auf deutscher 
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Erde, welches aber noch unvollendet sei, der Beihilfe zum Ausbau 
bedürfe. Die Bischöfe möchten den Verein empfehlen. Bischof von 
Wür^burg : Wir haben bereits in iBayern den Kölner Dombau-Verein. 
Domcapitular Förster: Ich bin bereits von Prankfurt aus aufgefor- 
dert zu gleichem Zwecke zu wirken. Ich werde in Schlesien die 
Sache unterstützen, obgleich wir in Schlesien viele Collecten haben. 
Bischof Oetil : In Bayern hat es de n Anstand , dass die meisten 
Bayern im Dombau-Verein sind und treten die Geistlichen aus, so 
verföUt der Verein. Die Laien - Beiträge lassen ab. Trästdeiüi 
Die Gaben sind katholische Gamben: sie mögen kommen woher sie 
wollen. Bischof Müller i Der Erzbischof von Köln möge die Statu- 
ten des Vereins jedem Bischof mittheilen. Es wäre sehr schön, 
wenn der Klerus einen der Thürme ausbaute. Der Dom ist wichtig 
für die Baukunst überhaupt. Präsident: Der Dombau hat grosse 
Wirkung hervorgebracht, namentlich auch das Dombautest. Es war 
ein ganz katholisches Pest. Bischof von Eickstätt wollte bei Deu- 
tinger anfragen, was sich thun lasse. Die einzelnen Bischöfe würden 
den Versuch machen. Cardinal Purst Schwarzmherg meldete sich 
ebenfalls dazu. Domcapitular Forster: Es ist sehr wünschenswerth, 
den Priesterverein herzustellen. Präsident: Dadurch wird auch der 
katholische Charakter des Domes noch mehr gewahrt. Bischof von 
Münster: Der Erzbischof von Köln könnte etwa den Theil des 
Baues bestimmen, der durch diesen Priesterverein gebaut werden soll. 
Domcapitular Forster: Nicht einen Thurm, Präsident versprach 
später einen besondern an die Priester gerichteten Aufruf zu Bei- 
trägen den hochwürdigsten Bischöfeö zu überschicken und mit dem 
Dom-Baumeister Bücksprache zu nehmen und dann einen solchen 
distinguirten Theil des Baues zu bezeichnen. Hierauf wurde die 
Sitzung um 1 Uhr geschlossen, nachdem die nächste auf den folgen- 
den Tag um 5 Uhr Nachmittags angesetzt war. 

XXXL Sechsundzwanzigste Sitzung, den 9, November, Abends 

5 Uhr. 

Abwesend waren Bischof Bichartz von Augsbmg und Dom- 
capitular München von Köln. 

Zu Beginn der Sitzung wurde der neuerwählte Bischof von 
FiMa, Herr Christian Kött, Pfarrer in Kassel, welchen der hoch- 
würdigste Erzbischof von Freiburg noch nachträglich zur Versamm- 
lung eingeladen hatte, eingefährt. Präsident hiess denselben will- 
kommen, und der neu Eingetretene drückte seinen Dank für die 
vom Metropoliten erhaltene Einladung und seine Ehrfurcht gegen 
die Versammlung aus. 

Das Protokoll der 21. und 23. Sitzung wurde verlesen und 
genehmigt. 

Bischof Stähl von Würzburg dankte der Versammlung für die 
Theilnahme an der am Morgen begangenen erbauenden Festlichkeit, 
und schlug dem in der vorigen Sitzung erhaltenen Auftrage ge- 
mäss vor , Winterkleider für arme Kinder und Brennholz fär Dürf- 
tige beschaffen zu lassen. Um Ausfuhrung des genehmigten Vor- 
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Schlags wurde der hochwärdigste Antragsteller vom Präsidenten 
unter Zustimmung der Versammlung gebeten. 

Üeber die in der 19. und 22. Sitzung an eine besondere 
Commission {Dollinger, Herzog, Krabbe) verwiesenen Gegenstände 
referirte Stiftspropst DöUinger. Er referirte zunächst über die von 
Bischof Weis angeregte Frage, wie eine grössere einheitliche Ver- 
bindung des deutschen Episcopates zu bewirken sei. Es sei die 
Anordnung eines Mittelpunktes zur Sicherung der Verbindung, sowie 
zur Vollziehung der Beschlüsse und zum Zustandekommen einer deut- 
schen National -Synode nothwendig; es handle sich jedoch blos um 
eine provisorische Massregel, und mit dieser Geschäftsführung seien 
keine Jurisdictionsrechte verbunden; es blieben also alle bestehende 
Bechte dabei ganz unangetastet, deshalb sei auch keine Genehmi- 
gung des Papstes, sondern nur eine Anzeige an denselb^ nothwen- 
dig. Es sei jedoch kein Grund vorhanden, der ausschliesslich für 
Köln als den Sitz jeuer Geschäftsführung spreche, sondern ebenso 
seien auch Gründe da, die für andere Metropolen sprächen, daher 
möge die Versammlung schon jetzt die Leitung der gemeinsamen 
Angelegenheiten einem der Metropoliten am Ende der Conferenz 
durch Wahl übertragen und dem Papste davon Anzeige machen. 

Ein Antrag des Bischofs MiUler bezweckte die An^Mung 
eines gemeinsamen Agenten der Bischöfe in Rom. Hieiüber be- 
merkte DSIlinger: Die Errichtung einer gemeinschaftlichen Agentur 
biete ausser den im Antrage angegebenen auch noch andere Vor- 
theile dar. Die nach Bom kommei;iden fremden EathoUken aus 
Deutschland, namentlich der deutsche Geistlichen in Bom fänden 
bei derselben einen Beistand. Die Protestanten seien in dieser Be- 
ziehung bisher besser gestellt, als die Katholiken, z. B. in Bezug 
auf Benutzung von Handschriften auf den Bibliotheken u. s. w. 
Den deutschen Bischöfen könnten durch diese Agenten Copien von 
römischen Entscheidungen und Erlassen mitgetheilt werden u. s. w. 
Es könnte durch den gemeinsamen Agenten auch fremden Bestre- 
bungen entgegengewirkt werden. Die Sache sei zweckmässig, dring- 
lich, nothwendig und nicht schwer ausführbar. Er beantrage daher: 
ein deutscher Geistlicher solle als gemmnschaftlicher Agent der 
deutschen Bischöfe in Bom aufgestellt werden, demselben könne sein 
Auftrag von den Bischöfen auch wieder entzogen werden, eine an- 
gemessene Besoldung solle demselben durch gemeinsame Beiträge 
der Bischöfe angewiesen werden und die fanf Metropoliten hätten 
denselben zu bestimmen. Ein Secretär solle ihm beigegeben werden, 
etwa ein junger, schon in Bom gebildeter Geisüicher. Dem Papste 
solle die Sache zur Genehmigung vorgelegt und derselbe gebeten 
werden, däss er dem gemeinsamen > Ver&eter der Bischöfe den Bang 
eines römischen Prälaien verleihe. 

In Betreff der Abhaltung eines künftigen NationaIrConcüs be- 
merkte pöUmger : üeber die Nützlichkeit eines solchen sind wir fast 
Alle einig, und deshalb wurde bereits eine Beihe von Gegenständen 
dahin zur Berathung überwiesen. Ich trage darauf an, dass mau 
schon jetzt in dem Schreiben an den Papst um Genehmigung einer 
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NationaI*»Synode und um Bezeichnung des Metropoliten bitte, der sie 
berufen soll; femer, dass man schon jetzt den Ort verabrede, wo 
diese Synode gehalten werden soll. 

DöUinger fugte noch folgende Bemerkungen über eine deutsche 
NaiionalJcirche bei: Der Begriff einer Nationäkirche ist durch frü- 
here Ereignisse zweideutig und unbestimmt geworden. Man denkt 
dabei wohl an eine Nationalkirche, die eine ganz oder halb schis- 
matische Bichtung gegen Born einnehme; man denkt an die gaUi- 
canische Kirche und ihre Freiheiten. Auch manche in Deutschland 
aufgetretene Bestrebungen nach einer Nationalkirche haben durch 
eine sehismatische Tendenz Yorurtheile gegen die Nationa}kir<;ke er- 
weckt. Würde man an eine solche Nationalkirche mit besonderen 
Freiheiten, gegen Bom sich in sich abschliessend denken, so würde 
ich sie ganz rerwerfen. Aber die Nationalkirche hat auch einen 
guten Sinn, in welchem sie sich als empfehlenswerth oder gar drin^ 

fend herausstellt. Der Nationalcharakter könnte festgestellt werden 
urch Einführung einer organischen Ordnung der Einheit der deut- 
sche Kirche, indem z. B. ein Primas von Deutschland wieder ein- 
gesetzt und eine engere Verbindung der Bischöfe hergestellt würde, 
ein gemeinsamer Verkehr, ein gemeinsames Handeln und Bestreben, 
eine Vertretung afuf der National-Svnode und für alle Di^cesen bin- 
dende der Genehmigung des päpstlichen Stuhles zu unterbreitende 
Beschlüsse erfolgen würden. Eine so geordnete einheitliche National- 
kirche würde den Verkehr und die Verbindung mit Bom erleichtern 
und stärken in der Weise, wie sie bei der jetzigen Zersplitterung 
nicht einmal möglich ist. Die Nationalität ist von Gott gegründet, 
und dass in der Naticm sioh eigenthümUch« Sichtungen entwickeln, 
gehört zur Oeconomie der göttlichen Vorsehung. Bei aller katho- 
lischer unitas in necessariis ist eine rationelle Entwickelung auf dem 
religiösen und kirchlichen Gebiete recht wohl zulässig in ausserwe- 
sentlichen Dingen. Eine solche nationale Verschiedenheit auf dem 
religiösen Gebiete zeigt sich in der theologischen Literatur, Pre- 
dig^eise, religiösen (^brauchen, gewissen Formen und in der Hal- 
tung des Klerus. Die Aufgabe der Kirche selbst ist es, diese na- 
tionalen Eigenthümlichkeiten zu regeln und zu ordnen. Die deutsche 
Nation ist eine welthistorische Nation, sie war die Trägerin des 
christlichen Kaiserthums und von grosser Wichtigkeit für die Kirche. 
Und wenn nicht alle Zeichen trügen, so steht der Kirche von Deutsch- 
land wieder eine grosse Aufgabe bevor. Wie sie früher der Kirche 
grosse Dienste erwiesen hat, so ist sie auch jetzt wieder berufen, 
eine besondere, dem Dienste der Kirche gewidmete Mission zu er- 
fiollen. Im Jahre 1561 war nur noch Vio von Deutschland katho- 
lisch, jetzt ist wieder die grössere Hälfte der Nation katholisch, und 
es ist kein bedeutenderer Stamm in Deutschland, der nicht zum 
guten Theil der katholischen Kirche wieder angehört. Dieser katho- 
lische Theil der Nation ist der eigentliche Träger der wahren Natio- 
nalität, weil er mit der Vergangenheit im Zusammenhange steht. 
So Gott will, wird von dem Volke, von dem die Apostasie ausging, 
auch die Böettehr zur einen Ejrche ausgehen. Wenn ein Streben 
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mächtig wird, so weist es die Kirche nicht zarfick, sondern nimmt 
sie es auf and regelt es. So ist es aach mit dem Drange nach der 
Qeltendmachnng der Nationalität. Wenn es dem Protestantismus 
gelänge, sich zu einer förmlichen Nationalkirche in Deutschland zu 
gestalten, so wurde dieses für uns gefährlich werden. Die katho- 
lische Kirche hat aber die innere Einheit, welche die Basis der 
äusseren Einheit bildet. Diese Versammlung, in der Einheit in allen 
Hauptfragen herrscht, liefert den Beweis, dass eine solche «nheit- 
liche kirchliche Verbindung der deutschen katholischen Kirche statt- 
finden könne. Die Haupt^hwierigkeit gegen eine solche National- 
Kirdie, die Unterjochung durch die Bureaukratie ist beseitigt, und 
andere Fesseln werden noch fallen. Die Vorarbeiten sind da. Sklerus 
und Laien ergreifen mit Begeisterung den Gedanken einer katho- 
lischen National-Kirche in Deutschland; es bedarf nur des zustim- 
menden Willens der Bischöfe. Die früheren Verirrungen und schis- 
matischen Tendenzen sind nicht zu beforchten. Bestrebungen nach 
Trennung von Bom, wie solche in Frankreich vorhanden waren, sind 
bei uns nicht vorhanden. Es wiegt die üeberzeugnng vor, dass man 
sich bei uns aufs Engste an Som anzuschliessen hat, und dass die 
Bechte Boms nicht Knechtschaften der deutschen Kirche sind. 

Präsident stimmte bei, dass der GaUicanismus auch in Frank- 
reich todt sei, resumirte die vorbemerkten Punkte und eröffnete die 
Debatte. Erzbischof von Vkari: Der Präsident hat uns hierher 
eingeladen in dieses freundliche, friedliche Würzburg. Hier haben 
wir uns vereinigt und kennen gelernt und das Band der liebe und 
Einheit ist befestig worden. Wir können dafür nicht g^nug Dank 
aussprechen. Nun ist nothwendig befunden worden, bald ein National- 
Concil zu veranstalten. Niemand von uns wird in einem solchen 
Concil eine Trennung von Bom beabsichtigen, sondern wird es in 
Einheit mit Bom halten wollen. Es ist aber eine causa major und 
diese muss zunächst dem Papste vorgetragen und seine Genehmi- 

Kng eingeholt werden, zugleich mit der Bitte, dass von ihm eine 
itang der National-Synode angeordnet werde. Eine gemeinsame 
Agentur entspricht gewiss unserem gemeinsamen Wunsche, zu dessen 
Ausführung gewiss jeder Amtsbruder gern beitragen wird. 

Prä^deni: Es fragt sich, ob wir die drei Sachen in globo oder 
separatim behandeln soUen. Sie sind so eng mit einander verbun- 
den, dass sie scheinen gemeinsam verhandelt werden zu sollen. 

Cardinal Fürst Schwaraenberg : Ich glaube, die Sache liesse 
sich in vier Punkte schaden, und diese liessen sich getrennt be- 
sprechen: 1) das Verlangen nach einem National - Concil ist allge- 
mein; 2) wir können dieses aber nur im Einvernehmen mit !äm 
anstreben. An diese Frage des National-Concils reiht sich die Frage 
einer provisorischen Geschäftsleitung; 3) eine gemeinsame Agentor 
ist eine Sache fär sich ; 4) die National-Kirche ist Sache des nächsten 
National-Concils. Ich bin in der Sache ganz einverstanden. Die nächste 
Fn^e ist aber, ob wir ein National-Concil wollen ? Wird diese ver- 
neint, so geht mit unserer Versammlung die Sache zu Ende. Ich 
habe bereits dem apostolischen Stuhl von dieser Versammlung nähere 
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Kenntniss gegeben , das Programm eingescbickt , die Zustände ge* 
sehildert u. s, w. 

Weihbiechof Lüpke: Eine National-Synode wäre zu wünschen, 
und auch 8^ bald, aber eine Zeit zu bestimmen, ist nicht wohl 
möglich, weil dieses von allerlei Verhältnissen, auch von politischen 
abhängt. Wäre es aber nicht möglich, dass die fönf Metropoliten 
erst zusammenträten, die Sache beriethen und ordneten, und es ihnen 
überlassen wurde, eine gemeinsame Vorstellung an den heiligen Vater 
zu richten ? Wir Alle würden mit diesen Beschlüssen zufrieden sein« 
Eine genaue Bestimmung ist jetzt nicht möglich. Auch ist es 
schwer, dass ein einziger Metropolit die Sache leitet, weil die ver- 
schiedenen Länder zu verschieden sind. 

Domcapitular t})rster: Dass eine National -Synode stattfinden 
soll, haben wir eigentlich schon grossentheils anerkannt; mehrere 
Sachen sind ja schon auf diese Synode verwiesen. Aber Entschie- 
denheit darüber ist wohl die erste Frage. Man stimme daher darüber 
ab, ob eine National-Synode stattfinden soll? Was aber das Wei- 
tere betrifft, Zeit und Ort der Abhaltung u. s. w., so lässt sich 
darüber noch nichts Näheres bestimmen. Ich meine, man solle einen 
oder einige aus dieser Versammlung bestimmen, welche bis zum 
Frühjahr die Zustände beobachten und berathen, ob und wann die 
National-Synode zu halten sei. Bestimmte Vorschläge können wir 
jetzt dem apostolischen Stuhle nicht mittheilen. 

Präsident stimmte bei. Wenn wir die Hauptfrage bejahen, so 
wäre dann zu bestimmen, was jetzt geschehen soll, ob wir sogleich 
in ^m um eine National-Synode bitten, und ihm die Zeitbestim- 
mung oder die Bestimmung dessen der die Zeit bestimmt, tber- 
lassen sollen. 

Bischof von Eiehstädt: Wir könnten dem heiligen Vater im 
Allgemeinen den Wunsch ausdrücken^ eine National-Synode zu halten, 
sobald die politischen Verhältnisse es erlauben und das Weitere uns 
vorbehalten. 

Bischof von Passau: lieber Zeit und Ort können wir nichts 
Bestimmtes beschliessen , den Metropoliten steht zunächst die Be- 
theiligung in dieser Sache zu. Ueberweisung der Sache an einen 
einzelnen Metropoliten hat, Bedenklichkeiten. Die Metropoliten müssen 
sich untereinander einigen ; sie sind nicht zahlreich und so ist die Ver- 
handlung unter ihnen einfach, und wenn sie sich unter einander vereini- 
gen, so ist dies zu unserer wechselseitigen Beruhigung, und auch schon 
mit Bficksicht auf die geographische Lage ist ihre Vereinigung noth- 
wendig. Beschliessen wir also, dass eine Nationsd-Synode stattfinden 
soll und bitten wir die Metropoliten , dass diese aie Sache in die 
Hand nehmen und auf kirchlichem Wege zu Ende führen. 

Präsident : Es sind hier nicht alle Metropoliten vertreten. Wir 
müssen also den Abwesenden die Sache mittheilen. 

D(«neapitular Krabbe : Man könnte unterscheiden zwischen 
solchen Massregeln, die jetzt schon ohne Weiteres beschlossen wer- 
den können, und solchen, die von künftigen Zeitumständen abhängen. 
Zu den ersteren gehört: 1. Wir beschliessen , die National-Synode 
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soll in nächster Zeit gehalten werden. 2. Wir wollen ans sogleieh 
an den heiligen Stahl mit der Bitte am Genehmignng and um die 
Bezeichnnng des Metropoliten wenden, welcher, wenn die Sache za 
Stande kömmt, die Bfflufong mid Leitang zu abemehmen hätte. 
I^igegen Zeit and Ort der Abhaltang könnte dann so vorbehalten 
bleU>en, dass der vom heiligen Stahl mit der Leitang Beauftragte 
sich darüber mit den übrigen Metropoliten zu verständigen hätte. 

Bischof Weis von Speyer: Die Absicht meines Antrages ging 
dahin: Wir sollen nicht wieder auseinander gehen und auseinander 
fallen, wie wir es vordem waren. Ich bin damit einverstanden, wenn 
eine National-Synode im canonischen Sinne . eingeleitet wird, bin aber 
weit davon entfernt, irgend ein Recht dadurch verletzen zu wollen. 
Der Grundgedanke ist bei mir der, dass uns ein einiges Verfahren 
durchaus nothwendig ist. Ich will danim keinen bestimmten Erz- 
bischöflichen Stuhl als den massgebenden im Aage halten. Ich habe 
darauf angetragen , dass dem Erzbischof von Geissd die Geschäfts- 
fährung übertragen werde, weil er das Verdienst hat, es gewagt zu 
haben, diese Versammlung zu beinifen. Wollen aber alle fünf Erz- 
bischöfe es übernehmen, unter sich das Nähere einzuleiten, damit 
wir ein National-Coneil bekommen und dort die deutsche Kirche ge- 
regelt werde, so ist das ein grosses Heil für Deutschland. Das Be- 
dürfipss ns^ih diesem Goncil ist gross. Es geht jetzt alles in re- 
ligiöser Beziehung auseinander und da ist es an der katholischen 
Kirche, zu zeigen, wie sie allein Einheit, Kraft und Gnade hat, und 
ich hoffe, es wird dadurch die Rückkehr Vieler bewirkt. Ich freue 
mich, dass die meisten Amtsbrüder für eine National-Synode sind, 
und ich freue mich, wenn wir bald eine solche halten. Wenn wir 
wieder auseinander sind, dann müsste aber Einer sein, der uns zu- 
sammenhält und die Initiative ergreift, wenn Zeiten eintreten, die 
aasserordentliche gemeinsame Massregeln erheischen. 

Bischof Sedlag von CtUm: Ich stimme nicht in Allem bei. 
Der Episcopat ist nicht auseinander gefallen, der Episcopat ist 
hierarchisch geordnet. Metropoliten sind da ; ich wage nicht zu be- 
haupten, dass wir auseinander gefallen seien, üebrigens halte ich 
die Abhaltung eines Nationals-Concils far wunschenswerth ; über Zeit 
und Ort kann man noch nichts sagen; Trir können nur sagen, sie 
soll sobald als möglich gehalten werden. Die Sache muss auf dem 
canonisch geordneten Wege eingeleitet werden; die Metropoliten, die 
Anwesenden und die Abwesenden, müssen darüber berathen und die 
Entscheidung darüber in die Hände des heiligen Stuhles legen, so- 
wohl das Wann wie das Wo sind von diesem zu bestimmen. 

Bischof Weis von Speyer: Mein vorhin gebrauchter Ausdrudc 
wurde missverstanden , indem er auf das geistige und hierarchische 
Band bezogen wurde; ich dachte nur an die äusseren Beäehangen 
und dieses äussere Band war so gelähmt, dafis wir auseiBanderge- 
rissen dastanden. 

Biischof Sedhy von Qäm: Auch in dieser Hinsicht bin ich 
nicht einvarstanden^ ich habe immer mit meinem Metropoliten in 
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Verbindung gestanden, so wie auch mit Breslau, Ermland, mit K&ln^ 
Paderborn und Münster. 

Präsident: Wir streiten uns um Worte und müssen zur Sache. 
Auf beiden Seiten ist etwas Wahres. Die Hauptfrage ist also : wird 
eine National-Synode gewünscht uad wie? 

Bischef von JJ/mhurgi Stimmen wbrübet den ersten Punkt ab. 

Consistorial-Bath Professor Fessler verlas folgende FormuHrung, 
welche einstimmig angenommen wurde. 

(1) Die in Würzbwg versammelten Er^hisehöfe und Bischöfe 
sind in AnbetraM der eingetretenen Lage der Dinge in Deutsch* 
land von dem lebhaften Wunsche beseelt^ dass sobald es geschehen 
hann, ein detäsehes Nationäl-Concil abgehalten werden möge. 

Präsident: Der Wunsch wäre also mit den anderen Wünschen 
dem heiligen Vater vorzulegen, und das Weitere von den Metro- 
politen zu veranlassen. 

Stiftepropst DöUinger : ' Wenn es mit der Sache wirklich Ernst 
ist, so lassen Sie uns keine unnöthigen Bedenken und Umstände 
machen* Wie leicht könnte der Erzbischof von Piag^ wegen sla- 
vischer Bestrebungen, oder der Erzbischof von Wien sane Theil* 
nähme versagen? Warum also eine Sache, die leichter erreicht 
werden kann, mit solchen Weitläufigkeiten umkleiden; da. ginge we- 
nigstens die kostbarste Zeit verloren. Ich glaube, es w4re bes- 
ser, gar nichts zu sagen, als die Sache mit solchem BoUwerk zu 
umgeben. 

Präsident: Aber wir haben hier doch keinen auctoritativen 
Charakter, und müssen uns daher gegenüber den anderen Metropo- 
liten sicher stellen. Wir sind zwar in Einigkeit hier versammelt, 
aber wir müssen doch bedenken, dass solche Sachen von allen Seiten 
betrachtet werden müssen, damit wir uns nicht Vorwürfe zuziehen. 

Ehrendomherr Wahala: Mein Fürstbischof von Ohniit^ wird 
gewiss seine Theilnahme zusagen. 

Cardinal Fürst Schwwreenberg : Auch der Erzbischof von Görz 
wird sich betbeiligen. 

Erzbischof von Freibt^g : Am Schnellsten wird die Sache durch 
den heiligen Stuhl vermittelt werden. 

Domcapitulai^ Ahog: Ich glaube, der Episcopat m(^e hier be* 
schliessen , sofort die übrigen Metropoliten einzuladen , aber auch 
zugleich aussprechen, dass, wenn sie wegbHebmi, dieses weiter keinen 
Einfluss haben werde. 

Cardinal Fürst Sehwar zevAerg : Wenn wir die Sache dem hei- 
ligen Vater vortragen , so wird «r sie genehmigen und die anderen 
Erzbischöfe werden sich dann schon anschliessen. Es muss Ernst 
aus der Sache gemacht werden. 

Stiftspropst DöUinger: Wir können sagen: wenn die politische 
Lage es gestattet, soll die National-Synode im nächsten Spätsommer 
oder Spätherbst gehalten werden. 

Präsident : Die Sache lässt sich aber nicht so schnell be^ 
werkstelligen. 

Bischof von lAmiburg: Es soll ja das National • Concil den 
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Provincial- nnd Diöcesan-Synoden vorausgehen und wäre es daher 
sobald ids m(^glich zn halten. 

Bischof von Passau: Aus Bücksicht für den heiligen Stahl 
sollte ein Termin nicht festgesetzt werden. 

Präsident : Unsere Angabe eines Termines wurde nur bittweise 
geschehen und einen Termin muss auch der heilige Stuhl gestatten. 

Bischof von Limburg : Es muss ja nicht in einem Jahre Pro- 
yincial- und Diöcesan-Synode abgehalten werden. 

Piräsideni: Vor Ostern oder Pfingsten, je nachdem die poli- 
tischen Dinge sich gesttdten, kann wohl kein Termin bestimmt wer- 
detk. Zwei ^er gar drei Goncilien in einem Jahre wttrde zu viel sein. 

Gonsistori{S-Rath Professor Fessler verlas seine Pormulirung 
in drei Sfttzen, die wir weiter unten bei der Abstimmung mittheilen. 

Bischof von Eiehstädt schlug vor, vier Sätze daraus zu machen.' 
Cardinal Fürst Schwär zenberg: Alsbald ist an den heiligen Stuhl 
das Ansinnen um Bewilligung einer National - Synode zu stellen. 
Seien wir sehr ftt)h, wenn wir zuerst die Gestattung haben. Prä- 
sident: Ich glaube, wir müssten in dem Gesuche auch Zeit und Ort 
bezeichnen. Cardinal Fürst Schwär zenberg: Der Ort wird dem hei- 
ligen Stuhle eins sein, als Zeit könnten wir das Jahr 1849 angeben. 
Consistorial-Bath Professor Fessle schlug vor, im ersten Satze ein- 
zuschieben: wo möglich im Jahre 1849. Präsident: Sollen wir 
öffentliche Verbindlichkeiten contrahiren? Domcapitular Förster: 
Es wird dies ja nicht der Oeffentlichkeit übergeben. Cardinal Fürst 
Schwareenberg : Wir können das Jahr 1849 als Absprache aufneh- 
men. Präsident war damit einverstanden, dass die bestimmte Zeit 
nur im Protokoll bemerkt werde. Stifbspropst BSllinger:^^ würde 
gegen allen kirchlichen Geschäftsgang sein, wenn man sich zwei- 
oder dreimal nach Bom wenden wollte. Man hat um Genehmigung 
anzusuchen und dann später die Beschlüsse vorzulegen. Wenn der 
apostolische Stuhl seine Einwilligung im Allgemeinen gegeben hat, 
so braucht er nicht die Zeit zu bestimmen. Präsident: Er müsse 
es aber wissen, um seinen Legaten zu schicken. Stiftspropst DöZ- 
Unger: Ich bezweifle sehr, dass er einen Legaten schickt. Präsident: 
Er wird wohl einen Deutschen dazu ernennen und verlangen, dass 
wir ihm Monat und Jahr bezeichnen. Consistorial-Bath Professor 
Fessler: Für jetzt wird dem Papste die Anzeige gemacht. Seiner 
Zdt braucht man eine Leitung zur canonischen Convocation der 
Synode. Wer dann mit der Leitung betraut ist, wird auch Zeit 
und Ort bestimmen. R-äsident: Aus dem ersten Satze ersieht ja 
der Papst, dass alle Bischöfe eine solche Synode wollen. Domcsmi- 
tular Krabbe: Es heisst ja schon in dem ersten Satze, dass die Sy- 
node baldigst gehalten werde; noth wendig ist aber, dass der aposto- 
lische Stuhl schon jetzt um Bezeichnung der Auctorität gebeten 
wird, die mit der Leitung der Synode betraut werden soll. Ohne 
solche Vollmacht kann kein Metropolit mit der dazu nöthigen Macht- 
voUkonunenheit auftreten. 

Kach dieser Debatte wurden einstimmig auch die folgenden 
Sätze von den versammelten Erzbischöfen und Bischöfen nach der 
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FonDüIirong von C!oiisi3torial*Bath Professor Fessler zum Beschloss 
erhoben : 

(2.) :^IHeseiben beschHessen eu diesem Endey die Bemlligung 
des heiligen Stuhles sswr ÄbhaUung eines seichen JSational'Cmeils 
sofort zu ethiUen.€ 

(3.) »iSJe besckliessen ferner^ die übrigen hier nicht anweh 
senden^ isu Deutschland gehörigen Metropoliten hiervon ungesäf4inU in 
Kenntniss eu setiaen.t 

(4.) >In Betreff der näheren Bestimmungen hinsichUich der 
AbhaUung werden die persönlich hier anwesenden fünf Metropoliten 
ersucht, sich, sobald die Verhältnisse es gestatten j an den A^'%en 
StuU zu wenden i um auf caf tonischem Wege das National'- Concü 
£u Stande zu bringen.* 

Das Wort: persönlich in Satz 4. wurde auf Antrag des Ehren- 
domherrn Wahala von Olmütz heigef&gt. 

Da der neuerwäblte hochwürdige Bischof von Fulda noch nicht 
präconisirt und intronisirt war, so nahm derselbe zwar an den vor- 
ausgehenden Erörterungen Tbeil, enthielt sich aber bei den Schluss- 
fassungen der Abstimmung. Derselbe erklärte unter Zustimmung 
des P^äsidenteny er' werde auch fortan sieh zwar bei den Verhand- 
lungen, nicht aber bei den Abstimmungen betheiligen. . 

Der Schluss der Sitzung erfolgte um Uhr Abends. 

XXXIL Siebenundzwanzigste Sitzung, den 10. November, Mor^ 

gens halb 9 Uhr. 

Anwesend waren Alle, mit Ausnahme des Bischofs i2icAar£er von 
Augsburg. Das Protokoll der 24. Sitzung wurde verlesen und ge- 
nehmigt.. 

Präsident liess einen Antrag des Bischofs Eichartz von Augs- 
burg vorlesen, dahin lautend, dass die dritte Appellationsinstanz in 
Disciplinarsachen der Qeistlichen, künftighin nicht mehr an den 
Papst, sondern wie die der übrigen, z, B. der Ehesachen, an die 
gewöhnliche Metropolitan-Instanz verwiesen werden möge, und dass 
desshalb ein Schreiben an den Papst erlassen werden möge. 

Stiftspropst Döllinger: Das ist eine Sache, die blos die bayeri- 
sche Bischöfe betrifft Diese mögen sich an den Papst wenden. Hier 
wird diese Angelegenheit nicht zu besprechen sein. 

Präsident i Das ist richtig, wenn nicht andere Bischöfe dabei * 
etwa gemeinsame Sache machen wollen. Die Sache wäre vorläufig 
an den Ort zu verweisen , wo dieser Punkt überhaupt zur Sprache 
kommen wird. 

Cardinal Fürst Schwarzcftberg verlas hierauf das auf seine Ein« 
ladung ergangene Antwortschreiben des hochwürdigsten Fürst-Erz- 
bischof von Görz [in der Utho^aphirten Uebersicht der Verhand- 
lungen heisst es GrcOz]^ Herrn Xaverius Luschin, vom 28. OctobeiCi 
vor, worin derselbe seine Theilnahme an der Versammlung ausdrückt, 
ihr aber wegen der grossen Entfernung bei schon vorgerückter Jahres- 
zeit und wegen seines hohen Alters nicht beiwohnen zu können er^» 
klärt. Hierauf folgte die Berathung über die Etzidmg einer engeren 
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Ferhindung unter den deutschen Bischöfen. Bischof ron Limburg 
hielt diese für sehr wünschenswerth, um so mehr, wenn kein National- 
Concfl za Stande kommen scdite, für dessen Abhaltung dooh noch keine 
Bürgschaft vorhanden sei. Nor durch die vereinte Kraft der Bischöfe 
könne den Stürmen entgegengewirkt werden. Auch die grösate 
Kraft und der grösste Muth des Einzelnen werde nicht zureichen. 
Es frage sieh, ob die Bischöfe, ohne ihre Beftignisso^ zu üb«:«chreit^i, 
in der Folge eine grössere Einigung zu Stande bringen könnte. Wir 
könnten meses Bedürfniss d^n heiligen Vater ehrerbietigst unter- 
breiten und ihn bitten, einen der Erzlnsehöfe als Vicarius apostolicais 
aufeusteUen und ihn mit den nöthigen Facultäten zu versebai, dar 
mit derselbe als Organ der Vereinigung der deutsehen Bischöfe 
dienen könne. Er habe seinen hierauf bezüglichen Antrag formulirt. 
Der Antrag fand Unterstützung. 

Cardinal Fürst Schwär aenberg: Ich meine für diese Einigung 
ist durch den gestrige Beschluss hinlänglich gesorgt , indem die 
Sache in die Hftnde der fünf Metropoliten gelegt wurde. 

Bischof Hofstetter: Die Sache ist durch den gestrigen Be- 
schluss bereits erledigt. Wir müssen zum Ende kommen und dürfen 
desshalb nicht auf erledigte Punkte zurückkommen. 

Bischof von lAmburg: Mein Antrag ist ein ganz anderer. Er 
bezieht sich nicht auf die Vorbereitung eines National-Concils. Ich 
meine , wenn die Feinde noch mehr sich erheben und wir viel- 
leicht kein NationaUGoncil erhalten, dann bedürfen wir einer höhern 
Einheit und Kräftigung, und ebenso auch dann, wenn das National- 
Concil gehält^ und vorüber ist. Einen lebendigen Organismus des 
Episcopates halte ich fär sehr wichtig. In einer Zeit, wo Alles aus- 
einander föUt, müssen wir um so mehr zusammenhalten. Würde 
meine Bitte um ein Organ der Einheit^ für uns beim heiligen Vater 
Erhömng finden , so könnte er möglicherweise dieses Organ auch 
fiir die Vorfeerätung des National-Gonoils bestimmen. . Ich wünsche 
eine dauernde organische Einigung. Wollte man Besorgnisse wegen 
einer falschen Nationalkirche hegen, so glaube ich, ist diesen durch 
den Ausdruck: vicarius apesMicus vorgebeugt. Wir wollen nur 
den Wunsch aussprechen, noch mehr geeinigt zu sein. Der Papst 
könnte jenem vicarius apostolieus diejenigen Facultäten geben, die in 
seiner Weisheit ihm gut scheinen. 

Bischof von Passau : Ich glaube , dem Wesen nach ist der 
Antrag doch durch den gestrigen Beschluss erledigt. Was die Sache 
selbst betrifft, so scheint mir der Antrag die Verhältnisse zu antici- 
piren; gegenwärtig einem vicarius apostolieus zu provociren und 
daneben die fünf Mekopoliten als Organe der Einigung hinzustellen, 
seheint mir ein Widerspruch zu sein. Einen vicarius apostolieus zu 
provociren , das muss genau erwogen werden , dazu ist hier weder 
Zmt noch Bedürfiiiss. Ich glaube dazu wäre das National-Concil der 
rechte Ort. Ich glaube, dass für den kurzen Zwischenraum zwischen 
jetzt und dem Notional-Goncil die Metropditangewalt genügt. Ich 
hege das Vertrauen, dasä die Metropoliten die Berufbi^ des Naiio- 
«AM}oncil8 mögli^st beschlenidgen werden. Später könnte auf dem 
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National-Gondl näher berathen und diese wichtige Frage erledij 
werden ; diese Versammlung ist noch nicht dazu competent. 
könnten ja leicht Folgen daraus entstehen , die wir nicht wdnschen 
können. Mir liegt vorAUeäi daran, dass das NationalrCloncil betrie- 
ben werde, und es wird die Co&stituifung des Mittelpunktes der 
deutschen Kirche ein neuer Grand sein , das NationaUConeil s^ 
beschleuq^m. Man muss auch nicht zu ängstlich sein , sondern 
jEesten ruhigen Schrittes vorangehen. Ich werdjg nicht für diesen An- 
trag stimmen, sondern ich verweise ihn auf das National^^Concil. > . 

Domeapitular Ihrster: Der Vorredner scheint dem Organ der 
Einheit, welches d^ Bischof von Lmburg beantragte, zu grosse Wich- 
tigkeit beizulegen. Es soll demselben hier kdne Jurisdiction ge«- 
geben werden, sondern es soll blos der Mittelpunkt der äussern Ein- 
heit werden. Gestern wurde nur dajs National-Concil erledigt, nicht 
aber über das Gentrom des Verkehrs verhandelt. 

BräsidetU : In der Debatte wurde die Bemerkung gemacht, 
dass durch sofortige Einberufung des National-Concils die hier in 
Bede stehende Sache erledigt sei. Der jetzige Antrag geht aber in 
sofern weiter, als der apostolische Vicar von Born Facultäten haben 
soll. Das ist gestern durch die beschlossene Thätigkeit der Me£ro- 
peilten nicht beabsichtigt ; der heutige Antrag hat also eine grössere 
Tragweite. Im ursjH^nglichen Antrag war nur v<m einer Geschäfts- 
leitung die Bede. 

Bischof von Sp^er : Wenn die Erzbischöfe die Geschäftsleitung 
bis zum National-Concil hätten, so wäre dieses genügend. 

Domcapitular Lemng: Als Clemens August gefangen genom- 
men wurde, da hat sich wegen des Mangels an Einheit etwas er^- 
net, was nie in der Eirchengeschichte geschah. Der deutsche Epis- 
copat hat damals Nichts gethsm. SoUto ein National-Concil nieht zu- 
sammentreten, so könnte jener Zustand wiederkehren. Dem will der 
Antrag von Bischof Blum entgegenwirken. Wenn auch der Metro- 
politanverband die Erhaltung dieser Einheit übernimmt, so dürfte dies 
nicht genügen. Fünf bis neun Metropeliton gai^ntiren nkht, dass 
so etwas nicht wiederkehre» Es kötmte nur genügen, wenn ein Na- 
tional-Concil bald zu Stande kommt. Wenn aber das nicht geschieht, 
so kehren wir in den alten Zustand zurück. 

Bisehof Blum : Es scheint man unterstellt, ich wollte diesem 
viearius apostolicus zu grosse ausserordentliche Vollmachten beige- 
legt wissen; das meine ich nicht, sondern Alles soll der Weisheit 
des heiligen Vaters überlassen bleiben. 

Weihbisdiof Lüpke befarchtete, dass diese Sache scheitern oder 
doch dieser Antrag Verzögerungen herbeiführen werde. 

Präsident: Das glaube ich auch und ich meine, wir siüssen auf 
baldige Abhaltung des National-Concils hinarbeite. 

Bischof von Speyer : Die Sache wird ^e andere Wendnng be- 
konamen, wenn die Metropoliten es übernehmen^ vorläufig ^e einheit- 
liche Geschäftsfiohrung zu betreiben. 

Bischof Amoläi von Trier : Und zwar auch* dann, wenn das 
National-G<mcil noch mehrere Jahre sdlte verschoben werden müssen, 
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sollte doch die gemeinsame Gesehäftsfohning fBr die kirchlichen An- 
gelegenheiten fortdanem. 

Domcapitolar lasier schilderte die traurigen Verhältnisse in 
der Diöcese Breslau. Es sei dort das Aeusserste zu färchten. Der 
Ffirstbischof sei eiempt und sei kränklich ; wohin sidle das verbissene 
Gapitel sich wenden, wenn es Bath und Hälfe bediirf& Nach Born 
sich wenden sei schwer. Hier in der VerMunmlunif seien drei Me- 
tropoliten zugegen in kräftigen Jahren. Er meme der Cardinal 
Fürst SdmarBmberg sollte da Leitnnff für Oesterreich , Erzbisclu^ 
von Qeissd fBr das nördliche und ErzbieM^hof von Eeismeh ftbr das 
mittlere Deutschland übernehmen; sonst hätte man keine Emheit, 
falls sobald noch kein National*Goncil zu Stande käme. 

Präsident : Das wäre ein neuer Antn^r. 

Es folgte nun die Abstimmung über aen Antrag des Bischofs 
Blum. Derselbe wurde abgelehnt; nur drei Stimmen waren daftr. 
Der Antrag von Dcmicapitular IZrster wurde aber als unterstützt 
erklärt 

Bischof von Pässau: Ich erkenne den Grund des Antn^es von 
Domci^itular Fester nicht Aber das Bedenkliche liegt in d^ 
Coinpetenzfrage , an dieser scheitert Alles. Es fragt sich , in wie 
weit soll ein solcher Mittelpunkt der Einheit Macht haben? Sehr 
leicht würden sich hier in pnixi üble Folgen zeigen. 

Weihbischof Lüpke: Von Competenz ist wohl keine Bede, es 
handelt sich nur darum, an wen soll der einzelne Bischoif sich wen- 
den, wenn er in Noth kommt? 

Domcaintttlar Fester: Wenn ein Bischof, z. B. der von Betten- 
bürg, der in einer schwierigen Lage ist, festgesetzt wird, was thun? 
(Bischof Lipp lachte herzlich). 

Weihbischof Id^ke : Hätte zur Kölner Zeit der ganze Episco- 
pat sich erhoben; man hätte das nicht gethan, was damals geschah. 

Bischof von Speyer: Wenn ein Theil der Geistlichen abfällt, 
wie steht man dann dem Bisdiofe bei? 

Bischof Yon Passau: Wenn es sich um solche Fälle handelt, 
so ist die Festhaltung des Metropolitanezus das zunächstliegende 
Mittel. 

Präsident stimmte bei. 

Consistorial-Bath Professor Fessler: Dabei könnte aber doch 
einer der Metropolit^ bezeichnet werden, der die Mtiative zu er- 
greifen hätte und mit dem man sich in Beziehung zu setzen hätte. 
Dadurch würde sich auch der Punkt in Betreff der Mittheilung von 
Erlassen erledigen. Die exempten Bischöfe , wie der von Breslau 
mögen sich an den nächsten Metropoliten wenden. 

Domcaplan Heinrich: Der gestrige Beschluss kann nicht auf- 
recht erhalten bleiben, wenn nicht aus den fonf Metropoliten Einer 
besthnmt whrd, der in wichtigen Zeiten auftritt. 

Domcapitular Hereog protestirte gegen jeden solchen Beschluss 
aus Bücksicht gegen den Bischof von (Mmy dessen Erzbischof, der von 
Posm und Cmesen^ sogleich Klage in Born wheben würde, wenn der 
Bischof von Oulm siim in einen anderen Verband einlassen wbde. 
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Präsident von Oeissel : Wir wollen den MetropolitanTerband 
erhalten und mehr kräftigen und uns brudßrlich unterstützen ; dabei 
auf Gott vertrauen und baldigst auf einer National-Synode weiter- 
arbeiten. Ich meine far jetzt sollten wir diesen Gegenstand ver- 
lassen. — Man wandte sich hierauf zur weiteren Berathung^ der J9e- 
Stellung eines gemeinsamen Agetiten in Rom für aUe deutsehen 
Didcesen. 

Erzbischof von Vicari: Der Cardinal hat ein Beneficium in 
Born zu besetzen, welches jedoch kein genügendes Einkommen ab- 
wirft. Der Cardinal Fürst Sehwansenherg wäre zu ersuchen einen 
geeigneten Geistlichen dafür zu bezeichnen, diesem konnte man eine 
Zulage geben und ihn als Agenten benutzen. 

Domcapitular Krahhe: Was die Subsistenzmittel betrifft, so 
kommen dabei auch die bedeutenden Agenturgebühren in Betracht ; die 
Bischöfe mögen angeben, wieviel dazu aus ihren Diöcesen nach Born 
fliesst. Aus einer übersichtlichen Berechnung ergäbe sich, was aus 
dieser Quelle fliesst. 

VmhoiArnoldiNOXk Trier: Ich furchte, wir dringen jetzt damit 
nicht durch ; die Gehörte der jetzt bestehenden Agenten wird auf alle 
Weise unsern Plan zu hintertreiben suchen, besonders so lange Ge- 
sandtschaften in Born sind. Ich glaube , dass hier die National- 
Synode am Erfolgreichsten einschreiten kann. 

Präsident : Wir müssen auch bedenken, dass wir zwei Nuntia- 
turen in Deutschland haben ; ^ fragt sich also , welche Geschäfte 
hierhin und welche dorthin gehören. 

Bischof von Eichstätt : Ausser dem vom Bischof Arnddi erhobe- 
nen Bedenken bemerke ich, dass die Menge der aus ganz Deutsch- 
land einlaufenden Arbtiten sehr gross sein wird. 

Bischof Müller: Ein solcher Agent empfahl mir dringend 
den Anschluss an die '*''*' * Gesandtschaft. Welchen Geistes Kind muss 
der sein ; da könnte selbst ein Verjath stattfinden ; es wäre also ein 
besonderer deutscher Agent allerdings gut ; aber es wird schwer sein, 
einen Agenten zu finden, der alle Verhältnisse in Deutschland ge- 
hörig kennt. Es müsste ein Prälat in Boro aufgestellt werden und 
diesem Hauptagenten müssten etwa vier Secretäre aus den verschieden 
Gegenden Deutschlands zur Seite gegeben werden. 

Bischof Blum von Limburg: Die von DöUinger ausgesprochene 
Idee hat sehr viel Anziehendes, es steht der Ausführung derselben 
auch nichts Unübersteigliches entgegen. Jeder Bischof kann ja einen 
Agenten wählen. Also können es auch Alle zusammen. Jeder 
Bischof kann den Geschäftsträgern in Bom den Dienst entziehen, wenn 
nicht zwei Secretäre ausreichen, so könnte man vier bestellen ; ich 
meine wir sollten auf der Sache bestehen. 

Präsident: Die Sache ist nicht zu schwierig. Man kann den 
Agenten jeden Augenblick aufkündigen. Ein Beneficiat kann aber 
wohl nicht Agent sein. 

Domcapitular Herzog: Die hohe Versannnlung wird kaum einen 
Beschluss hierüber fassen können, da einige Bischöfe nicht zugegen 
sind. Namentlich wegen des Sustentationspunktes ktum wohl nur 
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^ jÄOvisoTiÄclier ßeschluss gefasst werden. Die Sache wird wohl 
zur Ausffibmng auf die National-Synode verschoben werden müssen. 

Bischof von Pässau: Die praktische Ausführung hat Schwie- 
rigkeiten. Es kommt darauf an, wie viel Geld zu diesem Behuf 
disponibel ist. Auch kann wohl mancher Bischof nicht im Augen- 
4)fick seinem Agenten sein Mandat zurückziehen. So z. B. haben 
die bayerischen Bischöfe den bei der Gesandtschaft angestellten 
Herrn ^on Melem, der eine bedeutende Familie hat. Es wäre 
übrigens gut, wenn 4ie Bischöfe selbst öfter nach &om reisten ; in vier- 
«mdcwansig Stunden macht man die Beise von Genua. Die Kosten 
dieser Beise wären, wenn wir einen gemeinsamen Agenten habes, 
sehr erleichtert. / 

Domcapitular Lmnfgx Die deutsche Nation hat in Rom sehr 
bedeutende Stiftungen, welche nach Auflösung des Beiches ohne Be- 
festigung in die Hände von Oesterreich gekommen sind. Alle diese 
Rechte wei'den nieht ntefar ausgeübt. 

Domcapitular Herzog: Die Gesandtschaften in Born dürften 
ftUerdings aufgehoben werden, aber dann wird wohl von Seiten der 
^entralgewalt ein Gesandtschaftsposten in Born constifeiirt werden, 
fch stimme fflr Verschiebung der Sache auf das National-Concil. 

Präsideni: Ich benutze nie die Gesandtschaft. 

Bischof von Oidm: Ich benutze die Gesandtschaft und habe 
sehr viele Gründe dafar. 

D^äsident: Ist vielleicht das Becht der Nuntiaturen hoch be- 
sonders zu wahren? 

Bischof von Eichstädi: Das liegt schon in dem Worte: Agent 

Bischof von CMm hielt die Wahrung der Bechte der Nuntia- 
turen wohl far wünschenswerth. 

Bischof Von Pa55aw : So lange das bayerische Concordat besteht, 
muss ein Gesandtm* in Bom und ein Nuntius in München sein. 

Man schritt hierauf zur Abstimmung, bei welcher unter Ver- 
werfung mehrerer Zusätze folgende Beschlüsse angenommen wurden : 

1. Die definitive Ausführung des Institutes einer gemeinscmmi 
Agentur für die deutschen Bisthümer in Rom soll auf der nächsten 
NaOmäl'-ßynöde 'geschehen ; bis dahin sollen die persönlich gegen- 
wärtigen Metropoliten die Sache unter sich vorbereiten, 

2. Ein deutscher^ erdtvedet^ in Deutschland befindliche^^ oder 
auch in Rom weilender Geistliche^' wird als Agent oder Geschäfts- 
träger der deutschen Bischöfe in Rom aufgestellt 

3. Demselben werden aldann einer oder mehrere Gehülfen 
beizugeben sein. 

4. Bei der Mnßigen Ausführung mrd dem heiligen Vater 
Nachricht zu geben ^ dessen Genehmigung nachzusuchen und die 
Bitte zu stellen sein^ dass des Papstes Heiligkeit dem Agenten des 
deutschen Episcopa^ den Rang eines römischen Prälaten verleib 
hen möge. 

Aus der Söblussdebatte heben wir noch folgende Bemerkungen 
hervor: Cardinal Fürst Schwarzenberg : Wer nichts für die gemein- 
same Agentur beiträgt, der kann ffir sich handeln. Wenn wir einen 


Siebenandzwanzigste SUzung : Deutsche National-Kirclie ; Ctvilehe, CoiiealrfiMi(* ^1 

passenden Mann in Bom wüssten , so könnten mc diesen , wmu 4B 
auch kein Deutscher wäre, zeitweise znm Agenten anlstell^n^ «ad 
demnächst jüngere Geistliche nadi Born senden, um sich anszabil- 
den. Ich glaube, man sollte nicht gerade ?or der &a&d dara«rf be- 
stehen, dass der Haupt-Agent ein Deutscher sein müsse. Macht der 
Papst unsern Agenten später zum Prälaten, so ist es g«t. Sisehof 
von Speyer: Die Sache hat nicht solche Eile; wir k(^imen die sechs 
beantragten Sätze vermehren und namentlich den siebenten hinziilögeily 
dass der National - Synode die definitive Bestimmung vorbehalten 
bleibe; einstweilen solle die Einleitung getroffen werden. Büsehcfvon 
Eichstädt sprach in demselben Sinne. Bischof von Fasaaui Wir 
sollten uns zunächst darüber aussprechen, ob der Antrag » nch 
genehm sei und dann die Ausfilhrung vorbehalten. ConsistorialHBath 
Professor Fesaleri Ich muss bei meiner Abstimmung die Zustini- 
mung meines Mandanten des Fürstbischofs von Rfü^en vorbehailten, 
wegen des Geldpunktes. Ehrendoroherr Wahala^ iek desgleichen. 
Bischof Dittrich von Dresden: Ich stehe unnsittelbar unter 4er Pro- 
paganda, welche von Born aus meine Sache besorgt. Ich kann mteh 
daher nicht anschliessen und enthalte mich der Ai>stiinmnng! Dom- 
capitular Steiehele von Augsburg verwahrte sich im Auft^e des 
Bischofs Richarte gegen den Bescbluss, einen gem^nsanoen Agenten 
zu bestellen, da der Bischof von Augsburg einen Agenten habe, mit 
dem er zufrieden sei. 

Die weitere Frage in Betreff der Orgamsaiion der deuts^ien 
Nationai' Kirche zu innerer Kräftigung und engerer Yerbindnng mit 
Boni wurde ohne nähere Besprechung verlassen« Der President be- 
merkte darüber blos, man wolle den Vortrag, den IXSUinger da):iä>er 
gehalten habe, zu den Acten nehn^en. 

Domcapitular Dr. München von Köln erstattete hierauf Be- 
richt über die Cwüehe. Givilehe und Cloncabinat mtVL vsmki^esk. 
Bei der Givil-Ehe sei der affeotus maritalis vorhanieji ; Meb ^i m 
vom Staate anerkannt. Dieises n^che ep;ie versq^i^^pe jSfeb^dlung 
von Givil-Ehe und Concubinat nothwendig. fiiue J^irjoljLlJl^ l|^g|time 
Ehe sei aber die blosse Givilehe nicht, wemi sie pic^ j^ 4^ von 
dem Goncilium Tridentinum vorgeschriebeaen i^orm ^i^iM^siapn 
oder wenn ein sonstiges Ehehinderniss vorhan^n sei. m> ji^er die 
Givilehe nicht kirchlich legitim sei , gelte sie auch vor der Kirche 
und dem Gewissen nicht, sondern sei sie ^rafbar und v^rbote^, 
und dürften die Betreffenden auch nicht gemeinsam leben, es ' enßtire 
unter ihnen nicht das debitum conjugiale. Was das Vermögen und dje 
Erbschaften betreffe, so würden die Beiden durch ^ie kirchlijf^he Un- 
gültigkeit der Ehe nicht berührt und den Kindern gegenüber seien 
sie natürlich verpflichtete Eltern , aber die Kinder Seien nicht die 
rechtmässigen und in allen kirchlichen Angelegenheiten von d^ 
Bechten ausgeschlossen, welche nur den rechten Kindern zustehen. 
Die Schwierigkeit liege bei der blossen Givilehe in der Leistung der 
ehelichen Pflicht; in dieser Besiehung sei sie kein Concubinat, aber 
doch unerlaubt. Es sei auf Trennung der blossen Givilebeleute oder 
auf Sanirung ihrer Ehe hinzuwirken. Sei eine solche Ehe aus re- 
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ügidser Oleicbgiltigkeit oder Leichtsinn geschlossen, so mfisee auf 
Hebung dieses Gnmdes hingearbeitet werden. Sei sie aus Mangel 
an Mitteln geschlossen, so müssten namentlich aucli die vielleicht 
erforderlichen Dispensen erleichtert werden , um nuf jede zulässige 
Weise die Sanimng der Ehe zu bewirken. Bleibe dieses erfolglos, 
oder sei das Hinderniss indispensabel , so müsse die Trennung unter 
den kirchlichen Gensureo bewirkt werden. Was die Concubinat-e, 
betreffe, so unterdrückten sie die neueren Gesetze wenig oder gar 
nicht. Bürgerlicher Schntz der betreffenden kirchlichen Disciplin 
trete nicht ein. Deshalb müsse der Pfarrer slcli auf das Fastoral- 
Twfahren beschränken, je nach den umständen müsse sich dieses 
Verfahren Bweckmftaeig modificiren. Die Civilehen seien auch keine 
sponsalia, sondern sie seien als matrimonia de praesenti gemeint. Da 
Bon aber die Civilehe als Ehe ungültig sei , so folge aus ihr anch 
keine Verpötclitnjig zur künftigen Eingehung der Ehe. 

Domcaplan Heinrieh i Eines ist übersehen : es darf kein Geist- 
licher trauen, wenn ihm nicht die Bescheinigung über die geschlos- 
Mie Girilehe vorliegt. 

Präsident ewählte einen entgegengesetzten einzelnen Fall. 

Bischof von Speyer: Es liege in jenem Falle eine Eheschlies- 
sung durch Erklärung vor dem Pfarrer unter assistentia passiva 
desselben vor. 

Domcapitular Würschmitt: Dieses geschieht oft; solche Fälle ka- 
men an die Staatsbehörde, und diese bat um Einhalt. Man erwie- 
derte, man kOnne nichts gegen die Eirchengesetze. 

iVöffkfcfri: Wir werden die Civilehe auch in Preussen bekom- 
men. Die National-Versammlung in Frankfort hat unlängst bereits 
beschlossen, es solle die kirchliche Trauung nur nach der bürger- 
Kcfaen stattfinden. Dagegen jetzt protestiren, hilft nichts. Auch 
dem Bischof von Maine hat seine kräftige Bede dagegen in der 
Darmstädter Kammer nichts t ' '" 


Oonsistorial-Eath Professor J'essier ; Es kannte gut sein, wenn 
kirehlieherseits vor der Civilehe gewarnt würde, unter Bezugnahme 
auf die Bestimmung des Concils von Trient, die Geistlichen müssten 
bei Schliessung der Ehe zugezogen werden. 

IT KrtAbe: Gegen die Civilehe an sich wird nichts 
wohl aber gegen die Bestimmung, dass die bürger- 
er kirchlichen voransgehen müsse. Dagegen muss 
I, denn das ist ein Eingriff in die Rechte der 
ikreich besteht eine solche Emancipation der Kirche 
,, wie sie jetzt bei uns erfolgt. 
I Mchstädt: In dieser Beziehung ändert sich nichts; 
bisher nicht trauen , bis die Staatserlaubniss zur 
war. 

/sfeffier: Aber wir dürfen einen solchen Grundsatz 

nicht fortbestehen lassen. Wir müssen generell auf den sacramen- 
talen Charakter der Ehe dringen. 

Stiftqtiopst DS^nger: Ich halte die neue Bestimmung über 
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die Civilehe für vortheilhafter, als die bisherige Praxis in Bayern, 
wo tausend Concubinate tolerirt wurden aus Bücksicht darauf, dass 
die Regierung den Heirathsconsens nicht gegeben hatte. Eünft% 
wird hinsichtlich der Schliessung der Ehe eine grössere Freihdt 
stattfinden. Der contractus civiliter validus ist vorausgegangen. Viele 
Theologen sind mit Thomas von Aquin der Ansicht, dass dieser oon»; 
tractus civiliter validus die Materie des Saeramentes sei. Auch ist 
zu bemerken, dass durch assistentia passiva suppliTt werden kann, 
wie es nach der Mittheihmg von Domcapitular WürschmiU in Spey«r 
schon geschehen ist. 

Präsident: Die Civilehe wird uns von manchen Formalitäten 
und Uebergriffen des Staates befreien. Wenn die Civiltratiung vor- 
über ist, so ist die Sache rein auf kirchliehen Boden gepflanzt, und 
hat der Staat nichts mehr darein zu reden, z. B. auch nicht mehr 
in Sachen der gemischten Ehen; Wenn einer nach der Civütrauung. 
sich nicht zur kirchlichen Trauung wendet, so ist das ein seltener 
Fall. Solche Leute werden verachtet. 

Erzbischof von München bemerkte, dass doch der Umstand 
in's Auge zu fassen sei, dass die kirchliche Trauung erst nach der 
bürgerlichen stattfinden solle. Wenn der Civilcantraet als Materie 
der Ehe gelte, so müsste die Kirche auch eine solche Civilehe als 
gültig betrachten und es könnten dann Ehehindermsse unentdeckt 
bleiben. Und wenn^man kurzweg jenen Grundsatz zugebe," so gebe 
man damit auch zu, dass die Civilgesetze auch impedimenta diri- 
mentia feststellen könnten. 

Bischof Weis von Speyer hob einen Punkt hervor, warum es 
gut sei, dass die kirchliche Trauung erst dann stattfinde, wenn die 
bürgerliche vorausgegangen sei. Wenn nämlich erzielt werden könnte, 
dass die kirchliche Ehe eingesegnet werden könnte, ohne dass vorher 
der bürgerliche Act vorausgegangen sei, so würde man viele Leute 
der Gefahr aussetzen, dass sie Ehen schlössen, die nachher nicht 
bürgerlich anerkannt würden. Der Staat erkenne blos kirchlich ge- 
schlossene Ehen nicht an, und das habe üble Folgen fflr die Kinder. 
Freilich, die unbedingte Freiheit der Kirche leide dabei. 

Präsident meinte, hier sei eine concordia sacerdotii et imperii 
das Beste. 

Domcapitular Krabbe: Die Freiheit muss f3r die Kirche hier 
in Anspruch genommen werden. 

Bischof von Passau: Der Ausspruch des heiligen Thomas von 
Aquin ist durch den späteren Ausspruch des Concils von Trient 
modificirt. 

Domcaplan Heinrich: Der heilige Thomas versteht unt#r der 
Materie den Consensus maritalis , nicht aber den Civü - Contract. 
Wenn die Civilehe eintritt, so sind das bürgerliclie und kirchliche, 
Gebiet getrennt ; consequent wäre es nun allerdings die kirchliche 
Trauung anzuerkennen, ohne Bücksicht auf die bürgerliche; allein 
dann würden viele sieh mit der kirchlichen Trauung begnügen und die 
Kinder wären bürgerlich illegitim. Es ist also besser, dassrder Episcopat 
sich im Allgemeinen gegen diesen Eingriff in das kircblichis Becfat 
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verwaitfe, dass er aber mit Bficksicbt auf das allgemeine Wohl die 
Pfarrer beauftrage nicht zu trauen, bis die Givilehe vorau^egangen 
sei Schlimm M nur ein Fall, wenn der Concubinarius aufs Todes- 
bett iötami; da muss der Pfarrer trauen und Gott mehr gehorchen 
afer fien Menschen , wenn die bürgerliche Trauung nicht mehr vor- 
hergehen kann. 

Bischof Y(m WürBhturg stimmte bei. Das Tridentinum sage, 
alle eausae matrimoniales gehörten vor das kirchliche Forum, und 
die Ekohe habe da9 Becht« impedimenta festzustellen; die Kirche 
erkenne die impedimenta politica wohl als Eheverbote , nicht aber 
als iHf klieh<^ BMundernisse an. 

Cownstclml-Rath ProfBSSor Feasler : Auch nach der alten kireh- 
liehen Pntiis . kam die iäte durch den Consens der beiden Ehegatten 
zu Stende; Es fragt sich, wer die Abschliessung der Ehe zu be- 
zeugen Ya,t Hier wäre es ^d^lidi , dass die Kirche von der Be- 
stiimtiuBg des Tritondinums abginge, und statt des parochus proprius 
«neu andern notarius publicus a!b autorisabilis substituirte, so dass 
isofä di§ vor defm Beamten eingegangene Ehe kirchlich gfiltig wäre. 

Fräsiäent: Diesen musiä vorerst der Zukunft überlassen werden. 

Domtaplan Heinrich: Das löst aber die Sache for den Fall 
«Iser S&Bsehlie6stittg auf dem Todesb^tt nicht. 

ßoi»istoriti«<Bäth Professor Fessler: Wenn Jemand auf dem 
Tddesbttte g^etraut wfirden will , um sein früheres Aergerniss und 
ddslibn F<dfl^h mliglibhsit wieder gut zii machen, so ist ein solcher 
in seinem Gewissen salvirt, wenn er bereut «md Alles nach Möglich- 
Iwt gut machen Witt vaA desshalb auch getraut seiii möchte und 
diätes ab«: nibht |^. 

Brmridenfi :: Das fShi^ auch Portalis an. 

Coifi9ittmiÜ»-BatkProfiä8Sor Fessler: Bürgerliche Folgen wurde 
eine foMh^ Trairang doch nicht haben. Die Trauunfg auf dem Todes- 
bettb würö^ wr Bedeiitiiii|f fu* diä Legitimation der Kinder haben. 

Stübsf^ifopsi DSIiMgeri Donieai)lan Heinrieh hat Bebht, die 
^ehe darf ^ nitcAt acltf das Becht verzichten, die Sterbenden noch 
zu trauen. Bet Steirb^ndei w^d sich ili deinem Gewissen getröstet 
flBile% wcoii'iBs^noob getraut ist und ebeniso wird dieses b6i dem 
überlebenden Theile ein Trost für die Zukunft sein. Ich wollte 
übtig^it ül^htiSagfih, dass ich di6 Anseht voö Thomas von Aquin 
zu der meinigen mache. Ich meine nür^ dass der Episcopat sein 
Beohi smi «tte TfäntoAg im : AUgemeinen dectodren wolle ^ und sich 
vorbehalte^ in. giffxt besibnderen FäUen dotek AuiEtoabhieiif se^ BiN)ht 
geltaid zu machen. 

iVdteidcMs Aber: , dm? i Pfarriär Wird blBstj^afb, w^n er traut. Kann 
TOM ii» Ffm& daker Hmu anhalteaP 

Stifteptepet DSBimf^t Dem Pfarrer kann man sagen^ du bist 
vofi dte Eurche daiiti. b^eehftigt. 

Dom^ar^tukif. J&odfo: Dieses äiüssle der Bpi^tcopat erklären. 

Bis Äff 7!Mt jPoästm: Wib wird es d^hn itoia , wenn in einem 
L^AHei der I^^kM aiteasteatia palünvä Mistete, die auch wider 
s^H: WillM geschehen k9üiteP 
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Präsident: Letztenfalls würde der Pfarrer von Schuld frei seiiu 
Aber man muss die Geistlichen hier so instruiren , dsss man nicht 
den Weg bahnt zu einer Weise die Ehe einzugehen, welche mohi 
stricte nach Vorschrift ist. Man zeigte sonst deu Leuten ein^ Bi^ 
terthüre. Der Staat kümmert sich übrigens nicht um eine solche 
assistentia passiva ; er gibt ihr keine Folgen. 

Bischof von Passau: Wie ist es aber, wenn in dem Falle, 
dass eine Ehe invito parocho unter assistentia passiva desselban ge* 
schlössen ist, die Eheleute auseinander getrijEiben werden? 

Pnlsident: Das geschieht nicht, weil der Staat auch die Con- 
cubinate erlaubt 

Bischof von Passau : Bei uns wird der Concubinat nicjtt ge- 
stattet und werden solche Eheleute daher auseinandeir gejagt 

Domcapitttlar Krabbe : Es kann auch noch andere Fälle g^bea, 
ausser auf dem Todesbett, wo die kirchliche Trauung ifir das ^elen- 
heil noth wendig ist, wo aber der Civil-Trauu^g unübersteigtiche 
Hindernisse im Wege stehen. In Frankfiirt is^t ja beschlossen, dass 
die Kirche ihre Angelegenheiten selbst ordne. Es könnte die notfaig« 
Wahrung der kirchlichen Bechte in der von DomiCaplan Seinrieh 
vorgeschlagenen Fassung geschehen. 

Domcaplan Heinrich : JEine solche Verwahrung, wie ich si^ vor- 
geschlagen habe, wird nicht als eiqe Eriegserklärong angoseiien w^r^ 
den ; man wird nur sagen, die Kirche sei oonse^uent. 

Bischof von Limhwg: Die Selbstständigkeit der Kirche ist 
durch zwei Bestimmungen verletzt worden ^ durch dm Vei^ot der 
Orden, und in diesem zweiten Punkt Wir haben uns im ^rstien 
Punkt verwahrt , wir müssen auch gegen den zweiten Verwahrung 
einlegen. 

Stiftspropst DölUnger: Daa BeiBpiel der belgisc^efi Jtlächöfe 
ist ein schlimmes Präcedens. tch selie den Nutzen eiper sokbea 
Protestation nicht ein ; ich meine, man sollte nur gewisse AufliiiaJ^QivBM 
falle im Auge halten« wo die Kurcbe auch ahne vorhergehend« bürger- 
liche l^rauung, die Trauung vornahmen wird. Es handelt sich lli<]ht 
um das Zustandekommen des Sacramentes, sonder^i um ,das,Zua^and6f- 
kommen des Verhältnisses der Ehe. 

Domcapitular Krabbe : Es : handelt sich allerdings aueh darum, 
ob d^r Staat das Sacrament verhindern darf. DeuB da« wo das Tri* 
dentinum gilt , wird die Ehe ein Sacrament durch cUe praesentia 
parochi. 

Bischof von Passau: Die Gesetzgebung ist nocb müiht se weit, 
dass wir schon mit einer solchen Declaration vorgeheia sallten. Es 
ist der frankfurter Beschluss n^h nicht definitiv festgestellt , unA 
noch nicht ins Leben getreten, und es sind nodi keine Stcafign .auf 
seine üebertretüng geset^. 

Bischof Kött Yon Fulda i In Kurh6SfieD< ist vor yiersel^ . .^E^gdn 
bereit» eine Strafe von hundert Thalern ai^: eine solche Tjamung 
gesetzt. 

Präsident: Kommen wird es so. . -.. 

Stiftspropst DöUinger : Es ist eine nicht mehr dord^uführeod^c 


456 Vering, Yerlundl. der Bis^Of^ DeaUehlands zu WOnburg im Jtbre 1848. 

VorsteUung , dass der Staat über die Ehen nichts mehr zu sagen 
habe. Der Ehe lässt sich der Charakter eines bürgerlichen Ver- 
hältnisses gar nicht nehmen. Jetzt noch den Grundsate festzuhalten, 
dass der Staat keine impedimenta setzen könne, ist unmöglieh. Dem 
Staate muss man jetzt, wo er sich ganz von der Kirche trennt, sein 
Gebiet hissen, wo er bezüglich der Ehe bestimmen kann. 

Domcapitular Krabbe: Dem Staate soll ja seine Freiheit und 
die Competenz auf seinem Gebiet bleiben, aber seine Gesetze sollen 
auch nicht kirchlich gelten und in die Unabhängigkeit der Kirche 
eingreifen. 

Gonsistorial-Kath Professor Fessler: Wie wäre es, wenn die 
Bischöfe sich feierlich das Becht vorbehielten, dass die Schliessung 
der Ehe frei nach dem canonischen Bechte, namentlich nach den 
Tridentinischen Bestimimungen stattfinden soll; dabei würden sie 
übrigens alle Bücksicht auf die Staatsgesetze nehmen. 

Präsident sprach fOr eine generelle Verwahrung der kirchlichen 
Bechte, die praktischen Missstände kämen bei uns selten vor. Die 
Freiheit des Sacramentes sei in Praxi am Bhein doch wenig behin- 
dert. Wir könnten die Ehe dem Staate nicht nehmen. 

Bischof von Passau: In vielen Ländern sind politische Ehe- 
hindemisse aufrecht erhalten worden ; wir haben diesen Zustand seit 
Jahren in Bayern gehabt nnd nichts gesagt. Was wird man sagen, 
wenn wir jetzt auf einmal mit einer solchen Erklärung hervortreten ? 

Bischof Ärnoldi von Trier trat dem bei, dass selten die 
kirchliche Trauung unterlassen werde; wohl aber komme es öfters 
vor, dass solche, die eine Dispense haben wollten, z. B. beim Hin- 
demisse des ersten Grades der Schwägerschaft, sich civiliter trauen 
Hessen, um die Dispense zu ertrotzen. 

Erzbischof van Beisach von München : Wir wollen unsere Er- 
klärungen aufsparen, weil die weltliche Gesetzgebung noch nicht 
feststeht. 

Domcapitular Dr. München von JSMn: Es ist bedenklich, die Un- 
abhängigkeit der kirchlichen Ehe von der Givilehe auszusprechen. 
Die grösste Schwierigkeit Hegt in der Verschiedenheit der kirch- 
lichen und bürgerlichen Impedimente. 

Bischof von Dresden: Ich glaube, der Zweck der Besprechung 
ist erreicht; wir sind belehrt. Da die Gesetze noch nicht erlassen 
sind, so ist eine Dedaration dagegen noch nicht nöthig und be- 
denklich. 

Auf die Frage des Präsidenten wurde hierauf per majora gegen 
sechs Stimmen die Sache mit dem Beschlüsse verlassen, dass die 
stattgehabte Besprechung zur Verständigung gedient habe, jedoch 
kein bestimmtes Resultat in das Protokoll niedergelegt werden solle. 

Man wandte sich sodann zu dem Autrag von Domcapitular 
MüncJieny womach die bloss in einer CivHehe lebenden Katholiken 
nicht wie Goncubinarier zu behandeln seien. Domcapitular Lennig 
sprach gegen die Ansicht München' s. Es sei kein Unterschied 
zwischen den in einer blossen Givilehe und den im Goncubinate Leben- 
den, wenngleich die Umstände bei ersteren gewisse Bücksichten ge- 
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böten. Der entgegengesetzte Grundsatz wäre ein Ruin für die 
lürchenzucht. Wir hätten sonst drei Classen: Concubinate, Givil- 
eheu , wirkliche Ehen. Domcapitular Mihichm : Juristisch sind 
die in einer blossen Civilehe Lebenden keine Concubinarier, factisch 
aber sind sie es. Bischof Siahl von Wür^burg: Domcapitular 
Lennig hat in gewisser Hinsicht Recht. Die Civilehe ist kirchlich 
nichts als ein Concubinat. Nur die pastoreile Behandlung muss 
eine andere sein, da der Staat diese Civilehen schützt. Bischof von 
Speyer: Die Sache gehört in die Moral und Pastoral; jeder Fall 
ist anders modificirt. Bischof von Limburg: Im Beichtstuhl ist der 
in einer blossen Civilehe Lebende wie ein im Concubinate Lebender 
zu behandeln. Consistorial - Rath Professor Fessler: Man bat nicht 
drei Classen zu statuiren, wie Lennig meint, sondern zwei, denn beim 
Concubinate und bei der Civilehe 'teten dieselben Strafen ein: nur 
findet bei den letzteren eine mildere Behandlung Statt, indem bei 
denselben öfters causae excusantes eintreten. Die Leute haben viel- 
leicht die Sache früher nicht überdacht, und jetzt ist es nicht mehr 
zu ändern. Domcapitular Würschmitt: Bezüglich der Verhängung 
von Censuren ist zu unterscheiden, ob ein in der Civilehe Lebender 
kirchlich nicht getraut werden kann , oder nicht kirchlich getraut 
sein will. Die excommunicatio major wäre wohl nur anzuwenden, 
wenn indispensable Ehehindemisse unter den in der Civilehe Lebenden 
bestehen, in anderen Fällen würde eine Ausschliessung von den 
Sacramenten genügen. R^äsidenl: Letztere genügt in der Regel 
Domcapitular München: Wie sollte es denn gehalten werden, wenn 
ein Priester heirathet? Das impedimentum ordinis ist nicht juris 
divini. Präsident meinte, man könnte die Sache bei dieser blossen 
belehrenden Besprechung beruhen lassen. Die Versammlung stimmte 
zu, und die Sitzung wurde darauf um halb zwei Uhr geschlossen. 

XXXIII. Äehtund0wanjrigste ^eung , den 11. November, Morgens 

halb 9 Uhr. 

Abwesend waren Bischof Richarts und Domcaplan Heinrich 
wegen Unwohlseins. 

Weihbischof Läpke von Osnabrück brachte wieder die Noth- 
wendigkeit einer, wenn auch nur generellen Erklärung gegen den 
Frankfurter Beschluss über die Ehe in Anregung, weil dieser die Frei- 
heit der Kirche verletze. 

Präsident Erzbischof von Geissei: Ich glaube nicht, dass eine 
solche Verwahrung des kirchlichen B;ecfates Bedenken hat, wenigstens 
gegenwärtig nicht. 

Stifti^ropst DöUi/nger hielt eine solche Verwahrung nicht für 
zeitgemäss ; sehet, so w^de man sagen, da wollen sie einen Staat im 
Staate. An den Staat könnten wir künftig bezüglich der Ehe keine 
Forderungen mehr machen. Wenn der Staat das Gebiet der Kirche 
nicht angreife, sei eine solche Erklärung nicht zweckmässig. Aber 
es wäre gut, wenn die Kirche sich aus Gewissenspflicht einige Fälle, 
wo sie auch ohne vorherige bürgerliche Trauung frei trauen würde, 
als Ausnahmen sich vorbehielte; aber selbst dazu sei jetzt noch nicht 
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die Zeit, sondern erst später, wenn die diesfallsigen Particulargesetze 
erfolgten. Auch das werde allerdings später noch ein weiterer Uebel- 
stand sein, dass die Scheidungen sich vermehren würden, aber auch 
dagegen sei jetzt noch nichts zu macheu« 

Erzbischof vm Beisach : Man möge sagen : Die Kirche kajin 
nur jene Ehen als kirchlich gültig ansehen» welche nach den kirch- 
lichen Gesetzen abgeschlossen sind. 

Präsident schlug vor zu sagen: Die versammelten Bischöfe 
erklären, dass sie bezüglich der Abschliessung der Ehe der Eirchi^ 
alle Bechte nach Vorschrift der cauones watiren. 

Domcapitular Lennig: Nach meinen Erfahrungen haben wir 
keine Ursache uns vor diesen Ehen zu fürchten. Aber jeder Bischof 
möge einen Hirtenbrief erlassen, wenn diese Ehe eingeführt wird. 

Stiftspropst Döllhiger : Die Civilehe kann der Bischof als solche 
zwar anerkennen, jedoch dieselU? darum nicht als kirchlich gültige 
Verbindung anerkennen. 

Präddeiü ; Ich hielte auch jene Anerkennung der Civilehe als 
solche nicht für gut. 

Stiftspropst Döllhiger: Ich meine nur,, man solle jenen Satz 
ins Protokoll niederlegen. 

Domcapitular Krabbe : Wir können dem Staate nicht das Recht 
zugestehen, Kirchenrecht zu machen. 

StiRs^YO^st' Döllinger: Die Kirche krönt Kaiser; ist sie es 
deshalb, welche den Thronerben constituirt? 

Domcapitular München hielt die Fassung , die Erzbischof 
von Geissei vorschlug , für die beste. Es bandle sich zunächst um 
den Zwang, der der Kirche dadurch angetban werde« dass sie nicht 
^eher trauen dürfe, als bis die Civilehe geschehen sei. Das sei ein 
Uebergriff. Es handle sich ferner darum, dass d^r Staat die kirch- 
lichen Ehehindemisse nicht unterstütze. Desshalb sei der Ausdruck 
am besten, msm wolle die bestehenden Bechte und Freiheiten der Kirche 
vorbehalten. 

Stiftspropst JMlinger: Wir müssen die Sache so fassen, dass 
keine Kriegserklärung darin liegt. 

Bischof DiUrich : Ich stimme dafar, wir sagen in dem Hirten- 
worte, die Glaubigen möchten sich hinsichtlich der Ehe dem Segen 
der Kirche nicht entziehen, wie auch die staatliche Geset^ebung 
sich gestalten möge. 

Fräsident sprach dagegen, weil es in dem Frankfurter Gesetz- 
entwürfe heisse, dass die Gläubigen sich nicht trauen lassen dürßen^ 
so lange sie nicht civiliter getraut seien und dieses könnten die 
Bischöfe nicht ändern. 

Bischof von Limburg schlug vor zu sagen: lUnsichtlich der 
Ehe wahren die Bischöfe der Kirche die ihr gebührenden Bechte. 

Domcapitular Krabbe machte einen Vorschlag, der nicht unter- 
stützt wurde. . 

Die vom Bischof von Limburg vorgeschlagene Fassung wurde 
mit allen gegen eine Stimme smgenonimen. Es wurde, jedoch auf 
die l'rage des Präsidenien noch von der Majorität gegen eine Min"- 


Achtuods^wanzigsle Skzung: Hirienwort der Bisdidfe an das Volk. ^&d 

derfaeft von nean Stimmen beschlossen : »dass vorstehender Beschluss, 
um ntcht zu Angriffen zu reizen, nur als Absprache in das Protokoll 
niedergelegt und nicht veröffentlicht werden solle.« 

Domcapitular Förster schlug vor, man möge Abschriften der 
fertigen Commissionsarbeiten anfertigen lassen^ und verlas sodann auf 
Anordnung des Präside^iten seinen Entwurf des »Hirtenworts' der 
Bischöfe Deutechlands an das Volk.« 

Es wurden verschiedene Bemerkungen und Verbesserungen ge- 
macht. Stiftspropst DölUnger hielt das Ganze für von zu düsterem 
Geiste durchweht; es sei darin zu sehr das Licht verkannt, welches 
in den B^wögunget der Zeit doch auch liege. Auch sei darin zu 
sehr iet Gehorsafm gegen die bestehenden Begierung^ betont. Es 
wurde beliebt, dass Domcapitular Förster und Stiftspropst DöUinger 
die Sache nochmals durchnehmen sollten. Präsident fügte noch hinzu, 
es möge auch der Gedanke an das einige Deutschland kurz berührt 
werden, wenigstens die Einheit und das Aufblühen unseres Vater- 
landes begrüsst werden. Domcapitular Reissmann ^tollte das Wort 
Jehovah nicht, dasselbe sei erst unter den Protestanten aufge- 
kommen und dem Volke fremd. Der Präsident bestimmte noch, 
das Hirtenwort sollte unter Leitung des Seeretärs Lipp hundertmal 
abgeklatscht und in der morgigen Sitzung wieder vorgelegt werden. 

Präsident liess hierauf ein an ihn eingegangenes Sehreiben des 
Preiherm voH Wydenbrtsek aus LutembTu-g verlesen, worm Klage 
darüber geffihrt wurde, dass der hochwürdigste Bischof Lawrentz 
wie nicht zu d^n Dombaufeste, so auch nicht zu der Versä.ilMlung 
nach Würzburg eingöladen sei, und worin eine öffentliche Kundge- 
bung erbeten wurde, um zu bezeugen, dass die Ausschliessung des 
Bischofs Lawrent nicht als eine Anerkennung seiner Schuld gelten 
solle. Präsident äusserte darauf, dass ihm voh Bisehof Laurent nur 
bekannt sei, dass derselbe vom apostolischen Stuhle seines aposto- 
lischen Vicariates enthoben sei; derselbe solle zwar einern Brief vom 
Papste erhalten haben, worin ihm seine baldige Rückkehr iri seine 
Diöcese in Aussicht gestellt sei ; dieser Brief solle aber untei'schoben 
sein. Nach reiflicher Beräthung niit Ganonisten habe er Atistand 
nehmen müssen , den hochitütdigsten Bischof Lemfent nach Würz- 
burg einzuladen, iiidem nur verwaltende Bischöfe, nicht auch die 
Weihbischöfe hätten eingeladen werdet köünen, Bischof Laurent 
aber gegenwärtig keine Diöcese mehr zu vertreten hä4)te. Zudem 
hätte er, der Erzbischof von Kölny dem apostolischen Stühle durch 
eine Einladung des Bischofs Laurent irgendwie vorzugreifen Briden- 
ken tragen zu müssen geglaubt. 

Stiftspropst DöUinger: Nach Aussage iftehrerer D^tirten in 
Frankfurt soll Bischof Laurent das Opfer politischer Umtriebe ge- 
worden sein; weil er zu ^tschieden den Anschluss Luxemburgs an 
Deutschland vertreten habe, so sei er von Holland aus beim Papste 
angeklagt und der £apst habe ihn voreilig suspendirt. Es hat zwar 
einen unangenehmen Eindruck gemacht^ däss die deutschen Bischöfe 
ihn vernachlässigten, indeston halte ich das Verfahren des iVä^- 
denkn für gerechtfertigt« Ich stinmie diftuü, dass man ihm schreibe 
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und den Sachverhalt mittheOe, und ihm die Aussicht auf seine Theil- 
nähme an dem National-Goncil eröffne. 

Bischof Müller von Münster: Bischoi Laurent ist nicht eigent- 
lich suspendirt, sondern nnr ad tempus seiner Functionen mithoben 
und es ist ihm gleichzeitig die Aussicht auf die Ruckkehr ' eröffnet 

Bischof Ämoldi von Trier: Die Wallonen und Brabanter, 
welche nicht für Deutschland sind und beim Könige vielen Einfluss 
haben, haben beim Könige gegen Laurent operirt, besonders wegen 
eines Hirtenbriefes, den er erlassen hatte. Die Freimaurer haben 
ihn in Born angeschwärzt als einen Aufwiegler : Die Buhe in Luxem- 
burg könne nicht bestehen, wenn er dort bleibe. Da in Italien selbst 
allgemeiner Aufstand herrscht, so hat der heilige Vater sich bewo- 
gen geftluden, ihn abzuberufen. Was soll für Laurent geschehen? 

Consistorial - Bath Professor Fessler: Eine Verwendung des 
Episcopates für ihn nach Bom scheint mii* nicht thunlich zu sein, 
quia causa non liquet. Der Papst hat nur eine Administrativraass* 
regel angewandt. 

BiBchotdlofsteiter: Der Präsident konnte nicht anders handeln. 
Wir müssen die Sache nur als Privatsache betrachte. 

Bischof Blum stimmte dafor, noan möge dem Bischöfe Lau- 
rent die Theilnahme und Verehrung der Versammlung ausdrücken, 
was auch der heilige Vater gethan habe. 

Erzbischof von Reisaeh: Das wurde bald in die Luxemburger 
Zeitungen kommen und als eine Parteisacke ausgebeutet werden. 

Präsident legte darauf folgende Fragen zur Abstimmung vor: 

1) Soll diese Sache ad referendum gegeben werden? — Mit 
allen gegen eine Stimme wurde dieses verneint. 

2) Soll die Sache, da das Schreiben ein Privatschreiben ist, 
auch als Privatsache betrachtet werden, wovon die hohe Versamm- 
lung keine Notiz nehmen kann? — Diese Frage wurde von allen 
gegen drei Stimmen bejaht. 

3) Es wurde folgende Erklärung einstimmig angenommen und 
pro memoria in's Protokoll niedergelegt: »Die versammelten Erz- 
bischöfe und Bischöfe erkennen bei aller Verehrung und Theilnahme 
for den Bischof Laurent, dass hinsichtlich desselben das von dem 
Erzbischof von Köln bei der Zusamm^berufung der Versammlung zu 
Würzbitrg eingehaltene Verfahren als völlig richtig und wohlbegründei« 

Hierauf referirte Stifbspropst Döllinger statt des Domcapitular 
München über die gemischten Ehen. Der Präsident hob darauf die 
verschiedenen Punkte hervor, und -man berieth darauf zunächst aus- 
führlich über die zu gemischten Ehen erforderliche Dispensation und 
deren Ertheilung durch die Bischöfe in Deutschland. Oonsistorial- 
Bath Professor Fessler bemerkte : Der Papst hat in einem Schreiben 
an die österreichischen Bischöfe ausdrücklich die Nothwendigkdt 
einer Dispensation bei gemischten Ehen hervorgehoben. Es fragt 
sich : Wer hat diese Dispens zu erthoilen ? In .dem Breve an Hem- 
mer von 1817 öder 1818 heisst es: Es sei nöthig eine dispensatio, 
3uae in singulis casibus a Sede apostolica postulanda e^t Ganz 
asselbe ist von Gregor XVL an die Bischöfe Bayerns erlassen wcht- 
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den. Als die Bischöfe Ton Frankreich von Pius die Ertheikng 
dieser Dispensation for sich erbaten, wurde ihnen dieses vorerst ab- 
geschlagen. Bischof HofsteUer : Als ich in Rom war , missbilligte 
man es, dass einige Bischöfe diese Dispens selbst ertheilen. Man 
sicherte mir aber gerne zu, die Hand dazu zu bieten, dass eine solche 
Facultät den Bischöfen gewährt werde. Auch alle Nuntien, die ich 
hierüber sprach, waren darin einig. Wir sollten uns gemeinschaft- 
lich deshalb an den Papst wenden. Erzbischof van Beisach: Als 
ich in Born war, wurde diese Facultät den aussereuropäischen 
Bischten ertheilt. Mir hat der Papst, als ich nach Deutschland 
kam, diese Facultät gegeben, und seitdem wird sie mir alle drei 
Jahre erneuert. NatürUch wird Dispens nur ertheilt, wenn die 
üblichen drei Bedingungen und Cautionen erfüllt sind. Präsident: 
Es wäre gut, wenn diese Facultät generell gegeben würde. 

Weihbischof Grosmann von Ermland: Der Bischof von jErm-- 
lafid hat am 1-. September 1847 diese Facultät. ad quinquennium 
erhalten. Es wird darin aber bei den zu verlangenden Cau- 
tionen ein juramentum erfordert. Dagegen haben wir remonstrirt, 
und die Antwort erhalteb, wir dürften uns damit beruhigen, wenn 
ein morale fundamentum für die katholische Erziehung der Kinder 
vorhanden sei. Aber es bleibt bei der Vorschrift, dass die Bene- 
dietion in der Kirche nicht stattfinden darf, sondern blosse assisten- 
tia Passiva in loco honesto. Bischof Stahl von Würsburg: In mei- 
ner Begistratur ist ein Schreiben des Papstes an meinen Vorgänger, 
worin es heisst, dass diese Dispense nur der Papst geben könne. 
Das hat mich etwas beunruhigt; indessen habe ich mich doch 
beruhigt bei dem in Deutschland herrschenden usus und bei dem 
Urtheil mehrerer Canonisten. Es wäre aber gut, wenn wir gemein- 
schaftlich den Papst bäten, diese Facultät ad quinquennium uns zu 
verleihen. 

Stiftspropst DölUnger glaubte, jeder Bischof könne diese Dis- 
pense selbst ertheilen. In Deutschland seien die Bischöfe im Besitz 
des Dispensrechtes. Doch könne man, um sich zu beruhigen an den 
Papst schreiben. 

Weihbischof Lüpke: Ich habe vor einigen Jahren die bei uns 
herrschende Praxis dem heiligen Vater ausfiärlidi vorgetragen und 
keine Antwort darauf erhalten. 

Consistorial^Bath Professor Fessler: Dei den preussischen 
Bischöfen ist die Sache leicht, da dieselben durch Quinquennalieu 
die Facultät zu jener Dispensertheilung haben; anders ist es in Bayern. 

Bischof ^M von Würzburg: Ich habe mich beruhigt durch 
die in Deutschland herrschende Observanz, stimme aber nochmals 
für ein Schreibe nach Born, damit alles Bedenken gehoben werde. 

Gonsistorial-Bath Professor Fessler unterstützte diese Ansicht 
und wies aus einer Stelle eines päpstlichen Erlasses nach, dass der 
apostolische Stuhl sogleich diese Facultät geben werde, wenn sie von 
der Gesammtheit der Bischöfe erbeten werde. 

Präsident meinte, die Sache erfordere zu viele Vorarbeit und 
müsse bis auf das National *GoncU verschoben werden. Er richtet^ 
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darauf an die YersaintDlnng die zwei Fragen: 1) ob die Sache ein- 
fach yerlassen werden sol^ ohne Niederkgong in's Protokoll? 2) 
Ob die Sache bis zum National-Cioncil verschobt werden solle P — 
Beide Fragen wurden yon der Veraaniinlnng einstimmig h^oM. 

Man berieth weiter fiber die assistentia passiva hei gemiscMeii 
Ehen, In der IM^^eese Speyer^ wnrde hier erwähnt, werde eine be- 
nedictio solennis der gemischten Ehe vorgenommen, wenn alle Cau- 
tionen gegeben seien; sonst würde die Hälfte derer, die eine ge- 
mischte Sie schlössen, Intberisch werden. Bischof StaJd von Würz- 
bürg: Ich lasse die assistentia passiva so oft anwenden, als es nöthig 
ist. Auch die Protestanten stehen unter der Jurisdiction der Kirche, 
denn sie sind getaufL Dieses gilt, wo das Tridentinam etngefilhrt 
ist. Wenn dort, wo dieses nicht der Fall ist, coram acatholico pa- 
rocho gemischte Ehen geschlossen werden, so sind sie gültig. An 
Orten, wo erst in neuerer Zeit Protestaaten angesiedelt sind, er- 
mahne ich die PfSEurer, die Napturienten zur ass^ntia passiva zu 
bewegen. Der protestantische Pfarrer hat als solche keine Juris- 
diction, sondern er steht der Kirche gegenüber als getaufter Laie, 
denn alle Jurisdiction muss von der Kirche ausgehen; deshalb lasse 
ich die assistentia passiva eintreten, wo es n(ythig ist. 

Stiftspropst DöUinger fragt den Erzbischof von Eeisaeh^ wenn 
in Rom ein protestantisches Ehepaar katholisch werde, ob dann eine 
revabilidatio matrimonii eintrete? Er glaube es nicht 

Erzbischof von Reisach : Diese Sache lässt sich fuglieh nicht 
eher entscheiden, als bis die politische Neugestaltung vollendet ist. 
Wo das Tridentinum publicirt ist, da sind die coram parocho acatho- 
lico geschlossenen Ehen nicht gültig. Es ist gut, wenn die Kschöfe 
vorkommende Fälle sammeln, um darauf später einen Antrag an den 
Papst zu gründe. 

Stiftspropst DöUinger: Wenn wir das Princip annehmen, dass 
alle Getauften gewissen Gesetzen unterworfen sind, die ihnen niemals 
publicirt sind, so gibt dieses einen abyssus von Verlegenheiten. 

Präsident : Wenn wir gar nicht zugeben, dass die Protestanten 
noch unter Jurisdiction der Kirche stehen, so gibt es auch grosse 
Verwickelungen. — Auf die Frage des PräsMenten beschloss die 
Versammlung einstimmig, diese ganze Sache ebenfalls dem künftigen 
National-Concil vorzubehalten. 

Man wandte sich weiter zu der fVage, ob sich der Katholik 
durch die Trauung vor dem protestantischen Pfarrer einer carnmu" 
nicatio in sacris schädig mache? Bischof Amddi von Trier er- 
zählte, ein Geistlicher seiner Diöcese habe hierüber in Rom ange- 
fragt, und die Antwort sei ein »Ja« gewesen. Bischof HofsteUeri 
Alle diese Fragen hängen untereinander zusammen. Und weil das 
Princtp überhaupt nicht feststeht, so lässt sieh nichts Bestimmtes 
entsdieiden — Man überwies daher diese Fragen, sowie auch die, 
^ nach der protestantischen Trauung Mch eine katholische erlaubt 
sei', wie alle übrigen hiebei angeregten Fragen an ein künftiges 
National-Ooncil , und sollten die hochwnrdigsten Bisehdfe bis dahin 
über alle diese zur Sfnraohe gebfachten Geg^stände noch weiteres 
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Maieriafl sammeln. Cardinal Fürst Schwar^enberg : Wir Metropoliten 
Boll«n aber das National-Concil einleiten. Soll aber diese Sache in 
das allgemeine Schreit>en an den heiligen Vater aufgenommen 
oder ihm besonders vorgetragen werden? Ich wünsche, dass 
das betreffende Schreiben von allen anwesenden Bischöfen unter- 
zeichnet werde. F^äsideni: Wir nehmen diesen Passus jnit auf in 
da« Mgememe StMeihm, Cardinal Schwär eenherg : Ich bin fnr ein 
bosonderes Schreiben , weil die Sache so wichtig ist. Die Antwort 
könnte sich sonst zu sehr verzögern. — Es wurde sodann einstimmig 
beschtossen : »Das dringende und wohlbegründete Verlangen der ve^-- 
sammelten Bieehöfe nach einer National- Synode in Deutschland 
in einem besonderen Schreiben an den apostolischen SttM auszu- 
dHichen,^ Ein Domcapitular wwtde mit dem Entwurf dieses Schrei- 
bens beauftragt und sodann die Sitzung geschlossen. . 

XXXIV. Neunundzwanjsiigste Sitzung^ den 12, September, Abends 

halb 6 Uhr. 

Anwesend waren alle passer den Bischöfen von Jlichartz, Wandt 
und StüMy Domcapitular Mimchen und Domcaplan Dr. Heinrich. 

Präsident liess nochmals das Hirtemvort an das Volk von Dom- 
capitular Förster vorlesen. Nach einigen kleinen Aenderungen wurde 
die Fassimg desselben einstimmig genehmigt , die Copiruiig ange- 
ordnet und dem Verftisser Dank gesagt und dem Worte Gottes 
Segen' gewünscht. (Das Hirtenwort an die Gläubigen der deutschen 
Diöcesen vom 11. November 1848 ist abgedruckt bei Ginzel, Archiv 
für Kirchenrecht undKircbengeschichte. Regensburg 1851, zweites 
Heft S. 88 ff.) 

Was die Unterzeichnung dieses und der andjern Ausschreiben 
angeht, so sollten die Erzbischöfe und Bischöfe secundum ordi- 
nem unterschreiben , ohne unterschied , ob sie persönlich , oder 
durch Vertretung an der Versammlung theilnahmen , und zwar 
sollte, wie Domcapitular Steichele im Aufträge des Bischof von 
Bichariz beantragte und einstimmig angenommen wurde, jeder der 
Bischöfe eigenhändig seinen Namen in das Concept eintragen, und 
dann die Ausschreiben <iurch authographischen üeberdruck in so 
viel Exemplaren vervielfältigt werden, als Prälaten und Theologen 
anwesend seien, und jedem ein Exemplar zugestellt werden. 

Hierauf las Erzbischof von Reisach die von Dr. Moritz 
lA^er yerfasste Denkschrift vor, welche veröffentlicht und allen 
Regierungen mitgetheilt werden solle. (Wir theilten sie auch 
im Archiv Band XXI. Seite 108. mit.) Die Fassung fand 
Beifall und es wurde nach einigen Besprechungen beschlossen, 
dass die Commission die den gemachten Bemerkungen entsprechen- 
den Aenderungen voraehmen möge. Domcapitular Krabbe wünschte, 
dass das Rocht, fromme Sammlungen zu machen, in der Denkschrift 
ausgedrückt werde, und nach längerer Berathuiig wurde es für gut 
befanden, dass dieses in geeigneter kurzer Weise geschehe. Bisc^hof 
Dittrieh bemerkte : Das Memorandum habe auf ihn einen sehr guten < 
Eindruck gemacht; aber der Ausdruck bezüglich religiöser Vereine 
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kdnne für ihn sehr üble Folgen haben; denn er habe die sächsische 
Staatsverfassung beschworen, worin Jesuiten etc. verboten seien. 
Es wurde darauf erwiedert, das Promemoria unterzeichne er als Bischof 
der Kirche. Jedoch wurde beschlossen, diese Bemerkungen in's Pro- 
tokoll aufzunehmen. 

Decan Longner verlas hierauf das von ihm verfasste Schreiben 
an den Papst über die besonderen traurigen Verhältnisse in den 
Diöcesen IVeiburg und Eottenburg. Dieser Entwurf des von der 
Versammlung beschlossenen Schreibens wurde in einigen Stellen näher 
erörtert, deren Aenderung beantragt, und die Wiedervorlage zur 
nächstell Sitzung angeordnet. ^ Schluss der Sitzung um 8 Uhr. 

XXXV, Dreissigste Siteung^ den 13. November^ Morgens halb 

9 Uhr. 

Das Protokoll der 21. und 22. Sitzung wurde verlesen und 
genehmigt. 

Nach vollzogener Unterschrift der gefertigten Reinschrift des Hir- 
tenwortes an die Gläubigen empfahl der hochwürdigste Bischof von 
Wür^burg das Ansuchen des historischen Vereins jener Stadt, es möchte 
jeder der hochwürdigsten Herren in ein vorgelegtes geschmackvoll aus- 
gestattetes Album seinen Namen nebst den wichtigsten Momenten 
seines Lebens einschreiben. Es wurde diesem Gesuche willfahrt. 
Der Bischof von Wurzburg machte ferner den Vorschlag, die Ar- 
beiten der Versammlung möchten mit einem Hochamt und Te Deum 
im Dome geschlossen werden. Die um Würzburg liegenden Ge- 
meinden, sämmtlich katholisch, wünschten an. demselben durch Pro- 
cession Theil zu nehmen. Die Versammlung erklärte ihre Zustim- 
mung; der Tag sollte morgen bestimmt werden. Die wiederholte 
Verlesung der Denkschrift an die Eegierung gab Anlass zu einigen 
neuen Bemerkungen. 

Präsident machte insbesondere darauf aufmerksam, dass es 
iDOthwendig sei, in der Denkschrift eine öffentliche Erklärung bezüg- 
lich des von den Regierungen namentlich auch in Preussen häufig 
ohne canonische Rechtstitel usurpirten Patronatsrechtes , sowie der 
Ausübung der sogenannten Placetirung bei der Verleihung von 
Kirchenämtern, insofern nicht beide auf Concordate mit dem aposto- 
lischen Stuhle oder auf canonische Titel begründet seien, niederzu- 
legen, und in diesen Punkten überall die Freiheit der Kirche zu 
behaupten . Eine Rücksprache mit Herrn Dr. Lieber über eine dessf allsige 
Erklärung und ihre Fassung wurde sofort einstimmig beschlossen. 

Stiftspropst DSllinger drang sehr darauf, dass über die enormen 
Bedrückungen der Kirche in den Diöcesen Freiburg und Rottenburg 
ein angemessener Passus in der Denkschrift aufgenommen werde. 
Bischof von Lipp von BoUenlurg war der Meinung, es werde dieses 
so böses Blut in Stuttgart absetzen , dass er sich ganz verhasst 
mache , und dass der Sache mehr geschadet als genützt werde. 
Bischof Hofstetter sprach gegen die Aufnahme eines Passus über 
die Vejrhältnisse in den Diöcesen Freiburg und Rottenburg. Die 
objective Haltung der Denkschrift werde durch solche Specialia 
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verlieren. Die betreffenden Begiemngen würden erbittert, wenn sie 
so an den Pranger gestellt würden. Dagegen, wenn die Sache über- 
gangen werde, würde dieses den Begiemngen am so mehr zur 
Abhülfe geneigt machen. Man müsse nicht gerade alle Waffen er- 
schöpfen. Es sei mehr im christlichen Geiste gelinde vorzugehen. 

Erzbischof von i^rei&wr^ : Wir gehen auch einer gänzlichen Yer- 
änderung cter bestehenden Verfassungen entgegen. 

Domcapitular Herzog erklärte sich ebenfalls einverstanden mit 
Bischof Lipp. Diese Denkschrift werde an die Könige gesendet 
und da könne man nicht gegen die Ministerien klagend auftreten. 

Stiftspropst Döllinger vertheidigte seine Ansicht. 

Bischof von Limburg stimmte aus Gewissenspflicht daftir, dass 
im Allgemeinen eine Klage erhoben werde über die bestehenden Miss- 
stände einzelner Diöcesen, jedoch ohne namentliche Nennung von 
Diöcesen. 

Es wurde sodann beschlossen, die abnormen Zustände in 
einigen Diöcesen der oberrheinischen Kirchenprovinz nur in der be- 
sonderen Eingabe an den heiligen Vater zur Abhülfe vorzutragen. 
Für die Denkschrift solle Dr. Lieber ersucht werden, eine Formel 
zu finden, die allgemein gehalten sei. 

Hierauf wurden durch den Domcapitular Stdchele im Auftrage 
des durch Unwohlsein verhinderten Bischofs von Augsburg einige 
Bemerkungen in Betreff einiger in der Denkschrift aufgenommenen 
Stellen verlesen und ein Protest gegen die beabsichtigte Veröffent- 
lichung der Beschlüsse, wie sie in der Denkschrift niedergelegt seien. 

Fräsident nahm diese Erklärung auf mit der ganzen Achtung, 
die man der Person und den Fähigkeiten des Geistes und Herzens 
dieses Amtsbruders schulde, und verordnete, diese Erklärung desselben 
in das Protokoll niederzulegen. 

Bischof Hof Steuer : Mau prüfe die Sache wohl und lasse es 
nicht bei blosser Protokollirung genügen. 

Bischof Dittrich kam nochmals auf seine gestrigen Bedenken 
bezüglich des die religiösen Orden betreffenden Passus zurück ; jeden- 
falls werde man ihn einer restrictio mentalis bezüchtigen. Man 
werde gewiss Misstrauen gegen ihn fassen, und wohl zum Nachtheil 
seines Amtes Wenn die Noth dazu dränge, würde er, wie ein Clemens 
August, nichts scheuen. Er trage also Bedenken zu unterzeichnen. 
Wenn er aber nicht unterzeichne, so würde ihm dieses sehr schmerz- 
lich sein, und könnte ihn dieses in eine schiefe Stellung zum katho- 
lischen Deutschland setzen, und auch für die Versammlung wäre es 
misslich ; die Worte des Hirtenbriefes von der Einigkeit der Bischöfe 
wären Lügen gestraft, wenn zwei Bischöfe darunter fehlten. Seine 
Bitte sei, die Pulication der Denkschrift bis zum Nationalconcil zu 
verschieben. Born spreche auch nur selten, es gebe oft auf Anfragen keine 
Antwort, weil es noch nicht Zeit dazu sei. !& dem Hirtenbriefe und in 
dem Schreiben an den Klerus sei ja Manches gesagt : gewiss würden 
mehr als 1000 Broschüren darüber geschrieben werden. So vorsichtig 
das Memorandum abgefasst sei, so werde es doch provociren, namen- 
licb die Frankfurter Versammlung, wegen der Jesuiten und wegen 
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der allgemein und unbedingt in Anspruch genommenen Lehrti-eiheit. 
An wen eei das Memorandum zn richten ? Die Fürsten könnten sieb 
selbst nicht helfen, die Minister wechselten alle vier Wochen und die 
Kationalversainmlung werde uns nicht helfen. Man golle die Fürsten 
erst wieder zu einer festeren Stellung kommen lassen. - 

"Erzbischof Ürban von Bamberg: Ich stimme ganz bei. Hier 
klingt uns Alles friedlich und gut ; aber vox semel eivssa non re~ 
vertitur; man warte bis zum National-Concil. 

Stiftspropat DölUtiger: Wir wollen das National-Concil vor- 
bereiten durch diese Denkschrift, wo.Ilen die öffentliche Meinung für 
dasselbe orieiitiren. Die Stellung des National-Concils würde eine 
ganz andere und schwierigere sein. An wen soll diese Denkschrift 
gerichtet werden? Au die Katholiken Deutsehlands, unter denen 
sehr viel Gutgesinnte sind. Diesen gegenüber mnss der Episcopat 
sich aussprechen , sonst kommt der Episcopat in eine schwierige 
schiefe Stellung. Allerdings, der Paasas über die religiösen Corpo- 
rd viel Aufsehen enegen und von der Einführimg. der Je- 
anden werden. Wir geben dadurch deu Feinden Waffen 
ie. Die Jesuiten sind wirklich in Deutschland eine ün- 
.; das wird wohl jeder Bisehof wissen. Wir haben dess- 
mkfurt durch Badowitz erklären lassen , dass man in 
l die Einfühmng der Jesuiten nicht wolle. Es könnte 
.a Passus aufgenommen werden, dass die Einführung 
m damit niclit statuirt werden solle. In Sachsen ist 
e Frankfurter Nationalversammlung anerkannt. 
Domcapitular Förster stimmte bei: Nur der Passus wegen 
AusscMiessuiiff der Jesuiten müsse wegbleiben. Mehr dürfe man 
den ungerechten Forderungen nicht nachgebe. Das Hirtenwort dürfe 
nicht beleidigen, und thne es auch nicht; aber gegenüber den Re- 
gierungen müsse man der Kirche Zeugniss geben; sonst werde die 
Zeit noch kommen, wo die Bischöfe es müssten. Aber Einheit müsse 
da sein. Er bedauere desshalb die Erklärung von Bischof ÄicÄorfe; 
nicht eimal zu den Acten dürfe sie kommen. Das völlige Schweigen 
werde schwer zn erzielen sein, 

Bischof Blum von Limburg: Einheit wäre gewiss gut Anf 
die Bitte von Bischof Dittrich können wir aber nicht eingehen ; wir 
würden ja unsere Beschlüsse zurücknehmen. Unsere kranke Zeit 
fordert, dass wir ein Zeugniss geben; es wird die Zeit kommen, wo 
wir es müssen. Es sind so viele Katholiken sehwankend geworden; 
wir. sollen sie kräftigen, wir Bischöfe müssen es. 

Präsident: Dass ich allein unterschreibe, geht nicht, dass jeder 
unterschreiben müsse, auch nicht. Denn unser Verein ist ein ganz 
brüderlicher, freiwilliger. Bischof Rickarte hat Bedenken über die 
Missionen ; indessen es wird kein Bischof genöthigt , desshalb ÜSs- 
sionen abzuhalten ; wir wollen diesen Punkt streichen und eher weg- 
lassen , als die Einheit der Bischöfe aufgeben. Völlige Einheit ist 
wohl selten. Es muss eventuell das Beschlossene als von der Majorität 
ansge^ngen publieirt werden. Der Versuch müsste aber gemacht wer- 
ben, eine Einheit herbeizuführen. Zwang übe ich nicht. 
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Domcapitular Steicheh : Das ist auch die Ansicht des Bischofs 
von RicharU^ dass die Beschlüsse der Mehrheit ihn nicht binden 
können. 

Bischof DiUrich : Ich will gern thnn , was ich kann. Man 
lasse den ganzen Passus wegen der religiösen Vereine weg. 

Cardinal Fürst Schwarsienherq verlas die mehr negative Fassung 
der Salzhurger Conferenz der Bischöfe, an den Reichstag von 
Wien vor. 

Consistorial-Kath Professor \Fö55fer unterstützte die Ansicht; 
man s(dle nicht der Kirche allein das Recht der Associationsfreiheit 
zuschreiben. * 

Bischof DUtrich : Das vom Cardinal Verlesene bezieht sich nur 
auf die Ausweisung von religiösen Orden; hier handelt es sich um 
Einführung der Orden. 

Domcapitular Krabbe: Man kann wohl der Sächsischen Re- 
gierung das Recht nicht absprechen , in gewissen Fällen die Ein- 
führung von religiösen Orden zu verbieten, wenn z. B. die Aufregung 
gegen die Jesuiten so gar gross wäre. 

Präsident: Das Wort *dllein<ii muss fallen. Eine kurze, allge- 
mein gehaltene mehr negative Formulirung wurde am Besten sein, 
da wir ja das Associationsrecht zu hoffen haben. 

Präsident übernahm es unter Zuziehung des Legationsraths 
Lieber mit Bischof Bichartis zur näheren Verständigung persönliche 
Rücksprache zu nehmen. Dies wurde einstimmig genehmigt. 

Es wurde hierauf von Consistorial-Rath Professor Fessler das 
von ihm entworfene Hirtenschreiben an den Klerus verlesen, und 
dessen Umarbeitung in einigen Punkten und spätere Wiedervorlage 
beschlossen. 

Schluss der Sitzung um IV2 Uhr. 
XXX FJ. Einunddreissigste Süisung^ den 13. November, Abends 

6 Uhr. 

Anwesend waren Alle ausser Bischof Richartz und Domcaplan 
Heinrich, 

Zuerst lass ein Abgeordneter [Domcapitular Lenn%gT\ den 
Entwurf der Antwort an den katholischen Verein in Mainz auf das 
am 8. October an die hochwürdigsten Herrn gerichtete Schreiben, 
sodann Domcapitular Dr. München den von ihm über die Verhand- 
lungen dieser Versammlung entworfene Bericht an Se. päpstliche 
Heiligkeit vor. Bezüglich des Letzeren wurden einige wenige Be- 
merkungen gemacht, und die Reproduction des Schreibens in näch- 
ster Sitzung beschlossen. 

Präsident machte hierauf über das Ergebniss der von ihm und 
Bischof DiUrich mit Bischof Richart/sf gepflogenen Besprechung Mit- 
theilung. Auf Seite 3. wünschte Bischof Richartis statt : Alineamente 
und Orundzüge in der Stellung , dass bloss die Stellung bezeichnet 
werde. Das Wort Constitutionen wolle er passiren lassen. Der 
Satz, dass übrigens dergleichen Vereine u. s. w. solle ganz wegfal- 
len, und das Wort allein müsse unbedingt fort. Präsident über- 
nahm es mit Dr. Lieber Rucksprache zu nehmen , ob und wie die 
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Sache zu fassen sei. Bischof Hofstetter sprach noch gegen das viel- 
deutige und moderne Wort ConstUtäianen. Cardinal Fürst Schwär- 
eenherg stimmte dafür zu sagen Satzungen. Das sei ein gutes und 
auch juristisch gangbares Wort. Frincip^ wäre das rechte Wort 
gewesen; wenn man dieses Wort fahren lasse, so werde er in brü- 
derlicher Liebe auch das Wort Satzungen acceptiren. Stiftspropst 
DölUnger hielt es für besser den ganzen Satz fallen zu lassen , als 
unter den Worten herum zu wählen. Einheit sei sehr viel werth. 
Domcapitular Förster: Die Frankfurter Erklärung hat soviel Erbit- 
terung in Deutschland erregt, dass diese Versammlung es sich selbst 
schuldig ist, eine wenn auch kurze Efklärung dagegen aufzunehmen. 
Bischof Hofstetter schlug eine vermittelnde Erklärung vor : die Kirche 
ist berechtigt und verpflichtet, die Freiheit der Association zu 
wahren, welche der Staat etc. Präsident vonQdssel: Er wolle mit 
Dr. Lieber über die Sache Bücksprache nehmen. 

Consistorial-ßath Professor Fessler referirte über die Bemer- 
kungen , welche Bischof Bichartsi in Betreff des Pastoralschreibens 
an den !Rlerus gemacht hatte. Bischof Hofstetter äusserte seine An- 
sicht dahin, dieses Schreiben sei zu ausgedehnt, manches stehe darin, 
was den Laien zu allerlei Bemerkungen über die Geistlichen Veran- 
lassung gebe werde. Es wäre besser, wenn ein begeistertes Wort 
an den Klerus gesagt würde, bei üebersendung des Hirtenbriefes an 
das Volk , unter Bezugnahme auf die Zeitverhältnisse. Cardinal 
Fürst Schwarjsenberg übernahm es eine kürzere Fassung besorgen 
zu lassen. 

Das früher znr Schlussfeier der Versammlung beliebte Hoch- 
amt wurde auf Mittwoch, den 13. November, Morgens um 9 Uhr 
anberaumt und die Sitzung um halb 9 Uhr geschlossen. 

XXXV Ih Zweiunddreissigste Sitzung, den 14. November, Morgens 

halb 9 Uhr. 

Anwesend #aren Alle, ausser Bischof Bichartz und Domcaplan 
Dr. Heinrich, 

Das Protokoll der 26. und 27. Sitzung wurde verlesen und 
genehmigt. Es wurde sodann beschlossen, dass dem Bischof von 
Fulda am Schlüsse der Verhandlungen die sämmtlichen Protokolle 
vorgfelegt werden sollten; und wenn er mit dem Inhalte derselben 
einverstanden sei, so möge er seine Zustimmung aussprechen. 

Präsident theilte ein Schreiben des W. J. Boemer aus Wflrz- 
burg mit, welcher um einen Vorschuss von fünfhundert Gulden bat, 
um ein Volksblatt für das katholische Deutschland herauszugeben. 
Das Gesuch wurde abgelehnt und dem Bischof Stahl von Würzburg 
die mündliche Bescheidung des Bittstellers aufgetragen. Dem vom 
Präsidentefi der Versammlung mitgetheilten Wunsche des Hofiraths 
Professor JBuss aus Freiburg, den hochwürdigsten Herren einen ein- 
stündigen Vortrag über die Gründung einer katholischen Universität 
halten zu dürfen, wurde dahin willfahrt, dass dieser Vortrag nach 
dem Schlüsse der Verhandlungen in der bischöflichen Wohnung ge- 
halten werden sollte. 
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Zur Deckung der verursachten Auslagen ffir Licht, Heizung 
u. s. w. wurden Beiträge beschlossen, nachdem das freundliche An- 
erbieten des Bischofs StaM, die Kosten zu bestreiten, abgelehnt war. 
Präsident bemerkte, dass jeder der Herren fünf Gulden für die ent- 
standenen Kosten zu zahlen habe. 

Fräsiäent theilte hierauf das Resultat seiner Verständigung 
mit dem durch Unwohlsein noch verhinderten Bischof Bichartjs: mit. 
Derselbe habe sich mit dem Ausdrucke ScUmtngen einverstanden er- 
klärt, üeber religiöse Vereine schlug er eine neue Fassung nach 
dem Wunsche von Richarijsf vor: Die Kirche hat das Recht, für 
dergleichen Vereine das gleiche Recht der freien Association in 
Anspruch zu nehmen, welches der Staat seinen Bürgern gewährt, — 
oder : Die versammelten Erzbischöfe und Bischöfe nehmen tar solche 
Vereine das gleiche Mass der Freiheit der Association in Anspruch, 
welches die Verfassung des Staates allen Staatsbürgern gewährt. 
Domcapitular Krabbe sprach für den Zusatz: >in Berücksichtigung 
der gegenwärtigen Zeitverhältnisse.« Denn es könne die Zeit kom- 
men, wo die Kirche die unbedingte Freiheit der Association in 
Anspruch nehmen müsse. Domcapitular Förster meinte, man könne 
unter den gegenwäHigen Verhältnissen mit der obigen Fassung zu- 
frieden sein. — Bei der nun folgenden Abstimmung wurde einstim- 
mig die obige zweite Fassung angenommen. Domcapitular Steichele 
übernahm es, dem Bischof Richartz diese Fassung mitzutheilen. 

Hiernach wurde die Denkschrift in der nunmehr vorliegenden 
revidirten Fassung (vgl. Archiv XXI, 108 ff.) in ihrem ganzen In- 
halte einstimmig genehmigt, und darauf beschlossen , von derselben, 
wie von dem Hirtenworte hundert Exemplare autographisch zu ver- 
vielfältigen und zwei Exemplare davon jedem hochwfirdigsten Prä- 
laten und Stellvertreter, und ebenso jedem Theologen und Secretär 
ein Exemplar zuzustellen (abgedruckt bei Ginjsel, Archiv für Kirchen- 
recht, Regensburg 1861, 2. Heft S. 38 ff.). Einstimmig wurde auch 
beschlossen, dass in dem Schreiben an den Klerus (bei Ginzel 1. c. 
S. 58 ff.) ein Passus bezüglich der Facultäten resp. der theologischen 
Professoren aufgenommen werden solle. Es solle der betreffende 
Passus aus den Beschlüssen der Versammlung herausgehoben werden. 

Decan Longner trug hierauf den Bericht über die Oberrhei- 
nische Kirchenprovinz an den apostolischen Stuhl wiederum vor. 
Derselbe wurde näher besprochen und nach einigen Verbesserungen 
genehmigt. 

In Betreff der Hirtenworte an die Gläubigen wurde beschlossen, 
dass sie am zweiten Adventssonntag in allen Diöcesen von den Kan- 
zeln publicirt werden sollten. 

Darauf wurde die Sitzung nach ein Uhr geschlossen. 

XXXVIIL Dreiunddreissigste Sitzung, den 14. November, Abends 

6 Uhr. 

Es fehlten die Bischöfe Bichartis und ArnoMi, Domcapitular 
Forster und Domcaplan Heinrich. 

Präsident liess das von Domcapitular Mimchen verfasste äUge- 
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meine Schreiben an den heiligen Vater über die Versammlung der 
Bischöfe zu Würjsburg und • ihre daselbi^ gepflogeaen Berathungen 
nochmals verlesen. Dasselbe wnrde, nachdem auch der noch abge- 
haltene Bischof Bicharta es zuvor geprüft und durch einen Secre- 
iAx seine Gutheissung desselben hatte erklären lassen, nach einigen 
Aendenmgen einstimmig genehmigt. (Die Antwort des heiligen Va- 
ters darauf d. d. Gaeta 17. Mai 1849 bei Ginzel 1. c. S. 67 ff.) 
Derselbe Theologe las ferner den Entwurf des Schreibens an Seine 
HeüigJceit über die AbhaUnmg eines National -Goncüs vor. Mit 
Majorität, gegen drei Stimmen, wurde beschlossen, dass in dem 
Passus ober das unkirchliche Treiben einiger Priester, einige Specialia 
beigefügt würden, z. B. dass solche auf Abschaffung des Cölibates 
und der Ohrenbeidite und auf theilweise Abänderungen in der kirch- 
lichen Verfassung drängen. Nach Vornahme dieser Erweiterungen 
wurde der Entwurf wieder verlesen und einstimmig angenommen, 
vorbehaltlich der Genehmigung des Bischofs Bichartz. 

Präsident verlas hierauf eine von Domcapitular Steichele über- 
gebene Erklärung des Bischofs von Augsburg, worin derselbe seine 
Zustimmung zu der revidirten Fassung der Denkschrift, sowie seineu 
Dank dafor ausdrückte , dass auf seine Wünsche so wohlwollende 
Bucksicht genommen sei. . 

Die folgende Sitzung wurde auf Morgen um 1 1 Uhr anberaumt. 
Nach dem Schlüsse der Sitzung hielt Bischof Müller von Münster 
einen ausfahrlichen Vortrag über Kirchen-MusiJc, im Anschlüsse an 
ein Werk, welches darüber von Lück in Trier erscheinen sollte, 
welches VTerk der Bischof warm empfahl. Der Bischof tadelte die 
moderne kirchliche Pigural - Musik und beantragte, es möchten — 
bis zum National-Concil — aus den verschiedenen Diöcesen musi- 
kalisch gebildete Geistliche zusammentreten, um ihre Ansichten 
später dem Episcopate vorzulegen. Es wäre ferner gut, wenn in 
jeder Diöcese einige Geistliche in der Kirchen-Musik tüchtig ausge- 
bildet würden, damit diese die Leitung der Kirchen -Musik künftig 
übernähmen und die Laien entfernt würden. Der Bischof fügte hinzu, 
er habe nur diese Sache vorläufig empfohlen und keine weitere De- 
batte veranlassen wollen. Erzbischof Urhan von Bamberg fügte 
hinzu : Das Te Deum , welches im Dom zu Würzburg uns erbaute, 
ertönt in allen Kirchen von Franken ; aber die Pigural-Musik ist oft 
schlecht, mit Ausnahme der Sachen von Haydn. — Der Gegenstand 
wurde als ein für die Gestaltung des Gottesdiestes wichtiger aner- 
kannt und deshalb beschlossen, dass derselbe sollte auf dem Natio- 
nal-Concil in nähere Berathung gezogen werden. 

Hierauf trennte sich die Versanmilung gegen 8 Uhr Abends. 

XXXIX. Vierunddreissigste Sitzung j den 15, November, Morgens 

11 Uhr. 

Abwesend waren Erzbischof von Bamberg^ Bischof von Augs- 
burg und die Domcapitulare Förster^ Schmitt uiid Krabbe, ^ 

Seine Eminenz der hodiwürdigste Cardinal und Fürst-Erzbischof 


^ 


rr- 
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Schtmr0mherg von SaUburg theilte mit, dass eine zahlreiche Depu- 
tation der Bewohner der Umgegend, welche in mehreren Processionen 
zum Hochamte gekommen waren , ihm den Dank für die hier ge- 
haltene Versammlung ausgesprochen und die Zusicherung des Gebetes 
der Gläubigen gegeben hätten. . 

Das Protokoll der 28. Sitzung wurde verlesen und genehmigt. 

Die Frage, in welcher Ordnung die Schreiben an den aposto- 
lischen Stuhl sollten unterschrieben werden, wurde dahin beant- 
wortet, dass die Stellvertreter nach den Herren Bischöfen unter- 
schreiben sollten. 

Es wurde bemerkt, dass noch die beiden Gegenstände: »Die 
Censur der durch den Drucjc erscheinenden Werke kirchlichen In- 
halts und die gerichtliche Behandlung und Aburtheilung der Dis- 
ciplinarsachen in dritter Instanz« zur Berathung kommen sollten. 
Es wurden jedoch diese beiden Angelegenheiten nach einer kurzen 
Besprechung ohne Ergebniss verlassen, da die Zeit nicht melir hin- 
reichte, sie erschöpfend zu berathen. 

Zur Erhaltung und Förderung der Einheit unter den Bischöfett 
wurde vom Präsidenten beantragt, dass sich dieselben künftig die 
wichtigsten Erlasse aus ihrer Diöcese einandet mittheilen sollten. 
Bischof von Passau fragte, was mit den Protokollen geschehen solle? 
Wenn die Protokolle den einzelnen Bischöfen mitgetheilt würden, so 
sei ihre Veröffentlichung unvermeidlich, wbraus Missstände entstän- 
den. Präsident: Das wird später besprochen. Bischof von -Mäns^: 
Ich ersuche, dass man sich auch noch nicht ausgeführte Pläne von 
allgemeinem Interesse, Promemoria's und dergl. mittheile. Präsi- 
dent: Das würde abö* eine gewaltige Schreiberei geben. Das ist 
wohl jedem einzelnen Bischof zu überlassen. Erzbischof von Mim' 
chen: An wen sind denn die Exemplare für die exempten Bischöfe 
zu schichen? B^äsident: Diese haben sich wohl einem Metropoliten 
anzuschliessen. — Man beschloss hierauf einstimmig , dem Antrage 
des Präsidenten gemäss: »Die hochwürdigsten Prälaten werden forUtt 
sowohl von allen Pasten- und anderen Hirtenbriefen, als auch von 
sonstigen Verordnungen und Verfügungen von allgemeinem Interesse, 
welche sie in ihren Diöcesen erlassen werden , und ebenso von den 
Diöcesanschematismen jedesmal ein Exemplar an ihre Mitbischöfe 
in der Art mittheilen, dass sie an die verschiedenen MetropohteÄ 
so viele Exemplare als die betreffende Kirchenprovinz Bischöfe zählt, 
übersenden, worauf die Metropoliten dieselben an die emzelnen 
Bischöfe werden gelangen lassen. Diejenige Bischöfe, welche upter 
keinem Metropoliten ständen, möchten einen zu dem Ende wählen.« 
Der Bischof von Gtdm erklärte demgemäss, dass er wünsche, die 
Mittheilungen durch den Erzbischof von Köln zu erhalten. 

Der hochwürdigste Bischof von Hildesi^im, welch«: am fol- 
genden Tage abreisen wollte, ersuchte dien Präsidenten, statt seiner 
zu unterschreiben, der Bischof Dittrich stellte dieselbe Bitte a» den 
Bischof von Ctdin, 

gchluss der Sitzung um halb 9 Uhr. 
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XL. Fünfunddreissigste Sitzung , den 16, November, Abends hcUb 

6 Uhhr. 

Abwesend waren Erzbischof Urban von Bamberg nnd Bischof 
DiUrkh von Dresden^ die heute schon abgereist waren. Femer die 
Bischöfe von Augsbwra nnd Hüdeahem und Domcapitular Schmitt 

Die Protokolle der 25. nnd 31. Sitzung wurden verlesen und 
genehmigt. 

Präsident liess die abgeklatschten Exemplare des Hirtenworts 
durch Begistrator Spieler vertheilen. 

Der unter Zuziehung des Domcapitular Förster modificirte 
Entwurf des Pastoralschreibens an den Elerus wurde durch Dom- 
capitular Förster verlesen und nach einigen Veränderungen genehmigt. 
Cardinal Fürst Schwarzenberg hatte gewünscht, dass das Wort Ca- 
pittdare geändert werde. Der Bischof von Passau wollte, dass auch 
die Provincial-Synoden darin erwähnt wurden, und dass auch die 
Zeit der Publication fest bestimmt werde. Als Tag der Publication 
des Hirtenwortes an das Volk , wurde sodann per majora der erste 
Adventsonntag, wenigstens f^ die Cathedral- und andere Haupt- 
kirchen der Diöcesen festgestellt. 

Bezüglich der Frage , in welcher Weise die Denkschrift den 
Regierungen mitgetheilt werden solle, wurde einstimmig beschlossen: 
»die Denkschrift soll von jedem Bischof seinem Landesherm, dem 
Cultusminister, den Oberpräsidenten der Provincial-Regierungen und 
den Begierungen mitgetheilt werden.« Der bei der Nationalversamm- 
lung in Frankfurt übliche Geschäftsgang liess es »wie Stiftspropst 
DölUnger hervorhob,« nicht als rathsam erscheinen, ein Exemplar 
an jene Versammlung gelangen zu lassen; jedoch wurde einstimmig 
für angemesen erachtet, ein Exemplar dem Beichsverweser mitzu- 
theilen. Demgemäss übernahm es der Cardinal und Fürst-Erzbischof 
von Salzburg die Denkschrift an den Erzherzog Beichsverweser zu 
übermachen, worauf die Sitzung um halb 9 Uhr geschlossen wurde. 

XLL Seehsunddreissigste Sitzung^ den 16. Ncvemiber, Morgens 

halb 9 Uhr. 

Abwesend waren Erzbischof von Bamberg^ die Bischte von 
Augsburg , Hüdesheim , Dresden, Liniburg und die Domcapitulare 
Schmitt, Ahog und Dr. Klein. — Die Protokolle der 29. 30. 32. 
33. 35. Sitzung wurden verlesen und genehmigt. 

Die vom Bischof von Münster beantragte Anordnung 6ines 
öffentlichen Gebetes bei der Publication des Hirtenwortes wurde jedem 
Bischöfe überlassen. — Darai^ wurde die Frage erörtert, wie es 
mit den über die Verhandlungen aufgenommenen Ihrotokollen gehalten 
werden solle, namentlich, ob dieselben allen Ordinariaten in vollstän- 
diger Abschrift oder nur in einer auszüglichen Zusammenstellung mit- 
getheilt werden sollten? Für Letzeres sprach Consistoriai-Bath 
Professor Fessler, fiar Ersteres Domcapitular Lennig. Bischof von 
Passau sprach gegen eine specielle Veröffentlichung; sonst hätte man 
es genauer mit den Protokollen halten müssen. Manches würde Verwun- 
derung erregen, wenn es so mitgetheilt würde. Die Verhandlung sei 
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es ihrem Ansehen schuldig, die Protokolle nicht in extenso mitzu- 
theilen. Er müsse sich dagegen verwahren. Bischof Oeül und 
Bischof Ärnoldi stimmten bei. Präsident: Man solle die -Verhand- 
langen nicht in extenso mittheilen, sondern nur einen Auszug aus 
den Beschlüssen und den Absprachen. Cardinal Fürst Schwarzen- 
berg: Es liegt der Antrag vor, man solle mittheilen: a) eine histo- 
rische Skizze, b) die Beschlüsse, c) die Beilagen, die wichtige Ä^cten- 
stücke, namentlich auch das Schreiben nach Bom. Consistorial-Bath 
Professor Fessler: In dem von Domcapitular Lennig Gesagten liegt 
einiges Berücksichtigungswerthes ; dem Hesse sich genügen, wenn der 
Kern der Erörterung mitgetheilt würde. Bischof von Passau: Das 
wäre aber sehr schwierig zu verfassen. Ich komme immer darauf 
zurück, wir sind nur eine brüderliche Versammlung, Domcapitular 
Förster: Wir Vertreter haben dann aber Nichts, um unseren Man- 
danten die gehörigen Mittheilungen zu machen. Etwas müssen wir 
doch bekommen. Bischof von Passau: Entgegenstehende Meinungen 
bieten dann die Anhaltspunkte. — Auf den Vorschlag des Präsidenten, 
des Erzbischofs Johannes van Geissd von Koln^ wurde sodann ein- 
stimmig beschlossen, dass dieser die Sitzungsprotokolle und i^le da- 
zu gehörigen Acten für jetzt und künftig in Verwahrung nehmen, 
und daraus eine Zusammenstellung aller Beschlüsse und Absprachen 
mit Weglassung aller Discussionen und ohne Nennung der Namen 
bewerkstelligen und eine Abschrift dieser Zusammenstellung, sowie 
der drei an Se. päpstliche Heiligkeit gerichteten Eingaben an die 
sämmtlichen theilnehmenden Metropolit^ mittheilen sollte, da- 
mit letztere sodann ebenfalls eine Abschrift weiter an die Bischöfe 
ihres Metropolitansprengeis gelangen liessen. Osnabrück und Hildes- 
heim sollten die Mittheilung durch Köln erhalten, der Bischof von Dres- 
den durch Paderborn. In Betreff der OericIUe 3. Instant kam man 
noch aberein, die Bayerischen Bischöfe möchten die Sache für sich 
betreiben, die Preussischen desgleichen. 

Hierauf sprach der Senior, der Hochwürdigste Herr Erzbischof 
von Freiburg^ Sr. Eminenz dem Hochwürdigsten Cardinal und Fürst- 
Erzbischof von Salzburg fär sein Erscheinen bei diesem Convent der 
deutschen Bischöfe, und für die bei den Verhandlungen bewiesene 
Theilnahme den Dank der Versamnolung aus, und ebenso auch dem 
Erzbischof von Köln fOr die Einladung zu dieser Zusammenkunft 
und die Leitung der Berathungen, in welchen Dank auch der Hoch- 
würdigste Cardmal upd Fürst-Erzbischof von Salzburg einstimmte. 
Diesen erwiederte der Erzbischof von Köln mit Bührunj^, und dankte 
allen Hochwürdigsten Prälaten sowohl fmr die Bereitwilligkeit , mit 
der sie der Einladung gefolgt, welche er im Vertrauen auf ihren 
bewährten Eifer für die heiUge Kirche zu erlassen unternommen, als 
auch für die Lebhaftigkeit und Ausdauer, welche sie den Berathungen 
gewidmet, sowie fiir die Nachsicht , welche sie seiner Leitung ge- 
schenkt hätten. Damit verband derselbe zugleich den besondem 
Dank gegen den Hochwürdigsten Bischof von Würzimrg für die 
liebevolle Aufnahme der Versammlung in seiner Bischofsstadt. 
Nachdem sodannn der Hochwürdigste Bischof vcm Osnabrück auch 
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den Herrn Theologen und Secretären für ihre emsige Mithilfe ge- 
dankt hatte, sprach der Hochwürdigste Bischof von Münster iv)ch 
dem Oesterreichischen Episcopate ftr sein muthiges Vorangehen in der 
Wahrung der kirchlichen Interessen seinen Dank und Anerkennung aus. 

Bei der allgemein herrschenden leierlichen Stimmung und tiefen 
Rührung* stellte der Hochwürdigste Cardinal und Fürst-Erzbischof 
von Sahburg den Antrag, Jeder der Herrn Bischöfe möchte jed^i 
16. Tag eines jeden Monats eine heilige Messe für den deutschen 
Episcopat nebst der GoUecte »pro omni statu Ecclesiae« lesen, was 
auch einstimmig mit Acclamation angenommen wurde. 

Zum Schlüsse schlug der Präsident noch vor, vor dem Schei- 
den eine kurze Zeit in der Minoritenkirche coram Sanctissimo ge- 
meinsam zu adoriren, und zum Abschiede sieh vom Hochwürdigsten 
Cardinal Fürst-Erzbischof von Saljsburg den Segen zu erbitten. 
Der Antrag wurde angenommen und sogleich ausgeführt. 

Alle Anwesenden begaben sich sofort aus dem Sitzungssaale 
in die Kirche, und nachdem sie dasselbst nach einigem Verweilen 
in stillem Gebete coram Sanctissimo vom Hoehwürdigsten Cardinal 
Fürst-Erzbischof den Segen empfangen, und scheidend sich brüder- 
lich begrüsst hatten, kehrte Jeder unter Gottes Geleite zu der ihm 
vom Herrn anvertrauten Heerde zurück. 


Iiiter«tttr# 

1. Handbuch der Pastorale Vbn Dr. Andreas Oassner. Bd. IL 
Heß vni—XIII. Sdl0burg. Obereres Buchhandlung. 1869. 
(1868 S. 8.) * 

üeber Bd. I. dieses Werkes vgl. Archiv XIX., 476, über Bd. 
H. Ilefk 1—7 \^\. Archiv XX., 469. f. In den vorliegenden Heften 
beschliesst der gelehrte Verfasser sein umfassendes Handbuch. Er 
beendigt darin die Lehre von der heiligen Ejucbaristie , indem er 
insbesondere die österliche und die Kinder-(er8te)Communion , die 
oftmalige und die Kranken-Communion (heilige Wegzehrung) be* 
spricht. Die folgend€»a Capitel behandeln die Erankenseelsorge, die 
letzte Oelung, die Todtenliturgie resp. die «eelsorgerlichen Pflichten 
gegen Verstorbene. Hier werden die hauptsächlich ins canonische 
Becht einschlagenden Bestimmungen angegeben über das christliche 
Begräbniss, insbesondere den Gottesacker und die Verweigerung des 
Begräbnisses, Das katholisch - kirchliche Begräbniss der Protestan- 
ten erklärt der Verfijsser ganz und gar für unzulässig, weil nach der 
kirchlichen Lehre mit den Akatholiken eine communicatio in sacris 
nicht stattfinden könne. Die Beerdigung nach kirchlichem Bitus 
lege aber ein öffentliches Zeugndss dafür ab, dass der Verstorbene 
in der Eirchengemeinschaft lebte, und setze insbesondere d«n 
Glauben an das Dogma der Kirche in Betreff des Pegfeuers voraus. 
Alle diese Bedingungen seien bei den Protestanten nicht vöiiianden, 
so dass diese weit entfernt, das katholische Begräbniss zu verlangen, 
consequenter Weise sich dasselbe sogar verbitten müssten. Die 
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Lehre vom Sacramente der Priesterweihe wird nur kurz ausgefiihrtj 
weil dasselbe grossentheils in der Dograatik und im canonischen 
Rechte eine ausführlichere Entwickelung finde. Die Lehre von der 
Ehe zerfällt in zwei Abschnitte, die Präcedentien der Ehe (Standes- 
wahl, Ehehindernisse, letzte Voranstalten) und Abschluss der Ehe 
und derselben Nachfolgendes. Das vorletzte Capitel behandelt die 
SacramentaUen, die Handhabung der seelsorgerlichen Disciplin, nament- 
lich Pfarrvisitationen, Schul- und Armenpflege. Ein ausführliches Gene- 
ralregister nebst einigen Ergänzungen und Berichtigungen soll als selbs- 
tständiges Heft demnächst folgen. Viele competente Stimmen der Kritik 
äussern sich über das vorliegende Werk mit Recht in der aner- 
kennendsten VP'eise; so eine Anzahl bischöflicher Ordinariate; das Bam* 
berger, Kölner, Münsterer Pastoralblatt, das Preiburger Kircbenblatt, 
die Tyroler Stimmen, die katholischen Blätter von Tyrol u. a. Das 
"Werk ist das für die Praxis reichhaltigste Handbuch der Pastoral, 
weiches existirt. Ganz besonders sind darin natürlich die öster- 
reichischen Verhältnisse berücksichtigt, auch die der neuesten Zeit, 
namentlich hinsichtlich der Ehegesetzgebung. Weün auch der Styl 
des Verfassers manchmal etwas zu wünschen übrig lässt, so hat 
darunter doch die Klarheit und Fasslichkeit der Darstellung nicht 
gelitten. Dr. Richard Fässer. 

2. Freiburger ZHöcesan- Archiv. Organ- des JcircMich* historischen 
Vereins der Er^diöcese Freiburg. Bd. 2. (XV. und 476 S. gr. 8.) 
Bd. 3, (X V und 482 S. gr. 8.) Freiburg i. Br. Hm-der. 1866. 
1868. (Preis des Bandes P/^ Tlilr.) 

Ueber Bd. I. vgl. Archiv XVI, 852. Unter den durchweg ge- 
diegenen Abhandlungen sind hier zu registriren aus Bd. Tl.: 1) Die 
Einführung des Interims im Kinmgthäle , nach Originalacten des 
fürstl. Archiv's zu Donaueschingen, von Dr. K. H. FreiheiT von 
SchrecJcenstein (S. 1—45.) mit 15 Urkunden; 2) Zm Geschichte des 
Bischofs Gerhard von Ca>istan0 1306 — 1318 mit 8 Urkunden von 
Decan Karg (S. 61 — 80.) ; 3) Die Herrschaft Hirschblatt mit 5 
kirchliche Vermögens- und Jurisdictionsverhältnisse betreffenden Ur- 
kunden (S. 81—90.), von Archivar E. Schnell zu Sigmaringen; A) 
Quellenmässige Beschreibung und Geschichte der Pfarrei Seekirch^ 
von Pfarrer Schöttle (S. 91 — 128.); 5) Zur Geschichte des Rurdl^ 
capitels Stockach, von Decan Karg (191 — 209.); 6) Die Schicksale 
der ehemaligen Abtei St. Märgen im breisg, Sehwarawald, von J. 
Bader (S. 211—78.) ; 7) Ueber den kirchlichen Charalder der Spitäler, 
besonders in der Er^diöcese Freiburg , urkundlich dargestellt von 
Pfarrer Haid (S. 279 — 341. : Einleitung und I. St; Andreas Hospi- 
tal ^u Offenburg. Mit 44 Urkunden und Begesten) ; 8) Die Kirche 
der Benedictinerabtei Petershausen bei Constan^, von Geheimen Hof- 
rath Karl Zell (S. 343—408.). 

Aus Band III. sind hier zu erwähnen: 1) Der Oanstanjser 
Bischof Balthasar Merklin (Coadj. 1527, Bisehof 1529--^31), Reichs- 
vicecanzler, Bisthumsverweser zu Hildesheim und Stifkspropst zu 
Waldkirch mit 5 Urkunden, von J. Bader (S. 1 — 24.); 2) Üeber 
den kirchlichen Charakter der Spitäler (Fortaetzung IL Dm Heüig^ 
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geislsipitai in Pfüllendarf mit 72 commentirten Urkunden und Re- 
gesten), von Pfarrer Haid (S. 25-100.); 3) Bischof Johann IV. 
von Omstane (1351—56), von Decan Karg (S. 101—109.) 4) Zur 
Geschickte des Frauenstiftes Waldkirch, von Pfarrer WerJcmann 
(S. 123—163.); 5) Leben des P. Oervasius Btdffer, Conventual der 
Benedictiner-Abtei Ettenheimmünster (1714—89), von Pfarrer Kärgel 
(465 — 72.). Unter den handschriftlichen vorhandenen Werken Bulf- 
fer's kommen auch vor eine Abhandlung über das jus decimandi und 
mehrere kirchenhistorische statistische Schriften über das Kloster 
Ettenheimünst^. 6) Memorabilien aus dem Erzbischöflichen Archiv 
zu Freiburg zur Geschichte der katholischen Religionsübung und 
insbesondere der Gapuciner aus der Zeit von 1733 — 49 unter dem 
katholisch gewordenen Herzog Karl Alexander von Württemberg und 
dessen Gattin Maria Auguste geb. von Thurn und Taxis (S. 473 -- 82.). 

Eine zeiti^emfisse LectQre ist die Neubearbeltang einer Abhandlong der 
Oesterreichischen Revue: 

3, Die Stifte der alten Orden in Oesterreich^ ihre Aufgäbe, Stellung, 
Wirksamkeit, beleuchtet von Dr. J. Friedr. Ritter v* Schulte ^ Prof. 
der Rechte zu Prag. Giessen. Roth. XV und 76 S. 8. fVa Thlr.) 

Ein grOndliches, gal geschriebenes Piaydoyer fOr den Wertb und Fortbe- 
stand und gegen eine etwaige Sficularfsation der 45 bsterreicbiscben Abteien und 
Priorate der Primonstratenser (7), Benedictiner (19), Cistercienser (11), latera- 
nensiseben Cborherm (7) and Krenzberrn (1). Scbnlte gibt dabei seatistisrbe 
Narbweise der Mitgliederzahl, ThSdgkeit der Stifte in der Seelsorge und in Lebr- 
arotern aller Art, (sie besorgen z. B. ausser mehreren Real- und vielen Elemen- 
tarschulen 12 Ober- und 4 Untergynmasien) ihr Vermögen und ihre nicht unbe- 
deutenden Staatsabgaben. 

. Als wertb vollen, im Julibeft 1869 u. flf. der Schweizer BIfttter fQr Wissen- 
schaft von Propst Tanner ausfObrlidi besprochenen Beitrag zur Schweizer Kir- 
chengeschicbte registriren wir hier auch: 

4. Die CoUaturpfarreien und Gotteshäuser des Stiftes Zurzach. Von 
Joh» Huber, Stiftspropst und Domcapitular. Klingnau. Bärli 1868. 
222 S. gr. 8. 

Die in Folge der revidirfen Staatsverfassung vom Jahre 1864 im Canton 
Aargau geschehene Abtretung der Pfarrwahlrecbte an die Kirchengemeinden und 
Einlösung der Collaturverpfllchtungen veranlasste den Verfasser zur Kenntnfss- 
nabme aller derjenigen Urkunden , die sich auf die rechtliche Stellung des Stifts 
Zurzach beziehen. Ferner erwähnen wir die popnl&r gehaltenen Broschüren: 

ö. Katholische Stimmen aus der Schweiz. Zürich. Wörl. 1869* 

Heft 1. (81 S. 8.) kritlsirt das Mischehegesetz in der Schweiz (vgl. 
Archiv VII, 308.), indem es dabei den Standpunkt der Encyclica vom Jahre 1864 
zu Grunde legt. Das Scbriftchen enthalt viele vortreffliche Bemerkungen; jedoch 
meinen wir, der Verfasser hfttte nicht den Standpunkt der Encyclica als den der 
katholischen Lehre voranstellen sollen, weil fQr die, welche die Encyclica ohne 
Weiteres in allen Stöcken als katholische Lehre annehmen, wohl die ganze weitere 
Belehrung Ober die Mischehen überflös.slg sein wOrde. Heft 2. (32 S. 8.) wendet 
sich 4iregen die Bestimmung des Entwurf^ der Verfassungsrevision des Can- 
tons Thurgau, womach es den Katholiken auf ewige Zeiten untersagt sein soll, 
durch klösterliches Leben und Wirken den thurgauischen Boden zu gef&hrden, 
und demnach auch das letzte Kloster dort, das altehrwQrdige Dominicanerin- 
nensUft St. KatharvnatJial fallen soll. In Heft 6. (50 S.) wird behandelt: 
Der Schulzwang ein Stück Schweizerfreiheit. In Heft 7 (55 S. 8.) wird 
„Di6 Bedrohung der gesetzlichen Ordnung in Kirche und Staat durch 
die Presse in radical - sodalistischer Richtung'* beleuchtet von Karl 
Oreith, Bischof von St Gallen. Wahrscheinlich aus der gewandten Feder 
desselben KirchenförsteD stammt wohl auch: 
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6. Die christliche Ehe und die CivUehe. Ansprache der schweize* 
rischen Bischöfe an die Geistlichen und die Gläubigen ihrer DiÖ- 
cesen. ZüHch. 1868. WörL 26 S\ 8. 

Es werden darin nacheinander die Fragen beantwortet: t) was ist die 

christliche Ehe? 2) was ist die Civilehe? 

7» Die Monarchia Sicula* Eine historisch cananistische Untersuchung 
von Dr. Franz Jacob Sentis, Freiburg i, Br. Herder. 1869. VII und 
302 S. 8. (Pk Thlr.) 

Monarchia Sicula beisst seit dem 16. Jahrhundert jene kirchliche Joris- 
diction, welche die Beherrscher Siciiiens im Laufe der Zeit in einem solchen Um- 
fange osurpirt hatten, dass dadurch die kirchliche Gewalt des Papstes auf Jener 
Insel fast ganz ausgeschlossen wurde. Die Könige bestellten die Beamten, durch 
welche sie diese Jurisdiction austkben Hessen; sie vergaben die BIstbQroef und die 
meisten Beneficien; alle päpstitrhen und bisrh&flichen Erlasse bedurften einer 
königlichen Genehmigung, und diese wnrde oftmals versagt; Appellationen nach 
Rom waren so gut wie unmöglich gemacht; die KOnige ordneten die Visitationen 
der Kirchen, KlOster und Beneficien an; der vom KOnige bestellte Ricbter bean- 
spruchte das Recht, die Excommunication und andere ktrchllrhen Strafen zu ver- 
hängen und von den durch die BischOfe verhängten Strafen loszusprechen -~ und 
Alles (fieses führte zu den grOssten Missbrauchen. An den Grafen Roger f., der 
Sicilien aus der Gewalt der Sarazenen wieder befreite, hatte Papst Urban IL 
1098 ein Privileg verliehen, wodurch Roger und auch noch dem ihm auf dem 
Throne folgenden Sohne die Stellvertretung eines Legaten in der Ausführung 
päpstlicher Anordnungen gewahrt worden und zu diesem Bebufe Gesandtscbaflen 
an ihn abgeordnet werden sollten. Dem Sohne Roger^s I., Koger Jl., dem nachmali- 
gen ersten KOnige Siciiiens, bestätigte Pasdiatis IL, der Nachfolger Urban's IL 
das von diesem an Roger L verliehene Privileg. Diese zweite Urkunde hat GiC' 
sebrecht im Codex Vaiicanus Oliobonianus Nr. 3057. aufgefunden und in den 
Jatr^'schen Papstregesten veröffentlicht. Durch sie wird die Echtheit der Bulle 
Urban's II., die namentlich auch Baronius und Tedescbis bestritten, bestätigt. Von 
einer Verleihung einer wirklichen und gar vererblirhen WQrde eines geborenen 
Legaten des apostolischen Stuhles an die Herrscher Siciiiens ist in beiden Diplo- 
men keine Rede, im Gegentbeile sie gewähren nur das Recht der Ausführung der 
Anordnungen, die ein vom Papste nach Sicilien entsandter Legat (reffen werde 
und sie wahren dabei zugleich in bestimmtester Weise das Princip der geistlichen 
Jurisdiction, und weisen auf die dem weltlichen Herrseber auch in der Ausübung 
dieser Rechte gesteckten Grenzen hin; ausserdem beschränken sie das ganze 
Recht auf Roger I. und dei\ienigen seiner beiden SObne, der sein rechtmässiger 
Thronerbe sein wQrde. Die ganze Monarchia Sicula ist in Wirklichkeit ein auf 
Usurpation und königlichen Ordonanzen beruhendes Trugbild ; das Diplom Urban*s IL 
war verloren gegangen und wurde erst gegen 1510 von Malaterra wieder aufge- 
funden und nun freilich mit als Handhabe der Usurpation benutzt. Schon Cle- 
mens XI. hob in der vom 20. Februar 1714 datirten, am 20. Februar 1715 pnbli- 
(irten Bulle Romanus Pontifex die prfitendirte Legatenqualität der sicil. Könige 
ganz auf, aber obne damit durchzudringen. Benedict XIII. gewahrte durch die 
Bulle Fideli vom 30. August 1728 dem sogenannten „Richter der Monarchie*' 
durch neue Concession eine beschränkte Jurisdictionsgewalt und gestand dem 
jedesmaligen Herrseber Siciiiens das Recht der Ernennung desselben zu ; aber die 
allen Missbräucbe hOrten nicht auf, und die Regierung stOtzte sich nach wie vor 
auf die angebliche alte Legatengewalt. Sogar noch Virtor Emanuel und dessen 
Statthalter, sowie zur Zeit der Dictatur selbst Garibaldi Hessen sich zu den her- 
kOmrolirben Zeiten auch in der Kathedrale zo Palermo die einem päpstlichen Le- 
gaten gebObrenden Ehren erweisen. Wir theilien im Archiv Bd. XIX, 92 ff. bereits 
die Bulla Suprema und das Breve Multis gravissimis mit, wodurch Plus IX. 
die Monarchia Sicula vOlIig aufhob und die kirchliche Jurisdiction in SIciiien neu 
ordnete. Die Regierung Victor Emanuels sucht aber noch das ganze Legaienrecht 
aufrecht zu erhalten, und es wurde daher der zeitige kOnlgU Delegat durch Breve 
vom 28. Juli 1868 feierlich ans der Kirchengemehischaft ausgeschlossen. Die 
ganze verwickelte Geschichte hat Sentis ans zahlreichen gedruckten und unge* 
drockten Quellen, zu deren Benatzong er wlUirend eines dreijährigen Aofenthaltea 
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in Italien Gelegenheit hatte, sehr anschaulich und gut geschildert und im Anhange 
die wichtigsten Documente beigegeben. 

8, Der Tiachtiiel als Jnauguraldiss. bearbeitet von Joh, Nacke, Pa- 
derborn. Schöningh. 1869. 38 S. 8, (Ve Thlr.) 

Der Verfasser verrftth eine gute Darslellungsgabe. Er erftrtert klar and 
grOndllch zuerst die geschichtliche Entwickelung des OrdlnationsHtels und der ver- 
schiedenen Arten desselben (S. 5 — 22.), und sodann insbesondere die Voraus-. 
Setzungen und Wirkungen des in Deutschland aufgekommenen Tischtiteis, mit 
RQcksicbtnahme auf die einzelnen deutschen Lftnder (S. 23—88.). Den Ursprung 
des Tischtitels verlegt er nicht, wie J: Meyer im Archiv ÜI, 269. und mit ihm 
Jetzt Hinschiua in seinem grossen, der Wissenschaft und den Bedürfnissen der 
Praxis vortrefflich genügenden »Kirchenrecht« (Berlin 1869. Bd. I. S. 70 f.) thut, 
erst in die Zeit nach dem Tridentinum, sondern wohl nicht mit Unrecht, (S. U f.) 
schon in die Zeit der Ausbreitung der Reformation in Deutschland, wo ein be- 
deutender Theil des Kirchenguts verloren ging und an Stelle vieler abgefallener 
Geistlichen andere nöihig waren, so dass deshalb die Augsburger Diöcesanstatuten 
vom Jabre 1567 ihn bereits als etwas ganz Bekanntes erwfihnen und bereits von 
MissbrSuchen reden, die dabei vermieden werden mOssten. Die Prager Synode 
von 1605 redet übrigens nur von einem »titulus mensae ad vitae sustentationem,« 
nicht, wie Nacke S. 16. irrig meint, davon, dass der tUulos mensae ad vitam, d. b. 
ein lebenslänglicher sein solle. Auch h&tte der Verfasser bei der Uebersicht der 
verschiedenen Ordinationstitel wenigstens kurz noch den titulus missionis sive 
rollegii der der Propaganda unterstehenden Missionspriester und den titulus paa- 
pertatis slve prof'essionis der Religiösen erw&hnen sollen. S. 8. Z. 4. v. a. 
schreibt der Verfasser: schaffte statt: schuf. Vering. 

JHlseelle« 

Üeber die Geschichte des französischen Concordats vom Jahre 1801 

hat der sei. Baron Moy im Archiv Bd. IV, S. 319—57. einen Auszug aus den 
handschriftlicben Memoiren des Cardinais Consalvi, nach Cretineau-Joly's 
,.reglise Romaine en face de la Revolution" (Paris 1859) milgetbeilt. In diesem 
Jahre erschien nun zu Paris die ,,histoire des deux concordats de la ri- 
'publique francaise el de la r^publique cisalpine, conclus en 1801 et 
1803 entre NapoUon Bonaparte et le Saint Sihge, suivie d'une r^lation 
de son couronnement comme empereur des Fran^ais par Pie VII., d'apres des 
documents inedits extraits des arcbives secretes du Vatican et de Celles de 
France, par Augustin Theiner, prefei des arcbives du Vaiican etc.** Bar-le-Duc, 
L Guerisi, Paris. E. Dentes et V. Pälm^. 1869. (2 vol. 8.; 12 Frcs.). Der ge- 
lehrte F. Tbeiner suchte durch die von ihm mitgethellten Documente gegenüber 
Herrn Cretineau-Joly die aufrichtigen Absichten Napoleon's I. beim Abschlüsse des 
Concordates darzuthun, während Cretineau- Joly in seiner oben genannten 
Schrift und nach ihm D^Haussonville in seinem jüngst erschienenen Werke: 
„L'^glise romaine et le premier empire 1800—1814,** Napoleon bei jenen Concor- 
datsverhandtungen im schlechtesten Lichte erscheinen liess. Cretineau • Joly hat 
nun eine Erwiderung erscheinen lassen unter dem Titel : „Bonaparte, le Concordat 
de 1801 et le Cardinal Consalvi.*' Er wirft darin dem Pater Theiner Ffilschung 
vor und hat 10,000 Frcs. bei einem Pariser Gerichte deponirt, welche er dem be- 
zahlen will; der ihm das Original eines Briefes des Abb^ Bernier zeigen kann, 
welchen Tbeiner anführt, und welcher den Versuch, an die Stelle des Concor- 
dates bei der Unterschrift desselben ein anderes Actenstück zu unterschreiben, 
widerlegen soll. Die Docamente des P. Theiner stammen nicht aus dem geheimen 
Archiv des Vaticans, welches er ohne besondere Erlaubniss nicht hatte benutzen 
können, und diese Erlaubniss hat er, wie ein Römischer Correspondent des „Osser- 
vatore Cattolico** schreibt, weder nachgesucht noch erhalten. Er erhielt sie aus 
den kaiserlichen Archiven in Paris in Abschriften, welche der dortige Custos 
beglaubigte. 

Das Französische Concordat ist, wie wir bei dieser Gelegenheit beifügen, 
zufolge eines an den Erzbischof von Chambery und dessen SuflVaganen und den 
Bischof von Nizza gerichteten pSpstlichen Breve vom 31. December 1860 auf das 
Herzogthum Savoyen und die Grafschaft Nizza ausgedehnt, die damals an die 
nranz(kilsobe Klrone übergingen. Y. 
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